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Die Erwerbung des Eigenthums durch Hebergabe, nad 
den Beftimmungen des bürgerlichen Geſetzbuchs. 
Dom Herrn Bire »Präfident Dr. Siebenhaar. 


VVV 


8. 1. 
Allgemeine Bemerkungen. 


Nach älterem römiſchen Rechte, zu einer Zeit, wo der Han⸗ 
del und Verkehr noch in der Wiege lag, gab es res mancipi 
und nec mancipi. Für die Veräußerung jener hatte das Givil- 
recht zwei Formen vorgejchrieben, nämlich nexum seu mancipatio 
und in jure cessio!), deren Beobachtung ein fo weſentliches Er- 
fordernig der Veräußerung ausmachte, daß der bloßen Weber» 
gabe irgend eine rechtliche Wirkung nicht zufam. Dagegen konnte 
die Veräußerung der res nec mancipi mit voller Wirkung durch 
die Webergabe erfolgen. - 

Mit dem Fortiehritte des Handels und Verkehrs verwiſchte 
fich nach und nach der Unterfchied zwiſchen res mancipi und nec 
mancipi und es blieb als die einzige Art der Veräußerung der 
Sachen die Uebergabe übrig. Die Zeit, zu welcher die Praxis 
die den freien Verkehr bindernden Feſſeln abgeworfen habe, läßt 
ſich nit mit voller Beitimmtheit angeben. Aber foviel beruht 


3) Ulpianus, fragment. tit. XIX. in Schultingii jurispr. antejustinianes 
(L. B. 1717) pag. 618. 
| Unnalen, Reue Kolge Bb. VI. | 1 
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außer Zweifel, daß fich diefe Aenderung zur Zeit des Kaiſers 
Suftinian vollzogen und in das Rechtsbewußtſein des Volkes, 
der Juriſten und der Gerichte Eingang verfchafft hatte ?). 
| Wenn die Kaiſer Diocletian und Mariminian in der 1. 20 
_Cod. de pact. rejcribirten, 
traditionibus et usucapionibus dominia rerum, non nudis 
pactis transferuntur, 
jo bat dies, wie namentlich aus den Worten „non nudis pactis“ 
hervorgeht, den Sinn, es Tünne das Eigenthbum an. Saden nur 
traditionibus et usucapionibus übertragen werden. Der Gegen» 
ſatz „nuda pacta“ bezieht fich nämlich nicht auf den Unterfchted 
zwiſchen pactg_ nuda (aus melden Feine Klage gegeben wird), 


und pacta non nuda, (aus melden eine Klage fließt) ). Denn, 


jelbft wenn ein pactum non nudum vorliegt, 3. B. ein Kauf, fo 
wird dennoch dadurch, ohne den Hinzutritt der Uebergabe, das 
Eigenthum nicht übertragen. Das Entkleidetſein des pactum 
von dem Merkmale der vollen Wirkfamfeit befteht bier in dem 
Mangel des vorher angegebenen Erfordernifjes der Uebergabe, 
als einer weſentlichen Vorausſetzung der Veräußerung. Ein 
pactum, welches über die Uebertragung des Eigenthums ges 
Ihlofien wird, vermag nur dann das Eigenthum auf den Er- 
werber zu übertragen, wenn die Webergabe der Sade hinzuge- 
treten ift, ohne die Uebergabe tft es machtlos und der Wirkun⸗ 
gen beraubt, es fehlt ihm das Gewand, mit welchem es fich 
umgeben muß, wenn es zu feinem’ Ziele gelangen will. Aber 
die Uebergabe tft nur bei Rechtsgefchäften unter Lebenden zur 
Uebertragung des Eigenthums erforderlid. Ein Wechſel im 
Eigentbum ohne Uebergabe kann auf verfchiedene andere Art 
erfolgen, 3. B. duch Adjudication, Erbrecht, Vermächtniß u. ſ. w. 

Unfere Beit, bingerifjen von der Bewunderung neuer Er- 
findungen, welche den Handel und Verkehr fürbern und zu einer 


s) |. 20 God. de pact., $. 40 Inst. de rerum divis., 1. 9.8.3 D. de 
adquir. rer. domin., 1. unic. Cod. de usucapione transf. Man vergl. auch 
Siebenhaar, Correalobligationen ©. 184 flg., 241, 306 fig. 

®) ], 10 God. de pact., 1. 7. $. 4 D. eod. 
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faft nicht geahnten Höhe emporheben, berauſcht won den Siegen, 
welde der menſchliche Geift und Fleiß über die feinen Wirken 
gefebten Schranken, an Det und Zeit, errungen bat, tft nur zu 
fehr geneigt, fih aud von den Wahrheiten für entbunden zu 
halten, welde, meil fie die Grundpfeller der menfchlichen Ge- 
felfchaft bilden, ewig dauern, tn dem bunten Treiben des täg- 
lichen Lebens fort ımd fort ihr Recht geltend machen und ſich 
den auf ihre Berleugnung gerichteten Berfuchen gegenüber An⸗ 
erfenntniß verfchaffen werden. Zu diefen Wahrheiten rechnen 
wir Den angegebenen Sat des römifchen Rechts „traditionibus 
et usucapionibus dominia rerum, non mudis pactis transferuntur.“ 
Wir fehen vorher, daß es Biele geben wird, welche hiergegen 
Zweifel haben, den Standpımlt des römischen Rechts für einen 
längft überwundenen anfehen und in dem angegebenen Satze 
et Hemmniß der freien. Bewegung des neenfchlichen Willens 
md des täglichen Verkehrs finden werden. Um diefer Vor⸗ 
urtheilen im Borans zu begegnen, bemerken wir Rachſtehendes. 

Das objective Gebtet des Rechts find die (korperlichen) 
Sachen, in ihrem Weſen und in ihren dem menfchlicher Ge⸗ 
braude und Verbrauche dienenden Eigenſchaften. Ein Recht, 
ohne eine Sache, auf melde fich daffelbe bezieht, tft undenkbar, 
weil das Recht, ala das Ergebniß einer Macht, einen Gegenftand 
erfordert, in welchem es ſich wirkſam zeigen, gleihjam ſeine 
Kraft auf eine äußerlich erfennbare Weiſe entwickeln und ent⸗ 
falten kann. Hiervon machen auch die Rechte an Sachen, 3. 3. 
das Pfandrecht, der Niekbraud, die Dienftbarkeiten, feine Aus» 
nahme. Denn aud fie haben die Sachen zu Thren Objecten und 
es befteht ihre Eigenthümlichkeit Lediglich dartır, daß fie nur an 
fremden Sachen zuftehen fünnen, alſo ein fremdes Recht voraus⸗ 
fegen, auf weldem fie beruhen und von welchem fie abhängig 
find, wie wie bereit früher an einer andern Stelle ausgeführt 
haben 9). 

Fragen wir nun, warum zu dem Webergange des Eigen- 
thums von einer Perfon auf die andere nicht der in dem Ber» 


*) Bd. 5 ©. 289 flg., S. 306 flg. 
1* 
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trage ausgefprochene Wille des Veräußerers genügt, Tondern die 
Uebergabe der Sache an den Erwerber erfordert wird, fo findet 
diefe Frage ihre Beantwortung darin, daß durch den Vertrag 
immer nur ein rechtliches Band geſchaffen werden kann, vermöge 
dejjen der Veräußerer dem Erwerber gegenüber verpflichtet tft, 
während durch die Webergabe das Eigenthum des Veräußerers, 
mit deſſen Einwilligung, aufhört und auf den Erwerber über- 
tragen wird. Sp lange nämlich der Beräußerungsvertrag noch 
in den Grenzen einer Obligation zur Uebertragung des Eigen- 
thums beiteht, Dauert das Eigenthum des Veräußerers mit allen 
darin enthaltenen Verfügungsrehten über die Sade fort. Ein 
Eigenthbum des Erwerbers neben dem Eigenthbume des Veräuße⸗ 
vers iſt aber nicht möglich, weil an einer und derfelben Sache 
weder ein Bejig noch ein Eigenthum Mehrerer in solidum ftatt 
haben kann. Anders verhält es fi aber nach der Uebergabe 
der Sache. Bon diefem Momente hört das Eigenthum des 
Uebergebenden auf und es tritt an deſſen Stelle das Eigenthum 
des Erwerber. Wollte der erftere, teoß der Mebergabe, noch 
über die Sache verfügen, fo würde er das Eigenthum des 
legteren verlegen. 

Dies ift dag Necht, welches in der Natur der Sache liegt, 
welches nicht gefchaffen wird, jondern vorhanden tft, welches 
nicht erfunden, fondern gefunden und erkannt wird. jede 
Aenderung defjelben führt zur Rechtsunficherheit und hiermit zu 
einer Störung des Verkehrs. Wollte man nämlih ſchon dem 
Willen des Eigenthümers die Wirkung, das Eigenthum zu über- 
tragen, beilegen, fo wirde man Diejenigen, welche nach der nicht 
thatfächlic) gewordenen Veräußerung die Sache von dem Eigen- 
thümer erworben hätten, in Gefahr bringen, indem man fie den 
Gefahren und Nachtheilen der Vindicationen Anderer, welche 
blos eine Forderung haben, ausfegen würde. Wollte man da- 
gegen der Uebergabe die Wirkung, das Eigenthum zu übertragen, 
abiprechen, jo würde man den Rechtsverkehr untergraben, indem 
der Eigenthümer fort und fort die Anſprüche der perjönlichen 
Gläubiger feines Vorgängers im Eigenthume zu fürchten 
hätte. 
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Das BGB. hat in den SS. 198 his 204, 253 bis 256 die 
Vorſchriften des römiſchen Rechts über die Erwerbung des Be- 
ſitzes und Eigenthums durch Uebergabe durchgängig wiederge⸗ 
geben und da dies eine der wichtigften Lehren ift, welche durch 
das BGB. wieder auf ihre urfprünglice Reinheit zurückgebracht 
worden find, fo wird die nachftehende Darftellung, auch neben 
den im Commentar zu den gedachten SS. aufgeftellten allgemei- 
nen Gefichtspunften, nicht überflüffig fein. 


8. 2. 
Die Erwerbung bes Eigenthums durch Uebergabe. 


Bon den oben angeführten 88. des BGB.’3 geben die 88. 
253 und 254 
8. 253. Durch Uebergabe wird das Eigenthum einer bes 
weglichen Sache erworben, wenn der Befig derfelben in der 
Abſicht, Eigenthum zu Übertragen, übergeben wird. 
8. 254. Die Eigenthumserwerbung durch Mebergabe jebt 
voraus, daß der Uebergebende handlungsfähtg iſt, daß er 
das Eigenthbum der Sache bat oder fpäter erwirbt oder 
fonft aus einem Nechtsgrunde zu der Veräußerung befugt 
ift, ferner, daß der Beſitz in der Abſicht, Eigenthum zu über» 
tragen und zu erlangen, übergeben und empfangen wird, oder 
“ ein der Uebergabe gleichitehender Fall vorliegt. Erwirbt der 
Uebergebende erft nad der Mebergabe das Eigenthum, jo 
geht dafjelbe von Beitpunfte diefer Erwerbung an auf den 
Empfänger über. 
den Begriff der Veräußerung durch Uebergabe und die Erfor- 
derniffe, Vorausſetzungen und Wirkungen der Uebertragung des 
Eigenthums vermöge diefer Art der Beräußerung. Wenn in 
ben angegebenen 88. lediglih von beweglichen Saden bie 
Rede tft, jo hat dies feinen Grund darin, daß nad Sächſiſchem 
Rechte (88. 276 bis 280 des BGB.'s) das ſ. g. Ingroſſations⸗ 
ſyſtem gilt, vermöge deffen Eigenthum an Grundftüden nur durch 
Eintragung des Ermwerbers, vermöge eines Rechtsgrundes zur 
Eigenthumserwerbung, mit voller Wirkung auch Dritten gegen 
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über erworben werden kann. Siegmann hat die einfehlagen- 
. den Beitimmungen des BGB.'s in der zweiten Auflage des 
Commentars in der nur feinem practiihen Scharfblide möglichen 
gründlichen Weije To erfchöpfend interpretixt und namentlich auch 
die auf einer völligen Unkenntniß des Ingroſſationsprincips 
überhaupt und des Sächſiſchen insbeſondere beruhenden Mißver⸗ 
ftändniffe Anderer jo umftändlih, einfah und klar berichtigt, 
daß mir uns lediglich auf das dort Gejagte beziehen und blos 
auf die Erwerbung des Eigentbums an bewegliden Saden 
durch die Uebergabe beſchränken können. 

Die neuere Doctrin, welche die Rechtswiſſenſchaft in ihrer 
Tiefe zu erfaſſen glaubt, wenn ſie das Verkehrsleben auf die 
Bertragslehre zurückführt, erblidt in der Uebergabe einen ſ. g. 
NRealvertrag. Wir halten die Eintheilung der Verträge in 
Conſenſual⸗, Real», Verbal⸗ und Literalverträge überhaupt 
für unrichtig. Allerdings beruht das römiſche Recht auf dem 
ganz richtigen Prineipe, daß die Obligationen begründet 
werben können Durch consensus, res, verba und scripture. Aber 
dies it etwas ganz Anderes, als bie angegebene Eintheilung 
der Verträge. Berfteht man nämlich unter einem Bertrage das 
Einverftändniß zweier Perſonen, permöge deſſen die eine zu 
einer Leiſtung (ad dandum, faciendum, praestandum) verpflichtet, 
die andere dieſe Leiftung zu fordern berechtigt jein fol, jo liegt 
auf der Hand, dab dur den Vertrag nicht immer eine llagbare 
Obligation entſtehen kann, ſondern hierzu noch irgend ein Mo⸗ 
ment hinzutreten muß, welches die Obligation in das Leben ruft, 
ſei es nun der consensus, oder die res, oder die in Worten 
erklärte Verpflichtung, oder die scriptura. Eine Geſetzgebung, 
welche den Verträgen die Kraft beilegte, die Obliggtion zu be⸗ 
gründen, würde infofern, als fie nicht bewirken Tann, daß bie 
Obligation ſchon durch den Vertrag als entitanden gilt, melde 
nah dem Willen der Bertragichließenden erft unter einer ge- 
wiſſen Borausfegung entitehen foll, 3. B. die Obligation zur 
Rückgabe eines Darlehns, wenn diefes gegeben morden ift, 
etwas Unmöglicges, und inipfern, als fie bie Füglichkeit, oom- 
En seneu, re, verbis, literis zu chntrahiren, auf die einzige Art des 
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Sontraitrens oonsensu beſchränkte, etwas Unvolllommenes be- 
ſtimmen. Sie kann den Vertrag nur von jeder Form entbinden, 
“aber zu beſtimmen, daß durch den Vertrag unbedingt die Obli- 
gation entftehen Toll, much wenn deren Vorausjegungen noch 
gar nicht vorhanden find, liegt ebenfo außer den Grenzen ihrer 
Aufgabe, als denen ihrer Macht. Um bei dem oben erwähnten 
Beifpiele des Darlehns ftehen zu bleiben, fo halten wir die 
Vorftelung, es fei das f. g. pactum de mutuo dando der Dar- 
lehnsvertrag jelbft, das Geben des Darlehns bilde die Vorleift- 
ung, die Rückzahlung defielben die Nachleiitung, für ungerecht- 
fertigt. Bon einer ſolchen gegenſeitigen Berbindlichkeit, wie fie 
bei der Borleiftung und Nachleiftung vorausgeſetzt wird, läßt 
fih bei Darlehne nicht reden, weil die Berbindlichleit des 
Schuldners zur Rüdzahlung erft Durch das Geben des Darlehns 
entfteht und vorher gar nicht vorhanden iſt. Der Vergleich mit 
deu Miethvertrage paßt nicht, weil die Gewährung der vertrags- 
mäßigen Benusung die Vorleiftung nur für die Zahlung des 
Miethzinfes ift, ein diefem gleihftehendes Verhältniß aber blos 
bei dem zinsbaren Darlehne, in Beziehung auf die verſprochenen 
Binfen, vorkommt. Dagegen ſteht die Uebergabe der ermietheten 
Sade zum Zwecke der Benubung zu der Rückgabe derjelben 
nad) beendigtem Miethvertrage nicht in dem Verhältniffe der 
Borleiftung zur Nachleiftung, fondern ebenjo wie beim Darlehne, 
in dem Berhältniffe der Vorausſetzung der Obligation zu der 
Obligation, welche durch die Erfüllung ihrer Borausfegung ent 
ftanden ift, natürlih mit dem Unterſchiede, welcher ſich Daraus 
ergiebt, daß der Miether eine species zurüczugeben hat, während 
der Darlehnsfchuldner zur Reftitution des tantumdem verpflid- 
tet iſt. Wie fih aus dem Vorftehenden ergiebt, tft die Eintheil- 
ung der Verträge in Gonfenfual-, Real», Verbal- und Literal- 
verträge etwas Weiteres nicht, als eine Ueberjegung der Con⸗ 
fenfual-, Real», Berbal- und Literalobligationen, zu welcher 
man bei der juriftiich nicht ausgebildeten deutfchen Sprache, die 
weder für „contrahere“ noch für „obligatio“ einen Ausdrud hat, 
feine Zuflucht nehmen muß. 
Indeſſen, was man auch über die beſprochene Eintheilung 
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der Verträge denken mag, fovtel feheint uns unzweifelhaft, daß 
die Uebergabe kein Vertrag iſt. Diefelbe tft eine Handlung, 
deren rechtliche Folgen aus der ausdrücklich erflärten oder fonft 
aus den Verhältniffen ertennbaren Abfiht der Handelnden zu 
beftimmen find. Aber ein Vertrag, fofern man nicht darunter 
etwa jedes bewußte menfchliche Handeln faßt, Liegt nicht in hr. 
Menn der Verkäufer, nah geſchloſſenem Kaufe, die verkaufte 
Sache dem Käufer übergiebt, wenn der Schenker die gefchenkte 
Sache dem Beſchenkten einhändigt, wenn der Schuldner die 
ſchuldigen Gelder feinem Gläubiger bezahlt, fo dürfte es doch 
felbft unter den dem Leben fern ſtehenden Theoretifern kaum 
Ginen geben, welcher diefe Handlungen unter den Begriff von 
Berträgen bringen und deren rechtlihe Folgen bieraus con⸗ 
ftruiren follte. Zwar kann durch die Uebergabe eine Obligation 
de3 Empfängers begründet werden, 3. B. wenn ein Darlehn 
gegeben wird. Aber dies beweilt nur die Richtigkeit der Theorie, 
daß nicht jede Obligation durch Conſens entitehen Tann, nicht 
aber die Behauptung, daß bie Webergabe einen Vertrag in- 
volvirt. 

Nach den oben wörtlich gegebenen 88. 253, 254 des BGB.'g 
ift die Uebergabe diejenige Art des Ueberganges des Eigenthumsg, 
welche dadurch gefchteht, daß der Eigenthümer die Sache mit dem 
Willen, das Eigenthum zu Übertragen, Übergtebt und Derjenige, 
welchem übergeben wird, die Sache mit dem Willen, das Eigen- 
thum zu erwerben, In Empfang nimmt. Die Veräußerung oder 
Grwerbung durch Uebergabe erfordert daher eine Perſon, welche 
übergiebt, und eine Perſon, welde in Empfang nimmt und bei 
beiden Perfonen gewiſſe Vorausfegungen, ohne welche die Ver- 
äußerung oder Erwerbung einen rechtlichen Erfolg nicht haben kann. 


8. 3. 
Perſonen bei der Uebergabe. 
Soviel 
1) den Webergebenden (Tradenten) betrifft, fo wird zu einer 
gültigen Webergabe nad dem 8. 254 bei demſelben erfordert, 
daß er 
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a) übergeben kann, 
b) übergeben will und 
ec) fo übergiebt, wie er Tann und mwill.. 


Bu a. 

Als allgemeines Princip gilt, daß ſich nur der Eigenthlimer 
oder Derjenige, welcher bei der Uebergabe als Eigenthümer zu 
betrachten tft, in der Lage befindet, übergeben zu fünnen. Nach 
dem $. 131 des BGB.’3°) nämlich Tann Niemand mehr Rechte 
auf einen Andern übertragen, als er jelbft hat, und dies gilt nicht 
blos infoweit, als Niemand das Eigenthbum übertragen Tann, 
welches er ſelbſt nicht hat, fondern auch infoweit, daß der Eigen» 
thümer, wenn Rechte an der Sache begründet find, das Eigenthum 
nur ſo, wie er es bat, Übertragen kann. Aber auch wenn der 
Uebergebende (Tradent) Eigenthümer tft, fo wird doc zur Gül⸗ 
figfeit der Uebergabe vorausgefegt, daß nicht irgend ein Rechts⸗ 
grund vorliegt, aus welchem die Uebergabe als verboten zu be> 
traten iſt. Ein folder Rechtsgrund kann fih ergeben aus der 
Perſon des Uebergebenden, 3. B. wenn er handlungsunfäbig oder 
in feiner Handlungsfähigfeit beſchränkt tft (88. 81, 89, 786, 
187 ©), aus der rechtlichen Eigenſchaft der Sache, 3. B. wenn die 
Sache mit einer Anwartfchaft (einem Fideicommiſſe) belaftet ift 
(88. 2514, 2517, 2519”), aus dem Grunde, auf welchem die 
Vebergabe beruht, 3. B. eine Schenkung unter Ehegatten (88. 1647 
bis 1649 9). 

Diejenigen, welche Eigenthum nicht ſelbſt haben, fünnen an 
der Stelle der Eigenthümer übergeben, wenn fie vermöge Gefeges, 
3. B. der Bormund, der Vater, fofern er die väterlihe Gewalt 
bat, oder vermöge gültig errichteter Statuten, 3. B. die Vertreter 
juriftifher Perfonen, oder vermöge erhaltenen Auftrags, oder 
fonft aus einem anderen Grunde, 3. B. die Pfandgläubiger, zur 
Veräußerung im Namen des Eigenthümers berechtigt find. 


5), Man vergl. auch Eommentar ed. IL. Bd. 1 ©. 167 fig. 

6) Man vergl. Commentar Bd. 1 ©. 119, 1285 8b. 2 S. 88 flg. 
*) Man vergl. Sommentar Bd. 3 ©. 414 flg., S. 421 fig. 

) Man vergl. Sommentar Bd. 3 ©. 52 fig. 
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gu b. 
Bon einem Willen, zu übergeben, kann nur bie Rede fein, 
aa) wenn der, Uebergebende (Tradent) weiß, daß bie Sade, 
welche er übergiebt, fein ſei, 
bb) wenn die Uebergabe zu dem Ende geichteht, daß das 
Cigenthum übertragen werden fol, 
cc) wenn der Wille, das Eigenthum zu Übertragen, nicht ar 
eine aufſchiebende Bedingung geknüpft ift. 
Soviel nämlih das Erforderniß 
zu aa) anlangt, jo fehlt e8 an dem Willen zu übergeben, 
wenn der Eigenthümer feine eigene Sache in dem Glauben, daß 
fie eine fremde ſei, als eine fremde übergiebt, 3. B. wenn ein 
Beauftragter feine Sache, in dem Glauben, daß fie dem Auftrag- 
geber gehöre, Namens des Auftraggebers übergiebt. Denn der 
Irrthum, in welchem ſich der Uebergebende befindet, ſchließt den 
Willen, feine Sache zu übergeben, aus und es tft daher die Ueber⸗ 
gabe wegen Mangels des Confenjes nichtig‘). Anders ift der 
Fall zu beurtheilen, wenn Jemand feine Sache, in dem Bewußt⸗ 
fein, daß fie ihm gehört, jedoch in dem trrigen Glauben, daß er fie 
jhuldig fei, zum Zwecke der Tilgung feiner Verbindlichkeit über- 
“giebt. In diefem Falle geht das Eigenthum auf den Empfänger 
über und es hat der Hebergebende nicht die rei vindicatio, ſon⸗ 
dern nur die condictio indebitil%).: Der Grund der Verſchieden⸗ 
heit dieſer Fälle iſt ein jehr einfacher. Wer nämlich terthünlich 
eine Nichtſchuld erfült, irrt infofern, al3 er glaubt, daß eine 
Schuld befteht, obfehon fie in der Wirklichkeit nicht befteht. Aber 
diefer Irrthum bezieht fi auf den Grund, warum erfüllt wird, 
nicht auf die Sache, welche zum Zwecke der Erfüllung übergeben 
wird. Wer dagegen feine Sache, in dem trrigen Glauben, daß 
fie eine fremde jet, in fremdem Namen übergiebt, irrt in dem 
. Gegenftande, welchen er ühergiebt, alſo in der Uebergabe felbft!). 


% Man vergl. Commentar Bb. 1 &. 131 fig. 
- 4%) Man vergl. Eommentar Bd. 1 S. 264 fig. 

21) Nach römischen Rechte war ein Mandatar, welcher feine Sache in 
bem irrigen Glauben, daß fie dem Mandanten gehöre, verfauft und über- 
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Anlangend das Erforderniß | 

gu bb), fo haben wir dem im Eommentar Bd. I ©. 264 fig. 
Sefagten noch folgende kurze Bemerkungen beizufügen. In dem 
8. 254 wird nur die Abficht, das Eigenthum zu übertragen, er» 
wähnt und es kann daher den Auf Hein gewinnen, als ob durch 
das zu bb. aufgeftellte Erforderniß in den 8. Etwas hineinge- 
tragen würde, was nicht darin enthalten wäre. Indeſſen dürfte 
fih diefer Anfchein bei näherer Betrachtung erledigen. Wenn 
nämlich in dem 8. 254 von der Abficht, das Eigenthum zu über- 
tragen, die Rede ift, fo bat damit unzweifelhaft angezeigt werden 
jollen, daß nicht jede Hebergabe geeignet ei, Eigenthum zu über- 
tragen, fondern nur eine Mebergabe, welche diefen Zived habe. 
Eine Uebergabe bat aber den Ziwed, Eigenthum zu übertragen, 
wenn ihr ein Grund unterliegt, welcher Eigenthbum zu geben 
vermag, 3. B. der Kauf, der Tauſch, die Schenkung, die 
Erfüllung, das Geben an Zahlıngsftatt, das Vermächtniß. In 
joweit läßt fich allerdings jagen, die Mebergabe müſſe auf einem 
Rechtögrunde beruhen, jo fern man nur dabei nicht aus dem 
Auge läßt, daß diefer Rechtsgrund nicht ein drittes Erforderniß, 
neben Dem Willen zu übergeben und der Uebergabe, tft, fondern 
damit nur die Richtung angezeigt wird, welche der Wille des 
Üebergebenden haben muß, wenn die Webergabe Eigenthum 
übertragen fol. Die Meinung, es jege die Uebergabe einen 
vorhandenen Grund der Eigenthbumsübertragung voraus, it 
dem BGB. fremd. Namentlich macht es feinen Unterfchied, ob 
ein jolcher Grund wirklich vorhanden tft, oder von dem Ueber⸗ 
gebenden nur als vorhanden betrachtet wird. Da es fich ledig- 
lich um die Feftftellung des Willens des Uebergebenden handelt, 
jo reicht e8 hin, wenn auf irgend eine Weife in Gewißheit ge- 
jest werben kann, es jei der Wille des Uebergebenden auf die 
Vebertragung des Eigenthums gerichtet gewefen, follte auch in 


geben Hatte, zur Vindication dem Käufer gegenüber nicht berechtigt. (1. 49 
D. mand., 1. 11. 8. 2 D. de act. emt., I. 67 D, de procurat., 1. 17 D. de 
erict.) Nach dem BGB. würde die jedoch nur dann gelten, wenn ber 
Mondatar in eigenem Namen gehandelt, nicht, wenn er fi) dem Käufer 
gegenüber al3 Mandatar zu erkennen gegeben hätte. (88. 788, 790.) 


— 
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der Wirklichkeit ein Grund nicht vorhanden geweſen fein. Denn es 
bleibt immer wahr, daß der Uebergebende den Willen gehabt hat, das 
Eigenthum zu übertragen. Ein Irrthum kommt hierbei nicht 
in Betracht, wie ſich namentlih auch aus der Erfüllung einer 
Nichtſchuld ergtebt. Auch Derjenige, wecher indebite zahlt, han- 
delt in dem Glauben, daß er fchuldig ſei und er würde nicht 
zahlen, wenn er wüßte, daß er nicht ſchuldig wäre. Nichtsdeſto⸗ 
weniger kann er das Gezahlte nicht vindieiren, fondern nur con⸗ 
diciren, aus feinem andern Grunde, als weil er mit dem Willen, 
eine Schuld zu tilgen, gezahlt. bat. 

Soviel endlich das 

zu co) angegebene Erforderniß betrifft, jo erklärt fich daſſelbe 
daraus, daß, wenn unter einer auffchtebenden Bedingung über⸗ 
geben wird, der Wille des Webergebenden nur darauf gerichtet 
ift, es ſolle das Eigenthum erft mit dem Eintritte der Bedingung 
als übertragen gelten. Wir können uns in diefer Beziehung 
auf das im Commentar Bd. J S. 149 flg., S. 297 flg. Ausgeführte 
beziehen. Eine auflöfende Bedingung hat nit die Wirkung, 
daß das Eigenthbum beim Eintritte der Bedingung, ohne Retro 
tradition, zurüdfällt!?). 

Nah römischen Rechte wurde das Eigenthum der verkauften 
Sache durch die Uebergabe nur dann übertragen, wenn der Kauf 
preis bezahlt worden war 12) Nach der richtigen Anficht '*) gilt 
dies nur von dem Falle, wenn die gefaufte Sache vor bet 
Zahlung des Kaufpreifes übergeben worden tft und es an einem 
Momente fehlt, aus welchem zu entnehmen wäre, baß der Ver 
käufer deffenungeachtet das Eigenthum der verfauften Sache auf 
den Käufer zu übertragen beabfihtigt habe. Alles dies hat fid 
nad dem BGB. erledigt, weil nah dem 8. 1094 Sa 2 „Zah 
lung oder Stundung des Kaufpreifes zum Uebergange des Eigen? 
thums auf den Käufer nicht mehr gefordert wird.” 


12) Siebenhaar, Eorrealobligationen ©. 378 flg. 

18) 8, 41 D. de rer. divis,, 1. 5. 8. 18 D. de trib. act., 1. 15 Cod. de. 
rei vind. 

14, 8.40 J. de rer. diris., . 9. &. 3 D. de pign. act., 1. ı D. de 
reb. cred. 
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Bu o. 

Vebergabe tft die Ueberlaſſung der Sache an einen Anderen, 
oder die Handlung, durch die bewirkt wird, daß Derjenige die 
Sache befigt oder inne bat, welcher fie bis dahin noch nicht be» 
jeffen oder inne gehabt bat. Sie kann auf eine doppelte Weife 
erfolgen, nämlich entweder fo, daß der Eigenthümer die (beweg⸗ 
liche) Sache dem Andern thatfächlih in die Hand giebt, oder ſo, 
daß derfelbe dem Andern geftattet, die Sache an fich zu nehmen. 
Denn auch bei der legteren Art der Uebergabe ift es, wenn ber 
Andere die Sache an fih nimmt, jo zu betrachten, als ob er die 
Sache von dem Eigenthümer übergeben erhalten hätte, weil er 
fe mit Einwilligung des legteren an fih nimmt. Allerdings er- 
wirbt Derjenige, welchem bie Sache übergeben wird, der äußeren 
Erſcheinung nach nur den Befig. Aber diefer Beſitz giebt dag 
Eigentbum, wenn der Uebergebende Eigenthümer iſt. Bei jeber 
Uebergabe, namentlich bei derjenigen, welche dadurch erfolgt, daß 
der Eigenthümer dem Anderen geftattet, die Sache an fi zu 
nehmen, Liegen die Geftattung der Anfihnahme und die Anſich⸗ 
nahme felbft der Zeit nad auseinander. Trennt man dieje 
beiden einander entiprechenden Handlungen, melde in ihrer Ber- 
bindung den Uebergang des Eigenthbums enthalten, jo iſt die 
Geftattung der Anfichnahme, von dem Standpunkte des Eigen- 
thümer aus, die Webergabe, zu welcher die Anfichnahme von 
Seiten des Andern binzutreten muß, wenn die Sade in dag 
Eigenthum diefes übergehen fol. 

Wie nämlich in Dem $. 197 des BGB.'s gejagt wird, zer» 
fällt die Succeffion in den Beſitz (das Eigenthum) in zwei Acte, 
den Berluft des Beſitzes von Seiten des bisherigen Befiters 
und die Erwerbung des Befiges von Seiten des Beſitznachfolgers. 
Jener Act hat, auch wenn er noch allein fteht, rechtliche Folgen, 
deren nähere Angabe uns jedoch von dem gegenwärtigen Ziele 
zu weit abführen würde. Das BGB. befindet fih auch in diefer 
Lehre in Webereinftimmung mit dem römiſchen Rechte, indem, 
wie nur im DVorübergehen erwähnt werden mag, der Ausſpruch 
des Celſus, in der 1. 18, 8. 1 D. de adquir. possess. „Ri- 
dieulum illud est dicere, quod non aliter vult quis dimitterg 
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possessionem, quam si transferat, imo vult dimittere, quia existi- 
mat se transferre“ fih auf den Act des Berluftes des Be 
fite8 von Seiten des bisherigen Beſitzers bezieht, während Bau- 
lus in der 1. 1, 8. 3 D. eod. von der Erwerbung des von 
dem bisherigen Befiger aufgegebenen Beſitzes von Seiten eines 
Willensfähigen, mit oder ohne Einwilligung des Vormundes, 
handelt 5). 


8.4. 
Fortjegung. 

Nach dem 8. 254 des BGB. wird zu der. Erwerbung bed 
Eigenthums durch Uebergabe erfordert, daß Derjenige, weldem 
die Sache übergeben wird, den Befit. in der Abficht, Eigenthum 
zu erwerben, empfängt. Analyfirt man biefe Vorſchrift, jo er⸗ 
gtebt fich, daß in der Perfon des Erwerbers eine Doppelte Vor⸗ 
ausfegung erfüllt werden muß, nämlich 

a) der Wille, die Sade, welche übergeben mird, zu et 
werben, und 


15, Bur Verdeutlichung des im Texte Sefagten, fei noch Folgendes be- 
merft. Der Grund, warum durch die in ber Abficht, Eigenthum zu über- 
tragen, gejchehene Mebergabe, auch jelbft dann, wenn Derjenige, welchem 
übergeben wird, aus einem dem UWebergebenden unbefannten Grunde, 3. B. 
weil er bed Vernunftgebrauchs beraubt ift, während ber Webergebenbe 
glaubt, daß er gefunden Berftandes fei, oder weil er fchläft, während ber 
Webergebende glaubt, daß er machend fei, das Eigenthum nicht erwerben 
kann, der Beſitz verloren wird, liegt darin, daß neben biefer Webergabe der 
Befig des Webergebenden nicht fertbauern kann. In dem Webergebenden 
vollzieht fich nämlich der Verluft des Befiges durch animus und corpus (l. 
8 D. de adquir. possess. „utrumque — nicht alterutrum — in contrarium 
actum est“), indem, wegen der Unmöglichkeit des Beſitzes Mehrerer in soli- 
dum (l. 3. $. 5 D. de adquirenda poss.) in dem Willen, zu übergeben, ber 
Wille, den Befit aufzugeben, nothwendig enthalten if. Zudem giebt es 
mehrere andere Fälle, in welchen der bloßen Thatjache der. Webergabe bie 


Wirkung, baß der Uebergebende den Befit verliert, unzweifelhaft beigelegt 


wird, 3. B. wenn unter ber rejolutiven Bedingung ber [päteren Rückgabe 
(l. 17. 8. 1 D. de adqu. possess.) oder bon einem Ehegatten animo donandi 


(& 1.8.4 D. ood.) übergeben wird, 
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h) die Erwpfaugnahme der Sache in der Abſicht, den Befitz 
oder das Eigenthum zu erivexrben. 
Soviel das Exfordernik 


Bu a. 
betrifft fo fehlt es an dem Conſenſe, wenn der Uebergebende 
md Empfänger | 

aa) über den Gegenftand der Uebergabe oder 

bh) über den Zwed der Uebergabe (causa traditionis) ver- 
ſchledener Anſicht find. | 

Sehr einfach geitaltet fih das Verhältniß bei dem 

zu aa) angegebenen Irrthume (error in corpore), indem der⸗ 
jelbe nach 88. 95, 838 des BGB.'s die Folge bat, daß die 
Vebergabe als gar nicht gefchehen oder, mit anderen Worten, 
als nichtig zu betrachten iſt. 

Ein Irrthum Der 

zu bb) erwähnten Art ift 3.3. vorhanden, wenn der Ueber» 
gehende. die Sache zum Zwecke miethweiſer Benutzung zu über» 
geben beabfichtigt, der Empfänger aber fie in dem Glauben, 
dab fie ihm geſchenkt fein folle, annimmt. Daß;die Ueber- 
gabe auch in Diefen Fällen nichtig fei, Tann nach den zu aa. 
angezogenen SS. des BGB.s feinem Zweifel ıumterliegen. An⸗ 
ders tft aber der Fall. zu beurtbeilen, wenn beide Intereſſenten 
zwar darin übereinftimmen, daß das Eigenthum übertragen und 
erivorben fein fol, aber über den Zweck der Eigenthumsübergabe 
verichiedener Anficht find, 3. B. wenn der Webergebende Gelder 
übergiebt mit dem Willen, zu ſchenken, der Empfänger die Gelder 
in dem Glauben, daß fie ihm dargelichen feien, annimmt. Diefen 
Fall entfcheidet der 8. 256 des BGB. dahin, daß das Eigen- 
thum auf den Empfänger übergeht, jedoch, wie ſich von felbft 
verfteht, der Empfänger aus dem Darlehne für die Rückgabe des 
tantundem haftet. 

Bu b. 

Mie bereit3 oben erwähnt worden ift, vollzieht fih die Er- 
werbung des Eigenthums durch Uebergabe in zwei Acten, der 
Üebergabe von Seiten des Veräußerers und der. Empfangnahme 
von Seiten des Erwerber. Beide Acte müſſen einander ent« 
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ſprechend vorgenommen worden ſein, wenn von der Erwerbung 
des Eigenthums durch Uebergabe die Rede ſein ſoll. 

In der äußeren Erſcheinung differirt die Uebergabe des 
Eigenthums nicht von der Uebergabe des Beſitzes. Die auf die 
letztere bezüglichen 88. 199 bis 204 des BGB.'s finden auch 
Anwendung auf die erſtere und da dieſe 88. in dem Commentar 
ed. II. Bd. J ©. 216 ausführlich interpretirt worden find, jo 
fünnen wir ung auf das dort Gefagte beziehen. Ebenjo genügt, 
jo viel den 8. 255 des BGB.'s anlangt, eine Verweiſung auf 
den Commentar Bd. I ©. 266. 


8.5. 
Uebergabe. 
In der Lehre von der Erwerbung des Eigenthumg durch Ueber⸗ 
gabe find e3 vorzüglich zwei Fragen, über deren Beantwortung 
in dem praftifchen Leben große Meinungäverf chiedenheit herrſcht. 


Die erſte Frage iſt, 


ob zu der Uebertragung des Eigenthums durch Uebergabe 
erforderlich ſei, daß die Sache, welche übergeben wird, von 
Niemanden in gutem Glauben beſeſſen oder rechtmäßig de 
tiniet werde (Erforderniß der vacua possessio). 
Die zweite Frage tft, 

ob, wenn die (bewegliche) Sache von dem Veräußerer nicht 
thatfächlich dem Erwerber übergeben, fondern von dem Ver⸗ 
äußerer nur geftattet wird, daß der Erwerber die Sad an 
fih nehme, dem Iegteren zu Bejeitigung der Hindernifle, 
welche ihm bei der Befitergreifung der Sache von Dritten 
gemacht werden, die aus dem Eigenthume fließenden Rechts⸗ 
mittel unmittelbar (nicht ex jure cesso des Veräußerers) 
zuſtehen. 


Da beide Fragen in dem BGB. nicht ausdrücklich entſchie⸗ 
den worden ſind, ſo dürfte deren TEN nicht für über 
flüffig anzujehen fein. 
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Zur erften Frage. 

Ein Fall, bei welchem diefe Frage entftehen Tann, ift folgen- 
der: A., welcher Eigenthümer eines Pferdes ift, ſich jedoch nicht in 
deſſen Beſitze befindet, indem dafjelbe von B. im redlichen Glauben 
bejeffen wird, verkauft das Pferd an E. und übergiebt daflelbe, 
während 3. verreift iſt. Die Frage iſt nun die, ob E. durch die 
Uebergabe, obſchon es an der ſ. g. vacua possessio fehlt, Eigen- 
thümer des Pferdes geworden ſei. Wir bejahen diefe Frage aus 
nachſtehenden Gründen. 

Im dem maßgebenden 8. 254 des BGB.'s wird unter den 
Erfordernifjen der Webergabe die vacua possessio nicht erwähnt, 
fondern jeder Uebergabe die Wirkung, das Eigenthbum zu über- 
tragen, beigelegt. Uebergeben wird aber eine Sache, wenn fie, 
ohne ein natürliches Hinderniß zum Ergreifen und zum Halten 
mit Den Händen, gegeben wird, follte auch dadurch der Befit der 
Sache nicht übertragen werden, wie fih insbeſondere daraus er- 
giebt, daß der Ausdrud „Uebergabe“ auch von Fällen gebraudt 
wird, in welchen, wie 3. 8. bei dem Commodat, Depofitum, an 
eine Webertragung des Eigenthbums nicht gedacht werden Tann. 
Allerdings beftimmt der 8. 197 des BGB.'s, daß zu der ein- 
fettigen Erwerbung des Belites an einer von einem Andern 
bejefienen Sache die Herbeiführung des DVerluftes des Beſitzes 
bei dem Andern nöthig fei. Allein, nicht zu gedenken, daß diefe 
auf die einjeitige Befiterwerbung bezüglihe Vorſchrift auf die 
Befigerwerbung durch Uebergabe nicht To Tchlechterdings zu er- 
fireden ift, fo beruht außer Zimeifel, daß Eigenthum und Befit 
nicht nothwendig verbunden fein müfjen, indem befanntlih Be» 
fig ohne Eigentum und Eigenthum ohne Beſitz im täglichen 
Leben jehr häufig vorfommende Erjeheinungen find. Iſt aber 
in den erworbenen Eigenthume der Beſitz nicht nothiwendig ent» 
halten, jo läßt fih die Nothwendigfeit des Befiges zur Eriver- 
bung des Eigenthums weit weniger behaupten: 

Uebrigens galt die hier vertheidigte Anficht, wie von Hugo 
Donellus, comment. jur. civil. ed. Koenig-Bucher, Bd. 2. 
©. 410 ausführlih nachgewieſen worden tft, auch | a nad 
römiſchem Rechte. 


Annalen, Neue Folge Bo. VI. 2 
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Zur zweiten Frage. 

Auch diefe Frage tft zu bejahen. In dem $. 254 des BGB.'s 
nämlich werben unter ben Arten, mie Eigenthum durch Ueber⸗ 
gabe übertragen werden kann, auch die der thatfächlichen Beſitz⸗ 
übergabe gleichftehenden Fälle namentlich) benannt. Zwar ift in 
dent 8. 967 Sat 2 von einer Ceſſion der Klage auf ein Recht 
an einer Sade (actio in rem) die Rede. Aber es wird aus⸗ 
drücklich hinzugefügt, daß ſelbſt bei der Ceffion einer actio in rem 
die Frage, ob dadurch das Recht an der Sache erworben wor⸗ 
den, nad) den allgemeinen Vorfchriften Über die Erwerbung der 
actio in rem zu entjcheiden Set. 


Ob man in dem bier behandelten Falle dem Erwerber bie 
Klagen aus dem Eigenthum giebt, oder ob man annimmt, daß 
er nur ex jure cesso des Veräußerers Hagen könne, macht aller- 
dings einen großen Unterſchied. Zwar bedarf es, ſoviel insbe⸗ 
fondere die rei vindicatio betrifft, au, wenn man das Eritere 
annimmt, wenigftens in der Regel!®), einer Anzeige an den Bes 
figer oder Snhaber, daß ein Wechfel im Eigenthum vor fich ge- 
gangen jei, weil der Beſitzer oder Inhaber, hätte er vor dieſer 
Anzeige die Sache an den früheren Eigenthümer herausgegeben 
oder fonft den Befit oder die Inhabung im guten Glauben auf- 
gegeben, nicht mehr mit der rei vindicatio belangt werden Tünnte. 
Aber in allen andern Beziehungen hat der Eigenthümer weit 
umfaffendere Rechte, als der Eeffionar, was Feines Meiteren 
Nachiveifes bedürfen witd. 

Das vorftehend Gefagte dient zur Erläuterung und Rei. 


fertigung der kurzen Bemerkung im Commentar II. Ausg. Bd.” . 


©. 217 lg. r 
Das Gejehbuh übergeht die römiſche Tradition durch 
Uebergabe des Kaufsinftruments (1. 1 Cod. de donat.). Auch 
iſt es ganz begründet, daß diefe Traditionsart nicht zu 
einen allgemeinen Princip des bürgerlichen Rechts erhoben 


16) Ausnahmen treten ein, wenn ber Inhaber ſich zur Herausgabe ber 
Sache jedem Inhaber einer Urkunde verpflichtet hat. 





> 
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werden kann. Wohl aber dürfte fich nachweilen Laffen, daß 
der Gefichtspunft des römischen Rechts über die Tradition 
der Kaufsinftrumente der Begebung der Wechjel und den 
Vorſchriſten des Handelsgeſetzbuchs Art. 300 —305 über 
kaufmänniſche Papiere, Ladejcheine, Connoſſement, Lager- 
feine u. f. w. zu Grunde liegt. 
Die praktiſche Durchführung diefer Principien und namentlich 
den Nachweis, daß in den hierher gehörigen Fällen, welche durch 
ihre Subfumtion unter die Vorjchriften der Geffion eine den 
Anfichten des täglichen Lebens und Verkehrs widerftreitende ju⸗ 
riſtiſche Geftalt erhalten, der Geſichtspunkt des übergebenen Le> 
gitimationspapieres, als einer Sache, entſcheidend tft, müſſen 
wir ung jedoch für eine andere Zeit vorbehalten. 


9% 
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V 
Die Rechtzeitigteit des Strafantrags des Verletzten und bes Verfahrens 
darauf. 


Es war in den Annalen N. F. Bd. 5. ©. 152 fig. sub 
Nr. U. darzulegen verfuht worden, daß Antragsftellung und 
Antragsverzicht Seiten des Verlegten materiell- proceffuale Acte 
jeien, über deren Vorhandenfein und Tragweite die höhere In⸗ 
ftanz, völlig unbeengt durch die etwaigen desfallfigen Feftftellungen 
der angefochtenen Entſcheidung, felbitftändig zu cognosciren babe 
und daß insbejondere auch dem Oberappellationsgerichte al? 
Berufungs- und Cafjationsinftanz diefe Cognition zuftehe. 
Diefer Auffafjung hat fih das Oberappellationsgericht — 
wie aus der in den Annalen N. 3.3.5. ©. 412 abgebrudten 
Entjcheidung hervorgeht — inzwiſchen bereit3 angeſchloſſen. 

An diefe Sätze reiht fih von ſelbſt der weitere Zweifel, 
welchen Charakter — um zunädft der gewöhnlichen Ausdruds- 
weife zu folgn — die Berjährung der Antragsper- 
breden an fi trage? und ob infonderheit das Oberappel- 
lationsgericht auch in Beantwortung diefer Frage freie Hand 
babe? 


*) Fortſetzung von Annalen N. F. Bd. V. S. 145 flg. u. 241 fig. 
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Diefer Zmeifel läßt fih nur unter Zugrundelegung derje- 
nigen Vorſchriften Löfen, welche das RStGB. bezüglich der Cri⸗ 
minalverjährung erlaffen hat. Es gehören hierher vorzugsweiſe 
folgende Beftimmungen: 

Art. 109. Durh Berjährung wird fowohl die Unterfudung 
einer firafbaren That, ſoweit diefelbe nicht zur Entſcheidung über das 
Dafein der Verjährung nöthig ift, als die erkannte Strafe aufgehoben, 


wenn die in den folgenden Artileln feftgejegten Zeiträume verfloffen find. 


Unverjährbar find ꝛc. 

Art. 110. Die Strafbarteit der Verbreden, welde von amt3s 
wegen zu verfolgen und von ber Berjährbarkeit nicht ausgenommen find, 
berjäbrt mit Ablauf von fünfzehn Jahren, bie ber Verbrechen, welche 
nah den Borfchriften des Strafgeſetzbuchs nur auf Antrag verfolgt 
werden, mit Ablauf von einem Jahre. 

Art. 111. Die fünfzehnjährige Frift beginnt mit dem Tage, an welchem 
ber Thäter die That beendigt hat, ohne Unterſchied, ob überhaupt und ob 
an biefem, oder an einem fpäteren Tage, ber nach dem Gefete zur Annahme 
ber Vollendung ber That nöthige Erfolg der Handlung eingetreten ift. 

Die einjährige Frift beginnt mit dem Tage, an welchem bie 
zum Antrage berechtigte Perſon oder Behörde Kenntniß von der Verlegung 
und der Perfon des Thäters erlangt hat. Der Antrag findet jedoch inner- 
balb diefer einjährigen Friſt nicht ftatt, wenn vor Stellung befjelben feit 
Berübung der That ein Zeitraum von fünfzehn Jahren ohne 
Unterbrechung abgelaufen ift. 

Art. 112. Bei fortgefegten Verbrechen beginnt die Berjährung bon 
ber legten ftrafbaren Handlung, bei fortbauernder mit dem Aufhören 
berfelben ꝛc. 

Art. 114. Die Berjährung wird unterbrochen durch jede Hand- 
lung bes Gerichts ober der Staatsanwaltſchaft oder der Polizeibehörde, 
welche wegen der verübten That gegen den Thäter als Angejchuldigten ge- 
richtet wurde, und bei Verbrechen, zu deren Beftrafung ein Antrag des Ber- 
letzten erforbert wird, überdies durch jede actentundig gewordene Anregung 
bes Antragſtellers bei Gericht oder, bafern nicht ein Fall der Privat- 
anffage vorliegt, bei der Stantsanwaltfchaft behufs ber Fortſtellung ber 
Sache. 
Die Unzuſtändigkeit des Gerichts ꝛe. 

Von ber letzten Handlung bes Unterſuchungsgerichts, der Staatsanwalt- 
ſchaft oder der PVolizeibehörbe, fowie von ber Anregung bes Antragſtellers 
an Läuft die Berjäbrung von Neuem. 


Iſt die Einleitung ober Fortftellung des Verfahrens von dem Ausgange 
eined Eivilproceffed abhängig gemacht worben ze. 
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Auch ſteht zu diefen Vorfchriften noch eine weitere Beftim- 
mung des RStGB.'s über die Berjährung der erkannten Strafe 
in naher Verwandſchaft; fie Tautet: 

Art. 115. Die Verjährung einer erkannten Strafe wird in 
denjelben Friſten vollendet, in welden bie Unterfuhuang der 
That, wegen deren die Strafe erfannt wurde, verführen wilde. Insbe- 
jondere verjährt die wegen eines auf Antrag zu unterfuchenben Ber- 
brechen? erkannte Strafe binnen einem Jahre, 

Die Verjährung beginnt ſowohl bei den von amtöwegen alö bei den 
auf Antrag zu ftrafenden Verbrechen mit ber Rechtskraft des bezüglichen 
Erkenntniſſes und wirb unterbrochen durch ꝛc. 

Will man ſich nicht zu falſchen Schlußfolgerungen verleiten 
lafien, fo bat man fih vor allem vor einer Interpretation Diefer 
Vorſchriften zu hüten, die ſich allauftreng an die Worte Halt. 

Art. 110 läßt feinem Wortlaute nah die „Strafbarkeit 
der Antragsverbreden mit Ablauf von einem Jahre 
verjährt“ fein und es wird diefem Sate ſcheinbar dadurd 
noch mehr Betonung gegeben, dab auch in den den Beginn der 
Strafbarfeitsverjährung betreffenden Vorſchriften des Art. 
111 wiederum von der den Antragsverbrechen eigenthümlichen 
„einjährigen Fri”, fowie daß weiterhin det Behandlung der 
Verjährung erfannter Strafen (Art. u davon die Nede tft, 
wie diefe Verjährung in denfelben Friſten, in melden „die 
Unterfudhung der That verjährt fein würde” und „ins- 
beſondere“ — (d. h. hier offenbar: mithin) — bet Anteagsver- 
drehen Binnen einem Jahre vollendet werde. 

Mit diefer Ausdrucksweiſe laͤßt ſtich — zumal wenn man 
fi vergegenmwärtigt, daß der Geſetzgeber mit den Ausdrücken 
„Verjährung der Unterfuhung einer ſtrafbaren That” (Art. 109, 
115) und „Verjährung der Strafbarkeit der Verbrechen‘ (Art. 110) 
ganz den nämlichen Begriff verbunden wiſſen will — der üäbtige 
Inhalt der Artikel nicht wohl in Einklang bringen. Es ergiebt 
ſich insbefondere, wenn man den vorstehenden Sägen die Be 
jtimmungen des Ariitel 111 gegenliber ſtellt, in welchen andrer- 
ſeits ausgeſprochen wird, es ſei bei den Antragsverbrechen nach 
Ablauf einer fünfzebnjährigen Friſt eine Antragftellung 
ausgeſchloſſen, und e8 beginne diefe Friſt von Verübung 





— m— ——re — — — — —— — — — — — — — — — — —— 








en 


Bon Herrn Dberappellationgrath Dtto. 28 


des Verbrechens an. Ebenſo läßt auch die Vorſchrift des Ar⸗ 
titel 114, wonach die „Verjährung“ der Antragsverbrechen durch 
jede actenkundig gewordene Anregung“ des Antragsftellers 
behufs der Fortſtellung der Sache unterbrochen werden ſoll, 
eine Lücke erkennen, da, bevor noch eine derartige Anregung des 
Antragſtellers von Wirkung werden kann, von letzterem, wie aber 
gleichwohl der Artikel nicht erwähnt, der Antrag geſtellt worden 
ſein muß. 

Der Geſetzgeber hat in dieſen Beziehungen ohne Zweifel 
die Antragſtellung des Verletzten unter einem Geſichtspunkte 
behandelt, der dieſer nicht wohl zukommen dürfte; er hat die 
Fragen über Verjährung der Strafbarkeit eines Verbrechens und 
über den Verluſt des Strafantrags dergeſtalt verſchwimmen 
laſſen, daß ein Mißverſtändniß bei Interpretation dieſer Artikel 
nicht ausgeſchloſſen wird. 

Die Eriſtenz der Strafbarkeit einer Handlung iſt, wie 
bereits N 3. Bd. 5. S. 166 flg. des Räheren nachgewieſen wurde, 
keineswegs von dem Vorliegen eines Strafantrags abhängig; von 
letzterem hlingt nur der Beginn der Unterſuchung ab. Man 
bat daher, wenn man Art. 110 in Verbindung mit Art. 111, Abſ. 2 
in fine ins Yuge faßt, zunächit ganz unbedenflih Davon auszu⸗ 
geben, Die Strafbarfeit der Antragsverbrechen babe 
tbenfo wie Die der amtswegen zu verfolgenden einer fünfgehn- 
jährigen Berjährung unterwerfen, und es habe betreffs dieſer 
wie jener Verbrechen gleichmäßig beitimmt werden wollen, dieſe 
Verjährungsfriſt laufe „von Verübung der That’ an (Art. 111, 
Abſ. 2 in fine) oder beginne, wie in Abſ. 1 des Art. 111 und 
iu Att. 112 näher präctfirt wird, mit dem Tage, ar welchem 
der Thäter „die That beendigt“, beziehentlich die legte der das 
fortgejegte Verbrechen bildenden ftrafbaren Handlungen u. f. w. 
borgertommmen hatte. 

Hält man dies feit, fo ſtellen fich diejenigen Beitimmungen, 
in denen zwiſchen Amtswegen und auf Antrag zu unterfuchenden 
Berbrechen unterſchieden wird, lediglich als ſolche dar, welche auf 
den proceffualen Act der Antragftellung und auf die Ber- 
ühnmg einer eimmal auf Grand eines ſolchen Antrags ein- 








24 Criminaliſtiſches. 


geleiteten Unterſuchung Bezug haben; ja der Geſetzgeber konnte 
danach in erſter Linie etwas Anderes nicht ausſprechen wollen, 
als daß die Verfolgung eines Antragsverbrechens die Stellung 
eines Antrags von Seiten des Verletzten vorausſetze, der innerhalb 
des fünfzehnjährigen Zeitraums geſtellt und deſſen Rechtzeitigkeit 
überdies an die Vorbedingung geknüpft ſei, daß der Verletzte, 
wolle er ſeines Antrags nicht verluſtig werden, nicht ſeit länger 
als Jahresſriſt von der Verlegung und der Perſon des Thäters 
Kenntniß erlangt babe. Letzteres ift alfo die Klagfrift, melde 
Art. 111, Abſ. 2 im Auge bat, die Frift, von der mithin der 
Berluft des Antrags auf Seiten des Verletzten, nicht aber die 
Verjährung der Strafbarkeit der That abhängt. 

Im Grunde genommen bedeutet dies, wenigftens wenn man 
die Wirkung der Strafantragitelung ins Auge faßt, nichts An- 
deres als: Die fünfzehnjährige Verjährung der Straf- 


barkeit der Antragsverbrehen wird erft Durd die 


rechtzeitige Antragftellung Seiten des Verletzten 
unterbroden. 

Zwar ſcheint einer ſolchen Auffaffung der Inhalt des Abi. 1 
des Art. 114 infofern entgegenzuftehen, alg man danach at 
nehmen könnte, für die Verjährung der Antragsverbredden würden 
auch gerichtliche, ſtaatsanwaltſchaftliche oder polizeiliche Maß- 
nahmen der dort gedachten Art, melde dem Strafantrage vor⸗ 
angegangen fein follten, von Wirkung werden fünnen; — 
das ift jedoch nicht einzuräumen; es wird die Wirkung einer 
erften Unterbrechung der Verjährung jederzeit nur duch Stellung 
des Strafantrags herbeigeführt werden fönnen, da, wird biefer 
geftellt, darauf, ob ihm eine folde Maßnahme voranging oder 
nicht, gar Nichts, vielmehr Alles darauf ankommt, ob zur Zeit 
der Stellung die vom Tage der Kenntnifnahme an zu berech⸗ 
nende Klagfrift bereits abgelaufen war. Hierauf allein wird 
daher auch in denjenigen Fällen Gewicht zu legen fein, in denen 
eine Handlung vorliegt, welche anfänglid als ein Amtswegen zu 
verfolgendes behandelt und erft ſpäter als ein Antragsverbrechen 
erfannt wurde. 

Hierdurch gelangt man gleichzeitig zu dem erften Unterſchiede 
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zwiſchen Antragsverbredhen und folden Verbrechen, die Amts. 
wegen zu unterfuchen find: Während hiernach die erfte Bor» 
bedingung für eine Unterbredhung der fünfzehnjährigen Ver⸗ 
jährung der erfteren die rechtzeitige Antragftellung Seiten des 
Verletzten ift, Tan die den Amtswegen zu verfolgenden Ver⸗ 
breden ebenmäßig eigenthümliche fünfzehnjährige Verjährung 
durch einen Antrag des PVerlegten nicht unterbrochen werden, 
vielmehr wird diefe nur durch eine Handlung des Gerichts oder 
der Staatsanwaltſchaft oder der Poligeibehörde unterbrochen, 
welche wegen der verübten That gegen den Thäter als Ange- 
ſchuldigten gerichtet wurde. 

Eimas Anderes tft es, wern einmal der Verlegte rechtzeitig 
Strafantrag geftellt Hatte; von diefem Zeitpunkte ab haben 
auch der Unterfuhung eines Antragsverbrechens gegenüber jene 
Handlungen des Gerichts u. f. w. unterbrechende Wirkung, ſowie 
auch von diefem Zeitpunfte ab jeder neuen „Anregung“ des 
ae eine gleiche Wirkung zuzufchreiben ift. (Art. 114, 

.1.) | 

Indeſſen ift allerdings an diefen Act rechtzeitiger Strafan- 
fellung Seiten des Verlegten noch eine andere, weit weſentlichere 
dolge gefnüpft worden: War einmal gegen den Thäter recht- 
zeitig ein Antrag geftellt, fo darf, ſoll nit dennod der 
Berlegte feines Rechts auf weitere ſtrafrechtliche 
Verfolgung des Thäters verluftig gehen, weder von dem 
Ace der Antragftellung noch von einem der übrigen vorerwähn⸗ 
ten Unterbrechungsacte an bis zum jedesmaligen nächſtfolgenden 
folden Acte der Zeitraum eines Jahres verfließen (Art. 114, 
Abi. 1 u. 3). Und in diefer Beziehung läßt ſich allenfalls 
auch Tagen: es unterliege mithin infomweit die Unterfuhung 
eines Antragsverbrechens einer einjährigen Verjährung. 
Unzweideutiger aber wird man fih immerhin ausdrüden, wenn 
man biervon felbft in diefem Falle mindeftens nur mit der Be⸗ 
ſchränkung fpricht, dem betreffenden Verlegten gegenüber fet 
die Unterfuchung aufgehoben.“ Infonderheit läßt es fich denken, 
daß durch die nämliche That Mehrere verlegt waren, daß für 
fe die Klagfriſt verfchieden ſich beredinete, und daß vielleicht, 











26 ö Sriminaliftifches. 


nachdem der Eine oder Andere troß feines vechtzettigen Straf⸗ 
antrags den Anſpruch auf Yortftellung bereit3 verloren hatte, 
für einen Dritten noch nicht einmal die auch ihm zuſtehende 
Klagfrift zu laufen begann. 

Dafern man geneigt tft, diefer Auffaflung ſich anzufchließen, 
wird man den im Eingange aufgeftellten Zweifel unſchwer dahin 
beantworten, Daß die Frage: ob der Verlegte feines 
Strafantrags und feines Rechts auf weitere Ver—⸗ 
folgung deffelben verluftig gegangen ſei? procef- 
fualifh niht anders behandelt werden dürfe, als 
die: ob Überhaupt ein Antrag vorliege und ob etwa 
auf felbigen verzichtet jet? 

Es liegt auch ſchon in ber Natur der Sade, daß man in 
diefen Beziehungen einen Unterfehied nicht ſtatuiren kann, ohne 
zu den mißlichiten Unzuträglichfeiten Gelegenheit zu bieten. Die 
alleinige Bejahung; defjen, daß ein Strafantrag geftellt wurde, 
tft für die rechtliche Entfcheidung ganz irrelevant; e3 muß zu ihr, 
fol fie von Bedeutung werden, die gleichzeitige Entſcheidung dar⸗ 
über treten, ob der Antragfteller der hierzu Berechtigte war, 
ingleiden, ob fein Antrag rechtzeitig und unter Anfchluß von 
weiteren progefjualen Acten erfolgte, zwiſchen denen feine längere 
Frift innelag, als das Geſetz, jol das Klagrecht aufrecht erhalten 
werden, geftattet. 

Auch kommt in Betracht, daß im Grunde genommen die 
Einführung der einjährigen Klagfrijt Iediglih auf der Ar 
nahme eines ſtillſchweigenden Verzichts beruht (Held und 
Stebdrat, Commentar zum BGB. ©. 140) und daß fonad 
auch Thon aus diefem Gefichtspunfte die Frage, ob ein Antrag 
rechtzeitig geftellt worden fet, ebenfo wie die Frage über An 
tragöverzicht beurtheilt werden muß. Was aber in diefer Be 
ziehung von der Rechtzeitigkeit der Antragftellung gilt, dürfte 


auch bezüglih der Frage Geltung beanfprucen koͤnnen, ob in 
der vorgeſchriebenen Frift auf den Antrag gefügt morben 
: fei, zumal fi aud in diefer Hinficgt wohl nicht ganz mit Um 
recht ſagen ließe, es ſei daraus, daß der Antragſteller die Fort⸗ 
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ſtellung der Sache nicht rechtzeitig anvregte“, ebenmäßig ein 
Verzicht zu entnehmen. 

Daß, dafern man auch Diefe beiden Punkte als ſolche ma- 
teriellsprgceffuale Momente anfieht, die der höheren Inſtanz zur 
unbefchränften Prüfung und Entſcheidung anheimfallen, dieſe 
böhere Inſtanz und namentlich auch das Oberappellationsgericht 
in feiner Eigenſchaft als Berufungs- und Gafjationsinftanz in 
die Rothivendigfeit verfegt werben kann, vor hauptfächlicher Ent- 
ſcheidung annoch eine Vervollſtändigung ber bisher vorliegenden 
Erhebungen anzuordnen, läßt fi nicht läugnen. Namentlich 
wird ein folder Fal dann eintreten können, dafern bis dahin 
der Umftand überfehen oder unbefcheinigt gelaflen worden fein 
follte, zu welcher Zeit der Antragfteller Kenntniß von der Ber- 
legung und der Perſon des Thäters erhalten hatte (Art. 111, 
Abſ. 2). Sowie aber, da auch diefes Moment als ein materiell» 
proceſſuales anzufeben tft, einer ſolchen Procedur fein gefegliches 
Hinderniß und insbefondere auch nicht der Art. 338b, Abi. 3 
beziebentlih in Verbindung mit Art. 351, Abf. 1 der REPO. 
entgegenftebt, fo wird auch die praftifche Ausführung kaum be— 
fondere Schwierigkeiten bieten. Namentlid) gehen mindeftens 
dem Berfaffer Feine Zmeifel darüber bei, daß bierunter dem 
Oberappellationsgerichte alle Mittel unverkümmert zuftehen müſſen, 
die überhaupt unfre Strafproceßgefege zum Zwecke der Erfor- 
hung materieller Wahrheit geftatten und daß e3 daher vorzugs⸗ 
weife demfelben auch unverwehrt fein müſſe, interlocutorifch Die 
eidliche Beſtärkung deſſen zu verfügen, zu welchem Zeitpunkte der 
Antragſteller Kenntniß von der Verletzung und von der Perſon 
des Thäters erhielt. 

Auch dürfte hierdurch keineswegs eine ſtrafproceſſuale Ano⸗ 
malie geſchaffen werden, vor der man ſich ſchlechterdings zu 
hüten hätte; vielmehr ſtehen einer derartigen Auffaſſung ſogar 
analoge ſtrafproceſſuale Vorſchriften zur Seite. (Vergl. insbe⸗ 
ſondere Art. 95, Abſ. 3 und Art. 395, Abſ. 2 der RStPO.) 

Sollte man einwenden wollen, daß hiernach überhaupt allen 
auf die Verjährung der Antragsverbrechen bezügliden Momenten 
der Character von zum Schulbbeiweife gehörigen Thatfachen. ent 
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zogen zu werden ſcheine und daß dies namentlich mit 8. 58 des | 
Geſchwornenverfahrengeſetzes in Widerfpruch ftehen witrde, fo | 
wäre ein folder Einwand — ganz abgejeben von der Räthlich- 
feit der letztgedachten Beitimmung (vergl. N. F. 80. 5. S. 168) — 
nicht richtig. Die allein für die Verjährung der Strafbarkeit m 
engeren Sinne maßgebende Frage, ob feit Berübung des An⸗ 
tragsverbrechens ein fünfzehnjähriger Zeitraum abgelaufen 
jei, Tann unter Umftänden immerhin noch als Gegenftand ber 
rein tbatfächlichen Feititellungen angejehen werden. 











Präjudizien 





Bu dem Strafgefehbude ꝛc. 


1. 


WVenn die, auf die erfolgte Beftrafung eines Antrag3= 
verbrechens bezügliche, nad Art. 84 Ab. 2de3E RSt GB.'s 
an fi einjährige Rüdfallsverjährung durch ein Ver— 
drehen unterbrochen wird, deſſen Benugung für ben 
Rüdfall der fünfzehbnjährigen Verjährung unterliegt, 
lo verliert jenes Verbrechen nunmehr ebenfalls erft 
Nah fünfzehn Jahren von der Verbüßung der Strafe 
wegen des zweiten Verbrechens feine Wirkung für den 
| Rückfall. 
Erk. vom 3. Sept. 1869 no. 852|868. 


Der Angefchuldigte S. hat ſich im Laufe dieſes Jahres dreier ein- 
einfacher Diebftähle und eines gemeinen Betrugs fchuldig gemacht und 
if wegen biejer Verbrechen in: dem gerichtsamtlichen Beſcheide zu vier⸗ 
monatiger Arbeitshausfteafe verurtheilt worden. Hierzu ift das EA. 
dadurch gelangt, daß es zunächſt wegen des fchiwerften der gedachten 
Verbrechen mit einwöcigem Gefängniß eingefegt, dann diefe Strafe 
wegen Eoncurvenz verboppelt, hierauf anläßlich der vorliegenden Rück⸗ 
ſälligkeit S.'3 noch drei Tage hinzugefügt und zulegt aus gleichem 
Grande den zweiten Abſatz des Art. 300 des REtGB.'s in Anwendung 
bracht Hat. Auch ift bezüglich diefer Rückfälligkeit — reſp. unter Be- 
zugnahme auf Den den Acten vorgebefteten Berfonalbogen — zugleich 
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feſtgeſtellt worden, ©. habe a. eine ihm im Jahre 1865 auf Grund bes 
Art. 286 des AſStG.'s wegen Creditbetrugs auferlegte ziweitägige Ge- 
fängnißjtrafe in ber Beit bis zum 24. März 1865 und demnächſt b. in 
der Beit bi8 zum 14. November 1865 eine fünfwöchige Gefängnißftrafe 
verbüßt, welche ihm wegen vollendeten einfachen Diebftahls im näm⸗ 
lichen Jahre auferlegt worden fei. 

Der Staatsanwalt hat gegen dieſe Entfcheibung zu Gunſten des 
Angefchuldigten um deswillen Nichtigkeitsbeſchwerde erhoben, weil er in 
der Anwendung bes Art. 300 des RStGB.'s eine unrichtige Geſetzesan⸗ 
wenbung erbliden zu müfjen glaubt. Zu Motivirung befjen hat er zus 
nächſt darauf, daß der Crebitbetrug sub a. jedenfall3 ein Antragsver⸗ 
brechen geweſen jet, ich bezogen und fobann weiter vorgebracht: ber 
Rückfall, welcher durch ein früher begangenes und bejtraftes Antrags- 
verbrechen begründet werden Tünne, verliere nad) Art. 84, Abf. 2 des 
RStGB.'s die Eigenfchaft eines Straferhöhungsgrundes dann, wenn 
feit der Berbüßung der Strafe wegen jenes Vergehen bi3 zur Ber: 
übung des neuen eine einjährige Frift abgelaufen fei und wenn ber 
Thäter innerhalb diefer Zwiſchenzeit Tein Verbrechen derſelben oder 
gleicher Art begangen babe. Nun liege zwar dieſe Ichtere Voraus⸗ 
jegung infofern nicht vor, ald ©. nad Verbüßung der Strafe sub a. 
und zwar noch innerhalb Yahresfrift ein Vergehen gleicher Art, den 
Diebitahl sub b. begangen habe und hierdurch die Verjährung des durch 
das Vergehen sub a. begründeten Rückfalls unterbrochen worden jet, 
indefien biefer Unterbrechung könne feine andere Wirkung vindieirt 
werben, als die, daß — wie aus Art. 114, Abſ. 3 des REtGB.'s er- 
heile — von dieſem Zeitpunkte ab bezüglich der Wirkung ber Borftrafe 
sub a. eine neue einjährige Berjäbrung zulaufen begonnen babe. 
Hieraus gehe hervor, daß der Rüdfall sub a. zur Beit ber Berübung 
der gegenwärtig zue Strafe zu ziehenden Verbrechen die Eigenichaft 
eines Straferhöhungsgrundes Längft verloven gehabt und daß daher ‚bei 
der Rückfälligkeitsfrage nur noch die Vorſtrafe sub b., welche erft nach 
fünfzehn Jahren, von ihrer vollftändigen Berbüßung an gerechnet, ver⸗ 
jäbrt fein würde, in Berückſichtigung zu ziehen geweien wäre. 

Läßt fih nun zwar einräumen, einestheils, daß nach Sage ber 
Sache angenommen werden muß, ber Grebithetrug sub a. habe zu den 
Antvagdbesgehen gehört, fowie anderntheils, daß an ſich win uf bie 
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etrafüng diefes Vergehens gu grimdender Rädfall bie Eigenſſchaft 


med Ginefechöhungägmundes ſchon nach Zahteäfeift eingebüht haben 


würde, jo läßt ſich doch dem Staatsanwalte im Uebrigen wicht beie 
pflichten, vielmehr ift anzunehenen, daß, nachdem einmal bie bevegte 
Verjährung durch Berübung bes Diebftahld sub b. unterbrochen worden, 
beive Borbeftrafungen die gedachte Eigenfchaft erſt dann verloren Haben 
würden, dafern — wie nicht der Fall iſt — bon Derbüßung der Vor⸗ 
ſtrafe sub b. an gerechnet ein fünfzehnjähriger Zeitraum abgelaufen und 
innerhalb des letzteren Fein neues Verbrechen derſelben oder gleichet 
Art begangen worden wäre. 

Nur diefe Auffaflung entſpricht der Auffaſſung des Geſetzgebers. 

Das Sächfifche Strafgeſetzbuch kennt drei Arten von Verjührung: 
die Verjährung der Strafbarteit ber That (Ast. 109, 110), die ber exe. 


 Iammten Strafe Urt. 115) und die Rückfallsvetjzährung (Art. 84, 
Abſ. 2) Alle drei Arten haben Mehreres mit einander gemein, indem 
imnſonderheit durch fie weder das Verbrechen, noch die Strafe, noch ber 


Rüdfell jelbft getilgt, vielmehr nur die Verſchonung mit Strafe herbei⸗ 
Hührt wird und indem fie demnächft unter Anderem an gewiſſe Sriften 
bunden ſtund. Dagegen unterfcheiden fie ſich auch in mehreren jehr 
beientlichen Beziehungen, und hierher gehört, einmal, daß für die beiden 
fen Arten der Verjährung der Tag ber Beendigung der That ober 
der Kenntnißnahme des Antragöberechtigten von Iekterem und reſp. die 


 Koftäkcaft Des Erfenntniffes (Art. 111, 112, 115) den Anfangstermin 
fir die Verjährung bildet, während bie Rüdfalsverjähtung vom Tage 


ber Stenfverbitßung an Känft (Met. 84), ſowie Das andere Mal, dafs bei 
dieſer letzteren Art von Verjährung die Verübung eines neuen Ver⸗ 


brechens derfelben oder gleichen Art (vergl. ibid,) in ben andern beides 


 Hlillen dagegen nur die Exgreifung der in Axt. 114, Abi. 1 und rt. 
| UB, Abf. 2 gedachten, gegen den Angeichulbigten gerichteten Mas 
nehmen die Acte der Unterbrechung bilden ſollen. Huch nur auf dieſe 


Iepteren Bälle der Unterbrechung bezieht fick, wie der Staatsanwalt 
überfehen hat, der von ihm allegirte Abf. 3 des Art. 114 des REtGB.'s. 
Um ſich Har darüber zu werben, von welchen Geſichtspunkten Der 


Geſehzgeber geleitet werden mochte, al ex die beregte Beftimmung über 
den Unterbrechungsmodus der Rüdfoleverjährung traf, Hat man ſich 
vor allem zu vergegenmwärtigen, wodurch ſich überhaupt die härtere Be⸗ 


" 32 | Präjudizien. 


ftrafung des Rüdfälligen rechtfertigt. Sie beruht offenbar einzig und 
allein darin, daß der Verbrecher die frühere Strafe nicht zur Warnung 
und Beſſerung ſich gereichen Lafien, vielmehr durch das neue Verbrechen 
einen klar vor Augen liegenden Beweis feiner feſtgewurzelten verbreche⸗ 
riichen Neigungen und feine Renitenz gegen die Autorität des Geſetzes 
gegeben bat. Wenn es aber in weiterer Verfolgung dieſes Gefichtö- 


; punktes eine nothivendige Sonjequenz tft, daß je länger oder kürzer ber 

4 Zeitraum ift, innerhalb defien der Rüdfällige einer Wiederholung feiner 

J Verbrechen ſich enthielt, um ſo gelinder oder härter ſeine Rückfälligkeit 
— geahndet werben ſoll (Art. 84, Abſ. 1), fo rechtfertigt fich hierdurch auch 
BR gleichzeitig der weitere Schritt, den der Gefetgeber thut, indem er nad) 
2 Ablauf einer gewwiflen, von ibm vorher beftimmt normirten Friſt die 
er. Wirkung der Vorbeftrafung ganz aufhören d. h. den Rückfall verjähtt | 
— ſein läßt. Dieſe Verjährung beruht alſo lediglich auf der tilgenden 
— Kraft der Zeit; das allgemeine Rechtsbewußtſein verlangt nach Ablauf 
Sr diefes längeren Zeitraumes eine Fortwirkung jenes Schärfungsgrundes 
7 nicht; man nimmt an, die Befjerung des Berbrechers ſei eingetreten, er 

fei zum Bewußtjein feines Unrechts gelangt und babe Gleichgültigfeit 
Er wie Trog gegen das Strafgefeg aus feinem Innern verbannt. 

Be, Hält man dies feft, jo wird e3 nicht zweifelhaft fein können, warum 
— der Geſetzgeber ſchon in der Verübung eines neuen Verbrechens der⸗ 
— ſelben oder gleicher Art einen Act der Unterbrechung dieſer Verjährung 


findet: durch Verübung dieſes neuen Verbrechens wird jene Vermuthung 
auf das Evidenteſte zu nichte gemacht. Ebenſowenig aber wird man 
danach auch darüber im Ungewiſſen ſein können, welchen Einfluß in 
Fallen wiederholter Rückfälligkeit eine, derartige Unterbrechung auf die 
er °  fortdauernden Wirkungen der eriten Vorſtrafen äußern müſſe: man 
BR. wird nicht anders annehmen können, als daß bei der Frage, ob ein und 
— der wievielſte Rückfall vorhanden ſei? jedes zur Beſtrafung gekommene 
— Verbrechen derſelben oder gleicher Art in Berechnung zu bringen fd 
Be. von deſſen Beftrafung an bis zu Verübung des nächſtfolgenden bie für 
= Begründung einer Befjerungspermuthung erforderliche Friſt, alſo die 


3 | gejetzlich normirte Verjährungszeit, nicht abgelaufen ift. — 
RB: Diefe Grundfäge, welche bereit3 unter ver Herrſchaft des CrGB. 3 
2 bon 1838 bei Smterpretation des hierher gehörigen Art. 76 befolgt 


wurden, 
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Held und Siebdrat, ©. 139. 
müffen gegenwärtig um jo gewiſſer feitgehalten werben, als eine verän- 
derte Faſſung des entiprechenden Art. 84, Abf. 2 des StGB.'s gerade zu - 
dem Zwecke gewählt wurde, um ihnen bleibende Geltung zu verichaffen. 

Motive zum StGB. von 1855 ©. 755, 156 und 

Krug's Sommentar, ©. 161 sub c., auch 

Siebdrat's Commentar S. 75. 

Daß hiernach nicht gleichzeitig die Frage verneint wird, ob ein Ver: 
brechen, nachdem es jeine Wirkung auf Unterbrechung einer anderen 
Verjährung einmal geäußert hat, felbjt früher als der von ihm unter= 
brochene Rückfall durh Verjährung erlöfchen könne? verſteht fich 
bon jelbjt; 

Annalen Bd. V. ©. 125. 
es wird vielmehr dieſe Frage jogar bejaht werden müfjen, dafern bie 
zwiſchen dieſem Verbrechen nnd dem nädjitfolgenden Verbrechen inne: 
liegende Frift eine längere ift, al8 die dem erjteren eigenthümliche Ber- 
ührungszeit. Man vergegenmwärtige fi) beiſpielsweiſe den Fall, daß 
der Angeichuldigte 1. im November 1839 wegen eines in dem näm— 
lihen Jahre verübten einfachen Creditbetrugs eine mehrtägige Gefäng- 
nißftrafe und 2. in dev Zeit vom Detober 1840 bis März 1841 wegen 
eines im September 1840 begangenen gemeinen Diebftahls eine ſechs⸗ 
monatige Arbeitshausftrafe verbüßt hätte, fomwie, daß fich erft 3. bei der 
neueiten Unterfudung eines im September 1869 verübten gemeinen 
Betrugs herausftellen würde, mie der Angefchuldigte aud 4. im 
Februar 1856 eine nach Ab. 1 des Art. 1 des Forftftrafgefeges zu be= 
urtheilende Forſtentwendung begangen gehabt. Stünde ſolchenfalls in 
Frage, im wievielten Rückfalle der neuefte Betrug vom September 1869 
(sub 3) ausgeführt worden jei? fo würde e3 nicht zweifelhaft jein 
Innen, daß, wenn jchon die Verübung des Forftvergehens sub 4 die 
Rückfallsverjährung sub 2 mit der Wirkung unterbrochen hätte, daß der 
neuefte Betrug sub 3 den Vorftrafen sub 1 und 2 gegenüber als im 
zweiten Rückfalle begangen fich darftellte, doch das Forſtvergehen sub 4 
jelbft, da es einer einjährigen Verjährung unterlag, ftraflo8 ausgehen 
müßte. Ebenſo würde jelbftverftändlich, dafern man an dem gegebenen 
Annalen, Reue Folge Bo. VI. 3 
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Beifpiele das ändern wollte, daß die Forftentivendung sub 4 nicht un= 
geahndet geblieben, vielmehr noch im Jahre ihrer VBerübung 1856 mit 
Gefängniß beftraft worden wäre, immerhin ber neuejte Betrug sub 3 
lediglich als im zweiten Rüdfalle begangen fich darftellen, da auch die 
Borftrafe des Forftvergehend sub 4 ebenmäßig innerhalb Jahresfrift 
ihre Eigenſchaft als Straferhöhungsgrund eingebüßt gehabt hätte. Ja 
e3 würden ſogar die Wirkungen der Forftdiebftahlsitrafe sub 4 dem Bes 
truge sub 3 gegenüber feine anderen fein, dafern erjt bei der Unter- 
ſuchung des legteren nachträglich zur Sprache käme, daß ſich der Bezüch⸗ 
tigte bereit3 im Januar 1857 eines gemeinen Diebſtahls ſchuldig ge⸗ 
macht Habe. Zu diefem Reſultate mußte die Erwägung führen, daß 
Art. 6 des Forftftrafgejeges die im Art. 84, Abf. 2 in fine des REtGB.s 
enthaltene Borausjegung überhaupt nicht Tennt. 


Hiernach allenthalben fonnte in dem gegenwärtig zur Gntfiheibung 
vorliegenden Falle nicht angenommen werben, daß zwar die Verjährung 
des durch den Creditbetrug sub a. bedingt geivefenen Rückfalls durch 
Berübung des Diebſtahls sub b. unterbrochen worden, die Vorſtrafe 
sub a jelbit jedoch den neueren Verbrechen S.'s gegenüber aus dem 
Grunde feinen Rüdfall zu begründen geeignet jei, weil zwiſchen Ber: 
übung der legteren und jener Unterbrechung inzwilchen wiederum eine 
längere als Jahresfrift abgelaufen fe. Zur Zeit der Verübung deö 
Diebſtahls sub b. war die aus der Borftrafe sub a. zu entnehmende 
Rückfälligkeitswirkung noch nicht verjährt, der Diebftahl sub b. mithin 
im erften Rüdfalle begangen und es läßt fich, da jevenfalls die Strafe 
wegen dieſes Diebſtahls ungefürzt und ungetheilt mit allen ihren 
Wirkungen den neueften S.'ſchen Verbrechen gegenüber in Geltung zu 
bringen tft, jchlechterdings nicht jagen, es komme den neueften S.'ſchen 
Verbrechen gegenüber wohl der Umftand, daß die Vorftrafe des Dieb- 
ftahl8 sub b. noch nicht verjährt fei, nicht aber gleichzeitig der Umſtand 
in Anjchlag, daß dieſer Diebftahl im Rückfalle begangen und bie ea 
dafür ſchon wegen Rüdfalls erhöht worden. 
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2. 


Der Umftand, daß der Erfolg einer Unterfhlagung 
nur dur eine vorzunehmende und demgemäß in das 
Bert gefegte Fälſchung gelihert werden können, läßt 
biefe verbrecheriſche Handlungsweiſe nicht als ausge— 
zeichneten Betrug, ſondern als Unterſchlagung in 
Fortſetzung mit Fälſchung erſcheinen, Art. 284 flg,, 
287 flg., 311 de3 RStOB!3. 
Erf. vom 10. Septbr. 1869 no. 893, 

Es iſt thatſächlich feitgeftellt, daß der beim Poſtamte zu ©. ange— 
ftellte, verpflichtete Hülfsbriefträger K. einen mit 39 Thaler beſchwerten 
Geldbrief, welchen er in feiner gedachten Eigenjchaft Behufs der Abgabe 
an den Adreſſaten W. eingehändigt erhalten hatte, an dieſen nicht ab- 
lieferte, vielmehr mit ber Abficht der Aneignung an fich behielt, ſowie 
nad Eröffnung des Couvert3 das Geld herausnahm und in jeinen 
Nugen verivendete, auch, um das Boftamt glauben zu machen, die Brief- 
abgabe fei ordnungsgemäß erfolgt, eine Empfangsbefcheinigung unter 
dem Namen W.'s ausftellte und diefe an das Poftamt ablieferte. 

Die vorige Inſtanz bat hierin das Verbrechen des ausgezeichneten 
Betrugs erblickt und zu deſſen Motivirung hinzugefügt, wie K. die An 
eignung des Geldes lediglich durch Fälfchung der beregten Quittung ſich 
fihern können und fonad das Weſen des Verbrechens in der durch 
diefe Fälſchung verübten Täufchung der Voftbehörde beruhe. Auch hat 
fd dabei die vorige Inftanz noch ausprüdlich auf einige neuere Ent= 
ſcheidungen des OAG.'s, 

insbeſondere Annalen Bd. IV. ©. 553, Bd. VIII, ©. 18., 
bezogen, in welchen von den nämlichen Grundſätzen ausgegangen 
worden ſei. 

Es läßt ſich nicht verkennen, daß der Inhalt der nurgedachten 
Entſcheidungen der Auffaſſung des BG. zur Seite ſtand, indeſſen hat 
das OAG. Bedenken tragen müſſen, an der in ſelbigen vertretenen Anſicht 


feſtzuhalten, vielmehr iſt daſſelbe neuerdings zu der von ihm früher be— 


folgten Anſicht, daß in Fällen der hier fraglichen Art das Verbrechen 
der Unterſchlagung in Fortſetzung mit Fälſchung vorliege, zurüdgefehrt. 
Zwar iſt es nicht zu leugnen, daß es namentlich in den Fällen, in 

8* 
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welchen der Bezüchtigte die Gelder erft nach Production der gefälichten 
Urkunde und demnach erft nach Vornahme einer Täufchungshandlung 
in feinen Nugen verivendete, den Anfchein gewinnt, als fei legtere das 
Mittel geweſen, wodurch fich der Bezüchtigte den beabfichtigten Vortheil 
verſchafft habe; doch läßt eine ftrengere Scheidung der für den Begriff 
der Unterfchlagung und des Betrugs maßgebenden GefichtSpunfte 
Schließlich erkennen, daß jelbft in diefen Fällen die Annahme eines aus⸗ 
gezeichneten Betrug ausgeſchloſſen fein müſſe. Entfcheivend kann nad) 
Lage der Sache immerhin nur die Beantwortung ber Frage fein, ob der 
Bezüchtigte fich erft durch ein Täufchungsmittel in den Befit des frag 
lichen Objects ſetzte. Bejahenden Falls wird das Verbrechen des Be: 
trugs vorliegen. War dagegen der Bezüchtigte bereit3 in der unange 
fochtenen Inhabung des Objects, jo muß auch ſchon mit jedem Acte, 
durch welchen derſelbe feine Aneignungsabficht documentirt, das Ver⸗ 
brechen der Unterſchlagung für confummirt angefehen werben. Kein 
Act, den er nur daneben vornahm, kann den Charakter der Unter: 
Ihlagung wiederum verwiſchen; infonderheit kann dies auch ein folder 
Act nicht, der Tebiglih auf Sicherung des Verbrechensobjectd, auf 
Verwiſchung der Verbrechensſpuren, auf Vereitelung einer Entdedung 
u. |. w. berechnet war ; vielmehr werben alle hierauf abzielende Maß- 
nahmen und vorzugsweiſe alle diejenigen, welche jchon in dem Augen 
blide, in welchem die Unterfchlagung beichloffen wurde, in dem Thäter 
zum Gegenftande der Neflerion wurden, nur aus dem Gefichtäpunfte : 
eines fortgejegten Verbrechens beurtheili werden dürfen. | 
Hat man bemgemäß auch im vorliegenden Halle nicht ſowohl einen 
ausgezeichneten Betrug, als vielmehr eine qualificirte Unterfchlagung 
in Fortjegung mit einer Fälſchung (Art. 287, Art. 289 sub |, 
Art. 278 sub b. und Art. 311 des RSEtGB.'s) anzunehmen gehabt, 
jo lag doc) keinerlei Veranlaſſung vor, die in voriger Inftanz gewählte 
Einjagftrafe von Arbeitshaus in der Dauer von einem Jahre ſechs 
Monaten oder den Rückfallszuſatz von ſechs Monaten zu ermäßigen. 








! 





— 


37 


Zu der Strafprozeßordnung ꝛc. 


1. 


Sobald es ſich als bedenklich darftellt, die Leiftung 
eines rechtskräftig erfannten Beftärfungs- oder Rei— 
nigungseids (Art. 375a der RStPO.) zu geftatten, ift 
diefer Fall prozeifualifh ebenso, wie ein Fall des 
Eidesverfäumniffes (Art. 375b, Abf. 2 der RStPO.) 
zu behandeln und giebt insbefondere nicht etwa einen 
Grund für eine Unterfuhungs-Wiederaufnahme ab. 
Die Frage über die Rectzeitigfeit eines Wiederauf— 
nahmeantrags3 (Art. 391 der RStPO.) wird durch das 
im Art. 394a gedachte Erfenntniß endgültig entſchie— 
den, und zwar dergeftalt, daß aud die im Art. 399, 
Abf. 2 der RStPO. gedadten andermeiten Erfennt- 
nilfe diefe Frage nicht mehr in Zweifel ziehen 
fünnen, | 
unwiemweit ift bei der Verjährungsfrage eine Connexi— 
tät verfhiedener Unterfuhungen anzunehmen? 
Erf. vom 13. Sept. 1869 no. 907|894. 

%. denuneirte gegen die verw. D. wegen brei verichiebener In⸗ 
jurien, welche diefe A. ihm perfünlich gegenüber, ein anderes Mal B. 
der Hebamme R. gegenüber und bei einer britten Gelegenheit C. ber 
verw. B. gegenüber ausgeſprochen haben ſollte. Das nächſte Ergebniß 
der deshalb wider die D. eingeleiteten, in einem und demfelben Acten- 
ftüde verhandelten Unterfuchung beftand darin, daß ber gerichtSamtliche 
Beicheid diefelbe ad C unbebingt und ad A unter Vorausfegung eines 
bom Privatanfläger zu leiftenden Beſtärkungseides zu einer Geldbuße 
bon 5 Thalern, wobei ad O mit 4 Thalern eingejegt und megen der 
Goncurrenz sub A 1 Thaler zugelegt wurde — verurtbeilte, dagegen 
ad B unter der Vorausfegung eines von ihr zu leiftenden Reinigungs⸗ 
eides klagfrei ſprach. 

Dieſer Beſcheid fand auch auf den Einſpruch der Denunciatin 
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durchgängige Beftätigung, indem die, Nationen des bezirfögerichtlichen 
Erkenntniſſes noch ausbrüdlich Hinzufügten, mie die Nachlaflung eines 
Neinigunggeides ad B. injonderheit auch darin Rechtfertigung finde, 
daß, wenn auch die Zeugin R. nicht gerade der gerügten Aeußerungen 
fich erinnern wollen, diejelbe doch mindeſtens im Allgemeinen beftätigt 
habe, die Denunciatin habe bei der in Rede jtehenden Gelegenheit über 
das Verhalten des Denuncianten fich beflagt. 

Nach eingetretener Rechtskraft diefer Enticheidung wurde für den 
2. Mai 1868 Schwörungstermin anberaumt. In diefem Termine 
leiftete Denunciant den ihm auferlegten Beftärfungseid, während, als ſich 
auch die Denunciatin zu Leitung des ihr nachgelafjenen Reinigung: 
eide3 bereit erklärte, hiergegen von dem Denüncianten unter der Ver⸗ 
ficherung Widerfpruch erhoben wurde, die Denunciatin vermöge biejen 
Eid mit gutem Gewiſſen nicht zu leiften, da die Zeugin R. ihm und 
feiner Ehefrau noch vor Einreichung feiner Denunciation darüber, ie 
gegen fie die D. in der. That in der denuncirten Weife fi) ausgelafien 
habe, ausdrücklich Mittheilung gemacht und hiernach nur ihrerſeits bei 
ihrer Abhörung die Wahrheit verjchwiegen hätte. 

Das GA. fand ſich in Folge defien veranlagt, mit der Abnahme 
de3 Reinigungseides vor der Hand Anftand zu nehmen und vielmehr 
vor Allem darüber, ob fich die Zeugin R. des Vergehens des Art. 229 
des StG. B.'s ſchuldig gemacht habe, Erörterungen anzuftellen. 

Dieſe Erörterungen führten denn nun auch in der That dahin, 
daß der Staatsanwalt eine Anklage wider die R. nad der gedachten 
Richtung hin erhob und daß Lehtere, nachdem fie neuerdings die An⸗ 
gaben des Denuneianten in der Hauptjache beftätigt hatte, ſchließlich 
mittelft einer ihr am 22. Juni 1868 publicirten Entſcheidung auf 
Grund des Art. 229 des StGB.'s zu einer Geldbuße von 3 Thalern 
verurtheilt wurde. 

Bon diefer Zeit ab geſchahen eine geraume Beit hindurch Seiten 
des GA. feine weiteren Schritte, um die Privatanklage 33 gegen bie 
D. wieder in Gang und zum Außtrag zu bringen; insbeſondere geſchah 
auch auf die Bl. anzutreffende Eingabe F.s vom 28. Mai 1868, in 
welcher diefer die Wiederaufnahme ber Rügenfache auf Grund des Art. 
386 der StPO. beantragte, längere Zeit hindurd Etwas nicht; erft 
am 12. Mai 1869 gejchah in diefer Beziehung ein weiterer Schritt und 
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zwar, indem an biefem Tage F. zur Recognition der nurgedachten Ein» 
gaben angehalten und jofort nad) deilen Erfolg die Sache an das BG. 
behufs der Entichetvung über den F. ſchen Wiederaufnahmeantrag abs 
gegeben wurde. 

Hierauf erging die collegiale bezirkägerichtliche Entſcheidung, 
mittelft deren „vie Wiederaufnahme des Strafverfahrend wider bie 
Privatangellagte D. unter Aufhebung desjenigen Theiles des Beſcheides 
beichlofjen‘ wurde, „ver die Injurie betreffe, welche die D. anzeiglich gegen 
die Hebamme R. in Bezug auf F.'n ausgeſtoßen.“ 

Diefer Entſcheidung gemäß verfuhr das GA. mit Wiederaufnahme 
der Unterfuchung, indem es inſonderheit die D. über bie neuerlichen, 
für fie gravirenden Ausfagen der R. vernahm, ſodann zur Bereidung 
ber Zebteren verfchritt und nad) anderweitem Actenfchluffe einen Beſcheid 
v. 23. Juni 1869 abfaßte, Inhalts defien der Beweis der Injurie subB. 
für nunmehr vollftändig erbracht erklärt und ausgefprochen wurde, mie 
infolge deſſen die früherhin ad C. ausgeworfene Einſatzſtrafe von vier 
Thalern wegen Concurrenz ber beiden Injurien sub A. und B. um 
jwei Thaler zu erhöhen, demgemäß aber die D. nunmehr im Ganzen 
mit einer Geldbuße von ſechs Thalern zu belegen jet. 

Das BG., welches auf den von der Denunciatin gegen diejen 
Beicheid eingewendeten Einſpruch in zweiter Inſtanz zu cognosciren 
batte, fällte eine rein eonfirmatorifche Entfcheidung und dieſe Entjcheid- 
ung ifte8, twider welche die D. die dem OAG. gegentwärtig zur Entjcheid- 
ung vorliegende Nichtigfeitäbefchwerbe und zwar namentlich unter Be⸗ 
zugnahme darauf eingewendet hat, I., daß das Verfahren, wonach fie zu 
Ableiftung des ihr rechtskräftig nachgelafienen Reinigungseides nicht 
admittirt worden, gejeglicher Grundlage entbehre, ferner IL., daß uns 
richtiger Meife Art. 391 der RStPO. nicht beachtet worden fei, ſowie 
IL, daß ebenſo das Vergehen sub B. wie die erfannte Strafe sub A. C. 
für verjährt zu erachten geivefen wäre. 

Anlangend da3 Gravamen subL., jo läßt fich jelbiges in doppeltem 
Sinne auffaflen. Zunächſt kann man darineine Beſchwerde darüber finden, 
daß die neue zweitinftanzliche Entjcheidung den Beweis der Injurie subB. 
für vollftändig erbracht angejehen und der Remedentin nicht ebenfo, wie 
früher, einen Reinigungseid nachgelaflen hat. Es liegt auf der Hand, baf 
nad) diefer Richtung hin die eingemendete Nichtigfeitäbefchwerbe lediglich 
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den Schuldbeweis berühren und inſpweit unzuläſſig fein würde. Da- 
gegen iſt auch die Annahme nicht ausgeſchloſſen, es habe durch das sub J. 
aufgeſtellte Gravamen darauf hingewieſen werden wollen, wie es über⸗ 
haupt unzuläſſig geweſen ſei, dem Widerſpruche des Denuncianten im 
Schwörungstermine ſtattzugeben und die Wiederaufnahme der die In⸗ 
jurie sub B. betreffenden Unterfuhung zu verfügen. Lag dem Rechts⸗ 
mittel diefe Intention zu Grunde — und es gewinnt dies um jo mehr 
MWahricheinlichkeit, wenn man die Andeutung BI. binzunimmt, — ſo 
läßt fich allerdings nicht verfennen, daß das von dem GN. und bon dem 
BO. eingefchlagene Verfahren der ftrafprozefjualen Vorſchriften infofern 
nicht entſprach, als überhaupt die Vorausſetzungen einer Wieberauf 
nahme der Unterjuhung im Sinne des Art. 386 der StPO. nicht vor⸗ 
lagen. Dieſe Borausfegungen lagen fchon um deswillen nicht vor, weil 
fich nicht fagen läßt, die erften beiden erft- und zweitinftanzlichen Ent- 
ſcheidungen hätten, ſoweit fie fich mit der Sinjurie sub B. bejchäftigten, 
den Charakter einer Entſcheidung der im Art. 386 gedachten Art an fi 
getragen. Es war darin ebenjomwenig auf eine Einftellung, als auf eine 
Verurtheilung oder Freifprechung erkannt; vielmehr trugen jene Ent- 
ſcheidungen nur den Charalter eines Interlocuts an fich und zwar dies um 
jo gemwifler, als unterlafjen worden mar, fich gleichzeitig über die Folgen 
der Nichtleiftung des Reinigungseides auszufprechen. Ueberhaupt ſetzt 
jedes Erfenntniß, in welchem auf einen Legaleid erfannt wurde, voraus, 
daß im Falle der Nichtleiftung des Eides ein anderweites Erkenntniß 
abgefaßt werde, welches jich über die Folgen der legteren ausfpricht, ges 
ihähe Solches auch vielleicht, in Hinblick auf den alle Eventualitäten 
erihöpfend behandelnden erften Befcheid, nur in der Form, daß ausge 
jprochen würde, wie e8 dabei, was für den Fall der Nichtleiftung des 
Eides bereit3 erkannt worden, fein Bewenden habe. Ein derartiges 
bedingtes Erfenntniß trägt daher ſchon an ſich nicht die Merkmale eines 
Enderfenntniffes an fich, wie ein folches im Art. 386 der RStPO. für 
alle die Fälle vorausgefegt wird, in welchen es fich nicht um Wieder 
aufnahme einer eingejtellten Unterfuhung handelt; — dafjelbe kann 
vielmehr erft entweder nach Leiftung des Eides oder nad) Abfafjung 
eine3 anderweiten Erfenntnifjes den Anlaß zu einer Unterfuhungs- 
wiederaufnahme bieten. 

Auch geben die Borfchriften des Art. 375b der RStPO. nicht nur 
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an die Sand, daß der Geſetzgeber einen Fall der vorliegenden Art nicht 
ala Wiederaufnahmefall behandelt willen wollte, fondern e8 erhellt aus 
ihnen zugleich zur Genüge, welcher Weg einzufchlagen geweſen märe. 
Indem in Abſatz 2 und 5 ausdrücklich ausgefprochen wird, wie im Yalle 
der Eidesverſäumniß oder Eidesverweigerung anderweit erfannt werben 
folle, ift Hierin ganz zweifellos zugleich der Ausfpruch enthalten, daß in 
feinem biefer beiden Momente eine neue Thatfache oder ein neues Be- 
weismittel erblickt werben dürfe; dem Falle der Eidesverſäumniß ift 
aber ganz unbedenklich der Fall gleichzuftellen, in welchem fich Umftände 
dafür ergeben, daß ber Yuraturus den Eid mit gutem Gewiffen nicht 
leiten und daher zur Eidesleiftung nicht gelaflen werden könne; auch 
in diefem alle wird darüber zu erfennen fein, ob der Eid für defert zu 
erachten und was bejahendenfalls die rechtliche Folge hiervon fei. 
Studien zum Novellengefeß vom 25. Sept. 1861, ©. 94, 95. 
Gebt nun aber auch hieraus allenthalben hervor, daß eine Wieder- 
aufnahme der Unterfuchung sub B. nicht gerechtfertigt war, und daß es 
bielmehr der einzig richtige Weg geweſen märe, dafern das GA., bes 
ziehentlich nach Erledigung des die Zeugin NR. betreffenden Incident⸗ 
punft3, Darüber, ob die Denuciantin D. zu Leiftung des Reinigungseides 
annoch zu laſſen ſei, anderweit erkannt und für den Verneinungsfall 
zugleich ausgefprochen hätte, wie ſonach das Gegentheil deſſen, was bie 
D. beeiden wollen, als thatfächlich feftgeftellt zu gelten habe: jo kann e8 
bodh keinem Zweifel unterliegen, daß diefe unrichtige proceffuale Proce⸗ 
dur nicht gegenwärtig noch zum Gegenftande einer Nichtigkeitsbeſchwerde 
gemacht werden konnte, nachdem die Wiederaufnahme der Unterfuchung 
längft fchon zur vollendeten Thatfache geworden ift, ja über die Rejul- 
tate dieſer wiederaufgenommenen Unterfuchung bereit3 Entſcheidungen 
vorliegen. 
Hiermit in engem Zuſammenhange ſtand auch die Frage, ob das 
Gravamen sub II. beachtet werden könne? Die Remedentin hat zur 
weiteren Begründung beflelben angeführt, Denunciant habe, da er bes 
reits im Schwörungstermine (2. März 1868) Kenntniß von denjenigen 
Zhatfachen gehabt, welche die N. bei ihrer erften Abhörung verfchtwiegen 
und gleichwohl erft am 28. Mai 1868, beziehentlich erſt am 12. Mai 
1869 den Antrag auf Wiederaufnahme geftellt habe, überhaupt nach 
Naßgabe des Art. 391 der RStPO. am rechtzeitiger Stellung des 
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Iesteren fich verfäumt.. Man kann indeſſen ganz dahin geftellt fein 
laſſen, welche Zeitpunkte für Bemeſſung diejer Frift vorliegenden Falls 
maßgebend werden durften, da auch die Frage der Rechtzeitigkeit des 
Antrags bereit durch die bezirkägerichtliche Entſcheidung, in welcher die 
Wiederaufnahme verfügt wurde, endgültig entichieven worden war. 
Dieje Entſcheidung vertrat, wenn ſchon fie ihrer äußeren Form nad 
mebr als ein Beichluß, al3 ein fürmliches Erkenntniß fich darftellt, 
offenbar die Stelle desjenigen Erfenntnifjes, welches nach Maßgabe 
des Art. 394a Abf. 2 der RStPO. zu ertheilen ift, ſobald über die 
Wiederaufnahme einer durch Enderkenntniß entſchiedenen Unter 
ſuchung zu entfcheiben ift. in folches Erkenntniß beantivortet ſowohl 
die Frage wegen Zuläffigfeit des Antrags al3 auch die Frage wegen Er⸗ 
heblichkeit der zu Unterjtügung deſſelben vorgebrachten Gründe (Art. 
395 der RStPO.) in endgültiger Weife und ohne daß ein Rechtsmittel 
gegen den einen oder andern Theil biejer Beantwortung zuläjfig wäre. 
Nur gegen die Erfenntniffe, in denen über die Wiederaufnahme einer 
eingeftellten Borunterfuhung entichieden wurde, läßt die RStPO. Ins 
halts des Art. 396 Abſ. 2 ein Rechtsmittel zu. Bon biefen Grund 
ſätzen iſt das OAG. bei früheren Entſcheidungen bereit wiederholt aus⸗ 
gegangen. 
Annalen Bd. III. ©. 71, ſowie 
Ger.⸗Zeit. Bd. X. ©. 164. 

Zwar könnte man einwenden, daß wenn auch gegen ein bezirksgericht⸗ 
liches Wiederaufnahmeerkenntniß der beregten Art fein Rechtämittel zu= 
läffig fei, doch im Abf. 4 des Art. 399 der RStPO. ein Anhalt dafür 
zu finden wäre, wie mindeltend gegen den gerichtäamtlichen Beſcheid, 
welcher über die Refultate der wieveraufgenommenen Unterſuchung ent- 
jcheive, und ebenfo gegen die zweitinitanzliche bezirksgerichtliche Ent⸗ 
jcheivung hierüber nad) Maßgabe des Art. 377 oder des Art. 385 der 
RStPO. infofern eine Nichtigkeitsbeſchwerde zuläffig fein müffe, als die 
Rechtzeitigfeit des Wiederaufnahmeantragd nachträglich angefochten 
werben könne; allein dieſe Auffafjung wäre nicht richtig. So unzweifel⸗ 
haft eine Nichtigkeitsbeſchwerde gegen derartige Erkenntniſſe inſoweit 
zuläjfig jein wird, als es ſich um die rechtliche Subjumtion der neuge- 
wonnenen Unterfuchungsrejultate und beziehentlich um die während des 
Laufs der wiederaufgenommenen Unterfuchung und nad) Schluß dem 
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felben eingebaltenen Formalien handelt, ebenfo beftimmt muß auch da= 
von ausgegangen werden, daß die Rechtzeitigfeit und rechtliche Zuläffig. 
teit des Wiederaufnahmeantrags, nachdem darüber einmal im Wieder⸗ 
aufnahmeerfenntniffe entſchieden worden, nicht andermweit zum Gegen- 
Rande der Prüfung gemacht werden dürfe. Man würde andernfalls zu 
zu völlig unzuläſſigen Inconſequenzen gelangen... Man braudt fich zu= 
nächſt nur zu vergegenwärtigen, daß jolchenfall3 eine vollftändig ver— 
ſchiedene procefjuale Behandlung der beiden Fälle einträte, in welchen 
ein — fei es zu Gunften oder Ungunften des Angefchuldigten geftellter 
— Wiederaufnahmeantrag abgelehnt oder aber für zulälfig erachtet 
wird; gegen die Ablehnung des Antrags wegen Unzuläffigfeit gäbe es 
überhaupt feine Nemedur, da eben mit dem ablehnenden Erfenntnifje 
die Wiederaufnahmefrage jedenfalls endgültig verneint wäre; wohl aber 
liehe fich die Zulaffung des Antrags noch befämpfen, nachdem über die 
Refultate der Wiederaufnahme erfannt worden. Demnächft würden — 
wollte man den Abf. 4 des Art. 399 im obigen Sinne auffafjen — die 
Hülle, in denen das DAG. und diejenigen, in denen ein BG. über 
die Wiederaufnahme erfannte, in völlig unzuläffiger Weile einer ver⸗ 
ſchiedenen Beurtheilung zugeführt, indem jedenfalls die Richtigkeit einer 
Entſcheidung des OAG.'s darüber, daß ein Wieveraufnahmenntrag 
rechtlich zuläffig fei, weder von dem BG. bei feiner fpäteren Entjchei- 
dung über die Refultate der wiederaufgenommenen Unterfuchung, noch 
etwa don dem DAG. felbfi bei Gelegenheit feiner zmweitinftanzlichen 
Entſcheidung über die Nichtigkeit der erfolgten Geſetzesanwendung 
anderweit in Frage geftellt werben kann. Endlich braucht aber wohl 
nur noch darauf hingemwiejen zu werben, daß der Gefetgeber, bafern er 
in der That eine mehr als einmalige Prüfung der Frage über die Zus 
läffigfeit eines Wiederaufnahmeantrags der gegenwärtig fraglichen Art 
hätte geftatten tollen, jedenfalls ein Rechtsmittel gegen die Wiederaufs 
nahmeentfcheidung eingeführt hätte und zwar ſchon aus dem Grunde, 
um dem MWebelftande vorzubeugen, daß nah Schluß einer vielleicht 
länger andauernden Unterfuchung erklärt werden könnte, die Entjchei- 
dung über den Wiederaufnahmeantrag fei rechtlich unbegründet und die 
ganze andermeite Unterfucdhungsführung eine unzuläffige geweſen. 
Hiernach allenthalben war daher auch die Beſchwerde sub II. ala 
umzuläͤſſig zurüdzumeilen und e8 blieb nur noch die Beantwortung 
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deffen übrig, ob in der That, wie Remedentin sub III. behauptet bat, 
diejer die inzwifchen eingetretene Verjährung zu Statten fomme? Ir 
diefer Beziehung war zwiſchen dem Vergehen sub B. einerfeit3 und ber 
ad A. C. erlannten Geldbuße von 5 Thalern andererjeitS zu unter 
ſcheiden. 

In der erſteren Hinſicht konnte jedenfalls von einer inzwiſchen ein⸗ 
getretenen Verjährung nicht die Rede ſein, da weder zwiſchem dem Tage 
des Schwörungstermins (2. März 1868) bis zum Eingange des Wieder⸗ 
aufnahmegeſuchs (28. Mai 1868), noch zwiſchen dem letzteren bis zu 
dem Tage, an welchem das GA. dieſes Geſuch an das BG. zur Ent⸗ 
ſcheidung abgab (12. Mai 1869), der Zeitraum eines Jahres abge⸗ 
laufen iſt, in der Einreichung des Wiederaufnahmegeſuchs aber ebenſo 
eine von dem Denuncianten ausgegangene Anregung zu Fortſtellung 
der Injurienſache sub B. als in der Verfendung der Sache an das BG. 
eine gerichtliche Handlung erblidt werden muß, welche diefe Fortftellung 
bezweckte und zugleich gegen die Denunciatin gerichtet war. (Art. 110, 
. 111 und 114 Abf. 1 und 3 des RStGB.s.) Die Unterfuchung des Ver: 
gehens sub B. kann daher als durch Verjährung aufgehoben nicht er⸗ 
achtet werden. 

Anders geftaltete fich die Entſcheidung der Frage, ob eine Verjah⸗ 
rung der sub A. C. erkannten Strafe, welche bereits mit Ableiſtung 
des am 2. März 1868 gefchtuorenen Beftärkungseides vollitredbar 
wurde, eingetreten ſei? Gewiß tft, daß wegen Bollftredung dieſer 
Strafe in der Zeit vom 2. Mär; 1868 big zum heutigen Tage ober 
mindeſtens bis zu Abfafjung des neuerlichen erftinitanzlichen Beſcheids 
vom 23. Juni 1869, in welchem überhaupt diefer Strafe zum erften 
Male wieder gedacht worden, unmittelbar Etwas nicht geſchehen iſt. 
Es würde daher hierunter eine Verjährung nur dann als ausgeſchloſſen 
anzujehen geweſen fein, dafern etwa zwiſchen der Unterfuchung sub B. 
einerjeit3 und der Unterfuchung der Vergehen sub A, C. andrerſeits eine 
derartige Connerität beftanden hätte, daß Handlungen, welche die Ver- 
jährung der erfteren unterbrochen, gleichzeitig die nämliche Wirkung der 
Strafverjährung sub A. C. gegenüber geäußert hätten. 

Für die Annahme einer ſolchen Connexität ließe fich geltend machen, 
daß überhaupt die Vergehen sub A., B., C. in Einem Actenftüde ver- 
handelt und in dem nämlichen Beſcheide abgeurtheilt worden, ſowie, 





Zu der Strafprozeßordnung &. 45 


daß der Denunciatin felbjt dann, dafern Solches nicht geicheben und 
bezüglich jedes der drei Vergeben eine gejonderte Unterfuhung geführt 
worden märe, ein Anſpruch auf die Abfafjung eines Nachtragseriennt- 
niffes und mithin auf die ihr günftige Anwendung der Concurrenz= 
theorie jo lange zugeftanden hätte, al3 nicht die eine oder die andere der 
drei gefonderten Strafen bereit verbüßt getwefen wäre. (Bergl. Art, 
421a, b, ce der RSEBD. in Verbind. mit der Allg. Ger.=Beit. Bd. XIII. 
©. 12.) Indeſſen könnte eine derartige Argumentation nicht für ſtich— 
baltig anerfannt werden. Daß die drei Vergehen in einem und dem⸗ 
jelben Befcheide zur Aburtheilung gelangten, ift an ſich ein rein äußer- 
liches Moment; fo wenig aber fich demnächſt verfennen läßt, daß, jo 
lange im gegenwärtigen Galle die Strafe ad A. C. unvollitredt blieb, 
ein nachträglich über die Folgen des Reinigungseides sub B. abgefaßtes 
Erfenntniß unter Umftänden die Anwendung des Art. 78 des RStGB.'s 
bedingt haben würde, fo gewiß ſteht doch andrerfeits jener Argumentation 
entgegen, einmal, daß in der Regel eine erfannte Strafe unverzüglich zu 
bollitreden ift und der Angejchulvigte einen Anſpruch auf die Anwendung 
der Soncurrenztheorie und beziehentlich auf Abfaſſung eines Nachtragser- 
fenntnifjes überhaupt nur dann bat, dafern die früher erfannte Strafe 
eben noch nicht vollftredt und überdies auch das neue Erfenntniß bereit8 
ertheilt und rechtäfräftig geworden var, ſowie das andere Mal, daß für 
den vorliegenden Fall nicht einmal ſchlechterdings die Nothivendigfeit 
eines Nachtragserkenntniſſes fich herauszuftellen brauchte. Ein ſolches 
würde fich nämlich infonderheit dann nicht nothiwendig gemacht haben, 
dafern der Richter, wie ihm zuftand, für das Vergehen sub B. Gefäng- 
niß oder Vermeis, jonach aber eine Strafe gewählt haben würde, welche 
ſchlechterdings neben der Geldbuße sub A. C. hätte vollſtreckt werden 
müflen. 

Daß ſich Combinationen denken lafjen, bei deren Borhandenfein 
aud im gegenwärtigen Falle jene Connerität anzuerkennen gemwejen fein 
würde, läßt fich nicht in Abrede ftellen,; man braucht fich beijpielämeife 
nur den Fall zu vergegenmwärtigen, daß dem eriten Beſcheide folgende 
Form gegeben worden wäre: die D. fei unter Vorausfegung eines ad A. 
zu leitenden Beſtärkungseides wegen aller drei Vergehen mit einer Ge— 
ſammtgeldbuße von ſechs Thalern — von welcher zwei Thaler auf die 
Concurrenz sub A. und B. komme — zu belegen, dafern fie nicht zu B. 
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einen Reinigungseid leifte. Soldenfalls und wenn dann in bem Be- 
ſcheide nicht auch gleichzeitig noch ausgefprochen worden wäre, um wie 
viel für den Fall der Nichtleiftung diefes Reinigungseides jener Con⸗ 
currenzzufaß fich mindern folle, würde allerdings fo Tange, bis hierüber 
nicht andermweit erkannt worden wäre, eine ſolche Connexität zu ftatutren 
gemwefen fein. Bei einer derartigen Combination läge aber auch bis zu 
diefem Beitpunfte überhaupt feine erkannte Strafe vor, deren Verjäh- 
rung beginnen könnte; denn, obiehon der Gejeggeber im Allgemeinen 
ausipricht, daß eine Berjährung erfannter Strafen mit der Rechtskraft 
des bezüglichen Erkenntniſſes beginne (Art. 115 Abf. 2 des RStGB.S), 
jo wird doc) hierbei, jo weit e8 fich um einen Beicheid des vorgedachten 
Inhalts handeln follte, nur die Rechtskraft desjenigen anderweiten Er: 
fenntnifjes maßgebend werben können, durch welches überhaupt erſt die 
Strafe zu einer unbedingten, unabänderlichen und dadurch erft vollitred- 
baren wird. 

Iſt hiernad die ad A. C. erfannte Geldbuße von fünf Thalen 
al3 verjährt anzufehen geweſen, fo war hierdurch auch gleichzeitig die 
Baſis bejettigt, auf welcher allein die erfolgte Antvendung der Concur⸗ 
venztheorie bezüglich des Vergehen sub B. ſich geftüßt hat. Man bat 
daher die angefochtene bezirksgerichtliche Entfcheidung ihrem ganzen 
Umfange nad ſammt dem ihr zu Grunde Tiegenven erftinftanglichen 
Bejcheide als nichtig aufzuheben und auszufprechen gehabt, nicht nur, 
daß die Denunciatin mit der ad A, C. erkannt geweſenen Geldbuße 
von fünf Thalern zu verfchonen, fondern auch, daß bezüglich des Ver— 
gehens sub B. anderweit in erfter Inftanz zu erfennen und daher rüd- 
fichtlich des Iegteren eine felbftändige Strafe auszumerfen ſei. 


2. 
Nah Art. 408a Abf. 2 der RStPO. fann derjenige, wel: 
her Sfih durch eine Entjcheidung der daſelbſt gedachten 
Art bezüglich des Koftenpunfts für verlegt erachtet, feine 
diesfallfigen Einwendungen nur unter der Vorausfes- 
ung mittelft der R.-B. geltend machen, wenn er von diefem 
Rechtsmittel auch im Uebrigen gegen die betreffende Ent: 
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fgeidung entweder Gebrauch madt, oder doch, unter den 
vorliegenden Umftänden, hätte Gebraud machen fünnen. 


Erf. vom 14. Juni 1869 no. 581/588. 


Der Privatangellagte Sp. erachtet fich, obwohl er in der Haupt- 
ſache ſtraffrei geiprochen worden, doch dadurch für befchwert, daß der 
Brivatankläger nur zu Abftattung der Gerichtsfoften und nicht auch 
zugleich zu Erftattung der von ihm, dem Angeklagten, aufgewendeten 
außergerichtlichen Koften verurtheilt worden und hat lediglich deshalb 
gegen das vom B.-G. B. in zweiter Inſtanz gejprochene Grfennt- 
niß, in welchem bie erftgerichtliche Entſcheidung auch rüdfichtlich des 
Koſtenpunktes, des von dem Privatangeflagten dagegen erhobenen Ein- 
ſpruchs ungeachtet, beftätigt worden, Nichtigkeitäbejchwerbe einge- 
wendet 


Das OAG. hat jedoch dieſes Rechtsmittel aus folgenden Gründen 
für unzuläſſig erachtet. 

Faßt man den zweiten Abſatz des Art. 408a der RStPO. für 

ſich allein in Auge und hält fich Iediglich an den Wortlaut diefer Ge- 
kesitelle, jo kann allerdings die Frage entftehen, ob nicht die Erkennt⸗ 
niſe zweiter Inftanz in Einzelrichterfachen auch wegen des Koftenpunftes 
alein unter allen Umftänden mit der Nichtigkeitsbeſchwerde angefochten 
werden können, fobald nur diejelbe auf die Behauptung gejtügt wird, 
dab das Erkenntniß in diefer Beziehung gegen das Geſetz verftoße; 
wenn man aber gleichzeitig die übrigen Vorschriften der Art. 408a 
und 408 b der RStPO. in Berüdfichtigung zieht, und mit der Be— 
fünmung im zweiten Abſatze des Art 408 der RStPO. in Verbind- 
ung bringt, fo muß man zu ber Ueberzeugung gelangen, daß dieſe letz⸗ 
tere keineswegs in einem fo weiten und ausgedehnten Sinne aufgefaßt 
werden kann, daß nach berfelben vielmehr derjenige, welcher fich Durch 
eine Entſcheidung der im zweiten Abſatze des Art. 408 a der REtPO. 
gedachten Art bezüglich des Koſtenpunkts für verletzt erachtet, feine dies⸗ 
falffigen Einwendungen nur unter der Vorausfegung mittelft der Nich 
tigleitsbeſchwerde geltend machen kann, daß er von dieſem Rechtsmittel 
auch im Uebrigen gegen die betreffende Enticheidung entweder Gebrauch 
macht, oder doch, unter den vorliegenden Umjtänden, hätte Gebrauch 
machen können. 
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Schon die Anfangsworte der in Rebe ſtehenden Geſezzesſtelle 
„Stebt ihm gegen die Entſcheidung im Uebrigen nur die Nichtigfeits- 
befchiverde zu, meifen auf eine folche Beſchränkung bin, und noch 
deutlicher ift diejelbe in Betreff der Zuläffigleit der Berufung wegen der 
Koften im erften Abſatze des Art. 408a der RStPO. durch die Worte 
BR ausgeiprochen worden „mern von ihm gegen die Enticheibung im 
ae Uebrigen das Rechtsmittel der Berufung oder des Einſpruchs zuläffiger- 
weiſe eingewendet werden Tann“; die Zuläffigfeit der Berufung und 
a der Nichtigkeitsbeſchwerde hängt aber in den Fällen des erften und 
Er zweiten Abſatzes des angezogenen Artikels offenbar von gleichen Voraus: 
fegungen ab. 

Wenn übrigens nad dem Schlußfage deſſelben Artikels die Gel⸗ 
tendmachung der Beſchwerden in beiden nurgebachten Fällen nicht davon 
abhängig fein fol, daß der Beichwerbeführer von dem ihm gegen die 
Entſcheidung im Uebrigen zuftehenden Rechtsmittel Gebrauch gemacht 
hat, jo folgt Hieraus ebenfall3, daß er doch mindeſtens in der Lage ge- 
weſen fein muß, von demjelben Gebrauch machen zu können. 

Die vorftehende Auslegung des Art. 408a der RStPO. findet 
auch in den ergänzenden Beftimmungen des Art. 408b, wenn ſchon zu 
nächſt und unmittelbar nur bezüglich der Berufung und des Einſpruchs, 
— eine noch weitere Unterſtützung, denn fo generell auch dieſe Beſtimm⸗ 
ni ungen find, fo laſſen ſich diejelben doch nicht füglich anders als fo ver- 
3 ſtehen, daß derjenige, welcher fich durch ein Erkenntniß über den Koſten⸗ 
et punft verlegt glaubt, feine biesfallfigen Einwendungen. gegen bafjelbe 
Ge in Einzelrichterfachen durch Einſpruch und in Bezirksgerichtsſachen durch 
— Berufung auch dann geltend machen kann, wenn er unter den vor⸗ 
liegenden Umſtänden und für feine Perſon dieſes Rechtsmittel gegen das 
Erkenntniß im Uebrigen nicht ergreifen konnte, und die im erſten Ab- 
— ſatze des Art. 408 a der RStPO. erwähnte Vorausſetzung mithin =“ 





zu bemerfen, daß fich aus der Wortfafjung des erſten Abjates des | 
Art. 408 b in feiner Weife entnehmen läßt, daß es im Sinne des Geſetz⸗ 
gebers gelegen, dieſes Rechtsmittel noch weiter auszubehnen und daſſelbe 


* vorhanden iſt; 

u Ausgabe der Strafprocekgefege von Schwarze, Bo. I, zu 
— Art. 338 b der Ret PO., pag. 244; 

und es iſt hierbei nur noch, was die Berufung insbeſondere anlangt, 
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lediglich in Bezug auf den Koſtenpunkt auch gegen foldhe Erkenntniſſe 
bes Bezirksgerichts zu geftatten, die nad) den Vorfchriften der RStPO. 
in der Hauptjache niemals und von feiner Seite mit der Berufung an- 
gefochten werben können. 

Daß aber namenllich gegen die Einzelrichterfachen von dem Bez.⸗ 
Ger. in zweiter Inftanz gefprochenen Erkenntniſſe eine Berufung wegen 
des Koſtenpunktes auch nach Art. 408b Abſ. 1 der RSEtPO. nicht ftatt- 
baft ift, ergiebt fih fehon daraus, daß in dem dritten Abfate bes 
Art. 48a dem Privatankläger für den Fall, daß er vom Bez.-Gerichte 
in zweiter Inſtanz reformatoriih in Abftattung oder Erjtattung der 
Koften erjter Inſtanz verurtheilt morden , ganz beſonders eine Beſchwerde 
an das DAG. nachgelaſſen worden. Diefe Beitimmnng märe völlig 
überfläffig, wenn der Privatankläger ohnebies ſchon nad Art. 408 b 
Abſ. 1 der RStPO. eine Berufung gegen das Erkenntniß des Bez.-Ger. 
wegen der Koſten zuftände und fie läßt fich mit der Annahme der Stätt- 
baftigfeit einer folchen durchaus nicht vereinigen. 

Da nun in der vorliegenden Privatanklageſache der Angeklagte 
fraffrei gefprochen worden, derſelbe daher gar nicht in der Lage ift, in 
der Hauptfache eine Nichtigfeitäbefchwerbe gegen das Erkenntniß des 
Be. Ger. PB. einzumenden und ihm dem Vorftehenden nach eben fo 
wenig eine Berufung gegen daſſelbe zufteht, fo mar das von ihm ere 
griffene Nechtömittel- als unzuläffig zurückzuweiſen. 


3 


Veber die Competenz des Unterfuhungsgeridt3 zu Er— 
laffung einer Hülfsauflage in Anjehung der von einem 
Angeflagten feinem Vertheidiger ſchuldig gewordenen 
Ertrajudicialien, 8.72 der Taxordnung vom 6. Septem— 
ber 1856 und 8. 23, 24 der Advocatenordnung vom 
3. Juni 1859. 
Berordn. vom 30. April 1869 no. 375421. 

Wenn jedoch die Zuftändigfeit des Bez. - Ger. B. zu Erlafjung der 
Hülfsanflage an den feiner Giviljurisdiction nicht untertworfenen Be— 
ſchwerdeführer nicht begründet erfcheint, dafern man erwägt, daß wenn 
ſchon 8. 72 der —— in Strafſachen vom 6. a 1856 


Annalen, Neue Folge Bo. 
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Beitimmungen enthält, welde für eine ſolche Competenz des Unter: 
ſuchungsgerichts zu Erlafjung einer Hülfsauflage in Anfehung ber von 
einem Angeklagten feinem Bertheibiger fchuldig gewordenen Extra 
judicialien ſprechen, doch einer Seit3 nicht überfehen werden darf, 
wie dabei allenthalben nur von Erpenjen des Vertheidigers die Rebe 
ift, wegen deren Bezahlung eine vechtäfräftige Verurtheilung feines 
Machtgebers erfolgt ift, von einer foldhen aber die Straferfenntnifie 
etwas Näheres nicht enthalten, auch nicht enthalten Tonnten, da Iu⸗ 
petrant Schr. bis dahin feine Extrajudicialien weder zu den Acten li⸗ 
quidirt, noch die Verurtheilung 9.8 in deren Bezahlung beantragt 
hatte , anderer Seits aber auch nicht unbeachtet bleiben kann, daß dieſe 
Beitimmung der Tax⸗Ordnung dadurch ſtillſchweigend wieder außer Kraft 
gejett worden ift, daß im 8. 23 und 24 der Advocaten-Ordnung vom 
3. Juni 1859 ganz im Allgemeinen und ohne die Ertrajudieialien in 
Strafſachen auszunehmen, für Einbringung von Koften eines Sad: 
walters die derjelbe von feinem Machtgeber zu fordern bat, befonbere 
Beitimmungen getroffen worden find, vermöge deren die Eingiehung ſol⸗ 
der Koſten, die Feitftellung derfelben durch die zuftändige Behörde vor 
ausgeſetzt, lediglich im Wege des Erecutionsprocefjes, alfo durch den 
sompetenten Civilrichter des Schuldners erfolgen joll, dabei aber dem 
Letzteren noch befondere Einwendungen nachgelaſſen worden find, bie 
fonft im Erecutionsprocefie nicht geitattet werben, 

fo bat das DAG. die zur Beſchwerde gezogene Hülfsauflage für 
eine competenter Weife erlaffene nicht erachten können, folche vielmehr, 
wie andurch gefchieht, außer Wirkſamkeit gejett. | 


Givilproceß und Concurs. 


1. 
Gerichtsſtand eines Ausgetretenen. 
I. Sen.-Erf. vom 18. März 1869 no. 162/167. 
Bellagter hat gegen das Ende des Jahres 1863 ſich von feinem 
zeitherigen Mohnorte D., mojelbft ex bisher als Advocat domicilirt 
Batte, veranlaßt durch mißliche Vermögensverhältniffe unter Zurück⸗ 
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Unſſung ber BI. in beglaubter Abſchrift erſichtlichen Generalvollmacht 

für feinen Bruder, den jetzt als Appellanten aufgetretenen Adv. H. G., 
entfernt und iſt bis jetzt nicht dahin zurückgekehrt, ohne daß ſein der— 
maliger Aufenthalt bekannt geworden iſt. Appellant beſtreitet dieſe 
Thatſache nicht, giebt vielmehr ſelbſt zu, daß Beklagter als Abweſender 
im Sinne des $. 1990 des BGB.'s zu gelten habe. Nun wird aber 
bie Fortdauer des einmal begründeten Wohnfjites bis zum Beweiſe des 

Gegentheils vermuthet und es kann daher dem Kläger der Nachweis, 

| daß Bellagter, als er ſich von jeinem Wohnorte entfernt, die Abficht 
gehabt Habe, beziehentlich dermalen noch die Abficht habe, dorthin zu= 
rückzukehren, nicht angejonnen werden. ; 

Annalen Bd. VIL. ©. 246 flg. 

Auch ift der Grundſatz, daß die bloße Abweſenheit vom Wohnſitze den 
Begriff des Wohnorts nicht aufhebt, nicht nur gemeinrechtlich, 

1. 7 Cod. de incolis 10, 39. Et in eodem loco singulos habere 
domicilium, non ambigitur, ubi quis larem, rerumque ac 
forturarum suarum summam constituit: unde cum profec- 
tus est, peregrinari videtur, quod si rediit, peregrinari jam 

| destitit, 
. sondern auch in Sachſen durch die Vorſchrift in 8. 28 Br Gericht3ord- 
nung vom 9. Sanuar 1365, daß die Beltellung eines Abweſenheits— 
bormundes demjenigen Gericht zujteht, vor welchem der Abweſende zur 
Zeit feiner Entfernung jeinen perfünlichen Gerichtsftand hatte, gefeglich 
anerkannt worden. Da nun Bellagter zu Bejorgung feiner gefammten 
Angelegenheiten dem Appellanten Auftrag gegeben und Icgterer diefem 
Auftrage fich unterzogen hat, fo ift nad) $. 1991 des BGB.'s die Be— 
ftellung eines Abweſenheitsvormundes für Beklagten nicht erforderlich. 
Aus diefen Gründen bevarf es Feines fpeciellen Eingehens auf die 
Frage, ob mit Rüdficht auf die Umftände, unter denen Beklagter D. 
| vor längerer Zeit verlaffen hat, anzunehmen fer, daß derfelbe bei feiner 
| Entfernung die Abficht gehabt habe, nad) D. zurüdzufehren, eine Frage, 
welche die erſte Inſtanz verneint und daher die erhobene Klage allhier 
abgewieſen bat, welche aber von der zweiten Inftanz unter Verwerfung 
der Ausflucht des unzuftändigen Gerichts bejaht worden iſt. Vielmehr 
hat dem Appellanten obgelegen, die vorgeichügte exceptio fori incom- 
petentis na) Maßgabe der Erl. PO. ad tit. XL. factifch zu ‚begründen 

4* 
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und ſofort zu beſcheinigen. Dieſer prozeſſualen Verpflichtung iſt er je⸗ 
doch in keiner Weiſe nachgekommen. Denn ganz abgeſehen davon, daß 
er ſich darauf, daß Beklagter an irgend einem näher zu bezeichnenden 
Orte ſeinen bleibenden Wohnſitz genommen habe, nicht zu beziehen ver⸗ 
mocht, können bloße factiiche Bermuthungen, mie jie vom Appellanten 
aufgeftellt und von der eriten Inſtanz der, Entſcheidung zu Grunde ges 
legt worden find, der gefeglichen Präfumtion gegenüber, wonach ein Ab⸗ 
weſender, über deſſen Leben und Aufenthalt feine Nachricht vorhanden 
iſt, 
$. 1990 des BGB.'s, 

den perſönlichen Gerichtsſtand, welchen er zur Zeit der Entfernung ge⸗ 
habt hat, beidehält, nicht in Betracht gelangen. 


2. 


Unſtatthaftigkeit des Eidesantrages wegen zu großer 
Unbeſtimmtheit des Zeitpunktes der betreffenden 
Thatſache. 

II. Sen.⸗Erk. vom 4. März 1869 no. 127/118, 


Die BI. erwähnten 1000 Thaler foll die verftorbene Erblafferin 
und Großmutter der Parteien ihrem Ehemanne während der Zeit von 
ihrer Verebelichung an bis zu deren Tode in baarem Gelde ein- und 
zugebracht haben. Diefer Zeitraum umfaßt mehr als 50 Jahre, ımd 
greift beinahe bis Anfang des gegenwärtigen Jahrhundert3 zurüd. 
Denn die Erblaflerin ſtarb im September 1855, nachdem fie mit ihrem 
Gatten die goldene Hochzeit gefeiert hatte. 

Mag man nun aud) in der Praris den Eidesantrag über die Bes 
bauptung, eine Ehefrau habe ihrem Manne eine gewiſſe Summe baar 
ein= und zugebradt, für zuläffig erachten, 

Annalen des OAG.'s Bd. VIII. ©. 252 und 

Zeitſchr. für Nechtspfl. und Verw. N. F. Bd. XIX, ©. 226, 
fo muß man es dennoch, für bedenklich erachten, binfichtlich des Beit- 
raums, zu welchem das Einbringen erfolgt fein ſoll, bei gebrauchten 
Eidesantrage einen jo großen Spielraum zu geftatten, wie im vorliegen⸗ 
den Falle in Anfpruch genommen wird. Die Beflagten haben bei er- 
folgter Eideszuſchiebung ficherlich da3 Recht zu verlangen, daß fie durch 
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nähere Angabe der Umftände des einzelnen Falles und der Beit der 
Nation in den Stand gejegt werben, über die Wahrheit des Anführend 
bie erforderlichen Erfundigungen einzuziehen, um ſich darüber ſchlüſſig 
machen zu können, was fie daran zugeftehen oder leugnen Tünnen und 
ob oder wie weit fie den Eid annehmen over zurücigeben follen. Dies 
üt bei einem Beitraume von mehr ala 50 Jahren, kaum möglich, um jo 
weniger, je wabrfcheinlicher es ift, daß die Bellagten zur Zeit des Ein- 
bringens vielleicht noch gar nicht gelebt haben oder fo jung geweſen 
find, daß fie darüber aus eigner Beobachtung gar nicht3 willen können, 
und jemehr die Klägerinnen es fogar vermieden haben, anzugeben, ob 
die 1000 Thaler, mie faum mwahrjcheinlich ift, auf einmal in unge- 
trennter Summe oder in welchen Theilpoften und letztere zu welchen 
Zeiten ein⸗ und zugebracht worden fein follen. Das DAG. erachtet es 
daher für gerechtfertigt, den Eidesantrag auch bei dieſer dritten und 
legten Poft für unzuläffig zu erachten. 


3. 


Specialität der Klagbeantwortung bei einem Alimen- 
tationsanfprude. 


Il. Sen.-Erf. vom 4. Mär, 1869 no. 116/124. 


Rah der Vorjchrift in $. 1 ad Tit. XVI. der Erl. PO. und nad 
der diefe Borfchrift noch befonders einfchärfenden Beftimmung in $. 11 
der Civilprozeßnovelle vom 30. Decbr. 1861 bat fich der Bellagte bei 
Strafe, daß er unterbleibenven Falles der bezüglichen Klagbehauptun- 
gen werde für geftändig und überführt erachtet werden, in der Einlaffung 
deutlich und beftimmt darüber auszufprechen, wie weit er die zu Be— 
gründung der Klage angegebenen Thatfachen zugeftehe oder leugne. 
Eine folche deutliche und beſtimmte Ausſprache, ein ſolches, wie es die 
ältere PO. in demfelben Titel ſehr bezeichnend ausbrüdt, „ven Sachen 
tihtig unter die Augen gehen”, läßt nun aber fchon diejenige Beant- 
wortung, welche Beklagter in Betreff des zweiten Satzes der erhobenen 
Klage (verbis: Beklagter hat denſelben ... bis... . vollzogen) bewirkt 
bat, offenbar vermiſſen. Diefer Sat enthält die dreifache factijche Be- 
bauptung, erſtens, daß Beflagter den Beilchlaf mit der Klägerin voll- 
zogen, daß dies zweitens innerhalb der Gonceptiongzeit des bon ber 
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Klägerin am 24. Yulius 1867 geborenen Kindes, ſowie drittens, daß 
dies in dieſer Zeit wiederholt gefchehen ſei. Hätte der Beklagte bie 
erfte oder auch nur die zweite diefer Klagbehauptungen beftimmt und 
deutlich verneint, fo würde es jelbitverftändlich einer weiteren Einlaff- 
ung auf das vorftehend an dritter Stelle gedachte Anführen nicht bes 
durft Haben. Denn es liegt auf der Hand, daß, wenn berjelbe den 
Beiſchlaf mit der Klägerin zu feiner Zeit oder doch wenigfteng nicht 
innerhalb der Gonceptionsperiode vollzogen bat, damit zugleich in Ab- 
rede geſtellt ift, daß dies innerhalb der letzteren wiederholt geſchehen fei. 
Dagegen folgt aus der negativen Behauptung des Bellagten, mie es 
nicht in Wahrheit beruhe, daß er der Klägerin in jener Zeitperiode 
wiederholt beigewohnt, augenscheinlich nicht, daß die nicht wenigſtens 
einmal der Fall geivefen ſei. Man vermag daher der von dem Beklag⸗ 
ten vertheidigten und von der vorigen Inſtanz gebilligten Anficht, daß 
in dem Leugnen einer mehrfachen VBollziehung des Beifchlafs innerhalb 
der Conceptionsperiode das Leugnen aller und jeder Beiwohnung inner: 
halb diejer Frift gefunden werden müfle, keineswegs beizupflichten. Im 
Gegentheil bat fich Beflagter darüber, ob dies nicht wenigftens einmal 
geſchehen fei, überhaupt nicht erflärt. Belannten Rechten nach 


$. 1859 des BGB.s 


begründet nun aber ſchon eine einzige in dem Zeitraume zwijchen dem 
einhunbertzweiundachtzigften und dem dreihundertundzweiten Tage vor 
ber Niederkunft ftattgehabte Vollziehung des Beifchlaf8 mit der Ge 
Ichwängerten die mu ber Schwängerung durch dieje Beiwoh- 
nung. 


Ergiebt fich hieraus das Unzulängliche einer Einlafjung, in wel- 
cher, wie hier geichehen, der Beklagte jenes dreifache Anführen ohne 
Trennung und ohne Erläuterung der dabei erfolgten Abficjt nur ganz 
im Allgemeinen in's Leugnen ftellt, jo mußte derjelbe nach den Eingang 
gedachten Geſetzesvorſchriften injoweit der Klage für geftändig und über: 
führt geachtet werben und es bevarf daher nicht einmal eines Eingehens 
auf bie Frage, ob nicht in dem Umftande, daß Bellagter bei der Be 
antwortung des dem vorerwähnten Vorbringen vorausgehenden Satzes 
der Klage, (daß Klägerin dem Beklagten den Beifchlaf mit ihr gejtattet 
babe) das in legterem nicht enthaltene Wort „wiederholt“ ohne befon- 
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dere Beranlaffung ſeinerſeits eingeſchaltet hat, ein directes Zugeſtändniß 
ber einmaligen Beiwohnung gefunden werden müſſe. 


4. 


Erledigung der Regel: negans non excipit etc. durd 
Zugeftändniß in der Appellationsinftanz. 
H. Sen.-Erf. vom 9. März 1869 no. 143/138. 


Faßt man bie Klage al3 rei vindicatio auf, fo find die p. 1. co. 
7.—9. angeführten, den Eigenthumserwerb des Klägers betreffenden 
Thatſachen nicht bios als eine Legitimation zur Sache, fondern als der 
wahre Grund der Klage zu betrachten. Denn die von Beklagtem un- 
umwunden zugeftandene Inhabung der Sachen würde an und für fi 
allein den Anſpruch des Kläger auf Herausgabe ber letzteren nicht be= 
gründen, vielmehr berubt, bei der obigen Auffaflung der Klage al8 
Eigenthumsklage, diefer Anſpruch lediglich auf denjenigen Thatſachen, 
welche den Eigenthumserwerb des Klägers vermittelſt eines, von ihm 
ſelbſt abgeſchloſſenen, zur Eigenthumsübertragung geeigneten, Rechts⸗ 
geſchäftes und der mit dem Willen Eigenthum zu übertragen und zu er⸗ 
werben bewirkten Tradition betreffen. In dieſer Erwägung bat man 
aber der Anficht der vorigen Inftanz, daß die befannte Vorfchrift der 
Erl. PO. ad Tit. XVL 8. 3 negans non exeipit etc, in: Anivend- 
ung zu bringen geiejen fei, beiftimmen können. Zwar darf in 
materieller Beziehung nicht verkannt werden, daß die Ausflucht des 
Beklagten, e3 fei ihm ſchon vor dem in der Klage behaupteten Ver⸗ 
äußerungsvertrage ein Fauftpfand an der ftreitigen Kifte mit Pelzwaa⸗ 
ven von dem Verfäufer A. R. beftellt worden, den Eigenthumsanfprü- 
ben des Klägers nicht unbedingt entgegenfteht, weil, auch die Wahrheit 
der excipirten Thatſachen vorausſetzt, da3 Fauftpfandrecht des Beklagten 
den fpäteren Eigenthumserwerb des Klägers an den Pfandſachen nicht 
ausgeichlofien, fondern den Beklagten nach 8. 319 des BGB.'s nur be⸗ 
tehtigt haben würde, die unentgeltliche Herausgabe der Sachen von ſich 
abzuwenden. Allein in formeller Hinficht war zu bedenken, daß ber 
Beklagte den Beweis feiner Ausflucht nicht zu führen brauchte, wenn er 
diep.l. c. 7.—9. in Abrede geftellten Thatfachen eiblich abzulehnen im 
Stunde und bereit war. Die Vorfhrift der Er. PD. ad Tit. XVI. $.3 
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fol eine Strafe des frivolen Ableugnens wahrer Thatfachen fein. Der 
als Strafe angedrohte Verluft der Ausflüchte, tritt auch dann ein, wenn 
die in frivoler Weife geleugneten Thatfachen zwar nicht allein und aus: 
ichließlich, aber doc in nothmwertdiger Verbindung mit andern einge 
räumten Umftänden das Recht des Klägers begründen und den Klag- 
grund ausmachen. Die Erl. PO. gefteht dem Bellagten auch in Fällen 
diefer Art nicht die freie Wahl zu, ob er den angetragenen und ange: 
nommenen Eid leiften oder den Beweis feiner Ausflucht führen mil, 
ſondern es fol, im Intereſſe der Abfürzung der Prozeſſe, wenn der Be- 
Hagte den angetragenen Eid mit unverlegtem Gewiſſen leiften kann und 
fich dazu bereit erklärt hat, diefer Eid nn und vom Beweiſe der 
Ausflüchte abgefehen werben. 

Da nun der Bellagte im gegenwärtigen Prozeſſe den ihm deferirten 
Eid im eriten Verfahren ftillfchweigend angenommen, auch bis zur Ab- 
faffung des Erfenntnifjes zweiter Inſtanz noch nicht erklärt hatte, daß 
er die eidlich abzulehnenden Thatſachen zugeftehen wolle, fo war die | 
Borausfegung, daß derjelbe den Eid leilten könne und nöthigenfall3 | 
auch leiſten werde, gerechtfertigt und die hierauf beruhende Entjcheidung 
der. vorigen Inſtanz, welche den dem Beflagten eventuell bereit nad» 
gelafjenen Beweis wegnahm, nach damaliger Sadjlage richtig, woraus 
folgt, daß der Beklagte nad) Maßgabe der Vorfchrift Nr. VII der Ver: 
ordnung vom 13. März 1867 au in Erftattung der Koften zweiter 
Inſtanz verurtheilt werden mußte. 

Anders hat fi) die Sache nunmehr geftaltet, nachdem Beflagter 
beftimmt erklärt hat, Daß er den erfannten Eid nicht leiften wolle. Diefe, 
von dem Kläger acceptirte Erklärung enthält ein Zugeſtändniß ber eib- 
lich abzulehnenden Thatſachen, und hat zunächit zur Folge, daß nunmehr 
der Grund.der Klage feinem vollen Umfange nad) als eingeräumt be 
trachtet werden muß. Es entjteht daher nur noch die Frage, ob dem 
Beklagten ein frivoles Leugnen und ein leichtfinniges doloſes Erbieten 
zur Eidesleiftung beizgumefien und ihm aus diefem Grunde der Beweis 
feiner Ausflucht auch jebt noch zu verfagen ſei. Diefe bereits in der 
vorigen Inſtanz nicht unberührt gelafiene Frage, hat man jedoch, in 
Nebereinjtimmung mit der unter ähnlichen Verhältnifien bereit? früber 

Annalen Bd. III. ©. 453 
befolgten Anficht, ‚zu verneinen gehabt. Die thatjächlichen Vorgänge, 


— 
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welche Beflagter im 7.—9. Einl. » Bunte theil3 mit nesciendo, theilg, 
worauf Tein befonderes Gewicht gelegt werden mag, mit nesciendo et 
negando beantwortet bat, find ſolche, bei welchen derjelbe nicht perfön- 
li anweſend geweſen ift und es läßt fich daher nicht ohne Weiteres an- 
nehmen, daß die verneinende Klagbeantiwortung wider beſſeres Wiffen 
erfolgt jei. Hinzukommt, daß Bellagter den ihm deferirten Eid über- 
haupt und insbeſondere rüdfichtlich diefer Thatfachen nicht ausprüdlich 
angenommen, jondern nur eine rechtzeitige Erklärung hierüber unter- 
lafien bat und daß nach Demjenigen, mas bereit3 im Eingang diejer 
Rationen über die Auffafjung der Klage gefagt worden ift, der Beklagte 
es nicht jo unbedingt vorausſehen konnte, ob die Entjcheidung der Sache 
von einer Eidesleiftung über die Eigenthumserwerbung des Klägers ab- 
bängig gemacht werden müſſe. 

Sn deſſen Erwägung hat man es für unbedenklich erachtet, dem 
Bellagten nunmehr den ihm, wenn aud) aus andern Gründen, eventuell 
nachgelafienen Beweis feiner Ausflucht zu geftatten. 


5. 

Iſt nach dem Geſetze vom 30. Juni 1868 in Interven— 
tionsſachen eine Berufung an die dritte Inſtanz über— 
haupt zuläſſig? 

II. Sen.⸗Verordn. vom 16. März 1869 no. 117/111*). 


Das nurgedachte Gefet jest in $. 3 im Allgemeinen feit, daß über 
den Anſpruch auf Freigabe der im Wege der Hülfsvollftredung mit Be— 
Ihlag belegten beweglichen Sachen zwiſchen dem Dritten welcher ben- 
felben erhebt und dem Gläubiger, für melchen die Hülfe vollftredit wor- 
den ift, auch dann, wenn der Werth der Pfanpftüde den Betrag von 
50 Thalern überfteigt, nach den Vorfchriften derjenigen Prozeßgefete 
verhandelt und entjchieden werden ſoll, melde das Verfahren in Strei- 


*) In Bezug auf den concreten Fall war in Hinblid auf 8. 12 des 
Geſetzes deſſen Anwendbarkeit anzunehmen, da die Ladung auf die Inter— 
bention am 12. September 1868, alfo nach dem 30. Zuli defj. 3. — mit 
welhem Tage das Geſetz als befannt gemacht zu gelten hat, infinuirt mor- 
den war. — Die Hauptfrage wurde gleichzeitig auch in einer anderen 
Rechtsſache ad no. 1871155 ebenmäßig beantwortet. 
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tigkeiten über ganz geringe Civilanſprüche regeln, inſoweit nicht in den 
folgenden 88. ſich etwas Anderes beſtimmt finde. Dagegen enthält es 
keine ausdrückliche Beſtimmung darüber, ob das Geſetz vom 16. Mai 
1839 auch bezüglich der Rechtsmittel ohne Unterſchied Anwendung lei⸗ 
den folle, und jomit würde es allerding® den Anfchein getvinnen, als 
habe e8 nicht in der Abficht der Geſetzgeber gelegen, für größere d. h. 
- folche Snterventionäftreitigfeiten, in welchen der Werth der von einem 
Dritten veclamirten Gegenftände den Betrag von 100 Thlrn. bezieherits 
lich 200 Thlen. überfteigt, die Befchreitung der dritten Inſtanz für un- 
zuläffig zu erflären. Zu einem ganz anderen Rejultate gelangt man 
jedoch, wenn man ben Entwurf des Geſetzes vom 30. Juni 1868, bie 
Motiven dazu und die einfchlagenden Landtagsverhandlungen in BE 
rückſichtigung zieht. 
Der Entwurf hatte ala 8. 9 folgende Beſtimmung: 
„Meberfteigt der Werth der Pfandftüde, deren Freigabe bem- 
ſprucht wird, den Betrag von 100 Thlen., jo fteht ben Parteien # 
das Rechtsmittel der Berufung an das OAG. gegen das Er- 
fenntniß der zweiten Inſtanz in allen Fällen zu, in benen 
eine joldhe Berufung gegen Erkenntniſſe zweiter Inſtanz im 
ordentlichen Prozeſſe Platz ergreift. Es gelten dann die Vor: 
Ichriften über die Berufung in 88. 35 und 36 des Gejetes 
vom 16. Mai 1839 ebenfalls.“ 

Landtagsacten v. J. 1866/1868 I. Abth. IV. Bd. ©. 26 fig. 
Diefer $. 9 jollte offenbar eine Ausnahmebeftimmung von der in $. 3 
feftgefegten Negel enthalten, denn in den Motiven war bazu bemerkt, 
daß man die dritte Inftanz für größere Interventionsfachen blos mit 
Rückſicht auf das zur Zeit noch beſtehende Syitem der Berufung beibe- 
halten habe. 

Zandtagsacten a. a. D. ©. 44. 

Die bezügliche Deputation der II. Kammer, an welche der Entwurf 
zuerft gelangt war, ſchlug die Ablehnung jenes 8. 9 vor, indem fie in 
ihrem Berichte ſich wörtlich dahin ausſprach: 
„Iſt es im Allgemeinen für angemefjen zu erachten, das ſum⸗ 
marijche Verfahren in ganz geringfügigen Rechtsfachen ohne 
Rückſicht auf das im einzelnen Falle vorliegende Streitobject 
beim Interventionsprozeſſe überhaupt in Anwendung zu brin⸗ 
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gen, ſo erfordert es zugleich die Rückſichtnahme auf angemeſſene 
Conſequenz, hinſichtlich des Inſtanzenzugs dieſelben Grund⸗ 
“ fäße zu befolgen. Die Deputation legt hierauf um jo mehr 
Gewicht, als die Abkürzung und Befchleunigung der Prozeſſe 
durch Wegfall der dritten Inſtanz fehr weſentlich beförbert 
wird.” 
und e8 lehnte demgemäß aud) die II. Kammer in ihrer Sikung vom 
21. April 1368 den 8. 9 einftimmig ab. 
Landtagsacten II. Kammer Bd. IV. ©. 3109. 
Die I. Kamer aber trat auf Vorſchlag ihrer Deputation dem Beichluffe 
ver II. Kammer in ber Situng vom 14. Mai 1868 ebenfalls einitim- 
mig bei. 
Beilagen zu den Landtagsacten II. Abth. III. Bd. ©. 431 und I. 
Kammer II. Bd. S. 1829. 
Demgemäß enthielt die ſtändiſche Schrift den Antrag auf Wegfall des 
gedachten $. 9. 
Landtagsacten I. Abth. Bd. IV. ©. 323 fig. | 
und im Landtagsabjchiede wurde diefer Wegfall genehmigt, jo daß nun 
das Geſetz ohne jenen $. 9 zur Publication gelangte. 

Hiernad find alle Faetoren der Gejeggebung einverjtanden ge- 
weſen, daß fünftig in Snterventionsftreitigfeiten nicht allein bezüglich 
88 Verfahren! und der Entſcheidung, ſondern aud in Anſehung der 
Rechtämittel und bes Inſtanzenzugs die für Bagatellfachen geltenden 
progefjualifchen Vorſchriften ohne Unterfihied in Anwendung kommen 
follen, in feinem Falle mehr als eine Appellation zuzulaffen ſei. 


6. 


Reftitution gegen Säumniffe des Sachwalters — In- 
äftimabilität? — Umfänglidfeit der Beweisaufgabe 
und beziehentlih Schwierigfeit der Herbeifchaffung der 
Beweismittel. 
II. Sen.-Erf. vom 14. Aug. 1868 no. 581/519. 


Die Erl. PO. ſchreibt im Anſchluß an die ABO. $. 3 adtit. XX. 
vor, daß bie Friſt, binnen welcher auferlegte oder nachgelaffene Beweiſe 
eingereicht werben ſollen, über die geſetzliche Fiift von 6 Wochen und 
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3 Tagen äußerten Falles auf eine dreifache ſächſiſche Friſt zu verlängern 
jei und nur Unmünbdigen oder Andern, jo das beneficium restitutionis 
in integrum zufteht oder, wie die ABO. tit. XX. $. 4 jagt, in causis 
minorum et universitatum, geftattet fie in $.4 Wiedereinfegung in ben 
vorigen Stand bei verfäumter Einreichung des Beweiſes innerhalb der 
geleglichen Frift zu ertbeilen. Es wird hierbei fo wenig als in $. 15 
des Gefeges vom 30. December 1861, die Abfürzung und Vereinfachung 
des bürgerlichen Proceſſes betreffend, wodurch die Dauer der Beweis⸗ 
friſt ſowie der erften Dilation auf drei Wochen, die der zweiten Dilation 
auf 14 Tage, mithin die längfte Dauer der zu Einreichung des Be 
weiſes geftatteten Frift auf acht Wochen beichränft worden ift, ein 
Unterfchied zwifchen mehr oder minder fchmwierigen und umfänglicen 
Bemweisführungen gemacht und mithin davon ausgegangen, daß auf) 
die fehwierigfte und umfänglichfte Betweisführung innerhalb eines Zeit: 
raums von drei ſächſiſchen Friften, beziehentlich acht Wochen hergeftellt 
werden müſſe. ö 

Dadurch, daß die Proceßordnung die Ertheilung der Wieberein- 
jetung in den borigen Stand nur für den Fall ausprüdlich zuge 
jtebt, in welchem dem Beweisführer vermöge jeiner perfünlichen Eigen 
Ihaft ein Anfpruch auf das beneficium restitutionis in integrum 
zufteht, wird an fich nicht ausgeſchloſſen, daß die Wienereinfegung ex 
si clausula praetoris generali erfolge, dafern von Außen hinzutretende 
Umftände die Beweisführung innerhalb der gefetlichen oder gejegmäßig 
verlängerten Frift unmöglich machen, wie ſolches in der Erl. PO. ſelbſt 





Be $. 2 ad tit. XXIII. geichieht, two die Benennung neuer Zeugen an 


os die Sielle verjtorbener unter gewiffen VBorausfegungen nachgelaflen 
= wird oder in dem bon 
Rivinus en. 91 ad tit. XX. 
gedachten Falle, mo durch eine Handlung oder Unterlaffung des Proceß⸗ 
gegners der Bemweisführer am vechtzeitigen Gebrauche eines Beweis 
mitteld verhindert wird. Allein immerhin wird die Ertheilung der | 
MWiedereinfegung in den vorigen Stand, als ein Eingriff in die durch 
das Beweisinterlocut auch dem Gegentheile gegebenen Rechte, auf den 
Fall von außen binzutretender Behinderungen befchränft werben müſſen 
‚und auch bei diefen nur fomweit in Anwendung zu bringen fein als all: 
„gemein anerkannte Grundſätze, wie z. B. beim Vorhandenfein einer vis 
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major, eines casus und dergleichen oder ein beſtimmter Gerichtsbrauch 
ſolches rechtfertigen. 
Nun beiteht allerdings, wie ſchon 
Rivinus en. 103 ad tit. XX. erwähnt und 
Kind, tom. III. go. 100. 
für die jpätere Zeit beftätigt, auch in einer Menge neuerer Entjchei- 
dungen anerfannt ift, bei den ſächſiſchen Spruchbehörden ber Gerichts- 
brauch, daß gegen Berfäumniß an rechtzeitiger Einreichung des Beweiſes, 
wenn ſolches ob negligentiam advocati eingetreten ift, in den Fällen, 
in denen entweder wegen Mittellofigleit des fäumigen Sachwalters oder 
wegen der Unmöglichkeit der Feſtſtellung des wahren Betrags des der 
Bartei durch Verluft ihres Beweiſes erwachſenen Vermögensnachtheilg, 
der Partei, deren Beweis verfäumt worden, die Füglichfeit entgehen 
würde, fih an dem nachläffigen Sachwalter wegen des erlittenen Nach- 
teils zu erholen, Wiedereinſetzung in den vorigen Stand ertheilt wird, 
dafern folche entiveder von ber verlegten Partei felbft oder durch einen 
andern Sachwalter gefucht wird. 
Rivinus en. 104 ad tit. XX. 
Kind, l. 1. in fine. 
Allein auf deſſen Grund im vorliegenden Falle die gefuchte Wieder- 
einſezung zu ertheilen, erachtet da3 DAG. für bedenklich. 
Abgefehen nämlich davon, daß der nämliche Sachwalter, der den 
im aufgetragenen Beweis innerhalb der ihm geftatteten Frift und Nach⸗ 
feift nicht eingereicht hat, behufs Nachbringung des Beweiſes Reftitution 
ſucht, was nach dem bereitS erwähnten Gerichtsbrauche unftatthaft ift 
und bewirfen muß, daß auf das jekt vorliegende Reſtitutionsgeſuch 
Idon aus diefem formellen Grunde eine beifällige Entfchließung nicht 
erfolgen kann, fo ift auch der Antrag auf Ertheilung der Reftitution in 
dem Ueberreichungsſchreiben gar nicht Durch Bezugnahme auf Fahrläffige 
keit des Sachwalters motivirt, noch meniger dabei auf Handlungen Be 
zug genommen, welche ven Vorwurf einer Fahrläſſigkeit rechtfertigen 
würden, fondern lediglich, wie in den früheren Gejuchen um Ertheilung 
von Nachfriſten, in die Schwierigkeit der Befchaffung der Beweismittel und 
bie Umfänglichleit des Beweiſes im Verhältniß zu der dem mit befjen 
Anfertigung beauftragten Sachmwalter neben feinen übrigen Berufsar- 
beiten für diejes Geſchäft verbleibenden freien Zeit der Grund geſetzt 
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worden, weshalb der Beweis friftgemäß nicht hat übergeben werden Tön- 
nen. Auch noch in der fpäteren Eingabe fucht der Sachwalter durch eine 
gleiche Bezugnahme den Vorwurf der Nadläffigkeit von fi) abzuwenden 
und wenn ihm auch, wie er dabei behauptet hat, erik durch das Beweis⸗ 
interloeut dritter Inſtanz der rechtliche Gefichtäpunft klar geworden fein 
jollte, welchen er bei feiner Bemweisführung im Auge zu behalten Haben 
werde, jo ift dadurch eines Theils feine Beweisfriſt Feine kürzere ges 
worden und andern Theil würde mangelhafte rechtliche Auffaſſung 
nicht als identiſch mit Zahrläffigleit betrachtet merden dürfen, wenn 
man nicht zu der Conſequenz gelangen will, daß gegen den Mikerfolg 
jedes fchlecht angelegten Beweiſes dem Bemweisführer Reftitution ertheilt 
werden müffe, dafern nur das Prozeßobject incertae aestimationis ff. 

Es ift aber um fo nothiwendiger, bei der Reftitution wegen Nad- 
läſſigkeit des Sachwalters die durch die bisherige Praxis fanctionirten 
Grenzen nicht zu Gunſten der Reftitution Suchenden zu überjchreiten, 
als eine larere Anwendung der bisherigen Grundſätze leight zu der 
Meinung führen kann, daß es lediglich auf die Unfchägbarkeit der Sache 
ankomme, um Reftitutionsertheilung wegen verfäumter Bemweisführung 
zu erlangen. Im Uebrigen aber dürfte auch nicht außer Betracht zu 
lajjen jein, daß durch die Beftimmung unter V. der Verordnung vom 
15. März 1867 die Füglichkeit geboten wird, auch wegen verjchulbeten 
Verluftes des Prozeſſes über eine jogenannte res incertae aestimgtionis 
den nachläffigen oder ungejchidten Sachwalter, wenn er nur nicht ber: 
mögenslos ift, zu einer angemefjenen Entſchädigung zu nöthigen, fo daß 
aljo die zu der außerordentlichen Maßregel der Wiedereinfegung in den 
vorigen Stand nothivendige Befürchtung eines unerjegbaren Nachtheils 
in der Negel gar nicht als vorhanden anzujehen jein würde. 


T. 


Zur Lehre von der Provocationsklage. 
I. Sen. - Erf. von 30. Juli 1868 no. 509/489, _ 

Die Provocationsklage ift das in den Gelegen nachgelaſſene 
Nechtsmittel, mittelft deiien der Provocant den Gegner, welcher be 
hauptet bat, daß ihm gleichviel aus welchen factifchen oder rechtlichen 
Gründen ein ciwilverhtlicher Anfpruch gegen den Provocaten zuſteht, 
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noͤthigen kann, den gerühmten Anſpruch im Rechtswege auszuführen, 
ſobald von der erforderten Klaganſtellung und der hierauf eintretenden 
gerichtlichen Erörterung und Entſcheidung eine erſchöpfende Feſtſtellung 
des behaupteten und von dem Provocanten beſtrittenen Rechts zu er, 
warten iſt. Inhalts der der vorliegenden Provocationsklage beigefüg- 
ten und anerfannten Urkunden hat der Stabtrath zu D. wiederholt die 
Behauptung aufgeftellt, daß der von ihm vertretenen Stadtgemeinde D. 
das durch Vertrag mit der Staat3regierung begründete Recht zuftehe, - 
1) einen Eingangszoll im Nominalbetrage von 10 Ngr. von jedem 
Scheffel Weizenmehl, welcher in D. eingebracht und von den da= 
figen Weipbädern verbraucht wird, und 
2) unter dem Namen Meßgeld eine Abgabe von 2 Pig. von jedem 
Scheffel Körnerfrüchten, die mitteljt Waflerfracht in D. eingeführt 
werben, zu erheben. 
Provocatin bat unter Bezugnahme auf das vorjtehende angeblich titulo 
oneroso erworbene Recht fich das Befugniß zugejchrieben, für den Fall, 
daß die Staatsregierung die fernere Erhebung der Abgabe unter 1. und 
beziehentlich die Wiedereinführung der Abgabe unter 2. unterfagen 
würde, von dem Staasfiscus Entihädigung zu verlangen. Aus dem 
Umftande nun, daß Provocatin für den nurgedachten Fall der Verletz⸗ 
ung des von ihr angeblich erworbenen Rechts zu Erhebung ber fragli- 
den Abgaben Seiten der Staatöregierung, lediglich die Ausführung 
bon Schädenanſprüchen in Ausficht gejtellt hat, folgert die vorige In— 
fanz, daß die Hauptflage zu deren Anftellung die Provocatin angehal- 
ien werben ſoll, lediglich auf Anerkennung des eventuellen Anſpruchs 
auf Erſatz eines erweislichen id quod iuterest gerichtet werben fünnte, 
mithin die erhobene Provocationsklage unftatthaft ſei, meil eine prin- 
cipaliter auf Erfag erweislicher Schäden gerichtete Klage abzuweiſen 
lei, und auf Anftellung einer ſolchen Klage daher auch nicht zuläffiger 
Weiſe provoeirt werden könne. Nach der Anficht des OAG.'s ftehen 
dieſer Auffafjung der vorliegenden Streitfragen folgende Bedenken ent- 
gegen. 
Der Grund, weshalb die Brovocatin lediglich Schäpenanfprüche 
für den Fall einer Verlegung ihres behaupteten vertragsmäßigen Rechts 
zu Erhebung der bezeichneten Abgaben angemeldet hat, Liegt darin, daß 
die Brovocatin die verfaffungsmäßige Competenz der höheren Verwalt- 
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ungsbehörben, über die Erhebung indirecter ſtädtiſcher Abgaben Seiten 
der Stadtgemeinden die Aufficht zu führen und in dieſer Beziehung die 
von ihr für angemeſſen erachteten Entfchließungen in Bollzug zu fegen, 
nicht beftreitet und daher nicht verfennt, daß vermöge des der Staatd- 
gewalt zuftehenden jus eminens ihr nicht das Hecht, im Rechtswege von 
der Stantöregierung die Unterlaffung von Anoronungen, durch melde 
ihr angebliches vertragsmäßiges Befugniß beeinträchtiget werden könnte, 
zu fordern, fondern im Falle einer etwaigen Verlegung des gedachten 
Befugnifjes nur das Recht, Schädenanfprüche geltend zu machen, zu- 
itehen würde. Ungeachtet dieſer beſchränkten Modalität der Geltend- 
machung handelt es fich dermalen vor allen Dingen darum, ob der Pro: 
vocatin das von ihr in Anſpruch genommene dem Gebiete des Civilrechts 
angehörige angeblich vertragsmäßig erworbene Befugniß zuftehe, wes⸗ 
halb mit Recht von der erſten Inſtanz unter Verbefjerung bes Klagpetiti 
die Provocatin verurtheikt worden ift, das gedachte Befugniß mittelft 
anzuftellender Hauptflage an= und auszuführen. Denn es läßt fih 
nicht beftreiten, daß Provocant ein gegenmwärtiges vechtliches Intereſſe 
an ber richterlichen Feftftellung in Betreff des behaupteten Rechtsver⸗ 
bältnifies babe, weil nad) Ausweis der Rlagbeilagen F und-L Probe: | 
catin unter Bezugnahme auf ihr oftgedadhtes Befugniß gegen bereits 
erlafiene Anordnungen der vorgefegten Verwaltungsbehörde in Betreff 
der in Rede ftehenden ftäbtifchen Abgaben Verwahrung eingelegt und 
denjelben widerfprochen hat, und mern auch diefe Verwahrungen fih 
durch die jpäteren Anmweifungen der Staatsbehörden erledigt haben, 
dennoch der Staatöregierung daran liegen muß, daß im Rechtswege 
darüber entjchieven werde, ob Brovocatin vertraggmäßige Privatrechte 
erworben habe, die im Falle der Nichtberüdfichtigung Seiten der Staat 
gemalt bei Faſſung der innerhalb ihrer Competenz liegenden Entfchließ- 
ungen bie Verpflichtung des Staatzfiscus, die Provocatin zu entſchädi⸗ 
gen, begründen könnten. Wollte man aber jelbft das von der Provo⸗ 
catin behauptete Befugniß als ein bloßes bedingtes Recht anjehen, jo 
ift doch nach der wiederholt ausgefprochenen Anficht des OAG.'s die 
Provocationsklage in Fällen der vorliegenden Art, wo die Eriftenz des 
behaupteten Rechts ſelbſt beftritten wird, wegen Berühmung mit auf 
jenes Recht gegründeten, bebingten oder noch nicht fälligen Forderungen 
zuläſſig. 
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Annalen des OAG.'s N. F. Bo. II. ©. 264 fig. 
Aus diefen Gründen ift das Erfenntniß erfter Inſtanz mwieberhergeftellt 
worden. 


8. 
Zur Lehre von dem Edictalverfahren Behuf3 der 
Todeserflärung — Vorausſetzung. 
II. Sen.-Erf. v. 9. Juli 1868 no. 449 456. 

Das Mandat, die Verfürzung der curae absentium und deren 
Vermögens-Adminiſtration betreffend vom 13. November 1779 enthält 
feine ſpeciellen Borjchriften darüber, in welcher Art und Weiſe von 
Demjenigen, welcher die Einleitung des Evdictalverfahrend wegen der 


Todeserklärung eines Abmejenden beantragt, der für Erlafjung diejer 


Edictalien nach Befinden allerdings mwefentliche Umftand, daß von deſſen 
Leben jeit mindeſtens 20 Jahren weder durch ihn felbft, noch durd) einen 
Anderen Nachricht vorhanden fei, beicheinigt werden ſolle. Nur foviel 
ft aus dem gedachten Gefege zu entnehmen, daß in diejer Beziehung 
dem Umftande, daß an die Obrigkeit des Orts, an welchem ſich der Ab- 
weſende zulegt aufgehalten hat, oder wo fein Vermögen befindlich, 
innerhalb des gedachten Zeitraumes feine derartige Nachricht gelangt 
it, Gewicht beizulegen fei. Im Uebrigen hat fi) die Praxis, wie von 
der vorigen Inſtanz richtig bemerkt worden, dafür entichieven, daß es 
dem Richter freifteht, von dem Ausbringer der Edictalcitation die eid- 
liche Berficherung, daß ihm über Leben und Tod des Abweſenden inner- 
halb jener Frift nichts befannt geworden fei, zu erfordern. Immer aber 
hängt e3 von dem Ermeſſen des Richters ab, ob er nad) Lage der Sache 
eine ſolche eidliche Erhärtung noch für erforderlich erachtet. Wenn man 
nun in der gegenwärtigen Inſtanz in diefer Beziehung zu einer anderen 
Anficht als die vorigen Inſtanzen, gelangt ift, jo beruht dies im Wejent- 
lihen auf den von dem Contradictor jelbjt diesfalls geltend gemachten 
bei Gelegenheit der Adminiſtration des Vermögens des Abweſenden 
actenkundig gewordenen thatſächlichen Momenten. Daß Appellat von 
dieſer, früher von ihm ſelbſt vertheidigten Anſicht wieder abgegangen 
zu ſein ſcheint, iſt für das hier allein maßgebende richterliche Ermeſſen 
ſelbſwerſtändlich ohne Einfluß. Dagegen konnte man diejenigen Be— 
Annalen, Rene Folge Bd. VI. 5 
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denken, welche die vorige Inſtanz aus dem Umftande herleiten zu müfjen 
geglaubt hat, daß fich der Appellant, wenn auch erſt von einem jpäteren 
Beitpunfte an, in bemfelben Welttheile aufgehalten hat, aus welchem 
die legte actenfundig gewordene Nachricht, der BI. der Nachlaßacten zu 
lefende Brief des Abmefenden vom 2. Auguft 1846, eingegangen iſt, 
aus den bon dem Appellanten dawider geltend gemachten Gründen nicht 
theilen. Die bloße Möglichkeit, daß Appellant Nachrichten, welche nicht 
in die Heimath des Abweſenden gelangt feien, erlangt haben Tünne, be 
gründet an und für fich noch feine Wahrfcheinlichkeit dafür, daß die 
auch in der That der Fall geweſen fei. Für eine folche ift jedoch aus 
dem Umftande, daß fich Beide, möglicher Weiſe nicht einmal zu der 
‚gleichen Zeit, innerhalb defjelben Welttheile8 und zwar innerhalb de3 
Umkreiſes der Vereinigten Staaten von Nordamerika aufgehalten haben, 
nach der Anficht der gegenwärtigen Inſtanz ein beachtliche Moment 
nicht zu entnehmen. 
Demnad) war der erkannte Eid in Wegfall zu bringen. 


9. 


Ueber die Bräclufion in Gemäßheit 8. IV de3 Man: 
dats vom 13. Ron. 1779 die Edictalcitationen &. 
betreffend. 

U. Sen.-Erf. vom 9. Juli 1868 no. 449/456. 

Die Richtberükfichtigung der erft nad) dem Anmeldungstermine, 
jedoch einige Tage vor der Publication des Präclufinbeicheids erfolgten 
Anmeldung des Appellanten beruht nad den dem Urtbel der vorigen 
Inſtanz beigegebenen Gründen auf der dreifachen Erwägung, daß erjtend 
die Präclufion eines nicht angemeldeten Anfpruchs jchon mit dem Ab: 
Laufe des Anmeldungsterming einzutreten babe, daß zweitens in der Un- 
fenntniß, welche Demjenigen, welcher ſich an einer folchen rechtzeitigen : 
Anmeldung verfäumt hat, in Betreff des Erlaffes der Edictalien beir 1 
wohnt, ein denjelben zur restitutio in integrum berechtigendes Moment 
nicht zu finden fei, ſowie daß drittens die den Ausländern in Fällen des 
Concurſes ein ſolches beneficium einräumende Beftimmung des Ne 
jeript3 vom 14. Junius 1728 eine ertenfive Interpretation auf andere | 
Fälle der Edictaleitation nicht geftatte. | 
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Während es nun in den beiden letzteren Beziehungen genügt, auf 
die Gründe der vorigen Inſtanz und die zahlreichen dabei angezogenen 
Präjudizien ſowie namentlich darauf zu verweilen, daß die von dem 
Appellanten verlangte extenfive Interpretation des gedachten Reſcripts 
mit dem klaren Wortlaute defjelben, die auf Grund des Umſtandes, daß 
Appellant von dem Erlaß der Edictalien feine Kenntniß erlangt habe, 
von demfelben in Anspruch genommene Wiedereinfegung in den vorigen 
Stand aber mit dem gefammten Zwecke des Erlafjes von Edictalien 
überhaupt in offenbarem Widerſpruche ftehen würde, mag zu Widerleg- 
ung der von dem Appellanten verfuchten Auslegung der hierher bezüg- 
lihen Borjchriften des Mandat von dem 13. Nov. 1779 — 
bemerkt werden. 

Zunächſt iſt es ein offenbarer Irrthum, wenn derſelbe die gedachte 
Geſetzesvorſchrift und die Beſtimmungen in 8. 2 ad Tit. 41 der Erl. 
TO. als in der hier fraglichen Beziehung von einander abweichend ein= 
ander gegenüberftellt. Im Gegentheile kann nad) dem Wortlaute der 
fh im Eingange des 3. Abjchnittes des Mandats borfindenden Dee 
fimmung: 

„Was hiernächſt die Art und Weife wie mit Erlafjung ber- 
gleichen Edietalien zu verfahren, anlanget, jo jollen ſolche in 
Conformität der in der Erl. PO. ad Tit. 41 8. 2 enthaltenen 
Vorjchrift jeder Zeit mit Anberaumung eines brei völlige 
ſächſiſche Friſten in fich haltenden Termin sub boena prae- 
elusi und bei Berluft der etwaigen Ansprüche, auch des bene- 
ficii in integrum restitutionis, erlaffen werden“, 
nicht wohl ein Ziveifel darüber auffommen, daß der Geſetzgeber, weit 
entfernt, in Betreff des bei dem Erlaß von Evictalien außerhalb bes 
Concurſes zu beobachtenden Verfahrens. überhaupt und namentlich in 
Betreff der Präckufion nicht in dem Termine angemeldeter Anſprüche 
Vorichriften zu treffen, welche von Denjenigen, welche bei dem Erlaß 
von Edictalien im Concurfe zu gelten haben, weſentlich abweichen, bei 
Erlafjung des gedachten Mandats vielmehr von der Abficht geleitet 
wurde, die Vorſchriften bes älteren Geſetzes, ſoweit fie auch bier ein- 
ſchlagen, zu wiederholen und beſonders einzufchärfen. In der That 
fann aber auch nach dem Inhalte des fpäteren Geſetzes allein nicht dar- 
an gezweifelt merden, daß unter den Außengebliebenen, welche nad 
5* 
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8. IV durch die zu fällende Sentenz pro praeclusis geachtet und ihrer 
Ansprüche für verluftig erklärt werden follen, Diejenigen verftanden 
werden follen, welche ihre Anſprüche in dem Termine, zu welchem fie, 
wie gedacht, sub poena praeclusi und bei Verluft ihrer etwaigen An- 
jprüche vorgeladen worden waren, vechtzeitig anzumelden unterlafien 
baben. Die Aufgabe der zu ertheilenden Sentenz kann daher hier, wie | 
anderwärt3, nur die fein, die bis dahin etwa ftreitigen Rechtsverhält⸗ 
nifje auf Grund der bisherigen Handlungen und Verhandlungen ber 
Parteien und unter Berüdfichtigung der für diefe geltenden gejetlichen 
Vorſchriften endgültig und unverrüdbar feitzuftellen, d. 5. für Fälle der 
vorliegenden Art die bereit3 durch das Verſäumniß an dem Termine 
eingetretene Präckufion definitiv auszusprechen. 

Etwas Anderes ift auch in dem bier fraglichen Gefege nicht vorge 
jchrieben. 


10, 


Nah Decretur eines allgemeinen PVeräußerungsäper: 

botes ift der Richter an Hülfsacten verhindert, wenn 

jene auch dem Interdicendus noch nicht behändigt 
fein follte. 


II. Sen.-Ert. vom 17. Juli 1868 no. 475/465. 


Der Erlaß eines allgemeinen VBeräußerungsverbot3 im Sinne ber 

Erl. PO. ad tit. LI. hat eine doppelte rechtliche Wirkung, indem das⸗ 
jelbe theil8 den Schuldner verpflichtet, jede Veräußerung und Verpfänd- 
ung feines Vermögens zu unterlafjen, theild dem Richter die Verbind: 
lichfeit auferlegt, mit Hülfsacten gegen den Schuldner anzuftehen. 
Handelt es fih um die Gültigkeit, der vom Schuldner ſelbſt vorgenom- 
menen Verfügungen über fein Vermögen, jo wird allerdings nicht blos 
die Zeit des Erlafjes des Veräußerungsverbots, fondern auch die Zeit 
der Behändigung defjelben an den Schuldner in Betracht Fommen. 
Dagegen ift für Beantwortung der Frage, ob eine vom Richter nad 
Erlaß des Beräußerungsverbot3 vorgenommene Hülfspollitredung nid- 
tig jei, der Umftand, daß der Schuldner zur Zeit des Hülfsacts bon 
dem Veräußerungsverbote Teine officielle Kenntniß erlangt gehabt hat, 
. relevant, weil das Verbot den Richter, foweit die von ihm allein aus 
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gehenden Verfügungen in Frage fommen, von dem Augenblide an bin- 
det, wo er den Erlaß des Veräußerungsverbots decretirt hat, beziehent- 
lid von dem Seiten des competenten Richters erlaffenen Veräußerungs- 
verbote in Kenntniß geſetzt worden ift. Für dieſe Auslegung ftreiten 
nicht nur die Worte der Erl. PD. ad tit. LI.: „daß nadı folcher Inhi— 
bition feine meiteren Hülfsacte wider den Schuldner vorgenommen 
werden ſollen“, fondern aud) die Natur der Sache, weil der Richter ive- 
der für berechtigt, noch für verpflichtet betrachtet werben kann, einem 
bon ihm felbft beziebentlich einem bon dem competenten Richter erlaffe 
nen allgemeinen Veräußerungsverbote durch willführliche Vornahme 
bon Hülfshandlungen entgegenzubandeln. Unter diefen Umftänven 
kann darauf, daß die Execution in das Mobiliar des jegigen Gemein- 
ſchuldners am 14. December 1866 zu einer Tagesftunde, zu welcher 
das bereit3 am Tage vorher erlafjene Veräußerungsverbot dem Cridar 
noch nicht behändigt worden war, vollſtreckt worden ift, etwas nicht an- 
kommen, vielmehr ift die Hülfsvollſtreckung ſchon aus dem Grunde 
nichtig, teil der Erecutionsrichter von dem Erlafje des Veräußerungs- 
verbot3 zur Zeit der Vornahme des Hülfsactes officielle Kenntniß er- 
langt hatte. Mit Recht ift daher der Antrag der Liquidantin um 
prioritätifche Befriedigung aus den dem Cridar abgepfändeten Gegen- 
fänden in beiden vorigen Inſtanzen zurüdgemwiejen morben. 


11. 


Zur Lehre von der Rechtsnachfolge des Concurſes in 
Berbindlichfeiten des Cridars in Bezug auf von diejem 
cedirte jedoch nicht zur Umſchreibung gelangte 
Hypotheken. 

II. Sen.⸗Erk. vom 17. Juli 1868 no. 475,465, 

. Der Appellant ift mit dem Antrage, daß ihm die näher bezeichnete, 
für den Eridar R. auf Fol. 2206 des Grund und Hypothekenbuchs des 
bormaligen Stadtgerichts D. II. Abtheilung eingetragene und ihm vom 
Gemeinſchuldner außergerichtlich abgetretene hypothefarische Forderung 
von 3700 Thalern vom Concurfje überlafjen, reſp. in deren Umjchreib- 
ung auf feinen, Sch.'s, Namen Seiten des Concurſes gewilligt oder ihm 
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wenigſtens für biefe an ihn abgetretenen 3700 Thaler ſammt Zinfen, 
Gewähr geleiftet werde, in beiden vorigen Inftanzen zurückgewieſen 
worden, weil dem Liquidanten auf Grund der Cejfion nur ein perjön- 
licher Anfpruch gegen feinen Cedenten, den Cribar, auf Webertragung 
ber abgetretenen Forderung dur Eintrag der Geffion im Hypotheien- 
buche zuftehe, ein folcher perjönlicher Anfpruch aber gegen die Gläubiger: 
ſchaft nicht mit der Wirkung geltend gemacht werden fünne, daß biejelbe 
verpflichtet jei, die Umschreibung der Hypothek auf den Namen deö 
Ceſſionars zu bewirken oder geſchehen zu lafien. Appellant giebt zu, 
daß die Prarid die nurgedachte, von der vorigen Inſtanz näher ent- 
mwidelte RechtSanficht befolge; ex hält jedoch diefelbe für unrichtig, weil 
der Concurs verbunden fei, Kaufverträge, welche ber Cridar über die 
ihm zugehörigen Immobilien vor der Concurseröffnung abgejchlofien 
habe, zu erfüllen, jobald fich der Käufer im Naturalbefite befinde, ein 
ähnliches Verhältniß aber bei Geffion hypothekariſcher Forderungen 
eintrete, weil die Baluta für die Ceſſion nur unter der Vorausficht der 
nachträglichen Uebertragung der Hypothek gewährt werde. Hierbei hat 
jedoch Liquidant überjehen, daß der Grund, weshalb dem Concurje die 
Erfüllung der vom Cridar abgefchloffenen Grundſtückskäufe angeſonnen 
wird, lediglich auf der der Concurseröffnung vorausgegangenen Na- 
turalübergabe des verfauften Immobile Seiten des Gemeinſchuldners 
an den Erwerber beruht, wogegen die bloße Bezahlung des Kaufgelves, 
obwohl ſolche ebenfalls unter der Vorausfegung der annoch zu bewir⸗ 
fenden Uebertragung des Eivilbefiges erfolgt, eine Verpflichtung der 
Gläubigerſchaft zu Gewährung des Civileigenthums nicht erzeugt. Nun 
fehlt aber bei Veräußerungen hypothekariſcher Forderungen mittelft 
einer im Hyothekenbuche nicht verlautbarten Ceſſion ein factifcher Vor- 
gang, welcher der Naturalübergabe der Immobilien mit den derjelben 
in der Praxis beigelegten rechtlichen Wirkungen gleichgeftellt werden 
fönnte, vielmehr gewährt die Abtretung einer hypothekariſchen Forder⸗ 
ung, ſolange die Ceſſion nicht in das Hypothekenbuch eingetragen wor⸗ 
ben iſt, nur einen perfönlichen Anſpruch gegen den Cridar, welcher von 
beiten Gläubigerſchaft nicht zu erfüllen ift. 
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12. 


Suppletorium nad geführtem Bemeife im Concurs auf 
Orund der im erften Verfahren beigebradten Wahr— 
ſcheinlichkeitsmomente. 


II. Sen.-Erk. vom 11. Aug. 1868 no. 499/516. 


Sp menig das Gewicht der Gründe verfannt werden möge, 
melde in der erften und zweiten Inſtanz dahin geführt haben, den 
Hägerifchen Beweis für völlig mißlungen zu halten, fo ift man gleich- 
wohl zu einer Klägerm günftigeven Anficht beſonders mit Rückſicht 
darauf gefommen, daß erſtens es ſich um einen Beweis im Concurje 
dem Rechtövertreter gegenüber handelt, bei der Beurtheilung derartiger 
Betveife aber in der Praxis von milderen Grundfägen als ſonſt ausge— 
gangen zu werben pflegt, eine Praxis, welche auch vollfommen gerecht⸗ 
fertigt erfcheint, da der Beweisführer dem Rechtsvertreter gegenüber in 
dem Gebrauche des Eidesantrags beſchränkt ift, während doch in vielen 
Fällen für den Nachweis einer Forberung andere Beweismittel gar nicht 
zu Gebote ftehen und daß zweitens bereits in den Entfcheidungsgrünben 
zu ben Betweisinterlocuten der zweiten und dritten Inſtanz bemerkt 
worden, es verſtehe ſich von ſelbſt, daß der Richter von dem ihm durch 
die Gefege eingeräumten Befugnifje, auf Grund ber für die Richtigkeit 
im Concurfe angemeldeter Anſprüche fchon im Verfahren beigebrachten 
Wahrſcheinlichkeitsmomente auf eidliche Beſtärkung zu erfennen, noch 
bei Abfaffung der Definitive felbft dann Gebraud machen fünne, wenn 
in dem förmlichen Beweiſe ein Mehreres in diefer Hinficht nicht beige- 
bracht, jedoch ein Gegenbeweiß entweder gänzlich unterblieben, oder doch 
reſultatlos geweſen. 


13. 


Sompenfation gegenüber dem Concurſe mit einer vor 
deſſen Ausbrude dem Schuldner des Cridars von 
einem Gläubiger defjelben abgetretenen Contocorrente 
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forderung gegen eine Contocorrentſchuld des Ceſſio— 
nars an den Cridar. 


II. Sen.⸗Erk. vom 13. Aug. 1868 no. 528/524. 


Der Beklagte ſowohl, al3 auch fein Vater, F. K., ftanden (darüber 
herrſcht Einverftändniß unter den Parteien), jahrelang mit dem ver- 
ftorbenen Br. dergeftalt in Geſchäftsverbindung, daß fie ihre disponi- 
blen Gelber bei der Firma B.'s niederlegten und zinsbar machten, da⸗ 
gegen aber aud ihren Bedarf an Geld von B. a Conto ſich auszahlen 
ließen. Dieſe Verbindungen find ganz unbedenklich als gemöhnlide 
Contoeorrentverhältnifje anzufehen, mie folche zwiſchen dem Banquier 
(Br) und den Gejchäftsleuten oder Rentiers (K. sen. und jun.) abge: 
Ichloffen zu werben pflegen. Der Abjchluß der laufenden Rechnungen 
in beiden Verhältniffen ſcheint am Ende jeden Jahres Statt gefunden 
zu haben, wobei eine Vergleichung des Sol und Haben unter Aufred: 
nung der beiberfeitigen Binjen vorgenommen und das auf der einen 
oder andern Seite ſich ergebende Guthaben oder Schuldſaldo auf das 
Conto des nächſten Jahres übergetragen wurde. 


Es befteht ferner unter den Parteien Einverftändniß darüber, daß 
Ende 1865, wo der lebte Jahresabſchluß während des Lebens B.s er- 
folgte, 8. jun., der Bellagte eine Schuldverbinblichkeit, K. sen. aber 
ein Guthaben gegen 3. hatten. 


Die Schuld K.'s jun. betrug nad eirier ſpäteren Berehnung 
1324 Thlr. 16 Ngr. 5 Pf. das Guthaben K. sen. 791 Thle. 13 Ngr. 
2 Pf., welche jedoch Beklagter nur nach Höhe von 780 Thlr. in gegen- 
wärtigem Prozeſſe geltend macht. 

Beflagter behauptet nun in feiner Ausflucht, fein Vater habe noch 
vor B.'s Ableben fein Guthaben an ihn, den Beklagten, abgetreten und 
B.'n in einem noch vor deſſen Tode zur Poſt gegebenen und an B.'n 
oder deſſen Procuriften gelangten Briefe von der erfolgten Ceffion in 
Kenntniß geſetzt mit der Anweiſung, die abgetretene Summe auf feinem 
Conto ab und auf dem Conto feines Sohnes gutzufchreiben und nad 
deſſen Höhe den Beklagten zu entlaften. Beflagter will dem gemäß 
jeine Schuld durch Herbeiziehung der an ihn abgetretenen Forderung 
ſeines Vaters abmindern und beziehendlich, da er den Betrag von 544 








Civilprozeß und Concurs. 73 


Thaler 6 Ngr. 5 Pf. anderweit gedeckt hat, gänzlich zur Erledigung 


bringen. | 

Dagegen glaubt Kläger, daß dieje Ausflucht verworfen und Be- 
Ingter unbedingt der Klagbitte gemäß verurtheilt werden müfle, indem 
er zu dieſem Behufe die BI. befinplichen Briefe beibringt und anführt, 
daß B. am 26. Auguft 1866 geftorben und am 15. September def. J. 
zu feinem Nachlafje Concurs eröffnet worden fei. 

Aus dem erften Briefe vom 26. Auguft 1866 geht berbor, daß 
K. sen. bon feinem damals 780 Thlr. betragenden Guthaben bei ®. 
die Summe von 500 Thlr. an den Bellagten, feinen Sohn, überwies 
und B.'n in diefer Richtung mit Anweiſung verjah, indem er fich zugleich 
erbot, eine ähnliche Summe in 1 bi8 2 Monaten wiederum zu ergänzen. 

In dem ziweiten Briefe vom 4. Eeptember 1866 fragt K. sen., 
nachdem er B.'s Ableben erfahren, bei deſſen inzwifchen fortgeführter 
Firma an, ob die Mebertragung der 500 Thlr. zur: Deckung derjenigen 
Summe, welche fein Sohn der Firma B. ſchulde, bewirkt worden jet 
und erflärt zugleich, daß er hiermit auch die Reftiumme ſeines Gut- 
habens (oder, wie er ed nennt, feines Bürgfchaftscapitals) zur weiteren 
Deckung der Schuld feines Sohnes cedire. 

In dem dritten Briefe endlich) vom 7. September 1866 jpricht er 
die Erwartung aus, daß die Firma B. fein langjähriges Guthaben, 
welches er der Firma zu billigen Zinſen ala Bürgfchaft für etwaige Be- 
bürfniffe feines Sohnes zu Händen legte, bei Ordnung des Gejchäfts 
dem angemeſſen behandelt haben merbe. 

Alle diefe Briefe ſollen, wie Kläger behauptet, erſt am 6. und be— 
ziebenblich 8. September 1866, mithin nad) dem Ableben B.’3, jedoch) 
bor der Eröffnung des Schuldenweſens zu feinem Nachlafje an die 
Firma B.'s gelangt fein. 

Kläger meint nun, hiernady müffe die Ausflucht der Compenfation 
mit dem Guthaben 8.’3 sen. um deswillen ausgeſchloſſen fein. 


A. 


weil die Geffion erft nad) B.'s Tode erfolgt oder wenigſtens notifieirt 
worden fei, da die Concurseröffnung zu B.'s Nachlaß bis zum Todes- 
tage zurückbezogen werden müſſe, nach der Goncurseröffnung aber Com: 
penſationen nicht mehr ftatthaft feien. 
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Diefe Anſicht, welche allerdings einige Rechtslehrer 5. B. 

Biener system. proc. ed. Siebdr. et Krug, 8. 288 bei nota 7. 
vertheidigen, ift jedoch unrichtig. Vielmehr ift in den durch das 

Wochenblatt für merkw. Rechtsf. Jahrg. 1848, ©. 169. 
und durch die 

Zeitſchrift f. Nechtspfl. und Verw. N. %. Bd. XV, ©. 60. 
veröffentlichten Enticheidungen des OAG.'s gleichmäßig angenommen 
und aud) in den Entſcheidungsgründen der vorigen Inſtanz ganz richtig 
ausgeführt worden, daß der Nachlaß-Concurs erſt von dem Zeitpunfte 
an als eriftirend anzunehmen ift, wo nad) der Ermittelung ber Zah: 
lungsunfähigfeit des Nachlaſſes und nad) der Losfagung der Erben 
von demfelben der Nichter die Eröffnung des Schuldenwefens mwirklid 
beichloffen hat. Neue Gründe gegen dieſe Anficht hat ber Kläger in 
feiner Deductionsſchrift nicht vorgebracht und es bebarf deshalb nicht 
einer wiederholten Prüfung feiner unrichtigen Rechtsanſchauung. 


B. 


Ferner nimmt Kläger auf den befannten Grundfat Bezug, daß 
gegen den Concurs nur mit ſolchen Forderungen aufgerechnet werben 
fönne, welche vor der Concurseröffnung bereit3 fällig waren, dies aber 
von der Forderung des K. sen. um deswillen nicht zu fagen fei, weil 
die Fälligkeit bei Contoeorrentverhältniffen erjt mit dem Rechnung: 
ichluffe eintrete, dieſer jedoch im vorliegenden Falle allemal exft am 
Jahresſchluſſe Statt fand. 

Das Unzutreffende diefer Argumentation ift ſchon in den Ent 
ſcheidungsgründen des vorigen Erfenntnifjes dargelegt worden. Sie 
beruht auf einer Verkennung der Ratur der Contoeorrentverhältniffe 
und einer unzuläffigen Bermifchung derjelben mit der Lehre von ber 
Compenfation. 

Es liegt in der Natur der Sache, daß, wenn B., wie ber jehige 
Kläger nirgends behauptet hat, fich Feine Kündigungsfrift bezüglich der 
BZurüdziehung der bei ihm gemachten Einlagen bedungen hatte, K. sen., 
der ein Guthaben bei B. hatte, zu jeder Zeit darüber verfügen konnte 
und keineswegs erjt bis zum Jahresſchluß zu warten brauchte, bevor et 
fein Guthaben von B. zurüdzog oder demfelben eine anderiveite Ver⸗ 
wendung zu Gunften einer dritten Perjon gab. Denn der Zwei der 
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Eröffnung eines mit Kündigungsfriſten nicht beſchränkten Contocorrent⸗ 
berhältnifles lag eben auf Eeiten K.'s sen. darin, daß derjelbe ſich eine 
Geldſumme fichern wollte, worüber ex zu jeder Zeit. und ohne Weitläus 
figleit beliebig verfügen fonnte Daraus ergiebt fich von felbft, daß 
ein derartiged, nicht auf Kündigung ftehendes Guthaben zu jeder Zeit 
gefällig ift und es nur der Erklärung des Gläubigers bevarf, wie daſ⸗ 
jelbe verwendet werben joll, um den Schuldner, den Banquier, zu ver- 
pflihten, der Ordre des Gläubigers fofort nachzufommen. Der fünftige 
Abſchluß des Conto ift blos dazu vorhanden, um feitzuftellen, mie ſich 
nunmehr nach den im Laufe des Jahres erfolgten Ab- und Zujchrei= 
bungen das beiderfeitige Nechtöverhältnig, das Saldo der einen oder 
andern Partei, geftaltet. Diefe Berechnung jchafft alſo gar nichts 
Neues, fondern ftellt blos das Endrefultat der in der vorausgegangenen 
Gejhäftsperiode auf beiden Seiten gemachten Gefchäfte feſt. Es kann 
daher nicht im Entfernteften die Rebe fein, daß das Guthaben K.'s sen. 
erft mit dem Rechnungsabſchluſſe gefällig oder verfügbar wurde und 
wird mithin ſchon durch dieſe Erwägung der obgedachten Argumentation 
des Klägers die Spige abgebrochen, jo daß ficherlich nicht im Geringiten 
daran zu ziweifeln ift, daß K. sen. jo lange noch nicht Concurs zu B.'s 
Rachlafje eröffnet war und fo lange die Firma veffelben noch fortbe- 
ftand, über jein Guthaben auch unerwartet des Jahresſchluſſes und der 
dahresberechnung verfügen und namentlich auch Beitimmung dahin 
treffen Tonnte, daß fein Guthaben auf feinem Conto abgejchrieben und 
auf das Conto feines Sohnes, des Beklagten, zur theilweifen Entlaft- 
ung defjelben gebracht und dem Letzteren gut gefchrieben werde. Dieſer 
Verfügung konnte eben unter den dermalen vorliegenden Umſtänden 
blos die Eoncurseröffnung entgegenftehen, wenn fie damals bereit er⸗ 
folgt getvefen märe. 

Betrachtet man nun dann eben das Contocorrentverhältniß des 
Beklagten zu B., jo hatte daſſelbe bei der letten Berechnung mit einer 
Schuld des Beflagten von mehr ala 1000 Thlrn. abgeſchloſſen. Da ift 
denn nun ſofort klar, daß Beklagter, um diefe feine Schuld zu mindern, 
im Laufe des Jahres 1866 andermeite Einzahlungen bei B., feinem 
Gläubiger, machen konnte und daß dieſe Einlagen dem Schuldner fo- 
fort, ohne daß erft ein Rechnungsabichluß zu erfolgen brauchte, zu Gute 
gehen mußten. Es kann auch bier nicht von einer eigentlichen Compen- 
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fation der Einzahlung des Beklagten gegen die Schuld defjelben bie 
Rede fein und daher die Frage, ob und wann die gedachte Einzahlung 
für fällig und compenfabel geachtet werben könne, gar nicht aufgetvorfen 
werden, jondern die Einzahlung muß eben ganz einfach auf dem Conto 
des Beflagten in’3 Haben geftellt, alfo demjelben gut gefchrieben wer⸗ 
den. Die Berechnung am Jahresſchluſſe Tann auch in diefem Falle 
wiederum blos den Zweck haben, die Rejultate der verflofienen Ge 
ihäftsperiode zu ermitteln, das Soll und Haben der beiden Intereſ⸗ 
jenten fich gegenüber zu ftellen, darnad die Bilanz zu ziehen und zu 
eonftatiren, zu weſſen Gunften und mit welchem Betrage das Gonto 
abſchließt, nicht im Entfernteften aber hängt davon erft die Fähigkeit 
ber gemachten Einzahlung, die Schuld des Beklagten zu mindern, ab. 
Es würde dies, mie bereit3 die vorige Inſtanz mit Recht bemerkt bat, 
zu der widerfinnigen Confequenz führen, daß, wenn im Laufe der Ge⸗ 
ſchäftsperiode der Banquier fallirte, der Schuloner dasjenige, mas ihm 
ind Debet gefchrieben ift, zur Concursmaſſe abliefern, dagegen feine 
Einzahlungen, alſo alle im Laufe des lebten Gejchäftsjahres bis zur 
Conceurseröffnung ihm zugeichriebenen Bolten des Habens Tiquidiren 


müßte. Dies widerſpricht ficherlich der Natur des Contocorrentver: 
traged. Vielmehr ift das Geſchäftsverhältniß jo abzumideln, daß mit 


der Concurseröffnung das Conto in Soll und Haben unter Hinzufchlag | 


ung ber beiderfeitigen Zinfen abzufchließen, zu vergleichen und dadurch 


im Saldo feftzuftellen ift. Darnach wird fich ergeben, mas der Concurs | 


zu fordern oder zu gewähren und alfo auch was der andere Contrahent 


entweder in die Concursmaffe einzuzahlen oder bei dem Schuldenweſen 


al3 Buchgläubiger zu liquidiren hat. 

Was nun nad dem Biäherigen von einer Einzahlung des Schuld: 
ners ſelbſt gilt, muß auch Anwendung finden, wenn ein Dritter für den 
Schuldner Einzahlungen madt. Denn e3 bildet begreiflicher Weile 
feinen Unterjchied, ob der Schuldner ſelbſt einzahlt, oder ob ein Dritter 
dies zu feinem Gunften und für fein Conto thut. Leiftete mithin K. sen. 
für feinen Sohn, den Beklagten, eine Einzahlung, fo war diefelbe dem 
Letzteren eben jo gut zu jchreiben, als hätte diejer ſelbſt fie gemacht. 

Ganz dafielbe Verhältniß aber tritt auch ein, wenn K. sen., mie 
vorliegend der Fall war, eine fällige und unbebingte Forderung an ®. 


hatte und nun, wie behauptet worden, vor ber Concurderöffnung bie | 
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ſelbe dem Beklagten cedirte und zugleich feinen Schuldner (B.) anwies, 
dieſelbe von ſeinem Conto abzuſchreiben und auf des Beklagten Conto 
als Einzahlung in's Haben zu übertragen. Denn ob Dasjenige, was 
K. sen. für den Beklagten gewährte, in baarem Gelde beſtand oder da— 
durch geleiſtet wurde, daß K. sen. ſeine Forderung an B. auf des Be— 
Hogten Conto überzutragen anordnete, bleibt fi dem Erfolge nach 
ganz gleich, ſobald nur eben feſtſteht, daß K. sen. über dieſe feine For— 
derung damals frei verfügen fonnte. | 

Unter folchen Umftänden würde es fogar jtreng genommen nicht 
einmal einer ausbrüdlichen und beſonderen Ceſſion der Forderung 
8.3 sen. an K. jun. bedürfen, da im Gegenüber zu B. e8 ganz gleich 
gültig war, in welchem Verhältnifie Vater und Sohn zu einander ftan- 
den, und es vollfommen genügte, wenn nur K. sen, B.’n erklärte, daß 
er die Umſchreibung feines Guthabens auf das Gonto feines Sohnes 
zu deſſen Gunſten verlange, Denn darin lag zugleich ein Uebereignen 
und Abtretung des Guthaben von K. sen. an K. jun. 


C. 


Ferner macht Kläger noch geltend, die in den Briefen vom 26, 
Auguft und 4. Sept. 1866 von K. sen. hinfichtlich der Mebertragung 
bon feinem Conto auf das Conto des Beklagten ertheilten Anweiſungen 
hätten ohne Wirkfamfeit fein müſſen, da fie erft nad B.'s Tode in 
defien Comptoir abgegeben worden feien. | 

Allein auch dies ift unridtig. Wenn man aud) annehmen wollte, 
daß die erwähnten Briefe erſt nad) B.'s Ableben in deſſen Comptoir 
gelangt feien (obſchon Beflagter Gegentheils behauptet, der Brief, worin 
die Ceſſion angezeigt worden, fei noch vor B.’3 Tode an B. oder dejien 
Procuriſten behändigt worden), jo fommt dennod) hierauf überhaupt 
nihts an. Mit dem Ableben des Firmeninhabers erliicht nad) dem 
dritten Titel Buch V des HGEB.'s (Art. 15 big 27) die Firma defjelben 
keineswegs. Dieſelbe befteht, dritten Perfonen gegenüber, bis zur 
Löſchung im Handelsregifter und beziehendlich bis zur Concurseröffnung 
fort. Dies fcheint auch bei ber Firma des verftorbenen B. ftattgefunden 
zu haben, indem big zur Concurseröfinung die unumgänglich nothiven- 
digen Gefchäfte durch den Procuriften fortgeführt wurden. Dan Tann 
deshalb nicht Sagen, daß nach dem Ableben B.'s es unmöglich geworden 
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jei, mit der Firma defjelben noch weitere Gefchäfte zu machen. Bis zur 
Soncurseröffnung war dies eben noch zuläffig, mweil auch jo Lange die 
Firma noch beitand, Deshalb Tann man denn aud der Anweiſung 
8.3 sen. bezüglich der Gebahrung mit feinem Guthaben, felbit mem 
fie erſt nach B.'s Tode, jedoch noch vor der Eröffnung des Concurſes 
zu feinem Nachlafje an die Firma gelangt wäre, die volle Wirkfamfeit 
nicht abjprechen. 
D. 

Nun fcheint es zwar endlich gewiß zu fein, daß ber Procurift der 
Firma B.'s die Anweiſung K.'s sen. nicht rejpectirt, alfo das Guthaben 
deſſelben weder auf deſſen Conto abgefchrieben, noch auch auf das Conto 
des Beklagten übergetragen und dafelbft gut gejchrieben babe. Allein 
auch dies jteht der Ausflucht des Beklagten nicht entgegen. “Denn war 
K. sen. zu der ofterwähnten Verfügung über fein Guthaben mohlbe: 
fugt, jo war auch anderer Seits die Firma B.'s verbunden, den berech⸗ 
tigten Anforderungen 8.3 sen. gebührend nachzukommen. Geſchah 
dies gleichwohl nicht, jo kann dadurch den Rechten K.'s sen. und jun. 
in feiner Weiſe präjubieirt werden. Vielmehr müfjen die Rechtöver- 
hältniſſe auch jest nach der Concurseröffnung ganz fo beurtheilt werben 
und die betreffenden Conto's K.'s sen, und des Beklagten find ganz jo 
berzuftellen, wie dies in Folge der Anordnung K.'s sen. von den Ver- 
tretern der Firma B.'s vor der Concurseröffnung zu geichehen gehabt 
hätte. | 


| 14, 
Daß der Schuldner, welcher beim Accorde Nachzahlung 
veriproden, wenn er zu bejferen Vermögensverhält— 
nijjen gelangt jei, dies wirklich fei, ift bei der Nach— 
zahlungsflage Öegenftand ſummariſcher Befheinigung. 
II. Sen.-Erf. vom 9. März 1869 no. 141/136 *). 
Allerdings betrifft das in der 


Beitjchrift für Nechtspflege und Verwaltung R. F. Bd. XXIII. 
S. 251 flg. Nr. 66 


*) Das Erkennntniß wurde in IV! beſtätigt, no. 4948 v. 1869. 
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abgevrudte, von Klägerm BI. angezogene Präjudiz einen Fall, in 
welchen das Nachforderungsrecht des Gläubigers gegen einen in 
Concurs verfallenen Gemeinſchuldner nach Beendigung des Concurſes 
geltend gemacht wurde, während der vorliegende Fall inſofern ein 
anderer iſt, als der Beklagte mit ſeinen Gläubigern, darunter mit dem 
Kläger, außergerichtlich accordirt und beim Abſchluſſe dieſes Accords 
gegen Klägern ausdrücklich ſich verbindlich gemacht hatte, die nad) 
Abrechnung der gewährten Accordſumme an dem eigentlichen Schuld— 
betrage noch fehlenden 662), %, nachzuzahlen, fobald er in befiere 
Vermögensverhältniffe fommen werde, der Mitbeflagte aber für die 
Erfüllung diefes Verfprechend als Bürge und zwar als Selbſtſchuldner, 
jedoch ebenfalls unter jener Beſchränkung, eingetreten war, fo daß «8 
fh im gegenwärtigen Falle nicht um ein gejegliches, fondern um ein 
bertraggmäßiges Nachforderungsrecht handelt. Allein man hat einen 
durhichlagenden Grund, jene Brineipien in Bezug auf die ermähnte 
Streitfrage nicht auch auf einen Fall, wie er dermalen vorliegt, analog 
anzuwenden, nicht auffinden können und zwar umfomeniger, als auch 
für den Fall eines vorausgegangenen Concurſes oder gerichtlichen 
Accordes fein Geſetz eriftirt, welches ausbrüdlich vorfchriebe, daß die 
frage, ob der Schuldner zu befjeren Vermögensumftänden gelangt fei, 
nah vorgängigem Parteiverfahren zum Gegenſtande fürmlicher Bemeis- 
führung zu machen fei. Es ift nicht abzufehen, warum in diefer 
Sinficht in Fällen der vorliegenden Art, wo die Obligation an fi) gar 
nicht beftritten ift, ber Gläubiger in Bezug auf fein Nachforderungsrecht 
ſchlechter geftellt fein folle, als er e3 vor der Inkrafttretung des BGB.'s 
in ſolchen war, wo er e8 mit einem Schuldner zu thun hatte, welcher 
förmlich in Concurs verfallen war. 

Die Vorfchrift des BGB.'s 8. 171, wornach Derjenige, welcher 
ein Recht gerichtlich geltend machen will, die dafjelbe begründenden 
Thatjachen beweifen muß, gleichviel,, ob fie in dem Borhandenfein oder 
Nichtvorhandenfein gewiſſer Umſtände beftehen, fteht nicht entgegen, 
denn Kläger foll der Beweislaſt keineswegs ganz enthoben werden, 
jondern der Nachweis fol nur nicht an die ftrengen Formen des orbent- 
lichen Prozeſſes gebunden fein und e3 fol dem Ermeſſen des Richters 
bei den anzuftellenden Erörterungen und der künftigen Beurtheilung 
ein freierer Spielraum gelaffen werben. 


— —— 
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Auch dem Beklagten erwächſt aus einer ſolchen Behandlung der 
Sache kein Nachtheil, denn die Gelegenheit, auch ſeinerſeits Momente 
beizubringen, welche auf die richterliche Cognition über die behauptete 
Vermögensverbeſſerung Einfluß äußern können, kann und ſoll 2m das 
durch nicht entzogen werben. 





Handel3- und Wehhſelrecht. 


1: 


Zur Lehre von der Eigenthumsklage — Erceptionen — 
Art. 306 des ADHGB.s und $. 314, 315 des BGB! 


II. Sen.-Erf. vom 16. März 1869 no. 146|154 *). 


Bellagter will dem Auguft G. in der Zeit vom 1. October 1863 
an in verjchiedenen einzelnen Poften die Summe von 7500 Thalern 
darlehnsweiſe gewährt haben, und zwar fallen diefe Darlehne, wo nicht 
insgeſammt, worauf allerdings die Angabe BL. verb. „Mit denjenigen 
Gelde“ u. f. w. hindeutet, fo doch wenigſtens zu einem Theile, als wo⸗ 
für die Angabe Bl. jprechen würde, in eine Zeit, zu welcher, wie aus 
Beklagtens eigenem Anführen erhellt, der Darlehnsempfänger entjchie- 
den überhaupt noch gar nicht Kaufmann geivefen. 

Ende des Jahres 1865 oder im Anfange des Jahres 1866 ift 
hierauf Bellagter um die Eicherheit jener Darlehne beforgt geworden 
und um ſich zu deden hat er nunmehr den Bl. in Abichrift zu leſen den 

Vertrag mit ©. abgeſchloſſen, wonach ihm letzterer die fraglichen fieben 


Kunftblätter formell verkauft, in Wirklichkeit aber an Zahlungsftatt 
überlaffen. 
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*) Das Erkenntniß wurde in IVts beftätigt, no. 4343 von 1869. 
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Hiernach aber erjcheint diefes Gelchäft auf Seiten G.'s überhaupt 
gar nicht als eine in deſſen Handelsbetriebe bewirkte Veräußerung. 
Denn e3 jtand dafjelbe, wenn auch ©. vielleicht damals Kaufmann war, 
doch mit deſſen Handel3betriebe in gar feinem Zufammenhange, e3 kam 
dabei diefer Handel3betrieb überhaupt gar nicht in Frage, es wurde 
daffelbe ohne weitere Nücficht auf die Eigenfchaft G.'s als Kaufmann 
und ohne Rückſicht auf deſſen Handelsbetrieb abgejchloffen und es be- 
zweckte folches nichts, als die Deckung einer gewöhnlichen Privatichuld. 

Es Tiegt mithin auch der Fall, melden Art. 306 Alin. 1 des 
HGB.'s vor Augen hat, hier gar nicht vor. 

Die vorige Inſtanz hat, abweichend von der erjten Inſlanz, Be⸗ 
klagtem mit Rückſicht auf deſſen Anführen Bl., ſowie in Hinblick auf 
die Vorſchrift in $. 314 des BGB.'s den Beweis der Behauptung nad. 
gelaffen, daß er auf die Erwerbung beziehentlich Einlöfung der vom 
Kläger vindicirten fieben Kunjtblätter die Beträge von 8000 Thalern 
und 460 Thalern verwendet habe und daß durch feine Erwerbung 
Klägerm die Verfolgung des Eigenthums an jenen fieben Kunftblättern 
möglich geblieben fei. 

Hiergegen find die Befchwerden Kläger unter 1 und 3 gerichtet 
und diefe Bejchiverde hat man, wenigſtens theilweife allerdings für bes 
gründet erachten müſſen. 

Zwar ift es nicht richtig, wenn Kläger meint, der Sinn des $. 314 
v3 BGB.'s fcheine dahin zu gehen, daß der Erwerber ber Sache bei 
deren Erwerbung die Abficht gehabt haben müſſe, dadurch dem Eigen- 
thümer die Verfolgung feines Rechtes möglich zu machen, mit andern 
Worten, daß der Inhaber bei der Ermwerbung nicht die Abficht gehabt 
haben dürfe, Eigenthum an der Sache für fich zu erwerben‘ 

Denn, wie diefe Auslegung in der Faffung des angezogenen $. 314 
nicht die geringfte Unterftügung findet, fo erhellt auch zum Ueberfluffe 
aus den Motiven zu $. 312 des BGB.'s deutlich, daß die Berechtigung 
des Inhabers, den Preie, welchen er für die Sache bezahlt hat, von dem 
Eigenthümer erfegt zu verlangen, Feineswegs von der Vorausfegung, 
einer beafichtigten negotiorum gestio, fondern lediglich davon abhän- 
gen ſolle, ob die Erwerbung der Sache durch den Inhaber dem Eigen- 
thümer die Anftellung der Eigenthumsflage möglich gemacht hat. 

Commentar zu dem BGB. Br. I. ©. 285 flg. zu 8. =. 
Annalen, Neue Folge Bd. VI. 
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Allein die Vorſchrift des $. 314 kann Beklagtem ſchon um deswillen 
nicht zu Statten kommen, weil es für die Annahme der Unmöglichkeit 
oder wenigitend Unwahrfcheinlichleit, daß Kläger die in Rebe ftehenben 


Kunftblätter würde haben wieder erhalten können, bafern folde von. 


Beklagtem nicht acquirirt worben wären, im vorliegenden Falle an allen 
Unterlagen fehlt. 


Selbftverjtändlich find nämlich für Beantwortung der Frage, ob 
der Preis, welchen der Inhaber der Sache für ſolche bezahlt hat, al3 
nothwendige Verwendung auf die Sache im Sinne des $. 314 gelten 
könne, die Verhältniffe, welche zur Zeit der Erwerbung obgewaltet haben 
und die Umftände, unter welchen die Ermwerbung ftattgefunden, maf- 
gebend. Dies lehren deutlich ſchon die Worte des 8. 314: 

„bei der Erwerbung unter Umftänden gezahlt” u. |. w. 

Es ergiebt fih aber das Nämliche auch daraus, daß wenn man mit Be 
klagtem lediglich den Erfolg ind Auge faffen, alfo davon ausgehen 
wollte, daß der Inhaber, wenn gegen ihn mit der Eigentbumsflage vor: 
geichritten werden könne, ſchon allein deshalb, weil letzteres der Fall, 
den gezahlten Kaufpreis erftattet zu verlangen berechtigt jet, der Eigen: 
thümer geradezu in allen Fällen der Bindication diefen Kaufpreis würde 


erftatten müflen, die Beitimmung in $. 314 des BGB.'s mithin dam 


überhaupt nicht mehr al3 eine exceptionelle zu betrachten fein würde. 


Geht man nun hiervon aus, fo tritt fofort klar zu Tage, daß fih 
durchaus nicht jagen läßt, e8 fei dadurch, daß Beflagter die ftreitigen 
fieben Kunjtblätter von ©. erfauft und ſolche fpäter bei F. E. in D. 
eingelöjt, für Klägern die Möglichkeit herbeigeführt worden, fein Eigen 
thum an jenen 7 Blättern zu verfolgen, und daß ohne das, was Be 
klagter gethan, diefe Verfolgung feines Eigenthums für Klägern ſchlecht⸗ 
bin oder doch mwahrjcheinlich unmöglich gemweien fein würde. Denn 
offenbar würde Kläger die Eigenthumsklage ebenſo, wie jeßt gegen Bes 
klagten, auch gegen G. oder gegen E. haben anftellen können und 
namentlich läuft e8 auf bloße, durch nichts unterftügte Muthmaßungen 
hinaus, wenn Bellagter meint, e8 würden bieje legtgenannten Berjonen, 
bafern er, Bellagter, nicht dazwiſchen getreten wäre, vor Anftellung 
einer Klage gegen fie, zu dem Verlaufe an einen Anderen, verjchritten 
und die fraglichen 7 Kunftblätter dann in das Ausland gelommen, ober 
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doch von dem Erwerber verborgen gehalten worden fein, fo daß für 
Klägern die Anftellung der Eigenthumsklage thunlich geweſen wäre. 

Mit weit mehr Recht ließe fich fogar die Behauptung aufftellen, 
daß G., hätte ihm nicht Beflagter Anlaß dazu gegeben, zu einer Ver- 
Äußerung dev beregten Kunftblätter vielleicht überhaupt nicht verfchritten 
fein. würde. 

Denn mern Bellagter jelbft bemerkt, er jei Ende des Jahres 1865 
oder Anfang des Jahres 1866 wegen der Sicherheit der G.'n gewähr-’ 
ten Darlehne beforgt geworden, babe feine Bejorgniß G.'n aud) mitge- 
tbeilt und in Berfolg der hierüber zwiſchen ihm und G.'n fchriftlich, wie 
mündlich gepflogenen Verhandlungen fei nunmehr zwifchen ihnen unter . 
dem 14. Mai 1866 der Kaufvertrag über die ftreitigen Kunftblätter 
zum Abjchluffe gelangt, jo liegt die Bermuthung allerdings ziemlich 
nahe, daß ©. zu der Veräußerung der 7 Blätter eben nur durd) dad 
Drängen Bellagtend um Sicyerftellung beſtimmt worden jein möge. 

Nach alledem und ganz abgejehen noch von der Frage, ob von 
einer Anwendbarkeit der Beitimmung des $. 314 in einem Yale, tie 
der vorliegende, io der Inhaber der den Gegenftand der Eigenthums— 
Hage bildenden Sache folche nicht eigentlich durch Kauf erworben, jon= 
bern an Zahlungsftatt überlaflen erhalten hat und mithin genau ge— 
nommen: ein Preis von ihm nicht gezahlt worden ift, überhaupt die 
Rede fein könne, ſtellt fih nad Anficht des OAG.'s als unthunlich dar, 
Beflagtem auf Grund des nur angezogenen $: 314 einen Ausflucht3- 
beweis zu verftatteni 

Ebenſowenig kann die aber auch auf Grund der Vorschriften in 
8. 315 des BGB.'s geichehen. Denn nad Dem, was bereits oben 
über die Art und Weife, mie Bellagter in die Inhabung der mehrbe- 
vegten 7 Kunſtblätter gelangt fein will, mitgetheilt worden, läßt ſich. 
durchaus nicht jagen, daß er diefelben im Meß - oder Markverkehre er- 
worben habe. Es erſcheint indefjen in dem gegenwärtigen Yalle auch 
noch aus einem andern Grunde bevenflich, den $. 315 für anwendbar 
zu halten. 

Defien Beitimmungen beruhen nämlich, mie die Motiven dazu 
Ichren, auf Rüdfichten ver Billigfeit, indem die Härte, welche für den 
redlichen Erwerber einer Sache in der Verbindlichkeit, jolche dem Eigen- 
thümer unentgeldlich herauszugeben, unzweifelhaft liegt, wenigftens für 

6* 
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die Fälle bejeitigt werden jollen, in welchen der Beklagte die Sache aus 
einer öffentlichen Verjteigerung, oder im Meß = oder Marktverkehre von 
einer zum Handelsbetriebe damit befugten Berfon in redlichem Glauben 
erworben hat. 

Eine eigentliche Härte liegt aber in der Verpflichtung zur unent- 
geldlichen Herausgabe der Sache für den Erwerber nur dann, wenn er 
für die Sache einen Kaufpreis wirklich bezahlt hat; denn er büßt dann 
eben das bezahlte baare Geld ein. 

Nicht dagegen läßt fi) von einer folchen Härte aud) dann fprechen, 
wenn der Beklagte, wie der gegenwärtige, die ihm mit der Eigenthums— 
klage abverlangte Sache fi von deren früheren Inhaber an Zahlungs 
ftatt zu Dedung einer Schuld hat geben lafjen. Denn in einem jolchen 
Falle verliert der Beklagte, wenn er die betreffende Sache unentgeldlich 
herausgeben muß, nicht jowohl jein baares Geld, als vielmehr nur ein 
Defungsmittel, auf welches er ohnehin von vornherein gar feinen be— 
ftimmten Anſpruch hatte. 

Aus dem Bisherigen würde nun an fi folgen, daß Beflagter 
ohne Nachlaſſung irgend eines Ausfluchtsbeweifes zu verurtheilen 
wäre. 

Indeſſen fonnte doch aus einem anderen Gefichtspunfte als dem 
bi3 jegt zur Sprache gebrachten, wenigſtens rückſichtlich der BI. erwähn- 
ten Einlölungsfumme von 460 Thalern zu einer ihm günftigern Ent- 
ſcheidung gelangt werben. 

Nach den Behauptungen Beklagten! ſoll nämlich der oftgenannte 
G. in dem Jahre 1866 in D. einen Handel mit Kunftgegenjtänden be— 
trieben haben, mithin Kaufmann gemwejen fein nnd nad) dem ferneren 
Anführen BI. hat ©. in demjelben Jahre eine Berpfändung der ftreis 
tigen 7 Kunftblätter bei dem Spediteur F. E. in D. um die Summe 
von 460 Thalern ins Werk gejebt. 

Beruhte nun dies Alles in Wahrheit und wäre die Berpfändung 
von Seiten G.'s in dejjen Handelsbetriebe erfolgt, als wofür nach der 
Beitimmung in Art. 274 Alin. 1 des HGB.'s nad) Befinden die Ver— 
muthung jprechen würde, jo würde zwar Kläger jeines Eigenthumsrechts 
an den 7 Blättern nicht verluftig gegangen fein, wohl aber würde der- 
jelbe nach Art. 306 Alin. 2 des HGB.'s fein Eigenthum nicht zum 
Nachtheile E.'s haben geltend machen, d. h. er würde von E. die Heraus: 
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gabe der 7 Kunftblätter nur gegen Exlegung des Pfandſchillings haben 
erlangen Tünnen. : 

Goldſchmidt, in der Beitfchrift für das gefammte Handelsrecht, 

Bd. IX. ©. 50, 

.d. Hahn, Commentar zu dem HGB. Bd. II. ©. 106 flg. 
Hätte daher Beflagter, wie von ihm meiter behauptet worden, auf Er- 
ſuchen G.'s die Einlöfung bei E. um die Summe von 460 Thalern be- 
wirkt, fo würde er hierdurch einen Aufwand beftritten haben, den auch 
Kläger, wenn er in den Wiberbefit feines Eigenthums kommen wollen, 
nicht hätte umgehen fünnen, mithin infomeit Klägerm gegenüber als 
Geihäftsführer ohne Auftrag zu betrachten und als ſolcher den bezahl- 
ten Pfandſchilling von ihm erftattet zu verlangen berechtiget fein. 


2. 

Redhibition wegen ſchlechter Beichaffenheit der Waare, 
— Berfpätete Dispofitionsftellung — HGB. 
Art. 335, 347. 

II. Sen.-Erf. vom 13. Wug. 1868 no. 532/523. 


Beflagter hat eingeräumt, daß er von den Klägern die in der 
Klage erwähnten, mit dem Namen Sevillano bezeichneten 25,000 Stüd 
Cigarren für den Preis von 7 Thlr. pro 1000 Stüd erfauft und am 
4. Februar 1867 zugefenvet erhalten, gleichwohl diefelben erſt am 1. 
Mai 1867 mittelft des BI. in Abfchrift beigebrachten Brief wegen 
vertrags⸗ und gejeßwidriger Beichaffenheit zur Dispofition geftellt habe. 
Zu Rechtfertigung diefer verjpäteten Anzeige hat Beflagter bemerkt, daß 
er bei der fofort nad) Empfang der Waare vorgenommenen Unterjud- 
ung gefunden habe, daß die Eigarren in frifchem nafjen Zuftande in 
feine Hände gelangt jeien und fchlecht gebrannt hätten, ſowie bon 
Ihlechtem Geruch gemwejen feien. Da er jedoch geglaubt, daß die Cigar- 
ven während des Transport3 in Folge der naffen Witterung feucht ge— 
worden feien, jo habe er fie an einem trodinen Orte ablagern laffen 
und fie am 1. Mai 1867 nachmals verfucht, wobei er wahrgenommen 
babe, daß der Geſchmack der Cigarren beißend, der Geruch grob und 
das Neußere unfolid gearbeitet fei. Die vorige Inftanz hat dieſes An- 
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führen für ausreichend erachtet, um dem Beklagten den Beweis nachzu⸗ 
lafien, daß 
a) die bon den Klägern gelieferten Cigarren nicht den in Art. 335 
des HGB.'s aufgeftellten Erfordernifjen entfprochen hätten, 
b) dieſe Fehler nicht fofort beim Empfang der Cigarren mit Sicher 
heit erfennbar geweſen feien, und daß 
c) Bellagter unverzüglich nach der vom 1. Mai 1867 vorgenommen 

Unterfuhung den Klägern Nachricht von den befundenen Dlängeln 

babe zugehen laſſen. 

Das DAS. ift der Anficht der erften Inftanz, daß die nurgedachte Aus— 
flucht der Fehlerhaftigfeit der gelieferten Waare unbeachtlich fei, aus 
folgenden Gründen beigetreten. 

Bellagter bat nach Ausweis des von ihm ſelbſt beigebrachten 
Brief3 die Cigarren den Klägern deshalb zur Verfügung geftellt, meil 
fie von fo geringer Qualität feien, daß er diefelben nicht verkaufen 
könne, wobei Beflagter als fpeciellen Mangel herborhebt, daß die frag- 
lichen Cigarren aus Altmärfer oder Udermärfer Tabaf mit ein wenig 
Java Schnitt und Pfälzer Dedblatt beitanden haben. Offenbar bat 
ji nun fchon bei der vom Beklagten jofort nach Empfang der Waare 
borgenommenen Unterfucdhung erkennen laffen, ob die gelieferten Ci⸗ 
garren mit Rüdficht auf die Sorte der Tabafblätter, aus denen fie ge 
fertigt worden und die Art der Widelung derjelben als Handelsgut 
mittlerer Art und Güte im Sinne des Art. 335 des HGB.'s anzufehen 
jeten. Da nun Bellagter die in dem Briefe Bl., fowie in dem Ein- 
laſſungsſatze BI. gedachten, Jofort erfennbaren Mängel nicht unmittel- 
bar nad) deren Wahrnehmung gerügt hat, fo ift in dieſer Beziehung 
die Waare nach Art. 347, Abſchn. 1 des HGB.'s Seiten Bellagtend 
für genehmigt zu erachten. Zweifelhafter erfcheint die Frage, ob Be 
Hagter nicht die BL. gedachten Mängel in Betreff des Brennens und 
Geſchmacks und Geruchs der Cigarren in Folge der nachträglichen An- 
zeige BL. geltend machen dürfe, weil in dem Falle, wenn ganz friſche 
Cigarren Gegenftand des Handels find, die Frage, ob die legteren gut 
brennen und Aiche halten und vpn gutem Geſchmack und Gerud find, 
ſich erit dann, wenn die Waare abgelagert tft, mit Sicherheit beurtheilen 
läßt, weshalb der Käufer die Unterfuchnng in Betreff diejer Eigen 
Ihaften und die Anzeige der deshalb vorgefundenen Mängel bis zu bem 
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. Heitpunkte verfchieben darf, mo die Eigarren foweit abgelagert find, da 
bie Beichaffenheit derfelben in Betreff des Brennens und des Geſchmacks 
feftgeftellt werden kann. 

Hahn, Commentar zum allg. deutſchen Hand.-Geſ.-Buche Bd. II, 
©. 229 fig. 

Diefer Fall, wobei der Verkäufer durch den Kaufabſchluß über ganz 

friſche Cigarren ſein Einverſtändniß giebt, daß die Unterſuchung derje⸗ 

nigen Mängel, welche erſt, nachdem Cigarren eine Zeit lang gelagert 
haben, erkennbar ſind, ſo lange ausgeſetzt werde, bis der Zuſtand der 

Cigarren dieſelbe zuläßt, liegt jedoch nicht vor. Denn Beklagter hat 

ſich nirgends darauf bezogen, daß er Cigarren im friſchen Zuſtande be 

fellt Habe, vielmehr behauptet er, daß die Kläger in Folge des mit den- 
jelben abgefchlofjenen Kaufes trockene und abgelagerte Cigarren zu Tie- 
fern gehabt hätten. Wenn er num gefteht, daß er Sofort nach dem 

Einpfang der Waare gefunden bat, daß dieſelbe in friſchem naſſen Zu- 

ſtande fei, und die Cigarren wegen ihter feuchten Befchaffenheit nicht 

sleihmäßig gebrannt Haben und von fchlechtem Geſchmack und Gerud 
geweſen feien, fo war er verpflichtet, dieſe fofort erfannten vertrags⸗ 
widrigen Mängel den Verkäufern bei Vermeidung der in Art. 347 bes 

GB.'s angedrohten Nachtheile anzuzeigen. Die Entihuldigung bes 

Bellagten, wie er geglaubt, daß die Cigarren während de Transports 

angezogen hätten und die Mängel im Geſchmack und Geruch fih durch 

Lagern an einem trodinen Orte würden heben laffen, ift nicht geeignet, 

den Beklagten von der ihm geſetzlich obliegenden Verpflichtung zur jo- 

fortigen Anzeige der vorgefundenen Mängel zu entbinven, ſondern 
würde im günftigiten Falle nur die Anzeige der Fehler mit der Anfrage 
gerechtfertigt haben, ob die Kläger mit der von ihm vorgefchlagenen 

Maßregel — der Ablagerung der Cigarren an einem trodenen Orte 

und der nochmaligen Unterfuhung und Prüfung verfelben nach der 

Ablagerung — eiriverftanden feien. Dagegen kann dem Bellagten das 

Befugniß, einfeitig und ohne Zuftimmung der Kläger die Waaren lagern 

zu lafien und die Unterfuhung und die Anzeige ber vorgefundenen 

Mängel monatelang zu verzögern, nicht eingeräumt werben. Hierzu 

Iommt, daß der Brief, in welchem bie Cigarren am 1. Mai 1867 zur 
Dispoſition geftellt worden find, die Mängel in Betreff des Geſchmacks 
und Geruch der Cigarren nicht einmal erwähnt. 


' 
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3. 


Pfliht zur Dispofitionzftellung unbeftellt jedoch mit 
Factur zugefendeter Waaren Seiten eines 
Nichtkaufmanns? 


II. Sen.-Erf. vom 13. Aug. 1868 no. 525/522. 


Obſchon auch das OAG. die Anficht theilt, daß Nichtlaufleute in 
ber Regel nicht gehalten find, ihnen mit Factur unbejtellt zugejenvete 
Waaren zur Dispofition zu ftellen, jo hat daſſelbe doch den Fall ala 
Ausnahme gelten lafjen, wo der Adreflat, mern auch nit Kaufmann 
im eigentlichen Sinne, doch derartige Waare nicht zum eigentlichen Be— 
darf, fondern für fein Gewerbe bezieht. 

Es iſt daher der Klagpafjus wegen gleichzeitiger Ueberſendung 
einer Factura dann relevant, wenn conftatirt ift, daß Bellngter die 
Waare in feinen Geſchäftsbetrieb verivendet hat. Nicht alſo um felbit- 
jtändig eine in rem versio zu fundiren, jondern um dem erjteren Mo- 
mente die erforderliche Stüge zu geben, hat man den betreffenden Paſſus 
— nach Lage der Sache electiv mit erjteren — zur Eidesleiſtung aus: 
geſetzt. 


4. 


Der Indoſſatar hat keinen Regreß gegen den Indoſ— 
ſanten, wenn er zugleich deſſen Indoſſant iſt. — 
Exceptio juris. 

I. Sen. - Erf. vom 27. Aug. 1868 no. 527/542. 


Wie aus der BI. erfichtlichen Abfchrift des der Klage zu Grunde 
liegenden Wechſels hervorgeht, befindet ſich auf des Iegteren Rückſeite 
der Name Klägers zweimal, einmal vor und einmal nad) dem Namen 
ber Beflagten und es erjcheint alfo Kläger in Bezug auf die Beklagte 
theil3 als deren Nachmann, theil3 als deren Vordermann. Unter 
folchen Umftänden kann von einer Regreßnahme Klägers an die Des 
klagte überhäupt nicht die Rede fein, indem Kläger feinerfeits der Bes 
Hagten ſelbſt wieder vegreßpflichtig ift und das, was dieſe ihm etwa 
bezahlt, ihr jofort veftituiren müffen. 








| 
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Borchardt die allgemeine deutſche Wechſelordnung zu Art. 10 
©. 48 (ed. 2), 


Renaud, Lehrbuch des allgemeinen deutfchen Wechfelrechts 8. 59 
©. 195 unter 2 (ed. 5), 
Bluntſchli, allgemeine deutſche Wechfelordnung S. 40, 
Hoffmann, ausführliche Erläuterung ber allgemeinen deutfchen 
MWechjelordnung $. 16 ©. 236 flg., 
Runge, deutfches Wechſelrecht ©. 86. 
Es vermag auch der Behauptung Klägers, daß es ſich als formell un- 
zuläſſig darftelle, die Klage aus diefem Grunde abzumeifen, meil Be— 
klagte verabjäumt, folchen bei dem Wechfelverhöre geltend zu machen, 
Berüdfichtigung nicht zu Theil zu werden. Denn e3 handelt ſich dabei 
gar nicht um eine eigentliche Ausflucht der Compenſation, jondern um 
eine fogenannte exceptio juris, um ein der Statthaftigfeit des erhobe- 
nen Anſpruchs gleich vom vornherein entgegenſtehendes, ſchon richter= 
lichen Amtshalber zu beachtendes Bedenken, in Hinblid auf welches auf 
die Klage überhaupt gar nicht hätte gefügt werben follen. 


5. 


In Bezug auf die Wechfelverjährung ift es irrelevant 

ob die „Behändigung der Klage” (ADWD. Art. 80) bei 

Ihnellerer Ausfertigung Seiten des Geridt3 vor Ein- 
tritt jener hätte erfolgen Tönnen. 


IL. Sen.-Erf, vom 4. März 1869 no. 114/123. 


Der der Klage in Abjchrift beigefügte trodene Wechlel war am 
1. Mai 1865 zahlbar und die Verjährung defjelben trat daher in Ge— 
mäßheit des Art. 100 der ADWO. dem Ausfteller gegenüber mit dem 
1. Mai 1868 ein. Eine Unterbrechung diefer Verjährung fonnte nur 
durch Behändigung der Klage erfolgen und da die Ietere erft am 11. 
Mai 1868 bewirkt worden tft, jo war zu diefem Zeitpunfte die gefegliche 
jährige Verjährungsfrift bereits verftrichen. 

Nun tjt allerdings die Klage bereit3 am 25. April 1868 bei dem 
Prozepgericht eingereicht worden, und es hätte nach Befinden die Be- 
bändigung der Ladung noch vor Eintritt der Wechjelverjährung ges 
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ſchehen können. Allein dieſer Umſtand darf dem Beklagten gegenüber 
zu deſſen Nachtheil nicht in Betracht gezogen werden, da eine etwaige 
Verſchuldung des Prozeßgerichts den Beklagten in feinen, durch den 
Ablauf der Verjährungsfriſt erworbenen Rechten nicht beeinträchtigen 
kann. | 

Hierbei ift e8 auch gleichgältig, daß Nläger den von ihm klagbar 
gemachten Anſpruch nicht im Wege des Wechſelprozeſſes, ſondern in 
dem des Urfundenprozefjes verfolgt hat. Denn würde auch Kläger 
unbehinbert geivefen fein, den von ihm geflagten Anſpruch jelbft nach 
Ablauf der für die Wechſelverjährung geordneten Friſt mittelft ber 
Executivklage dann geltend zu machen, wenn die der leßteren zu Grunde 
gelegte Urkunde als eine den rforderniffen eines document 
guarentigiati entiprechende Schulbverfchreibung ſich darftellte, To iſt 
letzteres doch nicht der Fall, vielmehr erfcheint die angezogerre Urkunde 
lediglich als ein reiner Wechfel und durch das in ihm enthaltene Be 
fenntniß des Empfangs der Valuta wird diefer Character bes Docu- 
ments nicht geändert. 

Kann endlich au, mie Schon in der vorigen Inſtanz zur Genüge 
gezeigt worden, bie erhobene Klage von dem Gefichtöpunfte einer auf 
Art. 33 der WO. bafirten Bereiherungsflage nicht aufrecht erhalten 
werden, jo war das vorige Urthel nur zu beftätigen. 


6. 


Wechfelllage gegen den Acceptanten im Erecutiv: 
prozeß. 
II. Sen.⸗Erk. vom 16. März 1869 no. 172/152. 

Aus formrichtigen Wechſeln und auf Grund der Acte der Ziehung, 
ber Begebung und der Annahme können nach der von dem DAG. am 
‚genommenen Meinung die daraus origirenden Anfprüche, feien diefelben 
direete oder Regreßanſprüche, nicht allein im Wege des Wechſelprozeſſes, 
welcher befanntlich eine Gattung des Executivprozeſſes ift, ſondern auch 
in dem des Ordinar- wie des Executiv- und nach Befinden des Execu⸗ 
tionsprozeſſes geltend gemacht werden. 

Annalen des OAG.'s Bd. IH. ©. 4 fig. 
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Im Wechſelprozeſſe tft ber Kläger, welcher nach Maßgabe ber ADWO. 
Art. 50 und 51 Regreßanſprüche aus dem Wechſel verfolgt, ſchon durch 


ben Befitz bes Wechſels und der Proteſturkunde hinreichend legitimirt 
und es bedarf dazu nicht noch des ſpeciellen Nachweiſes, daß er, der 
Kläger, ſelbſt Rembours geleiftet habe. | 
Annalen Bo. I. S. 71 Nr. 3, 
Seitfchrift für Nechtspflegen und Verwaltung N. %. Bd. XVII. 
S. 518 fig. Nr. 215, 
Archiv für das Wechſelrecht Bd. IV. S. 200 fig. 


“ Barum dann, wenn derartige Anfprüce in einer andern Prozeßart 


geltend gemacht werden, ein Mehreres vom Kläger berlangt erben 
ollte, iſt nicht abjuſehen 


Zeitſchrift für Rechtspflege und Verwaltung N. F. Bd. XXX. 
©. 432 flg. Nr. 146, 
— für merlkwucdige Rechtsfälle Jahrgang 1868. 
©. 37 flg., 
Annalen N. %. Bd. IIL ©: 523 fig. Nr. 24. 


Run fprechen zwar die angezogenen Art. 50 und 51 ber ADWO. nur 


im den Regreßanſprüchen des Wechjelinhabers gegen ben Ausfteller 
md die Indoſſanten, während hier gegen den Asceptanten geklagt iſt, 
allein ſchon die Leipziger Wechlelconferenz erflärte bei ber Berathung 
ausdrücklich damit fi einverftanden, daß alles das, was nach den Be= 


 Rimmungen der erwähnten Artikel der Ausfteller oder Indoſſant einem 
Nachmanne zu gewähren habe, auch vom Acceptanten, wenn biefer in 


Anfpruch genommen werde, geforbert werben bürfe, 

Protokolle der Leipziger Conferenz (Mannheim bei Baſſcemann 1848) 

S. 44, 

und ed hat dies feinen guten Grund, da der Acceptant durch Richter- 
fülung der durch fein Aceept übernommenen Verpflichtung die Echuld 
des ordnungswidrigen Ganges trägt und ebenbeshalb in Art. 81 Abf. 2 
WO. mit dem Ausſteller und den Indoffanten auf gleiche Linie ge 
Kellt worden ift. 

Annalen Bd. 11.6. 499 Nr. 8, 

Beitfcheift x. N. F. Bd. XX. ©. 506 Nr. 273, 

Brauer, ADWO. S. 103 Nr. 2, 

dagen, diefelbe S. 70 flg., 
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Schmidt, das Wechſelrecht 8. 23 ©. 121 fig. Ä 
Die Verurtheilung Beflagtens ift ſonach als vollkommen gerechtfertigt 
zu betrachten. Nur waren auf deſſen Antrag Bl. aus der Condemna⸗ 
toria die Worte: „nach Wechſelrecht“ und zwar ſchon aus dem formellen | 
. Grunde herauszunehmen, weil das Klaggeſuch auf eine. derartige Ver⸗ 
urtheilung gar nicht gerichtet iſt. | 

















T. 


Wechſelprozeß aus einem fuspenfiv-negativ-bedingten 
Wechſelverſprechen. — Beweislaſt. — 8 51 des Ge; 
vom 7. Juni 1849. — BGB. 8. 1435. 


II. Sen.-Erf. vom 11. März 1869 no. 147/137. 


Die vorige Inftanz faßt das von dem Beklagten gegebene fchrifte 
liche Berfprechen einer Conventionalftrafe ganz richtig unter den Begrif 
eined unter einer fuspenfiv = negativen Bedingung ertheilten ve 
ſprechens, 

Siebenhaar, Correalobligationen ©. 123 flg. und 238 fig. 
Wenn nun in dem 8. 51 des Geſetzes vom 7. Juni 1849 geſagt wir 
daß aus wechſelmäßigen Schuldverſchreibungen über ein bedingtt 
BZahlungsverfprechen nur dann mechjelmäßig gellagt werben kann, wermf 
die Erfüllung der Bebingung dur Urkunden beicheinigt wird, jo ertk 
fteht die Frage, ob damit habe ausgeſprochen werden ſollen, daß, went 
bie Bedingung eine ſuspenſiv-negative iſt, der Wechſelprozeß auch dam 
nur unter Wir Vorausſetzung Statt habe, daß der Kläger den Eintritk, 
ber Bebingung durch Urkunden zu beweifen vermöge. Die vorige ri 
ſtanz hat diefe Frage bejaht, aber ſowenig auch verfannt werden mag 
daß für diefe Meinung die BI. angegebenen Gründe zu ſprechen fcheinen, 
jo hat man dennoch in der gegenwärtigen Inſtanz dem beizutreten Des 
denfen getragen. Fr 

Der angegebene 8. 51 des Gefeges vom 7. Juni 1849 hat, nad; 
dem Dafürbalten des OAG.'s, den Zweck, zu beftimmen, e8 fol aus. 
einem bedingten twechfelmnäßigen Bahlungsveriprechen nur geflagt wer" 
den fünnen, wenn nicht blos das bedingte Zahlungsveriprechen, ſondern 
auch der Eintrit der Bedingung durch Urkunden in Gewißheit gelegt 
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worden fei. Vorausgeſetzt ift aber dabei ohnftreitig, daß e3 fich um eine 
Bedingung handle, deren Eintritt von dem Kläger überhaupt zu be= 
weiſen ift. Weber die Beweislaft etwas zu beftimmen, namentlich aber 
auszuſprechen, es folle der Kläger auch dann den Eintritt der Bebing- 
' ung durch Urkunden bemweifen, wenn ihn nad) den allgemeinen Regeln 
über die Beweislaſt diefe Verbindlichkeit nicht treffe, hat gewiß nicht in 
der Tendenz des Geſetzgebers gelegen. 

Bur Zeit der Abfaffung des Gefetes vom 7. Juni 1849 war es 
noch ftreitig, ob, wenn aus dem Verſprechen einer Conventionalftrafe 
geflagt würde, der Kläger den Beweis der Negative zu führen hätte, daß 
ver Beklagte nicht rechtzeitig erfüllt habe, oder ob dem Bellagten der 
Beweis obläge, daß er rechtzeitig erfüllt habe. Durch das BGB. 
$.1455 ift aber diefe Streitfrage in dem zulest angegebenen Sinne 
 entihieden worden und es muß daher angenommen werden, daß in 
einem folhen Falle auch zu Begründung des Wechſelprozeſſes der Bes 
weis des Eintritt der Juspenfiv= negativen Bedingung überhaupt nicht 
erhorderlich ſei. 

Wollte man einivenden, e8 Liege in der Natur des Wechſelprozeſſes, 
daß alle Borausfegungen der Klage durch Urkunden dargethan worden 
ſeien namentlich aber auf factifche Vermuthungen ein Gewicht nicht ges 
legt werden könne, fo würde dagegen zu bemerken fein, daß es fich bei 
der Klage auf die Zahlung einer Conventionalftrafe nicht um eine 
bloße factifche Vermuthung, jondern um die rechtzeitige Erfüllung, alfo 
um den Beweis einer pofitiven Thatjache handelt, melche fich zu der 
dorderung des Klägers auf eine Conventionalftrafe a verhält, 
wie die Erfüllung einer unbedingten Obligation zu der Klage auf die 
letztere. 

Ein Nebengrund für die hier vertheidigte Anſicht iſt der, daß, 
wäre der $. 51 des Gef. vom 7. Juni 1849 auch auf die ſuspenſiv— 
negativen Bedingungen zu beziehen, der Wechſelprozeß bei diefen Be- 
dingungen thatfächlich gänzlich ausgejchloffen wäre, weil zwar der Ein- 
tritt einer pofitiveg Bedingung durch Urkunden bewieſen werben kann, 
ein urfundlicher Beweis einer negativer Bedingung aber, fofern man 
nicht etwa einen aufgenommenen PBrotefte Wirkung beilegen wollte, faft 
kaum denkbar fein dürfte. Daß aber der Geſetzgeber bei der ſuspenſiv— 
Negativen Bedingung, trogdem daß der Kläger von ber Beweislaſt bes 
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freit ift,. für Wechſelprozeſſe einen, wo nicht unmöglichen , fo doch gewiß 
ſehr fchiwierigen Beweis durch Urkunden erfordert Baben jollte, iſt, 
wenigſtens nach der Anficht der gegenwärtigen Inſtanz, nicht wahr- 
ſcheinlich. 


Civilrecht. 


1. 


= Meber den ſchriftlichen Anerfenntnißpvertrag als Unter: 

2 lage der Erecutivflage — Zu $$. 1058, 1071, 1397 fg, 
| 1533, 1547 des BB ©.8. 
D. Sen.-Erf. vom 26. Aug. 1869 no. 513/500. 


ft über ein Darlehn ein Schuldichein ausgeſtellt und dieſer im 
Urkundenprozeſſe als Klagfundament. benugt worden, fo läßt ſich für 
— | den Fall, daß jener Schein — 3. B. in Bezug auf die baare Auszahl: 
a ung der verfchriebenen Summe an dem darin bemerkten Tage — nicht 
— präcis dem Sachverhalte entſpricht, eine dreifache Auffaſſung denken. 
5.1. Erften3 kann man nämlich folgern wollen, daß, wenn und’weil 
| die auf irgend welchem Wege conftatirt fei, nunmehr dem Schulofcheine 
die Natur einer Bafis für den Urkundenprozeß entzogen fei, und es it 
in diefer über bin und twieder erfannt worden. Ganz abgejehen 
von allem Adern fteht diefer Anficht ſchon das entgegen, daß dabei der 
Bertragsmwille der Contrahenten, wie er — fol nicht auf der einen 
Seite ein doloſes Handeln vorausgefegt werden — angenommen wer⸗ 
den muß, offenbar nicht berüdfichtigt wird und fie, nach den täglichen 
Erfahrungen eine völlig unpartheiifche, zu unnützen Weiterungen 
führende ift: 

Zweitens läßt fi die von erfter Inſtanz gewonnene Anfidt 
anfftellen, daß die Conftatirung jener Differenz zwiſchen dem Tenor dei 
Urkunde und dem wahren Sachverhalte in dem Falle der Reconvention 
den Gläubiger zu dem (Exceptions⸗) Beweiſe nöthige, daß dem Schul 
bekenntniſſe ein Schuldigfein entſpreche. Allein auch diejer Meinung, 
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welche ebenfalls und zwar häufiger als jene beim Rechtſprechen Aus- 
druck gefunden hat, 
Zeitſchr. f. Rechtspfl. u. Verw. N. F. Bd. XIV. ©. 155, 1863 
Bd. XIX. S. 546, 
ſteht das beim vorigen Satze entwickelte Bedenken entgegen, und ſie 
kann umſoweniger gegenwärtig beibehalten werden, wo 
Drittens die ſachgemäße Auffaſſung, wie von voriger Inſtanz 
bereits ganz richtig gezeigt wurde, durch, ausdrückliche — übrigens nichts 
Neues enthaltende, ſondern nur das bis dahin ebenfalls Folgbare zu. 
deutlicher Ausſprache bringende — Beitimmungen bes BGB.'s, insbe⸗ 
fondere die der $. 1397 fig. über den Anerfenntnißvertrag angeleitet ift.. 
Wird nämlich Hier beftimmt: daß der. Vertrag, durch welchen ein. 
Schuldverhältniß zwiſchen Gläubiger und. Schuldner anerkannt wird, 
ven Gläubiger berechtige, auf Grund des Anerfenntniffes die Bezahlung 
ver Schuld zu verlangen ($. 1397), ferner: daß die Ausftellung eines 
Schuldſcheins und Annahme defjelben einen Anerfenntnißvertrag ent=. 
halte ($. 1398), endlich: daß der Anerfennende aus dem urfprünglichen 
Schulbverhältniffe gegen die Klage aus dem Anerkenntnißvertrage (ab 
geſehen aljo von der exceptio compensationis) nur die. Einreden be- 
halte, welche fich darauf beziehen, daß jenes Verhältniß gefeglich verr 
boten geweſen jei und daß der Einwand, daß das urfprüngliche Schuld«. 
verhältniß nicht beftanden habe oder vor dem Anerfenntnißvertrage err: 
loſchen geweſen jei, gegen dieſen nur durch Anfechtung insbeſondere nach 
den Vorſchriften über Rückforderung einer Nichtſchuld geltend gemacht 
werden könne ($. 1399), fo liegt auf der Hand, daß Ei Behaupt⸗ 
ung, die in einem Schuldſcheine bekannte baare AusMung der Bar 
luta ſei nicht erfolgt, dem Anerkenntniſſe des Schuldigſeins und dem 
Zahlungsverſprechen gegenüber ohne alles Gewicht iſt, zumal in 8. 1071 
ausdrücklich vorgeſehen iſt, daß ohne Uebergabe ein Darlehn entſtehe, 
wenn die Vertragſchließenden dahin übereingekommen find, daß der Er- 
borger vertretbare Sachen, weldhe er dem Darleiher aus einem anderen 
Grunde ſchuldig geworden fei, als Darlehn behalten folle. Denn die 






borgefchriebene Summe wird gejchuldet, eben weil fie als eine ſchuldige 


anerlannt und deren Zahlung ald Schuld veriprochen worden ift. Aus 
der Eriftenz, der Uebergabe und Annahme des Schuldfcheins folgt die 
Eriſtenz eines Schulbverbältniffes, fo lange nicht der Schuldner feine 
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Vertheidigung in der in 8. 1399 angeleiteten Art und Weiſe einzurid- 
ten vermag. Dies aber ift nach dem legten Sage und abgejehen von 
dem Falle des erſten Sabes, und felbftverftändlich den allgemeinen 
Nullitätsgründen der 88. 786, 793 flg. und 830 nur denkbar, wenn 
er im Stande ift, aus den Vorgängen vor Ausftellung und Behändig- 
ung des Schuldfcheing Momente nachzuweiſen, moraus die Anfechtbar: 
feit des Schuldbetrags mit einer geeigneten Condiction, 3. B. mit der 
condictio indebiti, weil er fich bei einer Abrechnung geirrt habe, der 
ob causam datorum, weil die bei Entgegennahme der Urkunde nad 
den Vertragsberedungen in Ausſicht ftehende Zahlung der verfchriebe 
nen Summe nicht eingehalten worden und dergleichen, erbellt. In 
Bezug auf die Unterlagen folcher Einreden ift aber nach allgemeinen 
Grundfägen und bei der condictio indebiti fpeciell nad) den Beftimm: | 
ungen des $. 1533 der Schuldner beweispflichtig, da insbeſondere auf - 
deſſen letter Sat: „der Irrthum wird bis-zum Beweiſe des Gegentheils 
angenommen‘, nur dazu dienen joll, die Schmwierigfeit des Beweiſes des 
Irrthums als eines internum, 3. B. gegenüber dem animus donandi, 
zu bejeitigen. Denn daß, abgejeben von der Ausnahme des erften 
Satzes, der Condicent die fozufagen factifchen Unterlagen des Irrthums 
beizubringen habe, ift in den Worten: „Gefteht der Beflagte die Leilt- 
ung zu, fo hat der Kläger das Nichtbeftehen des Rechtes auf diefelbe zu 
beweifen“, deutlich ausgeſprochen. Will aber etwa der Schuloner mit‘ 
Bezug auf die Beftimmungen der 88. 1058 und 1547 die Schuld quoad 
summam congurrentem anfechten, jo bat er Umftände beizubringen, 
woraus direct Schluß darauf, daß eine Liberalität vorgelegen habe; 
zu ziehen tft, Micht aber genügt — am wenigſten für Benugung des 
Eidesantrags — etwa die generelle Behauptung, daß er eimas nicht 
ſchuldig geweſen fei, oder, daß ein anderes Schuldverhältnig als eine 
Schenkung nicht zum Grunde Liege. 















Die Gefchäftsführung ohne Auftrag, nach dem 
bürgerlihen Geſetzbuche. 
Bom Herrn Vice- Präfivent Dr. Siebenhaar. 


Einleitung. 
8.1. 


Die Gefchäftsführung ohne Auftrag wird ſin dem Grunde, 
warum fie Obligationen hervorbringt und in der -Hurtitifchen 
Ratur der Obligationen, melde aus ihr entftehen, der Geſchäfts— 
führung vermöge Auftrags mit Recht an die Seite gefekt. 
Bas bei dieſer der ausdrüdlihe Wille des Auftraggebers be- | 
wirkt, bewirkt bei jener der aus den Verhältniffen zu entneh- 

mende muthmaßliche Wille des Gefchäftsheren. In beiden 
Füllen ift der Wille Desjenigen, deffen Gefchäfte geführt werden, 
die Richtſchnur für die Entſchlüſſe und Handlungen Desjenigen, 
welher das fremde Geſchäft führt. Nur der Weg, auf welchem 
diefer Wille in Gewißheit gefest wird, ift ein verfchiedener. 
dei der Gefhäftsführung vermöge Auftrags ftügt fich. der Be- 
auftragte auf den ihm zu erfennen gegebenen Willen des Auf- 
traggebers. In welcher Form der Auftraggeber feinen Willen 
dem Beauftiagten gegenüber zu erfennen gegeben hat, ob 
mündlih, oder jchriftlih, ob in einer Bitte, in einem Wunfche 
oder in einem Befehle, macht feinen Unterfchied. Die Verbind- 
Annalen, Neue Folge Bd. VI. 7 
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lichfeit des Auftraggebers, die feinem Willen entjprechende 
Handlung des Beauftragten anzuertennen und den lekteren 
wegen jeines Kojtenaufmandes zu entfhädigen, folgt aus dem 
Widerſpruche, in welchem fi der Auftraggeber befinden würde, 
wenn er eine Handlung nicht anerfennen mollte, zu deren Bor- 
nahme er den Beauftragten durch fein Bitten, oder durch feinen 
Wunſch und Befehl veranlagt bat '). 


1) Man merfe wohl, daß der Auftrag eine einfeitige Handlung oder 
Berfügung des Auftraageber8 if. An einen Vertrag oder in ein burd 
Conſens begründetes obligatorifches Verhältniß, vermöge deſſen der Eine 
zu einer Leiſtung verpflichtet wird, der Andere dag Recht auf dieſe Leiftung 
erwirbt, geht er erſt über, wenn Derjenige, an melden der Auftrag ge 
richtet ift, den Auftrag übernimmt ($. 1295 des BGB.'s), mas auch ftill- 
jchweigend gejchehen Fann ($. 1298 des BGB.'s). Selbit in dem Stabium 
des Vertrages tft der Auftrag fein gegenjeitiger oder zweiſeitiger Vertrag 
im Sinne des $. 785 des BGB.'s, weil der Auftraggeber zwar eine For- 
derung wider den Beauftragten auf die Bollzgiehung des Auftrags und auf 
Entjhädigung erlangt, aber nicht zu einer Gegenleiftung verpflichtet wird, 
namentlich den Auftrag jeder Zeit widerrufen kann, auch für die Aus- 
führung des Auftrags Etwas nicht zu zahlen hat, jondern nur vermöge 
der actio mandati contraria für Erfa von Edäden und Koften haftet. 
Bon jelbft folgt hieraus, daß der Auftrag nicht anders, als unentgeltlid, 
gedacht werden fann, und derfelbe in eine locatio conductio operarum oder 
operis übergeht, wenn für die Führung des aufgetragenen Gejchäfts eine 
Gebühr verjprochen wird, fofern nicht die Ausnahme des 8. 1299 de# 
BGB.'s eintritt. Eine hiervon völig verfchiedene Frage ift die, ob ein 
Auftrag aufhört, ein Auftrag zu fein, wenn er, wie 3. 8. bei ben Advoca⸗ 
ten, einer Perſon ertheilt wird, welche aus der Bejorgung des aufgetrage- 
nen Gejchäfts ein Gewerbe macht und deshalb ein Recht auf eine Gebühr, 
auch ohne ein bejonderes BVerfprechen, hat. Wir würden fein Bedenken 
tragen, dieje Frage, welche namentlih auf dad Recht des Widerrufs und 
der Aufgabe des Auftrags Einfluß hat, zu berneinen, weil der Anſpruch 
auf die tarmäfigen Gebühren, inebefondere des Advocaten, ſich fehr wohl 
unter den Begriff der Koften bringen läßt, wegen deren bie actio mandali 
contraria gegeben ift, ſehen jedoch von einer meiteren Behandlung biefer 
Frage ab, weil wenigjtens für die hauptfächlichiten Fälle der hierher ge- 
börigen Art bejondere Gejege vorhanden find, und es daher kaum einen 
Unterjchied machen wird, ob man in bem einzelnen Falle die Vorſchriften 
über den Auftrag oder die über die locatio operis oder operarum für aM 
wendbar anſieht. 
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Bei der Gefhäftsführung ohne Auftrag dagegen jebt ſich 
ver Gefhäftsführer an die Stelle des Gefchäftsherrn. Sit ihm 
de Berfon des Gefchäftsheren unbefanıt, fo hat er nach ges 
wiſſenhafter Prüfung aller Befonderheiten des einzelnen Falles 
iu ermeffen, was der Geſchäftsherr, als jorgfaner, aufmerf- 
ſamer Familienvater, bejchließen und thun würde, wenn er 
feine eigne Angelegenheit jelbft beforgte. Iſt ihm die Perſon 
des Geſchäftsherrn befannt, jo hat er bei ver Gejchäftsführung 
auch noch darauf Rüdjicht zu nehmen, wie diefer nach feinen 
Verhältniffen, Anfichten und Marinien handeln würde, wenn er 
das Geihäft jelbft führte. Der Grund, warum ver Gejchäfts- 
herr die Handlungen des Gefchäftsführers, fofern fie den an— 
gegebenen Regeln entiprechen, in fo weit anerkennen muß, als 
er den Gejchäftsführer wegen feines Koftenaufwandes entjchä> 
digen muß, wenn er fih nicht des aus der Geihäftsführung 
fir fein Vermögen hervorgegangenen Vortheils entſchlagen will 
oder kann, liegt in dem allgeneinen Grundſatze, daß fih Nie- 
nand mit dem Schaden eines Andern bereichern Toll. 

Die Gejhäftsführung ohne Sn: (negotiorum gestio) 
kann eine dreifache jein, näntlich 

1) eine nothiwendige (necessaria), 
2) eine freiwillige (voluntaria) und 
3) eine gemifchte (mixta). 

Die zu 1) angegebene nothiwendige Gejchäftsführung tft 
diejenige, zu welder der Geſchäftsführer vermöge einer ihm 
obliegenden öffentlichen Pflicht verbunden ift, 3. B. bei den ver» 
ſchiedenen Arten der Vormundſchaft. Man würde nämlich 
itten, wenn man diefe Nechtsverhältnijfe nach heutigen Rechte, 
wegen der Concurrenz des Berichtes bei der Beltellung des 
Bormundes und bei der Führung der Bormundichaft, auf einen 
bon dem Gerichte dem Vormunde ertheilten Auftrag zurüd- 
führen wollte. Die Function des Vormundes beruht vielmehr 
auf dem Gefege, welches gewiſſen Perfonen eine befondere 
Fürſorge für ihre Perfon und für ihr Vermögen zu Theil 
werden läßt. Ein Rechtsverhältniß befteht nur zwiſchen dem 
Vormunde und dem Bflegbefohlenen, wie ſich am Deutlichften 

: : 7* 
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daraus ergiebt, daß aus der Vormundſchaft die ſ. g. actiones 
tutelae directae und utiles entfpringen?), während dem Vor⸗ 
mundfchaftsgerichte nur die Aufficht über den Vormund und die 
oberfte Leitung der vormundjchaftlihen Angelegenheiten zus 
fommt ?). 

Die zu 2) gedachte freiwillige Gejchäftsführung ohne Auf 
trag feßt das Nichtvorhandenfein einer gefeglihen Verbindlichkeit 
zur Führung fremder Gefchäfte und die freie Selbitbeftinmung 
des Geichäftsführers zur Gefhäftsführung voraus. Hätte 5. 8. 
Jemand auf Befehl eines Andern, welchem er zu gehorchen batte, 
fremde Gejchäfte geführt, jo würde nicht gejagt werden können, 
jeine Geſchäftsführung ſei eine freitillige. 


Endlid umfaßt die zu 3) erwähnte gemiſchte Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag die Fälle, in welchen, megen einer Ge 
meinſchaft oder eines grundnachbarlichen Verhältniſſes, 3. 3. 
bei der Mehreren angefallenen und noch ungetheilten Erbſchaft, 
bei der zufälligen Gemeinſchaft (communio), bei ftreitigen 
Grenzen zwiſchen Grundftüden, Der einzelne Miterbe oder 
Miteigenthbümer feinen ideellen Antheil an der Sache oder 
an dem Grundftüde nicht verwalten und benugen fann, ohne 
zuglei über die ideellen Antheile der Uebrigen zu verfügen. 
Die Obligationen, melde aus der gemifchten Geſchäftsführung 
ohne Auftrag hervorgehen, bilden, unter dem technifchen Namen 
der ſ. g. personales praestationes, Nebenanfprüche der in den 
einzelnen Fällen ftatthaften Hauptflage, 3. B. des judicium 
familiae erciscundae, communi dividundo und finium regundo- 
rum, fünnen jedoch auch bejonders geltend gemacht werden). 


In dem Nacftehenden fol nur von der freiwilligen 
Geihäftsführung ohne Auftrag (negotiorum gestio) gehandelt 
werden. 


2) Gommentar ed. II. Bd. 3 ©. 203. 
8) Sommentar a. a.D. ©. 175. 
9 8. 344 des BGB.'s und Sommentar ed. II. 8b. 1 ©. 334. 
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A. 
Gegenftände der Gejhäftsführung ohne 
Auftrag. 
‚ 8. 2. 
| rg der Gejchäftsführung ohne Auftrag wird nach dem | 
8. 1359 des BGB.'s ein „Fremdes Geſchäſt“ erfordert. Eine Er 


Definition des „fremden Gefchäfts" giebt das Geſetz nicht und 
es tft daher der Begriff deilelben nach dem Sprachgebrauche 
und nach den im Leben und Verkehre herrſchenden Anfichten 
feftzuftellen. 

Unter „fremd“ verftehen wir Alles, was ung nicht berührt, 
niht unfer ift, um deſſen Eriftenz mir ung nicht fümmern, an 
dem wir feinen Antheil nehmen. Eine „fremde Sache‘ ift hier- 
nach diejenige, melde uns nicht gehört, über melde uns eine 
Macht oder Verfügung nicht zufteht, welche unfer Vermögen 
nicht vermehrt, wenn fie einen Nutzen bringt, und unfer Ver— 
mögen nicht vermindert, wenn fie verfchlechtert wird oder unter» 
geht, deren Scidjal für uns ganz gleichgültig ift?). Das — 
Wort „fremd“ behält ſeine urſprüngliche Bedeutung, wenn von — 
einem „fremden Geſchäfte“ die Rede iſt, d. h. ein Geſchäft iſt 
ein fremdes, deſſen Vortheil und Nachtheil auf unſer Vermögen 
einen Einfluß weder augenblicklich hat, noch ſpäter haben fann®). 





5, Dem deutſchen Ausdrude „fremde Sache” entipricht der lateinische 
„res aliena“* und was diefer bedeutet, ergiebt fich aus der Definition der 
„tes propria“* in der 1, 1. $. 11 D. quando appelland. sit. „propriam cau- 
sam (rem) ab aliena quemadmodum discernimus? et palam est, eam esse 
propriam causam (rem), cujus emolumentum vel damnum ad aliquem suo 
Amine pertinet. (Ulpian.) 

© Dem deutſchen Ausdrude „fremdes Geſchäft“ entjpricht der Lateinifche 
„Regotium alienum“ und was barunter zu verſtehen jei, lehrt die Defini- 
tion des „negotium proprium“ in ber 1. 6.8. 11 D. de neg. gest. „quid ergo, 
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Da jeder denfbare Gegenftand eines fremden Vermögens 
Gegenftand der Gefchäftsführung ohne Auftrag fein Tann, jo 
hängt die Frage, mie weit das objective Gebiet der Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag reicht, von der Frage ab, was ſich in 
dem Vermögen einer Perſon befinden fann. 


Zu dem Vermögen einer Perſon gehören 

1) körperliche Saden, todte (Sachen im engeren Sinne) und 
lebende (Thiere), beweglihe und unbemweglide (Grundftüde). 
Sind es fremde Saden, fo läßt fih eine Gejchäftsführung in 
Beziehung auf fie, je nad) ihrer Natur, fehr verfchieden denken. 
Um die Saden vor dem Untergange und Berlufte zu Tchügen, 
fünnen Koften aufgewendet, Thiere können gefüttert, gepflegt 
und wenn fie frank find, curirt, Grundftüde können beſtellt 
werden. jede Handlung, welche vorgenommen wird, damit die 
fremde Sache erhalten wird oder ihre Beftimmung erfüllt, ent- 
hält Schon ihrer äußeren Erſcheinung nad) eine Gefchäftsführung 
für den Eigenthümer derfelben. Die einzelnen Handlungen, in 
welchen eine Gejchäftsführung liegen fann, anzugeben, tft auf 
der einen Seite unmöglich, weil namentlich auch der menſchliche 
Kunftfleiß fort und fort neue Sachen jchafft, welche eine bis da⸗ 
bin nicht üblich gewejene Behandlung oder Berwaltung erfor 
dern, aber auch auf der andern Seite unnöthig, weil die Sub- 
fumtion des einzelnen Falles unter den Begriff wenigftend dann 
feine Schwierigkeiten haben fann, wenn, jomeit die rechtliche 
Beurtheilung technifhe Kenntniffe vorausfegt, zuvor Sachver⸗ 
ftändige nit ihrem Gutachten gehört worden find. Zum befferen 


Verftändniffe dürften jedoch noch nachftehende Furze Bemerkungen 
dienen. 


a) Für den Begriff der Gefhäftsführung macht e3 feinen 
Unterſchied, ob fich diefelbe auf die Sache felbft, oder auf deren 


|—_ 1. 


inquit Pedius, si, cum te heredem esse putarem, insulam fulsero heredi- 
tariam, tuque ratum habueris, an sit mihi adversus te actio? Sed non fore 
ait, cum hoc facto meo alter sit locupletatus, nec possit, quod alii adquisi- 
tum est ipso gestu, hoc tuum negotium videri.“ 
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Zuwachs bezieht”). Anders verhält es fih mit den Zubehör- 
ungen?).. Da nämlich diefelben nicht integrirende Theile der 
Hauptjache find, jo kann eine Gefhäftsführung, welche fih auf 
fie bezieht, nicht, wenigſtens nicht unbedingt, als eine Geſchäfts— 
führung gelten, deren Gegenftand die Hauptſache ift. 


b) Bei der Gefhäftsführung, welde den Zmed hat, daß - 


von einer fruchttragenden Sache Früchte gezogen merden, bat 
man zu unterjcheiden zwiſchen den Handlungen, welche die Pro— 
ductton der Früchte zum Ziele haben, und den Handlungen, 
durch welche die reifen Früchte eingefanmelt und eingeerndtet 
werden). Jene haben die Sache jelbft, diefe Dagegen die 
Früchte zu Gegenftande und es correjpondiren dieſe Begriffe 
den Begriffen der impensae in rem und in fructus factae, mit 
gewiffen, nicht hierher gehörigen Ausnahmen, melche fich aus 
den 88. 75, 76, 313 des BGB.'s ergeben !9). 

c) Soviel die Gejammtjacen !') anlangt, jo läßt fich bei 
denfelben eine Gejchäftsführung nur immer in Beziehung auf 
die einzelnen Stüde denken, aus welchen die Geſammtſache be- 
fteht. Eine Ausnahme tritt nur beit der Heerde (grex) ein, wie 
ih aus dem im Commentar ed. II. Bd.1 ©. 106 flg. über die 
Bindication derjelben Gefagten ergiebt. 


d) Die Gefhäftsführung ohne Auftrag im Erbrechte wird, 
da hierüber befondere gefegliche Vorfchriften gelten, von der 
gegenwärtigen Beiprehung ausgeſchloſſen. 


— — nn 


) Was unter Zuwachs zu verſtehen ſei, wird im Commentar ed. II, 
8. 1 S. 109 angegeben. — Daß die Handlung, welche bewirkt, daß einem 
Srundftüde Etwas zumächlt, 3. B. wenn auf fremdem Grund und Boden 
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ein Gebäude aufgeführt, Bäume gepflanzt werden, als eine Gefchäftsführ- Be: J 


ung zu betrachten ſein kann, bedarf kaum der Erwähnung. 
) Man vergl. über die Zubehörungen Commentar a. a. O. ©. 108 flg. 
) Man vergl. über die Früchte Commentar a. a. O ©. 114 flg. 


") Man vergl. Commentar a. a. D. ©. 116 flg., ©. 316; Annalen e 


R. 3.8.5 ©. 529 fig. 







") Man vergl. S. 63 bed BGB. und Commentar a.a.D. S. 107 fg. ... J 
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8. 3. 
Fortjegung. 


Zu dem Bermögen einer Perſon zählen mir ferner 

2) das Leben und die Förperliche und geiftige Gefundheit. 
Allerdings find dies Güter, welche nicht, wie Förperliche Sachen, 
erworben, fordern dem Menfchen von der Gottheit gegeben 
werden, und allerdings find dies Güter, welche eine Veräußer— 
ung nicht zulaffen, weil alle in der Perfönlichfeit enthaltenen 
Rechte zwar aufgehoben werden, nicht aber auf einen Anderen 
übergehen fünnen !’). Nichtsdeftomweniger find Leben, Förperlide 
und geiftige Geſundheit Güter infofern, als fie die Vorausſetz⸗ 
ungen der Nechtsfähigfeit bilden und infofern, als die Erhalt 
ung derfelben durch die Moral, d. h. durch den in dem Weltall 
und in der Weltregierung ausgeiprochenen göttlihen Willen, 
geboten iſt. Eine Geſchäftsführung ift jedoch auch hier möglich, 
3. B. wenn Jemand ſich in einer Lebensgefahr befindet und ein 
Anderer ihn rettet, wenn Jemand Trank oder förperlich verlegt 
wird und ein Anderer ihm Hilfe leiftet oder einen Arzt herbei- 


12) Selbft in der Sclaverei liegt nicht ein Uebergang der Perſönlichkeit 
des Sclaven auf den Herrn, fondern nur das Recht des Herrn, die körper⸗ 
lichen und geiftigen Kräfte des Sclaven für fich zu gebrauchen und Alles, 
was der Sclave erwirbt, für fich in Anſpruch zu nehmen. Der Herr ift 
Gigenthümer des Sclaven, als einer Sadje, und hat vermöge feines Eigen- 
thums die volle Herrjchaft über den Sclaven. Aber der Sclave hört da- 
durch nicht auf, ein Menfch zu fein, welchen die Gottheit mit ber vollen 
Nechtsfäbigkeit in das Dafein gerufen bat. Man hat in Deutichland dad 
Snftitut der Sclaverei aufgehoben. Eine volle Gleichberechtigung aller 
Menfchen dürfte jedoch dadurch immer noch nicht hergeftelft fein. In der 
l.4 pr. D. de stat. hominum wird die Freiheit definirt als „facultas ejus, quod 
cuique facere libet, nisi si quid vi aut jure prohibetur.“ Unter „vis“ ift 
die unberechtigte, unter ‚jus“ die. berechtigte Befchränfung der natürlichen 
Freiheit des Menjchen zu verjtehen. ft die natürliche Freiheit des Men- 
jchen überall nur durch dag jus beſchränkt? Dies ift eine Frage, melde ſich 
faum bejahen läßt. Wenigftens glauben wir doch noch mitunter eine „vis“ 
finden zu fünnen. 


en, - 
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bolt, oder wenn ein des Vernunftgebrauchs Beraubter irgend 
Etwas vornehmen will, modurd er fih oder anderen Perſonen 
Schaden ftiften würde und ein Anderer ihn davon abhält u. ſ. mw. 

In der NRechtsfähigfeit einer Perfon liegt auch die Fähig- 
kit, Eigenthum zu erwerben. Eine Gejhäftsführung ohne Auf- 
trag hat auch hierbei und zwar in der Weife ftatt, daß der Ge- 
ihäftsherr, wenn er die Gefchäftsführung genehmigt, das von 
dem Gejchäftsführer für ihn erworbene Eigenthbum un mittel- 
bar erwirbt, weil der Gefhäftsführer die Namens des Ge- 
ſchäftsherrn übergeben erhaltene Sache bis dahin nur alieno 
nomine bejefjen oder inne gehabt hat. 

Bei den übrigen, in der Perfönlichfeit enthaltenen Rechten, 
wird eine Geſchäftsführung nicht leicht vorfommen. Sp mird 
fh in Beziehung auf das Recht auf Ehre ein Fall der Ge- 
ſchäftsführung faum conſtruiren laffen. Dafjelbe dürfte von dem 
Rechte auf geiftige Ausbildung gelten, indem die Fälle, welche 
man hierher zu rechnen gemeint jein könnte, fich zwar unter 
den Gefichtspunft ‚der Gefchäftsführung bringen laffen, aber, 
benigfteng in der Regel, nicht unter den der Gejchäftsführung 
für Denjenigen, deſſen Geift ausgebildet worden tft, fondern, 
ie weiter unten gezeigt werden wird, unter den der Erfüllung 
einer Verbindlichkeit Desjenigen, welchem die Sorge für Die 
geiitige Ausbildung jenes obliegt. Nur bei dem Rechte auf 
Freiheit kann eine Geihäftsführung gedacht werden, 5. B. wenn 
jemand einen Anderen, welchem feiner Freiheit mwiderrechtlich 
entzogen wird, befreit oder für einen Gefangenen ein Löfegeld 
bezahlt. 

Gegenjtände des Vermögens find weiter 

3) Rechte an (fremden) Saden, 3. B. Pfandrechte, Reallaften, 
Dienftbarkeiten (perfönliche Dienftbarkeiten und Grunddienftbar- 
keiten) 13). Eine Gefchäftsführung ohne Auftrag kann bei den 


18) Ueber die superficies vergl. Commentar a. a. D. ©. 489 flg., Mo 
bie Anfichten v. Wächter, in der Sammlung von Abhandlungen der 
Suriftenfacultät zu Leipzig Bd. 1, ©. 1 flg. berichtigt werden. — Be- 
lanntlich find Rechte an fremden Sachen zwar unförperliche Sachen (jura), 
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fremden Rechten an einer Sache in den verfchiedenartigiten Ge 
ftalten in die äußere Erfcheinung treten. Sie fann darin be 
jtehen, daß der Gejchäftsführer das Recht an der Sade für den 
Berechtigten oder für das berechtigte Grundſtück, und zwar uns 
mittelbar, erwirbt, oder darin, daß er eine laufende Verjährung 
unterbricht, oder darin, daß er die dienende Sache von dem 
Rechte an der Sache liberirt oder eine laufende Erjigung ur 
terbricht. Bei Handlungen, welde den Zweck haben, daß die 
der Ausübung einer Dienjtbarfeit entgegenftehenden Hinderniſſe 
befeitigt, oder die zu Ausübung einer Dienftbarkeit erforderlichen 


Vorrichtungen hergeftellt werden, ift es eine reine quaestio fact, | 
ob darin eine Gefchäftsführung für das dienende oder für das 


herrſchende Grundftüd zu erbliden fei. Bei den zulegt erwähn- 
ten Vorrichtungen und Anlagen wird jedoch namentlich im 
Auge zu behalten jein, daß diejelben dem Eigenthümer des die 
nenden Grundftüds jure accessionis gehören und der Eigen 
thbümer des herrſchenden Grundftüds davon nur infoweit 
Gebrauch macht, als er feine Dienftbarfeit ausübt. 


8. 4. 
Fortjegung. 








In dem Borftehenden find die Fälle überfichtlih zufammenge 


ftellt worden, in melden eine Gefhäftsführung ohne Auftrag 


——— 





deffenungeachtet haben fie Sachen zu ihrem unmittelbaren Objecte, d. h. 
das Recht an der fremden Sache jet zu jeiner Eriftenz das Eigenthum 
eines Anderen al3 Ziwijchenglied voraus, dafjelbe ift ein aus der im Eigen- 
thume enthaltenen, die ganze Sache erfafienden Macht ausgefchiedener Theil. 
Namentlich ergiebt fich daraus, daß eine Uebergabe der Sache zum Eigen- 
thume und eine Inhabung der Sache mit dem Willen, Eigenthum daran zu 
baben, bei dem Rechte an der Sache nicht möglich ift, vielmehr die Tradi- 
tion der Sache an den Berechtigten nur zum Zwecke der Ausübung des 
Rechtes an der Sache erfolgen kann und die thatfächliche Ausübung des 
Rechts an der Sache die Stelle des Befies der Sarhe vertritt. 
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um deswillen anzunehmen ift, weil fie auf fremde Vermögens- 
objecte Bezug hat. Die Handlung, in "welder die Geſchäfts⸗ 
führung liegt, muß natürlich eine menſchliche fein, d. h. fie 
muß von einem willensfähigen Menſchen ausgehen und von 
dDiefem gewollt werden, und es giebt nicht eine Ge- 
ſchäftsführung eines im Kindesalter Stehenden oder eines des 
Vernunftgebrauchs Beraubten, auch nicht eine Gejchäftsführung, 
welche nicht gewollt worden ift. Denn im Nechte kommen nur 
menjhlide Handlungen, nicht Greigniffe, welche in anderen 
Gründen liegen, in Betracht. Namentlich fann der Zufall zwar 
eine Aenderung in der Objectenwelt hervorbringen, aber Rechte 
fann er nicht Schaffen, es wäre denn, daß ein Anderer durch) 
feine Handlung den Zufall herbeigeführt oder Erſatz des zu. 
fälligen Schadens verſprochen hätte. Bon dem Erfordernijfe der 
menſchlichen Handlung abgejehen, ift jede Einwirkung auf fremde 
Bermögensobjecte, welche den Zweck hat, die fremden Objecte 
vor Untergang und Berjehlechterung zu ſchützen und Diefelben, 
ihrer Beſtimmung gemäß, zu gebrauchen oder zu benugen, eine 
Beihäftsführung; es Fommt nur auf das Vorhandenſein der 
fremden Bermögensobjecte und auf die darauf bezügliche menjch- 
lihe Handlung an; der Begriff der Gejchäftsführung tft ein rein 
objectiver. 

Sindeffen wird das objective Gebiet der Gejchäftsführung 
ohne Auftrag hiermit noch nicht erfchöpft. Der einzelne Menſch, 
susgeftattet mit der Fähigkeit, die ihn umgebende phyſiſche 
Welt und die darin herrichenden Gejete zu erkennen, bered- 
tigt, feine förperlichen und geiftigen Kräfte auszubilden, zu 
Üben und zu gebrauchen und hierbei die Dbjecte, melche ihrer 
Natur und Beschaffenheit nach feinen Bedürfniffen und Zweden 
dienen können, feiner Macht zu unterwerfen, beftimmt, inner- 
bald der ihm von feinem Schöpfer geftedten Grenzen frei zu 
denken und zu handeln und den göttlichen Willen zu erfüllen, 
unterliegt, troß diefer Selbftändigfeit und Unabhängigteit, in 
jeiner Selbftbeftimmung den Beihränfungen, welche fih daraus 
ergeben, daß mit und neben ihm noch andere Menſchen leben, 
melde, wie er, das Recht der Perfünlichkeit haben. Die Be 
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ſchränkungen, melche aus der Coeriftenz der Menfchen folgen, 
find theilg negative, theils pofitive. Unter jenen verftehen mir 
die Grenze, welche der Rechtsfähigkeit des einzelnen Menſchen, 
infofern gezogen ift, als er die mit ihm lebenden Menfchen als 
gleichberechtigte Subjecte und fremde erworbene Rechte anerfen- 
nen muß, und Nichts unternehmen darf, womit er in ein frem⸗ 
des Rechtsgebiet eingreift. Zu diefen rechnen wir die Pflichten, 
welche mit dem f. g. Familienftande verbunden find. Die ge 
möhnliche Anficht ift, daß der |. g. Familienftand unter dem 
Gebote der Moral ftehe und wir müſſen daher die Gründe an- 
geben, warum wir denfelben unter das Recht faſſen. 

Der fortwährende Formwechſel in den für unfere äußeren 
Sinne faßbaren Objecten ift die Wirfung von ‘Kräften, melde 
wir, weil fie in ihrem Weſen unerforfchbar find, Naturgeſetze 
nennen. Wenigftens erfcheint uns die Sache jo. Haben wir 
vor mehreren Jahren ein Baumpflanze gefehen und fehen mir 
heute an derjelben Stelle, wo die Pflanze geſtanden bat, einen 
hochgewachfenen Baum, jo nehmen wir an, daß die Baum 
pflanze ihre Form gewechſelt habe und dies die Wirfung einer 
Kraft fei, welche wir als Wachsthun der Pflanze zu bezeichnen 
pflegen. Nichtiger dürfte e3 fein, in dem Baume eine natürlice 
Entwidelung der Pflanze, und in deren Wachsthume eine 
materielle Aenderung derfelben zu erbliden, oder, mit anderen 
Worten, den Baum als eine von der Pflanze völlig verfchiedene, 
nur höchſtens aus Theilen der Pflanze zuſammengeſetzte Sade 
zu betrachten. Denn der Grund des uns als Aenderung det 
Form erjcheinenden Wechſels der Materie liegt nicht in einer 
über der Materie ftehenden geiftigen Kraft, fondern in einer fi 
fort und fort entwidelnden Beichaffenheit der Materie 't). 


Abgejehen von den Pflanzen beruht beiallen organischen Wefen!:) | 


die Fortpflanzung der Gattungen auf den Dualismus der männlichen 





14) Die Begründung und meitere Ausführung ber im Texte kurz an- 
gedeuteten Anficht müffen wir und für einen anderen Drt vorbehalten. 

59) Ob das männliche und meibliche Princip auch im Pflanzenreiche 
gelte, gehört nicht hierher. 


— um's * 
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und weiblichen Natur, oder auf dem Gejchlechtöverhältniffe. So uns 
erforſchlich der Wille des Weltichöpfers bei diefer Erfeheinung in 
feinen Gründen und Zielen ift, jo mächtig ift das dadurch ge- 
gebene Gebot. Das einzelne Individuum ift unvolllommen und 
fühlt fih unvollfommen und wird nach den Naturgefegen, welche 
e3 zu der Entwidelung der in ihm verborgenen Kräfte treiben, 
zu einer Vereinigung mit einen Individuum des anderen Ge- 
ſchlechts bingezogen und erfüllt, bewußt und unbemwußt, den 
Zweck der Fortpflanzung jeiner Gattung, melden mir in der 
Unvollkommenheit des männlichen und weiblichen Geſchlechts 
und in der Vollkommenheit der beiden Gefchlechter in ihrer 
Verbindung als den nächſten erkennen. Selbjt bei diefen natür- 


lichen Functionen zeigt fih der Unterſchied zwiſchen vernünftigen 


und vernunftlofen Wefen. Bei diefen tft die Erzeugung und 
die Fürforge für die Zungen, fo lange fie deren bedürfen, 
lediglich ein Act der Naturnothmwendigfeit oder, mie man e3 ge> 
wöhnlich ausdrüdt, des Inſtinctes. Bei jenen Dagegen fteht das 
dandeln in Gemäßheit des angeborenen Naturtriebes unter der 
Herrihaft der Vernunft, welche die Menfchen fähig macht, auch 
felbft dann, wenn fie einer bloßen Naturnothmwendigfeit folgen, 
fh der Pflichten bewußt zu werden, melde fie Damit überneh- 
men. Es würde uns zu weit vom Ziele abführen, wenn wir 
nachweiſen wollten, daß fih das Inſtitut der Ehe und aus die— 


jem wieder die Familie, namentlich in der criftlichen Kirche, 
vernunftgemäß ausgebildet bat. Soviel beruht außer allen, 


Bweifel, daß die Familie, d. h. das gegenfeitige Verhältniß unter 
den Ehegatten, den Eltern und Kindern, ein Nechtsinftitut, d. h. 
ein Inftitut ift, welches zwiſchen Denjenigen, die darin ftehen, 
Rechte und Pflichten begründet, auf deren Anerkennung aud 
jelbft vor Gericht geklagt werden kann !‘). Wie unrichtig es fei, 
von der Familie zu behaupten, daß fie unter ethifchen Grund- 
fägen ftehe, fofern man „ethiſche Grundſätze“ für identiſch mit 
‚nicht erziwingbaren over unvollkommenen Geſetzen“ anſieht, 


10) Man vergl. 85. 1855 bis 1857 des BGB.'s und dazu Commentar ed. 


19.36. 14 fig. R 


®“ 
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ergiebt fih nah Tem DVorftehenden von jelbft. Allerdings be 
ruht das Recht der Familie nicht, wenigſtens nicht ausſchließlich, 
auf menfchlichen Gefegen, fondern auf der Erkenntniß des fih 
in dent Gejchlechtsverhältniffe manifeftirenden, auch für Thiere 
geltenden, und von diefen unbewußt befolgten, göttlichen Willens, 
und allerdings wird der Familienſtand durch einen Act begrün- 
det, melcher meder unbedingt von Demjenigen vorgenommen 
wird, für den ein Familienſtand entjteht, noch überhaupt auf 
den Willen, dadurch Rechte zu erwerben oder Pflichten zu über- 
nehmen, zurüdgeführt werden kann. Aber hieraus folgt nicht, 
daß die Familie außerhalb des Rechts ftcht. Der Familien 
stand ift ein abfolutes Net, mie die Perſönlichkeit des einzel- 
nen Menfchen und wie das Cigenthbum, nur mit dem Unter 
Ichtede, daß in demfelben einzelne phyſiſche Perfonen verbunden 
find. Ehemann und Ehefrau find, mit Hinſicht auf das Ge 
ihlechtsverhältnig, nur Eine Perſon, in welcher die Bedingung 
der Fortpflanzung des Menjchengefhlehts vorhanden if. 
Heltern und Kinder werden durch die Gemeinschaft des Blutes 
verbunden, indem jene in diefen fich entfalten, ihre Erfftenz 
erweitern und fortjfegen. Hieraus ergiebt fih aud, warum aus 
dem Familienftande eine Klage nur dann entfpringt, wenn die 
darin begründeten Rechte und Verbindlichkeiten nicht erfült 
werden. Abfolute Rechte bevürfen nämlich feiner Anerkennung, 
weil fie ihren Grund in fich felbjt haben. Eine Klage daranf, 
daß eine Perjon eriftirt oder da jemand Eigentum an einer 
Sache hat, kann e3 nicht geben, weil der Menſch das Recht der 
Perjönlichkeit in feiner Eriftenz hat, und das Eigenthum in det 
Macht über die Sache aufgeht. Ein Schuß der Perfon und des 
Eigenthums ift nur erforderlich und möglich, wenn eine Störung 
oder eine Verlegung vorgefommen und ein Recht auf Schaden- 
erjat begründet it. Ebenfo verhält es fi mit dem Familien⸗ 
ftande. Eine Klage darauf, daß, weil er eriftirt, die von dem 
Gejege damit verbundenen Rechte anerkannt werden, giebt es 
nicht, vielmehr haben die f. g. Präjudicialflagen nur ftatt, wenn 
der Familienjtand beftritten wird und fo meit die baraus 
folgenden Rechte verlegt werden. Der Bemerkung, daß der 
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zamilienftand nicht etwa eine Obligation ſei, wird es nicht erft 
bedürfen !?). 

Kehren wir, nach diejer Abjchweifung, zurüd auf die Frage, 
ob und in wie weit in dem Berhältniffe des einzelnen Menfchen 
zu jeinen Mitmenfhen eine Gefchäftsführung ohne Auftrag 
möglich jei, jo muß auch bier der oben angegebene Unterfchied 
zjwilhen negativen und pofitiven Verpflichtungen im Auge be- 
halten werden. Bei jenen dürfte fi eine Gefchäftsführung ohne 
Auftrag wohl nur infoweit denfen laffen, als, wenn Jemand 
fremde Perfonen und fremdes Eigenthum verlegt, ein Anderer 
Etwas thut, wodurch bewirkt wird, daß der Schaden, welcher 
aus der unerlaubten Handlung hervorgehen Fann, nicht eintritt, 
oder nicht einen größeren Umfang nimmt, oder wieder erjeßt 
bird. Bet diefen dagegen ift eine Gefhäftsführung ohne Auf- 
ttag ſehr gewöhnlich, z. B. wenn Perſonen, zu deren Alimenta> 
tion Jemand gejeglih verpflichtet ift, von einen Anderen Ali- 
mente gewährt oder die Koften der Erziehung und des Unter- 
Ühts von einem Anderen, als dem gejeglich dazu Verpflichteten, 
beſttitten werden. Der hier zu nehmende Gefichtspunft ift ana- 
ig dem der Gefhäftsführung ohne Auftrag, melde fremdes 
Eigentum zum Gegenftande hat. 





11) Ein Zweifel ift nur bei dem Familienftande der Ehegatten möglich, 
weil die Ehe, welche für die Ehegatten eine Menge Rechte und Berbinblich- 
leiten, 3. B. gegenfeitige Unterftügung und Alimentationspflicht, hervor- 
bringt, duch Conſens gefchloffen wird ($. 1588 des BGB.'s und dazu 
Commentar ed. II. Bd. 3 S.14 flg.). Indeſſen kann die Ehe nicht als ein 
Confenfualvertrag betrachtet werden, meil, außer dem Gonfenje, auch noch 
die Trauung zur Schließung der Ehe erfordert wird, und weil fich nicht 
ſagen läßt, der Conſens der Ehegatten beziehe fich auf die für fie aus der 
Che bervorgehendeg, Rechte und Verbindlichleiten, und fei gleichjan das Le— 
bensprincip berfelben. Wollte man deflenungeachtet die Ehe unter ben 
Begriff eines Confenfualvertrages bringen, jo könnte doch bei ihr nur 
etwa bon einer societas, nämlich von einer Lebensgemeinfchaft, die Rebe 
fein. Aber, was hiermit gewonnen werde, dürfte ſchwer abzujehen fein. 
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8.5. 
Fortjegung. 


Zu den fremden Vermögensgegenftänden, bei welchen eine 
Gefhäftsführung ohne Auftrag möglich ift, gehören endlich die 
Obligationen, in ihrer activen und pafliven Bedeutung, als 
Forderungen und Verbindlichfeiten. Soviel 

a) die fremden activen Obligationen (fremde Forderungen) 
anlangt, fo hat gerade der prägnantefte Fall, nämlich die An 
nahme der Erfüllung einer freniden Forderung die Eigenthüm- 
lichkeit, daß die Genehmigung (Ratihabition) des Gläubigers 
binzutreten muß, wenn darin eine Gefchäftsführung liegen foll'?). 
An fih nämlich kann die Erfüllung der Forderung an einen 
Anderen, als den Gläubiger oder deſſen Stellvertreter, weder 
bewirken, daß der Gläubiger feine Forderung verliert, noch den 
Schuldner von feiner Verbindlichkeit befreien. Genehmigt aber 
der Gläubiger die Erfüllung an den Dritten, fo mird der 
Schuldner dadurch rücwärts, von dem Zeitpunfte der Erfüllung 
an den Dritten an, liberirt, und es trägt der Gläubiger die 
Gefahr der Erhebung der Forderung '*). Wenn in dem $. 691 
de3 BGB.'s neben der Natihabition eine Convalescenz der Er- 


18) 8. 691 in Verbindung mit 8. 1340 des BGB.'s. 

19) Vorausgeſetzt wird, daß der Dritte fich dem Schuldner gegenüber 
als Gefchäftsführer ohne Auftrag zu erkennen gegeben hat. Diefem Falle 
würde der Fall yleichfteben, wenn der Dritte den Schuldner verfichert 
hätte, daß er von den Gläubiger Auftrag zur Cinziehung der Forderung 
habe, und dies entweder gänzlich unbegründet oder der Auftrag ungültig 
wäre (8. 1339 des BGB.'s). Die juriftifche Conftruction der Wirkungen 
der Ratihabition in dem Berhältniffe des Gläubiger zu dem Empfänger 
der Erfüllung ift die, daß der Iettere den Gegenftand der Erfüllung Ra- 
mens des erjteren übergeben erhält und in Gemäßheit des 8. 203 Satz 2 
des BGB.'s für diefen erivirbt. Anders würde die Beurtheilung fein, ment 
der Schuldner dem Dritten den ©egenftand der Erfüllung zur Beförderung 
an den Gläubiger gegeben oder der Dritte die Erfüllung ala Gläubiger 
oder Ceſſionar angenommen hätte. 





Me - * 
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füllung at einen Dritten aud) dann angenommen wird, mern 
der Öläubiger die Erfüllung nad den Vorſchriften über die Ge— 
jhäftsführung ohne Auftrag gegen fich gelten laſſen muß, fo 
bezieht fich dies auf die Fälle, in welchen der Schuldner an den 
Gläubiger feines Gläubigers erfüllt, oder der dritte Empfänger 
den Gegenftand der Erfüllung zur Tilgung von Schulden des 
Gläubigers oder fonft in den Nugen diefes verwendet hat. 
Soviel 

b) die freinden paffiven Obligationen (fremden Verbindlich— 
keiten) betrifft, jo läßt fich bei denfelben eine Geſchäftsführung 
ohne Auftrag auf eine Doppelte Weife denken. Der Gejhäfts- 
führer kann nämlich die fremde Verbindlichkeit entweder 

aa) aus dem Vermögen des Schulöners, oder 

bb) aus feinem eigenen Bermögen 
erfüllen 29). 

Sn beiden Fällen ift der Grund, marım die Erfüllung 
einer fremden Verbindlichkeit eine Gefhäftsführung enthält, der- 
Ilbe, nämlich) der, daß die Löfung der Verbindlichkeit eine Ver- 
mehrung des Vermögens des Schuldners involvirt und deshalb 
anzunehmen ift, e8 handle der Gejhäftsführer duch die Er— 
füllung der fremden Berbindlichfeit den Wünſchen, Anfihten und 
ntentionen des Schuldners entſprechend. Deffenungeachtet hat 
jeder der beiden Fälle jeine Eigenthüntlichkeit. 

Bei der 

Zu aa) 
gedachten Art der Gefchäftsführung liegt das entfcheidende Mo— 
ment in der Verfügung über das Vermögen des Schuldners. Die 


20, Im Texte wird vorausgeſetzt, daß der Gejchäftsführer die fremde 
Obligation, als eine fremde, erfüllt. Auf die Fälle, in welchen Jemand die 
fremde Obligation erfüllt in der irrigen Meinung, jelbft der Schuldner zu 
jem oder hierzu dem Schuldner gegenüber verpflichtet zu fein, bezieht fich 
dev 8. 1524 des BGB.'s. Im erfteren Falle hat die condictio indebiti wider 
den Empfänger ftatt. Am letzteren Falle bat der Dritte die condictio in- 
debiti wider den Schuldner, vorausgejegt, daß diefer liberirt worden ift, 
indem, wenn die Obligation nicht exiftirte oder von dem Schuldner jelbft 
erfüllt würde, die condictio indebiti wider den Gläubiger ftatt haben würde. 

Annalen, Reue Folge Bo. VI. 8 
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Eriftenz der Schuld ift zwar weſentliche Vorausfegung der Ge 
ſchäftsführung injofern, als, von der Ratihabition des Geſchäfts⸗ 
herrn abgejehen, der Gefchäftsführer lediglich auf die condictio 
indebiti verwiefen ift, wenn die Schuld nicht eriftirt oder vor 





ihrer Erfüllung durch den Gejchäftsführer oder vor der Be | 
nachrichtigung des Schuldners, daß fie erfüllt fei, von dem 


Schuldner jelbit erfüllt worden tft. Nichtsdeftoweniger reicht die 


bloße Eriftenz der Schuld zur Rechtfertigung der Verfügung | 


über das Vermögen des Schuldners nicht hin. Insbeſondere 


würde Dies nicht der Fall fein, wenn der Schuldner noch andere | 
dringendere und läftigere Schulden gehabt hätte, melde nidt ; 


erfüllt werden fonnten, weil der Gejchäftsführer die meniger 
dringende und weniger läftige Schuld erfüllt bat. 
Dagegen befteht die Gejchäftsführung in dem 


Zu bb) 


angegebenen Falle in der Bezahlung der fremden Schuld. Das 


zu aa) über das Erforderniß der Eriftenz der Schuld Gefagte 
gilt zwar auch bier. Aber der für die jurifttiche Beurtheilung 
ine Vebrigen zu nehmende Geſichtspunkt ift doch, in manchen 
Beziehungen ein anderer. 

Nach der gewöhnlichen Anficht ſoll, wenn ein Dritter er- 
füllt, die Forderung auf den Dritten übergehen (cessio neces- 
saria), und nur darüber herrſcht Meinungsverfchiedenheit, ob die 
Forderung ipso jure übergehe oder ob der Dritte vor der Er- 
fülung verlangen könne, daß ihm der Gläubiger die Forderung 
abtritt. Sintenis, melder in jeinen Werfe, „das praktifhe 
gemeine Civilrecht‘‘, die gangbaren Meinungen, ohne eine tiefere 
Prüfung ihrer Nichtigkeit, zufammengeftellt hat, fagt darüber 
Nachſtehendes: 

Bd. 2 ©. 794 not. 1 (ed. II.) Die Fälle, in welchen der 
Uebergang der Forderung auf einen Anderen auch ohne Willen 
des Gläubigers erfolge, ſeien im ganzen Syſteme zerſtreut, 
. jedoch fei es zweckmäßig, diefelben unter gewiſſe Kategorieen 
zu bringen; es gebe näntlich ſechs verſchiedene Arten, melde 
nach der (befanntlih unrichtigen und veralteten) Mühlen- 





u_-... 
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bruch'ſchen Theorie zu gruppiren feier. Als fünfte Gruppe 
wird aufgeführt: „Wer für einen Anderen eine Schuld be- 
zahlt, die gar nicht oder nur zum Theil als feine eigene zu 
betrachten iſt, kann vom Gläubiger die Abtretung feiner 
Klagen gegen den eigentlihen Schuldner fordern”, 


Bd. 2 ©. 852 not. 55, 56. Wenn der Bürge es verlangt, 
it der Gläubiger gehalten, demfelben die ihm zuftändige 
Klage gegen den Hauptſchuldner und etwaige Mitbürgen abzu- 
treten und erfterer kann daher DVeranlaffung zu einer ver- 
zögerlichen Einrede (beneficium cedendarum actionum) nehmen 
(1. 13, 17 D. de fidej., 1. 14 Cod. de fidej., 1. 27. 8. 5, 
1. 28 D. mandat., 1. 95. 8. 10 D. de solut.). Wer ohne 
Verpflichtung für einen Anderen zahlt, kann die Abtretung der 
Klage nicht verlangen ?") (1. 65 D. de evict., 1. 5 Cod. de 
solut.). 

Wir halten die Lehre von dem ſ. g. beneficium cedenda- 
rum actionum für eine Zabel, welche nur etwa jo lange etwas 
Wahres enthielt, al3 die Ceſſion an die Form des |. g. man- 
datum in rem suam gebunden war, aber fehon im römischen 
Rechte, namentlih von der Zeit an, wo den Geffionar die 
direeta actio des Cedenten als actio utiks gegeben wurde, noch 
unzweifelhafter im heutigen Rechte, hat fie jede praftifche Be⸗ 
deutung verloren. Spuren von dem f. g. beneficium cedenda- 
rum actionum finden fich im römischen Nechte nur bei mehreren 
Bürgen, welden das beneficium divisionis zufteht, und bei 
mehreren Schuldnern, melche gegenfeitig für einander Bürgjchaft 
geleiftet haben ??). Aber aud in diefen Verhältniffen verſchwin⸗ 
ben fie von dem Beitpunfte an, mo fich das materielle Recht in 
ben f. g. actionibus utilibus von der procefjualifhen Form des 
ſ. g. mandatum in rem suam losgemacht hatte, und, wenn von dem 


m) Wie diefe Bemerkung mit dem ©.’ 794 not. 1 Geſagten zu ver— 
einigen fei, wirb nicht angegeben. 
2) Man vergl. Siebenhaar, Correalobligationen S. 30 flg., 
©. 39 fig, S. 404 fig. 
8* 
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ſ. g. beneficium cedendarum actionum auf bem angegebenen 
engen Gebiete noch irgend Etwas übrig geblieben fein follte, fo 
bat es ſich im Wejentlihen darauf beſchränkt, daß der Gläubiger 
von dem Einzelnen der mehreren Bürgen oder der mehreren 
Schuldner, melche ſich gegenfeitig für einander verbürgt hatten, 
die Erfüllung der ganzen Forderung nur erſt dann fordern 
fonnte, wenn er den auf das Ganze in Anfprud genommenen 
einzelnen Bürgen oder Schuldner in einer ähnlichen Weife, mie 
die 88. 970 und 974 des BGB.'s vorjchreiben, in den Stand 
gejegt hatte, feinen Regreß an feine Mitblirgen oder Mitſchuld⸗ 
ner nehmen zu fünnen, indem ihm, fo lange er dies nicht ge 
than hatte, die f. g. exceptio doli (generalis) entgegenftand. 
Dagegen giebt es in den römischen Rechtsquellen Feine Stelle, 
in der außsgefprochen wäre, daß ein Dritter, welcher eine fremde 
Schuld erfüllt, von dem Gläubiger Ceffion verlangen könne, oder 
daß die Forderung ohne Weiteres .auf den Dritten übergehe°?). 


Soviel unfer Recht anlangt, fo ift das f. g. beneficium 
divisionis in dem 8. 1458 des BGB.'s aufgehoben worden und 
e3 fällt damit auch das f. g. beneficium cedendarum actionutt, 
ſoweit e8 nah dem älteren Rechte überhaupt noch begründet 
war, weg. Daß, wenn der Bürge vor der Erfüllung der bürg⸗ 
Ihaftlihen Schuld Ceffion der Hauptſchuld verlangt und der 
Gläubiger hierauf eingeht, die Ceſſion gültig ift, verfteht ſich von 


23) Zu welchen unhaltbaren Folgen dies führen müßte, läßt fi an 
nachitehendem Beifpiele nachweifen. Für die Forderung des A. an den B. 
baften C. und D. al8 Bürgen, ohne daS beneficium excussionis et divisionis; 
C. erfüllt. Könnte er nun von dem A. Ceſſion verlangen oder ginge bie 
Forderung ipso jure auf ihn über, fo würde zwar feine Bürgfchaft erlöfchen, 
e3 baftete ihm aber A. als Schuldner und D. als Bürge. Nähme er den 
D. in Anſpruch, jo würde diefer, da er durch dad Zuvorkommen des C. in 
feinem Rechte nicht beeinträchtigt werden könnte, Ceſſion der Forderung 
nebft Accefforien, aljo auch mit der Bürgichaft des C. verlangen können oder 
e8 würde die Forderung nebft den Accefforien, alfo auch mit der Bürg- 
jhaft des C., welche aufleben müßte, ipso jure auf ihn übergehen. So 
fönnte die Forderung fort und fort von dem C. auf den D. und von dem 
D. auf den C. übergehen. — Das Richtige ift, daß die Bürgfchaft beider 
Bürgen erlöfcht, wenn Ein Bürge erfüllt oder bie Forderung erwirbt. 
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felbft, e8 dürfte aber faum vorkommen, daß der Gläubiger fi 
hierzu verftehen follte, mweil er dadurch unter Umftänden, 3. 8. 
wenn der Hauptfchuldner, bevor er von der Ceſſion benachrichtigt 
würde, einen Sompenfationsanfprud an ihn erlangte, dem Bürgen 


regreßpflichtig wäre. 


Steht nun aber, mie vorftehend gezeigt worden ift, nad) 
unferem echte jelbft dem Bürgen das f. g. beneficium cedenda- 
rum actiorum nicht zu, fo kann davon, daß jeder Dritte, welcher 
eine fremde Forderung erfüllt, daS angegebene beneficium habe, 
noch weit weniger die Rede fein. Das BED. hat darüber nach— 
Rehende, mit dem römifchen Nechte völlig übereinftimmende, Vor- 
ſchriften. Mit Ausnahme der rein perfünlichen Leiftungen, kann 
der Gläubiger nach dem 8. 690 des BGB.'s, ohne die Gefahr der 
mora accipiendi, die Annahme der ihm von einem Dritten vorbe- 
baltlos ‚angebotenen Erfüllung nicht verweigern. Die Erfüllung 
des Dritten hat diefelben Wirfungen, wie die Erfüllung des 
Schuldners oder eines Stellvertreter deſſelben, d. h. es erlöfcht 
die Forderung nebſt Acceſſorien, namentlih Pfandrechten und 
Bürgſchaften. Der Dritte Tann nach 88. 983, 984 des BGB.'s 
Quittung und nad 8. 981 des BGB.'s Rückgabe der Schuldver- 
fhreibung verlangen. Ein Recht auf Ausantwortung der Pfänder 
Heht ibm dagegen nicht zu, ausgenommen wenn er fich zu deren 
Empfangnahme für den Verpfänder legitimirt. Selbit die Um⸗ 
Ihreibung der Hppothef auf den Eigenthümer des Grundſtücks 
(8. 442 des BGB.’3) oder auf Diejenigen, welche das in 88. 445, 
446 des BGB.'s angegebene Eintretungs> oder Ablöfungsrecht 
ausüben, kann nur fo lange gefordert werden, al3 auf den An⸗ 
trag des Gläubiger die Hypothek in dem Hypothekenbuche noch 
nieht gelöfcht worden iſt. Der Dritte, welcher eine fremde Forder- 
ung erfüllt, kann weder von dem Gläubiger Ceſſion verlangen, 
nod geht die Forderung ipso jure auf ihn über. Eine Ausnahme 
tritt nur ein, wenn er ſich vor oder bei der Erfüllung die Ceſſion 
ausbedingt, indem in dieſem Falle nach dem $. 955 des BGB ’3?*) 


”) Man vergl. jedoch Commentar ed. II. Bd. 2 ©. 170. 


. 
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die Forderung mit der Erfüllung und Annahme ohne Weiteres 
als dem Dritten abgetreten anzujehen ift. 

Diefe Sätze find ‚auch in der Natur der Sache begründet. 
Wird nämlich die Forderung von dem Dritten erfüllt, fo erlöfcht 
fie nebſt allen Accefforien. Eine erlofchene Forderung kann aber 
nicht cedirt werden und e3 würde, wenn der Gläubiger dem 
Dritten jura cessa geben follte, Darin eine Verpflichtung zu etwas 
Unmöglidem liegen. Wenn man, um diefem für fih felbft 
redenden Grunde die Spite abzubrechen, zu der Behauptung die 
Zuflucht nimmt, daß es einer Ceſſion nicht bedürfe, die Forder⸗ 
ung vielmehr ipso jure auf den Dritten übergehe, jo überfieht 
man, daß eine Forderung, welche nach ihrer Erfüllung eine vol» 
endete Thatfache geworden tft, auch nicht auf einen Anderen 
übergeben kann. Ein Geſetz, welches dies beftimmte, würde 
ganz unausführbar fein, weil etwas Unmögliches auch nicht dur 
ein Gejeb gejchaffen werden kann. Zudem ergäbe ein ſolches 
Gefeg das fonderbare Refultat, daß, da jeder Dritte erfüllen 
fann, die Forderung felbft gegen den Willen des Gläubiger? 
und Schuldners erworben werden fünnte. Ä | 

Hierzu kommt, daß der Dritte, welcher eine fremde order | 
ung erfüllt, nicht einmal immer einen Anſpruch an den Schuld 
ner erlangt, 3. B. wenn er Schuldner des lebteren ift, wenn et 
Vermögen des Schuldners in feinen Händen bat und dief 
zur Erfüllung verwendet, wenn er animo donandi erfüllt. Sein 
Recht, Ceſſion zu verlangen, oder der fingirte UMebergang der 
Forderung auf ihn würde daher den Nachweis befonderer Ver 
hältniffe vorausfegen, wenn man nicht etwa mit Vermuthungen, 
- wie mit einem Schwerte, durchgreifen wollte. In den Fällen | 
dagegen, in welchen der Dritte durch die Erfüllung der Forber- 
ung einen Anſpruch auf Erftattung gegen den Schuldner er- 
langt, find Geffion und fingirter Uebergang der Forderung 
überflüffig, weil der Dritte nad) den über die Gekhäftsführung 
ohne Auftrag geltenden Grundfägen zu feinem Rechte Tommen 
fann. Die Griftenz der Forderung bildet dann einen Factor 
der Klage aus der Gefhäftsführung und, wenn der Dritte in 
diefer Hinficht ein Intereſſe hat, fo reducirt ſich daffelhe darauf, 
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do er von den etwa vorhandenen Beweismitteln Gebraud 
maden kann und bier wird das Bedürfniß durch andere Rechts» 
mittel, 3. B. durch die actio ad exhibendum und edendum, ge- 
deckt. 


Wahrſcheinlich iſt man auf den Gedanken, daß in der Er⸗ 
füllung einer fremden Forderung eine ſ. g. cessio necessaria 
liege, in Hinblick darauf gekommen, daß der Dritte, um ſich feine 
Rechte aus der Gefhäftsführung zu fihern, dem Schuldner 
Nachricht von der Erfüllung geben muß, damit namentlich die 
Forderung nit noch ein zweites Mal erfüllt wird. Allein diefe 
Notification, melde ein Merkmal der Gejchäftsführung tft, un- 
terfcheidet fih in ihrem Weſen und in ihren Folgen weſentlich von 
der Notification der Geffion. 


B. 


Beihaffenhbeit der Handlung der Geſchäftsführung 
ohne Auftrag. 


8. 6. 


BereitS oben (8. 4 S. 106) wurde bemerkt, daß zu ber 
Gefhäftsführung ohne Auftrag eine menſchliche Handlung 
erfordert werde. Insbeſondere wurde hervorgehoben, daß hand- 
Iungsunfähige *°) Berfonen nicht fremde Geſchäfte führen fünnen. 
Sp wird z. B., wenn ein im Kindesalter Stehender oder ein 
des Vernunftgebrauchs Beraubter eine fremde Forderung erfüllt, 
der Schuldner nicht liberirt. Ebenſo erwirbt Derjenige, für 


welchen eine Sache einem in Kindesalter Stehenden oder einem 
des Vernunftgebrauchs Beraubten übergeben wird, weder Befig 


noch Eigenthum ?%). Hätte der Tradent bei der Uebergabe Den- 


jenigen, welchem er die Sache übergeben hat, für handlungsfähig 


2) 8. 81 des BGB.'s und Commentar ed. II. Bd. 1 ©. 119 flg. 
s6) Sommentar a. a. D. ©. 213 und ©. 218. 
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gehalten, jo würde er den Befig (oder das Eigenthum) verloren 
haben und es könnte der Dritte, für melden die Sache über- 
geben worden ift, den Befig (oder das Eigenthum) dur Anfid- 
nahme der Sache erwerben. 

Ueber die Beichaffenheit der (menfchlichen) Handlung der 
Gefhäftsführung ohne Auftrag haben mir jedoch noch 2 
ſtehendes zu bemerken. 

1) Soviel die fremden Sachen und fremden Rechte an 
Sachen anlangt, ſo iſt von dem Erforderniſſe der Geſchäftsführ⸗ 
ung, daß ihr Zweck auf die Abwendung des Unterganges oder 
der Verſchlechterung oder des Verluſts der Sache oder auf die 
Verbeſſerung der Sache in Anſehung der davon zu ziehenden 
Früchte oder des Gebrauchs gerichtet ſein muß, bereits oben 
(8. 1 ©. 97) die Rede geweſen. Der Begriff der Geſchäfts⸗ 
führung fällt bier mit dem Begriffe der nothiwendigen und nütz⸗ 
lihen Verwendungen zufammen und es gilt bier das in Dielen 
Annalen N. F. Bd. 4 ©. 298 fig. Gejagte. Eine Analyfe des 
Begriffs der Gefhäftsführung, damit die Entſcheidung der Frage, 
ob in dem einzelnen Falle eine Gefhäftsführung anzunehmen 
jei, gegeben wird, iſt ebenſo unmöglich, wie des Begriffs der 
Verwendungen. Nur darauf fei noch beſonders aufmerkſam ger 
macht, daß die Handlung, welche die Geſchäftsführung involvirt, 
mit der Gefchäftsführung identisch if. Denn der Einfluß, wel- 
hen eine menſchliche Handlung auf die Objecte hat, ift die 
Handlung ſelbſt. Von einer Handlung läßt fi nicht Tagen, 
daß fie einen Zweck habe, wenn fie nicht fo befchaffen ift, daß 
fie den Zweck erfüllen kann. Unternimmt 3. B. Jemand Hand- 
lungen, um durch eine Feuersgefahr bedrohte Sachen zu 
retten, rettet er aber die Sachen nicht, ſo kann man nicht fagen, 


. daß er eime Handlung unternommen habe, durch welche die 


Sachen gerettet worden jeien. Hat er von mehreren Sadıen, 
welche in Gefahr waren, zu verbrennen, nur eine einzelne Sache 
gerettet, jo hat er nur dieſe gerettet, nicht die anderen Saden, 
welche verbrannt find. Seine weiter gehende Abſicht hat fih 
äußerlich nicht zu erkennen gegeben und fällt, als ein internum, 
gar nicht unter das Recht. 
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Vernichtung, Verjchlechterung, Beſchädigung einer fremden 
beweglichen oder unbeweglichen Sache?) und die (diebifche) 
Wegnahme einer bemeglihen Sade °®) Tann nie als Ge— 
ſchäftsführung ohne Auftrag gelten, meil Die unerlaubte 
Handlungen find, aus melden ſ. g. DelictSohligationen (im 
Weſentlichen auf Schadenerfag gerichtet), namentlich die actio ex 
Lege Aquilia, die condictio furtiva und die actio furti entjpringen. 
In dem Einreißen eines Gebäudes und in der Zerftörung eines 
auf einem fremden Grundftüde befindlichen opus dürfte nur 
dann eine Geſchäftsführung zu erbliden fein, wenn der Eigen- 
thümer des Grundftüds unter befonderen Umftänden, 3. B."aus 
Gründen des öffentlichen Rechts, dazu verpflichtet iſt?“). Aehnlich 


21, Einzelne Beifpiele find das Abmähen noch unreifer Feldfrüchte, 
das Zerftören eines Gebäudes, das Zerbrechen einer Sache, das Zerreißen 
ober Zerjchneiden eines Kleidungsftüdes u. |. w. In allen dieſen Fällen 
it ein Schädenanfpruch ex Lege Aquilia begründet, Namentlich kommt 
darauf Etwas nicht an, ob in gutem Glauben und mit möglichjter Vorficht 
gehandelt worden ift, weil, wie Gajus in der 1. 8 D. ad L. Aquil. treffend 
Mt, Niemand Etwas unternehmen darf, von dem er entweder weiß oder 
doch willen ſoll, daß feine ——— oder Unkenntniß einem Anderen 
Schaden bringen wird. 

2°) Diebiſche Wegnahme iſt bier die contrectatio fraudulosa in dem 
Einne der 1. 1. 8. 3 D. de furt. oder die Entwendung, unter welcher nach 
$. 1499 des BGB.'s der Diebftahl, die Veruntreuung oder Unterfchlagung 
begriffen find. Wenn Übrigens in dem angegebenen 8. des BGB.'s die 
aus der Entiwendung fließende Obligation als eine Verpflichtung zum 
Schadenerfate nach SS. 687, 789 des BGB.'s charakterifirt wird, fo ent- 
Ipricht dies dem Begriffe der condictio furtiva des römifchen Rechts. Die 
actio furti ift eine ſ. g. Strafllage und bat nach heutigem Rechte (von 
einigen, auf die condictio fartiva übergegangenen, Merkmalen abgefehen) feine 
weitere praftifche Bedeutung. Dagegen verjteht es fich von felbit, daß mit 
der condictio furtiva die rei vindicatio concurrirt. Erftere ift eine actio in 
personam, leßtere eine actio in rem. 

20) Die in der Praris häufig vorfommende Frage, wie der Fall zu 
beurtheilen fei, wenn der Eigenthümer des herrſchenden Grundftüd ein die 
Ausübung der Dienftbarkeit binderndes opus manufactum auf dem bienen- 
den Grundftücde eigenmächtig mit Gewalt oder heimlich bejeitigt, ift dahin 
gu beantworten, daß der Eigenthümer des herrfehenden Grundftüds civil— 
vechtlich zwar nicht zur Wieverherftellung des opus, wohl aber zum 
Schadenerſatz verpflichtet ift. 
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ift das Verhältniß mit der Specification, indem fie nur dann 
eine Gefchäftsführung enthält, wenn die Sache ohnedem unter- 
gegangen wäre, 3. B. Weintrauben, welche verderben würden, 
wenn fie nicht zeitig gepreßt werden. Bei der Bewirthſchaftung 
und Verwaltung eines Grundftüds find die Vorfchriften der 
88. 607 bis 612 des BGB.'s (über den Nießbrauch) analog 
anwendbar ?°). 

2) Der Verkauf einer fremden Sache kann unter Umſtän⸗ 
den ſchon an fih eine Gefhäftsführung enthalten, z. B. wenn 
die Sache bei längerer Aufbewahrung untergehen oder verder- 
ben würde, oder wenn fonft nad den Verhältnifien anzunehmen 
ift, daß der Eigenthümer fie verfaufen würde. Aber aud, ab- 
gejehen von diefen befonders geftalteten Fällen, kann derfelbe 
nach dem 8. 1340 des BGB.'s als Geihäftsführung gelten, 
mern der Eigenthümer der Sache den Verkauf ratihabirt. Ber 
fauft nämlih der redliche Befiger der Sache diefe in feinem 
Namen, fo bringt dies an fih dem Eigenthümer meder einen 
Schaden, no einen Vortheil. Erfteres nicht, weil die Sade 
auch bei dem Käufer vwindicirt werden kann. Lebteres nidt, 
weil die Klage aus dem Kaufe in dem vorausgefegten Yalle 
nur dem Berfäufer zufteht. Nichtsdeftoweniger können ſich die 
Verhältniffe fo geftalten, daß der Eigenthümer der Sache durch 
den Verkauf einen Berluft erleidet, nämlich in folgenden drei 
Fällen, 

a) wenn die Sache eine ſolche ift, welche bei dem reblichen 
Befiger enimeder gar nicht (88. 296, 297) oder nur 
gegen Erjag des bezahlten Kaufpreifes (8. 315 des 
BGB.'s) vindicirt werden kann’), 

b) wenn die Sache bei dem Käufer zufällig untergegangen 
it, während fie bei dem Eigenthümer nicht unterge 


8) Bon ber in l. 11 D. de neg. gest. erwähnten f. g. insolita negotistio 


wird meiter unten (in dem Abſchnitte über die Präftation der Gulpa bi 


der Gejhäftsführung ohne Auftrag) gehandelt werben. 
*) Man vergl. au Annalen N. 3. Bd. 4 ©. 305 fig. 
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gangen oder wenigftens von ihm vor ihrem Untergange 
verfauft worden wäre, indem der Eigenthlimer in diefem 
Falle weder von dem Käufer, noch von dem Verkäufer 
vindiciren kann, von erfterem nicht, meil er die Sache 
nicht mehr hat, von letterem nicht, weil er nicht mehr 
befißt, auch den Beſitz nicht argliftig aufgegeben hat ??), 


ec) wenn der Käufer die Sache erfeflen und die Vindica- 
tion wider ihn nicht mehr ftatt bat ?°). 


In diefen drei Fällen hat der Eigenthümer der Sache das 
Recht, den Verkauf als eine Gefhäftsführung für fi zu be- 
taten und von dem Verkäufer Ausantiwortung des Kaufpreifes 
m fordern. Noch weniger Zweifel hat das Recht des Eigen- 


”) Man vergl. 8. 304 de BGB.'s. — Der im Texte unter b) aufge» 
fellte Sa Tann Zweifel haben. Aber die Vorfchrift der SS. 304 bis 307 
des BGB.'s ftehen nicht entgegen, weil fie ſich nur auf die Bindication 
m auf Die Verſchuldung des Befigers beziehen. Der Verlauf der 
She kann aber nicht als eing Verfchuldung, durch welche die Sache ver— 
Met oder verſchlechtert wird, betrachtet werden. Vielmehr liegt darin 
Misich ein Werthwechſel, indem der Berfäufer in ber Dispofition über 
fin Vermögen an bie Stelle der verkauften Sache den Kaufprei® und ber 
Käufer an die Stelle des bezahlten Kaufpreifes die Sache ſetzt. Der Ber- 
Käufer, welcher eine fremde Sache verlauft, würde daher, wenn der Eigen- 
thümer nicht in dem vorausgefegten Falle den Kaufpreis in Anſpruch neb- 
men Tönnte, den Kaufpreis ohne Grund haben, und der Eigenthümer feine 
Sache verlieren. Nur die Frage dürfte zweifelhaft fein, ob es in diefem 
delle zur Conftruction des Rechtöverhältniffes der Ratihabition des Eigen- 
thümers bebürfe und ob nicht vielmehr die 88. 1547, 1549 des BGB.'s 
(über die f. g. condictio sine causa) Anwendung finden. Aber diefer Zweifel 
lann bier babingeftellt bleiben, da es im Erfolge ganz gleich ift, ob man 
diefe oder jene Conftruction für die richtige anſieht. 

) Der Eigentbümer verliert nämlich das Eigenthbum dadurch, daß der 
Käufer das Eigenthum durch die Erfigung erwirbt. Ob der Verkäufer, 
wenn er die Sache nicht verkauft hätte, ebenfalls erfeffen haben mwürbe, 
Ober nicht, ift, fofern nur die Erfigung nicht bereits vor dem Verkaufe 
vollendet gewefen ift, ohne Einfluß, mweil der Verkäufer ſich nicht die Be- 
ſttzeit des Käufers zurechnen kann. — Nur beiläufig ſei bemerkt, daß die 
m Texte vorgetragenen Sätze auch ſchon im römiſchen Rechte gelten. (1. 3 
Cod. de vindicat, 1. 19 Cod. de neg. gest., 1. 49 D. de neg. gest.). 
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thümers, den Verkauf feiner Sache zu ratihabiren, wenn er in 
der Lage iſt, die Sache von dem Käufer zu vindiciren, indem 
er fih durch die Ratihabition feines Rechts, die Sache von dem 
Käufer zu vindieiren, begiebt und der Verkäufer den Kaufpreis 
infofern ohne Grund bat, als er denfelben dem Käufer hätte 
reftitwiren müfjen, wenn der Eigenthümer feine Sache vindidtt 
hätte ®). In allen Fällen, in melden der Eigenthümer den 
Berfauf feiner Sache ratihabirt, ift es jo zu betrachten, als ob 
der Eigenthümer feine Sache felbft verkauft, und als ob der redlice 
Befiter der Sade den Kauf im Auftrage und Namen des 
Eigenthümers gejchloffen hätte. In dem 8. 1340 des BGEBVB.s 
wird ausdrücklich gefagt, es hafte der Geſchäftsherr, wenn er 
die Gejchäftsführung ohne Auftrag genehmigt, ganz ebenfo, wie 
wenn das Geſchäft in feinem Auftrage gefchloffen worden wäre. 
Dies gilt jedoh nur in dem Verhältniſſe des Eigenthümers 
gegenüber dem Verkäufer, nicht aber in dem Verhältniſſe dei 
Verkäufers gegenüber dem Käufer. Zwar kann der Käufe, N 
wenn ihm von dem Eigenthümer angezeigt worden tft, daß die ge 

faufte Sache nicht Eigenthum des Verfiufers geweſen fei, er, der 
Eigenthümer, aber den Verkauf ratihabirt habe, ſich nicht entbre 
‚hen, den Kaufpreis an den Eigenthlümer zu bezahlen, wenn 
diefer ihm die Sache tradirt, oder wenn die Sache ſchon vorher 
von dem Verkäufer tradirt, der Kaufpreis aber noch nicht bezahlt 
worden tft. Aber der Eigenthümer fann nicht mehr Rechte er- 
werben, als der Berfäufer zur Zeit der Ratihabition gehabt bat. 
Hätte namentlich der Käufer, bevor ihm der Eintritt des Eigen- 
thümers in den Kauf angezeigt worden, den Kaufpreis ganz oder 
theilmeife bezahlt gehabt, jo würde er nicht ein zweites Mal zu 
zahlen verpflichtet fein; hätte er wegen verborgener oder verſpro⸗ 
hener Fehler der Sache das Recht erlangt, Aufhebung des Kaufes 
oder Minderung des Kaufpreifes oder Schadenerfag zu fordert, 
fo würde er auch diefe Anſprüche wider den Eigenthümer geltend 
machen können. Aber der Verkäufer würde deffenungeachtet nicht 
ihm gegenüber aus dem obligatoriſchen Nerus treten, vielmeht 


24) Man vergl. 85. 789, 930, 941 des BGB.'s. 
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Würden ihm für feine Forderungen aus dem Kaufe der Verkäufer 
und der Eigenthümer als Gefammtichuldner haften 5). 

3) Die Frage, ob die (darlehnsweiſe) Verborgung fremder 
Gelder oder fremder fungibler Saden eine Gejchäftsführung 
enthalte, ift, da die darlehnsweiſe gegebenen Gelder und fungi- 
blen Saden in das Eigenthum des Erborgers gegen das Ber- 
ſprechen der Neftitution des tantundem übertragen merden, uns 
zweifelhaft zu verneinen. Im Weſentlichen gilt auch bier der 
allgemeine Grundſatz, daß das darlehnsweife Hingeben von 
Seiten eines Dritten dem Eigenthümer der dargeliehenen Gelder 
weder Schaden noch Nuten bringen kann. Da namentlid das 
Eigenthum an den dargeliehenen Geldern ſchon nad allgemei- 
nen Grundfägen (8. 248 des BGB.'s) von dem Momente auf 
den Erborger übergeht, wo er fie mit den feinigen vermifcht hat, 
nah den bejonderen Beftimnumgen des Sächſiſchen Rechts aber 
(88. 296, 297 des BGB.'s) die Vindication des Geldes gegen 
den redlichen Empfänger überhaupt ausgeſchloſſen ift, jo kann 
war der Eigenthümer fein Geld von dem Erborger nicht for- 
dern, e3 bleibt ihm aber der Verborger nad) wie vor verhaftet. 
Die Ratihabition hat jedoh auch bier Wirkung. Hat nämlich 
der Dritte dem Erborger bei der Darleihung bemerflich gemacht, 
daß die Gelder einem Dritten gehören und an den Eigenthümer zurüd- 
zuzahlen feien, jo erlangt der Eigenthümer nach 8 1074 des BGB.'s 
duch feine Ratihabition das Recht, das Darlehn mittelft der 


 Mie überall, jo ift es bei dem Verkaufe einer fremden Sache mit- 
unter fehwierig, die Grenze zwiſchen der negotiorum gestio und dem pactum 
in favorem tertii ganz genau feftzuftellen. Setze man z. B. den Fall, daß 
A. eine dem B. gehörige Sache an den C. mit dem Bemerfen, daß fie nicht 
fein fei, er auch zu dem Verkaufe keinen Auftrag habe, verkauft und den 
Käufer C. vinkulirt, den Kaufpreis an den Eigenthümer B. zu bezahlen. 
In diefem Falle find alle Borausfegungen des pacti in favorem tertii ($. 
853 ded BGB.'s) vorhanden; es würde aber auch möglich fein, die recht- 
lichen Folgen, welche das BGB. in den SS. 854 bis 856 an das pactum 
in favorem tertii Müpft, aus den Borfchriften über bie negotiorum gestio 
abzuleiten. — Man vergl. au Siebenhaar, Correalobligationen 
©. 381 fig. 
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condictio certi ex mutuo zurückzufordern. Hat dagegen ber 
Dritte die fremden Gelder in feinem Namen dargeliehen, jo iſt 
er zwar zur condietio certi ex mutuo bereitigt, es kann jedoch 
der Eigenthümer das Darlehn ratihabiren und dies hat Die 
Folge, daß er feine Gelder von dem Erborger condiciren Tann, 
wenn er diefem anzeigt, daß die Dargeliehenen Gelder ihm ge- 
hört haben, und fein Eigenthum bemeift. Zahlungen, welche der 
Erborger an feinen Gläubiger vor der Anzeige geleiftet bat, 
muß der Eigenthümer anerkennen. Sind Zinfen verſprochen, 
iv giebt die Ratihabition dem Eigenthümer nicht das Recht, 
diefelben für fih zu fordern, weil das Darlehn bis zur Zeit der 
Ratihabition auf Gefahr des Erborgers geftanden hat und 
Zinfen nicht unter den Begriff von natürlihen Früchten fallen. 





C. 
Der Wille, fremde Geſchäfte zu führen. 


8. 7. 


Die gewöhnliche Meinung über das Verhältnig des Willens 
(animus) zu der Handlung ift die, es jei der Wille ein ſich in 
dem Innern des Menſchen vollziehender, mit dem Beſchluſſe 
oder dem Borfage endigender Act, welder in der darauf 
folgenden Handlung äußerlich zu Tage trete und in der dadurd 
hervorgebrachten Wirkung auf die Sinnenwelt feinen Abſchluß 
finde oder fein Ziel erreiche. Der Wille (animus) ift, fo ſtellt 
man fih das Verhältniß vor, der Zweck, welchen der Menſch 
erreichen will, die unternommene Handlung das Mittel, durch 
welches der Zweck erreicht werden joll, der Erfolg das dem ge 
wählten Mittel entfprechende Ergebniß des Willens. Hat z. B. 
A. den Willen (Beihluß, Vorſatz) gefaßt, den B. zu tödten, 
und hat er, um diefen Willen zu erreichen, eine Handlung vor. 
genommen, duch welche der Tod. des B. herbeigeführt worden 
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it, fo fol der Tod des B. dem Willen des A. angerechnet 
werden; bat aber die Handlung des A. den beabfichtigten Tod 
des B. nicht zur Folge gehabt, jet es daß die Handlung nicht 
geeignet war, dieſe Wirkung bervorzubringen oder, wegen des 
Hinzutritts anderer außer der Berechnung des A. liegender 
Umftände, diefe Wirkung entweder gar nicht oder nur unvoll- 
ſtändig beroorbradhte, fo joll doch die Handlung als ein 
Ausfluß des Willens des A., den B. zu tödten, und der Erfolg, 
welchen fie auf das Leben oder auf die Geſundheit des B. ge- 
habt hat, als Ergebniß des angegebenen Willens des A. be- 
trachtet werden. 


Diefe Theorie, welche namentlich in dem Strafrechte ausge- 
bildet worden ift, entbehrt jedoch jeden Fundamentes. Man kann 
nicht ohne Grund bezweifeln, daß in dem geiftigen Leben des Men- 
ſchen Abfchnitte vorkommen, wie fie nach der angegebenen Theorie 
indem Willen (animus, Beſchluß, Vorſatz) angenommen werden, 
Abſchnitte, mit welchen fich die geiftige Thätigfeit in der Weife ab» 
Wöließt, daß fie gemwifje Vorftellungen ablagert und als vollendete 
atfachen anfieht, rüdfichtlih deren fie fich jeder weiteren Ein- 
Bittung begiebt ?*). Aber joviel dürfte gewiß fein, daß die geiſtige 
Ihätigkeit des Menfchen feinen Einfluß auf das Recht haben kann. 
Bas in dem Innern des Menſchen vorgeht, was er denkt, wünſcht 
und befchließt, kann weder ermittelt werden, noch die Grundlage 
einer rechtlichen Entfcheidung bilden. Der menjchliche Geift, als 
die Fähigkeit, die objective Welt und die darin herrfchenden Geſetze 
zu erkennen, kann irren, nicht Rechte verlegen. Irrthum ift die 
Rihtübereinftimmung der menſchlichen Vorſtellung mit dem Vor» 
handenen oder mit den Eigenfchaften des Vorhandenen und es 





so) Wäre es denkbar, die geiftige Thätigkeit in Abfchnitte zu zerlegen, 
in welchen bie Erkenntniß in den Willen ühberginge, fo müßte ſich ber 
irgend einmal gefaßte Wille auch dann noch unterfcheiden laffen, wenn er 
Ipäter geändert worden wäre. A, bat den 1. Januar den animus occidendi 
gehabt, aber den 2. Januar aufgegeben. Hätte er am 3. Januar getöbtet, 
ſo würde darin ein Mord liegen, wenn man auf ben 1. Januar Rückſicht 
nahme, nicht aber, wenn man den 2. Januar für entſcheidend anfähe. 
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fann Etwas exiftiren, was der Menfch nicht erfennt, und es 
kann Etwas eine andere Befchaffenheit haben, als fi der 
Mensch vorftellt, aber es kann nicht Etwas eriftiren, weil der 
Menſch deſſen Eriftenz annimmt, und es kann nicht Etwas eine 
andere Beichaffenheit haben, als es hat, weil der Menſch eine 
unrihtige Vorftellung davon hat. Im Rechte kommt auf den 
Willen (Beſchluß, Borfag) nur dann Etwas an, menn: der 
Menſch aus feinem Innern heraustritt, wenn er durch Hand: 
lungen auf die äußere Sinnenmwelt einwirkt, wenn er, um ein 
fih gejegtes Biel zu erreichen, Etwas unternimmt. Aber aud 
in diefer Entfaltung der menſchlichen Kräfte in der Außenwelt, 
laſſen fih Wille und Handlung nicht unterfheiden, es iſt 
namentlih nicht der erftere als eine über diefer ftehende Macht 
zu betrachten, vielmehr find Wille und Handlung integrirende 
Theile eines Ganzen, nämlich des Handelns in dem Bewußtjein 
der damit verbundenen Folgen. Der Wille ift nämlich em 
Merkmal der menfchlihen Handlung. Hat Jemand eine Hand- 
lung in dem Bewußtfein vorgenommen, daß fie einen beſtimm⸗ 
ten Erfolg haben werde, fo hat er die Handlung und mit dev 
jelben den Erfolg gewollt. Hat er ohne Diejes Bewußtſein 
gehandelt, jo hat er meder die Handlung noch den Erfolg ge 
wollt. Ein Wille, welcher lediglihd auf den Erfolg gerichtet 
wäre, ift undenkbar, weil e3 ohne das Mittelglied der bemußten 
Handlung an dem Gaufalzufammenhange zwiſchen dem Willen 
und dem Erfolge fehlen würde. Hat 3. B. A. den Willen ge 
habt, den B. zu tödten, jedoch Nichts gethan, wodurch der Tod 
des B. herbeigeführt worden ift, wäre aber B. deſſenungeachtet 
gejtorben, fo würde nicht gefagt werden fünnen, daß der Tod 
des B. von dem A. geivollt worden wäre. Hätte dagegen det 
A. den Willen, den B. zu tödten, nicht gehabt, aber eine Hand- 
lung in dem Bewußtfein, daß fie den Tod des B. zur Folge 
haben werde, vorgenommen, und wäre diefer Erfolg eingetreten, 
ſo wäre der Tod des B. von dem A. gewollt worden. Hätte 
endlih A. den Willen, den B. zu tödten zwar gehabt, jedoch an 
dem B. nur eine Handlung vorgenommen, welche eine Körper 
verlegung zur Folge gehabt bat, jo würde A. nicht den Tod 
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de3 B., ſondern nur die Körperverlegung gewollt haben. Wollte 
man in diefem Falle in der Körperverlegung einen Verſuch der 
Todtung (des Mordes) menigftend dann finden, mern bie 


Handlung des A. den Tod des B. hätte herbeiführen können, 


ſo würde man ſich in Bermuthungen ergehen, melche durch den 
Erfolg widerlegt werden. 


Wir müfjen bei dieſem Gegenftande, welcher das menschliche 
Wiſſen in feinem Fundamente erfaßt, noch einen Augenblick ver- 
weilen. Hält man fi lediglih an die äußeren Erſcheinungen, 
wie fie fih unfern Blicken darbieten, fo gewinnt es allerdings 
den Anfchein, als ob der Menſch, vermöge feiner Organifation, 
vermöge feiner Fähigkeit, feine Beitimmung in ſich felbft zu 
finden, vermöge feiner Freiheit im Denken und Handeln, ein 
von der Welt ganz getrenntes, nur auf fein eigenes Erkennen, 


Wiſſen und Handeln gewiefenes Subject fei. Diefer Schein 
verſchwindet jedoch Tchon dann, wenn man die doppelte Natur 


ni u 0 


des Menfchen, nämlich die phyſiſche und geiftige, ungeachtet fie 
wh dem im Weltall herrſchenden Principe der Sdentität ?”) 
Bfächlich verbunden find, logiſch analyfirt. Soviel nämlich 
den phufifchen Theil des Menſchen betrifft, fo fteht derſelbe unter 
den allgemeinen phyſiſchen Gefegen, welche ihr Recht an dem 
menſchlichen Körper ganz in derjelben Weiſe geltend machen, 


wie an anderen organifchen Wefen und an Türperlichen Sachen. 


— — — 


Soviel dagegen den menſchlichen Geiſt betrifft, ſo iſt derſelbe die 
Fähigkeit, mittelſt der Sinnesorgane die Objectenwelt, wie ſie 


2) Das Verhältniß der phyſiſchen Welt zu ber geiſtigen (intellectuellen) 


Welt iſt nicht das der Urſache zur Wirkung. Weder die Materie hat die 


Ei 


Kraft, daß fie von dem Geifte aufgefaßt wird, noch bewirkt der Geift durch 
feine Auffafiung, daß die Materie eriftirt. Die Materie in ihrer Ruhe 
und in ihrer auf die Raturgefege zurüdzuführenden Aenderung ift das Bor- 
bandene. Der Geift dagegen ift die Fähigkeit, die Materie und bie darin 
berrichenden Naturgefege zu erfennen. Zwiſchen der Materie und bem 
Bilde, welches fich der Geift von denjelben macht, befteht injofern Jdenti- 
tät, al3 die Materie, welche der Geift erkennt, wirklich exiftirt, die Auf- 
ſeſſung des Geiſtes aber, vorausgeſetzt, daß die Sinne, welche vermitteln, 
nicht etwa ihren Dienſt verſagt haben, mit der Materie übereinſtimmt. 
Annalen, Neue Folge Bd. VI. 
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iſt und fih nad den Naturgejegen entwidelt, zu erkennen, ein 
Bild davon in fih aufzunehmen, die Naturgeſetze aus ihren 
Wirkungen zu conftruiren und durch das Stellen der eigenen 
Individualität im Gegenüber zu der Objectenwelt zum Selbſt⸗ 
bemußtfein zu gelangen Die Grenze der geiftigen Thätigfeit if 
damit von ſelbſt gegeben, weil die Fähigkeit, Etwas zu erfennen, 
nicht weiter reihen fann, als Dasjenige, was erfannt erden 
fol. Wenn fi der Menfch vorftellt, daß er durch feinen Geift 
Etwas ſchaffen fünne, jo liegt darin eine Selbſttäuſchung, weil 
der Geift nur die Objectenwelt erfennen und die darin wirken⸗ 
den Naturgefete auffinden kann. Selbſt innerhalb dieſes Ge 
bietes feiner Thätigkeit, kann der menfchliche Geiſt auf Abwege 
gerathen und in Irrthümer verfallen. Aber ein Ueberfchreiten 
dieſes Gebietes iſt nicht geftattet, will ſich der menschliche Geift 
nicht in Phantaſieen, in Schmwärmerei und Aberwitz ergehen. 


Indeſſen giebt es neben dem Einfluffe, welchen die über dr 


Materie ftehenden Naturgeſetze auf den phyſiſchen Theil des 
Menſchen haben, und neben den Schranten, welche dem menſch⸗ 
lichen Geifte gefegt find, auch noch eine Verbindung des einzel 
nen Menjchen mit dem Weltall durch die Bernunft, unter 
welcher wir die Fähigkeit, den fih in den MWelterfcheinungen 
mantifejtirenden göttliden Willen zu erfennen und erfaſſen, ver- 
ftehen. Die Unterlagen, deren die Vernunft zu ihrer abftrahiren- 
den Thätigfeit bedarf, merden Durch den menſchlichen Geift ge 


liefert. Die Ergebniffe der Vernunft aber find Regeln und | 


Gebote für die menjchlihen Handlungen. Ye umfaffender die 
Erfenntniß der Naturgefeße und ihrer Zmede tft, deſto reiner 
und ziwingender find die Gebote der Vernunft, weil fie in Be 
ziehung auf die menschlichen Handlungen ebenſo als Vorfchriften 
für den menſchlichen Willen gelten, wie in Beziehung auf bie 
Erſcheinungen in der phyſiſchen Natur die Naturgefege für die 


Aenderungen der Objectenwelt als abfolute Urfachen und Wirt | 


ungen gelten.x, Der Unterfchted tft nur der, daß der Menfd, 
vernöge feiner Freiheit, es in feiner Gewalt bat, ob er in 
feinen Handlungen den Geboten der Vernunft folgen oder den 
jelben zuwiderhandeln will, in der phyfifchen Welt dagegen die 
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Naturgeſetze eine Nothwendigkeit auflegen, gegen welde em 
Widerftand unmöglich ift. 
Aus dem vorftehend Gejagten ergiebt fih, daß felbft von 
dem Standpunkte der Moral aus der menſchliche Wille (animus) 
nur infoweit in Betracht kommen fann, als ex in der (bemußten) 
menſchlichen Handlung jeinen Ausdruck erhält. No unzweifel- 
hafter muß dies in der Rechtswiſſenſchaft der Fall fein, da dieje 
3 nur mit NRechtöverlegungen zu thun bat, weiche durch (be- 
wußte) menfchliche Handlungen verurfadht worden find. In das 
Innere des Menſchen kann man nicht jehen, es ift Daher auch 
niht möglich, den Menſchen megen feines Jumeren vor den 
Nihterftuhl zu führen. Nemo cogitationis poenam solvit, ift 
in altes Sprüchwort, deſſen Wahrheit nur von Denjenigen 
vrkeugnet werden fann, welche in eitler Ueberhebung fich be- 
tuſen fühlen, die Gedanken des Menfchen zu erforichen, fie zu 
beurtheilen und fih an die Stelle der Gottheit, welche allein 
ı een und Nieren prüft”, zu fegen. 


8. 8, 
Fortſetzung. 


a Lo 7 


Wenden wir ung, nach diefen allgemeinen Vorbemerkungen, 
zu dem Willen fremde Gejchäfte zu führen (animus [aliena] ne- 
gotia gerendi), jo wird es faum erft der Erwähnung bedürfen, 
daß unter dem Willen das bei der Gefhäftsführung vorhandene 
vewußtſein, es fei das Gefchäft, welches geführt werde, ein 
femdes, zu verftehen ift. Was ein fremdes oder eigenes 
Seihäft fei, ift bereit3 oben angegeben, es find dies rein ob» 
jective Begriffe, auf welde bie jubjective Meinung einer Perjon 
keinen Einfluß hat. Ein fremdes Gefhäft kann nicht dadurch 
in eigenes werden, daß man glaubt, es fei ein 
eigenes. Umgekehrt kann ein eigenes Geſchäft nicht dadurch 
ein fremdes werden, daß der Geſchäftsherr annimmt, es ſei 
ein fremdes. Wohl aber iſt es denkbar, daß Jemand ein 

. 9% x 
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fremdes Gefhäft für ein eigenes hält und mir werden 
weiter unten unterfuchhen, wie diefer Sal, welder gar nidt in 
Die Lehre der Gefchäftsführung ohne Auftrag gehört, zu beurtbei- 
len fei. Der Wille (animus), fremde Gejchäfte zu führen, iſt 
das Bewußtſein, das Geichäft, welches geführt werde, fei ein 
fremdes und enthält ein fo wejentliches Erforderniß ‚der Ge 
ihäftsführung ohne Auftrag, daß diefe ohne ihn als gar nit 
vorhanden angefeben werden kann. 

Der Annahme, der Wille (animus) jei ein in dem Inneren 
des Menſchen verborgener Zuftand, müfjen wir für das Ned 
entfchiedenen Widerſpruch entgegenfegen 3%). Soviel namentlid 


















se, Mir berühren biermit einen Gegenftand, fiber welchen namentli 
im Strafrechte irrige Anſichten herrſchen. Nehmen wir z. B. den Die 
ſtahl, fo haben wir bereits in der Zeitſchrift für Rechtspflege und Ti 
waltung N. %. Bd. 33 ©. 1 flg. nachgewiefen, daß der Wille zu ftehlen (anin 
furandi) in der Handlung liegt, welche vorgenommen wird, um fih 
fremde Sache anzueignen, namentlich aber die Abficht des Diebes, ſich ode 
einem Anderen unrechtmäßigen Gewinn zu verjchaffen (Art. 272 deby 
RStGB.'s) nicht in den Begriff des Diebſtahls gehört, daß ferner Diebſtah 
und Unterfchlagung (Art. 287 des REtGB.'s) ganz homogene Begriffe fudrt 
daß fich endlich der Unterfchied ziwifchen furtum ipsius rei, usus und posser 
sionis auf das Grforderniß der res aliena bezieht, es aber nicht etwa bra 
verfchiedene Arten des Diebftahls giebt, je nachdem fi der Dieb di 
fremde Sache ſelbſt (der Subftanz nad), oder deren Gebrauch oder berek 
Befis hat aneignen wollen. Dem dort Gefagten fügen wir jedoch Nude 
ftehbendes hinzu: Das Rev. Strafgeſetzbuch beftimmt in Art. 272 Sak 2* 
„Sind Inhaber und Eigenthümer verjchiedene Perfonen, jo fchließt ſcho 
die Einwilligung des Einen den Begriff des Diebſtahls aus‘, weiter ith 
Art. 274: „Hat Jemand eine ihm gehörige Sache aus dem Gemahrjan 
eines Anderen entiwendet, jo ift die That, wenn fie in der Abficht geſchah 
dem Inhaber die Sache oder deren Werth deffenungenchtet noch abzufor⸗ 
dern, dem Diebftahl gleich zu achten, in.allen anderen Fällen aber, wofern 
fie nicht als bloße Selbſthülfe erfcheint, auf Antrag mit Gefängniß bis zu 
vier Monaten zu beftrafen‘‘, endlich im Art. 275: „Die Entivendung einet 
Sache, woran dem Thäter ein Miteigentbum oder Miterbrecht zufteht, iR 
zum Betrage — be Anderen gehörigen Antheils nach Art. 272 zu beurtheilen” 
Alles dies ift unrichtig. Der Art. 272 Sag 2 beruht auf der unlogifäet 
Vorftelung, ala ob der Diebftahl ein Verbrechen gegen den Inhaber ber 
Sache fei und als ob Inhabung und Eigenthum ſich gegenfeitig decen | 
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die Gejchäftsführung ohne Auftrag anlangt, jo kann durch den 
nod gar nicht äußerlih zu Tage getretenen Borfab weder be- 
wirft werden, daß Gefchäfte geführt werden, noch daß das Ge- 
haft, welches geführt worden ift, ein fremdes jet, wenn es } 
als ein eigenes geführt worden if. Was in dem Inneren einer * 
Perſon vorgeht, ehe ſie handelt, hat auf die Handlung ſelbſt 

F 


gar keinen Einfluß, es liegt darin nur etwa der Beſtimmungs⸗ 
grund zu der Handlung, nicht eine Eigenſchaft der Handlung. Hat 
ſich z. B. Jemand vorgenommen eine Sache zu kaufen, kauft er 
aber die Sache nicht, ſondern miethet er ſie, ſo läßt ſich nicht 
ſagen, er habe mit dem Willen zu kaufen gemiethet. Allerdings 
kann er, bevor er die Sache miethete, den Vorſatz gehabt haben, 
dieſelbe zu kaufen, aber er hat dieſen Vorſatz für immer oder 
doch auf Zeit aufgegeben, indem er miethete. Hat Jemand den 
Vorſatz, eine Sache zu ſtehlen, ſtiehlt er aber die Sache nicht, 
ſondern kauft er ſie, ſo wird nicht behauptet werden können, 
der Kauf beruhe auf dem animus furandi. Auch hier iſt der 
Bunfch, ſich die Sache zu verſchaffen, der Beſtimmungsgrund zu 
dem Kaufe geweſen, aber der Kauf wird nicht deshalb zum 
diebſtahl, meil der Käufer denkbarer Weile den Wunſch, die 
Sache zu haben, durch einen Diebftahl befriedigt haben Fünnte, 
wenn der Eigenthümer nicht auf den Kauf eingegangen wäre. 
| Da der Wille, fremde Geſchäfte zu führen, (animus [aliena] 
negotia gerendi) ein NRequifit der Gejchäftsführung ohne Auf- 
trag ift, fo verfteht es fih von jelbit, daß, wenn dieſe ange- 
nommen werden fol, auch der entjprechende Wille des Geſchäfts⸗ 
führers beiwiefen werden muß. Die Bedenken, welche hiergegen 
: gewöhnlich erhoben zu werden pflegen, erledigen ſich durch das 
über den Begriff des Willens (animus) Geſagte. Der Wille, 
ſtemde Gefchäfte zu führen muß ſich aus der Geſchäftsführung 








In den Artikeln 274 und 275 wird gegen ben unzweifelhaften Sag gefehlt, . 
daß die Aneignung der eigenen Sache, von dem furtum usus possessionisve 
abgeſehen, nie eine wiberrechtliche fein Tann (l. 2. $. 14 D. de vi bo- 
tor. rapt.) und daß beim Miteigentbum jeder Miteigenthüner Eigenthbümer 
der ganzen Sache ift (1. 21 D. mandat.). 
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felbft ergeben und da diefe unzweifjelhaft bemwiejen werden kann, 

fo muß dies auch bei dem Willen, fremde Gejhäfte zu führen, 

der Fall fein. Nur etwa foviel läßt fich zugeben, daß ein 

directer Beiveis des Willens nicht denkbar jei, indem die jpätere 
Erklärung des Gefhäftsführers, er babe den Willen, fremde 
Geichäfte zu führen, gehabt, weder für noch gegen ihn von Ein- 
fluß fein kann. Aber dies fchließt nicht aus, daß Umftände be 
wiefen werden können, aus welchen hervorgeht, e8 habe % 
den Willen, fremde Gefchäfte zu führen, gehabt. Dergleichen 
Umftände würden z. 3. fein, wenn der Depofitar auf Die depo⸗ 
nirte Sache, der Miether auf die gemiethete Sache, der Pfand⸗ 
gläubiger auf die verpfändete Sache, der Erbe auf die vermachtk 
Species Etwas verwendet, wenn der Gejchäftsführer dem Dritten, 
mit welchem er contrabirt hat, zu erkennen gegeben hätte, daß) 
er in fremdem Namen oder über eine fremde Sache contrahireä 













8.9. 
Fortjegung. 


Auf den Willen, fremde Gefchäfte zu führen, bezieht fich nod 
inSbefondere der 8. 1339 des BGB.'s, in welchem die Grenz 
zwiſchen der Geſchäftsführung vermöge Auftrags (mandatum) 
und der Gejchäftsführung ohne Auftrag angegeben wird. Eim 
Geihäftsführung ohne Auftrag joll nämlich nicht blos dann als 
vorhanden betrachtet werden, wenn überhaupt gar fein Auftrag 
vorhanden tft, jondern auch dann, wenn zwar ein Auftrag vo 
banden, derſelbe aber ungültig (mandatum mancum) tft, im 
gleichen wenn ein Auftrag zwar vorhanden, derſelbe aber nick 
vom Geſchäftsherrn ertheilt, oder nit an den Gejhäftsführer 
gerichtet iſt. Auch fol es feinen Unterfchied machen, ob der 
Geſchäftsführer weiß, daß er nicht beauftragt ift, oder ob er 
irrig glaubt, daß er Auftrag habe. 

In allen diefen Fällen wird vorausgefegt, daß das fremde 
Geihäft in dem Bemußtfein, es. fei ein fremdes, geführt 





Ka. 
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worden iſt. Der Wille, fremde Gefhäfte zu führen, ift daher 
vorhanden und nur die Frage wird, und zwar verneinend, be- 
antivortet, daß in den Fällen des mangelhaften Auftrages ein 
Auftragsverhältnig anzunehmen ſei, was in mander Hinficht 
auf die Beurtheilung der gegenfeitigen Beziehungen der Inter⸗ 
efienten allerdings von Einfluß fein ann. 


8. 10. 
Fortſetzung. 


Ein Irrthum bei der Geſchäftsführung ohne Auftrag kann 

in einer dreifachen Richtung vorkommen, 

1) daß der Geſchäftsführer in der Meinung ſteht, er führe 
fremde Geſchäfte, während die Geſchäfte, welche er führt, 
ſeine eigenen ſind, 

2) daß der Geſchäftsführer in der Meinung ſteht, er führe 
ſeine eigenen Geſchäfte, während die Geſchäfte, welche 
er führt, fremde ſind, 

3) daß der Geſchäftsführer ſich über die Perſon des Ge— 
ſchäftsherrn irrt. 

Soviel den 

Zu 1) 
angegebenen Irrthum anlangt, ſo würde ein hierher gehöriger 
Fall z. B. der ſein, wenn A., obſchon er Eigenthümer eines 
Pferdes iſt, dennoch glaubte, das Pferd gehört dem B. und in 
dieſem irrigen Glauben das Pferd curiren ließe. In dieſem 
Falle könnte von einer Geſchäftsführung des A. für den B. 
keine Rede ſein und es würde ſelbſt die Ratihabition des B. 
wirkungslos ſein, weil ſie auf einem Irrthume beruhen würde. 
Nur, wenn B. in dem Bewußtſein, es gehörte das Pferd dem A 
den Erſatz der Curkoſten verſprochen hätte, würde eine DS 
tion des B. begründet fein. 
Im bürgerlidben Geſetzbuche wird dieſer Sa in einem 
factifch verwidelteren Falle angewendet, nämlich im 8. 1341: 





— 
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Hat der Geſchäftsführer in der Meinung, blos fremde 
Geſchäfte zu führen, zugleich feine eigenen beforgt, jo 
befteht eine Gefchäftsführung, ſoweit dag Gejchäft ein 
fremdes it. 

Ein unter diefen $. zu jubfumirender Fall würde 3. 8. der 
fein, wenn A. und B. ein Gebäude nad ideellen Theilen eigen- 
thümlich befäßen und A., in dem trrigen Glauben, das alleinige 
Gigenthbum ftehe dem B. zu, auf die Jnftandhaltung des Ge— 
bäudes Etwas verwendete. Nach dem oben aufgejtellten allge- 
meinen Sate kann der Irrthum des A. in der Sade Etwas 
nieht ändern, vielmehr Liegt eine Gefhäftsführung des A. für 
den B. lediglich nach dem ideellen Theile des B. vor. Soweit Dagegen 
A. das Eigenthum an dem Grundftüde bat, fehlt es an dem 
weſentlichen Erforderniffe der Gejchäftsführung ohne Auftrag, 
nämlich an dem fremden Geſchäfte ?°). 


Soviel weiter den 





Zu 2) 
erwähnten Irrthum betrifft, jo beziehen wir ung im Allgemeinen 
auf die Ausführungen Bd. 3 ©. 9 fig. Der vorzüglichfte Fall 
ift hier der, wenn Jemand ein fremdes Grundftüd im vedlichen 
Glauben befißt und darauf baut, pflanzt over fäet. Hierdurch 
wird die Lage des Eigenthümers des Grundftüds unzweifelhaft 
verbejjert, weil Alles, was auf einem Grundjtüde gebaut, ge 
pflanzt und gefäet wird, dem Grundftüde und dadurch dem 
Gigenthume daran anwächſt. NichtSdeftomweniger hat der redliche Ber 
figer des Grundftüds wegen feiner Verwendungen lediglich ein 
Retentionsrecht?), weil, wie Baulus in der l. 14. 8.1D. 


9) Hätte der B. dem A. einen Auftrag ertheilt, jo fände die Beitimm- 
ung des $. 1300 Sat 2 des BGB ’3 Anwendung, d. h. ed würde A. bie 
actio mandati contraria wider B. haben. — Der Eat 3 des $. 1300 und 
der 8. 1301 des BGB.’ betreffen den Fall, wo es ſich Lediglich um ein 
Gejchäft des Beauftragten handelt, 3. B. wenn A. ein Gebäude im alleinigen 
Eigenthume hat und B. ihm Auftrag giebt, e8 in Stand eben zu laffen. 

#0) ]. 14 D. de doli mali except., 1. 48 D. de rei vind., 1. 38 D. de 
cond, ind. 
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comm. divid. fagt: „quia neminem sibi obligari voluit.“ Da$- 
jelbe gilt, wenn der redliche Befiger an dem Grundftüde ein Mit- 
eigenthbum bat, indem auch in diefem Falle ihm wegen der Ber- 
wendungen, welche er auf den ideellen Antbeil des ihm unbefannten 
Miteigenthümers gemacht hat, lediglich ein Retentionsrecht zufteht. 

Das bürgerlihe Gejegbuh behandelt den bier in Frage 
ftehenden Irrthum in dem $. 1342 im Wefentlihen in Ueber- 
einftimmung mit dem gemeinen Rechte. Wenn es nämlich Den- 
jenigen, deſſen Geſchäfte bejorgt worden find, 3. B. dem Eigen- 
thümer des Grundftüds, auf meldem ein Gebäude errichtet 
worden tft, die Rechte des Gejchäftsheren giebt, jo tft Dies 
daffelbe, mas oben über das Recht des Eigenthümers, die Sache 
mit den Ncceffionen auch ohne eine Entſchädigung des redlichen 
Beſitzers wegen der Verwendungen fordern zu fünnen, gejagt 
worden tft. Und wenn nah dem 8. 1342 des BGB.'s Dem⸗ 
jenigen, welder in dem irrigen Glauben, daß er jeine eigenen Ge- 
Ihäfte führe, fremde Gefchäfte führt, lediglich ein Recht gegeben wird, 
joweit der Andere bereichert ift, jo wird dadurch daffelbe aus- 
gedrüdt, was Paulus in der 1. 14. $. 1 D. comm. divid. 
jagt, es jei der Andere nicht für feine Perfon zu einer Leiftung 
verpflichtet worden. Der Unterfchied zwifchen der Vorſchrift des 
8. 1342 des BGB. und dem römischen Rechte reducirt ſich 
darauf, daß diefes in dem vworausgefegten Falle lediglih ein 
Retentionsreht anerkennt, während jenes dem Gefchäfts- 
führer eine Klage, fomeit der Geſchäftsherr bereichert ift, giebt. 
Der Grund, auf welchem diefer Unterfchied beruht, ift bereits 
80. 4 ©. 315 flg. angegeben worden *'). 

Soviel endlich den Irrthum 
| Zu 3) 
betrifft, jo fchlägt die Vorfchrift des 8. 1343 des BGB.'s ein. 
Eine Interpretation dieſes 8. namentlih auch des Schlußfages, 
findet man im Commentar ed. II. Bd. 2 S. 328, und indem 


) In der Regel wird die Vorfchrift des 8. 1342 des BGB.'s an- 
wendbar fein. 
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wir ung bierauf beziehen, bemerken wir noch, daß, wenn Der- 
jenige, deilen Gefchäfte der Gefchäftsführer zu beforgen geglaubt, 
die Gejhäftsführung ratihabirte, dies eine m Folge nicht 
hervorbringen könnte *?). 


42) Man vergl. auch 1. 5. 8. 1,1. 6. $. 8 D. de neg. gest., 1. 14. &. 1 
D. com. divid., 1. 6. $. 11 D. de neg. gest. und, foviel die negotiorum 
gestio in Fällen betrifft, in welchen ber Bortbeil und Nachtheil des Ge- 
ſchäfts Mehrere trifft, Hugo Donellus, comment. jur. civil. ed. Koenig- 
Bucher. t. IX, pag. 154 flg. 


(Sortfegung folgt.) 





Criminaliſtiſches *). 
Bon Herrn Oberappellationsrath Mto, 


VI. 
Die richterliche Ueberzeugung. 


Es kommen bisweilen Entſcheidungen in der Faſſung vor: 
„Weil A. geſtändig geweſen ꝛc., jo iſt er 2c. zu beſt rafen.“ 
Richt minder haben den Verfaſſer noch in neuerer Zeit Er- 
tenntniffe vorgelegen, in denen die der Unzucht mit dem leib- 


lichen Vater geftändige Tochter wegen Inceſts beftraft, dagegen - 


ihr läugnender Bater freigefprochen wurde, oder in denen nur 


vücffichtlich des des Ehebruchs geftändigen Mitinculpaten eine 


Berurtbeilung, dagegen in Anjehung des läugnenden Theils 
eine Freiſprechung erfolgte. 


Es muß die. Richtigkeit diefer Entſcheidungen beftcitten -& 


merden; 63 liegt ihnen eine Auffaſſung zu Grunde, die ſich 
lediglich als ein Nachklang längſt vergangener Zeiten Sarakterr. 
firen dürfte. 

Der Beweis beihäftigt. ſich mit Ermittelung der Wahrheit; , 
es tritt bei ihm. entweder mehr die Idee formeller — 
materiellen Wahrheit in den Vordergrund. 


*) Fortſetzung von Annalen NR. F. Bd. V. ©, 145 flg., 241 Me — 2 
— i 


%. VI. ©. 20 flg. 
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Die Herſtellung formeller Wahrheit iſt Zweck des Civil 
prozeſſes und genügte auch vorzugsweiſe dem rein accuſatori⸗ 
ſchen Strafverfahren, in welchem es Sache des Anklägers war, 
den Beweis zu führen. Die Inquiſitionsmaxime, welche auch 
noch unſerem heutigen Sächſiſchen Criminalverfahren zu Grunde 
liegt, erheiſcht die Erforſchung materieller Wahrheit. Schon die 
C. O. C. hatte ſich dieſes Ziel geſteckt; die rein formelle Wahr⸗ 
heitserforſchung, die ſich vorzugsweiſe auch in dem älteren In⸗ 
ſtitute der Eideshelfer und der Gottesurtheile wiedergeſpiegelt 
hatte, war ihr bereits fremd; fie war beſtrebt, die zuwerläffig- 
ten Wegmweifer für Entdedung der Wahrheit zu bezeichnen, ver- 
Ichaffte zu Ddiefem Zmede der damals berrichenden Beweislehre 
gejegliche Korn und erließ ebenfo pofitive Gebote, auf melde 
bin der Richter verurtheilen durfte, wie Verbote, um gewiſſe 


Beweismittel und zugleih die auf bloße Vermuthungen zu bauen- 


den Verurtheilungen gänzlich auszufchließen. 

Die fpätere Zeit — Geſetz und Gerichtsbrauch — änderte 
an diefen Normen; immerhin aber blieb noch längere Zeit hin- 
durch die Erforſchung materieller Wahrheit an ähnliche ftricte 
Beweisregeln gebunden, ſowie denn in Sachſen noch bis zum 
Jahre 1838 unter Anderem die Borjchriften der Griminal- 
inftruction vom Jahre 1770 8. 3 und 5 und vom Jahre 1783 
8. 11 in Kraft beitanden, nad denen — wenigſtens gemäß ber 
ihnen gewordenen Auslegung — je nachdem der Beweis auf 
Geftändnig oder auf die Ausjage zweier Zeugen, welche die 
Schuld des Angeklagten aus eigener directer Wahrnehmung 
betätigen Tonnten oder aber auf andere Indicien geftügt war, 
eine verjchtedene Folge und zwar infofern eintrat, als nur in 
den eriten beiden Fällen auf die volle Strafe erfannt werden 
durfte, Dagegen in den übrigen das Erfenntniß dahin gerichtet 
werden mußte, „daß der Thäter entweder auf Lebenszeit oder 
eine bejtimmte Zeit in ein Zuchthaus gebracht werde, mit dem 
Vorbehalte, feine Unſchuld oder den gebrauchten Borwand aus 
zuführen.‘ 

Erft das Geſetz „Einige Abänderungen in dem Berfahren 
in Unterfuhungsfachen betreffend” vom 30. März 1838 brach 
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mit diefer Theorie, indem es sub Nr. X unter ausdrüdlicher 

Aufhebung jener außerordentlihen Strafen ganz im Allgemeinen 

die Beftimmung traf: 
„es jole in allen Fällen, mo aus den nad) den Acten 
fich. ergebenden Thatſachen der erfennende Richter die 
volle Heberzeugung entnehme, daß das in Frage 
befangene Berbreden wirklich verübt und von dem An⸗ 
geſchuldigten begangen worden fei, auch bei ermangeln- 
dem Geſtändniſſe deſſelben die ordentlide Strafe ein- 
treten.” 
Diefem Brincipe find auch unfere neueſten Sächſiſchen 
Strafprozeßgefege treu geblieben, inden die Alte wie die Ren. 
SPD. im Art. 10 fih dahin ausfpridt: 
„Soweit die Richter über thatſächliche Verhältniſſe zu 
urtheilen haben, find fie nur an ihre durch die vorliegen- 
den Beweife gemonnene Ueberzeugung gebunden,“ 

ebenfo aber auch die Geſchwornen und Schöffen angewiefen 

find, 
„Die vorkommenden Beweismittel für und wider den 
Angeklagten gewiſſenhaft zu prüfen und den zu erthei- 
lenden Wahrfpruch fowie beziehentlih ihre Stimme bei 
der Beſchlußfaſſung lediglih nad der durch die Ver⸗ 
handlung in ihnen begründeten Ueberzeugung x. 
abzugeben.“ 

vergl. 8. 45 des Geſetzes „die Bildung der Geſchwornenliſten 

und der Geſchwornenbank betr.” vom 14. September 
1868, ingleihen $. 15 des Schöffenwahlgefeges vom 
1. October 1868. 

Nur die Neberzeugung der Urtheilenden ift ſonach maß- 
gebend für die Erforſchung materieller Wahrheit. 

Wenn es fih fragt, was diefe materielle Wahrheit 
jet, deren Ermittelung genügt, um einen Criminalbeweis für 
erbracht anzufehen, To verfteht es fih von jelbft, daß man 
bierunter nit an eine mathematiſche Gewißheit und ebenfo 
wenig an die eigentliche Wahrheit, welche das abfolute Sein der 
Dinge bedeutet, zu denken bat; vielmehr ift unter diefer 





142 | Geiminaliftifches. 


materiellen Wahrheit nur die hiſtoriſche Wahrheit zu verfteben, 
deren Erforihung überall da angeſtrebt wird und erzielt it, wo 
wir ung von dem Borgefommenfein von Handlungen und Be- 
gebenheiten überzeugen wollen und dieſes Vorgekommenſein er- 
mittelt zu haben glauben, fobald wir unfere Vorſtellung von der in 
Frage befangenen Handlung oder Begebenbeit in voller Ueber⸗ 
einftimmung mit legterer jelbft erachten. 

Nein objectiv wäre diefe Wahrheit, dafern das Product 
der Geiftesoperation, welche ihre Erforſchumg bedingt, bei Jedem 
ganz das nämliche und dafern felbiges mithin von der Indivi⸗ 
dualität des Urtheilenden dergeftalt unabhängig wäre, daß ſich 
mit Grund annehmen ließe, in diefem wie jenem Individuum 
müßte die betreffende Thatfade ganz die nämlide Borftellung 
erweden. Als fubjectio muß fie bezeichnet werden, fobald man 
zugiebt, die Borftellung von der Wahrheit hänge mehr oder 
weniger von der Individualität des Urtheilenden ab, dergeftalt, 
daß fich einem Jeden nur das, was er für feine Perſon für 
wahr anfieht, als Wahrheit aufdrängt. 

Daß nur dieſe jubjective Wahrheit in Frage ftebt, Liegt 
ar gu Tage. Anderenfall3 müßte man auch einräumen, Daß 
eine rein formelle Bemweistheorie das einzig Wichtige wäre. 
Allein, ſowenig fih verfennen läßt, daß gewiſſe Erfenntnig- 
quellen, und beifpielsweite vornehmlich der Augenſchein, in Der 
Regel in jedem Individuum die nänliche Borftelung hervor⸗ 
rufen und ein fat auf Jeden gleichmäßig einwirtendes Ueber- 
zeugungsmittel abgeben werden, jo wird dies Do immerhin 
feine ausnahmsloſe Regel bilden, vielmehr wird allezeit da, wo 
eine zu einem Urtheile berufene Perſon, die die Bemweisführung 
vermittelnden Einzelheiten zu prüfen, fie mit einander zu ver- 
binden und gegen einander abzumägen, ſowie Daraus Schlüfje 
zu ziehen bat, die Individualität derjelben nit ohne Einfluß 
bleiben. 

Bevor der zum Urtheile Berufene bet feinem Urtheile über 
das Borhandenfein diejer biftorifchen Wahrheit zu einem Ab⸗ 
ſchluſſe mit ſich felbit gelangt, juchen die Gründe für und wider 
die eine oder andere Meinung die Herrſchaft in ihm zu erlangen; 
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diefer Abſchluß wird dur Das Gewinnen der Ueberzeugung 
d. i. desjenigen Grades unſeres Dafürhalteng herbeigeführt, bei 
welchem dieſes auf Gründe gebaut tft, die eine Analyje geftatten 
und die Annahme des Gegentheild ausfchliegen. Den beiten 
Vrobirftein für die Stihhaltigfeit der Gründe liefern dabei, 
foweit es fih um die Urthelle der rechtsgelehrten Richter und 
der Schöffen handelt, die beigegebenen Enticheidungsgründe; 
beim Niederichreiben dieſer Urtelsrationen werden wir am ehe⸗ 
fen und ficherften gewahr, ob unjere Gründe fih analyfiren 
loffen, ob fie eine Lüde enthalten und ob wir bei dem Auge 
Ipreden unferes Urtheils mehr nur einem minder analpfirharen 
Zotaleindrude folgten. 

ft aber auch die Ueberzeugung des Urxtheilenden in feiner 
Weife an eine formelle Bemweistheorie gebunden und daher in- 
ſoweit eine durchaus freie, jo ift doch hierdurch Telbftverftändlich 
weder ausgeſprochen, daß es unfere Strafprozeßgefeke ver- 
ſchmäht hätten, Vorſchriften über die prozeſſuale Zuläfligteit und 
Behandlung der Beweismittel zu geben, noch ausgeſchloſſen, 
daß der Urtheilende aus eigener Bewegung injoweit auch ge- 
wiſſen Bemweisregeln jehr gern folgen werde, al3 einem Jeden 
gewiſſe Erfenntnigquellen: gleichmäßig als die zuverläffigeren er- 
deinen müfjen, als die zuverläfjigeren um deswillen, meil ihre 
Erprobung auf der praftifchen Erfahrung beruht. 

Zu den zuverläſſigſten diefer Erfenntmißquellen gehört 
offenbar das Geftändnig. Der Grund hiervon liegt wohl 
kaum in etwas Anderem als darin, daß dur das Bewußtſein 
der Schuld in dem Inneren des Verbrechers eine Entziweiung 
geihaffen wird, die jich erjt dann wieder ausgleicht, nachdem 
derfelbe der Stinme der Wahrheit Gehör gegeben hat, welche 
fo peinigend wirkt, daß fie gleichzeitig die Furcht vor ihren 
eigenen Folgen zurüdtreten und legtere der Dual der nit 
tnbenden Gewiſſensſtimme gegenüber als das geringere Uebel 
eriheinen läßt. 

Aber immerhin bleibt das Geftändnig nur ein Beweismittel, 
aus welchem der Criminalrichter feine Weberzeugung ableitet. 
Hiermit ift auch zugleich ausgefprochen, Daß ſich der Urtheilende 


re 
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einer Prüfung der Glaubwürdigkeit des Geftändniffes nicht ent- 
ziehen und auf felbiges nur, dafern es diefe Prüfung fiegreid 
beiteht, feinen Beweis - ftügen fanı. Welche Gefichtspunktte für 
diefe Prüfung maßgebend zu fein haben, wird fi nach dem 
eoncreten Falle regeln müſſen; nur foviel läßt fi im Allge— 
meinen jagen, es müſſe nicht nur objective Wahrfcheinlichkeit des 
Eingeftandenen, ſondern auch fubjective Glaubwürdigkeit des 
Eingejtebenden infoweit vorliegen, al3 legterem die erforderliche 
Beobadtungsgabe überhaupt und für den vorliegenden Fall 
insbefondere zugeitanden und überdie8 angenommen werden 
fann, daß das Geſtändniß das Product des vorbezeichneten 
Seelenfampfes fei oder mit anderen Worten: der Eingeftehende 
muß, jol ihm geglaubt werden, die Wahrheit haben fagen 
fünnen und wollen. Daß, je beſtimmter er bei feinen Angaben 
bebarrt und je mehr äußere Umftände fich ergeben, die mit dem . 
Geftändnifje harmoniren, die Gewinnung der Meberzeugung er 
leichtert werde, bedarf feiner näheren Auseinanderfegung. 

Vieleicht wird fih der Urtheilende nit immer dieſer 
Geiftesoperation ebenjo Klar bewußt, als wenn er zu Prüfung 
eines Fünftlihen Indicienbeweiſes fchreitet. Dies findet jeine 
natürliche Erklärung darin, daß es überhaupt nur zu den Au 
nahmefällen gehört, wenn der Bezüchtigte ein Geftändniß wider 
die Wahrheit ablegt und daß fich dem Gefühle die Gründe, aus 
denen das betreffende Geftändniß als ein beweisfräftiges ih 
harakterifirt, gewiflermaßen von felbit und mindefteng über 
mwältigender aufdrängen, als dem Verſtande die mannichfachen 
Erwägungen und Combinationen, melde die Trennung, Zuſam⸗ 
menftelung, Abwägung verſchiedener Indicien erheifcht. Nicht 
felten aber kommt es gleichwohl vor, daß ſich durch einen künft- 
lihen Smdicienbeweis eine überwältigende Weberzeugung leichter 
bildet, als dem Geftändniffe eines verfommenen Subjects gegen 
über, deflen Vergangenheit darauf hinweiſt, daß ihm eine Cri⸗ 
minalftrafe erwünjchter tft, als fein ruhelofes Bagabundenleben 
oder feine längere Detention in einer polizeilichen Zmangs- oder 
Arbeitsanftalt. 

Iſt hiernach allentbalben außer Zweifel, einmal, daß zu der 
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Berurtheilung eines Angefchuldigten die volle Ueberzeugung von 
feiner Schuld gehört und das andere Mal, daß deilen Geftänd- 
niß zu diefer Ueberzeugung nur dann zu führen vermag, dafern 
es als ein nah allen Richtungen hin glaubhaftes fich darftellt, 
fo dürfte hieraus auch die Unrichtigfeit der im Eingange ge- 
dachten Entſcheidungen refultiren. 

Die an erſter Stelle gedachte Art von Entſcheidungen ift 
danach offenbar mindeftens ihrer Form nad zu tadeln; der 
Angeflagte kann nicht ſchon deshalb, weil er diefe oder jene 
Zhatfahen eingeräumt bat, fondern nur dann verurtheilt 
werden, dafern fih hinzufügen läßt und hinzugefügt wird, fein 
Geſtändniß fei glaubhaft. Nur im Civilprozeſſe, in welchem es 
fih Tediglih um die Herftellung der Wahrheit ftreitiger That- 
ſachen handelt und in welchem durch-das bezügliche, einen Ver⸗ 
iht enthaltende Zugeftändniß jeder Streit überflüffig wird, läßt 
fih ebenfo wie in dem ihm ähnlichen rein accufatorifchen Straf- 
prozeffe eine der vorftehenden ähnliche Urtelsform rechtfertigen. 

Ebenſo mwiderfpricht auch offenbar der zweite Beifpielsfall 
den vorſtehend dargelegten Grundfäßen. Der Richter kann 
niht die volle Meberzeugung gehabt haben, daß die Tochter mit 
ihrem leiblichen Vater Blutſchande getrieben, dafern er nicht 
gleichzeitig die wolle Weberzeugung davon gewonnen hatte, daß 
der Vater des gleichen Verbrechens ſich fehuldig gemacht habe. 
Die eine Annahme bedingt unerläßlich die andere; die Richtig- 
feit der einen hängt von der Begründung der anderen ab; der 
Richter kann nur entweder das Geftändniß der Tochter für ein 
joldes anfehen, aus dem fi die volle Weberzeugung davon, 
daß Vater und Tochter Unzucht mit einander trieben, entnehmen 
läßt — und foldenfal3 muß er beide Angeflagte verurtheilen, 
der aber er zweifelt an der Wahrhaftigkeit der Angaben der 
Tochter — in diefem Falle kann er unmöglich die volle Ueber⸗ 
#ugung davon gewinnen, daß die That, deren Ausführung ein 
Zuſammenwirken gerade und ausfchliepli der beiden Angeflag- 
ten vorausfeßte, überhaupt verübt worden fet. 

Ganz das Nämliche gilt von der dritten der im Eingange 
gedachten Entſcheidungen. Auch der verheirathete : kann nicht 
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deſſen, daß er mit der von ſeiner Verheirathung unterrichteten 
B. Ehebruch getrieben habe, für ſchuldig erachtet werden, dafern 
nicht der Richter zugleich die wolle Meberzeugung davon gewon⸗ 
nen bat, daß die B. dem A. den Beifchlaf geitattet und mithin 
auch ihrerfeits firafbaren Ehebruch getrieben habe. Glaubt der 
Richter dem Anführen des A., Ehebruch getrieben zu haben, 
obne der ferneren Angabe defjelben, daß die B. feine Mitſchul⸗ 
dige war, Glauben ſchenken zu können, jo läßt fich zwar bie 
BVerurtheilung des A. und die gleichzeitige Freiſprechung der B. 
vecht wohl rechtfertigen, jedoch ohne Hinzufügung des Auf 
ſpruchs, daß A. des Ehebruchs gerade mit der B. für ſchuldig 
zu erachten jei. 

- Wer diefer Auffaffung fih nicht anfchließen wollte, würde 
ſich gleichzeitig zu der, duch irgend welche ftihhaltigen Gründe 
nicht wohl zu motivirenden Anjicht befennen müfjen, daß über 
haupt durch ein Geftändniß ein ganz anderes Beweisrejultat 
erzielt werde, als durch Augenzeugen oder jonjtigen Fünftlichen 
Indicienweis erzielt zu werden vermöge; denn e3 dürfte wohl 
noch fein Indicienbeweis vorgelommen jein, auf Grund deſſen 
der Richter fih für ermächtigt gefühlt haben follte, den einen 
Angeſchuldigten wegen einer in Gemeinjchaft mit feinem Coinculpa⸗ 
ten verübten That zu verurtheilen, letzteren jelbft aber von der 
Anklage freizufprecen. 

Wenn von Siebdrat in den Criminal. Jahrb. für das 
Königr. Sachſen Bd. I. Heft 1 ©. 27 fig. (1836) der Berfud 
gemacht worden tft, einen den vorgedachten Entjcheidungen 
ähnlichen (Franzöſiſchen) Geſchwornenwahrſpruch zu rechtfertigen, 
durch welchen von zwei eines gemeinjchaftlichen Diebſtahls be—⸗ 
züchtigten Perfonen der &. für fhuldig und der Y. für nidt- 
ſchuldig erklärt, gleichwohl aber die dritte Frage: ob der Dieb 
ftahl von beiden gemeinfchaftlich verübt worden ſei? bejaht wor- 
den war: fo bedarf e3 feines weiteren Eingehens auf diefen Fall, 
da, wenn man die von dem ernannten Schriftiteller vorgebrad- 
ten bezüglichen Argumente näher beleuchtet, deſſen eigene Anficht 
nicht jowohl dahin, daß jener Wahrſpruch nichts Widerfprechendes 
enthalte, als vielmehr nur dahin geht, die Geſchwornen ſeien 
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durch eine unrichtige Fragftellung dazu verleitet worden, die 
dritte Frage fo, Wie gefchehen, zu beantworten. Und hierin ift 
demjelben jogar vollftändig Recht zu geben. Es würde ber 
dritten Frage überhaupt gar nicht bedurft haben, wenn ſowohl 
bezüglich des X. als auch rüdfihtlih des Y. ganz im Allgemei- 
nen gefragt worden wäre: Iſt derfelbe fhuldig, in Gemein- 
IHaft mit einem Anderen den Diebftahl ausgeführt zu haben? 
Die auf diefe Weife geförmelte, für jeden der beiden Angeflag- 
ten getrennt gehaltene Frage konnte widerſpruchslos bei dem 
einen bejaht und bei dem anderen verneint, ebenfo aber bei 
beiden bejaht werden und märe leßterenfall3 zugleich conftatirt 
geweſen, daß gerade &. und Y. es gemwefen, die den Diebftahl 
gemeinfam ausführten. Uebrigens mürde, mie nur beiläufig 
bemerft werden mag, nah unferem Prozeßverfahren für Die 
Geſchwornen felbft dann, wenn fie fih eimer jo ungeſchickten 
stagitellung gegenüber befunden hätten, der Ausweg offen ge- 
fanden haben, jene dritte Frage mit der Bejchränfung zu be> 
hen, daß zwar eine gemeinfchaftlihe Verübung, nicht aber er- 
wieſen jei, daß gerade Y. e3 gemwefen, mit welchem X. gemein- 
Ihaftlih gehandelt habe. | 

Es giebt jedoch diefer Excurs Siebdrats noch in einer 
anderen Beziehung PVeranlaffung, von erfterem Kenntniß zu 
nehmen. Siebdrat referirt nämlih a. a. D. einen Fall aus der 
Sähfifhen Spruchpraris, in welchem er eine gemiffe Analogie 
mit jenem Wahrſpruche erblidt. Diejer im Jahre 1836 — 
aljo allerdings noch vor dem oben hervorgehobenen Gefete nom 
30. März 1838 — vorgefommene Fall läßt fi), ſoweit er hier- 
ber gehört, Fürzlih dahin zufammenfaflen: 4, B. und €. 
waren der gemeinfchaftlihen Verübung eines Diebſtahls be- 
jühtigt; bezüglich des U. gewann man die volle Meberzeugung 
der Schuld; feinen beiden Complicen gegenüber ließ fi) dagegen 
der volle Beweis der Miturheberfhaft nicht führen, wohl aber 
lag genügender Verdacht dafür vor, daß fie die geftohlenen 
Saden, um die Spuren des Verbrechens zu verwifchen, bei 
Seite gefhafft hatten; man verurtheilte deshalb B. und €. 
wegen Diebitahlsbegünftigung zugleich unter Inſtanzfreiſprechung 
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wegen Diebſtahlstheilnahme, indem man überdies bei Bemeſſung 
der von A. verwirkten Strafe die dieſem, nach dem damaligen 
Rechte günſtige Annahme Plaztz greifen ließ, er habe den Dieb- 
ftahl nicht allein ausgeführt. 

Unterwirft man diefe Entfeheidung einer Prüfung zunächſt 
infomweit, als fie die Beftrafung des A. und die gleichzeitige In 
ftanzfreifprehung feiner Gomplicen betrifft, jo dürfte fih in 
diefer Beziehung ein Widerfpruh nicht entdecken laſſen; indem 
die damaligen Richter ihre volle Weberzeugung davon, daß A. 
den Diebftahl verübt habe, zugleich aber ſich dahin ausſpra— 
- den, wie bezüglich der näheren Mopdificationen der Ausführung 
fein fo ftringenter Beweis zu erbringen geweſen fei, der eine 
Berurtheilung des B. und CO. wegen Theilnahme und zugleid 
eine härtere Ahndung des A. rechtfertigte, al3 welche überhaupt 
duch das, mas voll erwiejen worden, unter allen Umständen 
bedingt geweſen jet, ertheilten fie eine Entjcheidung, die mit den 
oben vertheidigten Grundfägen durchaus harmonirt. Inſonder⸗ 
heit dürfte ich auch in diefem Theile der Entfcheidung Fein Be 
leg für die a. a. D. ©. 32 behauptete Nothwendigfeit finden, 
„Daß der Griminalrichter bisweilen, ebenfo wie in hundert an⸗ 
deren Fällen der Givilrichter, die nämliche Thatfache in der einen 
Hinficht für wahr, in der anderen für nicht wahr halten, oder 
doch feine Entſcheidung in Gemäßheit diefer beiden, einander 
widerfprechenden Borausfegungen einrichten müſſe.“ Es muß 
aber auch im Allgemeinen der Richtigkeit dieſes Satzes, minde 
fteng in feinem erſten unbeſchränkten Theile, widerſprochen wer 
den; eine folche „Nothwendigkeit“ kann für den Criminalrichter, 
der materielle Wahrheit zu erforfhen und feine volle Weber 
zeugung auszusprechen hat, nicht wohl erijtiren; hat er die volle 
Ueberzeugung gewonnen, daß diefe oder jene Thatfache wahr 
oder unwahr fei, fo darf feine Entſcheidung nicht auf ein an⸗ 
deres Ergebniß fußen, mag dieſes einem einzigen oder mehreren 
Inculpaten gegenüber in Frage kommen; die nämliche Thatfache 
läßt fi ebenfowenig wie die Vorftellung, welche der Urtheilende 
betreff3 ihrer gewann, trennen; eine verfchiedene Beurtheilung 
it nur möglich, infoweit ſich eine Begebenheit in verfchiedene 
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Thatfahen zerlegen und die eine und die andere ders elben ſich 
geſondert vorſtellen läßt. 

Einigermaßen anders liegt Freilich die Sache, wenn man 
fih der Frage zumendet, ob nicht darin, daß B. und C. wegen 
Diebitahlstheilnahme von der Inſtanz freigef proden und gleich- 
wohl der Diebjtahlsbegünftigung für fehuldig erachtet worden ' 
find, ein Widerfprud zu finden fei? Und dies möchte bejaht 
werden müſſen. Durch Anwendung jener Freifpredhungsformel 
bat der Richter ganz ausdrüdlih darauf hingewieſen, mie er 
die beiden Angeklagten der Mitausführung des Diebſtahls in 
erheblicher Maße verdächtig halte und mit diefer feiner Auf- 
faſſung läßt ſich nicht füglih die GConftatirung feiner vollen 
Veberzeugung davon vereinigen, daß diefelben die ihnen zur 
Laſt gelegten Handlungen in der Abfiht unternommen hätten, 
um damit die Entdedung einer nicht unter ihrer Concurrenz 
verübten, aljo einer fremden That zu verdeden. 

Es ift freilich zuzugeiteben, daß ähnliche Ausfprüche jeder- 
it in einer großen Anzahl von Schwurgerichtsentfcheidungen 
enthalten fein werden, dafern man ſich den Charakter und 
Zweck der eventuellen Fragen vergegenwärtigt; ein Nichtſchuldig 
betreffs der Diebjtahlstheilnahme und ein Schuldig wegen der 
eventuell in Frage gezogenen Diebftahlsbegünftigung wird ſehr 
oft vorkommen, wennſchon in dem Nichtfehuldig — melches 
ebenfo den Fall jeglider Verdachtloſigkeit, wie alle Verdachts⸗ 
grade und mithin auch den einer Anftanzfreifprehung zu Grunde 
liegenden umfaßt — keineswegs unter allen Umpftänden der 
gleichzeitige Ausſpruch der Geſchwornen enthalten ift, daß fie 
den Angefhuldigten der Diebftahlstheilnahme für völlig unver- 
dähtig angejehen hätten. Indeſſen fällt hier mindeftens jener 
auch äußerlich hervortretende Widerfprud hinweg und es mwird 
wenigjtens durch Fein äußerlihes Moment die Annahme mwider- 
legt, daß der Angeihuldigte in der beregten Richtung für völlig 
ſchuldlos erachtet worden fei. Vielleicht liegt aber auch jenen 
Bahriprüchen noch eine ambere Schlußfolgerung zu Grunde, die 
diefe felbft nicht ganz ungerechtfertigt erfiheinen läßt. Es läßt 
fih nämlich vielleicht jagen: es liege zwar ebenfo dafür, daß 
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der Angeklagte den Diebſtahl verübt, als dafür, daß er ihn nur 
begünſtigt habe, Verdacht, dagegen gleichzeitig Gewißheit über 
die Alternative vor, daß derſelbe ſchlechterdings den Diebſtahl 
entweder ausgeführt, oder begünſtigt haben müſſe und das 
Verdict wegen Begünſtigung documentire demgemäß in zuläſſiger 
Weiſe die volle Ueberzeugung der Geſchwornen, daß der Ange- 
klagte fih mindestens der leichteren Verbrechensform ſchuldig 
gemacht babe. 

Einer ganz anderen Beurtheilung unterliegen felbitveritänd- 
ih die Fälle, in denen zwar verjchtedene Verbrechen, aber nur 
von einer derartigen DBerfchiedenheit vorliegen, daß fich fagen 
läßt, der Thatbeitand des leichteren Verbrechens ſei vollftändig 
conjtatirt, und nur für das die Annahme des fchwereren Ber- 
brechens bedingende Moment liege zwar Verdacht, aber Fein die 
volle Weberzeugung begründendes Material vor. In ſolchen 
Fällen würde felbit eine förmliche Snftanzfreifprechung de 
früheren Rechts mit einer DVerurtheilung fi nicht geſtoßen 
haben. So ließe fich beifpielämeife eine Verurtheilung megen 
Diebftahls und daneben eine folche Freifprehung wegen Raubes 
um deswillen, weil das Moment der Gewalt an der Perſon 
nicht vollftändig zu conjtatiren geweſen, recht un ohne jegligen 
darin liegenden Widerſpruch denfen. 
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Praͤjudizien. 
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Zu dem Strafgeſetzbuche ꝛc. 


3. 


Venn bei Ahndung einer Körperverletzung die ideelle 

loncurrenz einer Beleidigung nach Art. 77 des RStGB.'s 

berüdfichtigt werden foll, fo bedarf aud das Bothan- 

denfein der Beleidigung einer befondern thatſächlichen 
Feſtſtellung. 


Erk. vom 20. Aug. 1869 no. 808|820. 


Der das Zufammentreffen mehrerer Verbrechen in einer Handlung 
betreffende 77. Art. des RStGB.'s Stellt in feinem erften Sage den 
Grundfag auf, daß beim Vorliegen einer Handlung, melche den gefeh- 
lichen Erforderniſſen eine3 geringeren, vermöge gewiſſer dabei ebenfalls 
vorhandener Umftände aber zugleich den Erfordernifien eines ſchwereren 
Verbrechens entfpricht, auf die durch das ſchwerſte dieſer Verbrechen ver- 
wirkte Strafe erfannt werben fol. Bezüglich der Strafabmefjung aber 
wird im zweiten Satze des Artikels zwiſchen den Fällen, in denen das 
ſchwerere Verbrechen ſchon feinem Begriffe nad) das leichtere in ſich ent- 
hält, und denen, mo folches nicht der Fall ift, unterfchieden. Nur unter 
der letzteren Vorausſetzung fol bei der Feſtſetzung der Strafe innerhalb 
des Strafmaßes darauf Rüdficht genommen werben, daß der Verbrecher 
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durch ſeine Handlung zugleich noch ein anderes, minder ſchweres Ver⸗ 
brechen begangen hat. 

Soviel die Anwendung der angezogenen Geſetzesvorſchrift im vor⸗ 
liegenden Falle anlangt, laſſen die, dieſe Geſetzesanwendung ausdrücken⸗ 
den Worte in dem Beſcheide: „ſo ſind beide Angeklagte wegen leichter 
Körperverletzung in ideeller Coneurrenz mit thätlicher Beleidigung unter 
erichwerenden Umſtänden nach Art. 166, 167,3, 171,3, 174, 239 und 
241b in Verbindung mit Art. 77 des RStGB.'s mit Gefängnißftrafe 
in der Dauer von vierzehn Tagen zu beſtrafen“, zur Genüge erfennen, 
daß das erfennende Gericht, Davon ausgehend, daß das Zufammentreffen 
leichter Körperverlegung und thätlicher Beleidigung in einer Handlung 
borliege, und von beiden Verbrechen die Körperverlegung das ſchwerere 
fei, die erfannte Strafe nach Art. 167,3 und 171,3 des RStGB.'s be: 
meſſen, bei der Strafabmeffung aber darauf Rüdficht genommen bat, 
daß die Angejchuldigten durch ihre Handlung zugleich einer anderen, 
für minder ſchwer erachteten Rechtsverletzung, der thätlichen Beleidigung 
unter erſchwerenden Umftänben, fich ſchuldig gemacht haben. 

Nach diejer Auffafjung hat zunächſt die zu Begründung der gegen 
das Straferfenntniß erhobenen Nichtigkeitsbeſchwerde unter 2. aufge: 
jtellte Behauptung, e3 fei in unzuläffiger Weile wegen eines Vergehens 
auf Strafe erkannt, welches nach dem Beichluffe BI. gar nicht Gegen: 
ftand der Unterfuchung geweſen fei, Feine Beachtung finden können. Be 
ftraft find die Angeklagten nur wegen Körperverlegung nad) Art. 167,9 
und Art. 171,3 des RStGB.'s, die damit feiner Anficht nad in der: 
jelben Handlung iveell concurrivende Beleidigung, wegen deren Straf: 
antrag geftellt worden, bei der Strafbemeffung mit zu berüdfichtigen, 
war aber das Unterjuhungdgericht durch den angezogenen Beſchluß 
nicht behindert. 

Ebenfowenig hat dem Bertheidiger darin beigeftimmt werden kön⸗ 
nen, daß jede durch Zufügung von Thätlichfeiten vorſätzlich herbeige 
führte Körperverlegung ſchon dem Begriffe nach eine Beleidigung in fih 
enthalte und daß deshalb nach dem zweiten Sabe im 77. Art. de 
RStGB.'s bei Abmefjung der Strafe der Körperverlegung auf die con⸗ 
currivende Beleidigung nicht habe Rüdficht genommen werden bürfen- 
Mag aud) jehr häufig mit dem Zufügen von Körperverlegungen mittel 
Schlagen, Stoßens ꝛc. die Abficht zu beleidigen verbunden fein, ſo 
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kann doch keineswegs angenommen werden, daß jede auf ſolche Weiſe 
zugefügte Körperverletzung ſchon ihrem Begriffe nach entweder an ſich 
oder nach der gemeinen Meinung Verachtung ausdrücke oder eine Ehren- 
fränfung enthalte. 

Eben aus diefem Grunde bedarf aber auch, wenn bei der Ahndung 
einer Körperverlegung bie ibeelle Goncurrenz einer Beleidigung jo, wie 
im vorliegenden Falle gejchehen, berüdfichtigt werden fol, das Vorhan- 
benfein einer Beleidigung einer befonderen thatſächlichen Feftftellung. 
Eine ſolche Läßt nun aber der angefochtene Beſcheid, welcher, ohne einer 
auf das Zufügen einer Beleidigung gerichteten Abficht irgend zu geden- 
fen, nur als eriviejen feitftellt, daß von dem Angeklagten ihrem Schiwie- 
gervater %. ©. 5. , weil derjelbe eine Fenſterſcheibe zerichlagen gehabt, 
durch Schlagen, Stoßen und Niederwerfen leichte Körperverlegungen 
zugefügt worden feien, gänzlich vermifjen. Ohne eine jolche Feſtſtellung 
durfte aber eine Berückſichtigung der ideellen Concurrenz einer Beleidig- 
ung bei Abmeffung der Strafe der Körperverletzung nicht ftattfinden 
und inſoweit, als zugleich in diefer Richtung BI. unter 1. zu NRechtfer- 
tigung der erhobenen Nichtigkeitsbeſchwerde behauptet worden ift, das 
Straferfenntniß berube auf unrichtiger Geſetzesanwendung auf die als 
erwieſen angejehene That, bat diejes Rechtsmittel allerdings als be- 
gründet angejehen werben und nad) Art. 349 ILL. verb. Art. 377 der 
RStPO. zur Caffation de3 angefochtenen Beſcheids führen müſſen. 

Da die vorhandene Nichtigkeit nicht etwa eine ſolche ift, wegen 
deren auf Straffreifprechung zu erfennen geweſen wäre, auch eine noch— 
malige Verhandlung der Sache nicht geboten war; jo ijt nach Art. 352 
ver RSEBO. die Sache lediglich zur nochmaligen Entjcheivung an das 
Unterſuchungsgericht zurückzuweiſen gemwejen. 


4. 


Ueber „Unbedachtſamkeit“ im Sinne des Art. 227 
des RStGB.'s. 


Erf. vom 13. Aug. 1869 no. 819802. 


Der von dem Angefchuldigten 2. in der zwilchen ihm und R. an- 
Bängig geweſenen Civilprozeßfache geleiftete Eid ging dahin: 





154 Präjudizien. 


wie e8, ſoviel er wiſſe, glaube und dafürhalte, nicht in Wahrheit be- 

ruhe, daß Kläger (N.) und feine Vorgänger im Befige der Parcelle 

Rr. 165 ... den Bl. befchriebenen Streifen Land mährend eines 

Zeitraumes von 31 Jahren 6 Wochen 3 Tagen, vom 1. März 1865 

zurüdgerechnet, alljährlich bejtellt, bejäet und die darauf erzeugten 

Früchte eingeerndtet habe. | 
Die vorige Inſtanz bat in Leiftung dieſes Eides das Verbrechen des 
leichtfinnigen Falſcheides erblidt. Das OAG. hat jedoch den für dad: 
felbe bindenden Feitftellungen gegenüber dieſer Auffafjung nicht beizu- 
treten vermocht. 

Allerdings läßt die Darlegung deſſen, was die vorigen Urthels- 
verfafler in thatfächlicher Beziehung als conftatirt angelehen haben, in 
mehrfacher Beziehung die wünſchenswerthe Klarheit wermiffen, indem x. 

Gleichwohl hat man und zwar namentlich auch mit Rückſicht auf 
die meitere Motivirung Bl. das vorige Urthel unbedenklich dahin inter: 
pretiren dürfen, daß darin fchließlich ausgefprochen werden wollen, tie 
zivar 2. bei eingehenderer Prüfung der Berhältniffe hinreichenden Grund 
gefunden haben würde, die Richtigkeit der Negative, daß der fraglide 
Streifen Land in der vom Kläger behaupteten Weiſe nicht benußt wor⸗ 
den fei, zu bezweifeln, wie indeſſen gleichwohl anzunehmen fei, daß der: 
jelbe bei Leiftung des Eides in dem irrigen Glauben fich befunden habe, 
jene Regative entfpreche der Wahrheit. 

Fragte es ſich nun, ob dieſer Beweisannahme gegenüber die Hand: 
lung 2.8 unter Art. 227 des RStGB.'s fubfumirt werben Türme? fo 
hat Solches die vorige Inſtanz, wie e3 den Anfchein gewinnt, in Hin⸗ 
blid auf die „Unbedachtſamkeit“ bejaht, melde L'n um desmillen zur 
Laſt falle, weil er „troß der für ihn erfennbaren Unzuverläffigfeit der 
Unterlagen für fein irriges Glauben es unterlafjen habe, irgend welche 
Erfundigungen bei älteren Perſonen des Dorfes einzuziehen, wie die? 
doch fehr nahe gelegen habe und für ihn fo leicht ausführbar ge 
weſen ſei.“ 

Dieſer Auffaſſung war nicht beizupflichten. Indem das BG. 
hiernach darin, daß 2. Erkundigungseinziehungen unterließ, das Mo: 
ment des Leichtſinns findet, welches den von ſelbigem geleiſteten Eid 
zum leichtſinnigen Falſcheide ſtempeln ſoll, hat es ſich einer Interpreta⸗ 
tion des Eides zugewendet, der man nicht beitreten kann. 2. bat ein 
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Mehreres nicht beſchworen, al3 daß feinem Wiſſen, Glauben und Da- 
fürhalten nach die behauptete Benutzung des Feldſtücks nicht ftattfand; 
batte er diefen Glauben wirklich, fo konnte er auch da8 Vorhandenſein 
diefer feiner Ueberzeugung eiblich verfichern, ohne daß baraus irgend 
ein Vorwurf für ihn entlehnt werden Tönnte, welcher zu einer criminal⸗ 
rechtlichen Ahnndung zu führen vermöcte. Dadurch, daß er bei Prüfung 
der ihm zugänglichen Unterlagen, aus melchen fich vielleicht ohne große 
Mühe eine Harere Kenntniß von den einfchläglichen Vorgängen getvin- 
nen ließ, leichtfertig zu Werke ging, daß er ſogar vielleicht einige diefer 
Erkenntnißquellen ganz unbenust ließ und daß ihm überhaupt mit Recht 
ein hoher Grab von Leichtgläubigkeit nachgefagt ‚werden kann, welcher 
unter Umftänden und insbeſondere einer bevorftehenden Eidesleiftung 
gegenüber jogar als etwas moraliich Vermwerfliches bezeichnet werben 
darf, ändert Etwas nicht; die Leichtfertigfeit, mit welcher der Schwö— 
tende fich eine Weberzeugung bildete, macht noch keineswegs den Eid 
ſelbſt zu einem leichtfinnigen, mit welchem er, daß er diefe Neberzeugung 
babe, befräftigte. 

Etwas bei weitem Anderes märe e3, dafern die vorige Inſtanz als 
erwieſen angejehen hätte, daß 2. überhaupt von der Wahrheit deſſen, 
a3 er zu glauben beſchwor, nicht überzeugt gemwejen fei; denn, jobald 
er gezweifelt, gleichwohl aber das Vorhandenfein feiner Ueberzeugung 
eidlich befräftigt hätte, würde er fogar wiſſentlich etwas Untvahres be- 
Ihiooren haben (Art. 221 des REtGB.'s). Hiervon aber kann nad) 
den Feſtſtellungen der vorigen Inſtanz nicht die Rede fein; L. beeidete 
danach zwar einen „irrigen Glauben”, hingegen keineswegs das Vorhan⸗ 
denfein einer Ueberzeugung, die ihm ertviefener Maßen nicht inne wohnte. 

Weberhaupt dürfte fchmerlich eine Combination der Verhältniffe 
vorkommen, bei der fih ein Glaubenseid als ein leichtfinniger Falſcheid 
‚herausftellen könnte. Wohl läßt fich nicht mit Unrecht jagen, daß durch 
einen als Glaubengeid gefaßten Eid der Beweis der Wahrheit oder Un- 
wahrheit feiner andern Thatfache bergeftellt werden fol, als diejenige 
it, deren Nachweis durch den als Veritätseid geförmelten Eid erbracht 
werde und daß ſich beide Eide civilprozeſſualiſch im Hauptiverfe nur in- 
ſofern unterſcheiden, als lediglich für den Fall, daß der juraturus bei 
der zu erweiſenden Thatfache nicht concurrirte, die Form des Crebuli- 
tätgeides gewählt werde: indeſſen bei diefer Auffaffung tritt die Be— 
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rüdfichtigung deſſen, von welcher civilprozefjualen Wirkung der Glau- 
benseid fei, zu ſehr in den Vordergrund, um fie für die criminalredt- 
liche Beurtheilung des Schmwörenden verwerthen zu können. Der 
Standpunkt, auf welchem ſich der Civilrichter bei Auferlegung eines 
Parteieides befindet, ift offenbar ein anderer, als von welchem aus ver 
Criminalrichter zu urtheilen hat. Für den Ausgang des Civilprozeſſes 
fann es nicht maßgebend werden, ob die Partei die von ihr behauptete 
oder beftrittene Thatjache glaubt oder nicht glaubt, vielmehr Tann es 
nur Aufgabe de3 Civilrichters fein, die formelle Wahrheit oder Un- 
wahrheit jener behaupteten oder beftrittenen Thatfache Telbft zu conſta⸗ 
tiren; er wird daher auch einen Credulitätseid nicht in der Weile für- 
meln dürfen, daß etwa die maßgebende Negative in die Crebulitäts- 
formel verlegt und gejagt würde „wie der Schwörende nicht wiſſe, nicht 
glaube und dafürhalte, daß u. |. m.” Ganz andere Erwägungen werden 
für die ftrafrechtliche Beurtheilung entſcheidend. Für den Criminal- 
vichter tritt die Frage, welcher formelle Nachweis hergeftellt werden 
jollte, in den Hintergrund; ihm Tiegt die Verpflichtung zu Prüfung 
deſſen ob, worauf in Wirklichkeit die eidliche Verficherung, welche der 
Angeichuldigte abgab, beſchränkt, d. h. welches die Thatſache war, deren 
materielle Wahrheit zu beftätigen der Angefchuldigte überhaupt im 
Stande fein konnte und beftätigen ſollte. Wer ſich aber in die Lage 
deſſen verjegt, der einen Eid nur um deswillen lediglich de credulitate 
zu ſchwören hatte, weil er bei den behaupteten oder beftrittenen That- 
jachen nicht perſönlich concurrirte, wird nicht im Zweifel fein, daß es 
weder dem Schtwörenden überhaupt zuzumutben war, noch auch diejem 
in den Sinn fommen konnte, die objertive Wahrheit oder Unwahrheit 
jener Thatjachen zu beftätigen oder zu verneinen, wie von ihm vielmehr 
nur erwartet und in Ausficht geftellt werben Fonnte, er werde der Wahr: 
beit entjprechend eidlich verfichern, wohin feine Weberzeugung gehe. Nur 
diefer ſubjective Geſichtspunkt kann allein für die criminalrechtliche Be⸗ 
urtheilung maßgebend werben; bei ihr darf lediglich entfcyeidend fein, 
ob die Thatjache, daß der Schwörende die beſchworene Ueberzeugung ge 
babt habe, wahr fei oder nicht. Iſt aber dieſe letztere Thatſache um 
wahr, fo wird nicht ein leichtfinniger Falſcheid, wohl aber zumeift ein 
Meineid und zwar ohne weitere maßgebende Einwirkung des Umftan- 
des vorliegen, ob die weitere pofitive ober negative Thatfache, melde 





er wird jede Erkenntnißquelle benußen, welche ſich ihm bietet, ehe er 
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ber Schwörende zu glauben eiblich verfichert hatte, wahr ſei oder nicht. 
Leichtfinnig war es jedenfall3 nicht, wenn der Angejchuldigte eine 
Ueberzeugung beſchwor, von der er, troß der derſelben entgegengeftan- 
denen Erwägungen, durchdrungen war. 

Wenn Held und Siebdrat bei Commentirung des Art. 187 des 
CrGB.'s von 1838, 

Gommentar ©. 269, 

eine abweichende Meinung vertreten und einen leichtfinnigen Glaubens- 
eid ftatuiet zu Haben fcheinen, fo würde hierunter zunächft nicht unbe- 
achtet bleiben dürfen, daß Solches jchon in Hinblid auf die veränderte 
Faflung des Art. 227 des RStGB.'s für die interpretation dieſes 
letzteren Artifel3 minder entjcheidend fein könnte. Demnächſt find aber 
auch die genannten Commentatoren bei Motivirung ihrer Anficht 
Grundſätzen gefolgt, welche im Grunde genommen gleichfall® zu der 
borftehend vertretenen Auslegung des Art. 227 führen dürften. Indem 
fie nämlich ausfprechen, daß „allerdings ein leichtfinniger Glaubenseid 
dem beizumeſſen fei, melcher die ihm zu Gebote ftehenden Erfenntniß- 
quellen der Wahrheit völlig unbenutt ließ und etwas Unwahres als 
feine Weberzeugung beſchwor, ohne fi eine mirkliche Weberzeugung 
verichafft zu haben”, wird augenfällig aud von ihnen ein Hauptgewicht a 
darauf gelegt, ob der Schwörende in der That die von ihm berficherte ch 
Ueberzeugung gehabt babe, d. h. ob von ihm das, was er als jeine * 
Ueberzeugung beſchwor, in Wirklichkeit als feine feſte Ueberzeugung be- 
zeichnet werden durfte. Unter allen Umſtänden aber wird eine Frage 
hiernach niemals anders als nach der Individualität des Schwörenden 
beantwortet werden können. Der Leichtgläubige iſt ſchneller mit ſeiner 
Ueberzeugung im Reinen, als derjenige, der ſich nur ſchwer dazu ent⸗ 
ſchließt, Etwas für wahr zu halten, mas ihm nicht von den verſchieden⸗ 
ften Perfonen, deren Zuverläffigkeit er bereit erprobte, werfichert wird, 





ſchwört; jener wird fich mit wenigen begnügen, ohne daß ihm deshalb 
mit Recht nachgejagt werben könnte, feine Verficherung, er fei feſt über- 
zeugt, ſei unwahr. Man würde, wenn man Denjenigen, der einen 
Glaubenseid Teiftete, ſchon um desmwillen, weil feine Heberzeugung Teine 
objectiv wohl begründete war, nad) Art. 227 beurteilen wollte, ihm 
in unzuläffiger Weife die Rechtspflicht auferlegen, annoch die verſchie— 





— 
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denften Quellen für Gewinnung einer Erfenntniß aufzufuchen, die er 
bereit3 ficher geivonnen zu haben meinte. Hierfür fann man nur den 
criminalrechtlich verantwortlich machen, der de veritate ſchwört; wer 
die behauptete oder beftrittene Thatſache ſelbſt beſchwört oder abſchwört, 
begeht allerdings ſelbſt dann einen leichtfinnigen Falſcheid, wenn er ſich 
auch nur die Möglichkeit eines Irrthums vorftellen fonnte und gleid: 
wohl nicht alle denkbaren Erfenntnißquellen benutzt hatte. 

Daß das Unterlaffen der naheliegenditen Erfundigungseinziehun- 
gen unter Umftänden einen Verdachtsgrund dafür abgeben Tann, ver 
juraturus babe gefürchtet, ſolchenfalls Mittheilung zu erhalten, die ihn 
verhindern könnten, bei feinem bisherigen Glauben zu verharren und 
den Eid zu leiiten, liegt auf der Hand, doch verfteht es fich nach Vor⸗ 
ftebendem gleichzeitig von felbft, daß im Falle dieſes Nachweiſes auch 
derjenige, der nur de credulitate ſchwor, einen Meineid leistete, ba er, 
obgleich er hiernach noch gezmweifelt haben würde, dennoch feine Weber: 
zeugung bejchworen hatte. 

Hiernach allenthalben war daher 2. ftraffrei zu ſprechen. 


5. 


Für den Eintritt der im Art. 243 Abf. 1 des RStGB.s 
enthaltenen Beftimmung kommt darauf nidts an, ob 


wegen der einen Beleidigung nad Art. 246 unter 1. 


des RStGB.s von amtswegen zu verfahren mar. 
Erf. vom 16. Aug. 1869 no. 823810. 


Der Staatsanwalt bat gegen das Erkenntniß des GA.'s P., in 
welchem der Angefchuldigte K. A. TH. wegen thätlicher Beleidigung 
feiner Schwiegermutter, der verw. Sch., nach Art. 243 Abi. 1 de 
RStGB.'s ſtraffrei geiprochen tworden, wegen unrichtiger Gejehesan- 
wendung Nichtigfeitsbejchwerde eingewendet und zu deren Begründung 
fi darauf bezogen, daß die dem Angefchuldigten zur Laft fallende Be 
leidigung nach Art. 246 Abi. 6 sub 1 des NSIGB.’3 von amtswegen 
zu beitrafen fei, die im Art. 243 des RStGB.'s allerdings für rechtlich 
zuläffig erachtete Einrede der Retorfion ‚aber nur den Strafantrag des 
Beleidigten ſelbſt — die Privatanklage — ausfchließe, einer von amts 
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wegen zu unterſuchenden Beleidigung gegenüber aber niemals geltend 
gemacht werden könne. | 

Das DAG. hat jedoch dieſer durch eine erläuternde Bemerkung zu 
Art. 243 in der Ausgabe des RSEtGB.'s von Dr. Schwarze ©. 134 
allerdings anjcheinend unterjtüsten Anficht des Staatsanwalts in der 
Allgemeinheit, in welcher fie aufgeftellt worden, nicht beizutreten ver: 
mocht, und das eingewendete Rechtsmittel unter den hier vorliegenden 
Umſtänden nicht für begründet anjehen können. | 

Es handelt fih nämlich in dem gegenwärtigen Falle um die jo- 
fortige Erwiderung einer Beleidigung und eine ſolche ift im erſten Ab- 
late des Art. 243 des RStGB.s, dafern fie nur die borausgegangene 
Beleidigung nicht erheblich überfteigt, ganz im Allgemeinen und ohne 
irgend eine meitere Beſchränkung in Bezug auf die Beichaffenheit ver 
gegenfeitigen Beleidigungen für ftraflos erklärt worden, und bei der 
Haren Wortfaffung diejer Geſetzſtelle kann man offenbar auch aus der 
Borichrift im zweiten Abſatze defjelben Artikels, daß im Falle einer 


ſtrafloſen Erwiderung einer Beleidigung auch von dem zuerſt Beleidig- 


ten nicht auf Beitrafung wegen Beleidigung angetragen werden könne, 
nicht die Schlußfolgerung ziehen, daß auch durch die ganz anders lau= 
tende Beitimmung im erſten Abjage lediglich der Strafantrag des durch 
die Erwiderung beleidigten erften Injurianten habe ausgeſchloſſen wer⸗ 
den follen. Die gedachte Beitimmung enthält ſonach einen wirklichen 
Strafausfchließungsgrund, der als ſolcher bei einer jeben, fofortigen Er= 
widerung einer Beleidigung eintritt, welche, an fich betrachtet, ebenfalls 
nur al3 eine nach Art. 239 zu beurtheilende Beleidigung fich darftellt 
und die vorausgegangene Beleidigung nicht erheblich überfteigt, und es 
Tann bei dem Vorhandenfein diefer Borausfegungen feinen Unterfchied 
machen, ob die gegenfeitigen Beleidigungen im Uebrigen gleichartig find 
und ob fie außerdem nur auf Antrag oder von amtswegen zu beftrafen 
fein würden. 

Die im Art. 246 Abj. 6 sub 1 erwähnten thätlichen Beleidigun- 
gen gegen Verwandte und Verſchwägerte in auffteigender Linie werden 
aber ebenfalls nur als Beleidigungen im Sinne des Art. 239 des 
RStGB.'s und nad) Mafgabe der Vorfchriften diefes Artikels beftraft, 
und wenn auch bei Abmefjung der Strafe innerhalb des Strafmaßes 
der im Art. 241 sub b aufgeführte Erſchwerungsgrund mit in Betracht . 
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zu ziehen iſt, ſo läßt ſich doch nicht behaupten, daß Derjenige, welcher 
eine ihm von einer der im Art. 246 an der angezogenen Stelle ge- 
nannten Perfonen zugefügte und an fich ftrafbare thätliche Beleidigung 
erwidert, fi) unter allen Umftänden einer die vorausgegangene Be= 
leivigung erheblich überfteigenden Beleidigung ſchuldig gemacht babe, 
und es bat daher audy ganz füglich dem Richter überlaffen werden kön⸗ 
nen, auch in Fällen diefer Art darüber, ob ein folches Ueberſchreiten 
jtattgefunden? unter Berüdfichtigung aller einfchlagenden Umſtände zu 
entjcheiden, und da nun in der gegenwärtigen Sache durch die Erfennt- 
nifje thatfächlich feftgeftellt worden, daß der Angellagte nur eine ihm 
zubor bon feiner Schwiegermutter, der verw. Sch., zugefügte thätliche 
Beleidigung ſofort erwidert, und daß diefe Erwiderung die vorausge⸗ 
gangene Beleidigung auch unter Berüdfichtigung des beftehenden Re— 
jpectverhältniffes nicht erheblich überjtiegen, fo mußte die Anwendung 
der Beſtimmung im erſten Abſatze des Art. 243 des RStGB.'s für ge⸗ 
rechtfertigt angejehen werden, und e8 war baher die eingewendete Nid- 
tigfeit3bejchwerde als unbegründet zu vermwerfen. 

Im Uebrigen mag nur noch bemerkt werden, daß die Anficht des 
OAG.'s auch von Krug, 

Sommentar zum StGB. 2. Ausgabe Abth. II. pag. 140 sub 4, 
getheilt wird und daß fid) auch Dr. Schwarze in einem früheren, im 
7. Jahrgange der Allg. Ger.= Zeit. enthaltenen Aufjage S. 256 für 
diejelbe Anficht ausgeiprochen hat. 








6. 
Zur Auslegung von Art. 312 des RStGB.'s. 
Verordn. vom 20. Sept. 1869 no. 375421. 
Der Art. 312 des RStGB.'s bezeichnet es als ſtrafbar, went 
Jemand 
1) Stempel oder andere beſondere Kennzeichen, womit Waaren 
oder andere Fabrikate eines beftimmten Handlungshaufes ober einer 
beftimmten Fabrik bezeichnet zu werben pflegen, nachmacht und folde 
zu Täuſchungen im Handel mißbraucht, ingleichen, wenn 
2) die Etikette eines Handlungshaufes oder einer Fabrik, unter 





Buder Strafprogehorbnung xc. 161 


welcher man im Gegenſatze zu der vorher erwähnten nachgemadhten, nur 
eine echte verjtehen Tann, zu Täufchungen im Handel gemißbraucht wird. 

Der Fall bei 2) ift bier gar nicht in Frage und wegen bes Falles 
bei 1) ift in beiden vorigen Inftanzen angenommen worden, daß ein 
ſolches Nachmachen, oder ein demfelben gleichftehendes Nachmachenlaſſen, 
durch W. M. nicht indicirt fei; F. behauptet das Gegentheil hiervon 
felbft nicht und geichähe folches, fo würde eine diesfalls an das OAG. 
gerichtete Beſchwerde nach dem Schlußfate von Art. 98 der RPO. un- 
zuläffig fein. Da nun in dem Falle bei 1) das Geſetz, die Täufchung 
im Handel mit dem Nachmachen oder Nachmachenlaſſen des betreffen- 
den Stempel3 oder Fabrikkennzeichens Seiten Desjenigen, der der 
Täuſchung fi ſchuldig macht, verbindet, fo ift es Tlar, daß, wie in bei- 
den vorigen Inſtanzen ausgeiprochen worden, wider den bezüchtigten 
W. M. auf den Grund von Art. 312 des REtGB.'s ein unterfuchung3- 
mäßiges Verfahren nicht eingeleitet werden Tann. 


Bu der Strafprozeßordnung ıc. 


4 


Die Verlegung der im Art. 219 Abf. 1 der RStPD. 

enthaltenen Vorſchrift begründei nicht ſchlechterdings 

eine Nichtigleit des Verfahrens, vergl. au Annalen, 
N. %. Bo. I. ©. 351 flg. 


Erf. vom 13. Aug. 1869 no. 822]804. 


Die von R. eingewendete Nichtigkeitsbeſchwerde ift auf die Be- 
bauptung begründet, daß in der Vorunterfuhung Häufig mehrere 
Zeugen zufammen abgehört worden mwären, obſchon nad dem Geſetze 
jeder Zeuge für fih allein und ohne Beifein eines zweiten hätte abge= 
bört werden müffen — eine Beftimmung, welche der Angejchuldigte für 
eine wefentliche Vorſchrift des Verfahrens angefehen wiſſen will. | 

Die Vorgänge, welche der Angejchuldigte hierbei im Auge gehabt 
bat, können, obſchon fie von ihm nicht näher bezeichnet worden, Teine 
anderen fein, als die Erörterungen über die Identität defjelben mit 
einer der angeſchuldigten Verbrechen verdächtigen, in der H.ſchen 

Annalen, Neue Folge Bd. VI. | 11 
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Schankwirthſchaft zu B. und fpäter im Gaſthauſe der verw. M. zu F. 
verlehvenden Mannsperjon. 

Hierbei ift nun aus den betreffenden Protofollen allerdings nidt 
mit genügender Beitimmtbeit erſichtlich, ob die Befragung ber vorge: 
ladenen Zeugen über die Recognition des ihnen vorgeſtellten Ange 
ſchuldigten dergeftalt erfolgt fei, dag jedesmal nur ein Zeuge an Ge 
richtsſtelle anweſend geweſen iſt und feine Erklärung abgegeben hat, 
oder ob letzteres im Beiſein der übrigen Zeugen geſchehen iſt. Was 
insbeſondere die Bl. vorgenommene Befragung über einen in der 
zuerſigedachten Schankwirthſchaft von einem der Angeſchuldigten vor- 
gezeigten Eifenbabnfahrplan betrifft, gewinnt e8 vielmehr das Anſehen, 
als ob eine folche räumliche Trennung der Zeugen nicht ftatigefunden 
babe. | 
Gleichwohl hat man unter den hier vorliegenden bejonderen Um: 
ftänden in dem gerügten Verfahren einen Nichtigleitsgrund nicht zu er- 
blicken vermocht. 

Die hier maßgebende Beſtimmung in Abf. 1 Art. 219 der RPO., 
wonach die Zeugen jeder einzeln und ohne daß der Angefchuldigte zuge 
zogen wird, von dem Unterſuchungsrichter abgehört werden follen, ent 
hält eine ausdrückliche Androhung der Nichtigkeit für den Fall einer 
Zuwiderhandlung nidt. 

Das DAG. hat daher auf Grund von Art. 243 Abi. 2 zu er⸗ 
meſſen, ob die fragliche Vorſchrift für eine mwefentliche zu achten ſei. 
Es verfteht fich von felbit, daß bei diefem Ermeſſen der concrete Fal 
und insbeſondere die Frage in Betracht gezogen werden müſſe, ob aus 
der betreffenden Yormverlegung ein Nachtheil erwachſen fei. 

Nun ift aber nah Inhalt der Protokolle, welche hier in Frage 
find, durchaus nit anzunehmen, daß hinfichtlid) der Recognition deö 
Angeſchuldigten die abgehörten Zeugen auf einander Einfluß geäußert 
baben, da diejelben fich hierüber in twejentlich von einander abweichen 
der Weife, die einen mit mehr, die anderen mit meniger Beſtimmtheit 
und unter Angabe von fpeciellen Erfennungsjeichen, welche nicht bei 
allen Zeugen diejelben find, geäußert haben. Was dagegen die ge- 
meinjame Befragung über den Fahrplan betrifft, jo enthält dieſe eine 
minder mejentliche, auf Beranlaffung des Staatsanwalts vorgenommene 
"Erörterung. Jeder etwa noch vorhandene Zweifel aber wird und muß 
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borausfichtlich bei der in ber Hauptverhandlung eventuell vorzunehmen- 
den Gegenüberſtellung jedes einzelnen Zeugen mit dem Angefchuldigten 
bejeitigt merben. 

Mag man daher das eingefchlagene Verfahren nicht für vollftän- 
dig normal anfehen, fo ift do, aus den angeführten Gründen, ber ge- 
rügte Mangel keineswegs von folder Erheblichkeit, daß daraus eine 
Nichtigkeit des Verfahrens abzuleiten wäre. Die erhobene Nichtigfeits- 
beſchwerde ift daher zu verwerfen geweſen. 


5. 


Dem Staatsanwalte läuft die Zehntagsfrift, inner- 

halb deren er ein Rechtsmittel gegen ein Einftellungs- 

erfenntniß einwenden fann, nad 233a Abi. 6 und Art. 

87 Abi. 3 der RStPpO. unbedingt vom Tage der Be- 

fanntmadhung diefes Erfenntniffes an yes Ange: 
ſchuldigten an. 


Beichluß vom 24. Sept. 1869 no. 9241922. 


Da die Zehntagsfrift, innerhalb deren der Staatsanwalt ein 
Rechtsmittel gegen ein Einſtellungserkenntniß einwenden kann, nad) 
Art. 233 a Abf. 6 jet. Art. 87 Abſ. 3 der RStPO. unter allen Um- 
fänden mit dem Tage der Bekanntmachung dieſes Erfenntniffes an den 
Angeſchuldigten und zwar insbefondere mit biefem Tage felbft dann 
beginnt, dafern der Unterfuchungsrichter die ihm nad Art. 87 Abf 3 
in fine obliegende Verpflichtung verabfäumt haben follte, indem ber 
Geſetzgeber davon ausgegangen ift, dem Staatsanwalte fei durch feine 
Theilnahme an den bezüglichen Sitzungen ſowie durch bie ihm jeberzeit 
gebotene Füglichkeit der Acteneinſicht hinreichende Gelegenheit und Ber- 
anlafjung geboten, auch ohne bejondere Aufforderung von einer ſolchen 
Entſcheidung rechtzeitige Kenntniß zu nehmen, 


Schwarze, Commentar 1. Ausg. zu Art. 87 Abſ. 3 der AstPP., 


ſo ift das von dem Staatsanwalte erft Längft nach Ablauf der beregten 
Frift eingewendete Rechtsmittel als verfäumt zu erachten, und he * 
vG. denſelben demgemäß zu beſcheiden. 


11* 
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6. 


Der Antrag eines Privatanflägers, die Unterfuhung 

bi3 auf feinen weiteren Antrag zu filtiren, bejchräntt 

den Richter in dem Redte, die Sade fortzuftellen, reſp. 
einen Beſcheid abzufajjen, nit. 


Erf, vom 13. Aug. 1869 no. 834|803. 


Die Denunciantin bat wider den Bejcheid, durch welchen Denun: 
ciat freigefprochen und fie in die Koften verurtheilt worden ift, lediglich 
aus dem Grunde NichtigfeitSbejchtverde eingeivendet, weil, troß des von 
ihr bei Gelegenheit der Bekanntmachung des Actenſchluſſes geftellten 
Antrags: „die Unterfuchung bis auf ihren weiteren Antrag zu ſiſtiren“ 
zu Abfaffung des Beſcheids verjchritten worden jei. 

Hierin Tonnte indeſſen ein Nichtigfeitägrund ſchlechterdings nicht 
gefunden werden. Der Art. 349 sub I und II, welder in Verbindung 
mit Art. 377 Abſ. 2 der RStPO. hierunter ausfchließlich hätte in 
Frage kommen können, fegt die Verlegung oder unrichtige Anwendung 
einer bei Strafe der Nichtigkeit ertbeilten VBorjchrift oder einer anderen, 
das Strafverfahren betreffenden für weſentlich zu achtenden Vorſchrift 
voraus. Es würde daher eine formelle Nichtigkeit nur dann vorliegen, 
dafern in den Prozeßgeſetzen eine dahin gehende Borjchrift enthalten 
wäre, daß ein Siftirungsantrag der gedachten Art die Fortftellung des 
Verfahrens und insbeſondere auch die Aburtelung der Cache hindere. 
Das ift jedoch keineswegs der Fall; die Gejete behandeln nur die Folgen 
der Stellung und Zurüdnahme des Antrags. Auch würde e3 höchſt 
bedenklich geweſen fein, einem Siftirungsantrage die von der Nemeden: 
tin vorausgejegte Wirkung zuzugeftehen; wäre der Richter an einen 
ſolchen gebunden, jo hätte es der antragsberechtigte Verlegte in der 
Hand, eine Unterfuchung auf eine beliebig lange Zeit hinzuziehen und 
auf diefe Weife auch den Angeſchuldigten willfürlih lange in Unge— 
wißheit über den Ausgang der Sadje zu verjegen. 

Wenn biernad) die Nichtigkeitsbeſchwerde zu verwerfen war, jo it 
doch, wie außerdem beiläufig bemerkt werden mag, hierdurch noch kei⸗ 
neswegs ausgeſprochen, daß der Richter auch unter allen Umftänden 
bon der Verpflichtung entbunden wäre, auf einen folden Siſtirungs⸗ 
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antrag Entſchließung zu faſſen und dieſe dem Antragſteller bekannt zu 
machen; vielmehr würde es ſogar nicht ganz zweifellos ſein, ob nicht 
der Antragſteller den Mangel einer derartigen Beſcheidung wenigſtens 
dann als eine Nichtigkeit im Sinne des Art. 243 der RStPO. aufzu- 
fallen berechtigt wäre, dafern durch den Antrag auf Siftirung ein 
ihm zum Zwecke der Anklage zuftehendes Befugnik würde haben geltend 
gemacht werden follen. Gegenwärtig war diejer Gefichtspunft jedoch 
überhaupt gar nicht maßgebend, da nicht der Mangel einer Beſcheidung, 
fondern lediglich der Umſtand, daß nicht mit der Beſcheidsabfafſung 
Anftand genommen wurde, gerügt worden iſt. 


7 


Die Unterlaffung der im 8. 30 Abſ. 3 des Gefeges vom 
1. Dct. 1868, das Berfahren in Gefhwornen-Unter- 
ſuchungsſachen betreffend und im 8. 5 der Ausführ- 
ungsverordnung dazu vom 14. Dec. 1868 vorgeſchrie— 
benen, an und für fi mefentliden, Einladung de3 
Vertheidigers zu den Sigungen der Anklagekammer 
fann in ihrer Wirkung auf die Nichtigkeit des Ber- 
fahren3 dann als erledigt betrachtet werden, wenn, aud 
ohne Gehör des Vertheidigers, von der Vermweifung 
vor das Gefhmwornengeriht abgefehben und eine Ent- 
ſchließung gefaßt worden ift, für welche das Geſetz die 
Einladung des Vertheidigers nicht vorſchreibt. 
Erf. vom 2. Aug. 1869 no. 776/777. 


Es mag zwar nicht bezweifelt werden, daß zu den Situngen der 
Anklagefammer, in welchen auf den Antrag des Staatsanwalts ent- 
ſchieden worden, der von dem Angeklagten benannte Vertheibiger hätte 
eingeladen werden follen. Die Vorjchrift in 8. 30 Abf. 2 und 3 des 
Geſetzes vom 1. October 1868, auf welche der Angellagte fich berufen 
bat, Tieß zwar ben Zweifel offen, ob e3 einer ſolchen Einladung auch 
dann bevürfe, wenn bei der Anklagefammer nur Vermeifung vor das 
BG. beantragt war, diefer Zmeifel ift aber dadurch befeitigt, daß 8. 5 
der Ausführ.- Verordn. yom 14. December 1868 ausbrüdlid vor— 
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ſchreibt, daß auch in den Fällen, wo vom Staatsanwalte am Ge 
ſchwornengerichte die Verweiſung ded Angeklagten vor dafjelbe nicht, 
fondern vielmehr Einftellung, oder Bermweilung an das BG., oder dns 
GA. beantragt worden, der Bertheidiger zur Theilnahme an der Sik- 
ung der Anklagekammer, in welcher über den Antrag entjchieden wer- 
den fol, einzuladen fei. Diefe Borichrift des Verfahrens ift nun aller: 
dings dadurch‘, daß die Anklagefammer zu den Sigungen, in melden 
ber Beichluß gefaßt und die Enticheidung ertheilt worden ift, den Ber: 
theidiger nicht eingeladen hat, verlegt, e3 muß auch diefe Vorfchrift an 
fih al3 eine wejentliche im Sinne von Art. 242 I, 1 der RStPO. 
- gelten und ebenſo ift ihre Verlegung, wie Art. 246 Abf. 1 ibid. er- 
fordert, rechtzeitig al8 Beſchwerdepunkt aufgeftellt worden. 

Die Formoerletzung, welche ſonach unter anderen Umſtänden 
allerdings zur Caſſation des Verweiſungserkenntniſſes und zur Zu: 
rüdtweifung der Sadje an die Anklagefammer zur nochmaligen Ent: 
fcheidung geführt haben würde, hat fich aber nach der Anficht bes 
DAG.’3 durch das Erfenntniß ſelbſt vollftändig erledigt. 

Der Umftand, daß die Einladung des Vertheidigers nur bezüglid 
der Situngen der Anklagekammer, in welchen über bie Vermeifung des 
Angellagten vor das Geſchwornengericht berathen wird, geſetzlich vor: 
geſchrieben ift, die RSEPO. dagegen eine gleiche Zuziehung des Ver: 
theidiger8 zu den Situngen des BG.'s, in welchen über Fortitellung 
einer bezirfögerichtlichen Unterfuchung und Verweifung des Angeklagten 
zur Hauptverbandlung vor dem BO. entjchieden wird, nicht vorfchreibt, 
giebt an die Hand, daß der Gefebgeber nur der Verweifung vor dad 
Geſchwornengericht eine ſolche Wichtigkeit beigelegt hat, daß für erfor- 
berlich erachtet worden tft, dem Vertheidiger Gelegenheit zu bieten, in 
der Situng der Anklagekammer jelbit feine Einwendungen gegen biele 
Mapregel zur Geltung zu bringen. Ein gleiches Gehör des Verthei- 
diger8 gegen die Verweiſung des Angeklagten zur Hauptverhanblung 
vor dem BG. hat man nicht für erforderlich erachtet. Hiernach kann 
fi aber atich, dem Zwecke des Geſetzes gegerrüber, der Angeklagte da- 
durch, daß fein Vertheidiger zu ber betreffenden Situng der Anklage: 
fammer nicht eingeladen worden tft, bann nicht für beeinträchtigt er- 
achten, wenn ſchon ohne Gehör des Vertheidigers von der Verweifung 
vor das Geſchwornengericht abgejehen und dagegen irgend melde Ent- 
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ſchließung gefaßt worden ift, für melde das Geſetz die Einlabung des 
Vertheidigers nicht vorſchreibt. Ein folcher Fall Liegt bier vos. Die 
borhandene und gerügte Verletzung einer weſentlichen Vorſchrift des 
Verfahrens hat fich dadurch vollſtändig erledigt, daß auch ohne Gehör - 
bes Bertheidiger3 bon ber allerdings in Frage geftellten Vertweifung bes 
Angeflngten vor das Geſchwornengericht abgefeben worden ift. 


Handelsrecht. 


8. 


Zur Lehre vom Verſicherungsvertrage. — Lebensver— 
ſicherung. — Auslegung von Policenbedingungen. — 
Sachlegitimation von Ceſſionaren. — Verſetzung der 
Verſicherungsanſtalt in Verzug? — Anwendung 
welchen Rechts? — Falſche Declaration. 
II. Sen.-Erf. vom 18. Febr. 1869 no. 82/84. 
I. 

Beklagte will die ganze Klage in der angebrachten Make zurück⸗ 
getwiefen wiſſen, zunächſt auf Grund bes 8. 11 der Policen-Beftimmun- 
gen. Darin tft beitimmt: 

Das Ableben der verficherten Perſon ift, wenn auf Grund des⸗ 
jelben ein Anfpruch gegen die Gejellichaft geltend gemacht werben 
fol, dem, dem Orte, wo ber Tod erfolgte, zunächſt wohnenden 
Agenten der Gefelihaft innerhalb acht Tagen nach dem Tobes- 
falle unter Angabe der Todesurſache anzuzeigen. Ebenſo find 
binnen acht Wochen nad) dem Todesfalle ein gehörig beglaubigter 
Todtenſchein und ein beglaubigte8 Zeugniß eined approbirten 
Arztes, der die Leiche befichtigt hat, über die Urfache des Todes 
beizubringen. Iſt der Berftorbene in der letten Krankheit von 
einem Arzte behandelt worden, fo ift ein von dieſem ausgeftellter, 
beglaubigter Bericht über den Berlauf der leiten Krankheit und 
die Urfache des Todes in derſelben Friſt beigubringen, 
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Die Koſten für Beichaffung der die Auszahlung begründenden 
Schriftftüde und Attefte haben Diejenigen zu bezahlen, reſp. zu 
erjegen, welche Anſprüche aus der Berficherung erheben. 

Wird die Todesangeige oder die Beibringung der obengenann- 
ten Zeugniffe über die angegebenen Friften hinaus verzögert, ohne 
daß ber Nachweis einer unverſchuldeten Zögerung erbracht wir, 
jo ift die Verpflichtung der Geſellſchaft zur Zahlung der verſicher— 
ten Gelder ohne Weiteres erlofchen. 

In der Klagſchrift ift nun angeführt: Am 22. Juli 1866 fei 
die Verſicherte, A. M. verehel. M. geb. R., geftorben (dies ift zugeftan- 
den) und der überlebende Gatte derfelben, Advocat M., babe das Ab- 
leben verjelben und die Todesurſache vor Ablauf der erften 8 Tage dem 
Generalagenten der Gejellihaft, W. D., angezeigt, nicht minder vor 
Ablauf von at Wochen, vom Todestage ab gerechnet, einen amtlichen 
Zodtenjhein und dad Zeugniß eines approbirten Arztes, des Dr. med.L, 
über das Ableben feiner Ehegattin und über die Urfache des Todes in 
Gemäßheit der Vorſchrift der 8. 11 ber Police beigefügten allgemeinen 
Bedingungen eben bemjelben Generalagenten D. überreicht und Letzteret 
babe auch dieſe Anzeige und Zeugnifje noch vor Ablauf der vorbezeich⸗ 
neten Friſten in Empfang genommen und ebenſo, wie die Direction der 
Geſellſchaft Germania, an welche er ſie ſofort weiter befördert, davon 
Einſicht genommen. 

Die bezogenen Urkunden und Zeugniſſe find der Klage nicht bei— 
gefügt. 

Bellagte beanttvortet bei den Einlafj.-Bunften 61 bis 74 alle dieſe 
Klagbehauptungen, aljo aud) den Empfang und die Einſichtnahme der 
überreichten Zeugniſſe mit Nichtwiſſen, teil nicht angegeben fei, melden 
Inhalt die Anzeige und die gedachten Zeugniffe und Todesichilderungen 
gehabt hätten. | 

Im eriten Verfahren Tnüpfte Beklagte an dieſen Punkt feine 
weiteren Folgerungen, beantragte namentlich nicht die Zurückweiſung 
der Klage, behauptete nicht etwa, daß die betreffenden Zeugniſſe über: 
haupt nicht, ober nicht rechtzeitig eingegeben und deshalb der Anfprud 
auf die Verficherungsfumme verwirkt fei, fondern fie reihte daran unter 
3 nur bie weitere Behauptung, daß der Advocat M. durch den General: 
agenten D. aufgefordert worden fei 
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a) darüber Nachweis zu geben, daß feine Frau eines natürlichen 
Todes verftorben fei, und 


b) ein gerichtliche Zeugniß über das Refultat der gegen den Advo⸗ 
cat M. eingeleiteten Criminalunterfuchung beizubringen. 
Dies ſei big jet noch nicht erfolgt und deshalb nad) 8. 12 der Policen- 
bedingungen die Forderung noch nicht fällig. 
Außerdem brachte Beklagte ſelbſt den Bericht des Dr. %., Profee- 
tors des ftädtifchen Krankenhauſes, über die Section der Leiche vom 24. 
Juli 1866 (bei diefer Section, welche durch den Generalagenten D. 
‚ beranlaßt wurde, waren der Bertrauendarzt der Gefellichaft Dr. H. und 
die Dr. Sch. und L., fowie mehrere andere Hilfsperfonen und der im 
‚ Bureau der Generalagentur angeftellte Infpector W. gegenwärtig), in- 
gleichen einen Krankenbericht des Dr. 2., der die Verftorbene in der 
letztten Krankheit behandelt hatte, vom 9. Auguft 1866 zu den Acten. 
| Darin ftimmt nun der jest erfennende Gerichtähof den beiden 
berigen Inſtanzen ganz unbedenklich bei, daß wegen ber allerdings 
zemlich allgemeinen Bezugnahme auf die rechtzeitig erfolgte Todesan- 
fige und auf die ebenmäßig rechtzeitige Beibringung der erforberlichen 
Weſte die erhobene Klage nicht in der angebraditen Maße zurüdge- 
. iin werben kann. Denn felbft wenn man die Verbindlichkeit der 
dellagten zur Bezahlung der Verficherungsfumme al3 eine bedingte 
amjehen und Die rechtzeitige Todesanzeige und Beibringung der gedach⸗ 
ten Zeugnifje nach 8. 11 der Policebedingungen zum Klaggrund rech- 
| nen wollte, fo würde dennoch der oben hervorgehobene Klaginhalt, da 
derſelbe nicht auf Eidesantrag beruht, fondern auf Beweis geftellt ift, 
für ausreichend zu erachten fein, um unter Aufrechthaltung der Klage 
auf deren Beweis erfennen zu können. 
Allein jo liegt nicht einmal die Sache. Der wirkliche Klaggrund 
; berubt offenbar im Abfchluffe des DVerficherungsvertrages und im 
Eintritte des Todes der verficderten Berfon. Beide Thatfachen find 
jugeitanden (Einlaff.= Punkte 52, 55, 58 und 60). Faßt man nun 
die Tobesanzeige und die Beibringung der betreffenden Zeugniſſe 
gewiſſer Maßen als Gegenleiftung auf, unter deren Vorausjegung die 
dahlung der Verſicherungsſumme erft verlangt werben kann, fo gehört 
diefer Punkt nad) 8. 860 des BGB.'s ebenfalls nicht zum Klaggrunde, 
ſondern bie Kläger konnten erivarten, ob Beklagte in diefer Richtung 
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dem erhobenen Anſpruche eine Einrede entgegenſetzen würde. Solchen 
Falls würden Kläger nach 8. 861 den Beweis zu übernehmen haben. 
Die Bellagte bat aber die nicht rechtzeitige Beibringung gar nicht 
behauptet, jondern die Beibringung nur mit Richtiorfien beantworten 
zu können geglaubt (Einlaſſ.⸗Punkte 61 bis 76). 

Noch mehr den Verhältnifien entſpricht aber die Auffafjung der 
zweiten Inſtanz, wonach der oben hervorgehobene 8. 11 der Policen- 
beftimmungen blos eine Rechtsverwirkung für den Fall feſtſetzen wolle, 
wenn die Tobesanzeige nicht rechtzeitig erfolgte und die erforberten 
Zeugnifje nicht vechtzeitig beigebracht würden. Der betreffende Klag- 
paſſus ftellt ſich hiernach blos als inferirte Replif dar und die Kläger 4 
wurden nad 8. 1439 des BGB.'s miederum blos bemweispflichtig, 
wenn die Ausflucht der Rechtsverwirkung wirklich vorgeſchützt wurde 
Dies ift im vorliegenden Falle aber gar nicht geſchehen, ſondern Be U 
Hagte will eben blos nicht wiſſen, ob der Fall ber — 
vorliege. 

Auf dieſem Wege iſt mithin ſicherlich nicht zur Zurückweiſung he 
erhobenen Klage zu gelangen und es braucht deshalb nicht einmal Ges. 
wicht darauf gelegt zu merden, daß aus ber Einlafiung in der gleich 
zeitig zum Berfpruche vorliegenden, diefelbe Verficherungsangelegenheit 
betreffenden, anderen Klagſache der D. Gewerbebank gegen die jetzige 
Beklagte jattjam hervorgeht, daß die Beklagte vecht wohl gewußt hat, 
und weiß, welche Zeugnifje der Adv. M. hinfichtlich des Ablebens — 
Ehefrau und der Todesurſache beigebracht hat. 


D. 


Hierzu kommt, daß Beklagte ſelbſt anführt, fie habe von dem in 
8. 12 der Policenbedingungen eingeräumten, eigenen Rechercherechte 
fehr ausgedehnten Gebrauch gemacht. Durch die Section der Leide, 
chemiſche Analyſen, ärztliche Gutachten c. feien ihr nun viele Koften 
erwachſen, welche fie vergütet verlange. Es beruht in Gewißheit, daß 
die Section der Leiche auf Veranlafjung des Generalagenten, unter 
Zuziehung des PVertrauensarztes der Anftalt und eines Beamten ber 
Generalagentur, am 24. Juli 1866 vorgenommen worden ift und 
Beklagte felbit bringt den Sertionäbericht vom 24. Yuli 1866 und den 
Kranlenbericht des Dr. 8. über die legte Krankheit der Verftorbenen 
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vom 6. Auguft 1866 bei. In beiden Schriftitüden ift das Erforder⸗ 
liche über die mut&maßliche Todesurſache bemerkt. Nun liegt ed doch 
llar yor, wenn die Berficherungsgejellickaft, wie fie in 88. 11 und 12 
ver Policenbedingungen fich vorbehalten hat, die für erforderlich er⸗ 


achteten Recherchen ſelbſt in die Hand nimmt, der Adv. M. nicht ein⸗ 


mal nöthig hatte, diefelben Zeugniſſe nochmals beſonders beizubringen. 
Es folgt dies aus der Natur der Sache, jowie aus 8. 11 der ‘Bolicens 
bedingungen vocibus: „reſp. zu erſetzen.“ 

Außerdem bat Beklagte noch beſonders angeführt, der Hauptagent 
ver Gefelfchaft Habe im Auftrage der Direstion den Adv. M. nad 
8.12 der Policenbedingungen im Laufe des Sommers 1866 und be 
ziehentlich Ende 1866 aufgefordert, nicht blos Nachweis zu geben, daß 
feine Frau natürlichen Todes verftorben fei, fondern auch ein Zeugniß 


der Eriminalbehörbe über den Ausgang der gegen ihn eingeleiteten Un- 


terjuchung beizubringen. Hieraus bürfte denn mit genugfamer Deut- 
lihfeit hervorgehen, daß die in 8. 11 erwähnten Zeugniffe rechtzeitig 
vorgelegt tuorden fein müfjen und nur nicht für genügend angejehen 
kurden. Cine Rechtsverwirkung nach $. 11 megen nicht rechtzeitiger 
deibringung der Zeugniffe mar alfo entweder nicht vorhanden, oder die 
Geſellſchaft machte, wenn fie vorgelegen hätte, feinen Gebraud davon, 


| jondern verlangte nach 8. 12 noch weitere Aufllärungen. 


Nimmt man enblid noch dazu, daß die Beklagte wie gedacht, die 
fenglichen Zeugniffe ſelbſt zu den Acten gegeben hat, fo liegt in ber 
That gar Fein Grund vor, die Kläger bezüglich diefes Punktes, troß 
des formellen Leugnens und angeblichen Nichtwiſſens der Beflagten, 
annoch mit einem Beweiſe zu bejchiveren. 


III. 


Soviel aber das erwähnte Anverlangen der beflagten Verſicher⸗ 
ungögejellichaft an den Abo. M., derſelbe folle nachweiſen, daß feine 
Ehefrau natürlichen Todes verftorben, und er in der wider ihm einge- 
leiteten Unterfuchung freigeſprochen worden fei, anlangt, fo ift gänzlich 
unbedenklich, dies mit der zweiten Inſtanz für eine über die Grenzen 
der Zuläffigfeit hinausgehende Anwendung der 8. 12 der Bolicenbe- 
dingungen anzufehen. Diefer Paragraph wollte gewiß nicht den Ver- 

der bloßen Willkür der Verficherungsgefellfhaft hingeben. Nicht 
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jedes unberechtigte Verlangen berfelben braucht erfüllt zu werben. 
Wollte Bellagte behaupten, die verehel. M. fei ermordet worden und 
ihr Ehemann trage daran Schuld, fo mußte fie eine dahin gehende 
Ausflucht mit Beftimmtheit vorſchützen und folgeweife auch beweiſen. 
An einer derartigen Ausflucht fehlt e3 aber. Im Gegentheile dürfte 
ſchon aus BI. der Acten hervorgehen, daß die bezüglich des Ablebens ver 
verehel. M. gegen deren Ehemann eingeleitete Unterſuchung zu feinem 
Erfolg geführt bat, und Bl. führt Beklagte ganz ausdrücklich an, daß 
die gedachte Unterfuhungung wirklich eingeftellt worden, fie will nur 
nicht wiſſen, ob die Schuldlofigkeit des Adv. M. außer Zweifel berube. 
Auf dieſes Nichtwiſſen fommt es gar nicht an, da Beklagte zu Begründ- 
ung einer Ansflucht beftimmt behaupten mußte, daß Adv. M. den Tod 
feiner Frau verſchuldet habe. 


IV. 


Es Tagen jebt die Ceſſionare des urjprünglichen Forderungsbe 
rechtigten.. Die beklagte Geſellſchaft nimmt nun Bl. auf 8. 2 der 
Policenbedingungen Bezug, worin beftimmt tft, daß eine Mebertragung 
der aus der Verfiherung entfpringenden Rechte unter Lebenden nur 
dann Geltung gegen die Gefellichaft Habe, wenn fie der Direction von 
beiden Theilen unter Heberreichung der Police angezeigt fei. Dies ſei 
von den Klägern bis jegt nicht geichehen und die Beflagte fcheint auch 
hieraus die Unjchlüffigleit der erhobenen Klage ableiten zu wollen. 

Offenbar ift dies jedoch, wie auch beide vorige Snftanzen angenom- 
men haben, gänzlich unrichtig. Der 8. 2 kann fich höchſtens auf folde 
Uebertragungen der aus der Verficherung entipringenden Rechte bes 
ziehen, welche während bes Lebens der verficherten Perſon, alfo während 
des Laufes der Verficherung vorgenommen werben follen. Wenn aber 
durch das Ableben der verficherten Perſon wirkliche Rechte gegen die Ge: 
ſellſchaft auf die Auszahlung der Verficherungsfumme zur Exiſtenz gelangt 
find, fo ftehen weder allgemeine Rechtsgrundſätze, noch die Policenbe⸗ 
dingungen, insbeſondere nicht die 8. 14 der legteren, einer Abtretung 
diejer Rechte an Dritte entgegen. Uebrigens ift in $. 2 der Policen⸗ 
bedingungen ausbrüdlich bemerkt, daß die Anerkennung einer derartigen 


en bon ber Berficherungsgefellichaft nicht verweigert werben 
önne. 
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V. 


Der 8. 14 der Policenbedingungen beſtimmt, daß die Geſellſchaft das 
Recht habe, erſt drei Monate nach Eingang der in 8. 11 gedachten 
Zeugniſſe und Schriftſtücke gegen Rückgabe der Police zu zahlen. Sei 
in dieſer eine beſtimmte Perſon als empfangsberechtigt bezeichnet, ſo ſei 
nur an dieſe zu zahlen, in allen übrigen Fällen an den Präſentanten 
der Police. Jedoch ſei die Geſellſchaft auch in dieſem Falle noch be— 
rechtigt, jedoch nicht verpflichtet, die Legitimation des Präſentanten zu 
prüfen und wenn dieſe Rechtfertigung nicht vollſtändig geführt werde, 
die Zahlung zurüdzuhalten, ohne deponiren oder Zinſen zahlen zu 
müffen. 

Hieraus will nun Bellagte die Unftatthaftigfeit der Klage ableiten. Sie 
meint :E8 fei nur gegen Aushändigung der Police zu zahlen. Nun habe aber 
feiner der Kläger einzeln für fih die ganze Verficherungsfumme ber 
15000 Thlr. zu fordern, fondern der Eine verlange 2500 Thlr., der 
Andere eine andere und der Dritte wieder eine andere Summe u. f. iv. 
In dem gegenwärtigen Prozefje würden (unter Ausjchluß des jpäter 
noch bejonders zu erwähnenden Mitklägerd am anderen Theile) zu- 
ſammen 13756 Thlr. 24 Ngr. 3 Pfg., in dem anderen laut der Acten 
Cap. IIId Lit. G Nr. 52 anhängigen Prozeſſe aber außerdem noch be- 
ſonders 2750 Thlr. gegen Ausantwortung der Police verlangt. Alfo 
ſolle die Gefellfchaft entweder mehr als die Kläger im erften Prozeſſe 
überhaupt zu fordern hätten, nämlich 15000 Thle. gegen Ausantivort- 
ung der Bolice zahlen oder gerichtlich deponiren oder es werde, wenn 
man den zmeiten Prozeß dazu nimmt, mehr gefordert, als die Ver- 
fherungsgefellfchaft überhaupt zu bezahlen ſchuldig fei, nämlich zufam- 
men 16506 Thlr. 24 Ngr. 3 Pig. 

Dies lege die Unftatthaftigfeit der erhobenen Klage Kar und 
thatſächlich zu Tage. Beide Inftanzen hätten zwar, um alle Sncon- 
benienzen zu vermeiden, darauf hingemwiejen, daß die beklagte Gefell- 
ſchaft, um ſich zu liberiren, deponiven könne. Allein auf einen der- 
artigen Ausweg brauche fie nicht einzugehen. Nach 8. 14 der Policen- 
bebingungen brauche fie nicht zu deponiren, fondern fie könne an 
denjenigen bezahlen, ver die Police überreicht und feine Legitimation 


beibringe. 
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Um nun diejen legten Punkt ſogleich abzuthun, liegt es doch Har 
vor, daß der Beklagten nicht verftattet werben kann, weder zu deponiten, 
noch gegen Rüdgabe der Police an die legitimirten Berechtigten nicht zu 
zahlen. Zu einem von Beiden muß fie, wenn fonft die übrigen &: 
forderniffe vorhanden find, verbunden fein und fie darf nicht ihre Ber: 
bindlichkeit dadurch hinterziehen wollen, daß fie in folcher Weile dad 
eine, wie das andere abzulehnen fucht. | 

Ferner dürfte es keinen meiteren Anftand erregen, daß im dem 
gegenwärtigen Prozeſſe jeder der Kläger und Mitkläger für fich wewiger, 
als die ganze Verfiherungsfumme, in Anfpruh nimmt. Denn der 
Anspruch if, ala auf eine Geldzahlung gerichtet, an ſich gewiß theilber. 
Deshalb muß auch eine blos theilweife Abtretung ber Forderung, oder 
auch eine Hülfsvollitredung in diefelbe nach Höhe eines mindern Be 
trags, als die ganze Verſicherungsſumme der 15000 Thlr. für zuläffig 
erachtet werden. Der Umftand, daß blos gegen Herausgabe ber Police 
gezahlt zu werden braucht, macht die Forderung, wie in der vorigen In 
ftanz ganz richtig ausgeführt worden ift, noch nicht zu einer untheilbe- 
ven und dies zwar umſoweniger, als man nicht einmal die Police nad 
8. 14 ber ihr zu Grunde liegenden Bedingungen als ein Inhaberpapier 
im eigentlichen Sinne, ſondern höchſtens als eine Legitimationsurfunde 
anfehen kann. Die Berechtigung der beklagten Verſicherungsgeſellſchaft, 
nur gegen Herausgabe der Police bezahlen zu müffen, fteht daher ber 
Statthaftigfeit der gegenwärtig erhobenen Klage nicht entgegen. Denn 
die Kläger haben in ihrem Sachgeſuche ausdrücklich nur Zahlung gegen 

diefe Herausgabe verlangt und ihre Sache wird es daher fein, wie fr 
ſich die Füglichleit der Empfangnahme der Zahlung gegen Herausgabe 
ber Bolice verichaffen wollen. 

Endlih kann auch der Umftand, daß im gegenwärtigen Progefe 
die Kläger (mit Ausſchluß des fpäter zu erwähnenden Mitklägers am 
anderen Theile) im Ganzen nur bis zum Betrage von 13756 Thlrn. 
24 Ngr. 3 Pfg. legitimirt find, ihr Anſpruch alfo 15000 Thlr. nicht 
erfüllt, während fie doch legtgenachte Summe verlangen und sur gegen 
deren Zahlung zur Herausgabe der Police ſich erbieten, fein erhebliches 
Bedenken erregen und jedenfalls nicht, wie Beklagte will, zur gäw- 
lichen Zurüdweifung der erhobenen Klage führen. Denn erſtlich muß 
man berüdfichtigen, daß für den Kläger am erften Theile H. €. G. St. 
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md für die Mitklägerin am britten Theile, die G., nach Höhe von 
1777 Thle. 16 Ngr. 1 Pfg. und beziehentlih 1754 The. 8 Nor. 
2 Pig. und die ferner von den Stammforberungen erwachſenden Zinfen 
die Execution in die ganze Forderung der 15000 Thlr. vollſtreckt mor- 
den ift und fchon deshalb die beflagte Geſellſchaft genöthigt fein wird, 
ihrer eignen Sicherheit Halber die Zahlung zum Depofitum des inhibt- 
tenden Gerichts zu Teiften. Sodann kann auch der amdere, in den 
ten Gap. IIId Lit. G Wr. 52 verhandelte Prozeß, worin von einem 
einzelnen Ceffionar des urjprünglichen Forderungsberechtigten, der Ge- 
werbebanf zu D., noch bejonders 2750 Thlr. gefordert werden, wicht 
ganz außer Berüdfühtigung bleiben. Unter Hinzurechnung dieſer 
Summe wird der won der beflagten Gejellichaft zu bezahlende BVer- 
ſicherungsbetrag von 15000 Thlrn. überhaupt überftiegen, und es dürfte 
daher auch dieſerhalb ver Berficherungsgejellfchaft nichts übrig bleiben, 
als die gerichtliche Depofition der Schuldſumme vom 15000 Thlrn. 
(abzüglich jedoch der nicht weiter in Streit befangenen 286 Thlr. 23 
Rgr. 6 Pfg.), um die in Beziehung auf jelbige aufgetretenen Präten- 
ienten bie Vertheilung berjelben und beziehentlich die unter ihnen etwa 
auftauchenden Prioritätsfragen zum Austrage bringen zu laſſen. 

Es verfteht fich jedod von felbit, daß die verklagte Geſellſchaft 
niemals mehr als 15000 Thle. weniger 286 Thle. 23 Nor. 6 Pig. 
nebft ben etwaigen Berzugszinfen und Koften gegen Ausantwortung 
der Police zu bezahlen oder gerichtlich zu deponiren verbunden iſt. 


VI 


Hier mag nım fofort das angeſchloſſen werden, was bezüglich der 
Sachlegitimation der Kläger und Mitfläger zu erwähnen ift. 


1. 


Beklagte will zunächſt die ganze Klage zurückgewieſen wiſſen, weil 
die Kläger noch nicht einmal verfucht hätten, der Gefellfchaft gegenüber 
ſich als forderungsberechtigt zu legitimiren. Dies ift offenbar unrichtig. 
Es verſteht fich, daß die Kläger ald Ceffionare der Forberungsberechtig- 
ten des Advocaten M. und beziehentlich der verw. N. fich rechtfertigen 
müſſen. Allein etwaige Mängel in der Saclegitimation bewirken 
nicht die Zurückweiſung der Klage in der angebrachten Make, fondern 
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nur den vichterlichen Ausſpruch, daß die Aäger vor allen Dingen und 
bevor ihrer Klage weiterer Fortgang zu geben ift, ihre EN 
zur Sache gehörig beizubringen haben. 


2. 


Gegen die einzelnen Ceffionen und Inhibitionen der jegigen 
Kläger und Mitkläger ift von Seiten der beflagten Geſellſchaft im erften 
Verfahren nichts Beſonderes eingetwendet worden. Die Beklagte bat 
die Ceſſionen nur mit Nichtwiſſen beantiwortet und verlangt mit Red 
Vorlegung der Legitimationspapiere. Die Inbibitionen St.’3 und der 
©. find genugjam zugeſtanden. | 

In eriter Inſtanz ift in diefer Richtung gar Fein Anftand erhoben 
worden. Sm zweiter Inſtanz wurde jedoch ſchon jetzt der Anſpruch des 
Mitklägers am andern Theile, H. St.'s, um deswillen in ver ange 
brachten Maße abgewieſen, weil in der Rlagfchrift gar nicht behaupiet 
jei, daß er Ceſſionar der verw. R. fei und die zu ſeiner Sachlegitimation 
(Rlagbeilage E) beigebrachte Urkunde gar Feine Ceffion eines Theile 
der Forberung ber verw. R., fondern eine bloße nach 88. 1328 und 
1329 de8 BGB.'s zu beurtheilende Anweiſung enthalte, die Beklagte 
aber davon weder in Kenntniß gefebt worden fei, noch auch den An- 
weilungsempfänger St. als ihren (antbeiligen) Gläubiger anerkannt, 
angenommen und an ihn Zahlung leiften zu wollen, erflärt habe. 

Auf die hiergegen von Et. eingewendvete Berufung kann jedoch 
ganz unbedenklich aus den vorgedachten ganz richtigen Gründen be 
jtätigt werben. 

Nur mag noch bemerkt werden, daß biefer Ausſpruch lediglich 
zwiſchen St. einerjeit3 und der beklagten Geſellſchaft andererjeit3 zu 
gelten hat. Die Kläger felbft haben St. mit in ihr Litisconjortium 
aufgenommen und e3 kann und fol ihm daher durch das Erfenntniß 
in dem gegenwärtigen Prozefle das Recht nicht abgefprochen werben, 
dann, wenn die beflagte Gefellichaft Zahlung leiften oder gerichtlich 
deponiren follte, bei der Vertheilung ber gezahlten oder deponirten 
Summe nad Befinden mit zu participiren. Dies tft eine innere 
Angelegenheit unter den Klägern und Mitflägern, welche fie unter ſich 
zum Austrage zu bringen haben. SHierüber ift im gegenmärtigen 
Prozeſſe um fo gewiſſer nicht zu entjcheiden, je beftimmter bie Kläger 
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oder wenigftens. einige derſelben und darunter auch der Mitlläger St. 
Ihon in der Notariat3urfunde vom 24. Zuli 1867 erklärt haben, daß 
feiner von ihnen über die von den Andern behaupteten Anſprüche an 
die Bolicengelver der 15000 Thlr. eine Erklärung abgeben und daß 
„jeder fich gegen die Annahme, als geftände ex dieſe Forderung und ben 
Anſpruch der Anderen zu, verwahrt haben wolle. 


3. 


Bezüglih der Sadlegitimation der Kläger und Mitkläger bat 
nun die erfte Inftanz auf fürmlichen Beweis der Klage, ſoweit fie bei 


den Einlafjungspuntten 87 bis 118 geläugnet worden ift, alfo ber 
ſämmtlichen Ceſſionen und der dazu gehörigen Notificationen und ber 


Inhibitionen erkannt, und dies hat die zweite Inſtanz, ſoweit ſie den 


Anſpruch St.'s nicht überhaupt angebrachter Maßen abgewieſen hat, 
beſtätigen zu müſſen geglaubt, weil die von den Klägern unter 3 auf⸗ 


geſtellte Beſchwerde gar nicht gegen dieſe Beweisauflage im Allgemeinen, 


ſondern blos gegen deren Ausdehnung auf die Ceſſionsnotificationen 
gerichtet war, inſoweit alſo Rechtskraft des Beweisinterlocutes der 
erſten Inſtanz vorliege. Nur den beſonderen Nachweis der Ceſſions⸗ 
wtificationen hat die zweite Inſtanz für überflüffig erachtet. 

In diefer Beziehung weicht nun aber das OAG. von der vorigen 
Inſtanz ab. Die Sachlegitimation ift eigentlich gar Fein Gegenftand 


einer förmlichen Beweisführung. Diefelbe ift nicht zu beweiſen, ſon⸗ 
dern beizubringen. Und zwar kann fie der Regel nach in jedem Stadium 


des Prozeſſes nachgebracht werden, nur daß der Gegentbeil die Siftirung 
des Prozeſſes jo lange verlangen kann, bis fie in Richtigleit geftellt 
worden iſt. Die Rechtfertigung zur Sache im engeren Sinne ift eben 
nach anderen Grundſätzen, al3 das eigentliche Klagfundament zu be 
urtbeilen und man bat deshalb zu jeder Zeit nicht blos die Vervoll- 
Händigung einer etwa mangelhaft bargelegten Sachlegitimation, ſon⸗ 


dern auch den Wechſel in den Beicheinigungsmitteln zugelaffen. 


Zeitjchrift für Nechtspfl. und Verw. N. F. Bd. XIX. ©. 234, 
Annalen des OAG.'s N. F. Bd. IL S. 486 fig. 
Selbſt wenn auf fürmlichen Beweis der Sachlegitimation erkannt wäre, 
wird man eben wegen ber erceptionellen Natur derfelben deren Beis 
bringung in anderer Weife und Form für zuläffig ae müflen, ba 


Annalen, Neue Folge Bd. VL 
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in diefer Richtung nicht wohl von einer Rechtskraft im gewöhnlichen 
Sinne die Rede fein Tann. 

Diterloh, orventl. bürg. Prozeß des Sächſ. Rechts S. 167 Pr. 9 

©. 265 fg. der 3. Aufl. 

Selbft eine im etwa unternommenen Beweije mißlungene Darlegung 
der Sachlegitimation würde der Beweisführer im Laufe des meiteren 
Verfahrens annoch verbejlern und durch genügende Beweismittel außer 
Zweifel ſetzen können. 

Aus dieſen Erwägungen hat es das OAG. für unbedenklich er⸗ 
achtet, auf Grund der von den Klägern nachträglich aufgeſtellten Be 
ſchwerde bon einer fürmlichen Beweisführung binfichtlich der Rechtfertig- 
ung zur Sache, ohne auf die erwähnte mangelhafte Appellation ber 
Kläger gegen das erftinftanzliche Erkenntniß ein weiteres Gewicht zu 
legen, gänzlich abzuſehen, die Beweisauflage der beiden Inſtanzen hin- 
wegzunehmen und den Klägern und Mitflägern (mit Ausnahme St’s) 
in gewöhnlicher Weife die vor allen Dingen erforderliche Beibringung 
ihrer Rechtfertigung zur Sache aufzugeben. 

Die Bellagte kann durch eine derartige Reformatoria in der That 
auch nicht im Geringiten benadjtheiligt werden, da ihr jattfame Ge 
legenheit geboten werden muß, die beigubringenden Legitimationäpapiere 
und ſonſtigen Beweismittel zu prüfen und ihre Ausftellungen dagegen 
geltend zu machen. Der ganze Prozeß wird eben folange fiftirt, al 
der Legitimationspunft nicht vollftändig berichtigt ift. 

Durch diefe Auffafjung erledigt fich zugleich die unter 1 von der 
Beflagten gegen das zweitinſtanzliche Erkenntniß aufgeftellte Beſchwerde, 
weil den Mägern und Mitklägern nicht der Beweis der Ceſſionsbenach⸗ 
vichtigungen auferlegt worden tft. Ohnehin erjcheint diefe Beſchwerde 
als unerheblih. Denn es Fönnte auf diefe Benachrichtigung nur dann 
überhaupt etwas ankommen, wenn Bellagte behauptet hätte, am bie 
Gedenten bezahlt zu haben. Sie hat aber überhaupt noch gar nicht 
bezahlt und braucht, wenn fie wie ihr nach Lage der Umftände nicht zu 
verjagen fein wird, dereinft das Libellat gerichtlich niederlegt, im die 
Vertheilung der deponirten Summe unter die aufgetretenen Prätenden⸗ 
ten fih gar nicht zu mifchen. Will fie aber gegen Rückgabe der Police 
an die Ceifionare und beziehentlih an die Inhibenten unmittelbar 
Zahlung Teiften, fo thut fie es natürlich auf ihre Gefahr und muß dann 
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die Zeitpunkte der Geffionsbenadrichtigungen mit Rüdficht auf die Zeit 
der ausgebrachten Inhibitionen felbit willen und ermeſſen. 


VL. 


Soviel die von den Klägern und Mitklägern vom 24. Yuli 1867 
abgeforderten Verzugszinſen betrifft, jo ftügt fich diefer Anſpruch auf 
die Notariatsurfunde vom 24. Juli 1867. Darnach beauftragten an 
dem gedachten Tage | 

die Kläger am erften Theile, ©. und F. und H. E. G. St, 
ferner | 
der Mitkläger am andern Theile, H. St., 
nicht minder von den Mitklägern am dritten Theile 
der Adv. K. im verfisherten Auftrage J. ©. Schl.'s und ©. 3.3, 
EM. H., im verficherten Auftrage feiner Ehefrau, der Mitflägerin 
E. U. verehel. H. geb. P., 
desgleichen 
C. R. F., als Director der Gewerbebank zu Dr., welcher in dem oft 
erwähnten andern Prozeſſe als Kläger aufgetreten iſt, 
und endlich 
A. L., als Ceſſionar eines Dr. M., welcher in keinem ber beiden 
Prozeſſe als Kläger aufgetreten iſt, 
den Notar E. J. L., dem Generalagenten ber beklagten Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft, D., zu D., die Originalpolice über 15000 Thlr., dann die 
gerichtlich recognoscirte Ceſſionsurkunde des Adv. M. über 2500 Thlr. 
an G. und F. und über 12500 Thlr. an die verw. R. vom 30. Juli 
1866, ingleichen das Driginal der von der gedachten R. für ©. und F. 
unter dem 30. Juli 1866 auögeftellten Generalvollmacht vorzulegen 
und von demfelben zugleich die Auszahlung ber 15000 Thlr. betragen- 
den Berficherungsfumme zu verlangen, im Verweigerungsfalle aber 
Proteſt aufzunehmen. 

Diefem Auftrage ift der gedachte Notar an demſelbem Tage allent- 
halben nachgekommen, der Generalagent D. aber erklärte dem Notar, - 
daß er, beziehentlich in feiner Eigenfchaft ala Generalagent der beflag- 
ten Verficherungsgefellichaft nicht zahle, daß er als Generalagent au 
gar nicht berechtigt ſei, für die Gejellihaft eine Erflärung über bie 
Police abzugeben und daß er diefe Erflärung der Direction ber Gejell- 
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ſchaft vorbehalten müſſe. Darauf hin hat der requirirte Notar im 
Namen ſeiner Requirenten wegen unterbliebener Zahlung der 15000 
Thlr. Proteſt erhoben. 

Hierdurch glauben die Kläger und Mitkläger die beklagte Ver— 
fiherungsgefelichaft in Verzug der Zahlung verjegt zu haben. 

Die Bellagte beantwortet die Protefturfunde (Klagbeilage P) ganz 
im Allgemeinen „Punkt für Punkt, Wort für Wort“ mit Nichtwiflen, 
weil die Urkunde blos in Abjchrift beigebracht fei und fieht der Produc⸗ 
tion des Originals entgegen. 

Beide Inftanzen haben auf Beweis der Mahnung erkannt, die 
Entſcheidung über die Zuläffigfeit der geforderten Verzugszinfen aber 
zur Definitive vertiefen und in den Entſcheidungsgründen ſchon jet J 
auf die etwaigen Bedenken gegen diefen Anſpruch und deſſen Durchführ⸗ 
barkeit aufmerffam gemadit. | 

Auf Appellation beider Theile glaubt jedoch das OAG. dieſe Be U 
weisauflage gänzlich hinwegnehmen und reformatoriſch 


1: 


das Suchen der Kläger am dritten ‘Theile um Verzugszinfen, ſoweit fie 
vor der erhobenen Klage gefordert worden find, in der angebrachten 
Maße abweijen zu müfjen. 
Dies beruht auf folgenden Erörterungen: 
Die Mahnung fegt die Fälligkeit der Forderung voraus, wenn fie 
die Wirkung, den Berpflichteten in Verzug zu ſetzen, haben ſoll. 
8. 733 des BGB.'s, | 
Siebenhaar in der Zeitfchrift für Rechtspflege und Verwaltung 
N. F. Bd. XXVI ©. 394 und fig. zu 2a. 
In diejer Beziehung kann man über die Wirkſamkeit der im vorliegen- 
den Falle beivirkten Mahnung fein gegründete Bedenken erheben. 
8. 14 der Policenbedingungen fest die Zahlung auf 3 Monate nad) 
dem Eingange der nach 8. 11 erforderlichen, die Auszahlung begrün- 
denden Schriftftücde und Attefte gegen Rüdgabe der Police feſt. Die 
rechtzeitig beveit3 im Laufe des Jahres 1866 erfolgte Einreichung der 
betreffenden Zeugnifje ift nach den obigen Ausführungen unter I. und 
U. für jo ausreichend Liquid zu erachten geweſen, daß man den Klägern 
und Mitllägern nicht einmal einen Beweis aufzulegen braudte. Da- 
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gegen erſcheint das Vorbringen der beflagten Geſellſchaft BL. unter 7., 
worin man die Behauptung erbliden Tann, daß zur Zeit der erfolgten 
Mahnung am 24. Juli 1867 die Unterſuchung gegen den Adv. M. in 


Betreff des Todes feiner Frau noch nicht beendigt und eingeftellt ge- 
weſen fei, als Ausflucht, wodurch die Fälligkeit der Forderung auäge- 


Ihloffen und binausgejchoben wird, da, wie bereit3 oben gedacht, es in 


Liquidität beruht, daß die Unterfuchung wirklich eingeftellt worden ift. 


Ferner kann nur Derjenige mit rechtlichen Erfolge mahnen, wel- 


| der über die Forderung, deren Erfüllung er verlangt, verfügen kann 


—— — — — — — 


De. — ee 57 — ——— —  , 5 ee ee — 


und insbeſondere kann auch der Schuldner durch die Mahnung eines 
Ceſſionars nur dann in Verzug geſetzt werden, mern ex durch das Ge- 
richt oder Durch den abtretenden Gläubiger von der Abtretung benadh- 
tihtigt worden ift, oder wenn der neue Gläubiger ihm die erfolgte Ab- 
tretung ſonſt glaubhaft nachgewieſen hat. 

8. 734 und $. 974 de BGB.'s und 

Siebenhaar a. a. O. unter 2c S. 401 und fig. 
Der Mahnende muß aljo, wenn er feine Forderung nicht aus eigenem 
Rechte ableitet, legitimirt fein und wenn ein Mandatar des Forderungs- 
berechtigten die Mahnung vornimmt, fo muß auch er feine Vollmacht 
nachweiſen. Die Mahnung eines Dritten in der Abficht die Gefchäfte 
des Gläubiger3 (ohne Auftrag) zu führen, erfcheint wirkungslos. 

Siebenhaara.a.D. ©. 402. 
Schon nach diefen Grundfäten, welche in zweiter Inſtanz an ſich gar 
nicht bezweifelt worden find, muß die durch den requirirten Notar am 
24. Yuli 1867 vorgenommene Mahnung bezüglich der Kläger am 
dritten Theile gänzlich wirkungslos fein. Denn erftlich haben die Mit- 
Mäger H. 3. und E. ©. fich bei der notariellen Mahnung nicht bethei- 
ligt, alfo gar nicht gemahnt und für die übrigen Mitkläger, 3. G. Sch., 
CAT und E. A. verehel. H. geb. P. find bei der Mahnung die 
Ceffionen dem Generalagenten ver beflagten Geſellſchaft gar nicht vor- 
gelegt, noch ift derjelbe fonft von den erfolgten Abtretungen in glaub⸗ 
after Weiſe benachrichtigt worden. Dieſer Mangel kann auch dadurch, 
daß der ursprüngliche Forderungsberechtigte, Mon. M. der Mahnung 
mit der Erklärung fich anſchloß, daß er die Auszahlung der 15000 Thlr. 
an die Ceſſionare oder fonftigen Berechtigten, nicht aber an fich felbft ver- 
lange, keineswegs ergänzt werden, da Adv. M. eben bereits damals 
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fein Forderungsrecht abgetreten hatte und deshalb darüber wicht mehr 
verfügen konnte. Aus derjelben Urſache Tann auch auf den Umftand 
nicht ankommen, daß die verw. R., an welche 12500 Thlr. abgetreten 
waren, den Klägern am erften Theile, ©. und F. Generalvollmadt 
ertbeilt Hatte, und dieſe Vollmacht dem Generalagenten D. bei ber 
Mahnung mit vorgelegt wurde. Dies kann nichts zu Gunften der 
Mitkläger am dritten Theile wirfen, da aud die verw. N. bereits zur 
Zeit der Mahnung die an fie abgetretene Summe von 12500 Thlr. 
anderweit cedirt hatte, mithin nicht mehr darüber verfügen konnte. 

Endlich fehlte auch bei der Mahnung der Nachweis ber Bevoll⸗ 
mächtigung des Adv. K. von Seiten der Mitkläger Sch. und Ar, fo 
wie des E. M. H. von Seiten jeiner Frau, der Mitklägerin €. A. 9. 
geb. P. 

Nach dieſer Sachlage ericheint demnach das Geſuch der Mitkläger 
am dritten Theile um Berzugszinfen vor der erhobenen Klage als un 
begründet und war deshalb ſchon jegt in der angebrachten Maße zurük 
zuweiſen. 

2. 

Die Kläger am erſten Theile, G. und F., haben dagegen bei der 
notariellen Mahnung am 24. Juli 1867 ihre Ceſſionsurkunde über 
2500 Thlr. vom 30. Juli 1866, gerichtlich anerkannt am 1. Auguſt 
1866, dem Generalagenten D. im Originale vorlegen laflen und burd 
den von ihnen beauftragten öffentlichen Notar Zahlung verlangt. Für 
den Kläger am erften Theile, H. €. ©. St., aber ift nach der Klagbei- 
(age M gerichtliche Inhibition auf die Verficherungsfumme der 15000 
Thlr. für ein Liquidum von 1777 Thlen. 16 Ngr. 1 Pfg. ausgebradt 
und die betreffende Inbibitionsauflage, wie Beklagte bei den Einlafl.: 
Punkten 115 und 118 zugeftanden hat, bereits am 30. Auguft 1866 
der Direstion der Verfiherungögefellichaft behändigt worden. Die 
Kläger am erften Theile waren alſo als Forderungsbererhtigte ſchon 
damals, als die Mahnung vorgenommen wurde, genugfam legitimitt. 
Bei ihnen können alfo die unter 1. erwähnten Abmweifungsgründe nid! 
eintreten. Vielmehr kann fich es bier nur noch fragen, ob der General: 
agent D., bei welchem die Mahnung erfolgt, als Vertreter ber verflag: 
ten Geſellſchaft angejehen werden kann, alfo ob die bei ihm erfolgte 
Mahnung die von ihm vertretene Geſellſchaft in Verzug zu ſetzen geeig 
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net war. Die Mahnung bei einem Dritten, der zur Vertretung bes 
Berpflichteten nicht berechtigt ift, verjegt begreiflicher Weife den Lebteren 
nicht in Verzug. j 

8. 784 des BGB.s und 

Siebenhaar a. a. D. unter 2d S. 403 u. fg. 
In dem vorliegenden Falle muß man nun aber fchon nad den allges 
meinen gejeglichen Beftimmungen 

Verordnung über den Geſchäftsbetrieb ausländischer Verſicherungs⸗ 

anftalten im Königreiche Sachſen vom 16. September 1856 
(Geſ.⸗ und Berorbn.=Bl. 1856 ©. 400 und fig.) 

die Ueberzeugung gewinnen, daß ein in biefigen Landen von einer auß- 
ländiſchen Verſicherungsgeſellſchaft aufgeftelter Generalagent präſum⸗ 
tiv auch zur wirkungsvollen Entgegennahme von Mahnungen inländi⸗ 
ſcher Forderungsberechtigter legitimirt ſei. Denn nad 8. 1 der gedach⸗ 
ten Verordnung muß jede ausländiſche Verſicherungsgeſellſchaft, welche 
ihren Geſchäftsbetrieb über das Königreich Sachſen erſtrecken will, einen 
Ort innerhalb des Landes als ihren Sitz hinſichtlich aller der Geſchäfte 
wählen, welche fie mit Inländern oder über inländiiche Verficherungs- 
objecte abjchließen will. Ein folder Sitz bildet aljo im Grunde ges 
nommen eine Biweigniederlaffung der ausländiſchen Gejellichaft in 
biefigen Landen und dieſe Zweigniederlaſſung muß vernünftiger Weife 
auch einen am inländischen Site befindlichen Repräjentanten haben, 
wenn der Zwed der gedachten Verordnung überhaupt erreicht werden 
jol. Deshalb ift denn auch in $. 4 der gedachten Verordnung weiter 
borgeichrieben, daß die auswärtige Verficherungsgefellihaft am Orte 
ihres inländifchen Sites ftet3 einen Bevollmächtigten aufftellen muß, 
der zur Annahme amtlicher, an die Anftalt gerichteter Ladungen und 
Verfügungen ermächtigt ift und dieſer Vertreter (dev jog. Generalagent) 
muß wiederum nad) 8. 7 derſelben Verordnung die Namen derjenigen 
Terjonen, welche zur Beſorgung von Gefchäften in hiefigen Landen 
für die Anftalt beauftragt find, in beſtimmt bezeichneten Blättern 
öffentlich befannt machen. Unter dieje Gefchäfte muß man denn auch, 
da eine Beichränfung der Bevollmächtigung nicht ausgedrückt ift, 
diejenigen rechnen, welche fich auf die Anzeige und Beicheinigung ber 
das Forberungsrecht des verficherten Inländers begründenden Um- 
Hände auf die Anmeldung bes Forderungsrechts und alſo auch auf die 
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Mahnung der Schulbverbindlichleit beziehen, da die Tendenz bet 
angeführten Verordnung dahin geht, dem Inländer fo leicht und 
bequem, als möglich, zu feiner Forderung zu verhelfen und ihm den 
mit Weitläufigfeit und Koften verbundenen Verkehr mit der auslän— 
bischen Anftalt zu erſparen. Schon biernady dürfte aljo der General- 
agent als legitimirt anzufehen fein, Mahnungen mit dem Erfolge der 
Inverzugſetzung für die Gejellichaft anzunehmen. Man würde dies 
felbft nach dem Wortlaute der 8. 4 der citirten Verordnung nicht be 
zweifeln können, wenn die Kläger am erften Theile, wie ihnen freiftan, 
durch Vermittelung des Gerichts und durch amtliche Verfügung die 
Mahnung vorgenommen hätten. Die Mahnung durch einen Notar 
kann man aber ebenfall3 als eine „amtliche anjeben. 

Hierzu fommt noch, daß nach 8. 13 der Policenbedingungen der 
Forderungsberechtigte die Wahl bat, ob er bie ihm ſchuldige Zahlung 
bei der Hauptcafje der Geſellſchaft in St. erheben vder von ber be 
treffenden Generalagentur gegen nötbigenfall® beglaubigte Quittung 
geleiftet verlangen will. Kann nun ber Forderungsberechtigte von 
dem Generalagenten Zahlung verlangen, fo muß er bei ihm, als Re 
präfentanten der inländifchen Zweigniederlaſſung, auch mit voller 
rechtlicher Wirkung mahnen können. 

Man vergleiche hierüber noch 

Siebenbaara. aD. S. 403 und 

Defjelben Commentar zum BGB. $. 734 Bd. II. ©. 52 fig. 
Hiernach muß man alſo hinſichtlich der Kläger am eriten Theile, G. 
und F., jowie St.'s die am 24. Yuli 1867 erfolgte notarielle Mahnung 
für wirkungsvoll erachten. 

Zu Gunſten derjelben hat man nur noch infofern eine Aenderung 
der vorigen Erkenntniſſe für gerechtfertigt angejehen, als man fie mit 
dem Beweiſe der wirklich erfolgten Mahnung verjchonen zu müflen ge 
glaubt bat. Die beflagte Geſellſchaft verlangt felbit nur bie Vorleg⸗ 
ung der Original - Brotefturfunde (Klagbeilage P) und dieje ift von den 
Klägern nunmehr beigebracht, Liegt: dermalen der richterlichen Be 
urtheilung in beglaubter Form vor und erregt weder formel noch 
materiell binfichtlich der Kläger am erften Theile irgend welche Bedenken. 
Man kann daher von einer bejonderen Beweisführung bezüglich dieled 
Punktes von Seiten der Kläger am erften Theile gänzlich abſehen. 
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Es verfteht fich jedoch, daß, wie bereit oben unter 1. angedeutet 
worden, dadurch der Beklagten der Beweis des unter 7. aufgeftellten 
Vorbringend, daß zur Zeit der Mahnung die Unterjuchung gegen den 
Add. M. noch nicht eingeftellt geweſen fei, nicht abgefchnitten werden 


ſoll. Denn wäre diejes Anführen in Wahrheit begründet, fo würde, 


weil die Gejellichaft jo Lange, als die gedachte Unterfuchung ſchwebte, 
nach 8. 8 lit. d. zur Zahlung nicht verpflichtet mar, die Mahnung auch 
auch bezüglich G.'s und F.'s ſowie St.s verfrüht und aljo wirkungs- 
[93 geivefen fein. 

VIII. 


Soviel nun die vorgeſchützten Ausflüchte anlangt, fo iſt zunächſt 
als damit zuſammenhängend, zu bemerken, daß auch das OAG. in 
Uebereinſtimmung mit den vorigen Inſtanzen der Anſicht iſt, daß auf 
den vorliegenden Rechtsſtreit materiell nicht das preußiſche allgemeine 
Anndrecht, ſondern die inländiſchen ſächſiſchen Geſetze zur Anwendung 


u bringen find. 
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Gerade nad 8. 4 des Geſchäftsplanes (von welchem nicht einmal 
mit Sicherheit aus den Acten erhellt, ob der Adv. M. und deſſen Ehe- 


frau vor ober bei Abfchluß des Verficherungsvertrages fi) demſelben 


unterworfen Haben) follen die Gültigkeit der Verficherung und bie dar- 
aus entjpringenden Rechte und Berbindlichkeiten nad) den am Site der 
Geſellſchaft zur Zeit des Vertragsabfchluffes in Kraft ftehenden Gefeten 
beurtheilt werben. Der Sit der Gefellichaft aber ift nach deutlicher 
Vorſchrift der bereits oben angeführten Verordnung vom 16. September 
1856 für alle mit Inländern und über inländifche Verficherungsobjecte 
abgeichloffenen Verficherungen ganz unzweifelhaft das Inland und im 
vorliegenden Falle fpeciell Dr., wo die Generalagentur begründet 
worden iſt. Es kann deshalb feinen Augenblid zweifelhaft fein, daß 
über die aus dem abgeſchloſſenen Verficherungsvertrage entipringenden 
Rechte und Verbinblichkeiten lediglich das inländifche Recht zu entfchei- 
den hat. 

Außerdem bürfte auch die unter 2. aufgeftellte Anficht der vorigen 
Inſtanz, daß nach Inhalt des 8. 13 der Bolicenbedingungen Dr., wo⸗ 
Hin auf Wunfch der Empfangäberechtigten die Zahlung durch Baar- 
fendung geleiftet werden kann, und wo die Kläger auch wirklich bereits 
Bahlung gefordert haben, als Erfüllungsort anzufehen fei und deshalb 
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nach 8. 11 des BGB.'s das inländiſche Geſetz zur Anwendung gebracht 
werden müſſe, ganz richtig ſein. 


IX. 


Die Bl. aufgeſtellte Ausflucht der falſchen Declaration, wornach 
die verehel. M. unter Mitwiſſen ihres Ehemannes in ber Declaration 
über ihren Geſundheitszuſtand wiſſentlich unwahre Angaben gemacht 
baben ſoll, fo daß die beflagte Verficherungsgejellichaft, wenn ihr der 
wahre Sachverhalt befannt geweſen wäre, die Annahme der Verficher- 
ung vernünftiger Weife abgelehnt hätte, ift von ber zweiten Inſtanz 
im Widerfpruche mit der erſten Inftanz, welche fie verworfen hatte, mit 
Recht aufrecht erhalten und zum Beweiſe ausgejeht morben. 

Es Tann zwar darauf nicht, wie Beklagte will, 88. 2024 und 
2026 Th. II. tit. 8 in Verbindung mit 8. 539 Th. I. tit. 11 des 
preuß. allgemeinen Landrechts angemenbet werden, wohl aber ift u 
nach ſächſiſchem Rechte unter den in ben 

Annalen des OAG.'s N. %. Bd. III. ©. 265 und fig. 
ausgedrückten Beichränfungen und unter den in voriger Inſtanz aufge 
ftellten Vorausſetzungen die Ausflucht wenigſtens inſoweit für begrün- 
det zu erachten, daß auf deren Beweis. erfannt werden Tann. 


X. 


Die Ausflucht der Abredmung einer Provifion von 300 Thlen. 
ſtützt fi) auf 8. 2282 TH. I. tit. 8 des allg. preuß. Landrechts und ift 
bon erſter und zweiter Inftanz ganz mit Recht zurückgewieſen worden. 


Abgejehen davon, daß eben das preußifche Recht nicht anzuwenden il, 


ftehen diefer Ausflucht auch noch beſonders die Beitimmungen in $. 13 
der Policenbedingungen, welche die lex contractus enthalten, entgegen- 
Darin ift nämlich, wenn die Auszahlung der Verfiherungsfumme durch 
die Hauptcafle des Vereins zu St. oder durch den Generalagenten ber: 
langt wird, durchaus fein Procentabzug als Provifion vorbehalten 
worden. Nur wenn ber Empfangsberechtigte die Zahlung durch einen 
andern Agenten wünſcht, ift an diefen Agenten !/, Procent der Ver⸗ 
ſicherungsſumme als Provifion zu entrichten. Diefer letztere Fall liegt 
dermalen nicht vor. Zugleich ergiebt fich aber aus der Gegenüber 
ftellung der Zahlung aus der Hauptcaſſe und durch ben Generalagenten 
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zu der Zahlung durch einen andern Agenten ganz unzweideutig, daß in 
ben Faͤllen der erften Art Provifion überhaupt nicht zu fordern iſt. 


XI. 


Dagegen ift wiederum die auf Grund des 8. 12 der Policenbe- 
dingungen vorgeſchützte Ausflucht der Gegenrechnung von 500 Thle. 
Koften, welche durch die Section der Leiche, chemiſche Analyfe, ärztliche 
Gutachten und dergleichen entftanden fein und im Beweiſe noch näher 
Ipecialifirt und mit Quittungen belegt werben follen, in beiden Inſtan⸗ 
zen mit Hecht aufrecht erhalten und der Bellagten zum Beweiſe geſtellt 
worden. Dies zu beftätigen, hat das OAG., troß ber Berufung der 
Kläger, auf Grund des 8. 12 der Policenbedingungen um fo weniger 
Bedenken getragen, je beftimmter in zweiter Inſtanz bereit3 darauf 
aufmerffam gemacht worden ift, daß die Beflagte nicht nur ven Auf- 
wand, den fie in gedachter Richtung gehabt hat, fpeciell nachzumeifen 
habe, fondern auch, daß der 8. 12 der Policenbedingungen nicht fo 
aufgefaßt werben könne, es fei der Forderungsberechtigte in dieſer Be- 
ziebung der reinen Willkür der Beklagten preisgegeben worden, daß 
vielmehr bei der Endentjcheidung zur Erwägung zu bringen fein werde, 
in wie weit Bellagte bei jenen Ausgaben diejenigen Grenzen eingehal- 
ten babe, welche durch ihr Intereſſe an Ermittelung der Wahrheit und 
duch die den Forderung®berechtigten ſchuldige Rüdficht auf Vermeidung 
unnöthigen und zweckloſen Aufwandes gezogen werden müſſen. 


XII. 


Endlich ift noch das Vorbringen der Bellagten BI. zur Erwägung 
ju bringen. Beklagte behauptet da, daß außer den geflagten Poſten 
auch noch andere Ceffionen und Inhibitionen Bezüglich der Berficher- 
ungsſumme der 15000 Thlr. vorhanden und ber beflagten Gejellichaft 
angezeigt jeien. 

Diefe Poften beziffert Beklagte auf zufammen 20346 Thlr. 
18 Ngr. 8 Pig. und gründet darauf ihr Recht, dann, wenn fie über 
haupt verurtbeilt werden follte, das Streitobject zum Depofitum zahlen 





und den Klägern, Arreftgläubigern und fonftigen Geffionaren die wei — 


tere Verfolgung ihrer Anſprüche an den 15000 Thlrn., als ſoviel fie 
unter Abzug von 286 Thlr. 23 Nor. 6 Pfg. nur ——— zu — 
habe, überlaſſen zu dürfen. 
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Beide vorige Inftanzen haben nicht verfannt, daß biefes Bor- 
bringen feine eigentliche Ausflucht bildet, haben aber nichts deftoweniger 
auf defien Beweis erfannt, weil, wie die zweite Inſtanz bemerkt, Be: 
Hagte möglicherweiſe ein Intereſſe daran haben könne, ſchon im Laufe 
des gegenwärtigen Prozefjes zu bejcheinigen, daß außer den geklagten 
Poften audy noch andere Aniprüche gegen fie erhoben worden und noch 4 
andere Inhibitiondauflagen ihr zugegangen feien. ' 

Auf die hiergegen von den Klägern eingewendete Beſchwerde 
glaubt nun aber das OAG. diefen Beweis gänzlich wegnehmen zu 4 
bürfen. An und für fi) Liegen fchon jegt, wie bereit3 oben beiläufg & 
bemerkt wurde, die Verhältnifie jo, daß Bellagte, wenn fie in der De 
finitive überhaupt verurtheilt werben ſollte, von der Berechtigung, dad 
Libellat zum gerichtlichen Depofitum zu zahlen, nicht ausgeſchloſſen 
werden Tann. Es bedarf aljo des Beweifes jenes Vorbringens gar 
nicht. Ueberhaupt aber ift die etwaige Depofition der geklagten 
Summe gar nicht ein Gegenftand, morüber durch Urthel und Recht ges 
Iprochen zu werben braucht, ſondern es hängt dies Tünftig bei ber 
Execution von der Entjchließung des Prozeßrichters ab, und zur Vor- 
bereitung dieſes Bejchluffes bedarf es vorkommenden Falles Teiner 
förmlichen Beweisführung, ſondern allenfalls, ſoweit es in dem vor $ 
liegenden alle wider Vermuthen überhaupt nöthig werden follte, einer; 
aliqualis demonstratio. 





9. 


Lebensverfiherung — „Wahrheitswidrige Angaben‘, 
„falſche Declaration“? 
II. Sen.-Erf. vom 15. April 1869 no. 210/222. 

Die Beklagte hat zugeftanven: 

a) daß fie noch vor dem 30. October 1866 die der Klage beige: 
fügte Deelaration, nachdem ſolche zuvor von ©. R. H. unterzeichnet 
worden, in Empfang genommen und ben von genanntem H. geftellten 
Berfiherungsvertrag genehmigt, auch die der Klage im Original beige: 
fügte, ftatutenmäßig ausgefertigte und von dem zu ihrer Vollziehung 
berechtigten Verwaltungsrath und Directorium vollzogene Police am 
12. November 1866 durch den von ihrem Generalagenten R. mit Auf: 
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trag verfehenen Agent 2. an genannten H. gegen fofortige Bezahlung 
des vierten Theils der vereinbarten jährlichen Prämie als erften Bei- 
trags ausgehändigt habe, (Einl.-Pät. 13, 16, 18, 20 und Anm. zu 
E⸗P. 17) ingleichen 

b) daß H. am 5. Juli 1867 verftorben ſei. Hiermit ift der Grund 
der erhobenen Klage an fich zur Genüge eingeräumt tvorden. Daneben 
aber bat Beklagte exceptionsweiſe vorgefchügt, daß H. mehrere der in 
der angezogenen Declaration geftellten Fragen ber Wahrheit zuwider 
beantwortet habe und die vorigen Inſtanzen find zu der von ihnen aus- 
geiprochenen Abweifung der erhobenen Klage um deswillen gelangt, 
weil fie angenommen haben, daß Seiten der Klägerin zugeftanden jei, 
es jeien die von dem genannten H. in der angezogenen Declaration be- 
wirkten Angaben wenigftens zum Theil objectiv falſche geweſen. 

Bei nochmaliger Erwägung der Sade hat man indeß, diefer An⸗ 
nahme beizutreten, Bedenken getragen. | 

Im Allgemeinen ift hier vorauszuſchicken, daß unter den am Schluß 
der gedachten Derlaration erwähnten „mwahrheitswibrigen Angaben“ 
ebenfo wie unter der in 8. 26 ber Statuten bei I. herborgehobenen 
„alichen Declaration“ nur ſolche Angaben des Verfichernden verftanden 
werden können, welche nicht blos objectiv unrichtig waren, jonbern . 
deren Unrichtigkeit auch von den Declarirenden zur Zeit der Ausfüllung 
der Declaration gekannt wurde oder doch gekannt werben mußte und 
das Nämliche gilt von dem am Schluß der Deelaration weiter aufge 
führten „Verſchweigen“ von Thatfachen oder Umftänden, welche auf die 
Beurtheilung des bei der betreffenden Verficherung von der Gefellichaft 
zu laufenden Riſiko's hätten Einfluß ausüben oder denjelben deutlicher 
hätten zeigen fünnen. Denn wie ſchon an fich der Umſtand, daß in der 
Derlaration und in den Statuten nicht im Allgemeinen von unrichtigen, 
d. h. der objectiven Wahrheit nicht entiprechenden Angaben die Rebe 
üt, jondern die Ausdrüde wahrheitswidrig und beziehentlich faljch ge- 
wählt worben find, dafür fpricht, daß mit der an das Machen wahrheits⸗ 
widriger oder faljcher Angaben gefnüpften Strafbeftimmung nicht jede 
unrichtige Auslaffung, fondern nur eine ſolche, welche in bößlicher Ab- 
fiht oder in Folge einer der Lebteren rechtlich gleich zu achtenden Nach⸗ 
Bifigleit ihren Grund hat, habe getroffen werben follen, fo ſpricht außer- 
dem für diefe Auslegung auch die Erwägung, daß derartige Pönal- 
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— beftimmungen überhaupt einer moglichſt einengenden Auslegung unter- 
. liegen, 
s Annalen N. %. Bd. II. S. 226, 
SE und daß eine, wenn ſchon objectiv unrichtige Angabe dem diefelbe Be- 
* wirkenden, wenigſtens bei dem Mangel einer ganz unzweideutigen dies⸗ 
fallfigen Uebereinkunſt, dann nicht zur Laſt gelegt werden kann, wenn 
derfelbe bei Ertheilung der betreffenden Anwort in einen entſchuldbaren 
Irrthum ſich befand, mithin die Unrichtigfeit der in feiner Antwort ax- 
gegebenen Tatſache nicht Fannte und die Umftände auch rricht von der 
Art waren, daß ihm dieſes Richtwwiffen als eine von ihm zu vertretende 
Nachläſſigkeit zur Laſt gelegt werben Tann. 

Was nun die einzelnen ragen anlangt, deren mahrheitämwibrige 
Beantwortung Seiten H.'s von der Beklagten ſpeciell behauptet worden | 
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 ift,Tofommt hier zubörberft bie, auch von ber vorigen Iuſtanz Haupt: 
I fächlich in Betracht gezogene Antwort auf die in der ertwähnten Declas 
= — ration unter 6. aufgeſtellte Frage zur Berückſichtigung. Bei dieſe 


Frage, welche darauf gerichtet war, ob der Declarirende ſchon bei an 
deren Lebenöverficherungsgefellichaften verſichert fei und bejahenden 
FE Falls, ob zu tarifmäßiger oder erhöhter Prämie, hat H. feine Antwort 
- dahin ertheilt, daß er bei der Germania in St. feit einem Jahre mit 
1000 The. zu tarifmäßiger Prämie verfichert ſei. Dieſe Angabe jol 
aber nach der Behauptung der Bellagten unwahr fein. 
Nun würde allerdings dann, wenn H. nad) diefer Richtung bin 
Eu. wiffentlich eine wahrbeitswidrige Angabe gemacht hätte, die in 8. 26 
Br der Statuten und am Schluß der Derlaration ftipulivte Steafbeftimm: 
a ung Platz ergreifen, da, wie ſchon die vorige Inſtanz dargelegt hat, vie 
mwahrbeitägemäße Beantwortung jener Frage für Beklagte von weſent⸗ 
lichem Intereſſe bei Abſchluß des Verficherungsvertrags mar. Allein 
ein hinreichendes Zugeftändniß der Klägerin liegt in dieſer Beziehung 
nicht vor. 
Ha Alllerdings hat biefelbe in ihrer Klage nicht ſpeciell behauptet, daß | 
die Antiwort zu der 6. Frage thatſächlich richtig geweſen ſei. Es lag 
J abber auch zu einer ſolchen Behauptung an ſich keine Nothwendigkeit für 
fie dor, fie konnte vielmehr abwarten, ob Beklagte auf die Wahrheits⸗ 
vwbrigleit jener Antwort bei ihrer Rechtsvertheidigung ſich berufen 
| — werde und wenn ſie daher auch bei ihrer Klage bereits ſelbſt das Schreiben 
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beibrachte, mittelſt deſſen von der Beklagten und zwar zugleich unter 
Hinweis auf die Unrichtigfeit der von H. zu der 6. Frage ertbeilten 
Antwort, die Auszahlung der Verficherungsfumme verweigert worden 
war, ſo hatte fie doch nicht nothiwendig, das Anführen der Beflagten, 
e8 fei die Antwort zu der erwähnten Frage Seiten H.'s wahrheitswidrig 
bewirkt worden, in ihrer Klage jelbft zu widerlegen und es läßt fich da= 
ber auch daraus allein, daß fie diefe Ausftellung nieht fofort als factiſch 
unbegründet bezeichnet, vielmehr den bezüglichen Einwand der Beklagten 
aus einem anderen ˖ Grunde al3 ungeeignet zur Begründung ber Weiger- 
img der Bebteren dargeftellt hat, ein Zugeſtändniß der Klägerin, daß 
achte Einwendung thatlächlid begründet fer, noch nicht entnehmen. 
Ebenſowenig liegt ein diesfallfiges genügendes Zugeſtändniß in dem 
von der Klägerin in ihrem Replikſatz Gefagten und es ift ein ſolches 
auch wicht ohne Weiteres daraus zu folgern, daß Klägerin in ihrer 
Declarationsſchrift die Annahme der erſten Inſtanz, es fei von ihr die 
faetifche Unrichtigleit der zu der 6. Frage ertheilten Antwort indirect 
eingeräumt worden, nicht Tpeciell bekämpft, fondern auszuführen gejucht 
bat, daß ihr unter den von ihr angegebenen Umftänden ſelbſt eine un- 
rihtige Beantwortung jener Frage unfchädlich fein würde. 

Hiernach aber ericheint es unthunlich, die Bellagte des Berweifes 
ihrer Behauptung, daß gedachte Antivort eine unwahre geweſen fei, 
ohne Weiteres für überhoben zu achten. 

Das Nämliche gilt aber auch von den Einwendungen, welche Be- 
Hagte bezüglich der Richtigkeit der von H. zu der 7., 8., 9. und 10. 
Frage der Declaration ertheilten Antworten vorgebracht hat. 

Die Antwort zu dev 7. Frage bat Klägerin ausdrücklich als ord⸗ 
nungsmäßig bezeichnet und fie ift hierbei auch in ihrem Replikſatz ftehen 
geblieben. 

Ueber die Richtigleit der Antwort zu der 9. Frage bat fie ſich aber 
in ihrer Klage überhaupt nicht ausgelaſſen, da nad) diefer Richtung hin 
von der Beklagten in der Klagbeifuge F. eine Ausftellung gar nicht ge= 
macht worden mar, und was bie Beantwortung der 10. Frage anlangt, 
ſo bat fie zwar zugeftanden, daß ihr verftorbener Ehemann 9. den 
Dr. M. zweimal in verſchiedenen Beiträumen megen eines Untvohl- 
Kind um Rath gefragt habe, dabei jedoch gleichzeitig bemerkt, Dr. M. 

babe dem H. jedes Mal erklärt, „es fei nichts, er habe ſich ein Bischen 
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erlältet”. Wäre e8 aber wahr geweſen, jo würde H. auf die Frage „mer 
jein Arzt jei und wie lange derjelbe es fei und in welchen Krankheiten 
und wann er denjelben gebraucht habe“? ohne Verftoß gegen die Wahr- 
heit die Antivort haben ertheilen können, daß er noch Feinen Arzt ge 


braucht habe, da er ſolchenfalls einen Hausarzt, auf welchen die Frage 


nad ihrer Faſſung und nach dem Gegenfaß, in welchem fie zu der 11. 
Frage fteht, offenbar fich bezieht, nicht hatte und eine Behandlung H.'3 
in einer Krankheit defjelben Seiten des Dr. M. nicht eingetreten war. 
Unter dieſen Umftänden war, vorausgeſetzt, daß Klägerin, welde 
annoch, da die mit der Klage überreichte Police auf den legitimirten In⸗ 
haber lautet, als berechtigte Inhaberin der gedachten Police fich auszu⸗ 
weifen hat, zuvörderſt den bei dem 21. Einl.-P. ihr zurüdigegebenen Eid 
ſchwört und durch Leiſtung deſſelben zu der Sache ſich rechtfertigt, auf 
Beweis bes exceptiviſchen Borbringens der Bellagten zu erfennen. Hier- 
bei iſt Lebtere übrigen? noch darauf hinzuweiſen, daß fie bei Führung 
dieſes Beweiſes, namentlich auch was die Beantworiung der 7., 9., 10. 
und beziehentlih 11. Frage anlangt, noch fpecieller darzulegen haben 
wird, daß H. bei Ertbeilung feiner Antivorten, ſelbſt mern diefe factiſch 
unrichtig geweſen wären, einer ihm zur Laft fallenden Hinterziehung der 
Wahrheit fich jchuldig gemacht habe, daß infonderheit die der Einlaffung 
unter III angefchlofjene Beifuge zur Erweislichmachung des Umftandes, 
es ſei von der Lebensverficherungsgefellichaft Providentia die Annahme 
einer Berficherung Seiten H.'s abgelehnt‘ worden, an fich allein nicht 
ausreichen würde, da jene, übrigens aud) von der Direction der Probi- 
dentia nicht an H. unmittelbar, fondern an ihre Generalagentur geride 
tete Zujchrift eine Ablehnung des von H. geftellten Verficherungsantragd 
nur wegen Nichtbeichaffung eines ärztlichen Zeugnifjes, mithin nur we⸗ 
gen nicht erfolgter Beibringung der erforderlichen Unterlagen, nicht aber 
wegen in der Perſon H.'s liegender Veranlaffungen ausfpricht, und daß, 
wenn Dr. M., wie aus dem Bl. abfchriftlich beigefügten Briefe hervor⸗ 
zugehen fcheint, den H. abfichtlich über feinen Törperlichen Zuftand in 
Unklarheit gelaffen und Legteren als ungefährlich bingeftellt. hätte, ges 
nanntem H. daraus, daß er der Verficherung des Arztes Glauben ge 
ſchenkt und lediglich demzufolge feine Antworten über fein körperliches 


‚Befinden in einer der objectiven Wahrheit nicht völlig entiprechenden 


Weiſe eingerichtet haben follte, ein begründeter Vorwurf nicht würde zu 
machen geweſen fein. 








| 
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Zu dem Strafgejegbude ꝛc. 


1; 


Zum Thatbeftande der Widerjeglichfeit (Art. 142 des 
RStGB.'s) gegen eine Auspfändung gehört, daß der 
Ereeutor mit SImftruction hierzu verſehen geweſen 
und daß er von diefer Inſtruction denjenigen, gegen 
ne die Auspfändung gerichtet ift, in Kenntniß 
gelegt habe. 
Erf. vom 18. Oct. 1869 no. 1016|995. 

In dem angefochtenen Erfenntniffe ift etwas Weiteres nicht für 
beiviefen erachtet worden, als daß A. W. V. bei Gelegenheit-einer von 
dein Ereeutor F. A. M. 2. unternommenen Auspfändung eine Caſſe 
und ein Brieftafche, die der Executor abzupfänden ſich angeftrengt, der- 
geftalt feftgehalten, daß ein Hin- und Herziehen zwifchen ihm und 2. 
entitanden und die gedachten Gegenftände in diefer Weife der Execution 
entzogen worden; dies genügt jedoch noch keineswegs, um bie erfolgte 
Anwendung des Art. 142 des RSEtGB.'s auf die Handlungsmweife des 
genannten Angefchuldigten zu rechtfertigen; es würde vielmehr zu diefem 
Behufe nothivendig auch noch feftzuftellen geweſen fein, daß der Executor 
2., der Auspfändungen offenbar nicht ſchon vermöge feines Amtes und 
nad) feinem Ermeſſen, jondern lediglich in Folge eines ihm hierzu er- 
theilten befonderen Befehls vornehmen durfte, zur Vollziehung der hier 
in Frage befangenen Auspfändung von einem Gerichte inftruirt und 

Annalen, Neue Folge Bd. VI. 13 


194 Präjudizien. 


beauftragt geivefen, und da dies in dem Erfenntniffe nicht geſchehen und 
noch weniger conftatirt worden ift, daß 2. die Betheiligten von ber ihm 
ertbeilten Inſtruction in Kenntniß geſetzt und ſich ihnen gegenüber da- 
durch als Beauftragter des Gerichts legitimirt bat, fo läßt ſich auch 
nicht behaupten, daß ſich der Angejchuldigte der Bollziehung einer richter: 

lichen Berfügung widerſetzt babe. | 

Annalen Bo. IV. ©. 152 Nr. 27. 

Diefer Mangel mußte allein Schon zur Caflation des Erfenntnifles und 
zur Straffreifprehung A. W. V.'s auf die von demfelben deshalb einge 
wendete Nichtigkeitsbeſchwerde führen; es kommt aber in dem vorliegen 
den Falle auch noch dazu, daß die erwähnte Auspfändung nad) BI. gar 
nicht gegen den Angejchuldigten, jondern gegen deſſen Bruder ©. E. V. 
gerichtet war, daß ferner auch das Anführen A. W. V.'s, daß die Gr 
genftände, an deren Wegnahme er den Erecutor behindert, ihm und 
nicht feinem Bruder eigenthümlich zugehört, für glaubhaft erachtet, nir⸗ 
gends aber darauf Bezug genommen worden, daß fich diefe Sachen im. 
Gewahrſam des Schuldners befunden und die Borausfetungen vorhan⸗ 
den geivejen, unter denen nach $. 55 des Executionsgeſetzes vom 28. 
Febr. 1838 auch mit der Beichlagnahme einer von einer dritten Perſon 
in Anſpruch genommenen Sache verfahren werben kann, und daß hier 
nach, felbjt angenommen, daß 2. zur Auspfändung G. €. V.' fpeciell 
beauftragt geweſen, es doc immerhin noch an dem Nachmeife gebrechen 
würde, daß derfelbe auch dem Angeklagten A. W. V. gegenüber innerhalb 
der Grenzen dieſes Auftrags fich verhalten, und daß ſich der letztere der 
Vollziehung der Auspfändung feines Bruders, um welche es ſich allein 

handelt, widerſetzt habe, | 


8. 

Wenn das Zerſchneiden einer Schnur als Qualifica: 
tionsmoment für den Diebftahl nad Art. 278 unter l. 
des RStGB.'s gelten foll, fo muß jene Schnur zunägft 

ein abfihtlihes Verſchlußmittel geweſen fein. 

Erf. vom 4. Det. 1869 no. 895/955. 

Die vorige Inſtanz hat in dem Zerfchneiden der Schnur, burd 
welche das vollftändige Deffnen der Fenfterflügel verhindert worden if 
ein Qualificationgmoment erblidt. Diefer Auffafjung Hat das OAG. 
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nicht beizupflichten vermocht. Dieje Schnur hat nad) den Angaben de3 
Damnificaten und nach den darauf fußenden thatfächlichen Feititellun- 
gen keineswegs zu Herftellung eines Fenſterverſchluſſes dienen follen, 
vielmehr ift fie nur zu dem Zwecke, um die daran angebraditen, als 
Gardine dienenden Papierbogen zu balten, quer vor die Fenfterflügel 
geſpannt geweſen. Es geht ihr daber ſchon aus diefem Grunde der 
Charakter eines Verfchlußmitteld ab. Zudem aber ift nicht einmal 
conftatirt worden, auf melche Art die Schnur befeftigt und beziehentlich 
auf welche verjchiedene Art fie zu löſen geweſen. 
Annalen Bd. V. ©. 418 und N. F. Bd. I. ©. 278. 


9 


Die Borfhrift des Forft- x. Strafgefeges Art. 26 Abf. 4 
feht der Anwendung des Art. 77 des RStGB.s bezüg- 
lih der Annahme entgegen, daß durch eine Handlung 


ſowohl gegen Art. 13 jenes Geſetzes, ala gegen Art. 247 


des RStGB.'s gefehlt worden fei. 
Erf. vom 3. Sept. 1869 no. 860/867. 

Daß deſſenohngeachtet auf Caſſation des angefochtenen Erfennt- 
niffes erfannt worden ift, beruht darauf, daß das OAG. nad Art. 246 
Abſ. 2, Art. 351 Abſ. 2 und Art. 377 der RStPO. auf die erhobene 
Nichtigkeits beſchwerde, auch ohne daß diefelbe ausdrücklich darauf ge⸗ 
richtet worden, die Rechtsanficht, von welcher da3 angefochtene Erfennt- 
niß ausgegangen ift, zu prüfen gehabt und dabei befunden hat, baß zum 
Nachtheile des Privatangeflagten eine unrichtige Geſetzesanwendung 
fattgefunden habe. 

Das gedachte Erkenntniß ftellt nämlich thatfächlich feſt, einmal, 
daß der Privatangellagte eines Tages im April d. J. die Wieſe des 
Brivatanklägers betreten und mit einer Rrauthade Rafenftüde auf der- 
jelben entfernt habe, um das Waffer in einer anderen Richtung feinem 
Grundftücke zuzuleiten, und dann, daß dabei von dem Angeklagten, in 
der Meinung, zu feinem Bornehmen ein Recht zu haben, diejes Necht, 
obgleich Keiner der gefeslich vorgefehenen Fälle erlaubter Selbfthülfe 
borgelegen, mit Umgehung der richterlichen Hülfe verfolgt worden ei 

Wenn nun an dieje thatjächliche Feftftellung der Beicheid den Aus: 
ſpruch Tnüpft, es falle dem Privatangeflagten in ideeller Concurrenz das 

13* 
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in Art. 13 des Forftftrafgefeges vom 11. Auguft 1855 bezeichnete Ber: 
gehen in Beziehung auf Waflerlauf und Gemwäfjer und unerlaubte 
Selbithülfe im Sinne von Art. 247 des RStGB.'s zur Lat, und dann 
weiter gejagt wird, e3 jei ſothaner Vergehen halber der Privatangeflagte 
nad) den angezogenen Artikeln des Forftitrafgejeges und des RStGB.s, 
ſowie nad Art. 77 des letzteren Geſetzes mit einer Geldbuße bon 
3 Thalern zu belegen; fo erjcheint zunächſt ſchon die Anwendung des 
Art. 13 des Forftfteafgefebes durch die vorausgegangene thatſächliche 
Feſtſtellung injoweit nicht vollftändig gebedt, als jener Artikel unbefug: 
tes Aendern oder Unterbrechen des Wafjerlaufes zum Nachtheile für 
Andere vorausſetzt. Bei Anwendung des 77. Artitels des RStGB.s 
auf zwei ideell concurrivende Verbrechen hätte aber auch ferner — wenn 
die Annahme einer foldhen Concurrenz übrigens gerechtfertigt geweſen 
wäre — das ſchwerere von beiden Verbrechen bezeichnet und auf die 
durch dieſes verwirkte Strafe erkannt werden ſollen. Endlich ſteht aber 
auch der Annahme zweier durch eine Handlung verübter Rechtöwerlek: 
ungen und der Anwendung von Art. 77 des RSEtGB.'s überhaupt die 


Vorſchrift im legten Abjate von Art. 26 des Forftitrafgejeßes entgegen, 


nach welcher alle Handlungen der in diefem Gejege angegebenen Art, 
wenn fie behufs der eigenmächtigen Geltendmachung eines beftrittenen 
Befugnifjes vorgenommen worden find, nach den Grundſätzen von der 
Selbithülfe beurtheilt werden jollen. 

Das mit der NichtigfeitSbeichwerde angefochtene Erfenntniß leidet 
demnach bezüglich der ftattgefundenen Geſetzesanwendung an einer Nic: 
tigfeit, wegen beren, auch ohne daß fie beſonders geltend gemacht wor: 
den, das Straferfenntniß zu Gunſten des Privatangeflagten hat caſſirt 
werden müſſen. 


Zu der Strafprozeßordnung ꝛc. 


| 8. 

Die im Art. 64a Abſ. 1 der RStPO. enthaltene An: 
pronung tft auf ein durch Erfenntniß für nichtig er: 
Härtes Unterfuhungsverfahren nicht zu erftreden. 
Erf. vom 1. Det. 1869 no. 9401934. 

Der durch den BI. erfichtlichen Beſcheid der mider ihn angezeigten 
Körperverlegung für fehuldig erklärte Privatangeflagte hatte ſchon zu 
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Begründung des gegen dieſen Befcheid eingewendeten Einſpruchs geltend 
gemacht, daß feine Berurtheilung in unzuläffiger Weife auf, dem durch 
das erfichtliche Erfenntniß als nichtig aufgehobenen Strafverfahren an- 
gehörende, Unterſuchungshandlungen, namentlid, auf die von dem Pri- 
vatankläger und von dem Zeugen E. 3. W. Sch. erftatteten befchiwore- 
nen Ausfagen gegründet worden jet. 

Das BG. zu B. Hat bei der auf den eingewendeten Einjpruch er- 
theilten Entfcheidung den gedachten Einwand nicht begründet befunden, 
vielmehr, den Gründen der erjten Inſtanz beitretend, feine Ueberzeugung 
bon der Schuld des Privatangellagten ebenfalls ayf die jchon erwähn- 
ten Beugenausfagen und auf die fonftigen in dem ftattgehabten, auf 
eingewendete NichtigfeitSbejchwerde caffirten, Strafverfahren gemachten 
Erhebungen gejtüßt, indem davon ausgegangen worden ift, die gedachten 
Zeugenausfagen und fonftigen Erhebungen haben, der erfolgten Cafja- 
tion ohngeachtet, den Charakter gerichtspolizeilicher Erörterungen be= 
halten und in diefer Eigenschaft als Unterlagen für die angeoronete 
anderweite Entjcheidung immer nod dienen können. 

Gegen diefe Annahme und dagegen, daß in beiden Inſtanzen das 
Erkenntniß auf jene Gerichtshandlungen mit geftügt worden, iſt die 
gegen das Erfenntniß der zweiten Inſtanz erhobene weiter ausgeführte 
Nichtigkeitsbeſchwerde gerichtet. 

Die formelle Zuläffigkeit dieſes Rechtsmittels Tann nad) Art. 385 
Abſ. 2 der RStPO. nicht bezweifelt werben. Daffelbe ift aber aud, 
foviel den erhobenen Einwand anlangt, begründet. Die fraglichen Er: 
bebungen find theild als Vorerörterungen, mie fie allerdings nad) 8.68 
der Ausführungsverordnung vom 31. Juli 1856 auch der Einzelrichter 
in den zu feiner Zuftändigfeit gehörenden Strafiachen vornehmen kann, 
theild nach dem BL. zu leſenden Beichluffe im unterfuhungsmäßigen 
Verfahren von dem, wie BI. nachgemwiefen worden, nach ver Richtung 
der Anklage und dem bamaligen Stande ber Gejetgebung nicht zuftän= 
digen Gericht3amte.Sch., weil daſſelbe ſich zu Führung ber Unterfuchung 
für competent erachtet hatte, vorgenommen worden. 

Nun enthält allerdings Art. 64a der RStPO. die mit der gleichen 
Stelle in der StPO. vom 11. Auguft 1855 übereinftimmenbe Vorſchrift, 
daß, wenn eine von einem Gerichte zeither geführte Unterfuchung in 
Folge der Unzuftändigfeit des erfteren an ein anderes Gericht abgegeben 
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wird, die Unzuftändigfeit allein den von dem Gerichte vorgenommenen 
Erörterungen ihre Beweiskraft nicht entziehen, vielmehr von dem Er⸗ 
mefjen des zuftändigen Gericht3 abhängen joll, in wie weit eine Wieder: 
holung der von dem !unzuftändigen Gericht vorgenommenen Erörterun- 
gen zweckmäßig ſei. Steht aber auch der vorliegende Fall dem in der 
angezogenen Gejegesborfchrift bezeichneten injofern gleich, als das GA. 


Sch., welches die fraglichen Erhebungen, ohne competent zu jein, vor⸗ 


genommen hatte, ſpäter in Folge veränderter Sachlage und des Inkraft⸗ 
treteng der REtPO. die zuftändige Unterfuchungsbehörde geworden ift; 
fo fteht doch der Anwendung jener Geſetzesvorſchrift der Umftand ent- 
gegen, daß zu der Zeit, wo die Zuftändigfeit des GA.'s Sch. eintrat 
und von demjelben die Unterfuchungseinleitung beichlofjen wurde, das 
frühere Strafverfahren bereit3 durch das Erkenntniß Bl. als nichtig 
aufgehoben geweſen ift. Nach diefer Sachlage handelt e8 fich bei Be: 
antiwortung der Frage, ob den von dem nicht zuftändigen Richter vor: 
genommenen Erörterungen Beweiskraft beigelegt werden könne, nicht, 
wie Art. 643 der RStPO. vorausfegt, um die Unzuftändigfeit allein, 
fondern darum, daß das ganze Verfahren, welchem die fraglichen Er⸗ 
örterungen angehört haben, durch richterliches Erfenntniß als nichtig 
aufgehoben worden ift. Nach einem ſolchen Ausfpruche, welcher jedes 
weitere Ermefjen des Unterfuchungsrichters ausfchließt, ift das caffirte 
Berfahren mit allen demfelben angehörenden Unterfuhungshandlungen 
als nicht mehr vorhanden zu betrachten und eben deshalb begründet jede 
Benugung ſolcher nicht wiederholter Unterfuhungshandlungen für die 
ſpäteren Entſcheidungen eine Nichtigkeit im Sinne von Art. 349 II. 
verb. Art. 377 der RStPO. 

Die ſonach begründet befundene Nichtigkeitsbeſchwerde ift nad 
Art. 385 Ab. 3 der RStPO. als eine gegen das Erkenntniß gerichtete 
anzuſehen geweſen und bat als ſolche zur Caſſation ſowohl des erft- 
inſtanzlichen Beſcheides als auch des auf eingewendeten Einſpruch von 
dem BO. DB. ertheilten Erfenntniffes führen müflen. 
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9. 


Ueber die im Art. 338b Abf. 3 der RStPO. enthaltene 
Vorſchrift, nach ihrem Einfluſſe auf die Feſtſtellung 
der Nüdfälligfeit. 

Erf. vom 18. Det. 1869 no. 970|999. 

Die im 3. Abfate des Art. 338b der RStPO. enthaltene Vor⸗ 
ſchrift geſtattet keine andere Auffaſſung als die, daß bei der vorzuneh— 
menden Prüfung die zweite Inſtanz alle Thatſachen, welche das ange- 
fochtene Erkenntniß feſtſtellt, als erwieſen gelten laſſen muß, daß aber 
auch auf der anderen Seite für dieſelbe eine der Feſtſtellung bedürfende 
Thatſache nicht exiſtirt, ſobald ſie in dem erſtgerichtlichen Erkenntniſſe 
nicht feſtgeſtellt iſt, daß namentlich das OAG. nicht berechtigt iſt, um 
eine in dem erſtgerichtlichen Erkenntniſſe nicht oder nur mangelhaft ent- 
haltene Feſtſtellung nachzuholen, oder zu ergänzen, auf das außerhalb 
des Erkenntniſſes vorhandene Unterfuchungsmaterial einzugeben. 

Die Anwendung dieſes Grundſatzes auf die Feitftellung der für die 
Rüdfälligfeit maßgebenven Thatfachen ift in ben _ 

Annalen des OAG.'s N. F. Bd. V. ©. 166 fig. 
eingehend beiprochen und es kann daher hier im Allgemeinen auf die 
dort aufgeftellten Grundſätze, melde der oberfte Gerichtshof ſchon in 
früheren Entſcheidungen befolgt hat, vertviefen werden. 

Beſonders mag aber nochmals darauf hingewieſen werben, daß es, 
um die Anwendung von. Art. 32 des RStGB.'s zu rechtfertigen, der 
thatfächlichen Feſtſtellung bedarf, daß der Angeklagte wegen eines oder 
mehrerer gleichartiger Verbrechen bereit3 Strafe erlitten, daß er diefe 
Strafe wenigftens theilweiſe vor Verübung des neuen Verbrechens ver- 
bükt habe und daß zwiſchen der Verbüßung der Vorftrafe und der Ver- 
übung des neuen Verbrechens die Verjährung nicht eingetreten fei, daß 
aber auch, wenn e8 um Art. 300 des RStGB.'s ſich handelt, noch das 
Vorhandenfein ber in diefem Artikel angegebenen befonderen thatſach 
lichen Vorausſetzungen feſtgeſtellt fein muß. 

Von Alledem enthält nun aber das vorliegende Erkenntniß der 
erſten Inſtanz nichts, es iſt vielmehr nur am Schluſſe deſſelben geſagt, 
es ſei „wegen der feſtgeſtellten wiederholten Rückfälligkeit“ der an fi: 
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verwirkten Strafe ein Jahr zugefett und die Geſammtſtrafe in die höhere 
Strafart aufgezogen morben. 

Abgefehen davon, daß wiederholte Nüdfälligfeit allein die An- 
wendung von Art. 300 des REtGB.'s nod) keineswegs rechtfertigt, hat 
in den gebrauchten Worten überhaupt eine Feflitellung irgend melden, 
für die Annahme der Rüdfälligleit maßgebenden Thatjachen nicht ge 
funden werden Tünnen. Es mag zwar nicht bezweifelt werden, daß — 
wie auch in den 

Annalen 1. ec. S. 170 
bemerft worden — die erforderliche Feftitellung in der Form einer Zu: 
rückweiſung auf den Acteninhalt erfolgen kann, e8 muß aber joldes 
nothivendig in der Weiſe geſchehen, daß fte erfennen läßt, melche in ven 
Acten enthaltenen Thatfachen die erfte Inſtanz als erwieſen angejehen 
hat. Das ift aber mit den Worten „feftgeftellte wiederholte Rüdfälig 
feit” offenbar nicht der Fall, e8 müßte vielmehr, um diefe Rückfälligkeit 
gelten zu lafjen, das OAG. erft noch aus dem Acteninhalte das Por: 
handenſein der thatſächlichen Vorausſetzungen wiederholter Rüdfällig 
feit feititellen. | 

Auf die Unzuläffigleit eines folchen Verfahrens ift aber bereits 
oben hingewiefen worden. Die gegenwärtige Inſtanz iſt fomit durch 
die oben angezogene Gefegesvorfchrift genöthigt geweſen, die Strafbe 
ftimmungen von Art. 82 und 300 Abſ. 1 des RStGB.'s für auf den 
vorliegenden Fall nicht anwendbar zu erklären und ſomit bie erfannte 
Strafe nad) Strafart und Strafbauer auf diejenige zurüdzuführen, 
welche die vorige Inſtanz, abgefehen von der Anwendung der zulegt an- 
gezogenen ftrafrechtlichen Beitimmungen, für verwirkt angefehen hat. 


10. 


Indem der Staatsanwalt am Site des Geſchwornen— 
geriht3 den 8. 31 Abf. 2 des Geſetzes, das Verfahren 
in den vor die Geſchwornengerichte gewiefenen Unter: 
ſuchungsſachen betreffend vom 1. Detober 1868, vorge— 
ſchriebenen Antrag ftellt, varf er nicht deshalb, weil er 
die Anfidht des Staatsanwalts beim Unterfuhungd: 
gerichte, oder des Unterfuhungsrichters, daß der Fall 
zur ſchwurgerichtlichen Aburtheilunggehöre, nicht theilt, 
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ben nad gejegliher Vorfhrift durch jene Anſicht be— 
dingten Antrag dergeftalt zurüdhalten, daß die An- 
Hagelammer in die Lage kommt, entweder ihm bei- 
ſtimmen zu müffen, oder eine Entfheidung gar nidt 
geben zu fönnen 
Verordn. vom 11. Det. 1869 no. 987|971. 

Nach 8. 31 Abf. 2 des das Verfahren in den vor die Geſchwor⸗ 
nengerichte gewieſenen Unterſuchungen betreffenden Geſetzes vom 1. Oct. 
1868 hat, wenn nach dem Schluſſe einer vor dem zuſtändigen Bezirts- 
gerichte geführten Vorunterſuchung der betreffende Staatsanwalt, oder 
der Unterſuchungsrichter der Anſicht iſt, daß der Fall zur ſchwurgericht⸗ 
lichen Aburtheilung gehöre, der Staatsanwalt am Sitze des Geſchwor— 
nengerichts, welchem die Unterſuchungsacten zuzuſtellen ſind, dieſe Acten 
mit dem nach Art. 229 der RStPO. von ihm zu ſtellenden Antrage an 
die Anklagekammer abzugeben. Dieſer Antrag ſoll, nach der zuletzt an— 
gezogenen Geſetzesvorſchrift, entweder auf Fortſtellung oder auf Ein- 
fellung der Unterfuchung gerichtet fein und es fol dabei im erfteren 
alle zugleich mit Bezugnahme auf bie einſchlagenden ftrafgejeglichen 


Beitimmungen die Handlung genau bezeichnet iverden, wegen deren die _ 


Fortſtellung der Unterſuchung beantragt wird, Bezüglich der auf diefen 
Antrag von der Anklagekammer zu fafjenden Entfchließung gilt nad 
3-33 Abſ. 2 des angezogenen Gefeges die in 8. 233a Abf. 3 ver 
RStPO. für die entfpredjende Beichlußfafjung des Bezirksgerichts ge= 
troffene Beftimmung, daß diefe Entſchließung auf die in dem Antrage 
des Staatsanwalts begriffenen Handlungen und Perſonen zu beſchrän⸗ 
ten, daß aber im Uebrigen das entfcheidende Gericht an die Anträge und 
Ausführungen ber Staatsanwaltſchaft nicht gebunden ift. 

Weiter enthält das mehrgebachte Gefeß bezüglich der von der An- 
klagekammer zu fafjenden Entſchließung in den SS. 52 flg. folgende Be- 
fimmungen: \ 

Gelangt die Anklagekammer zu der Anficht, daß die den Gegen: 
Itand der Unterſuchung bildende Handlung nicht zur ſchwurgerichtlichen 
Zuſtändigleit gehöre; fo hat fie die Sache, ohne ihrerſeits ein Erfennt- 
niß abzufaſſen, an die zuftändige Behörde abzugeben , welche nach 8. 24 
Abſ. 1 an die Anficht der Anklagekammer inſoweit gebunden ift, als'fie 


ihre Zuſtändigkeit zu Fortſtellung der Unterſuchung und Aburtheilung *— 
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anzueriennen bat. Gelangt dagegen die Anktlagelammer zu der Anſicht, 
daß die den Gegenftand der Unterfuchung bildende Handlung zur ſchwur⸗ 
gerichtlichen Zuftändigfeit gehöre, jo hat fie den ſtaatsanwaltſchaftlichen 
Antrag durch Erkenntniß zu erledigen, welches entweder auf Fortitellung 
oder auf Einftellung der Unterfuchung zu richten iſt. Keineswegs muß 
aber mit der Enticheidung auf Fortftellung auch die Verweiſung vor das 
Geſchwornengericht verbunden merden, vielmehr find in 8. 33 Abſ. 3, 
8. 34 und 8. 35 ausdrücklich die Fälle bezeichnet, in welchen von der 
Anklagekammer auf Verweifung zur Hauptverhandlung vor dem BO. 
oder auf Fortftellung durch den Einzelrichter erfannt werben foll. 
Dieſe gefeglichen Borfchriften ftehen der von dem Staatsantvalte 
am Site des Geſchwornengerichts zu D. geltend gemachten Anftcht, daß 
e8 ihm freiftehen müſſe, den nad) 8. 31 Abf. 2 des angezogenen Ge 
ſetzes zu ftellenden Antrag, wie im vorliegenden Falle gefchehen, darauf 
zu beſchränken, daß die fchwurgerichtliche Gompetenz verneint und bie 
Sache an das zuftändige Bezirfägericht zurüdigegeben werde, injofern 
entgegen, als ein folcher Antrag offenbar das nicht enthält, was nad 
den Elaren Worten des Gefehes in dem zu ftellenden Antrage enthalten 
fein fol, als aber auch ferner, eben aus diefem Grunde, ein folder be- 
Ichränkter Antrag, felbft im Falle der Abgabe der Sache an ein Gericht 
nieberer Drdnung, für das weitere Verfahren dieſes Gerichts, noch mehr 
aber in dem Falle, daß die, wie ſchon bemerkt, an die Rechtsanſicht des 
Staatsanwalts nicht gebundene Anklagefammer die ſchwurgerichtliche 
Zuftändigfeit begründet und deshalb die Entſcheidung mittelft Eriennt- 
nifjes für erforderlich erachtete, für dieſes Erfenntniß eine den angezoge- 
nen Geſetzesvorſchriften entiprechende Unterlage nicht bieten würde. 
Wenn dagegen von dem Staatsanwalte des Geſchwornengerichts zu D. 
vorftellig gemacht worden ift, dak ihm unmöglich angefonnen werden 
könne, den in 8. 31 Abſ. 2 des obigen Geſetzes verb. Art. 229 der 
RStPO. vorgejchriebenen Antrag auch dann zu ftellen, wenn er gegen 
die Anficht des Staatsanwaltes bei dem betreffenden Bezirksgerichte, 
oder des Unterjuchungsrichters , der Meinung jet, daß ein zur ſchwur⸗ 
gerichtlichen Zuftändigfeit gehöriger Fall nicht vorliege ; jo bejcheibet er 
ſich doch auch felbft, daß für die Beantwortung der Competenzfrage nicht 
feine Anficht, fondern die der Anklagelammer maßgebend fei. Die Ent 
ſcheidung diefer Behörde Hat in Gemäßheit von 8. 32 des angegagenen 
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Geſetzes auf den nach 8. 31 Abſ. 2 ibid. zu ftellenden Antrag zu erfol- 
gen und jelbftverftändlich ijt dem Staatsanwalte am Site des Ge- 
ſchwornengerichts unbenommen, dafern er die ſchwurgerichtliche Zuftän- 
digkeit für nicht begründet erachtet, mit feinem Antrage, er mag nun 


denjelben auf Fortftellung, oder auf Einftellung richten, den ferneren 


Antrag auf Abgabe der Sache an die nach feiner Meinung zuftändige 
Behörde zu verbinden. Er darf nur nicht deshalb, weil ex die Anſicht 
des Staatsanwalts beim Unterfuchungsgerichte, oder des Unterſuchungs⸗ 
richters, daß der Fall zur fchwurgerichtlichen Aburtheilung gehöre, nicht 
theilt, den nach gejelicher Vorſchrift durch jene Anficht bedingten An- 
trag bergeftalt zurüdhalten, daß die Anklagekammer in die Lage kommt, 
entweder ihm beiftimmen zu müflen, oder eine Enticheivung gar nicht 
geben zu können. 


11. 


Eine auf das Berbreden der Nothzudt (Art. 180 des 
RStGB.'s) gerichtete Fragftellung erſcheint mangelhaft, 
wenn fie, neben der Bedrohung mit ſchweren Mißhand— 
lungen, nicht zugleich der unverzüglich bevorftehenden 
Ausübung derfelben gedenft, und fann durch die Rechts— 
belehbrung des Schmwurgeriht3-Präfidenten (8. 69 des 
Geſchw.-Geſ. vom 1. Det. 1868) nicht ergänzt werden. 
Erf. vom 15. Det. 1869 no. 967j989. | 
Bei der, unabhängig von der Begründung der eingeivendeten Bes 


rufung vorzunehmen geweſenen, Prüfung ber dem erftinftanzlichen Er⸗ 


fenntnifje unterliegenden Nechtsanficht, ift dem OAG. das Bedenken 
beigegangen, ob der BI. zu Iefende, der rechtlichen Beurtbeilung ange- 
börende Ausspruch, der Angeklagte habe fich in jedem ber zehn Fälle, in 
welchen er mit feiner leiblichen Tochter den Beiſchlaf ausgeübt, durch 
diefe Handlung, neben dem zweifellos vorliegenden Verbrechen der Un- 
sucht mit einer leiblichen Tochter Ü jedesmal auch des ſchwereren Ber- 
brechens der Nothzucht fchuldig gemacht, durch die thatfächlichen Feſt⸗ 
fellungen des Wahrſpruchs und des erftinftanglicden Erkenntniſſes ger 
vehtfertigt fei. Die hierbei in Frage fommende aus dem Wahrfpruche 
in das Erfenntniß wörtlich übergegangene Feſtſtellung geht dahin: 

Der Angeklagte habe feine Tochter mindejtens zehnmal zum Bes 





ne De 








RE | 





204 VBräjudizien. 


Schlafe dadurch genöthigt, daß er ihren ernſtlichen Widerſtand durch 

Gewalt überwunden, beziehentlich durch Bedrohung mit Erſtechen 

und Erwürgen beſeitigt habe. 
Fragt man nun, ob in dieſem Ausſpruche die nach Art. 180 des RẽtGB.'s 
zum Thatbeſtande des Verbrechens der Nothzucht gehörenden thatjächlichen 
Erforderniffe vorhanden feien, fo ift ſolches infomweit ala für erwieſen 
angeſehen worden, daß die betreffende Frauensperſon zu außerehelichem 
Beiſchlafe durch gewaltſames Ueberwinden ihres ernſtlichen Widerſtan⸗ 
= des genöthigt worden fei, zweifellos der Fall. Soviel dagegen dad 
E Neberwinden des gleichen Widerſtandes durch Bedrohung anlangt, Tann 
"02.88 zwar Teinem Zweifel unterliegen, daß die feitgeftellte Bedrohung mit 
Erftechen oder Erwürgen der im Gefege erwähnten Bedrohung mit Mit: 





RETTEN Dar 
N 





= handlungen gleich fteht, Art. 180 des RStGB.'s erforbert aber zugleich 
— Bedrohung mit unverzüglich auszuübenden Mißhandlungen und dieſes 
Erforderniſſes gedenkt der Wahrſpruch ebenſowenig als das Erkenntniß. 
— Bei der von dem Präſidenten des Schwurgerichtshofs an die Ge— 
2. ſchwornen gerichteten Rechtsbelehrung ift allerdings beſonders bemerkt 
ie worden, daß unter den in Art. 180 des RStGB.'s gedachten Drohun- 
en gen ſolche zu verfiehen feien, die unverzüglich; auszuübende Miphant- 
—J lungen in Ausſicht ſtellen; ſo wenig aber bezweifelt werden mag, daß 
J— unter Umſtänden die in den Acten verlautbarte Rechtsbelehrung auf die 
Ei - Beurtheilung des ertheilten Wahrſpruchs von Einfluffe fein Fann; jo 

darf e3 dabei doch nur um die Rechtsanſicht, von welcher die Geſchwor— 
ni nen auögegangen find, fich handeln und keineswegs ift es zuläffig, in 
Be. thatlächlicher Beziehung die feitgeftellten Fragen durch die nachfolgende 
— Rechtsbelehrung zu ergänzen. Das iſt aber auch offenbar ſchon von 
— — der erſten Inſtanz nicht beabſichtigt worden, da ſie — wie bereits er⸗ 
Be wähnt — im Enderfenntniffe nur den Inhalt der BI. unter 1. erfiät- 


lichen Frage, ohne weiteren Zuſatz, als feftgeftellt bezeichnet bat. 
Someit daher für die rechtliche Beurtheilung das Ueberwinden 
ernftlichen Wiberftandes durch Bedrohung mit Mißhandlungen in Frage 
lommt, fehlt e3 an der zum Begriffe der Nothzucht gehörenden Felt: 
ftellung, daß mit unverzüglich auszuübenden Mißhandlungen gedroht 

worden jet. 

| Die in ber mehrgedachten Frage enthaltenen Worte, der Angeflagte 
Gabe den ihm entgegengejegten Wiberftand durch Gewalt überwunden, 
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„beziehentlich“ durch Bedrohung befeitigt, geftatten zwar die Auffaffung 
in dem Sinne, daß in allen zehn Fällen Gewalt angewendet, in einigen 
Fällen aber auch noch Bedrohung hinzugefommen jet, fie laſſen fich aber 
auch mit mindeſtens gleicher Berechtigung fo auffaffen, daß in manchen 
Hallen nur Gewaltanwendung, in anderen nur Bebrohung ftattgefun- 
den babe. Der legteren Auffaffung, als der dem Angellagten günftigeren, 
bat das OAG. fich zuzuwenden gehabt. Hierbei bat man jedoch Teines- 
wegs jo weit gehen Tönnen, anzunehmen, daß nur bezüglich eined von 
den vorliegenden zehn Fällen eine die Annahme des Verbrechens der 
Nothzucht rechtfertigende Feſtſtellung vorhanden fei, vielmehr berechtigt 
die ganze Faſſung der obigen Frage dazu, die Bejahung derfelben in dem 
Sinne aufzufaflen, daß in der Mehrzahl jener Fälle durch, die Annahme 
ver Nothzucht rechtfertigende, Gemwaltanwendung und nur in einigen 
Hallen durch, den Begriff dieſes Verbrechens nicht vollftändig dedende, 


: Drohungen der ernftliche Widerftand der gemißbrauchten Tochter befei= 


— — — — 


tigt worden ſei. Der Einfluß dieſer beſchränkenden Auffaſſung auf die 
Strafabmeſſung wird ſpäter zu erwähnen ſein, als der rechtlichen Be— 
urtheilung angehörend, es mag aber hier ſchon die Bemerkung Platz finden, 
daß die Feſtſtellung, der Angeklagte habe ſeine Tochter zu außerehelichem 
Beiſchlafe dadurch genöthigt, daß er ihren ernſtlichen Widerſtand durch 
Bedrohung mit Erſtechen und Erwürgen beſeitigt habe — vorausgeſetzt 
auch, es ſei nicht die unverzügliche Ausführung der gedachten Gemwalt- 
bandlungen in Ausficht geftellt worden — doch immer nad Art. 201, 
204 und 207 des RSEtGB.'s die Annahme mit dem Mißbrauch der 
eigenen Tochter zur Unzucht in einer Handlung zufammentreffender, von 
Amtöwegen zu ahndender Nöthigung durch Bedrohung mit Mord recht: 
fertigt. | 
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10. 
Verfiherungsvertrag — Privat-Feuerverfiherung — 
Die in der Verordnung vom 20. Detober 1862 wegen 
bes Abſchluſſes des Privat- Feuerberjiherungspertrags 
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enthaltenen präceptiven Vorſchriften find zugleid 
Normativbefiimmungen für die Zuläffigfeit und An: 
wendung Seiten der Gefellihaft geftellter Elaufeln. 
— Darnadh zuläffige binden den Berfiherer nur dann, 
wenn fie auf dem Declarationsformulare wörtlich aus: 
gedrüdt gemwejen. 
II. Sen.-Erf. vom 8. April 1869 no. 133/126. 
Das DAG. hat Feine Beranlaffung, von der Anficht 
Annalen N. F. Bd. IH. ©. 216 fig. 
abzugehen. 
Wenn die vorige Inſtanz bemerft, daß bie Verordnung vom 20. 
Det. 1862 Iediglih vom Minifterium des Innern ausgegangen ımd 
daher präjumtiv nur im pohneitichen Intereſſe erlaſſen ſei, ſo iſt darauf 
hinzuweiſen, daß 
a) in 8. 131 des Geſetzes vom 23. Auguſt 1862 das Privat 
Feuerverſicherungsweſen unter die Aufficht der 8. 13 bezeichneten Ver: 
waltungsbehörden geftellt und der Gejchäftsbetrieb einer ſolchen Privat 
anftalt in Sachſen von der Eonceffion der oberſten jener Behörden, de? 
. Minifterium des Innern, abhängig ift, die Conceffion aber zu genauer 
Beobachtung aller im Geſetz- und Verordnungswege ergangenen Be 
ftimmungen verpflichtet und 
u b) die Verordnung vom 20. Det. 1862 dem Auftrage in $. 141 
= zufolge, zudem mit Allerhöchſter Genehmigung erlaſſen; auch 

c) ohne Zweifel bei deren Erlaß nicht blos ein „polizeiliches In⸗ 
tereſſe“, wenn damit etwas Anderes als der allgemeine Staatszwed — 
Fürforge für dag Wohl der Angehörigen — gemeint jein jollte, ſondern 
eben lettere die Abficht geweſen ift. 

Hiernach muß angenommen werden, daß die darin enthaltenen 
präceptiven Vorjchriften wegen Abſchluß des Verſicherungsvertrages zu- 
gleih Normativbeitimmungen für die Zuläffigfeit und Anwendung der 
dabei von dem Berfiherungsinftitute zu ftellenden Bedingungen und 
Clauſeln enthalten, vergeltalt, daß z. B. in Folge der Beitimmung de? 
8. 11 der Verorbnung, wonach jede Berficherungsanftalt ihre Agenten 
wegen ber denjelben obliegenden Agenturgefchäfte zu vertreten hat, eine 
Claufel, wie die im zweiten Sabe des 8. 5 wegen alleiniger Haftung | 
bes Verfiherungsnehmers für die Nichtigkeit der Derlaration, ſelbſt 
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„wenn irgend ein Vertreter der Genoſſenſchaft bei Ausfüllung des An⸗ 
tragebogens eingewirkt haben follte” — dahingeſtellt, inwiefern ſich 
ſolche nicht ohnehin als. eine ſolche ne dolus praestetur darſtellen 
würde — dem Antragſteller, welcher dem Agenten die Selbſtorientirung 
und Anfertigung der Declaration überlaſſen, bei vorgekommenen Un- 
richtigleiten unſchädlich und überhaupt in Folge der mehrangezogenen 
Beltimmung bes 8. 34 der Verordnung jede aus den gewöhnlichen 
Rechtsgrundſätzen nicht folgende Verficherungsbedingung, alſo aud) die 
des 8. 13, dem Verfiherungsnehmer unſchädlich ift, fofern jolche nicht 
in Gemäßbeit der Vorſchrift des 8. 35 auf dem Formulare zu der De- 
claration wörtlich ausgedrückt geiveien. 

Daß dies auch nicht auf dem BI. angedeuteten Wege, nämlih in 
Folge Annahme der Police, erledigt fei, er das OAG. ebenfalls bereits 
früber aus dem 

Annalen a. a. D. ©. 218 
angegebenen Grunde, daß der Vertragsſchluß als der Aushändigung 
der Police vorausgehend angenommen werben müfle, ausgeiprocen. 


11. 

Umfang der Befugnifje eines Handlungsbevollmäd- 
tigten — HGB. Art. 47 — Retentionsrecht nah Art. 
313 — Beſitzerwerb — BGB. 8. 201. 

IL. Sen.-Grf. vom 18. Sept. 1869 no. 633/613. 

Nach Klägers Behauptung ift F. S. jun. von feinem Vater F. W. 
6. sen. zum Abjchluß von Handelsgejchäften, insbeſondere zu Waaren- 
einfäufen, für das väterliche Gefchäft beauftragt geiwejen. Wäre das 
in Wahrheit begründet, jo würde %. ©. als ein zum Betriebe des gan- 
zen Handelsgewerbes feines Vaters beitellter Bebollmächtigter im Sinne 
bon Art. 47 Abf.1 des ADHGB.'s zu betrachten gewejen fein, ba, wenn 
derjelbe zum Abſchluß von Handelsgeſchäften im Allgemeinen für das 
Geſchäft feines Vaters von diefem ermächtigt worden war, anzunehmen 
ift, er fei auf einzelne Gejchäfte oder auf eine beftimmte Art von Ge- 
Ihäften nicht beſchränkt geweſen, fondern es habe ſich feine Vollmacht 
auf alle Gefchäfte erſtreckt, melde der Betrieb des Handelsgewerbes fei- 
nes Baterd mit ſich brachte. In dem Anführen, es fei der an F. ©. 
ertheilte Auftrag „insbeſondere auf Wanreneinläufe‘ gerichtet geweſen, 
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ift aber eine Beichränfung der behaupteten weiter gehenden Vollmadit 
nicht zu finden, jondern, wie auch ſchon in den Entſcheidungsgründen 
bemerkt worden, höchſtens eine Eremplification des erwähnten allge 
meinen Auftrags, und wenn die vorige Inſtanz angeordnet hat, daß 
Kläger vor Abnahme des unter 1. erfannten Eides über die dem Leb- 
teren zu Grunde liegende Auffaffung noch beſonders zu verftändigen fei, 
jo hat Bellagter Teine Veranlaſſung, fich hierdurch für beſchwert zu 
achten. War aber ©. jun. von feinem Vater in der angegebenen Weile 
mit Auftrag verjehen worden, fo mußte er auch für befugt erjcheinen, 
Waaren feines Vaters dem Kläger in Berfaufscommilfton zu geben, da 
eine joldde Commiſſionsertheilung vorausfeglich unter die Gefchäfte fid, 
welche der Betrieb des väterlichen Gejchäfts N mit ſich 
brachte. 

Kläger hat nun behauptet, ©. jun. babe am 19. April 1866 7 
Kiften und 3 Ballen angeblich 1600 Dugend Paar Strümpfe enthal- 
tend, welche für fein vwäterliches Geſchäft bei 3. F. DO. Nachfolger in 
8. gelagert hätten, ihm in Commiſſion gegeben, indem er dabei anführt: 

a) ©. jun. fei mit ihm in das Geſchäftslocal von D. Nachfolge 
gegangen und habe hier die Anweiſung ausgeiprochen, daß die erwähn⸗ 
ten Waaren zu Klägers Verfügung ftänden und in den Büchern de} 
genannten Speditionghaufes auf ihn, Klägern, überjchrieben werben 
möchten, und es feien auch in den Büchern jenes Haufes die gedachten 
Waaren, auf feinen, Klägers, Namen und für feine Rechnung lagernd, 
jofort überfehrieben worden; 

b) er, Kläger, habe dieſe Waaren am 2. Juli auf ſein eignes 
Lager übernommen. 

Beide vorige Inſtanzen ſtimmen nun darin überein, daß, wenn 
S. jun. die erwähnte Anweiſung dem Speditionshaus O. Nachfolger 
gegenüber am 19. April 1866 wirklich ausgeſprochen und Kläger dar⸗ 
auf am 2. Juli des nämlichen Jahres die Waaren auf ſein eignes La⸗ 
ger übernommen hätte, die Vorausſetzung, unter welcher nach Art. 313 
des ADHGB.'s die Ausübung des Zurückbehaltungsrechts ftatthaft jei, 
vorliege, und man bat diefer Anficht gegenmwärtig beizutreten gehabt. 
Denn ertheilte ©. jun. die gedachte Anmeifung an D. Nachfolger, ſo 
war Kläger berechtigt, die betreffenden, ihm in Verkaufscommiſſion ge: 
gebenen Waaren auf fein Lager überzuführen, und that er das, fo famen 
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jene Waaren mit dem Willen feines durch ©. jun. vertretenen Schuld- 

ners auf Grund eines Handelsgeſchäfts in feinen Befit. Auch ſtand 

dann der Umftand, daß die Waaren ibm Tebiglich in Verkaufscommiſſion 
gegeben worden waren, der Ausübung des Zurüdbehaltungsrechts nicht 
entgegen, ba inmittelft zu dem Vermögen S.'s Concurs ausgebrochen - 
it und daß Kläger hiervon bereit am 2. Juli 1866, als dem Tage, 
an welchem bie Heberführung jener Waaren auf fein eigenes Lager er- 
| folgt fein foll, Kenntniß erlangt gehabt babe, umſoweniger anzunehmen 

it, alS das die Falliterflärung ©.’3 ausſprechende, von dem Bellagten 
beigebrachte Erfenntniß des königl. preuß. Handelögericht3 zu G. erft 
unter dem nämlichen Tage gefällt worden ift. Dadurch aber, daß in 
dieſem Erfenntniffe der Tag der Zahlungseinitellung vorläufig auf den 
25. Juni 1866 feſtgeſetzt worden ift, kann in der Sache jelbit etwas 
nicht geändert werden. Denn eine derartige Feitftellung des Tages der 
bereit3 wor der wirklichen Concurseröffnung vorhanden geivefenen In⸗ 
ſolvenz de3 Gemeinfchuldners Tann, wie von dem DAG. ſchon früher 

in einem ähnlichen alle, 

Annalen R. %. Bd. IV. ©. 71 fig, 

mögeiprochen worden ift, den Kläger in feinen vor der wirllichen Con⸗ 

turseröffnung, beziehentlich vor feiner Bekanntſchaft mit ver letzteren 

oder der früheren Zahlungseinſtellung erworbenen Rechten nicht benach⸗ 

theiligen. 

Demgemaãß war auf des Beklagten Berufung die vorige Entſcheid⸗ 

ung zu beſtätigen. Was dagegen die Appellation des Klägers anlangt, 

fo hat man der vorigen Inſtanz darin nicht beitreten können, daß Klä⸗ 

gers obgedachte Behauptung, es jeien die erwähnten Waaren in Folge 
der Anweiſung S.'s jun. in den Büchern des Speditionshauſes D. Nach⸗ 
folger auf feinen, Klägers, Namen und für feine Rechnung lagernd fo- 
fort überfchrieben worden, Berüdfichtigung nicht zu finden babe. Denn 
nad 8. 201 des BGB.'s geht dann, wenn ein Dritter Inhaber der 
Sache für den bisherigen Befiter ift, der Befit der Sache auf den neuen 
Befiger über, ſobald zwiſchen dem zeitherigen und dem neuen Befiker 
ein den Befikübergang bezweckendes Rechtsgeſchäft abgefchloffen wird 
unnd der bisherige Befiter dem Inhaber die Anweiſung ertheilt, bie In— 
habung für den neuen Befiger fortzufegen. Gab nun ©. jun. die 


fraglichen Wanren dem Kläger in Commiffion, verfügte 6 ſich mit dem 
Annalen; Reue Folge Bo. VI. 


u 
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Letzteren in das Geichäftslocal von D. Nachfolger, erflärte er darauf, 
daß die gedachten Waaren zu Klägers Verfügung ſtänden und in ben 
Büchern des genannten Spebitionähaufes auf Klägern überſchrieben 
werden möchten, und erfolgte endlich dieſe Ueberſchreibung, fo find jeden⸗ 
falls alle Vorausſetzungen vorhanden, welche zum Uebergang des Bes 
ſiitzes ber fraglichen Waaren auf den Mläger erforderlich waren. Es 
hätte fich fogar fragen können, ob es der Eonftatirung der wirklich er- 
folgten Weberfchreibung der Waaren auf Klägers Namen überhaupt 
noch beburft hätte. Da jedoch Kläger bei der Entſcheidung erfter In⸗ 
franz ſich beruhigt Hat ze. 





12. 
Ausſchluß eines Commanditiften bei Fortbauer der 
Gefelligaft — HGB. Art. 123 unter 6, 124, 127, 110 
unter 2. 
U. Sen.Erk. vom 15. Sept. 1868 no. 581,508. 

— Nach der Anſicht des OAG.'s iſt durch die 88. 23 und 24 bed ber 
= Klage zu Grunde gelegten Societätscontracts zwiſchen den Vertrag⸗ 
— ſchließenden ſpecielle Vereinbarung dahin getroffen worden, daß es ben | 
benannten Geſellſchaftsmitgliedern freiſtehen ſoll, dann, wenn ſich ein 
Mitglied einer Handlungsweiſe ſchuldig gemacht hat, welche den Be 
ſtimmungen unter ab ce in 8. 23 zu unterſtellen iſt, die Beendigung 
des Bertragsverhältnified mit den am Schluffe des 8. 23 angegebenen 
befonderen Wirkungen gegenüber jenem Mitgliede dadurch herbeizu- 
führen, daß fie dem Aufſichtsrathe non dem Falle Renntniß geben und 
an benfelben den Antrag wegen der wur gebuchten Beenbigung bei 
Vertragsverhältniſſes richten. Für letzteren erwächſt Hieraus die Ber: 
pflichtung, ſeinerſeits die Sachlage zu prüfen und wenn er diefelbe dar⸗ 
nach angethan findet, daß die Beftimmungen in $. 23 Anwendung zu 
leiden Haben, die Beendigung bes Bertragsverhältnifes gegemüber dem 
betroffenen Mitgliede auszuſprechen. 
Nur wenn das Letztere innerhalb ber in 8. 24 geſetzten Friſt no 
Die General⸗Verſammlung anruft, tritt nach deren Prüfung bezüglich 
des Vorhandenſeins des für die Vertragsbeendigung geltend gemachten 
Grundes ein und es hat dabei, daß das Vertragsverhältniß mit ben 
betroffenen Mitgliede nicht weiter fortgeſtellt wird, fein Beivenben, wenn 
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die Generalverfammlung nad ihrem Erwägen befindet, daß ein ber 
8. 23 zu unterftellenver Fall vorliege. 

Der Sache nad kommen dieſe Beftimmungen auf die für die Ge⸗ 
ſellſchaftsmitglieder im Voraus bewirkte vertragamäßige Feftftellung 


bed Rechtes, ohne Innehaltung beſtimmter Vertragszeit den Contract 


mit dem Einzelnen auflöfen und nur mit den Webrigen fortjegen zu 
innen, hinaus. Denn dadurdy, daß der betroffene Einzelne gegenüber 
den nach 8. 23 des Vertrages für die Gejelichaft handelnden Mitglie- 
dern (zu vergl. übrigens noch SS. 6, 42, 51 und 57 unter Nr. 12 des 
Geſellſchaftsvertrags) mit Geltendmachung feines Widerſpruchsrechtes 
gegen die einfeitige, die fofortige Vertragslöſung mit fi) bringende 
Kündigung, welche auf Grund der in der angezogenen $. 23 zuſammen⸗ 
geftellten, niemals vorauszuſehenden oder zu vermutbenden, der Kennt- 
nißnahme und Erwägung Seiten der vorgedachten Geſellſchaftsmitglie⸗ 
der unteritellien Umftände erfolgt, an die präckufive zehntägige Frift 


vertragsmäßig gebunden ift, dann aber, wenn er dieſe Frift zur Beruf- 





ung an die Generalverfammlung benubt ($. 24 de3 Vertrags), es im 
Fall der Beftätigung der Kündigung durch Erftere bei diefer Kündigung 
zu verbleiben hat, ift vertragsmäßig gegenüber dem Einzelnen, den 
übrigen Gefelichaftsmitgliedern ein einfeitiges Necht zur Auflöfung der 
Geſellſchaft, abhängig von dem nad der thatfächlichen und rechtlichen 
Seite eintretenden Ermeflen der in $. 23 bez. 8. 24 gebachten Gefell- 
ſchaftsmitglieder, eingeräumt und die Gejellichaft für alle die Fälle, in 
welchen die Vertragsbeftimmungen ber 88. 23 und 24 zur Anivendung 
gelangen, als Geſellſchaft von unbeftimmter Dauer eingegangen worden. 
Daß eine derartige Vereinbarung und eine derartige Feſtſtellung 
über die Auflöfung der Gefellfchaft zuläffig fei, folgt aus den Vorſchrif⸗ 
ten in Art. 123 unter 6, Art. 124 und 127 des ADHGB.3, melde 
Vorſchriften für die Commanbitgefellichaften im Art. 170 Abf. 2 aus- 
drüdlich wiederholt worden find. 
Rach der Anſicht des OAG.'s handelt +8 fh alfo bei dem nad 
8. 24 des Vertrages der Generalverjammlung zuftehenden Ausſpruche 
ger nicht um bie Ertheilung eines Schiedsſpruchs, durch melden eim 
gwilchen der Geſellſchaft und dem Einzelnen ftreitiges ober fonft zweifel⸗ 
baftes Rechtsverhältniß entfchieden werben follte, fondern um bie Aus- 
Übung oder Nichtausübung eines und zwar nach des Klägers eigenem 
14* 
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Anführen in Liquidität beruhenden, für den Fall der in $. 24 vorge 
fehenen Anrufung der Generalverfammlung dieſer legteren zugeſtande⸗ 
nen Kündigungäbefugnifjes, auf defjen Geltendmachung die hinſichtlich 
des Schiedsgerichts geltenden Rechtögrundfäge Anwendung nicht leiden 
fönnen. 


Kläger bat nun felbft eingeräumt, daß ihm auf Antrag des all- | 


einigen benannten Gejellichafter8 vom AuffichtSrathe unter Bezug— 
nahme auf 8. 23 der Vertrag gekündigt worden ſei, ohne fich darauf zu 
beziehen, baß er die präclufive, in 8. 24 geordnete Friſt zur Anrufung 
der Generalverfammlung wahrgenommen babe. Lebtere Thatſache ift 
ihm zwar durch die Beklagte felbft in ihrem Einlaſſungsſatze juppeditirt 
worden. Allein daß die Generalverfammlung ihrerjeit3 die nad) $. 23 
erfolgte Kündigung rüdgängig gemacht habe, davon ift Seiten der Be 
Hagten etwas nicht gejagt worden und kann baher bier die Frage auf 
fih beruhen, ob und inwieweit von prozeſſualiſchem Standpunfte aus 
ein derartiges Anführen der Beklagten, ſoweit e8 ſich um die Schlüffig 


feit der Klage handelt, zu deren Stügung herbeigezögen werben Fönnte 
Hiernach allenthalben ift nicht, abzufehen, twie das BI. formulirte 


Klaggeſuch, welches darauf hinausläuft, daß den mehrgedachten, die 
Vertragslöfung betreffenden Contractsbeſtimmungen nicht Folge gegeben 
werden jolle, aufrecht erhalten werden könnte. 


Es ift hier noch ausdrücklich hervorzuheben, daß auf Umftände, 


aus welchen zu entnehmen wäre, wie den dem Kläger gegenüberftehen: ' 


den übrigen Gejelichaftsmitglievern bezüglich der beivirkten Vertrags⸗ 
auflöfung eine diefelben verbindlih machende Arglift oder Verfchuldung 
zur Laſt falle, die gegenwärtige Klage nicht geftüt worden ift, weshalb 
es bier auch eines näheren Eingehens auf die Frage nicht bedarf, ob, 


ſelbſt wenn ein derartiges Verhalten gegen die übrigen Gefellichaftd 


mitglieder mit Grund behauptet werden könnte, Kläger darauf hin be 
vechtigt erſchiene, die Gejellichaft zur Rückgängigmachung der beivirkten 


Vertragsauflöfung zu nöthigen oder ob und inwieweit derfelbe in Hin⸗ 
bli auf die nad) Art. 1 des HGB.'s aushülfsweife Anwendung leiden 
den Vorichriften in 88. 1379, 1380, 1382 des BGB.'s nur für be 


vechtigt erachtet werden könnte, den Schaden, welcher ihm durch bie 
ungerechtfertigte Auflöfung zugezogen worden, erſetzt zu verlangen. 


— — —— 





Handels- und Wehſelrecht. 213 


Was die zulektgedacdhte Frage anlangt, mag- noch auf diejenigen 

Grundfäte hingewieſen werden, welche ſich in der in den 
Annalen de3 OAG.'s N. F. Bo. III. ©. 259 
mitgetheilten Entjcheibung dargelegt finden. 

Da dem bisher Gefagten zufolge die Unjchlüffigfeit der Klage zu 
Tage tritt, mußte in Beachtung der 1. und 2. Beſchwerde ber Beklagten, 
die Abweiſung derfelben in der angebrachten Maße und die Verurtbeil- 
ung Klägers zur Erſtattung der in erfter Inſtanz verurfachten Koſten 
ausgejprochen werben. 


13. 
yortgefeste Handelsgejellihaft — HGB. Art. 127 fig, 
BGB. 88. 1379, 1386. 
II. Sen.-Erf. vom 29. April 1869 no. 232/267. 

Der freitwillige oder erziwungene Austritt eines Geſellſchafters aus 
der Gejellfchaft enthält jederzeit eine mejentliche Veränderung des Ge- 
ſellſchaftsvertrags und fomit eine Auflöfung des bisherigen Societäts- 
verhältniſſes, 

BGB. 8. 1379, J. 58. 8.3 D, pro socio (XVII, 2). 

Treitfchte, die Gewerbegefellichaft 8. 14 der 2. Ausg. 
Soll dagegen auf Grund einer diesfalls getroffenen, beziehentlich ſchon 
in dem urjprünglichen Societätsvertrage enthaltenen Bereinbarung, 
dieſer Auflöfung ungeachtet, nicht nur nach Außen hin das in Gemäß- 


beit jenes Vertrags gegründete Gefchäft unverändert fortbeftehen, jon- - 


dern follen auch für diejenigen Mitglieder der neuen Societät, welche 
das Geſchäft fortſetzen, die Beitimmungen des bisherigen Geſellſchafts⸗ 
bertrages ohne diesfallfige beiondere Vereinbarung Geltung behalten, 
Io ift eine derartige Vereinbarung an fi zuläffig und für die Gontra- 
benten bindend; 

BGB. 8. 1386, 

1.65. 8.9 D. eod., 


dagegen kann felbftverftändlich von einer Fortfegung der Geſellſchaft 


dan, wenn diejelbe nur aus zivei Mitgliedern beftanden hat, und 
Eines derfelben davon oder ausgefchlofien wird, nicht die 
Rede fein. 
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Diefe Grundſätze haben auch für offene Handelsgeſellſchaften zu 
‚gelten. 
Thöl, Handeldredht, 4. Ausg. 8. 39 bei nota 8. 
Treitſchke a. a. O. 
Dieſelben erſcheinen aber auch durch die Beſtimmungen des ADHGB.s 
nicht weſentlich alterirt. Allerdings erkennt das letztere das Inſtitut 
einer fortgeſetzten Handelsgeſellſchaft an. Es erklärt eine ſolche aber 
nur dann für vorhanden, wenn 
1) die Societät aus mehr als zwei Perſonen beſtanden hat, und 
nach dem Ausſcheiden eines oder mehrerer Geſellſchafter immer noch 
eine Mehrheit von Theilhabern übrig bleibt, und 
2) das Fortbeſtehen entweder 
a) von allen bisherigen Socien (einſchließlich des oder der Aus⸗ 
fcheidenden) vor der Auflöfung beichloffen worden mar (Art. 127 des 
HGB.'s) oder 
b) ein unter die Vorfchriften in Art. 125, 97 und 132 fallender 
Ausfchließungsgrund vorliegt und alle verbleibenden Theilhaber die 


Fortſetzung beichließen (Art. 128 def. GB.'s). In diefem zulebt:ge- 


dachten Falle des Art. 128 — aber auch nur in diefem — kann ber 
Fortſetzungsbeſchluß noch nach erfolgter Trennung und Auflöfung der 
Sorietät gefaßt werden. Nur wenn dieje Erforderniffe vorhanden find, 
haben daher nach dem Gejete bie Beftimmungen in Art. 130 und 131 
des ADHGHGB.'s zu gelten, während in allen anderen Fällen die Bor- 
Schriften des 5. Abſchn. Buch II. Tit. I. deſſ. GB.s (Art. 133 — 145) 
Anwendung zu finden haben. 

Buſch's Archiv für Theorie und Praxis des ADHR.'s Bo. IV. 

S. % fig. 
Dagegen handelt das ADHGB. von dem Falle, wenn bie Sorietät zur 


Zeit des Ausfcheidens eines Theilhaberd nur aus zwei Mitgliedern be: 


fteht und einer derſelben austritt oder ausgefchloffen wird, überhaupt 


nicht. 


Protokolle der Nürnberger Conferenz S. 1009, 


Rod, das ADHGB. Art. 131 Anmerf. 85 S. 207 fig., 
Ri 0. Kräwel, bei. GB.3 Art. 127 Nr. IV. ©. 162 flg. und Art 
—— fr 133 Anmerf. 1 S. 170. 


Eine Fortdauer der Gefellfchaft ift in einem Falle dieſer Art, wie ge 
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dacht, jelbftwerftänblich außer Frage. Dagegen ericheint allerdings die 
Stage, unter weldden Umftänden ber übrig bleibende Einzelfaufmann 
in einem Falle diefer Art ein Recht auf unveränderte Fortſetzung des 
früheren Geſchäfts für fich in Anspruch nehmen fünne? als eine offene. 

Während nun diefelbe von einigen Nechtölehrern, 3. 2. 

v. Schlomta in dem angezogenen Archiv Bd, IV. ©. 67 fig. 
Ihlechterdings verneint worden, wird bon Anderen, 

v. Hahn, Sommentar zum ADHGB. Bd. I. ©. 330 flg. Zuſatz, 
eine analoge Antvendung der in Art. 127—133 enthaltenen Beftimms> 
ungen auch für Fälle diefer Art vertheibigt. Tritt nun aud) das OAG. 
wenigitens für ben bier allein in Yrage fommenden, oben sub 2a ge- 
dachten Fall des freiwilligen Ausſcheidens eines der beiden Theilbaber 
im Wejentlichen der Anficht des zuletzt gedachten Rechtslehrers bei, jo 
verſteht es fich doch nach dem Borbemerkten von jelbit, daß, wie für den 
Fall des Ausfcheidend eines Theilhaber3 aus einer fortbeitehenden 
Societät die übrig bleibende Mehrheit von Socien, fo auch bier ber 
übrig bleibende Einzellaufmann nur dann ein Recht auf unveränderte 
Fortſetzung des Geſchäfte haben kann, wenn eine der in Art. 127 er= 
wähnten Berabredungen, nad) welchen die Gejellichafter vor der Auf- 
löjung ber Geſellſchaft übereingelommen find, daß das Geſchäft von 
dem übrig bleibenden socius fortgejeßt werden folle, vorliegt. In 
allen anderen Fällen bat dagegen der ausſcheidende Gefellichafter ein 
unzweifelbaftes Recht auf Einleitung des in Art. 133 flg. des gedachten 
68.3 vorgefchriebenen Verfahrens. Nur in jenem Falle würde daher 
nad der Anficht der gegenwärtigen Inſtanz von einer analogen An- 
wendung der Beftimmungen in Art. 130 und 131 des mehrgebachten 
Geſetzbuchs für die gegenfeitige Auseinanderſetzung der beiden bier in 
Streit befangenen Gejellichafter haben die Rede fein Fönnen. Der von 
beiden Parteien anerlannte Societätsvertrag enthält nun eine dahin 
gehende Vertragselaufel nicht nur nicht, ſondern beftimmt in 8. 7, daß, 
wenn das Geichäft mit Ablauf des Contracts entweder durch Kündig- 
ung, oder buch einen Sterbefall aufgelöft werde, zum Schlufle Inven⸗ 
tur zu machen fei, und Guthaben ſowohl als Schulden gleich getheilt 
werden follen. Deögleichen enthält die erhobene Klage nur die Er⸗ 
Närung Klägers, daß er von der Intempeftivität der Kündigung abſehen 
wolle und wenn derſelbe Rechnungsablegung „nach Art. 130 des 


kr 
ui 
Bi. \ j 
— Bey 
MEN, 1 
Se a a yo = 
bi TE —W 
en 
& « . h ? 
* Y- 2 . ' 














216 Präjudizien. 


HGB.3” verlangt, jo würde es dem DAG. ſchon im Hinblide auf 
allgemeine Rechtsgrundſätze (BGB. 8. 135) bedenklich erjcheinen, hierin 
ohne Weiteres einen Verzicht auf ihm zuſtehende Rechte und namentlih 
eine freiwillige Unterwerfung defjelben unter die im zweiten bis vierten 


Abſatz von Art. 130 und in Art. 131 des gedachten Geſetzbuchs ent- 


haltenen Beſchränkungen feiner vorerwähnten Befugniffe zu finden, 


14. 
Firgeſchäft nad Art. 357 des HGB? — Schädenan— 
ſpruch nad Art. 355, 356. 
II. Sen.-Erf. vom 22. April 1869 no. 244/244. 

Man ift mit der vorigen Inftanz darüber einveritanden, daf ein 
unter die Beftimmungen in Art. 357 des HGB.'s fallendes ſogenanntes 
Firgeſchäft bier nicht in Frage befangen iſt. Die Eingangsworte des 
Gefeges: Iſt bevungen, daß die Waare „genau zu einer feftbeftimmten 
Zeit‘ oder „binnen einer feftbeftimmten Frift“ geliefert werben folle x., 
ſollen augenfcheinlich daffelbe jagen, mad das BGB. in 8. 865 mit einer, 
jeden Zweifel ausfchließenden Beftimmtheit in den Worten ausdrüdt: 
Iſt ein Vertrag nach feinem Inhalte oder nach der aus den Berhältnifien 
zu entnehmenden Abficht der Vertragichließenden darauf gerichtet, daß 
die Leiftung „‚zu einer beftimmten Beit, weder früher noch ſpäter“, ober 
„bis zu einer beftimmten Seit und nicht ſpäter“ erfolgen ſoll x. Da 
gegen enthält der von dem Kläger behauptete Vertrag, nach welchem die 
Hälfte der beftellten Waare fofort und der Neft eine Woche ſpäter ge⸗ 
Liefert werden follte, nicht einmal eine unter die Beftimmung in $. 736 
des BGB.'s fallende Zeitbeſtimmung. 

Für die gegenwärtige Entſcheidung find daher lediglich die Bor- 
Schriften in Art. 355 und 356 des ADHGB.'s maßgebend. Nun ift 
es allerdings weiter richtig, daß dag gedachte Geſetzbuch lediglich darüber, 
unter welchen Borausjegungen und Bedingungen ein Contrahent ent- 
weder einjeitig von dem Bertrage abgehen, over ftatt der Erfüllung 
Schadenerſatz wegen Nichterfüllung fordern könne, nicht aber darüber 
Beftimmung trifft, nach welchem Maßftabe in dem zuletzt gedachten Falle 
der Schäbenanfpruch zu bemeijen fei. Auch die allgemeine Vorſchrift in 


Art. 283 def. GB.'s, daß, wer Schadenerja zu fordern habe, nicht nur 


die Erftattung des wirklichen Schadens, jondern auch Vergütung des 
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entgangenen Gewinnes verlangen könne, giebt nur über den Umfang 
bes Schadens, welchen der Verletzte erfett verlangen kann, nicht aber 
über die Art und Weile, in welcher die Eriftenz eines ſolchen dargethan 
und feftgeftellt werden könne, Auskunft. An und für fid) würde es 
baber dem Kläger obgelegen haben, daß und inwieweit ihm durch den 
Verzug des Erblafjers der Bellagten ein Nachtheil zugefügt, beziehentlich 
ein Bortbeil entzogen ivgrden, in der Klage thatſächlich zu begründen. 
Eine Erleichterung diejer Beweislaft tritt in dieſer Hinficht allerdings 
da ein, wo es ſich um ein Nechtsgeichäft über vertretbare Sachen und 
insbeſondere um einen Handel über jogenannte marktgängige Waaren 
handelt und dies injofern, als für Fälle diefer Art bie Geſetze dem 
Berechtigten, wenn der Berpflichtete in Verzug kommt, nicht nur ohne 
Meiteres die Wahl einräumen, ob er die Sachen oder deren Werth 
fordern will, fondern auch für den Fall, daß er letteren wählt, be- 
ſtimmen, daß er denjenigen Werth verlangen fünne, welchen die er > 
zur Erfüllungszeit am Erfüllungorte gehabt habe. — 
BGB. 88. 740, 741 und 744. OR 
Sofern daher der Käufer nicht ein Mehreres fordert, als die Differenz, — 
welche zwiſchen dem noch unbezahlten Kaufpreiſe und dieſem Werthe der — 
Sache beſteht, bedarf es des Nachweiſes eines ihm durch den Verzug des 
Verkäufers zugefügten ſpeciellen Schadens nicht, vielmehr genügt zur * 
Begründung des erhobenen Schädenanſpruchs, da ſolchenfalls eine Br- . = 
muthung dafür ftreitet, daß der Käufer die Waare um den anftehenben — 
Werth babe weiter veräußern, beziehentlich ſonſt verwerthen können, 
ſchon der Nachweis, daß und inwieweit der Werth der Sache zur Er: 
fülungszeit und am Erfüllungdorte ein höherer als der ftipulirte nr 
faufspreis geweſen fei. 
Beftimmt nun das HGB., daß, wenn ein Kaufscontrahent (wegen 
Verzug des anderen Contrabenten ftatt der Erfüllung Schadenerſatz 
wegen Nichterfüllung fordern will, er dies nicht nur dem lebteren ans 
zeigen, fondern ihm auch dabei, dafern die Natur des Geſchäfts dies zu⸗ 
läßt, noch) eine den Umftänden angemefjene Frift zur Nachholung des - 
Berfäumten gewähren müffe, jo kann es fich zwar fragen, ob als viel 
Beſtimmung jenes Werthes maßgebende Erfüllungszeit der urfprimglig 
ftipuliete Lieferungstag, beziehentlich wenn ein beftimmter Kalendertag 
für die Leiſtung nicht beftimmt ift, der Tag der erften Mahnung, der = 
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wie bie erfte Inſtanz angenommen bat, der leikte Tag der dem ſäumigen 
Schuldner zugeftandenen Nachfriſt al maßgebend anzufehen fei; völlig 
zweifellos ift aber, daß der Werth, den die Sache zu einer andern und 
ze namentlich zu einer noch fpäteren Zeit gehabt hat, für die Beurtheilung 
, und Feſtſtellung des Entſchädigungsanſpruchs irrelevant iſt. Würde 
” es doch einen Wideripruch in fich felbit enthalten, wenn man, obgleich 
der Gläubiger feinem Schuldner außbrüdlich angezeigt, daß er die 
* Waare nach einem beſtimmten Termine nicht mehr annehmen werde, 
— für die Beſtimmung des Werthes, welchen die Waare, wäre ſie bis zu 
— jenem Termine geliefert worden, für den Empfänger gehabt haben 
würde, einen Zeitpunkt ala maßgebend annehmen twollte, zu welchem 
bie effective Lieferung jeiner eigenen Erklärung nah gar nicht mehr 
angenommen worden fein würde. 
Was von der vorigen Inſtanz biergegen geltend gemacht worden 
ift, beruht auf der Annahme, daß Kläger nicht eine abftracte Preis⸗ 
a differenz fordere, fondern den Nachweis eines effectiven Schadens zu 
führen beabſichtigt habe. Iſt dies der Fall, fo würde doch nad) der 
* Anſicht der jetzigen Inſtanz dasjenige, was in dieſer Hinſicht in der 
Klage angeführt tvorden, zu der Begründung eines ſolchen effertiven 
ie, Schadens keinesfalls hinreichen. Hat man auch zuzugeben, daß 
Kläger die BI. notirte Wanre vorausfeglic nicht über ihren Zeitwerth 
gekauft haben werde, und läßt fich auch annehmen, daß Kläger felbige 
nicht werde ohne Bedürfniß erlauft haben, jo mangelt e8 doch an jedem 
Grunde für die weitere Annahme, daß diefe Waare diejenige fei, melde 
derjelbe an Stelle der von dem Beklagten nicht gelieferte Waare ange 
ſchafft Habe. Iſt es doch ſehr wohl möglich und denkbar, da Kläger 
‚ in der Zeit vom 22. April bis 27. Mai und beziehentli 5. Mai ſehr 
viele Poſten einer Waare der hier fraglichen Art angelauft haben 
Lönne. Weber für noch gegen diefe Annahme fpricht aber irgend eine 
vechtliche oder factifche Vermuthung. Für die Annahme eines durch 
die mora des Verkäufers herbeigeführten, der Preisdifferenz gleid- 
kommenden Schaden3 würde aber überhaupt — mern man von dem 
beſonderen in $. 741 des BGB.s gedachten Falle und den für jelbige 
geltenden Nechtögrundfägen abſieht — der Nachweis, daß Käufer 
diefelbe Waare zu einem höheren Preiſe eingefauft habe, ſelbſt dann 
nicht genügen, wenn dieſer zweite Einlauf mit dem Eintritte der mors 
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zufammenfallen follte, vielmehr würde dazu immer noch der Nachweis 
der bereiten Möglichkeit, den Gegenftand des Kaufes in entiprechend 
vortheilhafter Weiſe weiter verwerthen zu Tönnen, erforderlich fein. 
Der Schwierigkeiten diefes Nachweiſes iſt der Käufer bei dem Handel 
um bertretbare Sachen, mie gedacht, überhoben, aber eben auch nur 
dann, wenn er fich mit dem Werthe der Sache zur Zeit und am Orte 
ber Raufserfüllung begnügte. 


15. | 
Handeln de3 Commiſſionairs „auf eigene Gefahr” x. 
in Art. 369 des HGB.s jet. Art. 361 flg — BGB. SS. 
1303—1305. 
II. Sen.-Erf. vom 8. Sept. 1868 no. 571/569. 

Nach den Erklärungen der Sachverftändigen kann barüber Fein 
Zweifel obwalten, daß bei einem außer den Leipziger Meflen ftattfinden- 
ben Raufabichluffe über Perfianer Zammfelle blos ein ſechsmonatlicher 
Credit als ein im Handel gewöhnlicher oder gebräuchlicher zu bezeichnen 
ft. Denn dag in Ausnahmefällen wohl auch ein längerer und bis zu 
9 Monaten Crebit gewährt wird, wie die Sachverftändigen zu Beichein. 
Art. 3 bemerken, beftätigt gerade die zuvor bezeugte Regel, die felbft- 
verftändlich nur aus dem, was gewöhnlich geichieht, oder allgemein 
üblich ift, abftrahirt werden Tann. Bellagter hat hiernach durch die 
Verwilligung neunmonatlichen Credits in einem Falle, in welchem nur. 


ſechsmonatliche Grevitirung Handelsgebrauch ift, ohne Einwiligung * 


ſeines Committenten einen nicht handelsgebräuchlichen oder nicht 
uſancemäßigen Credit gegeben, er hat dies Inhalts Art. 369 auf ſeine 
Gefahr gethan und da Kläger ſolches nicht genehmigt, ſofort als 
Schuldner des Kaufpreiſes die Zahlung zu leiſten. Eine Unterſcheidung 
zwiſchen der bloßen Ueberſchreitung der uſancemäßigen Creditfriſt und 
der Creditertheilung da, wo ſolche überhaupt nicht handelsgebräuchlich 
iſt, läßt ſich aus der nurgedachten geſetzlichen Beſtimmung nicht recht⸗ 
fertigen. Weder die Anfangsworte des zweiten Abſatzes Inſoweit 
jedoch der Handelsgebrauch — das Creditiren — mit ſich bringt” noch 
die des dritten Abſatzes „Hat der Commiſſionair unbefugt auf Credit 
berfauft“ bieten einen Anhalt für eine Beſchränkung des ganz allgem 
nen und umfafjenden Wortlauts. Ebenſowenig ift eine ſolche Beſchränkung 
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daraus zu folgern, daß im legten Abjchnitte des dritten Abſatzes der 
Berlauf gegen baar als Gegenjat des unbefugten Creditirens erfcheint. 
Denn der Verkauf gegen baar ift das in der Spracde des Tau: 
männischen Verkehrs ausgedrückte Gegentheil jeden Verkaufs auf 
Credit, gleichviel welche Zahlungsfrift verwilligt ift, und es kann dem 
Zufammenbange nach nicht zweifelhaft fein, daß der gebrauchte technilche 
Ausdruck nur das pofitiv bezeichnen fol, was durch die Wortfügung 
„beim Verlauf ohne die (im concreten Falle) bedungene Crebitertheil- 
ung” negativ auszufprechen geweſen wäre, Eine andere, als die vor- 
stehend dargelegte Auffaffung des „Verkaufs gegen baar’ würde über- 
dies nicht dazu führen, daß Bellagter ver Zahlung des Kaufpreiſes ſich 
durch Abtretung der Forderung gegen den Käufer, wie er nach BL. be 
abfichtigt, entjchlagen könnte, denn davon ift in dem legten Abfchnitte 
des dritten Abjages gar nicht die Rede, vielmehr ift darin von der Ver- 
bindlichleit des Commiſſionairs zu fofortiger Zahlung des Kaufpreifes 
als einer bereit3 feftgeftellten ausgegangen. Es würde dann blos die 
Gonfequenz ſich ergeben, daß der Commiſſionair die Differenz zwischen 
dem durch Grebitertheilung erlangten und dem ohne ſolche zu erlangen 
geweſenen Kaufpreife bei der ihm obliegenven jofortigen Zahlung zu 
fürzen, blos in dem zweiten jener beiden Fälle, nicht auch dann befugt 
wäre, wenn er eine längere, al3 die ufancemäßige Crebitfrift bewilligt 
hätte. Eben die Erwägung der hierin liegenden ungleichen Behandlung 
zweier in der vorausgegangenen Dispofition gleichgeftellten Fälle tft es, 
welche nach der richtigen Bemerkung zweiter Inftanz zu Ausfüllung der 
nach der entgegengefeten Meinung zu ftatuivenden Lüde des Geſetzes 
im Wege der Auslegung nöthigen würde. 

Es Tann dem Beklagten zugegeben werden, daß die ftrenge Ein- 
haltung der Grenzen de3 Auftrags, melde das Römiſche Recht (1. 5 pr. 
D. mand.) wie das BGB. 8. 1303 — 1305 dem Beauftragten zur 
Pflicht macht, nicht die Annahme rechtfertige, es fei jede Meberfchreitung 
des Auftrags als eine Nichterfüllung befielben anzufehen , d. h. es habe 
Alles, was der Beauftragte zu defien Ausführung ohne genaue Befolg- 
ung der ausdrücklich ertheilten oder in der Natur der Sache Fiegenden 


Anweiſung gethan hat, in Gemäßheit des Wortlautes der 1. cit. qui 


excedit fines mandati aliud quid fecisse videtur ohne Weiteres fo zu 


gelten, als ob es gar nicht zum Zwecke diefer Ausführung geſchehen und 
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deshalb für den Auftraggeber ſchlechthin unverbindlich ſei. In der 
Regel wird vielmehr mit Rückſicht auf die beiden Theilen obliegende 
bona fides, auf deren Einhaltung Seiten des Mitcontrahenten bei der 
Unvergeltlichleit jeiner Bemühungen der Beauftragte befonderen An- 
ſpruch bat, das von diefem Gethane, inſoweit es nicht außer aller er⸗ 
Iennbaren Beziehung zu dem ertheilten Auftrage fteht, immer wenigſtens 
als factifche, wenn auch nicht rechtliche Ausführung deſſelben zu be- 
trachten fein, dem Auftraggeber daher nur das Recht eingeräumt werden 
können, von dem Beauftragten Entichädigung wegen des durch fein 
auftragswidriges Gebahren verurfachten Schadens zu verlangen. 

Bon einem andern Gefichtäpunfte aus hat aber da8 ADHGB. im 
dritten Titel des vierten Buchs das zwiſchen dem Sommittenten und 
dem Commiſſionair beftehende, der Regel nach (Art. 371) nicht unver- 
geltliche Auftragsverhältniß feitgeftelt. Das HGB. hat, ausgehend 
bon dem Principe, daß der Commilfionair zu Leiltung der Diligenz 
eined ordentlichen Kaufmanns verpflichtet jei (Art. 361), nicht blos den 
Commilfionair, welcher nicht gemäß dem übernommenen Auftrage han⸗ 
delt, zum Erſatze des dadurch veranlaßten Schadens verpflichtet, jondern 
auch den Sommittenten der Verbindlichkeit enthoben, das Geſchäft für 
feine Rechnung gelten zu lafjen (Art. 362). Der Committent bat bier- 
nad die Wahl, entweder den durch auftragswidriges Gebahren des 
Commiſſtonairs hergeftellten factiſchen Zuftand anzueriennen und zur 
Bafis feines Schädenanſpruchs zu machen, oder unter Nichtanerfennung 
jenes Zuſtandes die in feinem Intereſſe liegenden Schritte ganz jo zu 
tbun, als ob der Beauftragte überhaupt nicht? die Erfüllung des Auf- 
trags Bezweckendes, fondern etwas ganz Anderes, damit gar nicht Zu- 
ſammenhängendes gethban habe. Die hieraus für die Einkaufscommiſſion 
zu ziebende Folgerung ift in Art. 364 ausdrüdlich aufgeſtellt. Bezüg- 
lich der Berlaufscommiffion würde die Anwendung jenes Grundfages 
folgerecht den Committenten berechtigen, die Waare, welche ver Com- 
milfionair unter dem Limito oder mit unbefugter Crebitirung des Kauf- 
preifes verfauft hat, als unverfauft zu behandeln und von dem Com- 
miſſionair, gleich als ob er fie noch bejäße, zurüdzuforbern. Diefe 
Eonfequenz hat jedoch das HGB. nicht adoptirt, vielmehr beim Verkauf 
unter dem Bimito den Commiffionair im Anjchluß an die mildere An- 
ſicht des Römiſchen Rechts (1. 3. 8. 2,1. 5.8. 2 D. mand., vgl. BGB. 
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8. 1305) nur zu Vergütung der Differenz verpflichtet (Art. 365). Beim 
Verlaufe mit unbefugter Creditirung bed Kaufpreifes dagegen hat das 
HGB. den Mittelweg gewählt, daß der Committent zwar nicht den 
Verkauf felbft als ungeichehen betrachten barf, aber auch das Geſchäft 
nicht in dee Weiſe, mie e8 wirklich gefchlofien worden ift, als für jene 
Rechnung geichlofien gelten zu laſſen braucht. Denn er ift befugt, an- 
ftatt des dritten Käufers, mit welchem der Sommiffionair contrabirt 
hat, den Letzteren felbft ald feinen Schuldner in Anfpruch zu 
nehmen und von ihm die fofortige Zahlung des Kaufpreifes ohne Rüd- 
ficht auf die dem wirklichen Käufer zugeftandene Crebitfrift zu forbern 
(Art. 369 Abf. 3 Abſchn. 1). Dies ftimmt mit dem Principe (Art. cit. 
Abf. 1), daß der Sommiffionair, welcher unbefugt Credit giebt, dies auf 
eigene Gefahr thut, und begrenzt zugleih die Schabenerfatpflicht des 
Commiffionaird in einer alle Zweifel ausfchließenden Weile. Es be 
darf hiernach Feiner umftändlicden Ausführung, wie wenig der under: 
kennbaren Abficht des Gejees, die ftricte Ausführung ber Sommiffiond- 
geihäftsaufträge zu ſichern und alle biesfallfigen Weiterungen in Diffe 
senzfällen thunlichft abzufchneiben, die Annahme entfprechen würde, daß 
ben auftragswibrigen Handeln des Verkaufscommiſſionairs gegenüber 
der Committent allererft einen dadurch werurfachten Schaden nad Cau⸗ 
falzufammenhang und Höhe nachzumerjen habe und insbeſondere dafür 


das größere oder geringere Nifico der Erebitertheitlung maßgebend fein 


muffe. 
16. 
Daß in der Acceptation der vom Ehemanne auf die 
Ehefrau gezogenen Tratte Seiten der Letzteren eine 
verſchleierte Bürgſchaft Liege, iſt nicht zu vermuthen, 
übrigens dem Wechſelinhaber, welcher bei dem Geſchäft 
niht concurrirt bat, nah Art. 82 der WO. unprä« 
jubieirlih*, — Der Acceptant haftet dem im NRegref- 
— belangten’Inbofjanten auch wegen ber Proviſion 
— Art. 50, 51, 812. 
I. Sen.-Erf. vom 8. Sept. 1868 no. 547/555. 


— je . Anlangend den gegen die Zuläſſigkeit des Anſpruchs auf Proviſion 


erhobenen Einwand, auf welchen übrigens Beklagte gegenwärtig ſelbſt 


r %) Bu Rechtfertigung die ſer Sätze ift auf die in biefen Annalen ©b.L 
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nicht wieder zurüdgelommen, fo genügt es zu deſſen Wiberlegung auf 
die Vorjchrift in Art. 81 Abf. 2 der ADWD. zu vermweifen, wonach die 
Berpflichtung aller Perſonen, welche aus einem Wechſel haften, eine 
gleichmäßige fein fol und das, mas in den Artifeln 50 und 51 bezüg⸗ 
lich einzelner Wechſelſchuldner angeorbnet zu finden, fchlechthin rüdficht- 
lich aller Wechſelſchuldner zu gelten hat. 

Brotofolle der Leipziger Wechfelconferenz S. 100 der —hölichen 

Ausgabe, 
Annalen Bd. II. S. 499, Br. V. ©. 3652, 
Hoffmann, Erläuterung der ADWO. ©. 574. 


17. 
Nothwendigkeit der Proteftlevirung bei jedem der 
mehreren Bezogenen Behufs Wahrung des Negreifes. 
MD. Art. 41. 
IH. Sen.» Ertl. vom 10. Sept. 1868 no. Be0/S80. 

Nach Art. 41 der ADWO. ift ein Wechſelregreßanſpruch Bei nit 
erlangter Zahlung gegen den Ausfteller und die Indoſſanten nur dann 
zuläſſig, wenn der Wechjel zu. der Berfallzeit präjentirt worden ift, und 
ſowohl diefe Präfentation als die Nichterlangung der Zahlung durch 
einen rechtzeitig darüber aufgenommenen Proteft dargethan wird. Un- 
zweifelhaft bat diefe Broteitation und Protefterhebung bei denjenigen zu 
erfolgen, welche im Wechfel von dem Ausfteler als die Perfonen oder 
Firmen bezeichnet worden find, welche zur Verfallzeit die Zahlung leiften 
jolen (die Bezogenen oder Trafiaten vgl. Art. 4 unter 7 ber Wechſel⸗ 
ordnung). Befinden fih auf dem vom Bezogenen nicht eingelöften 
Wechſel Nothadreſſen oder ein Ehrenaccept, jo ift nach Art. 62 ver WO. 
ber Wechfel den ſämmtlichen Nothadreffen und dem Ehrenacceptanten 
zue Zahlung vorzulegen und der Erfolg im Protefte beurfunden zu 
laſſen. Aus vorjtehenden gejeklichen Beftimmungen ergiebt fich, daß 


&. 436 und NR. %. Bb. I. S. 253 entiwidelten Gründe, beziehentlich nun⸗ 
mehr unter Berweifung auf 8. 1654 des BGB.’ (anftatt auf $. 9 unter 3 
des Mand. v. 6. Nov. 1828), auch auf Wochenbl. 1857 ©. 77, ſowohl auf 
die Vorgänge im Archiv f. WR. Bd. 4 ©. 194 flg., Annalen R. F. 
Vd. II. S. 268 Bezug genommen. 

%) Diefe Bräjudisten betreffen bie 6°, Binfen. 
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in. Fällen der vorliegenden Art, wo vom Ausfteller auf dem Wechſel 
zwei verichiedene, nicht als Mitglieder einer Handelsgeſellſchaft anzu- 
jehende Perſonen als Bezogene bezeichnet worden find, von dem Inhaber 
der Wechiel beiden Bezogenen zur Zahlung vorzulegen iſt. Hierbei 
kann darauf, daß zur Verfallgeit nur einer der verichievenen auf dem 
der Klage zu Grunde gelegten Wechfel genannten Traffaten ben Wechſel 
acceptirt gehabt hat, ein entfcheidendes Gewicht nicht gelegt werden, 
weil der Inhaber des Wechjels der eingangsgedachten Verpflichtung zur 
Präfentation und Protefterhebung aud dem Bezogenen gegenüber, 
welchem der Wechfel zum Accept nicht vorgelegt worden ift, nachkommen 
und durch den Proteft nachweifen muß, daß er das zur Einhebung der 
Zahlung Erforderliche gethan habe, meil nicht ausgeſchloſſen ift, daß der 
zulegt erwähnte Bezogene, falls ihm der Wechſel zur Verfallzeit präjen- 
tirt worden wäre, Zahlung geleiitet haben würde. 

Man bat daher Fein Bedenken getragen, der Anficht der beiden 
vorigen Inſtanzen, daß Klägers Suchen in der angebrachten Maße nicht 
ftatthabe, beizutreten. 


18. 

Wechſelprozeß gegen den Zuftandspormund eines nad 
der Wechjelausftellung (pro prodigo erflärten) 
Schuldners. 

IL, Sen.-Erf. vom 10. Sept. 1868 no. 607/576. 

Mit der zweiten Inſtanz ift man biernächft über bie Zuläffigfeit 
des Wechſelprozeſſes mwider den Zuſtandsvormund eines Wechſelſchuldners 
ebenfall3 einverftanden. Der Bellagte felbjt hat ſolche auch an fid 
gar nicht bezweifelt, fondern nur die Verbindlichkeit, ſich über die 
Aechtheit der ihm vorgelegten Wechfelurfunden jofort im Verhörs⸗ 
termine zu erflären, abgelehnt und bie Befragung feines abweſenden 
Pflegbefohlenen über diefen Punkt verlangt. Allein ganz dahingeftelt, 
ob, wenn der Bellagte die ihm abgeforverte Erklärung im Sinne der 
Unächtheit der Urkunden abgegeben hätte, fein Pflegbefohlener wenigſtens 
zur Leiſtung bes Diffeffiongeides zuzulafien wäre, bleibt immerhin die 
Abgabe jener Erklärung eine eigene Obliegenheit des Beklagten. Sie 
iſt die nothwendige unmittelbare Confequenz bes zugelaffenen Wechſel⸗ 
prozeſſes, wie ſolcher durch das Gefeg vom 7. Juni 1849 fich geftaltet 
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bat, und kann durch die Berufung auf den Mangel an ausreichender 
Sadinformation umjoweniger abgewendet mwerden, al3 mit der Ge- 
flattung eine3 derartigen Rechtsbehelfs einleuchtender Weiſe der fchnelle 
Gang diefer Prozeßart, den die ftvengen Beftimmungen jenes Geſetzes 
befördern follen, der Sache nach fo ziemlich befeitigt wäre. Denn mit 
gleichem Nechte, wie die fofortige Erklärung über die Aechtbeit der ur- 
kundlichen Unterlagen der Klage würde die beflagte Partei aud) die ihr 
sub praejudicio abzufordernde fofortige „Anführung ihrer dawider 


etwa habenden Einreden“ depreciren dürfen, da bei umfänglicheren Ge- 


ſchäftsverhältniſſen der betreffende Beflagte, ungeachtet aller Bereitheit 
zu offener Herauslaſſung über die merita causae, doch gar wohl außer 
Stand fein Tann, das zu feiner Rechtsvertheidigung Dienende ohne 
Sammlung und Einficht des erforberlichen Materials rechtzeitig vorzu⸗ 
bringen. 

Dieſe Beichränfung der beflagten Partei in ihrem Vertheidigungs- 
rechte iſt ſonach Feine Befonderheit des vorliegenden Falles, der ver- 
klagte Zuftandsvormund hat fie mit anderen Perfonen gemein und muß 
die daraus möglicherweife entipringenden Nachtheile als Conſequenzen 
des beftehenden Rechts tragen. 


19. | 
Erecutivflage aus einem formridtigen Wechſel. 
II. Sen.-Ert. vom 23. April 1869 no. 261/251. 

Aus dem Grundfate, daß Anſprüche aus formrichtigen Wechfeln 
nicht nur in dem eigentlichen Wechſelprozeſſe, fondern auch im Wege des 
Erecutin- und des Ordinar-Prozeſſes geltend gemacht werben können, 

Annalen Bd. III. ©. 1 flg., ©. 23 flg., 
folgt von felbit, daß in Fällen der vorliegenden Art, in welchen ein In⸗ 


boffatar die. ihm aus dem proteftirten Wechſel zuftehenden Regrepan- 


ſprüche gegen den Ausfteller deſſelben verfolgt, bei Beantwortung der 

Stage, ob ein formrichtiger zu Anftelung der Wehfel- bez. Executiv⸗ 

Inge geeigneter Wechfel vorliege und der Kläger ausreichend zur Sache 

Tegitimirt fei, die Vorfchriften der ADWD. maßgebend find. Wenn 

nun nach Maßgabe Art. 12 und 36 des zulebt erwähnten Geſetzes ber 

Befiger eines Wechſels, auf dem fich ein Blancoindofjament befindet, 
*) Vergl. Annalen N. F. Bo. VI. S. 90. | 
Annalen, Neue Folge Bd. VI. 15 
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ausreichend legitimirt iſt, jo ſtellt ſich der Einwand des Beflagten, daß 
ver Name der Klägerin als der Forderungsberechtigten auf dem Wechſel 
nicht enthalten und deshalb den Erforderniffen des Executivproʒeſſes 
nicht genügt ſei, als unerheblich dar, indem Klägerin durch den Beſitz 


des gehörig producirten Wechſels mit dem auf der Rückſeite deſſelben 
befindlichen Blancogiro zu Geltendmachung des gegen den Beklagten er⸗ 
hobenen Regreßanſpruchs in jeder Prozeßart, in welcher er ſeine Rechte 
verfolgt, für legitimirt erachtet werden muß. 


Civilprozeß. 


15. 
Forum hereditatis. 
II. Sen.-Erf. vom 15. Sept. 1868 no. 659/600. 


Soviel die vom Beklagten vorgefchügte Einrede des incompetenten 


Gerichtöftandes betrifft, jo kann, wenn ſchon die Erben einzelne Gegen 
ſtände des Nachlaſſes unter ſich vertheilt Haben, doch deshalb noch nicht 


behauptet werben, daß die Erbſchaft unter denſelben getheilt fei. Hier 


ergiebt fi) aus den, aud dem OAG. vorliegenden Nachlaßacten mit 
Sicherheit nicht allein, daß die Erbichaft des Vaters des Bellagten 
weder zur Zeit der Anftellung ber gegenwärtigen Klage, noch zur Zeit 
der Einlaffung unter den Erben getheilt war, ſondern auch, daß fie ſelbſt 
jetzt noch nicht getheilt ift. Der Gerichtsfiand der Erbſchaft ift daher 
im vorliegenden Falle allerding® begründet; das Präjudiz im. ben 
Annalen Bd. VII. ©. 227 Nr. 31 

bietet für die entgegengejegte Meinung des Beklagten einen Stützpunlit 
um fo gewiſſer nicht dar, als dafjelbe von der Erbſchaftsklage ſpricht, 
die vorliegende Klage aber eine Erbſchaftsklage nicht ift. 

Im Uebrigen befindet ſich Bellagter auch injofern im Irrthume, 
als er meint, daß, wenn einmal das forum hereditatis begründet fei, 
nothwendig auch die Infinuation der Ladung in diefem Forum erfolgen 
müfje, daher die mittelft Requifition in foro domieilii bewirkte Inſinua⸗ 
tion der Ladung als eine legale Vorladung fih nicht anfehen lafle 
Diefe Anficht Beklagtens findet in den Sächſ. Progeßgefegen, namentlich 
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in den Borjchriften der Er. PO. ad tit. IV. 8. 2 feine Unterftügung; 
fie würde höchſtens dann etwas für fich haben, wenn e3 ſich um bie 
Frage handelte, ob ein forum contractus begründet fei. 


16. 

Infinuation von Ladungen an den Ehegatten de3 
zu Citirenden im Falle deffen Abweſenheit vom Haufe 
— S. UI. 2. der Verordn. vom 13. März 1867. 

IL Sen.-Ert. vom 27. April 1869 no. 265/257 *). 

Nach der Borfehrift in der Verordnung vom 13. Mär; 1867, 
einige Abänderungen im bürgerlichen Prozeſſe betreffend, unter IIL 2a. 
lann, wie Dies für Ladungen bereits in der Erl. PO. ad tit. IV. 8. 2 
feftgefegt war, die Zuftellung einer gerichtlichen Zufertigung jeder Art 
bei Abweſenheit ver Perjon, für melde die Zufertigung beftimmt ift, 
auch an deren Ehegatten, vorausgeſetzt, daß ber Iektere in ber Be⸗ 
hauſung oder in dem Gewerbslocale jener Berfon gegenwärtig, gültiger 
Meile gefchehen. Es bat alſo eine ſolche Zuftellung an den Ehegatten 
an fih ganz die nämliche Wirkung, mie menn die Zuftellung der Zu⸗ 
fertigung an die Perfon, für welche fie beftimmt, felbft erfolgt märe. 

Diefe Vorſchrift bat indefjen eine weientliche Mobiftcation dadurch 
erlitten, daß in der angezogenen Verordnung unter III. 2. im legten 
Ablage weiter disponirt worden: 

„Kann Derjenige, an melden die Zuftellung gejchehen follte, be— 
ſcheinigen, daß ihm die Bufertigung nicht oder doch jo fpät zugeftellt 
worden, daß er, was er zufolge derſelben zu verrichten die Verpflichte 
ung ober die Befugniß hatte, zu verrichten außer Stande var, jo hat 
die Zuftellung gegen ihn feine Wirkung.“ 
Denn hieraus folgt, daB der, für welchen bie betreffende Zufertigung 
beftimmt ift, die in feiner Abweſenheit dem Ehegatten bewirkte Infinun- 

*) Die Ehefrau hatte wenige Tage nad) der Behändigung bem Gericht 
die Anzeige gemacht, daß ihr die Einhändigung ber Citation an ihren 
Ehemann, wegen deſſen, auch durch ein Schriftftüc befcheinigte Abweſenheit 
vom Wohnorte unmöglich ſei. Uebrigens wurde angenommen, daß nicht 


blos eine Notiz über den Eingang der Ladung an den abweſenden Citan⸗ 
duß genüge, fondern die Behändigung ber Ladung felbft nothwendig jet. 


Im concreten Falle verwiligte man dem Ehemanne zu un der | N 


Contumaz einen Beftärkungseib. 
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tion nicht unter allen Umſtänden gegen ſich gelten zu laſſen braucht, daß 
vielmehr im Falle einer ſolchen Zuſtellung an den Ehegatten nur bis 
auf Weiteres vermuthet werden ſoll, der Adreſſat werde die Zufertigung 
von ſeinem Ehegatten und zwar rechtzeitig ausgehändigt erhalten haben 
und daß diefe Bermuthung durch den Nachweis des Gegentheil3 ent- 
fräftet werden kann. 

Darüber, in welcher Weife der, für melchen die Zufertigung be= 
jtimmt, die Beicheinigung, daß ihm diefelbe nicht oder doch zu ſpät zuge 
itellt worden, zu führen habe und welche Anforderungen an eine ſolche 
Beicheinigung zu ftellen feien, hat fich die allegirte Verordnung nicht 
näher ausgefprochen. Indeſſen liegt es in der Natur der Sache, daß 
hierbei nicht ftreng zu Werke gegangen werben dürfe, indem eineätheild 
Ihon an ſich eine gewiſſe Härte darin liegt, daß Jemand eine für ihn 
an einen Dritten gefchehene Zuftelung als an ihn jelbft bewirkt joll 
gelten laſſen, anderntheils es fich, wenigftens bei der Behauptung, daß 
die Aushändigung von Seiten des Ehegatten gar nicht erfolgt fei, um 
den Nachweis einer Negative handelt. 





17. 
Fortftellung des Prozeſſes gegen den Gridar. — Ab— 
lehnung. der Einlaſſung auf die abgeänderte Klage, be: 
vor die Koften der früheren erftattet find. — Erl.PO. 
ad tit. V. 8. 9. 
Il. Sen.-Erf. vom 24. Sept. 1868 no. 618/627. 

Zunädft ift zu erwähnen, daß man, obwohl zu dem Bermögen des 
Beklagten der Concursprozeß eröffnet worden ift, dennoch Fein Bedenken 
tragen fonnte, auf die von dem Lebteren eingewendete Berufung zu 
erkennen, meil die Fortitellung eines vor der Concurseröffnung bereit? 
anhängigen Rechtsſtreites gegen den Cridar felbft mindeftens bis zur 
vechtsfräftigen Entſcheidung der Sache nicht unzuläffig ift und der 
Kläger, obmohl er von der erfolgten Concurseröffnung und dem bevor- 
ftehenden Edictalerlap in Kenniniß gefegt worden, nicht erklärt hat, daß 
er jeine Klage zurüdnehmen und ftatt deſſen im Concurfe liquidiren 
wolle. 

Das überdem zur Zeit der fchon vor dem 2. Juli 1868 decretir⸗ 
ten Concurseröffnung noch nicht emanirte Gejeg vom 8. Juli 1868, 
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einige Beitimmungen Über den Concurs der Gläubiger betreffend, ent- 
hält Feine der Fortitellung de3 vorliegenden Prozefjes gegen den Ge- 
meinſchuldner ſelbſt entgegenſtehende Vorſchrift. 

In der Sache ſelbſt hat man der Entſcheidung der vorigen Inſtanz 
und im Weſentlichen auch deren Gründen beizupflichten gehabt. Die 
Vorſchrift der Erl. PO. ad tit. V. 8. 9, daß bei einer an ſich zuläſſigen 
und rechtzeitigen Aenderung oder Zurücknahme der Klage „der Beklagte 


nach anderweit vorgehender Ladung und von dem Kläger erfolgten Er— 


ſtattung der verurfachten Unkoſten ſich darauf einzulafjen fchuldig fein“, 


oder, wie e8 am Schluffe des 8.9 heißt, ver Kläger „dem Beklagten, ehe 
derfelbe fich auf die neue Klage einläßt, die fämmtlichen Unkoften zu 
erſtatten angehalten werden ſoll“, begründet nicht eine von amtshalber, 
jondern nur eine folche dilatorifche Einrede, welche der Beklagte vor- 
ſchützen kann, und ermächtigt auch denfelben nur, die Einlaſſung auf 
die andermweite Klage bis zu erfolgter Roftenerftattung zu verweigern, 
aber nicht wenn die Einlaflung bereits erfolgt ift, der Fortftellung des 
Prozeſſes zu widerſprechen. Im vorliegenden Falle ift Bellagter im 
Rechtätermine durch feinen Nachbevollmächtigten erfchienen, hat fich, 
ohne Widerſpruch, bereit vorläufig über die Klage erklärt und fich zum 
vehtlichen Verfahren verweiſen laflen, dadurch aber zu erfennen gegeben, 
daß er von dem ihm zuftehenden Befugniß, die Einlaffung auf die Klage 
abzulehnen, feinen Gebrauch machen wolle. Die, erft im fchriftlichen 
Verfahren erklärte Verweigerung der Einlaffung ift nicht zu beachten, 
da die leßtere gleichwohl bewirkt worden ift, und der Einwand bes Be- 
klagten, daß er ſich anders eingelafjen haben würde, wenn er bazu ver⸗ 
bunden geweſen wäre, als unerheblich ericheint; denn, nachdem fich der 
Veklagte einmal auf die Klage eingelaffen bat, mwirb er aud die Vor— 
ausſetzung gelten laſſen, daß er diefe Einlafjung vollftändig und ben 
Geſetzen und der Lage der Sache gemäß bewirkt habe. 


18. 
Prozeſſualer Ausfhluß der Geltendmahung einer 


Sorderung in Folge der poena infitiationis. — Klage 
in foro arresti. 
II. Sen.-Erf. vom 10. Sept. 1868 no. 584|587 *). 
Der Klage fteht entgegen, daß Kläger prozefjual behindert ift, die 


*, Der jehige Kläger K. war in einem anderen Prozeß zwiſchen den⸗ 














230 Präjudizien. 


bemerkte Forderung dem zur Zeit noch mit Beichlag belegten Objecte 
gegenüber zu Geltung zu bringen. Denn mie Kläger felbft nicht ver- 
fennt, übrigens aus den Acten Cap. IIId Lit. K Nr. 45, welche gleid- 
zeitig zum Berfpruch vorliegen und von den Parteien in diefer Sade 
mehrfach angezogen worden find, erhellt, ift, obſchon Kläger in letzterer 
die jegt agendo verfolgte Forderung einer Yorderung des jeigen Be⸗ 
flagten von beiläufig 1160 Thle. 23 Ngr. 1 Pf. gegenüber excipiendo 
geltend gemacht hatte, unerwartet des Ergebniſſes des wegen dieſer Er: 
ception erfannten Beweiſes die Verurtheilung des jeßigen Kläger? in 
den direct mit Beichlag belegten Betrag eingetreten, weil letzterer das 
betreffende von ihm angenommene delatum nicht geſchworen hat, die 
Exception aber, wie beziehentlich rechtskräftig feitfteht, dieſem Betrage 
gegenüber nach der Regel negans non excipit etc. nicht in Betradt 
fommen durfte. Selbftverftändlich Tann nun aber der jetzige Kläger 
diefe poona infitiationis nicht dadurch eliviren, baß er das, was er in 
Folge derfelben bezahlen mußte, noch dazu auf Grund derjelben Forder: 
ung, welche er dort bereits excipiendo geltend gemacht hat, zurückfor⸗ 
dert, da eben rechtskräftig feftfteht, daß er jenen Betrag unter all 
Umftänden unberüdfichtigt der ercipirten Gegenforderung bezahlen, be: 
ziehentlich dem jetigen Bellagten innelaffen muß. 


19. 
Nicht connere Einreden haben minderen Anfprud 


jelben Barteien Bellagter. Gegen die Eibesflage war die jetzt agendo 
geltend gemachte Forderung als Compenfationspoft exripirt. Die Exception 
fonnte jedoch einem Betrage bon einigen Hundert Thalern gegenüber 
nicht zu Geltung kommen, weil injoweit geläugneter Klaggrund und Eides⸗ 
annahme vorlag, aljo die Regel: negans non excipit etc. Anwendung zu 
finden hatte. 8. ſchwor indeſſen nicht, und es kam zur Condemnatoria und 
Grecution. Nah Einzahlung bei Gericht erlangte K. auf die eingezahlte 
Summe Aereft und machte in foro arresti jeinen in jenem Prozeſſe nit zu 
Geltung gelangten Gompenfationsanfpruch agendo geltend. — Ima und III: 
wieſen bie Klage i. d. a. M. ab. Im Eingange der Kationen war noch 
darauf Hingewiejen, daß in foro arresti gegen des Beklagten Willen nicht 
eine größere Forderung oder nicht ein größerer Theil einer folchen einge 
Hagt werben könne, als wofür das arreftirte Object einen Hllfsgegenftand 
gewährt (Biener, Syst. proc. $. 22 nota 5, — Annalen Bb. V. ©. 20.) 
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auf nachſichtige Beurtheilung ihrer ſchlüſſigen 
Vorführung. 
II. Sen.-Erf. vom 10. Sept. 1868 no. 582/573. 

| Die in der Spruchpragis recipirte Anficht, daß an die Schlüffigfeit 
von Ausflüchten, um auf deren Beweis zu erkennen, minder ftrenge An- 
forderungen zu ftellen jeien, als an die Schlüffigkeit von Klagen, er- 
Icheint hauptſächlich in dem Falle gerechtfertigt, wenn e3 fich um eigentlich 
connere Einreden handelt, d. b. um folche, welche eben nur als Einreven 
geltend gemacht werden können, deren Tendenz nicht durch bejonvere 
Klage zu erreichen ift, bei denen alfo das excipiendo geltend gemachte 
Recht nothwendig dem Beflagten verloren geben müßte, wenn ihm nicht 
Gelegenheit geboten würde, das zur jchlüffigen Begründung Fehlende 
noch im Beweife nachzuholen. Wird nun aber in der Regel das vecht- 
liche Gehör des Klägers verlürzt werben, wenn dem Bellagten nadıge- 
laſſen werben foll, noch beim Beweiſe auf Thatfachen Bezug zu nehmen, 
deren er bei Vorſchützung feiner Ausflüchte nicht gedacht hatte, fo tritt 
dadurch von felbft für den Richter die Nothmwenbigfeit hervor, in der 
nachfichtigen Beurtbeilung der Schlüffigfeit von Einreden nicht zu weit 
zu gehen, insbefondere nicht in Fällen, wo es fich nicht um connere 
Einreden im engeren Sinne handelt, und wo alfo, auch wenn die Ein- 
rede al3 folche feine Beachtung findet, doch das durch fie verfolgte 
materielle Recht keinen Abbruch erleidet, die jchlüffige Begründung der 
Ausflüchte dem Beweiſe vorzubehalten. | 


20. 
Zur Lehre von der Rechtskraft des Bemeißinterlo- 
eutes, — Darauß, daß wenn der beflagte Stuprator 
der mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts (8. 
1865 des BGB.'s) auf Alimente für die Zulunft Flagen- 
den Stuprata die Einrede des Vergleichs ohne aus— 
brüdlihe Bezugnahme auf Genehmigung biefes Ge— 








richts zu ſolchem (8. 1867) entgegengefegt hat, Thledt= Be: 


hin auf Beweis der Einrede erkannt ift, folgt nicht, 
daß Bellagter die legtere Genehmigung nicht zu bes E 


weifen habe. a — 


I. Sen.-Erf. vom 12. Det. 1869 no. 648/649. ::- 
[Der ohne Bezugnahme auf Iegtbemerkte Genehmigung geführte 8 
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und in Bezug auf den Vergleichsabſchluß mit der Mutter vollführte 

Beweis murde in Conformität mit der analogen Entſcheidung 
Annalen N. F. Bd. III. ©. 301 fig. 

wegen der zufünftigen. Alimente für verfehlt — und wegen des 

Regreſſes an die Mutter auf 
Commentar zu 8. 1867 Bd. III. S. 169 ed. II. 

verwieſen, übrigens das Urthel dritter Inſtanz auch in IV® — II. 

Sen.-Erf. v. 22. Yan. 1870 no. 95/95 v. 1869 — beftätigt.] 


21. 
Unzuläffige Cumulation der Beweismittel? 
II. Sen.Erk. vom 22. April 1869 no. 233/235. 

Man hat daraus ein Bedenken gegen die Schlüffigleit der Klage 
nicht entnehmen können, daß Kläger, nachdem fie den Eidesantrag ald 
Beweismittel bezeichnet, die Herbeiziehung der die Ausflagung de 
Hauptſchuldners betreffenden Acten beantragt haben. Die Wortfafjung 
des einfchlagenden Klagabſchnittes läßt zur Genüge erkennen, daß im 
vorliegenden Prozeſſe der Eid auch über diejenigen Behauptungen ange: 
tragen worden ift, auf welche ber Inhalt der Beilagsacten Bezug bat, 
und daß die Beilegung ber letzteren dem Bellagten nur Veranlafung 
bieten ſoll, bei der Erklärung über den gebrauchten Eidesantrag den 
Inhalt diefer Beilagsacten mit in Erwägung zu ziehen. Eine unzu⸗ 
läſſige Sumulation der Beweismittel findet hiernach nicht ftatt*). 





22. 
Hall eines von den Inftanzen verſchieden beurtheilten 
Geſuchs um die zweite Dilation. 
II. Sen.-Erf. vom 10. Sept. 1868 no. 585/586. 

Obſchon nad) der Darlegung der vorigen Inftanz nicht verfannt 
werben kann, daß Klägers Sachwalter bei Einholung der Inſtruction 
für ben Gegenbeweis mit mehrerer Afftduität, ala er beiviefen, verfahren 
mochte, jo trägt, dahin geftellt, ob diefes Verhalten zu einer biscipli- 
nellen Rüge Veranlaffung bieten könnte, da3 OAG. doch Bedenken, bem 
Kläger die von feinem Sachwalter im Mangel Einganges der Inſtrue⸗ 
tion rechtzeitig erbetene zweite Dilation zu verfagen. 


*) Ebenfo liegt in einem Falle der im = bemerkten Art eine mute- 
tio in modo probandi nicht por. 
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Nicht Schon der Umftand, daß das Prozeßgericht auf das zmeite 
Dilationsgeſuch zunächſt abfällige Entſchließung gefaßt hatte, Tann 
Klägern diefer Frift verluftig geben lafjen, vielmehr hängt alles davon 
ab, ob dem Kläger dieſe zweite Dilation nach Lage der Sache verwilligt 
werden konnte. Letztere Frage ift daher, beziehentlich der Reſolution 
DI. entiprechend, vor allem zu erörtern. | 

Klägers Sachwalter hatte auf fein Gefuc die erfte Dilation ohne 
Weiteres erhalten. Wenn nun derſelbe am 23. März — allerdings 
erft im Anfange der zweiten Hälfte der Friſt — an feinen Eonftituenten 
fi) wendete, fo konnte er nad) notorifchen Poftcursverhältniffen bei ge- 
wöhnlichem Sachverlaufe allerdings erwarten, noch jo zeitig Antwort zu 
erhalten, daß die Einreichung des nicht umfänglichen Gegenbeweiſes 
friftgemäß zu ermöglichen gemwejen wäre. Daß die Antwort, noch dazu 
in ungenügender Weife, wegen Abtvejenheit Klägers von feinem Domi- 
eile, erft unter dem 31. März erfolgte, liegt außerhalb des Verſchuld— 
ungsgebietes des Klägers, wie denn deſſen Sachwalter nad Empfang 
des Briefes durch Einreichung des Gejuches um die zweite Dilation 
unter Darlegung des Sachverhaltes alles gethan hat, mas nach Lage 
der Sache die Gerechtiame feines Sonftituenten zu wahren geeignet, und 
dad nach der Refolution BL. eingebaltene Verfahren ein correctes war. 


23. | 
Die bei einer Zwangsverfteigerung verwirkte Decima 
it der betreffenden Armencaffe voll auszuzabhlen. 
Die Koften der fruchtlos gewordenen Subbaftation 
fallen dem Erfteher zur Laft. 
I. Sen.-Erf. vom 13. April 1869 no. 225/212. 

Das DAG. ift mit den vorigen Inftanzen darin einverftanben, daß 
das Zehntheil der Erftehungsfumme, welches bei einer außerhalb des 
Concurſes vorgenommenen nothivendigen Grundftücöverfteigerung nach 
Vorihrift der 8.17 ad tit. XXXIX. der Erl. PO. ald Strafe des⸗ 
jenigen, welcher bis zur Adjubication des erftandenen Grundſtücks den 
10. Theil der Erftehungsfumme nicht erlegt, noch deswegen Caution 
beftellt hat, früher zu Gunften des Armenhaufes zu W., fpäter zu 


Gunſten der Ortsarmencaſſe verwirkt worden, der berechtigten Drie I J 


armencaſſe unverkürzt, alſo ohne Abzug der durch die vergebliche Sub⸗ 
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haftation entftandenen Koften gewährt werben müſſe 2c. In dem vor⸗ 
liegenden Falle kann es mithin nicht in Frage kommen, daß die durch 
die vergebliche, erſte Subhaftation entitandenen Koſten im. Betrage von 
44 Thlen. 16 Ngr. 8 Pfg. von denjenigen 110 Thlen., welde der Er⸗ 
jteher des Grundſtücks, A. ©., in Abjchlag auf das Zehntbeil der Er: 
jtehungsfumme zum gerichtlichen Depofitum bezahlt hat, in Abzug ge 
bracht und der Drtsarmencaffe zu F. gekürzt werden ſollen. 

Dagegen muß es das OAG. für bedenklich erachten, bie zweite 
vorgenommene Subbaftation lediglich als eine Yortfegung der eriten, 
vergeblichen Verfteigerung anzufehen und die Koften dieſer erſten Sub- 
baftation fo ohne Weiteres als eine Schuld ber durch die zweite Ver⸗ 
fteigerung erlangten Erjtehungsfumme zu behandeln und von dem Er- 
löſe im Boraus abzugiehen alfo, daß dieſer Abzug an der Perceptiond- 
vate des letzten Hypothekengläubigers, der überhaupt annoch zur 
theilweiſen Befriedigung gelangt, zu fürgen wäre. 

Denn A. S., welcher in der erſten Subhajtation das Meiſigebot 
that und den Zufchlag erlangte, hernach aber unter dem Anerkenninilie, 
daß er be Erſtehungsrechtes verluftig fei und das Zehntheil ber Er: 
ftehungsfumme verwirkt habe, von dem Kaufe definitiv zurüdtrat, 
machte hierdurch die erjte Verfteigerung nutzlos, und führte die Notl- 
wendigfeit einer anderweiten Subhaftation herbei. Er muß daher 
überhaupt und nad allgemeinen Grundfäten für verbunden erachtet 
werden, neben der Berichtigung des verwirkten Zehntheils der Erſteh⸗ 
ungsjumme auch noch die durch feine Schulb vergeblich aufgewendeten 
Koiten der eriten Verfteigerung aus eigenen Mitteln zu übertragen. 


24. 
Einfluß des 8. 860 des BGB.s auf den 
Erecutionsprozeß. 
Il. Sen.-Ert. vom 4. Sept. 1868 no. 578/568. 

Das BOB., nach deſſen Beitimmungen das zwiſchen ben Parteien 
bejtehende, auf einem unter dem 9. September 1867 abgejchlofjenen 
Bertrage beruhende Rechtsverhältniß zweifellos zu beurtheilen ift, ftelt 
in $. 860 den Grundſat auf, daß bei ſolchen gegenjeitigen Rechtsge 
ichäften, wo die Erfüllung nur gefordert werben kann, wenn Derjenige, 
melcher die Erfüllung verlangt, feinerjeitö bereits erfüllt hat ober zur 
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Erfüllung bereit ift, der Kläger fich in der Klage nicht darauf zu be- 
ziehen brauche, daß er erfüllt habe oder zur Erfüllung bereit fei, ſondern 
abwarten fünne, daß der Beklagte ihm einen hierauf gerichteten Ein- 
wand entgegenjeke. Daß dieler Grundſatz auch im Executivprozeſſe 
Anwendung zu finden habe, ift bereit3 in einem früher zur Cognition 
des DAS.’ gelangten, durch das 
Wochenbl. f. merkw. Rechtsfälle Jahrg. 1866 ©. 313 fig. 
zur öffentlichen Kenntni gebrachten Rechtsfalle ausführlich nachge- 
wielen worden. Rothivendige Yolge dieſes Grundſatzes ift es hiernächſt 
aber auch, daß dem Kläger, wenigſtens fo lange ihm ein darauf bezüg- 
licher Einwand von dem Gegner nicht entgegengejeßt worden ift, nicht 
angefonnen werden kann, genau zu pecialifiven, melde Gegenleiftungen 
ihm in Gemäßheit des abgeſchloſſenen Vertrags obgelegen hätten. Denn 
; die Unterlafiung eine3 Eintwandes der borgebachten Art fteht für den 
' betreffenden Prozeß dem unumwundenen Belenntnifie der erfolgten 
Eontractserfüllung,, beziehentlich einem Verzichte des Beklagten auf die 





aus der Nichterfüllung der Gegenleiftung abzuleitenden Rechte völlig 
gleich. So wenig e8 nun in dem Falle eines foldhen Belenntnifles 
| oder in dem Falle eines folchen Verzichtd Sache des Richters fein Tann, 
zu unterſuchen, welche Gegenleiftung dem Kläger obgelegen habe, und 
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ob die Acten über ben Umfang ber leßteren Gewißheit an die Hand 
geben, ebenfowenig erjcheint derſelbe nach den Grundfähen des gegen- 
; Märtigen Rechts in einem Zalle ber vorliegenden Art überhaupt ver- 4 
bunden, ohne ausbrüdliche Veranlafjung Seiten ber verflagten Partei - 
auf eine Prüfung defien, was dem Kläger zu der Erfüllung obgelegn, - 8 
näher einzugeben. 
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| 2. 
| Wirkung des Beweifes der Verleihung des Fifherei- 
befugniffes in einem öffentlichen Fluffe dem Dritten. Be. 
gegenüber. BE: 

II. Sen. - Er. vom 1. Sept. 1868 no. 543/547. 
Dog von Beklagten diejenigen Thatſachen bargethan — 
muſſen, auf welche fie den Anſpruch auf Mitausübung des Bi 


IT 
« 
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befugnifje zu gründen vermeinen, ergiebt fich daraus, daß die in dem 

Begriffe des Eigenthums enthaltene Ausfchliefung jedes Dritten von 

der Verfügung über das Object des Eigenthums es nothwendig mit ich 

bringt, daß auch den auf dem Eigenthume beruhenden Nutzungsbefug⸗ 
niſſen der Charakter der Ausſchließlichkeit beiwohnt und daher jo lange 
vermuthet werden muß, als nicht eine Beichräntung der Eigenthums- 
vechte für einen befonderen Fall erwieſen werben kann. Hieraus aber 
folgt, daß, wenn auch bei Webertragung der auf dem Eigenthume am 
Strome berußenden Filchereigerechtfame an den Befitporgänger Klägers 
der Ausſchließlichkeit des Rechts zur Befiſchung der. bezeichneten Waſſer⸗ 
jtvede nicht mit ausdrücklichen Worten gebacht ift, diefe Ausfchlieplid- 
feit, ſoweit fie nicht ausdrüdlich beſchränkt worden, doch als jelbftver: 
jtändlich vorausgejegt werden muß, und folglich Beklagte, wenn fie die 
Ausjchließlichleit verneinen, nachdem klägeriſcher Seits der Erwerb der 
beanjpruchten Filchereigerechtigfeit durch den ihm auferlegten Beweis 
dargethan fein wird, beweispflichtig find. 


3. 
Subjidiarität der Klage auf Anerfennung nad 8. 147 
des BGB.'s. — Die Vorausjegung der Pfandflage in 
8. 1447 tft, im Falle der Pfandgläubiger Annahme der 
vealiter offerirten Zahlung vermweigert,. nur durd 
Depofition, $. 756, zu erreichen. 
II. Sen.-Erf. vom 3. Sept. 1868 no. 579/558. 

Bor Allem hat man im Auge zu behalten, daß Kläger ſelbſt aud- 
drüdlich zugegeben hat, dem Beflagten noch 30 Thle. 9 Ngr. 7 Pig. 
ihuldig zu fein, und daß auch wegen dieſes Betrages die fraglichen 
Werthpapiere dem Beklagten als Unterpfand dienen. Hiernächſt erfennt 
Kläger felbft e8 als einen unläugbar feſtſtehenden Grundfag an, daß 
der Pfandgläubiger nur nad) bemwirkter Tilgung der Pfandfchuld zur 
Herausgabe des Pfandes verpflichtet iſt. Aus diefem Grundſatze aber 
folgt, daß der Schuldner mit einer Klage auf Herausgabe des Pfanded 
nicht lagen Tann, wenn er nicht zu behaupten vermag, daß feine Schuld 
volljtändig getilgt ſei. Eine ſolche Behauptung enthält die vorliegende 
Klage nicht, fie konnte auch jenem Geftänbniffe gegenüber nicht darin 
enthalten fein, vielmehr hat Kläger ſich darauf befehränft, unter Be 
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ziehung auf die Notariatsurkunde vom 15. März 1864 anzuführen, 


daß er jene 30 Thlr. 9 Ngr. 7 Pfg. dem Beklagten realiter angeboten, 
Beklagter aber deren Annahme verweigert habe, daher in mora acci- 
piendi ſich befinde. | 
Mit Recht hat ſchon bie vorige Inftanz darauf hingewieſen, daß 
diefe Realoblation nad) Befinden dazu, den Gläubiger, Beklagten, rüd- 
fichtlich der Annahme in Verzug zu ſetzen, ausreichen, keinesfalls aber 
eine Tilgung der Schuld zur Folge haben konnte. Sollte dieſer Erfolg 
berbeigeführt werden, fo hatte nah Maßgabe der hierunter mit dem 
gemeinen Rechte übereinftimmenden Borjchriften in SS. 756 flg. des 
BGEB.'s der Beklagte von dem Rechte der gerichtlichen Niederlegung 
des Gegenftandes ber Leiftung Gebrauch zu machen. Auch hiervon 
Iheint Kläger, welcher übrigens in der jegigen Debuction auf jene 
Realoblation gar nicht zurückgekommen ift, alfo anjcheinend ſelbſt fich 
beſchieden hat, daß diefelbe die Stelle der Zahlung zu erſetzen nicht ge= 
eignet fei, jich überzeugt zu haben, da er nunmehr wirklich jene 30 Thlr. 
INgr. 7 Pfg. nebft Zinfen auf die Zeit vom 15. März 1864 bis 30. 
Juni 1868 beim Prozeßgerichte niedergelegt hat. Auf dieſe Depofition 
kann jeboch fchon deshalb, weil fie erft in gegenmwärtiger Inſtanz erfolgt 
it, im vorliegenden Prozeſſe feine Rückficht genommen werden, ſondern 
e8 muß dem Kläger überlaffen bleiben, unter Bezugnahme auf dieſelbe 
mit einer andberweiten Klage auf Herausgabe des Pfandes hervorzu- 
treten. | 
ft nun bei jo beivandten Umſtänden die Klage als Pfandflage 

mit Recht in der angebrachten Maße abgewiejen worden, fo kann es fich 
nur noch fragen, ob fie nicht wenigſtens als Klage auf Anerkennung 
aufrecht zu erhalten fei. Auch in diefer Hinficht tritt man der vorigen 
Inſtanz bei. Kläger glaubt für biefelbe in 8. 147 des BGB.'s, welcher 
dabin lautet: 

„Auf Anerkennung eined Rechtes Tann gellagt werden, wenn der 

Kläger an der Feſtſtellung des Rechtsverhältniſſes ein gegenmärtiges 

vechtliches Intereſſe hat, welchem nicht auf andere Weife genügt wer- 

den kann“ 
eine Stüße zu finden, allein hierin befindet er fih im Irrthum. Han⸗ 
delte es ſich nämlich bier, ohne alle Rüdficht auf ven beftehenden 


Vandnerus, blos um die Frage, ob Mäger nur, wie er behauptet, 
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30 Thlr. I Nor. 7 Pfg., oder aber, wie Bellngter behnuptet, eine 
größere Summe, nämlich 620 Thlr. 29 Ngr., dem Letzteren noch ſchulde, 
jo würde ein Fall vorliegen, für welchen unjere Prozeßgefetze dem Klaͤger 
als das zu gebrauchende Rechtsmittel die Provocationsklage ex lege 
diffanaari vorgezeichnet haben. Auf diefem Wege würde demnach dem 


Intereſſe des Klägers genügt werden fünnen. 


Inſofern aber dem Kläger darum zu thun ift, ausgeſprochen zu 
willen, daß Beflagter mit Zahlung der mehrerwähnten 30 Thlr. 9 Nar. 
T Pig. ihm die Pfanditüde auszuantworten habe, würde die Klage als 
eine Klage auf Anerfennung des dem Kläger aus dem Pfandvertrage 
eventuell zuftehenden Nüdforderungsrechtes fich anjehen laſſen, allem, 
auch von diefem Geſichtspunkte aus betrachtet, würde fie, ſelbſt zuge 
geben, daß Kläger ein gegenmwärtiges vechtliches Intereſſe daran babe, 
daß das zwiſchen ibm und dem Bellagten beitehende Schuldverhältnik 
feitgeftellt werde, in jenem 8. 147 Teinen Stützpunkt finden, und zivar 
wieder eben deshalb, weil ſich nicht behaupten läßt, daß dieſem Inter⸗ 
eſſe auf eine andere Weile nicht Genüge geleijtet werden könne. Denn 
ftreitig ift unter den Parteien nur die Höhe der Pfandſchuld, nicht auf 
der Pfanbvertrag; dieſer und das ſchon in den Rechten begründete Be 
fugniß des Klägers als des Schuldners, nad) vollftändiger Tilgung der 


dem Bellagten an ihn zuftehenden Forderung das für biejelbe haftende 


Pfand zurüdzunerlangen, beruht, wie ſchon bemerkt worden ift, in &- 
quidität, jo daß es in diefer Hinficht gar Feiner neuen richterlichen Feſt 
ftellung bedarf. Vermag aber Kläger in ſchlüſſiger Weife zu behaupten, 
bat Beflagtens Forderung an ihn vollftändig getilgt fei, jo kann er auf 
Rückgabe des Pfandes Klagen, ohne eine Abweifung der Klage befürd- 


ten zu müffen. Hat er jevoch zugugeben gehabt, daß er noch mit einem 


Theile der Schuld in Rüditand fei, fo wird er, um feinem Intereſſe 
Genüge zu leiften, vor Allem und ehe er zur Anftellung der Klage auf 
Rüdgabe des Pfandes verjchreitet, den ſchon erwähnten, in 8. 756 flg. 
des BGB.'s vorgezeichneten Weg einzufchlagen, alfo, nad; eingetretenem 
Berzuge des Beklagten, in der Annahme, zur gerichtlichen Nieberlegung 
menigitend des von ihm anerkannten Betrag des Guthaben? des De 


Hagten nebſt Accefjorien zu verfchreiten haben, um dann in ber Klage 


z. mit Bezug nehmen zu Tünnen. 
- Eine ganz andere Frage ift es, ob eine jo ae ‚an fi 
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ſchlüſſige Kage auf Herausgabe des Pfandes den beabfichtigten Erfolg 
haben oder zu Beklagtens Losſprechung von berfelben führen werde, 
welches Lebtere dann zu erwarten fein dürfte, wenn im Verlaufe bes 
Rechtsſtreites die Behauptung des Klägers, daß Bellagtend Guthaben 
vollitändig berichtigt fei, als unbegründet ſich herausftellen jollte, in⸗ 
deſſen ift dies eine Frage, welche wenigſtens im gegenwärtigen Prozeſſe 
fich nicht beantworten läßt. In jedem Falle fchlägt bier der Umftand 
buch, daß Kläger allerdings auf andere Weile als durch eine Klage auf 
Anerlennung feinem Intereſſe Genüge leiſten Tann. 


4, 
Zur Lehre von der Rechtskraft. — BGB. SS. 176, 177. 
I. Sen.-Erf. vom 13. April 1869 no. 208/210. 

Durch vie in dem früheren Prozefle zwifchen denfelben Parteien 
geiprochenen Erkenntniſſe 2. und 3. Inſtanz iſt, nad Maßgabe der 
Vorſchriften in 88. 176, 177 des BGB.'s für rechtskräftig feftgeftellt 
zu erachten, daß der BI. in Abfchrift nachzuleſende Abbauvertrag als 
ein ſ. g. Realvertrag zu betrachten ſei, deſſen Wirkſamkeit im Allgemei- 
nen auch der Kläger als gegenwärtiger Eigenthümer des abbaupflid- 


tigen Grundſtücks gegen ſich anzuerfennen habe. Dagegen läßt fi nad) 


der Meinung des OAG.'s nicht behaupten, daß burch die erwähnten 
Erfenntniffe auch die Frage bereit8 entſchieden worden fei, ob, oder 
unter welchen Vorausfegungen der Bellagte auf Grund und nad In⸗ 
balt dieſes Vertrags das dermalen ftreitige Recht in Anfpruch nehmen 
Tonne, Sand auf Klägers Grundftür zu graben oder abzubauen. Denn 
obgleich fich nicht bezweifeln läßt, daß die Anſtellung der erften Klage 
vornämlich Dadurch veranlaßt worden fein mag, daß Bellagter zumächft 
dieſes Befugniß wörtlich und thatfächlich geltend gemacht hatte, jo war 
doch feine frühere Klage nicht auf die Behauptung gegründet, daß ber 
Vertrag beftehe, fich aber nicht auf die Gewinnung des Sandes beziehe, 
jondern darauf geftügt, daß dieſer Vertrag fein f. g. pactum intuitu 
fundi initum und gegen ben Kläger unwirkſam fei. Der hauptjächliche 
Zweck diejer Klage ging, nad Inhalt und Betitum derfelben dahin, daß 
die Unwirkſamkeit des ganzen Vertrages und demzufolge die Freiheit des 
Grundſtücks von jeder Verbinblichkeit, den Abbau von „Folftlien“ zu 
geftätten, anerkannt werde. Mit biefem, den Abbau don Foſſilien be- 
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treffenden Geſuch ift Kläger, jedoch nur in der angebrachten Mape, abge: 
tiefen worden, weil dem Beflagten liquider Weiſe ein Vertrag, welder 
auf Mineralien und Foifilien jeder Art lautete, zur Seite ftand und 
Kläger feine, zu einer objectiv beſchränkten Verurtheilung geeigneten 
Thatlachen in feiner Klage angeführt hatte. Zu einer näheren Er- 
Örterung der Frage, welche einzelne Gegenftände unter den 8. 1 deö Ber: 
trages erwähnten Mineralien und Fofftlien zu verfteben feien, lag ſomit 
feine Veranlaffung vor, und die Entſcheidungen zweiter und beſonders 
dritter Inſtanz enthalten auch darüber feinen, am wenigften einen deri- 
fiven und der Rechtskraft fähigen Ausſpruch. 

Unſchlüſſig war aljo die frühere Klage auch rüdfichtlich des in der- 
jelben erwähnten Befugnifjes zur Gewinnung von Sand, meil Kläger 
unterlaffen hatte, in feiner Klage anzuführen, daß und aus welden 
Gründen der Sand zu den im 8.1 gedachten „Mineralien und Folfilien, 





— | fie möchten Namen haben wie fie wollten“, nicht mit zu rechnen jei, und 
E der erfennende Richter bei diefer, in ihrem Wortlaute umfaffenden Be 
5 zeichnung jene Frage nicht ohne Weiteres zu Gunſten Klägers entſcheiden 


fonnte. Da aber, wie bemerkt, die Klage nur angebrachter Maßen ab: 
gewieſen worden tft, jo war der Kläger formell unbehindert, in einer 
| anderen Klage die Behauptung, daß fich der Vertrag nicht auf den Sand 
— erſtrecke, geltend zu machen, und bie hierzu geeigneten thatſächlichen An- 
gaben in diefe neue Klage aufzunehmen. 


5. 

Zur Lehre von ber Spolientflage — BGB. 8. 209. — 
nn Kann folde vom Concurs als Rechtsnachfolger des 
= Spoliaten erhoben werden? — Kennzeidhen des Spo— 

liums. — Betitorium? 

U. Sen.-Erf. vom 22. April 1869 no. 259/238. 

| Die vorige Inſtanz hat die gegentwärtige Klage als Spolienklage 
betrachtet und dieſelbe, wie ſich aus der Bemerkung in den Nationen 
folgern läßt, nur in diefer Eigenfchaft aufrecht erhalten zu können ge 
meint. Man Tanır gegenwärtig davon abfehen, ob es im der Abfidt 
des Klägers gelegen babe, eine Spolienflage anzuftellen, und ob feine 
Klage ohmerachtet des eventuellen, mit einer Beſitzklage nicht zu verein⸗ 
boarenden Petitum auf Erſatz des Werthe3 der ftreitigen 46 Sad Mehl 
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als ſolche hätte behandelt werden können. Denn ſieht man auch von 
diefem formellen Bedenken ab, jo ift die Klage doch, auch wenn man 
diefelbe al3 Spolienklage auffaßt, unſchlüſſig. Zuvörderſt nämlich kann 
gegen deren Statthaftigfeit geltend gemacht werben, daß diejelbe nicht 
bon dem früheren Befiger felbft, fondern von dem für den Concurs des 
letzteren beftellten Güterbertreter erhoben worden ift. Die Eröffnung 
des formellen Concurſes bat nämlich Teine Univerfalfucceffion ver 
Gläubiger zur Folge, ſondern e8 geht nur vermöge einer Gingular- 
jucceffion das übertragbare zur Befriedigung der Gläubiger geeignete 
Vermögen zum Zwecke diefer Befriedigung auf die Gläubigerfchaft 
über. Der Befig, welchen der Cridar an Förperlihen Saden aus— 
geübt hat, ift aber an fich Fein Vermögensrecht und auch Fein zur Be— 
friedigung der Gläubiger geeignetes Vermögensobject. Es läßt fid 
daher mindeſtens bezieifeln, ob die dem Gemeinſchuldner zuftändigen 
Befisflagen, und namentlich das auf Wiedererlangung eines verlorenen 
Befiges abzweckende remedium spolii mit der Eröffnung bes formellen 
Concurjes auf die Gläubigerfchaft übergehen, wenn man zumal be= 
rückſichtigt, mas Bellagter andeuten zu wollen ſcheint, daß der bloße 
Befig einer Sache für die Zwecke des Concurſes nur dann von Werth 
ift, wenn diejelbe zur Concursmaſſe gezogen und vermwerthet werden 
Tann, über das Recht des Cridar und der Gläubigerſchaft hierzu aber 
im Beſitzprozeſſe nicht zu entfcheiden ift. Allein, auch wenn man diejes 
Bedenken fallen laffen wollte, würde die Klage als Spolienklage nicht 
aufrecht zu erhalten fein. Nad der von dem OAG. jchon vor dem 
Eintritte des BGB.'s befolgten, gemeinrechtlidy begründeten und mit 
der Vorichrift in 8. 209 des Iegteren übereinjtimmenden Anficht gehört 
zu dem Begriff eines Spoliums eine gewaltfame, oder doch fchon in 
ihrer äußeren Erfcheinung miderrechtliche Handlung. Der Kläger hat 
zwar in feiner Eidesklage wiederholt von einer gewaltſamen Befit- 
ergreifung gefprochen, er hat aber feine, unter den Begriff der Gemalt 
ju bringende Handlung von Bellagtens Mandatar D. angegeben. Das 
Eigenmächtige und Gewaltſame fol darin gelegen haben, daß Letzterer die 
46 Säde mit Mebl, ohne die verehel. D. oder O.'s Dienftperfonal da- 
bon au benachrichtigen und bez. deren Genehmigung einzuholen, ſowie 
gegen den ausprüdlichen Widerjpruch des Klägers, als Generalbevoll- 


mädtigten O.'s, babe aufladen und mit thunlichiter — ſchleunigung 
Unnalen, Reue dug Bd. VI. 
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abfahren laſſen. In der Beizicehung mehrerer Arbeiter zum Behufe 
des Aufladens kann an fich nichts Auffallendes und insbeſondere 
nicht die thatfächliche Androhung eines gewaltſamen Vorgehens erblidt 
werden; wie D. in die Vorrathskammer, worin ſich die fraglichen Säde 


It mit Mehl Befunden, habe gelangen können, ohne daß ihm hierzu von 
m der verehel. D. ober deren Dienftleuten verholfen worden, kann man 
a wicht erfennen, jedenfalls aber ift hierbei zu berüdfichtigen, daß ſich 
“e Kläger auf eine gewaltſame Eröffnung jene Raumes nicht bezogen 
= hat, überhaupt aber auch das von ihm gejchilberte Verfahren D.s nicht 
; als ein beimliches, ſondern als ein folches erfcheint, welches nicht 
—F füglich unbemerkt bleiben konnte, alſo weder heimlich, noch gewaltſam 
J— war, denn ein blos mündlicher, von D. ebenfalls nur mündlich 


zurückgewieſener Widerſpruch iſt noch keine Beſeitigung thatſächlichen 
Widerſtands oder thatſächlicher Hinderniſſe. Wollte man aber ſelbſt 
— auf dieſen Widerſpruch etwas legen, ſo tritt doch noch der Umſtand 
7 hinzu, daß nach der Angabe des Beklagten und dem Inhalte der 
— Urkunde O. bereits am 20. October 1867 mit dem Beklagten einen 
je Vertrag abgeſchloſſen Kat, zufolge deſſen er dem Bellagten zur 
theilweiſen Tilgung ſeiner Kaufgelderforderung für eine größere 
Quantität gelieferten Mehles die davon noch vorhandenen 46 Säcke 
eigenthümlich überlaſſen, dieſelben bis zum 24. October 1867 für 
Beklagten aufs Lager genommen, und ſich zu deſſen Gunſten jeder 
weiteren Dispoſition darüber begeben hat. Nach Klägers Erklärungen 
hat man auch in gegenwärtiger Inſtanz kein Bedenken getragen, dieſe 
Angaben des Beklagten, alſo namentlich auch die Identität der jetzt 
ſtreitigen und der in der Urkunde gedachten Säcke mit Mehl für 
eingeräumt zu erachten. Hiernach würde aber der Beklagte wohl 
— befugt geweſen fein, nach Ablauf der Lagerfriſt das ihm zur Dispoſition 
Er geitellte Mehl an ſich zu nehmen, und wenn ex daflelbe ohne äußere 
Gewalt in Befig genommen bat, fo kann der unberechtigte Widerſpruch 
Klägers feiner Handlung ebenfotwenig den Charakter eines Spoliums 
er Werleihen, als bie Beichleunigung, womit er den beabfichtigten thatjäd 
A. lichen Wiberitand Klägers zu vermeiden gefucht bat. 
Br Betrachtet man aber die Klage als eine petitorifche, fo ſtößt man 
F auf das Bedenken, daß Kläger gegen die vorige Entſcheidung nicht 
appellirt bat, obwohl diefelbe, nach dev Bemerkung in den Rationen, 
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dieſe Mage lediglich als Spolienklage für ſchlüſſig gehalten zu haben 
ſcheint. Wollte man aber ſelbſt durch dieſe formelle Rückſicht ſich nicht 
behindert finden, die Klage als petitorifhe zu behandeln, fo würde fie 
doch als folche auch aus materiellen Gründen nicht für Ichlüffig gelten 
Üönnen. In ver Eigenfchaft einer petitoriichen Klage läßt fich die 
vorliegende Klage entweder als rei. vindicatio, ober actio in rem 
Publiciana nach Befinden gegen den, welcher dolo desiit possidere, 
oder auch al3 eine condictio im Sinne von 8. 1545 des BGB.'s auf- 
ſaſſen. Syn allen diefen Beziehungen fteht ihr der ſchon erwähnte Ver: 
trag entgegen. Denn auf Grund dieſes Vertrags würde der Beklagte 
der Eigenthumsklage gegenüber die Herausgabe der geforderten Sachen 
nach 8. 319 des BGB.’3 vermittelft der exceptio rei venditae et 
traditae verweigern fünnen, teil darin, daß D. die fraglidden 46 Säcke 
für Beklagten zu deſſen Dispofition auf dem Lager behalten zu wollen 
erllärt hat, ein constitutum possessorium gefunden merben muß, 
überdies auch Beflagter noch vor der Eoncurseröffnung in den Beſitz 
des Raufobject3 gelangt iſt. Soll aber die Klage als condictio nad 
8.1545 beurtheilt werden, To fehlt es infolge defielben Vertrags an 
J einer rechtswidrigen Handlung, durch welche fich Beklagter Etwas aus 
50.3 Vermögen angeeignet hätte, worauf er fein Recht oder feinen An⸗ 
ſpruch gehabt. 

| Das BI. zu lefende Vorbringen Klägers, melches im Wefentlichen 
7 Mmauf hinauskommt, daß der Vertrag ein in fraudem cereditorum ab- 
Jgeſchloſſenes Rechtsgeſchäft fei, hat im gegenwärtigen Prozeſſe nicht bes 
f achtet werben Tönnen, weil, wenn dies hätte geſchehen follen, an bie 
Stelle der jetzt erhobenen, eine factifch und rechtlich ganz andere Klage 
würde ſubſtituirt werden müffen. 



























6. 
Pactum reservati dominii — BGB. $. 29. 
II. Sen.Erk. vom 27. April 1869 no. 301/256. 

Das jogenannte pactum reservati dominii ift fein befonderer, in 
ſich abgefchloffener Vertrag, fondern nur eine bei Veräußerungäver- 
Ielgen jeder Art, entgeltlichen ſowohl als unentgeltlichen, vorfommenve 
Momnbeftimmung, deren Zweck und rechtliche Wirkſamkeit nach dem 
ſonſtigen Inhalte des Veräußerungsvertrags und dem erklärten ober 
16* 
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vorauszuſetzenden Willen der Parteien beurtheilt werden muß; — 
Annalen N. F. Bd. IV. S. 100. 
Haben ſich die vertragsſchließenden Theile darüber, was ſie mit dem 
Vorbehalte des Eigenthums an der veräußerten Sache oder durch andere 
gleichbedeutende Ausdrücke zu erreichen beabſichtigt, nicht ſchon ſelbſt 
mit der erforderlichen Beſtimmtheit ausgeſprochen, jo treten bie Vor: 
Ichriften des 8. 292 des BGB.'s ein, nach welchen der Vorbehalt des 
Eigenthums zur Sicherung einer Forderung als Vorbehalt eines gleiche 
Zwecke verfolgenden Pfandrecht3 gilt, während bei einem zu anderen 


Zwecken erklärten Eigenthumsporbehalt im Zmeifel anzunehmen it, daß | 


der Uebergang des Eigenthums auf den Andern von einer auffchiebenden - 
Bedingung abhängig ſei. Es ift auch insbeſondere die im erjten Satze 
des 8. enthaltene Dispofition ganz richtig und folgerecht; denn ſoll 
durch den Vorbehalt des Eigenthums nur die Sicherftellung einer dem 
Veräußerer an den Empfänger zuftehenden Forderung erreicht werben, 
fo ift der eigentliche und wirkſame Bertragsmwille auf eine Pfandbeſtell⸗ 
ung gerichtet geweſen, teil dieſe da3 zu jenem Behufe geeignete und in den 
Gejegen gebotene Mittel gewährt. Wendet man diefe Grundſätze auf 
ben vorliegenden Fall an, jo kann gegen die Nichtigkeit der vorigen 
Entfcheidung fein Zweifel entjtehen. In der am Tage der Uebergabe 
ausgeſtellten Urkunde ift der zwifchen den Intervenienten und B. über 
die Lieferung und Aufftellung von drei Billard ſammt Zubehör abge: 
Ichloffene Kaufvertrag in feiner Beziehung als ein bedingtes, ſondern 
als ein vollendetes Nechtögeichäft bezeichnet worden. Die Intervenien⸗ 
ten baben auf Grund dieſes Vertrags dem Käufer B. die bejtellten 
Billards übergeben, die Uebergabe ift alfo nicht miethweiſe oder precario 
erfolgt, ſondern es tft eine Fäufliche gewejen, melde, dem Wefen de? 
abgefchlofjenen Vertrags gemäß, eine Eigenthumsübertragung zur Folge 
haben mußte. Wenn nun in $. 5 des fchriftlichen Vertrags aejagt ill, 
„die Billards bleiben Eigenthbum der Firma %. und Sohn bi zur 
völligen Bezahlung des Kaufpreiſes“, fo ergiebt fid; hieraus ganz von 
jelbft, daß der Vorbehalt des Eigenthums zur Sicherung der creditirten 
Kaufgelver dienen ſollte. Die mündliche Verabredung bei der Ueber: 
gabe enthält, der Cache nach, ganz daffelbe, denn auch bei diefer foll die 


Tradition unter Vorbehalt des Eigenthums bis zu völliger Abzablung 


bes bedungenen Kaufpreifes gejchehen fein. Auf den, auch in 8. 5 ir 
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Urkunde zu leſenden Beiſatz, „es ſeien die Billards ſammt Zubehör 
B. ausdrücklich nur zur Benutzung und mit der ausgeſprochenen Be: 
dingung übergeben worden, daß er dieſelben bis zur völligen Bezahlung 
des Kaufpreiſes im Namen der Firma F. und Sohn beſitze“ — iſt gar 
Tein Gewicht zu legen. Denn nad) dem, auch Hierbei wiederholt erflär- 
ten Zwecke de3 gefammten Cigenthumsvorbehalt3, würde auch in einer 
Erklärung und Verabredung diefer Art nur ein, nad} SS. 466, 467 des 
BGB.'s bei der Beitellung eines Fauftpfandes unzuläffiges, constitu- 
tum possessorium liegen. Die Anficht der Intervenienten, daß auf 
die urfprüngliche Abficht der Parteien Etwas nicht ankomme, wenn fid 
eine Form finden laſſe, melche das Bedenken, daß ein Pfandrecht an 
beweglichen Sachen nur al3 Fauftpfand denkbar fei, befeitige, ift nicht 
richtig. Der eigentliche Vertragswille der Betheiligten ift, wie in R 
andern Fällen, jo auch bei dem einem Veräußerungsvertrage beigefügten gi 
Vorbehalte des Eigenthums maßgebend. Iſt es die Abficht der Con- | 
trahenten, dem Beräußerer wegen der ereditirten Kaufgelder eine objec- 
tive Sicherftellung zu geben, fo ift nach der Vorfchrift im erften Abſatz — 
ber 8. 292 der bloße Eigenthuͤmsvorbehalt nicht die Form, in welcher 
biefer Zived erreicht werden kann, wiemehr ift derfelbe nur als Vorbe- | 
halt eines Pfandrecht3 zu betrachten, deſſen Entjtehung von der Bes 
obachtung der hierüber geltenden Vorfchriften abhängt. Es fann den 
Betheiligten nicht geftattet werben, die Anwendung diefer Vorjchriften 
durch willfürliche, der Sache nicht entiprechende, Erklärungen zu ver⸗ 
meiden. 

Auf die angeblich bei der Beftellung getroffene Verabredung 
kommt fchon deshalb nichts an, weil in Betreff der Frage, ob durch die 
Ipäter bewirkte Tradition eine Eigenthumsübertragung erfolgt ſei, 
Dasjenige entiheiden muß, was bei der Uebergabe felbit geichehen ift. 
Uebrigens läßt ſich in der Darftellung BI. nicht einmal die Behauptung 
finden, es fei bei der Beltellung eine Verabredung des Inhalts ge- 
troffen worden, daß der Kaufvertrag von einer auffchiebenden Beding- 
ung abhängig und erft perfect fein folle, wenn der Kaufpreis vollftändig 
gezahlt worden fei. Denn die nädjitfolgenden Worte, „indem fich die 
Intervenienten bis zum Eintritt diefer Bedingung das Eigenthum an. 
"den drei Billards ſammt Zubehör vorbehalten” ꝛc., zeigen ganz deutlich 
an, daß die Internenienten diefem Eigenthumsvorbehalte nur durch eine, 


’ be : 
“+ 090 
A 
rn. 
PN Z A 
LT: 
J 
+1 
u 
3 











Q46 Präjudizien. 


ihrer Abſicht entſprechende Auslegung die Eigenſchaft einer aufſchieben⸗ 
ben Bedingung vindicixen wollen. Dazu kommt, daß die vollſtän⸗ 
dige, zu den vereinbarten Zeitpunkten zu bewirlende Bezahlung der 
bedungenen Kaufpreiſe nicht als eine dem Vertrage beigefügte aufidie 
bende Bedingung gedacht werden kann, weil fie eine Gegenleiſtumg des 
Käufers iſt, welche einen endgültig abgeſchloſſenen Kauf vorausich. 
Was die Betheiligten mit dem Eigenthumsvorbehalte gewollt haben, 
das ift, wie bereits erörtert, bei dem entjcheidenden Acte der Uebergabe 
und in der Urkunde deutlich zu erfennen gegeben worden, und biernad) 
erfcheint die erhobene Interventionsklage allerdings unſchlüſſig. 





T, 
3u 8. 321 des BGB.s. — Negatorienklage. — Wasif | 
Eigenthumsbeſchränkung im Sinne jenes 8.? 

I. Sen.-Er}, vom 13. April 1869 no. 214/211. 
Die Klage, welche vom Kläger felbjt wiederholt als Negatorien- 





er 


an klage bezeichnet worben und auch ihrer Faflung, ſowie der Klagbitte 
= nad) lediglich als Negatorienklage ſich charafterifirt, beruht auf dem 
= Anführen, daß Kläger Eigenthümer des fogenannten Kloftermühlen- 
En grundſtücks fei, in welchem Bellagter eine Miethwohnung inne habe, 
we und daß am 13. Juni 1868 Beklagtens minderjährige Tochter aus 
— einem Fenſter dieſer Miethwohnung in einen zu der letzteren nicht mit 


u gehörigen Garten Klägers den Inhalt eines Nachtgefchirrs herabge⸗ 
F goſſen. Daß nun Beklagter, beziehentlich deſſen Tochter ein das 
klägeriſche Eigenthum beſchränkendes Recht, alſo eine Dienſtbarkeit an 
dem nurerwähnten Garten prätendirt hätte, dies hat Kläger ſelbſt gar 
nicht behauptet, wie denn auch eine ſolche Prätenfion ſchon an ſich 
kaum denkbar ſein würde. Es kann ſich daher nur fragen, ob etwa 
der andere Fall, in welchem nach her Beſtimmung in 8. 321 des 
BGB.'s die Negatorienflage gewährt fein fol, nämlich der Fall einer 
thatſächlichen Beichränfung des klägeriſchen Eigenthums vorliege, und 
dieſe Frage ift zu verneinen. 
Das BOB. hat fich nicht näher darüber ausgeſprochen, auch one 
die Gefahr, in eine bedenkliche Caſuiſtik zu verfallen, ſich nicht füglich 
näher darüber ausfprechen können, unter welchen fpecielleren Voraus: 
fegungen in dem, was Jemand gethan, eine thatfächliche Beichränkung 
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des Eigenthums eines Andern zu erblicken ſei. Es iſt alſo im Allge⸗ 
meinen dem pflichtmäßigen Ermeſſen des erkennenden Richters über⸗ 
laſſen, in jedem einzelnen, zur Entſcheidung gelangenden Falle nach 
deſſen Beſchaffenheit und näheren Umſtänden zu prüfen, ob eine ſolche BR 
thatfächliche Beichränfung angenommen werben dürfe. , 

Wie indeflen für diefe richterliche Prüfung jchon das Wort: „bes 
ſchränken“ einen Anhalt bietet, fo ift natürlich auch davon auszugehen, 
daß e3 nicht in der Abficht des Gefeggeber3 gelegen haben könne, durch 
die Borfchrift de 8.321 dem Cigenthümer etwa einen Anlaß zu Dera- 
tionen Anderer durch Anftrengung foftipieliger Prozeſſe zu gewähren. 

Es muß alfo, Toll die Negatorienklage begründet fein, die betreffende 

Handlung des Beflagten das Eigenthum des Klägers wirklich afficiren, 

d. b. entiweder ein unmittelbares, mit der ausſchließlichen Herrfchaft 

über die Sache unverträgliches Einwirken auf die leßtere ſelbſt, over 

eine Berbinderung des Cigenthümer8 in der Ausübung einzelrter 
Eigenthumsrechte enthalten. Es wird ferner in dem erjteren Falle, 

um von einem, mit der ausfchließlichen Herrfchaft über die Sache un: 
verträglichen Einwirken auf foldhe überhaupt fprechen zu können, 

wenigſtens in der Regel, das Gebahren des Beflagten entweder ein — 
wiederholtes oder doch ein aus einem Beweggrunde, welcher Wieder⸗ hl 
bolungen befürchten läßt, herrührendes jein müflen. er: 

Hieraus folgt nun ganz von jelbft, daß das, mas Beklagtens 
Tochter und zwar nur ein einziges Mal getban haben fol, keineswegs 
geeignet erfcheint, einer Negatorienklage als Unterlage zu dienen. Denn 
das derſelben beigemeffene Herabgießen aus einem Fenſter der bon 
ihrem Vater Mägerm abgemietheten Wohnung in den Elägerifchen 
Garten involvirt feinen Eingriff in das Eigenthum Kläger3 an dieſem 
Garten, ſtellt ſich vielmehr den Verhältniffen nach kediglich als ein 
Ungebührniß, als eine Ueberfchreitung ber den Miethbewohnern als 
jolchen zuftehenden Befugniffe dar, und würde daher, bafern dadurch 
Schaden verurjacht worden, wohl eine perjönliche, nicht aber eine ding- 
liche Klage begründen können. 

In diefer Weiſe hat fich auch das OAG. bereit3 in einem früheren, 
zu feiner Cognition gelangten, dem gegenmwärtigen ganz ähnlichen Gele — 
ausgeſprochen, | x 

Annalen N. F. Bd. II. ©. 546 fig, 
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und bemerkt man nur noch, was fchon Bellagter ganz mit Recht hervor⸗ 
gehoben, daß, wenn die Anfiht, von welcher Kläger ausgeht, richtig 
wäre, ſchließlich Jeder einer Negatorienklage ausgeſetzt jein würde, 
welcher bei Gelegenheit eines Spazierganges auf ein fremdes Feld aus: 


x ſpuckt oder den Reſt einer Gigarre wirft, und daß gerade folche Conſe— 
4 quenzen fehr deutlich zeigen, twie bei Auslegung und Anwendung von 
ö 8. 321 des BGB.'s mit einer gewiſſen Vorficht zu Werke gegangen 
= werden müfle. 


Hiernach und da die erhobene Klage auch aus dem Gefichtöpunfte 
einer perfünlichen Klage nicht aufrecht erhalten werden Tann, indem 
Kläger feine ettvaigen Schäden nicht einmal quantificirt, war das an- 
gefochtene Urthel lediglich zu beitätigen. 


8 


Wirkung der Verzichtleiſtung des Schuldners auf bie 
J Friſten des Hülfsverfahrens zu Gunſten eines Gläu— 


bigers anderen Gläubigern gegenüber, namentlich in 

dem Falle, wenn das bewegliche Hülfsobject bereits zu 

Se Gunſten des erfteren in geridtlihden Beſchlag genom: 

— men iſt — BGB. 88. 487 jet. 394; 223; 466; 199 jet. 201 
J II. Sen.⸗Erk. vom 30. Sept. 1869 no. 625.617. 

Zu Rechtfertigung der Entjcheidung iſt vor Allem die Weberein- 
ftimmung hervorzuheben, in welcher man fich mit den vorigen Inſtan⸗ 
zen bezüglich der Anficht befindet, daß durd) die von dem Beklagten T. 
in dem wider ihn Seiten des Impetraten angeftellten Wechſelprozeſſe 
erklärte Verzichtleiftung auf die Hülftauflage und deren Frift das dar- 
auf bin eingeleitete weitere Verfahren die rechtliche Natur des gefeß- 
lichen Hülfsverfahrend im Sinne des BGB.'s 8. 487 jet. 8. 394 ver⸗ 
Ioren habe. Diefelbe Anficht ift von dem OAG. nicht blos in dem Bl. 
eitirten Präjudize | 

‚ Annalen N. %. Bd. III. ©. 412 flg., 
Sondern auch noch in anderen neueren Fällen, 
ausgeſprochen, insbeſondere auch da, wo es ſich um Hülfsvollſtreckung 
in Mohilien handelte, befolgt worden. Sie beruht auf dem, einleuch⸗ 
tender Weile für das Mobiliar- wie für das Immobiliar-Hülfsverfahren 
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gleihmäßig gültigen Grundſatze, daß die gefeglichen Vorfchriften über 
die nothwendigen Borausfegungen und die Formen be3 gerichtlichen 
Verfahrens, vermöge deſſen dem obfiegenden Kläger zu feiner Befriedig- 
ung aus dem Vermögen de3 Beklagten durch den Richter verholfen 
werden ſoll, dem öffentlichen Rechte angehören, mithin weder durch den 
Prozeßrichter noch durch die Parteien willkürlich verändert und durch 
andere Formen mit gleicher Rechtswirkung erjegt werben können. Was 
Impetrat dagegen einivendet, ift unerheblich. 

Daraus, das da3 Erecutionsgefeg vom 28. Yebruar 1838 in 
Abſchn. I unter 1 die Bedingungen vorfchreibt, melche für die Einleit- 
ung des Vollſtrockungsverfahrens mejentlich find, folgt offenbar nicht, 
daß alle nachfolgenden Dispofitionen über den Fortgang und die 
Formen defjelben al8 unweſentliche zu gelten haben. 

Ebenſowenig ift aus der Beflimmung in 8. 14 deſſelben Geſetzes, 
wonach die einmal (in der erlaffenen Hülfsauflage) gejegte Friſt ohne 
Einwilligung des Gegners nicht abgekürzt werben darf, die Zuläffigfeit 
eines Sompromifjes auf gänzlichen Wegfall der Hülfsauflage oder ber 
Zahlungsfrift abzuleiten. Im Gegentheile jest dieſe Beftimmung den 
borgängigen Erlaß der Hülfsauflage verbunden mit der Einräumung 
einer Zahlungsfriſt nothwendig voraus, ſchränkt nur die in der voraus— 
gegangenen 8. 13 in das richterliche Ermeffen geftellte Berechtigung zu 
Verftattung einer fürzeren als der gejeglichen Befolgungsfrift ein und 
brüdt gerade dadurch genugfam den Werth und die Bedeutung aus, 
melden das Geſetz den zum Schuße des Beklagten geordneten Formen 
und Friſten beilegt. 

Endlich liegt felbftredend darin feine Inconſequenz, daß der in der 
fraglichen Verzichtserflärung und deren Benugung ausgedrüdten Abficht 
der Betheiligten, ein Pfandrecht des Gläubiger8 zur Entſtehung zu 
bringen, wenn auch nicht für die Begründung eines Hülfspfandredits, 
doch wenigſtens inſoweit Wirkung beigelegt wird, al3 der ausgeſprochene 
Wille des Schuldners in Verbindung mit dem nachfolgenden gericdt- 
lichen Bollziehungsacte die Annahme eines vertragsmäßig conftituirten 
Pfandrechts geftattet, deſſen Entſtehung an die Erforverniffe des Ere- 
cutionsverfahrens befanntlich nicht gefnüpft it. Es Liegt aber auch in 
dem gegenwärtigen alle, in welchem der Beklagte T. weder die Rechts— 
wirkung feiner Verzichtserklärung, noch überhaupt die Rechtsbejtändig- 


BE: maßung ber Nichtigfeit erlaffenen Verãußerungsverbots beburft Haben 
ES: Legenden Falle überhaupt zuläffig geweſen fein würde, 
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leit des für Impetraten eingeleiteten Hülfsverfahrens beſtritten hat, 
gar nicht die Frage vor, wie ſich das Rechtsverhältniß dann geſtalten 
würde, wenn T. ſelbſt dem Impetraten in der vorerwähnten Richtung 
mit Ausſtellungen entgegengetreten wäre Gegenwärtig fragt es fich 
nur, ob gegenüber dem Impetranten, als einem bei den Abmachungen 
T.s mit den Impetraten unbetheiligten Dritten, das vom Impetraten 
aus den gerichtlichen Executionsacten abgeleitete Recht als Hülfspfand⸗ 
recht gelten könne. Iſt dieſe Frage, wie ſchon gezeigt, zu verneinen, 
ſo enthält es unſtreitig die dem Impetraten günſtigſte Auffaffung, wenn 
man jenes Recht wenigſtens als ein auf Vertragswillen beruhendes 
Pfandrecht betrachtet. Denn dann würde im Hinblick darauf, daß die 
Hülfsvollſtreckung für den Impetraten am 18. Auguſt 1868, für den 
Impetranten aber erft am 30. September deſſ. 38. ftattgefunden bat, 
ben Pfandrechte des Erfteren ala dem älteren an fich die Priorität zu- 
fommen. | 
Wenn man gleihwohl auch von dieſem Gefichtspunfte aus in 
Vebereinftimmung mit den vorigen Inftanzen zu einer dem Impetraten 
ungünftigen Entſcheidung gelangt ift, jo beruht dies zwar ebenfall3 auf 
ber Bedeutung, welche man der BI. angegogenen, zu Guniten des Im 
petranten verfügten Sicherheitäbeichlagnahme des Hülfsobjects, des 
fraglichen Dampfichiffs jammt Ausrüſtungsgegenſtänden, beilegt. In⸗ 
zwiſchen ift über die dafür maßgebenben vechtlichen Erwägungen noch 
Folgendes zu bemerken. 
Man trägt Bedenfen, bie Wirkfamkeit der fraglichen Sicherheits- 
maßregel mit der eriten Inſtanz BI. darauf zu jegen, daß durch fie das 
darin liegende Veräußerungsverbot dem Bellagten T. jede freitvillige 
Verfügung über das Dampfjchiff entzogen, mithin die dawider vorge: | 
nommene Veräußerung als widerrechtliche Dispofition für nichtig nd 
wirkungslos zu achten jei. Zu Erreichung dieſes Erfolgs würde es 
nach 8. 223 des BGB.S eines nach Mafgabe der Gefege unter Ans 





Ein derartiges Verbot ift jedoch, ganz abgefehen davon, ob e8 im vor⸗ 





x»-Siebenhaar, Commentar Br. I. ©. 213, 
B and den Acten nirgends zu erjehen. Nach der Anficht des DAE. 3 iſt 
—— vielmehr der zu Gunſten des Impetranten den Ausſchlag gebende 











Civilrecht. | 31 


Schwerpuntt jener Sicherungsmaßregel in ihrer auch bon zweiter In⸗ 
ſtanz betonten beſonderen Geitaltung, in der Mobalität ihver Ausführ- 
ung zu fuchen. Das Prozeßgericht hat dem Beklagten T. nicht etwa 
blos eine rxechtliche Beſchränkung in ver freien Verfügung über das 
Arreftobject auferlegt, ſondern das letztere feiner Innehabung und 
thatfächlichen Eigenthumsausübung vollftändig entzogen. Dem An- 
trage Klägers gemäß und unter Billigung der legtinftanzlichen Ent- 
ſcheidung ijt das in Nede ſtehende Dampfichiff ſammt Ausrüftungs- 
gegenftänden in ber Weile mit Beichlag belegt worden, daß man den 
Bellagten aus dem Befite geiegt und das Schiff durch Anftellung be- 
fondeyer, für das Progeßgericht detinirender Wächter unter gerichtliche 
Dbhut genommen Hat. Alles dies ift — darüber laſſen die Anträge 
Klägerö und die darauf gefaßten Entſchließungen des Gerichts Teinen 
Zweifel — zu dem Zwecke geichehen, dem Impetranten ein fünftiges 
Erecutionsobject für feine den Arreftfchlag veranlaflende Forderung zu 
fihern, und man kann daher das Prozeßgericht füglich als Detinentin 
des Schiffs für Impetranten betrachten. Ob jedoch ſchon hierdurch, 
wie die zweite Inſtanz annimmt, das Schiff der freien Dispoſition des 
Beklagten mit der Wirkung entzogen geweſen ſei, daß jede von ihm 
unternommene Verfügung, wenigſtens inſoweit ſie das durch den Arreſt⸗ 
ſchlag geſicherte Recht gefährde, ohne Weiteres als nichtig ſich darſtelle, 
kann nach der Anſicht jetziger Inſtanz dahingeſtellt bleiben. 

Zu jeder thatſächlichen Verfügung über das Schiff und damit 
auch zu jeder rechtlichen Verfügung, welche ohne das thatſächliche Inder⸗ 
machthaben unausführbar war, iſt der Beklagte durch die bewirkte Be⸗ 
ſchlagnahme zweifellos außer Stand geſetzt geweſen, und dies allein 
genügt, die von ihm zu Gunſten des Impetraten abgegebenen Erklär⸗ 
ungen als wirkungslos erſcheinen zu laffen. Denn ber Zweck einer 
freimilligen Pfandbeſtellung, der ihnen dem Obigen zufolge allein unters 
gelegt werben könnte, bedingt befanntlich die Uebergabe ber zu ver⸗ 
pfändenden beweglichen Sache... Die Uebergabe des Schiffs an den Im— 
petraten hat aber T. jelbft und unmittelbar meber bewirkt noch nach 
Lage der Sache bewirken können. Ebenſowenig drückt der feinen mehr- 
erwähnten Herauslafjungen in dem Protofolle gegebene Zujag, „Io daß 
ſofort auf Antrag Klägers die Hülfe in das dem Beklagten gehörige 
Dampfſchiff Boruffia vollftcesft werden Tann“, deſſen Wortfaffung über- 
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dies zmeifelhaft Täßt, ob damit die eigene Aeußerung des Beklagten 
twiedergegeben fein jolle, in unzmweideutiger Weife die Willendmeinung 
aus, daß Impetrat mit feiner, des Beklagten, Zuftimmung den Beh 
des Pfandes durch Uebertragung Seiten des Prozeßgericht3 erwerben 
ſolle. 

BGB. 8. 199 a. E., 8. 201 Abſ. 2. 

Sommentar zum BOB. 2. Ausg. Bd. II. ©. 216, 217. 
Noch abgejehen davon, daß das Progeßgericht gar nicht als Inhaber der 
Sache für den Beklagten angeſehen werden kann, Tünnen die fraglichen 
Worte füglich die Beftimmung gehabt haben, ohne jeve Abficht weiterer 
Dispofition nur den Sinn der vorausgeſchickten Berzichtserklärung 
und die Belanntichaft des Beklagten mit der, für den Fortgang des 
Prozefjes wichtigen Tragweite derfelben in volle Klarheit zu eben. 
Jedenfalls hat aber weder Impetrat noch das Prozekgericht die Er: 
Härungen T.’3 im Sinne einer freiwilligen Pfandbeftellung aufgefaßt. 
Der Erftere giebt dies durch den jofort BI. angejchloffenen Antrag auf 
Hülfsvollitredung in dasjenige Dampfſchiff Boruffia, in meldes n 
Sachen Sch. und Sch. ca T. „die Hülfe in Kraft der Sicperftellung | 
vollitredt worden”, fattfam zu erfennen. Daß aber aud) das Prozeß⸗ 
gericht durch die vorgenommenen Acte nur diefem einjeitigen Antrage, 
keineswegs einem unter den damaligen Parteien abgefchlofjenen Pfand- 
vertrage habe entiprechen wollen, geht aus der actenmäßigen Sachlage, 
— vergl. die gerichtliche Verfügung BI. — unwiderleglich hervor. Ins⸗ 
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“ bejondere ift der zweiten Inſtanz beizutreten, wenn fie das Bedenken, ob 

. mit der auf Impetratens Antrag bemirkten Beichlagnahme des Schiffs 

> die zu Gunften des Impetranten erfolgte frühere Beichlagnahme für 
N miederaufgehoben zu achten fei, für unerheblich befunden hat. Der 
a gegenwärtige Fall ift hiernach weſentlich umterfchieden von dem Falle, 
— wenn auf Grund eines Hülfsverfahrens, das an denſelben Mängeln 
— wie das hier vorgenommene leidet, ein Pfandrecht an einem Grund⸗ 
— ſtücke durch Eintrag im Grund- und Hypothekenbuche erlangt worden 
ER: iſt. Während in dem zulegtgedachter Falle die Vorausfegung eined 
ER k durch Vertrag beftellten freiwilligen Pfandrecht3 einer Seits mit dem 


Berhalten der Betheiligten wenigſtens umter gewöhnlichen Umftänven 
nicht unvereinbar ift, anderer Seit3 der Eintrag einen unter dem 
Schutze des Grundbuchs ftehenden, formell rechtsbeſtändigen, zum 
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Mindeſten unter den Contrahenten gültigen Anhalt dafür darbietet, 
fehlt es hier an einem zu Entſtehung des Pfandrechts ſelbſt unerläß- 
lichen rechtlichen Momente der Beſitzergreifung des Gläubigers, und 
überdies müßte man den Erklärungen und Handlungen der Parteien 
offenbar Zwang anthun, wollte man fie im Sinne des Einverftänd- 
niſſes mit einer freiwilligen Pfandbeſtellung auslegen. . Konnte aber 
dem Anſpruche des Impetraten die Annahme vertragsmäßiger Pfand- 
beftellung behufs Ergänzung der Mängel des Hülfsverfahrens nicht zu 
Statten fommen, jo war auch die durchgängige Beltätigung voriger 
Entſcheidung, und damit zugleich die Verurtheilung Impetratens in 
Erftattung der Kosten jeßiger Inſtanz gerechtfertigt. 


9. 
Negatorienklage zum Schutz der Adjacenten fließender 
Wäſſer gegen drohende Beſchädigung ihrer Grundſtücke 
in Folge Stauungsanlagen. — Cautio damni infecti? 
— 362. 88. 321, 351, 369. 
II. Sen.-Erf. vom 3. Sept. 1868 no. 569/557. 
Die Motiven zum BGB. erfennen bei $. 369 des Entwurfs, 
Siebenhaar, Commentar zu $. 358 de8 BGB.'s Th. I. ©. 308, 


als eine allgemeine, für die Rechtsverhältniſſe benachbarter Grundſtücke 
maßgebende Regel an, daß der Eigenthümer eines Grundftüds auf 
diefem nicht fo handeln darf, daß die natürliche Wirkung feiner Hand⸗ 
lung auf das benadhbarte Grundſtück einen nactheiligen Einfluß 
äußert, und wenn daher die nämlichen Motiven beim 8. 351 fagen, 
daß durch die Beitimmung des Paragraphen, melde den Eigenthümer 
eines Bauwerks für den Schaden verantwortlich erklärt, melchen die 
duch Fehler der Bauart oder den Mangel der erforderlichen Erhaltung 
bedingte Baufälligfeit defjelben veranlapt, die cautio damni infecti 
überflüffig geworden fei, jo hat dadurch nicht der Sag ausgeſprochen 
werden jollen, daß Nechtshülfe nur wegen erlittener Schäden gewährt 
werden jolle, und dagegen ausgeichloffen fei zum Behufe der Abwend⸗ 
ung fünftig drohender Nachtheile, bei denen eine ſolche Hülfe denkbar 
it, ohne Sicherftellung nach Art der cautio damni infecti, wie ſolches 


in den 88. 354 bis 360 erwähnten befonderen Fällen theils mit der 
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actio aquae pluviae arcendae, theils vermittelſt IR actio negatoria 


geihehen kann. 

Es erjcheint daher dem OAG. nit im Mindeſten zweifelhaft 
daß Derjenige, der durch irgend melde Vorrichtungen in einem fließen 
den Gewäfler ein anliegendes Grundſtück gefährdet entweder hinſichtlich 
ber Subftanz oder der Nutzbarkeit, vom Eigenthümer mittelft der actio 
negatoria genöthigt werden könne, die das Eigenthum des Adjacenten 
oder deſſen Eigenthumsnugungen fchmälernden Vorkehrungen zu be 
feitigen, und daß dem Adjacenten nicht blos das Recht zuftehe, wirklich 
erlittene Schäden vergütet zu verlangen. 

Bei den beiden, nad theilweiſer Rechtskraft der Entſcheidung 
eriter Inſtanz noch offenen Fragen, ob der Beklagte den von ihm ober: 
halb feines Wehres in den Zichopaufluß eingebauten Damm zu beſei⸗ 
tigen und ob er ſich des Aufſetzens höherer als achtzölliger Breter auf 
das gedachte Wehr zu enthalten habe, kommt e3 mithin nach der Anſicht 
jesiger Inſtanz lediglich darauf an, ob nach den Ausſprüchen ver beim 
Beweiſe gebrauchten Sachverftändigen durch das Vorhandenſein des 
gedachten Dammes und dur das Auffegen höherer als achtzölliger 
Breter auf das Wehr für Klägers am Ufer liegende Grundſtücke wirklich 
Gefahr herbeigeführt werde. 

Selbſtverſtändlich bringt jedes Hinderniß des Ahfluffes eines 
fließenden Wafferd eine Stauung, d. h. eine Erhöhung des Waſſer⸗ 
jpiegel8 oberhalb bes dem freien Abfluffe entgegengeftellten Hinder⸗ 
niſſes hervor, und mit der Vermehrung des Hindernifles muß auch bie 


Stauung und die etwaige nacjtheilige Wirkung derfelben minbeftend 


räumlich fich vermehren, es liegt aljo, was auch von ben abhibirten 
Sachverſtändigen anerfannt wird, auf der Sand, daß, wenn auch die 
Stauung in anderer Beziehung den anliegenden Ufern zum Bortheile 
gereichen kann, durch diefelbe die Nutungsfähigleit des Ufers injofern 
gemindert wird, als der Graswuchs auf den ımter Wafſer geſetzten 
Streifen verloren geht, und je nach Beichaffenheit des Bodens Erweich⸗ 
ung und in deſſen Folge Einbruch des Uferlandes eintreten muß. Daß 
in beiverlei Beziehungen Kläger8 Areal durch Erhöhung des Wehraufs 
ſatzes afficirt werben muß, tft nicht zu verkennen, und wenn auch der 
daraus drohende Nachtheil Fein erheblicher fein follte und mit Sicherheit 
nicht zu ermitteln ift, welche ber vorgefunbenen Uferbeſchädigungen ald 











Givifredt. 265 


Folgen der Wehrftauung überhaupt betrachtet werben können, fo kommt 
doch, wo es fich nicht um Vergütung gewifſer Schäden handelt, jondern 
am darum, ob überhaupt Schäben eingetreten oder zu befürchten find, 
auf den Umfang des zu eriuartenden Schadens etwas nicht an, weil 
dem Kläger wie jedem Eigenthümer das Recht zufteht, jede Schmälerung 
oder Beeinträchtigung ferner Eigenthumsrechte zurückzuweiſen und dem⸗ 
zufolge die Unterlafjung jeder Handlung zu fordern, deren naturliche 
Folgen ſein Eigenthum beſchädigen würden. 

Soviel den vom Beklagten oberhalb des Wehres im Flußbette an⸗ 
gelegten Damm betrifft, jo find zwar die Sachverfſtändigen darüber 
einverftanden, daß burch denfelben eine höhere Stauung nicht veranlaft 
werben kann, als durch bie vom Kläger dem Bellagten nicht beftrittene 
Erhöhung des Wehrs durch Aufſetzen achtzölliger Breter, allein ſowohl 
ver vom Kläger als der vom Beklagten benannte Sadwerflänbige ſtim⸗ 
men in der Anficht überein, daß der bersorragende Theil de Dammes 
die Gelegenheit zum Auffrieren des Eiſes biete, Dadurch aber die Bild- 
ung von Eisſchüten wermehre, deven nachtheilige Folgen für die am 
Waſſer anliegenden Grumdftüde felbft vom Beklagten nicht in Abrebe 
geſtellt worden find. 

Das DAS. Hat daher den Anſpruch des Klägers auf Bejeitigung 


des ebengedacdhten Dammes, ſowie auf Unterlaffung der Wehrerhöhung 


über das dem Bellagten von der Verwaltungsbehörbe zugeltanbene und 
vom Kläger zum Gegenftande feiner Beſchwerde nicht gemachte Map für 
begründet zu achten gehabt. 


10. 
Bei einer auf eine Unterlaffung gehenden Prädials 
jervitut kann die Handlung eines Dritten dem Eigen: 
thümer des dienenden Grundſtücks als Turbativaet 
angerechnet werden, dafern er deren Berbinderung 
verihuldet. — BGB. 8. 321. 
I. Sen.-Erf. vom 11. Sept. 1868 no. 588]593 *). 
Die beiden vorigen Inſtanzen gehen übereinftimmenb von ber 
Anfiht aus, daß der Eigenthümer eines mit einer Prädialferbitut be- 


® 





*) Das Factiſche fiehe unten &. 257, Minen: „Rad; ben” x 
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laſteten Grundftüds nur für ſolche Turbationen des beitehenben Be 
fugniſſes einzuftehen habe, welche entweder von ihm ſelbſt ausgegangen 
find, oder durch Handlungen, welche jein Stellvertreter mit feinem, des 
Vertretenen, Willen und Willen vorgenommen, herbeigeführt worden 
find. | 

Dieſem Sape fonnte man, in diejer Allgemeinheit wenigftens, nicht 
beitreten. 

Wenn fich die vorige Inflanz auf die Beftimmungen in 88. 773, 
178 und 779 des BGB.'s bezogen, fo Tann die Frage, was aus den 
gedachten Beitimmungen zu folgern fei, bier. um fo gewiſſer dabingeftellt 
bleiben, als jelbige von unerlaubten Handlungen nur infofern handeln, 
als jelbige eine Entftehungsart für perjönliche Forderungen bilden. 
Dagegen ftebt für den vorliegenden Rechteftreit nach dem rechtskräftigen 
Beweisinterlocut feft, daß durch den, der Klage sub B beiliegenden 
Kauf vom 27. Juni 1863 an dem Grundftüde des Beklagten eine 
Dienftbarfeit zum Vortheile des damals dem urjprünglichen Kläger zu: 
gehörigen Grundſtücks beftellt worden ift, und es handelt ſich zur Zeit 
ledigli um die Frage, ob eine Störung des Rechtsbeſitzes berfelben in 
einer der in der Klage behaupteten, in dem Beweisinterlocute sub 1 
und 2 bervorgehobenen Weiſe ftattgefunden babe. Weiter ift Hier eine 
Dienftbarkeit in Frage, welche dahin geht, daß auf dem dienenden 
Grundftüde Etwas unterlafjen werde. Bei einer folchen geht nad 
8. 562 der Rechtsbefig ſchon durch eine der Dienftbarfeit zuwiderlau⸗ 


fende Handlung verloren. Es ift nun zwar ganz richtig, daß als eine 


jolche nicht jede, dem Inhalte des Servitutenrechts entgegenftehende 
Handlung eines beliebigen Dritten angejehen werben kann. Wohl 
aber muß eine jolche bi8 zum Beweiſe des Gegentheild in der Bornahme 
folcher Berjonen gefunden werden, von denen, weil fie zu dem dienen: 
den Grundftüde in einer gewiſſen Beziehung ftehen, anzunehmen if, - 
daß fie die betreffende Handlung fundi nomine, d. h. in der Meinung, 
daß das Grundftüd von der derſelben entgegenftehenden Dienftbarfeit 
frei fei, vorgenommen haben. Es hat hier augenscheinlich die Beftimm: 
ung in 8. 561 des BGB.'s analoge Anwendung zu leiden. Der Regel 
nach wird daher in diefer Hinficht von dem Sage auszugehen fein, daß 
der Eigenthümer des herrjchenden Grundftüds jede im Intereſſe des 
dienenden Grundſtücks ausgeübte, feiner Berechtigung entgegenftehende 
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Handlung als eine Störung feines Rechtsbefitzes geltend zu machen 
befugt jet, welche ihrer äußeren Erjcheinung nad) fo genrtet ift, daß er 
befürchten muß, es Tünne diejelbe von dem Eigenthümer des dienenden 
Grundftüds zum Behufe des Nachweiſes einer unter die Beftimmungen 
in 8. 598 des BGB.'s fallenben usucapio libertatis für fid) angezogen 


| werden. Nun kann zwar nad) 8. 532 flg. Der, welchem die Dienft- 


barkeit zufteht, gegen Zeven, welcher die Ausübung derſelben geftört 
bat, und jomit unter Umftänden auch wider diejenige Perſon, welche 
ohne Eigenthümer des dienenden Grundſtücks zu fein, eine feinem Be- 
fugnifje entgegenftehende Handlung vorgenommen bat, Elagbar werben ; 
wie aber bereit3 von der vorigen Inſtanz mit Recht bemerkt worden, 
folgt hieraus keineswegs, daß unter den vorgebachten VBorausfegungen 
nit auch wider den Eigenthümer, wenn ſchon das ftörende factum 
nicht direct von ihm ausgegangen, auf Anerlennung der durch das 
ftattgehabte Zumiderhandeln thatjächlich in Frage geftellten Dienftbar- 
teit geklagt werden bürfe. 

Erſcheint ſchon hiernach Das, was Kläger beim 35. bis 39, Be- 


RK meisartifel auszuführen unternommen und, wie auch die vorigen In⸗ 


tanzen anerkennen, durch die Zeugenausfagen vollkommen in rechtliche 
Gewißheit gelegt morden iſt, nicht irrelevant, jo tritt doch in dem vor⸗ 
fiegenden Falle noch ein beſonderes, diefe Auffaflung unterſtützendes 


h Moment hinzu. 


Nach den übereinftimmenden Angaben beider Theile hatte fich der 


| Bellagte für ſich und feine Nachbefiger verpflichtet: vor Ablauf von 
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10 Jahren vom Tage der Confirmation des über fein Grundftüd mit 
dem Kläger abgefchlofienen Kaufs (11. März 1865) an gerechnet bei 
letzterem eine Getreidemahl- oder Bretichneide = Mühle am Wafjergefälle 
nicht einzubauen und in Trieb zu fegen. Daß bierunter ein Verbot 
der Erbauung einer anderen Art von Mühle und namentlich auch einer 
Nühle zum Graupen Reifen oder Brechen nicht enthalten jei, darüber 
lann Schon nach den Worten diejes Abkommens, ſowie nach Dem, was 
von ben deshalb befragten Sachverftändigen bemerkt worden iſt, fein 
Zweifel obwalten. In der That erhellt auch fchon aus dem Umſtande, 
daß Kläger nach dem Klagpetitum nicht die Entfernung des von dem 
Bellagten erbauten Mühlenwerkes, fondern nur die Entfernung der 
zum Getreidemahlen dienenden Baulichfeit verlangt hat, mie dieſer in 
Annalen, Neue Folge Bd. VI. 17 
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der Anlegung einer zu andern Zwecken dienenden Mühle eine Berlet- 
ung feines Rechtes felbft nicht erblidt hat. Run ergiebt fich jedoch ans 
dern eingeholten Gutachten der Sachverftänbigen weiter, daß, wenn auch 
das von dem Beklagten Bergeitellte Muihlenwerk als eine Getreidemahl⸗ 
mühle in techniſchem Sinne nicht angefehen werden kann, ber vorhan⸗ 
dene, zunäcft zum Graupen-Reißen beftimmte Gang doc) auch) in feiner 
gegenwärtigen Beichaffenheit geeignet ift, zum Mablen Eleinerer Quan⸗ 
titäten Getreide benugt zu werben. Eine Verletzung des fervitutiichen 
Rechts des Klägers kann in diefer Conftruction des betreffenden Mahl: 
ganges deshalb nicht erblickt werben, weil es nach den Rejultaten der 
Beweisführung an jedem Anbalte für die Annahme gebricht, daß bie 
Heritellung eines Mühlentvertes zum Graupen = Reifen oder Graupen⸗ 
Brechen in der Weife, daß dadurch die Möglichfeit einer Benutzung 
defjelben zum Getreidemahlen fchlechterdings ausgefchloffen werde, 
überhaupt möglich fei. Sofern jedoch Bellagter ein Werk erbaute, zu 
deſſen Herftellung er zwar an fich berechtigt war, das aber, wie er 
wiſſen mußte, fo eingerichtet war, daß e8 ohne weitere Vorkehrung oder 
Veränderung zu einem ihm vertragsmäßig unterjagten Gebraude be 
nust werden fonnte, lag e8 bemfelben, zumal wenn er befagtes Wer 
einem Dritten zur Benutzung überließ, unzweifelhaft ob, dahin Vorſorge 
zu treffen, daß daſſelbe von diefem nicht mißbräuchlich, d. h. zur Ver⸗ 
letung der von ihm übernommenen Verbinplichleit angeivendet werde. 

Nach Lage der Sache beitand hiernach für den Beklagten eine be 
ſondere Verbindlichkeit, den Dritten, welchem er nad) feinem Zugeftänd- 
niſſe das Mühlengebäude und da3 darin befindliche Mühlenwerk über: 
geben hatte, im der mißbräuchlichen Benutzung befjelben zu behindern, 
beziehentlih dahin Vorkehrung zu treffen, daß Kläger nicht durch eine 
ſolche Benugung Seiten des Dritten in feinen Rechten gefchäbigt würde. 
Daß eine ſolche Vorſorge ſchlechterdings unmöglich geivefen, ift aus den 
AUcten nicht zu erfehen und Tann ſelbſtverſtändlich nicht präfumirt 
“werben. Die Unterlaffung derartiger Maßnahmen enthält nun aber 
nach der Anficht der jegigen Inftanz eine, wenn auch nur auf Fahr 
läſſigkeit beruhende Verfchuldung des Bellagten, für welche er nad 8. 
117 des BGB.'s dem Kläger zu haften batte. 
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II. 
Servitus aquae haustus in Bezug auf einen Waſſer— 
trog — Verſetzung des legteren. — Doppelte Rict- 
ung ber auf Erfigung gegründeten Confeſſorienklage 
im Zalle der Beredtigte Rüdverfegung Behufs Au3- 
übung des ibm im Allgemeinen beftrittenen Rechts 
verlangt. 
II. Sen.-Erf. vom 3. Sept. 1868 no. 583,662. 

Faßt man die erhobene Klage, wie im Betweisinterlocute zweiter 
Inſtanz geſchehen tft, als Confeſſorienklage aus der Serpitut des aquae 
haustus auf, fo zerfällt fie in zwei Theile, nämlich 

1) in das Recht des Waſſerſchöpfens aus der Bellagten Brunnen, 
und ſodann 

2) in das Recht des Klägers, zu verlangen, daß der Waflertrog, 
aus welchem zu fchöpfen ift, zu Klägers mehreren Bequemlichleit auf 
der Grenze der beiden Nachbargrundftüde aufgeftellt bleibe. 

Beide Rechte laſſen fich getrennt von einander denken. Wenigitens 
das erite Hecht des Waſſerſchöpfens ift an fih ganz unabhängig von 
dem zweiten, bezüglich des Standortes des Waſſertroges behaupteten 
Rechte. Das Miflingen des Beweifes binfichtlich des zweiten Befug- 
niffes muß noch nicht nothwendig den Wegfall des erſteren Recht zur 
Folge haben. Wäre das zweite Recht nicht darzuthun geivefen, fo läge 
in dem Entfernen des Waſſertroges von der Nachbargrenze und in 
deſſen Berfegung an eine andere Stelle im Hofraume ber Beflagten an 
und für ſich noch Feine Turbativhandlung bezüglich des Waſſerſchöpf⸗ 
ungsrechtes und Kläger müßte fich der Unbequemlichkeit unterwerfen, 
das Waſſer in dem Hofraume der Beklagten aus dem entfernter ftehen- 
den Waſſertroge abholen zu laſſen x. 

Die vorige Inſtanz glaubt, daß deshalb, weil der Standort des 
fraglichen Waſſertroges während der Verjührungszeit mehrfach verän- 
dert worden, nad dem Grundjage tantum praescriptum, quantum 
possessum die eriverbende Verjährung des in Anſpruch genommenen 
Bafferichöpfungsrechtes verhindert worden ſei. Dem kann jedoch nicht 

beigeſtimmt werden. Auf den ftet3 gleich bleibenden Standort bes 
Vaſſertroges kommt e3 blos bei dem zweiten Theile der Klage an, 
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wonach die Wiederherftellung des früheren Zuftandes gefordert wird 
Dagegen ift der Standort des Wafjertroges, ſoweit es fich um dad 
bloße Wafjerichöpfungsrecht handelt, an ſich ganz gleichgültig, wenn 
nur eben, wie im vorliegenden Falle geſchehen, erwieſen ift, daß ber 
Berechtigte während der Verjährungsfrift zu jeder Zeit aus dem be 
treffenden Waffertroge, derfelbe mag geftanden haben, wo ex wolle, 
Waſſer geihöpft hat. Der obige Grundſatz: tantum praescriptum ete. 
kann in einem Falle diefer Art eben blos dahin führen, daß der Be 
vechtigte fich etivaige Veränderungen im Standorte des Wafjertroges, 
jobald fie die Ausübung feines Schöpfungsrechtes nicht hindern, ge 
fallen laſſen muß. 





12. 

Durch Erfigung fann ein Miteigentbümer eine Grund- 
dienftbarfeit an einem gemeinfchaftliden Grundftüde 
nicht erwerben. — BGB. 8. 567 flg. 

II. Sen.-Erf. vom 24. September 1868 no. 656/633. 

Nach der Klage find die auf der Handzeichnung Bl. angegebenen 
Miefengrundftüde auch nach der Theilung noch längere Zeit in dem 
gemeinjchaftlichen Befige der vier berechtigten Theilhaber verblieben, 
und Lettere haben auch gemeinfam den Bl. näher angegebenen Wiejen- 
ftreifen al Weg benußt. Im weiteren Verlaufe der Zeit find dann 
zwar nad) Kläger Behauptung die gedachten Wiejfengrundftüde an die 
vier Theilhaber feſt vertheilt, dagegen ift der erwähnte, auf der Hand⸗ 
zeichnung mit den Buchſtaben m n o p bezeichnete Wiejenftreifen oder 
Weg zum Befahren und Betreiben für die vier Parzellenbefiter unver: 
ändert beibehalten worden, und es nennt daher Kläger felbft dieſen 
Meg einen allen vier Theilhabern gemeinichaftlihen. Da nun zu den 
Legteren Kläger und Bellagter gehören, fo gewinnt e8 den Anfchein, 
als befinde fih der erwähnte Weg noch gegenwärtig in bereit und der 
beiden andern Theilbaber gemeinfchaftlichem Eigenthume. Nun können 
zwar nach 8. 571 des BGB.'s auch Miteigenthümer zum Beften eines 
im alleinigen Eigenthume eine Miteigentbümers befindlichen Grund- 
ſtücks eine Grunddienftbarfeit an ihrem gemeinjchaftlichen Grundftüde 
beitellen. Allein durch Erfitung fann ein Miteigenthümer eine Grund- 
dienſtbarkeit an einem folchen gemeinichaftlihen Grumdftüde nicht 
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erwerben, und da Kläger darauf, daß ihm zu Gunſten der in ſeinem 
alleinigen Eigenthume befindlichen Grundſtücke eine Dienſtbarkeit der 
von ihm prätendirten Art Seiten des Beklagten als Miteigenthümers 
des fraglichen Wegs beſtellt worden ſei, in ausreichend klarer und 
ſchlüſſiger Weiſe ſich nicht berufen, derſelbe vielmehr nur behauptet hat, 
er und ſeine Vorbeſitzer hätten der dort erwähnten Einrichtung gemäß 
ſeit länger als rechtsverwährter Zeit, vom 1. Juni 1867 zurüdgered- 
net, den auf der Hanbzeichnung mit mn o p bezeichneten Wegetract 
zum Fahren und Treiben benust, jo Tann fchon hiernach die von ihm 
angejtellte, lediglich auf eine ftattgehabte Erfigung bafirte Confefjorien- 
Hage für genügend begründet ni.ht erachtet werben. 


13. 
Zu S. 712 des BGB’. — „Nah und nad.“ 
U. Sen.-Erf. vom 15. April 1869 no. 223]217. 

Rah Bl. Haben die Drtögerichtöperfonen von Altftadt B. auf 
Befragen über die Vermögens- und Nahrungsverhältnifje Beklagtens 
erklärt, Letsterer betreibe die Windmüllerei und Brodbäderei und beide 
Geihäfte, namentlich die Brodbäckerei, fchienen gut zu rentiren. Be— 
klagter Habe viele Brodfunden, fogar in ber Stadt B., fahre dorthin 
allwöchentlich zwei bis drei Mal mit einem einfpännigen Wagen voll 
Brode, welche er dafelbft abzuſetzen pflege, und fein Verdienft ſcheine 
hiernach gar nicht fo gering zu fein. 

Es hat ferner Beflagter felbft zugeftanden, daß die von ihm be- 
triebene Bäckerei nicht ohne Schwung gebe. 

Hiernach ftellt es fich nach Anficht des OAG.'s als vollkommen 
gerechtfertigt dar, wenn die vorige Inſtanz Beklagten verurtheilt bat, 
die Bier Hundert Thaler, welche derfelbe in der, der erhobenen Executiv⸗ 
Hage zu Grunde gelegten Urkunde vom 3. Februar 1868 Klägerm 
ſchuldig zu fein befannt und ‚nad; und nach“ abzuzahlen veriprochen, in 
halbjährlichen Raten zu je 50 Thalern zu berichtigen, und zwar vermag 
dieſe Verurtheilung Bellagtem um fo gewiſſer nicht zur Beſchwerde zu 
gereichen,, al3 nach folcher Kläger, wenn man berüdfichtiget, daß die 
Bäligfeit der erften Ratenzahlung auf den 1. Januar 1869 gefegt iſt, 
immerhin faft fünf Jahre vom Tage der Ausftellung der obigen Urkunde 
an warten muß, ehe ex zu feiner vollitändigen Befriedigung gelangt, 
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als weiter, felbft wenn das Anführen Bellagtens Bl., wonach Kläger 
ihm angeblich verftattet, die Schuld -der 400 Thaler in Raten von 10 
Thalern abjutragen, in Wahrheit beruhen follte, Bieraus allein und 
ohne eine Gewißheit darüber, in welchen Beitabjchnitten Kläger dieſe 
Ratenzahlung bewilligt, noch keineswegs folgen würde, daß Beklagten 
zur Tilgung feiner Schuld eine längere, als bie ihm gewährte Frift 
einzuräumen ſei. 


14. 
Eine als unwirkſam ermwiefene Weberlaffung an Zahl: 
ungsftatt fann nicht der Klage aus dem urfprüngliden 
Bertrage gegenüber als Erlöſchungsgrund gelten — 
8. 1001 des BGB.'s. 
I. Sen.-Erf. vom 15. Sept. 1868 no. 626/603. 

Nach der Urkunde Bl., auf welche Beklagter fich berufen, hat eine, 
am 17. November 1863 zwiſchen dem Vertreter der Klägerin und Be 
Hagtem ftattgefundene gegenjeitige Berechnung ergeben, daß Lebterer 
der Erfteren für von ihr Fäuflich geliefert erhaltene Steine die Summe 
von 697 Thalern 26 Nor. 1 Pfg. ſchuldig fei, und da nun Beflagter 
zur Beit fich nicht in der Lage befunden, der Klägerin wegen biejer 
ihrer, dabei von ihm ausdrücklich als richtig anerkannten Forderung 
durch Baarzahlung gerecht zu werben, jo hat er berjelben behufs theil- 
mweifer Deckung feiner Schuld den fämmtlichen .anftehenden Holzbeftand 
feine3 Bauerngutes und der dazu gehörigen Flurftüden um die Summe 
von 450 Thalern verkauft. 

Dabei bat Beflagter fich vorbehalten, den veräußerten Holzbeftand 
bi8 zum 1. Januar 1864 durch Baarzahlung einer gleich hoben Kauf: 
jumme zurüd zu kaufen, jedoch darein gemwilligt, daß, dafern von ihm 
das Rückkaufsrecht bis zum 1. Januar 1864 nicht ausgeübt worden 
jein würde, Klägerin berechtigt fein folle, den erlauften Holzbeftand am 
1. Januar 1864 ſchlagen zu laflen. Unter Nr. 3 der Urkunde hat 
Klägerin befannt, daß die Uebergabe des an Zahlungsſtatt überlaffenen 
Holzbeftandes ſchon am 22. November 1863 erfolgt fei. 

Ganz zu geichweigen nun, daß e8, wie ſchon die erſte Inſtanz an- 
gedeutet, allerdings den Anfchein gewinnt, als ſei e8 bei Dem Abſchluſſe 
des nurberegten Vertrages gar nicht um eine Ueberlafjung des darin 
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erwähnten Holzes zum Eigenthume, ſondern nur um eine Verpfändung 
deſſelben zu thun geweſen, fo ſteht dieſer Vertrag unter allen Umſtänden 
und ſelbſt wenn dabei eine Uebertragung von Eigenthum beabſichtigt 
worden wäre, dem · von ber Klägerin erhobenen Anſpruche nicht entgegen. 

Denn es hat danach die aus dem Verkaufe von Steinen her- 
rührende Forderung der Klägerin nad) Höhe eines Betrages von 460 
Thalern durch eine als bereit bewirkt angenommene Ueberlaffung an 
Zahlungsſtatt von Holz, deſſen Werth von den Parteien übereinftim- 
mend ebenfalls zu 450 Thalern angenommen mwarben gedeckt werben 
follen. Hat ſich nun diefe Ueberlafiung an Zahlungsftett ſpäter als 
eine unwirkſame erwiejen, weil an dem, mit Bellagtens Grund und 
Boden verbundenen Holzbeitande ein jelbitjtändiges Eigenthum burch 
Uebergabe von der Klägerin gar nicht erworben werden fünnen, fo Liegt, 
da eine rechtlich unwirkſame Weberlafiung an Zahlungsftatt ſo gut wie 
feine ift, der Zall fo, wie wenn eine derartige Ueberlaffung überhaupt 
nicht ftattgefunden hätte, und folgbar kann aud) davon, daß dei Klägerin 
Forderung als berichtigt zu betrachten wäre, nicht weiter die Rede fein, 
indem das Befenntniß der Klägerin, bie Ueberlaffung an Zahlungsftatt 
jei bereits geſchehen, felbftverftändlich nur unter der Vorausſetzung, daß 
eine wirkſame datio in solutum korliege, ausgeſprochen worden ift. 
Hiernach und da Bellagter, daß er in der Lage jei, der Klägerin etiva 
noch nachträglich das Eigenthum an dem fraglichen Holzbeitande zu 
verichaffen, jelbft gar nicht behauptet, wie denn auch der letztere präfum- 
tiv zu Beklagtens Concurje gezogen worden, kann Bellagter ſich nicht 
entbrechen, denjenigen Theil feiner Schuld, welcher durch eine Ueber- 
laſſung an Zahlungsftatt getilgt werden jollen, in der That aber nieht 
getilgt worden ift, nunmehr durch Baarzahlung abzuführen. 


15. 

Verlauf um einen unter den wahren Werth herab- 
gehenden Preis — aud unter Ehegatten — ob Schenk— 
ung? — BGB. 8. 1052. 

U. Sen.-Erf. vom 15. April 1869 no. 231/218. 
Klägerin behauptet, in dem Verkaufe ihres Hauſes um einen unter 
den wahren Werth herabgehenden Kaufpreis liege eine unter Ehegatten 


unzuläſſige Schenkung, welche fie im vorliegenden Falle um jo geiwiffer E | 


au 
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zu widerrufen berechtigt fei, weil Bellagter die eheliche Treue verlegt 
und fie Törperlich gemißhandelt habe. 

Gegen diefen Klaggrumd ift jedoch zu bemerken, daß der wiſſentliche 
Verkauf eined Grundflüd3 um eine niedrigere Summe, als der wahre 
Werth defjelben tft, jelbft unter Ehegatten noch nicht fo ohne Weiteres 
eine Schenkung enthält. Vielmehr muß in ſolchem Falle entweder bie 
Abficht, den Differengbetrag zu fchenfen, unter den Contrahenten aus: 
2. geiptochen werben, oder die gedachte Abficht der Schenkung muß in den 
—— Thatſachen ſelbſt klar enthalten ſein. Beide Betheiligte müſſen das 


— Bewußtſein gehabt und zu erkennen gegeben haben, daß die Leiſtung 
— in der Abſicht, eine Schenkung zu machen und anzunehmen, unverhält⸗ 
nißmäßig gering beſtimmt worden ſei. 

— Siebenhaar in den Annalen des OAG.'s N. F. Bd. II. S. 213, 
— Deſſelben Commentar zum BGB. Bd. II. S. 198 zu 8. 1052. 


In dieſer Richtung fehlt es der Klagſchrift aber wiederum an den erfor⸗ 
derlichen thatſächlichen Unterlagen. 


16. 
Kauf per aversionem. — Ermittelung von 
Einzelwerthen. 


II. Sen.⸗Erk. vom 24. Sept. 1868 no. 678/631. 

Leder Maſſenkauf läßt fich in Einzelfäufe zerlegen, denn wie jeder 
einzelne in fich untrennbare Theil der Maſſe Theil des Kaufobjects ift, 
jo muß auch von dem Kaufpreiſe für die ganze Maffe der Theil gefon- 
dert werden fünnen, der die Gegenleiftung für die eigenthümliche Weber: 
laſſung der Einzelheit enthält. Es ift deshalb unrichtig, wenn, wie 
Bellagte wiederholt gethan, behauptet werben till, ein Kauf über die 
einzelnen Theile der verlauften Mafje könne nur dann angenommen 
werden, wenn für jeden einzelnen Theil ein beftimmter Kaufpreid 
bedungen worden fe. Wenn bei der Preisbeftimmung für den 
Mafjenfauf der Maßſtab vom reife der Einzelheiten entnommen 
wird, ift ſelbſtverſtändlich auch für jede Einzelheit der Kaufpreis gegeben, 
wo aber nur der Kaufpreis des Ganzen ausdrücklich bedungen ift, muß 
fich der Kaufpreis für den einzelnen Theil zum Geſammtpreis in dem 
nämlichen Theilungsverhältniffe verhalten, in dem der einzelne Theil 
zur Geſammtheit fteht. Sind die einzelnen Theile oder ein gewiſſer 
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Compler einzelner Theile unter einander fih im Werthe völlig gleich, 


"fo unterliegt die Repartition des Gefammtpreifes auf die einzelnen 


Theile ober die einzelnen Complexe der Theile Feiner Schwierigkeit, find 
fie aber nicht völlig gleich unter einander, jo ift allerdings ein anderer 
Vertheilungsmodus zu wählen, als der der einfachen Divifion mit der 
Zahl der Einzelheiten in den Gefammtpreis. Ein Yal der legteren 
Art liegt hier vor. Mag man nämlich auch annehmen, daß beim Ge— 
ſammtpreiſe einer größern Anzahl unter fich nicht völlig gleich werther 
Einheiten der Minderwerth des einen Theil durch den Mehrwerth des 
andern Theils übertragen mwird, fo ift doch immer dafür keine Garantie 
vorhanden, daß nicht gerade derjenige Theil, um befien Preis es ſich 
handelt, der unter dem Durchſchnittswerthe zurüdbleibende fei, es Tann 
ein gewiſſer Theil fogar in manchen Beziehungen als werthvoller be- 
trachtet werden, während er wiederum auf der anderen Seite Eigen- 
Ichaften nicht bat, die auf einen höheren Werth influiren. So läßt es 
fi) gar wohl denken, daß der Holzbeſtand auf der einen Parzelle des 
verfauften Waldcomplere8 wegen feiner Qualität mit Recht als befier 
bezeichnet wird, als der der übrigen, mährend verjelbe auf anderem 
gleich großen Areale wegen dichteren Beſtands, nach Befinden höhern 
Alters oder dergleichen einen eben fo hohen, vielleicht noch höheren Geld- 
werth haben kann. Es erfcheint deshalb unftatthaft, von dem Verhält⸗ 
niß der Größe des in Frage ftehenden Holsgrundftüds zur Größe des 
Geſammtareals de3 verkauften Waldes den Maßftab für Berechnung 
des Merthes des erfteren zu entnehmen, fo lange ein zuverlälfigerer 
modus ber Werthermittelung zu haben if. Es erjcheint aber unbe- 
denklich, einen ſolchen in der Abſchätzung zu erbliden, die dem Verkaufe 
des Holzgrundſtücks vorausgegangen ift, wie aus den Ausfagen des 10. 
und 11. Beweiszeugen zum 43. bis 45. Beweisartikel erhellt. 


17. 


Actio venditi aus dem Verkaufe anftehenden Holzes. 


— Gemwißheit des DObject3? — Zug um BUBteikung 
(BGB. 8. 1098)? — Einreden. 

I. Sen.-Erf. vom 20. April 1869 no. 246,231. = 

Man ftimmt der Anficht voriger Inſtanz bei, daß, mern noch auf 


ben Stamme ftehenbes , alfo noch mit dem Grunde und Boden ver⸗ 
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bundenes und einen integrivenben Theil diejes bildendes Holz zum Ab- 
triebe verkauft wird, eine Uebergabe des Kaufobjects nicht möglich iſt, 
vielmehr die Verbindlichkeit des Verkäufers nur barin beftehen Tann, 
daß er dem Käufer den Abtrieb und die Wegichaffung des verkauften 
Holzes geftattet.. 

Zufolge der Urkunde Bl., deren Eriftenz Beklagter nicht beftreitet, 
bat derjelbe von dem Kläger ein Stüd Holzbeſtand mit Stod und Reißig, 
wie es angeflacht ift, um und für eine Averfionalfumme von 725 Thlen. 
gefauft und fich anheifchig gemacht, diefe Kaufſumme (nad) Abzug fofort 
bezablter fünf Thle.) mit 420 Thlen. den 19. April und mit 300 Thlrn. 
bis zum 9. Juli (1868) zu bezahlen. Man kann zugeben, daß die Be 
Ichreibung des Objects, über welches contrahirt worden ift, zu Zweifeln 
Anlaß geben Tann. Aber für das Recht des Kläger, den ftipulirten 
Kaufpreis zu den fefigefegten Zahlungszeiten zu fordern, kommt hierauf 
Etwas niht an. Wie fih von jelbft verfteht, kann die bloße Differenz 
der auf den Umfang des verkauften Objects bezüglichen Angaben ber 
Gontrahenten nicht die Folge haben, daß der Kauf, wegen Mangels des 
Conſenſes der Sontrahenten über das Object des Vertrages, oder wegen 
Irrthums eines Contrahenten, nichtig ſei. Ebenſowenig läßt fich dar- 
auf von einem anderen Gefichtspuntte aus ein Gewicht legen. Aller 
dings beitimmt der $. 1098 des BGB.'s, daß die gegenjeitigen Leiſtun⸗ 
gen des Verkäufers und des Käufers Zug um Zug erfolgen müſſen, 
wenn nicht beftimmt worden, oder aus ben Umſtänden zu erjehen ill, 
daß die Leiftung des einen Theil vorausgehen, aljo der Verkäufer bor 
ber Zahlung des Kaufpreifes das Kaufsobject übergeben (Grebitkauf) 
pber der Käufer vor der Uebergabe des Kaufobjectd den Kaufpreis 


‚zahlen fol (Pränumerationsfauf), In dem vorliegenden Falle findet 


jedoch diefes Princip Feine Anwendung, weil, wie bereit3 oben gedacht 
worden, eine Uebergabe noch auf dem Stamme ftehenden Holzes nicht 
möglich ift, vielmehr die Verbindlichkeit des Verkäufers zur Gewährung 
des verfauften Objeets ſich darauf reducirt, daß er (mozu fich der Kläger 


wiederholt bereit erklärt hat) den Abtrieb und die Wegichaffung des 
verkauften Holzes geftattet oder nicht hindert, weil ferner der de 
2 Bagte für das gelaufte gefammte Holz ein Aberfionalquantum ver: 





Be - : Sprocden und weil endlich berfelbe dieſes Averſionalquantum, ohne 
Pi; Rüdfiht auf die Zeit, zu welcher er das gekaufte Holz ſchlagen 
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werde, an im Voraus beſtimmten Tagen zu bezahlen ſich verbindlich 
gemacht hat. 

Ergiebt ſich hieraus, daß der Beklagte gegen die Klage, ſoweit 
fie auf die Bezahlung des Kaufpreiſes gerichtet iſt, weder mit dem 
Einwande, daß der Umfang des Kaufobject3 Aus der Urkunde BI. nicht 
mit voller Beftimmtbeit hervorgehe, noch mit dem Einivande, daß der 
Kläger den Kaufpreis nur gegen Uebergabe des Kaufobject3 verlangen 
könne, zu hören ift, fo ließe fich nur denken, daß demſelben wider die 
Kaufgelverforberung des Klägers Compenſationsanſprüche zuftehen 
könnten, welche darauf beruhten, daß der Kläger feinen Verbindlich⸗ 
feiten als Verkäufer nicht vollftändig Genüge geleiftet, oder die verfauf- 
ten Hölzer, trotz der dem Bellagten ertheilten Ermächtigung, diejelben 
zu Schlagen und für fich wegzuſchaffen, an fich genommen hätte. Denn 
im erfteren Yalle würde bie |. g. exceptio non rite adimpleti contrac- 
tus (8. 863 des BGB.'s), im legteren Falle die ſ. g. condictio furtiva 
(8. 1499 des BGB.'s), begründet fein. 

In diefer Weife bat jevoch der Beklagte feine Einrede factiſch zu 
rechtfertigen nicht vermocdht. Seine Behauptung, es fei ein Object ver⸗ 
fauft worden, welches umfänglicher geweſen fei, al3 von dem Kläger an- 
gegeben werde, auf melde die vorige Inftanz in dem oben gedachten 
zweiten Theile ihrer Hationen das enticheidende Gewicht gelegt bat, 
lommt in dem vorliegenden Falle dem in aversione beftimmten Kauf⸗ 
preije, dem Verſprechen der Zahlung des Kaufpreijes zu im Voraus 
vereinbarten Terminen, der negativen Verbindlichkeit des Verkäufers 
zum bloßen Nichthindern gegenüber nicht in Betracht. Beruhte Alles, 
was der Beklagte anführt, in Wahrheit, fo würbe dadurch immer noch 
nicht eine Entſcheidung gerechtfertigt fein, welche die Zahlung des Kauf- 
preijes von einer Vorleiftung des Klägers abhängig machte. Wenn der 
Beklagte namentlich BI. darauf Bezug nimmt, es babe ſich der Kläger 
an dem Kaufsobjecte vergriffen, indem er ſechs Fichtenftämme, welche 
et vor der Schließung des Vertrags gefchlagen gehabt, zu Klögern habe 
ſchneiden laſſen, ferner Stöde gerodet und zum Theil abgefahren habe, 

endlich Stangen babe herausichneiden und in die |. g. Erbemühle in ®. 
babe fchaffen Infien, jo liegt darin unzweifelhaft eine Exception, welche 
wur dann zu beachten wäre, wenn fie quantificirt und zur Aufrechnung 
gegen den geforberten Kaufpreis geeignet gemarht worden wäre, Soviel 
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nämlich die beiden erſten Zuwiderhandlungen betrifft, deren ſich der 
Kläger ſchuldig gemacht haben ſoll, ſo iſt darauf aufmerkſam zu machen, 
daß, wenn man auch nicht annehmen wollte, es ſtände der Behauptung 
des Beklagten, bereits geſchlagenes Holz gekauft zu haben, die Urkunde 
BI. direct entgegen, doch wenigſtens dem Beklagten der Beweis obliegen 
würde, daß ihm Holz, welches der Kläger zur Zeit der Schließung de? 
Verkaufs gejchlagen gehabt babe, mit verlauft worden fei. Indeſſen, 
auch felbft abgefehen hiervon, wäre entfcheivend, daß wenn Holz, welches 
bereits gejchlagen ift, jedoch noch im Walde liegt, verfauft wird, ber 
Verkäufer eine weitere Verbindlichkeit nicht hat, als daß er dem Käufer 
die Abfuhre geitattet und daher die Anfichnahme des Holzes von Seiten 
deflelben nicht unter den Geſichtspunkt der Nichterfüllung des Kaufs, 
jondern unter den Geſichtspunkt der widerrechtlichen Wiederannahme 
des bereits entäußerten Holzes fällt. Soviel aber die von dem Bellag- 
ten behauptete dritte Zuwiderhandlung des Klägers betrifft, fo jprechen 
die beveit3 entiwidelten Gründe dafür, daß es fich dabei um eine Excep⸗ 
tion handelt, welche nur nad den Vorfchriften über die Aufrechnung 
Beachtung finden könnte. 


18. 

Retentionsrecht des Pachters wegen nothwendiger oder 
nügliher Verwendungen. — BGB. 8. 1201 jet. 8. 7617. 
II. Sen.⸗Erk. vom 24. Sept. 1868 no. 645/628. 

Nach 8. 767 des BGB.'s hat, wie auch aus den in 
Stiebenhaar’3 Commentar zu dem BGB. Bd. II. ©. 249 
abgevrudten Motiven zu 8. 1201 des nämlichen GB.'s klar hervorgeht, 
der Pachter wegen der von ihm auf das Pachtobject gemachten Ber: 
wmendungen an dieſem zweifellos ein Zurüdbehaltungsrecht. Kraft 
dieſes Zurüdhaltungdrecht3 Tann derjelbe, wie dies der angezogene 
8. 767 ausdrücklich befagt, die Zurüdgabe des Pachtobjects fo lange 
verweigern, bis er wegen feiner Verwendungen von dem Verpachter bes 
friedigt iſt. Verlangt daher Kläger gegenwärtig die Zurüdgabe der 
dem Beklagten verpachteten Mühle, fo ift für den Lebteren eben ber 
Zeitpunkt zu Geltendmachung ber bewirkten Verwendungen behuſs 
‚Ausübung bes Netentionsrecht3 gelommen und völlig ungerechtfertigt 
würde e3 fein, menn man Bellngten, gegen welchen es, bevor er be⸗ 
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friedigt iſt, zu einer Hülfsvollſtreckung überhaupt gar nicht gelangen 
kann, mit ſeinen Anſprüchen in die Executionsinſtanz verweiſen wollte. 


19. 
Verbindlichkeit der Gaſtwirthe aus der Aufnahme 
Reiſender — BGB. 8. 1280 flg. jet. 688. — Beweis 
des erlittenen Verluſtes. 
II. Sen.-Erf. vom 15. April 1869 no. 209/221. 
A. Die Appellation des Bellagten betr. 

Bellagter bat nicht in Abrede geftellt, daß er die Beherbergung 
bon Fremden in dem ihm zugehörigen Gafthof zum goldnen Hirſch in 
M. gewerbmäßig betreibt, daß der Reifende der Kläger A. K. am 27. 
März 1868 bei ihm eingelehrt ift, und daß während der Zeit, zu welcher 
Leterer bei ihm gewohnt hat, von dem Reiſegepäck defjelben der in ber 
Hausflur aufbewahrte jogenannte Mufterfoffer entivendet worden ift. 
Obwohl nun Bellagter feine durch die Aufnahme 8.3 mit feinen einge- 
brachten Sachen begründete Haftpflicht an und für fich nicht beftreitet, 
jo glaubt er dennoch, daß diefelbe nach Maßgabe der Vorjchrift in 
8. 1285 des BGB.'s deshalb in Wegfall gefommen fei, meil der ge- 
nannte Reifende ſelbſt den Diebftahl des Mufterkoffers verjchuldet habe. 
Die in dem exceptivifchen Vorbringen angeführten Thatjachen reichen 
jedoch nicht aus, um eine Verſchuldung 8.3 im Sinne des 8. 1285 
verb. mit $. 688 des BGB.'s in jchlüffiger Weije zu begründen. Denn 
Bellagter hat fich in diefer Beziehung lediglich darauf bezogen, daß der 
Neifende der Kläger, ald er nach. jeiner Ankunft im Gafthofe von dem 
Hausfnecht des Beklagten gefragt worden fei, ob er auch den Mufter- 
Ioffer auf das ihm angewiejene Zimmer bringen folle, diefe Frage mit 
dem Bemerlen verneint habe, daß der Mufterkoffer unten bleiben möge, 
worauf der Hausfnecht den einen mit ben Kleidern bes Reiſenden ges 
füllten Koffer auf deſſen Zimmer gebracht, den Mufterkoffer aber in der 
Hausflur des Gafthofs habe ftehen lafjen. Die erfte Inftanz bat dar- 
auf Gewicht gelegt, daß der Reiſende bei Unterbringung des feinen 
Prineipalen zugehörigen Koffers nicht diefelbe Sorgfalt eines ordent- 
lihen aufmerkjamen Hausvaters, melche er bei Aufbewahrung une 
eigenen Reiſegepäcks bewieſen, angewendet habe, 

8. 688 deg BGB.'s. 
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Gegen dieſe Anficht ſtreitet jedoch, daß bei Erörterung der Frage, ob 
Jemand in feinem Benehmen die Sorgfalt eines diligens paterfami- 
lias beobachtet habe, die in dem concreten Falle vorgelegenen objectiven 
Momente zu berücfichtigen find, und mithin zu unterfuchen ift, melde 
Vorfihtsmaßregeln, Vorkehrungen u. f. w. in einem foldyen Falle von 
Männern angewendet zu werben pflegen, die man al3 forgfame aufmerl- 
fame Männer betrachtet, 

Mommfen, Beiträge zum Obligationdrecht Abth. III. S. 362 fig. 
Da nun ein Gaftwirth für alle Sachen, melde ein dafelbft verkehrender 
Fremder thatfächlich einbringt, haftet, und dieſe Haftpflicht ſich nicht 
nur auf alle Räume, welche zur Ausuübung bed Gewerbes bienen, er- 
ſtreckt, fondern fich auch auf jede Art der Entwendung, gleichviel ob fie 
vom Wirth, oder von beflen Leuten oder von ausgeht, bezieht, 

88. 1282, 1288, 1285 des BGB.'s, 
fo kann dem Reifenden der Kläger aus dem Grunde, weil er den Muſter⸗ 
koffer nicht, wie fein eigenes Reiſegepäck, auf das ihm angewieſene Zim⸗ 
mer hat tragen laſſen, eine eigene Verſchuldung im Sinne bes 8. 688 


des BGB.'s nicht beigemeflen werben, indem er hierbei lediglich von ; 


dem ihm auftehenden Befugnifie, die Obhut des Mufterkoffers dem Gaſt⸗ 
wirth, bei melchem er eingelehrt ift, anzuvertrauen, Gebrauch gemadt 


hat. Auch zeigt ſchon die vom Hausknecht an den Reiſenden geftelle . 


Frage: „ob er auch den Mufterkoffer auf das Zimmer bringen ſolle“, 
daß in dem Gafthof des Bellagten die von Gefchäftsreifenden mitge 
brachten Mufterfoffer nicht ohne Weiteres, wie dies bei dem Reiſegepäck 
gewöhnlich geſchieht, ſondern nur auf ausdrückliches Verlangen auf ba? 
angewiefene Zimmer getragen, und daſelbſt untergebracht zu merben 
pflegen. Ebenſowenig ift in der vom Reiſenden ertheilten Antwort, 


daß der Mufterkoffer unten bleiben möge, eine Anordnung dahin, daß | 


der gedachte Koffer in der Hausflur untergebracht werde, enthalten, da 


port des Mufterfoffer8 auf fein Zimmer, jondern defien Unterbringung 
in eine nicht näher bezeichnete Parterrelocalität wünſche, zu erbliden if 
Nicht minder ift der Umftand, daß der Reiſende während feines Aufent- 
halts in Beklagtens Gafthof den in der offenen Hausflur ftehenden 
Mufterkoffer geöffnet, und aus dieſem Grunde von der Aufbewahrung 
des Koffer3 an einem gegen Entivendungen volle Sicherheit nicht dar- 





hierin nur die Willensäußerung des Reifenden, daß er nicht den Trans: 
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bietenden Orte Kenntniß erlangt hat, für die Entſcheidung einflußlos, 
weil die nähere Beftimmung derjenigen Räume, in welchen bie von den 
Fremden mitgebrachten Sachen unterzubringen find, von dem Ermeſſen 
des Wirths abhängt, und der Fremde bei dem diesfalls vom Wirth oder 
jeinen hierzu beftellten Dienftleuten getroffenen Maßregeln um fo eher 


: Berubigung faſſen darf, als er vorausfegen muß, daß der Wirth der ihm 


obliegenden Verpflichtung, die Zugänge zu feinen für das gaftiwirth- 
ſchaftliche Gewerbe dienenden Räumen gehörig überwachen zu laſſen, 

Siebenhaar’8 Commentar Tb. II. ©. 280 zu 8. 1281 des 

BEB, 
nachkommen werde. Ueberdies zeigt die Faſſung der Borichriften in 
88. 1280 flg., daß die Illativn der Sachen Seiten des in den Gafthof 
einlehrenden Fremden zu Begründung der Haftpflicht des Gaſtwirths 
gmügt, ohne dab außerdem eine perfönliche Thätigfeit des Fremden, 
+ B. die Eröffnung des verfchlofienen Kofferd und Vorzeigung des In⸗ 
halts deffelben, oder die Concurrenz des Gaftes bei der Beftimmung und 
Bebertuachung des Aufbewahrungsortes erfordert wird. Will der Wirth 
die Haftpflicht für die eingebrachten Sachen nicht übernehmen, jo hat er 
folches nach 8. 1287 des BGB.'s fofort bei der Aufnahme des Fremden 
zu erklären. Eines befonberen Nachweiſes bedarf es nicht, daß die 
factifchen Unterlagen der vom Beklagten angezogenen Fälle, ivo Geld 
oder eine Uhr, melde der Gaft auf dem Abtritt oder auf der Treppe 
des Gaſthauſes hat liegen laſſen, geftohlen worden, oder die Entivenb- 
ung der Sachen aus dem den Gaft angetwiefenen Zimmer zu einer Zeit, 
zu welcher der Gaſt daſſelbe bei feinen Ausgängen nicht verſchloſſen ge= 
habt, erfolgt ift, von dem jebt zur Entſcheidung vorliegenden Falle 
völlig verſchieden find. 
B. Die Appellation der Kläger betr. 

Die vorige Inſtanz hat den von ber erften Inſtanz unter 2 be- 
zäglich des Werthes der geftohlenen Gegenftände erfannten Schäkungs- 
eid in Wegfall gebracht, vielmehr in dieſer Beziehung auf den Beweis 
der Werthsangaben bei den Einlafj.-Abfchn. 26—29, 32—37 und 85 
erkannt. Die gegen diefe Entſcheidung gerichtete Appellation der Kläger 
berdient Feine rechtliche Beachtung. Denn das Bedenken Bl., ob die 
Beſchwerden des Bellagten ausreichende Veranlaſſung zu der ertheilten 
Neformatoria dargeboten haben, erledigt ſich durch das BI. erwähnte 
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allgemeine Gravamen, mitteljt deſſen Bellagter die Abweiſung der Klage 
in der angebrachten Maße beantragt hatte, indem ver erfennende 
Richter nach der Anficht des OAG.'s zufolge dieſer Beſchwerde, nicht 
nur berechtigt, ſondern jogar verpflichtet war, zu prüfen, ob in dem 
Falle, daf die Klage nicht ohne Weiteres zurüdzumeifen fein folke, 
nach anderen von dem Appellanten nicht fpeciell im Voraus beantragten 
Richtungen Hin zu Gunften des Letzteren das angefochtene Erkenntniß 
abzuändern ſei. Nicht minder unrichtig ift die Behauptung der Kläger, 
daß fie fich in der Klage im Betreff der Werthangabe des Eidesantrags 
bedient hätten, da fie fich vielmehr zur Ableiftung des Schätzungseides 
erboten haben, ganz abgeſehen davon, daß die Frage, ob der Eides⸗ 
antrag zuläjfig geweſen fein würde, nicht unerheblichen Bedenken 
unterliegt. 

Was die Hauptſache anlangt, fo fteht dem Gafte, welcher die 
actio de recepto gegen den Wirth angeftellt hat, ein unbebingtes 
Recht, ohne alle vorgängige Beicheinigung des Werths der abhanden 
gefommenen, beziebentlich geftohlenen Sachen zur eivlichen Beftärkung 
des Werths derjelben zugelafjen zu werben, nicht zu, vielmehr hängt es 
vom Ermeſſen des Richters ab, ob zunächſt auf Beweis oder jofort auf 
den Beſtärkungseid zu erfennen jet. 


Glück, Commentar Th. VI. ©. 122. 
Wochenbl. für merkw. Rechtsf. Jahrg. 1864. S. 312. 


Daß nun im vorliegenden Falle eine Beweisauflage nicht zu umgehen 
iſt, erſcheint dem OAG. mit Rückſicht auf die beſondere Beſchaffenheit 
der geſtohlenen Sachen, die allgemeinen Werthangaben in der Klage, 
bon denen z. B. die der Anzahl und Größe nach nicht näher bezeichneten 
Mufterabjchnitte ganz im Allgemeinen auf 95 Thaler von den Klägern 
abgeſchätzt worden find, und den nicht unbeträdtlichen Geſammtwerth 
ber geitohlenen Effecten nicht zweifelhaft. Eines Eingehens auf die 
Frage, ob und welcher Grad der Verſchuldung dem Beklagten beziehent- 





lich deſſen Stellvertreter bei der Aufbewahrung des Mufterkoffers zur 


Laft falle, bedarf es nicht, da felbft, wenn die VBorausfegungen, unter 
denen auf ein jusjurandum in litem erfannt werben kann, vorliegen 
follten, das willfürliche Ermeffen des Schwörenden nicht allein entichei- 
den, jondern die Zuerfennung dieſes Eides die Beibringung factiſcher 
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Unterlagen vorausfeten würde, um den Richter in den Stand zu feten, 
von dem ihm zuftehenden Moderationsrechte Gebrauch zu machen. 


20. 
Actio mandati contraria des Bürgen reſp. Schuld— 
übernehbmers gegen den Concurs des Auftraggebers. — 
. BGB. 88. 1328, 1332, 1471. 
II. Sen.-Erf. vom 24. Sept. 1868 no. 654/636. 

Beklagtens Ausflucht leidet allerdings injofern an einer Unbe- 
ftimmtheit und Unflarheit, als daraus nicht mit voller Gewißheit zu 
erſehen ift, ob der Auftrag, welchen der Bellagte von dem Gemein- 
ſchuldner erhalten bat, dahin gegangen fei, daß ber Beklagte fich für 
eine Schuld des Gemeinjchulonerd im Betrage von 1500 Thalern bei 
dem Banquier-Haufe „Chr. ©. Br.” in M. babe verbürgen oder viel- 
mehr dahin, daß derfelbe 1500 Thaler, welche der Gemeinfchuldner 
jmem Haufe jchuldig geweſen, zur Bezahlung habe übernehmen follen. 
je nachdem nämlich diejes oder jenes der Fall geweſen wäre, würde bie 
Kusflucht gerade bei der hier allein wejentlichen Frage, inwieweit der 
Beflagte einen Anſpruch an den Gemeinfchuldner erlangt habe, unter 
einen verſchiedenen Gefichtspunft fallen. Hätte der Gemeinſchuldner 
den Beklagten beauftragt, fich für ihn bei dem angegebenen Banquier- 
Haufe nach einem Betrage von 1500 Thalern zu verbürgen, fo würde 
der Beflagte an ſich erjt dann an den Gemeinfchuldner einen Negreß- 
anſpruch gehabt haben, wenn er dem Gläubiger Zahlung geleiftet hätte. 
Denn nach dem 8. 1471 des BGB.'s hat der Bürge, welcher von dem 
Schuldner zu der Bürgfchaftsleiftung veranlagt worden ift, die actio 
mandati contraria wider den Schuldner erit nach der Befriedigung 
des Gläubigerd. Hätte dagegen der Gemeinſchuldner dem Bellagten 
den Auftrag gegeben, 1500 Thaler, welche er dem Banquier- Haufe 
„Ohr. ©. Br.” ſchuldig wäre, für ihn zu bezahlen, fo würde ver Be- 
Ingte, fofort nach der Uebernahme der Schuld dem gedachten Banquier- 
Haufe gegenüber, berechtigt geweſen fein, von dem Gemeinjchulbner 
Vorſchuß oder Sicherftellung zu verlangen, ausgenommen, wenn etwas 
Anderes beftimmt morben, oder der Bellagte dem Gemeinfchuldner 
einen der Br. ſchen Forderung gleichlommenden Betrag ſchuldig ge- 
weſen wäre (88. 1328, 1332 des BGB.'s). 


Annalen, Neue Folge Bd. VI. 18 
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Eines befonderen Veriprechens von Seiten des Gemeinſchuldners 
daß er dem Bellagten fofortige Deckung geben werde, hätte es im dieſem 
Falle gar nicht bedurft. Zwar bat die erfte Inſtanz mit Hinficht auf 
da3 hierauf bezügliche Anführen des Bellagten die Meinung aufgeftellt, 
es fei das dem Bellagten ertheilte Zahlungsmandat ala ein bfos be 
dingtes, erſt nad geleifteter Dedung zur Vollendung gelangtes, zu be 1 
trachten (8. 112 des BGB.'s), wenn ber Beklagte fich fofortige Dedung ! 
babe veriprechen laſſen. Allein man muß Bedenken tragen, dieſer Ax 
ſicht beizutreten. Denn wäre ein ſolcher Rebenvertrag über die Verbind 4 
lichfeit des Gemeinſchuldners zur Berichaffung der jofoxtigen Dedung J 
in ber That geihloflen worden, jo lönute die Abficht des Interefſenten J 
offenbar nicht dahin, Daß der Beklagte die Zahlung erft nad} erhaliener 1 
Dedung leiften, jondern vielmehr dahin gerichtet geweſen fein, daß der: 
ſelhe dadurch zur Uebernahme der Br.’Ichen Schuld um fo gemeigter ” 
macht werden ſollte. 

Indeſſen der vorftehend entiwidelte Unterjchied zwiſchen dem Frohe | 
ſchafts⸗ und Zahlungsmandate verjchwindet in dem vorliegenden Falle. 
Da nämlich zu dem Vermögen des Schuldner3 Coneurs ausgebrochen 
tft, To ſteht dem Beflagten, auch wenn er blos Auftrag zur Bürgiäeft 
erhalten hätte, ſofern er fi nur überhaupt verbürgt hat, das Recht ya, | 
ſelbſt vor der Befriedigung des Gläubiger Befreiung von der Bing 
Ichaft zu verlangen (8. 1470 de8 BGB.'s), und zwar nicht blos der 
Perſon des Gemeinſchuldners gegenüber, jondern auch dem Concurſe 
gegenüber, weil diejer letztere, nachdem ſich der Beklagte dem erhalte: 
nen Auftinge gemäß als Bürge verpflichtet hätte, zur Revocation des 
Mandates nicht mehr berechtigt ſein könnte. 

Hiernach hängt die Beantwortung der Frage, ob die Ausflucht recht⸗ 
liche Beachtung verdient, lediglich davon ab, ob der Beklagte behauptet 
hat, daß er ſich noch vor Ausbruch des Concurſes, dem Banquier⸗Hauſe 
„Chr. G. Br.“ gegenüber, ſei es blos acceſſoriſch, oder auch principal, 
für den Gemeinſchuldner verpflichtet habe. Dieſe weſentliche Behaußt 
ung hat aber der Beklagte allerdings aufgeſtellt. Schon Bl. wird 
nämlich geſagt: 

„Der Bellagte bat ſich noch vor Ausbruch des Concurſes 1866 und 
1867 gegen Chr. ©. Br. ausdrücklich bereit erklärt, dem (vorher am 
gegebenen) Auftrage nachzukommen, vorher jedoch ſpecielle Berech 
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nung über die fraglicke Schuld des Cridar von dem Gläubiger ge⸗ 
fordert, und ift des Empfanges diefer Rechnung noch gewartig. ⸗ 
Im ähnlicher Weiſe ſpricht ſich der Beklagte aus: 
| „Kurz darauf, und zwar noch vor Ausbruch des Coneurſes, hat ſich 
der Bellagte nach M. begeben, und dort den Inhabern der Firma 
„Chr. ©. Br.” perſönlich angezeigt, daß er 1500 Thaler, melde 
| ihnen der Cridar ſchulde, auf fein Eonto übernehme.‘ 
| Hr infofern Liege ſich wider die factifehe Begründung der Ausflucht 
I en Vedenken erheben, als darin nicht mit ausdrücklichen Worten ange 
‚geben wird, es fei die Verpflichtung des Bellngten für den Gemein 
ſchuldner non dem GHäubiger auch angenommen worden. Indeſſen 
kiegt dies in der Ausflucht felbft, zumal wenn man das Gefagte berück⸗ 
fichtigt. Jedenfalls aber würde diefer Mangel der beſonderen Hervor⸗ 
hebung eines wahrſcheinlich als ſelbſtverſtändlich vorausgeſetzten Um⸗ 
ſtandes nicht dahin führen können, daß die Ausflucht ala 7 unbe 
k 0 zu verwerfen wäre. 














21. 
| — —— BEB. 8. 1397) oder Anerkennt⸗ 
U? — Wirkung des eriteren gegenüber einer in 
einem Borprozeffe als ermwiefen angefehenen Erception. 
IH. Sen.-Erf. vom 13. April 1869 no. 228/208. 
Die Frage, ob die Klage, den Beweis verfelben vorausgeſetzt, für 
Hatthaft zu achten fei, oder nicht, hängt von der Borfrage ab, ob in dem 
I Anführen ber Rlägerin ein nach dem 8. 1397 des BGB.'s zu beurthei⸗ 
| Inder Anerfenntnißvertrag, oder ein einfaches Anerkenntniß zu erbliden 
fi. Wäre nämlich das erftere der Fall, fo würde dadurch eine Obliga- 
tion begründet worden fein, melche von der nad Inhalt der beiliegen⸗ 
den Acten Hagbar gemachten völlig verfchieven wäre. Wäre dagegen 
das letztere der Fall, jo würde darin lediglich ein Beweismoment fir 
die zuletzt gedachte Obligation liegen, gegen welches der Beweis der 
Richteriſtenz der anerkannten Schuld zuläffig wäre. 
Siebenhaar, Correalobligationen S. 330 flg. 
Soviel aber insbeſondere die gegenwärtige Rechtsſache anlangt, ſo hat 
die Frage, ob ein Anerkenntnißvertrag, oder ein einfaches Anerkenntniß 


a jei, auch nod eine prozeſſuale Bedeutung aus einem 
18* 
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doppelten Gefichtöpunfte. Während nämlich, wenn e3 fich um einen 
Anerlenntnißvertrag handelte, der Beklagte fich nicht auf die ——— 
des früheren Prozeſſes berufen könnte, weil die gegenwärtig in liten 
deducirte Obligation auf einem ganz anderen Klaggrunde beruhte, al 
die früher Hagbar gemachte, würde der Klägerin, wenn ie fich blos auf 
ein einfaches Anerkenntniß zu beziehen vermocht hätte, die Rechtskraff 
des früheren Prozeſſes entgegenftehen. Während weiter der Beflagik 
bätte er die Forderung der Klägerin durch Vertrag anerkannt, mit dem 
Einwande der Nichteriftenz der anerkannten Forderung nur dann 3 
bören wäre, wenn ihm ein Grund zur Anfechtung des Vertrages, 5. % 
Irrthum, Betrug, Furcht oder Zwang, zur Seite ftände (8. 1399 deß 
BGB.'s), würde dem einfachen Anerfenntnifje, al3 einem bloßen Betveiß 
momente, jede Wirkung fehlen, weil der Beklagte durch Ableiftung de 
ihm in dem früheren Prozeſſe rechtskräftig zuerfannten Erfüllungseivei 
eine dem Anſpruche der Klägerin entgegenjtehende peremtorijche Einrg 
in Gewißheit geſetzt hätte. 


22. 
Creditauftrag — BGB. 8. 1476. — Begründung der: 
Klage in Bezug auf die Schuld — Interpretation des 
Auftragsbriefs. 
II. Sen.⸗«Erk. vom 20. April 1869 no. 238/232. 

Man ftimmt den vorigen Inſtanzen darin bei, daß die von dem 
Beklagten mittelft des der Klage abfchriftlich beigefügten, für einge: 
räumt zu achtenden Briefes vom 8. April 1866 eingegangene Ber: | 
pflichtung als ein |. g. Creditauftrag im Sinne von 8. 1476 8 | 
BGB.'s anzufehen und zu beurtheilen fei, da es fich dabei nicht um 
Uebernahme der Bürgſchaft für eine bereits beftehende Schuld Kanbelte. | 
Dagegen ift man mit der zmeiten Inftanz darin nicht einverftanden, | 
wenn fie e8 für irrelevant anfieht, ob die in der Rechnung sub E auf: | 
geführte Faßholzlieferung diefelbe fei, von welcher im Eingange jene? 
Briefes die Rebe ift, da der Bürge eben für etwas Weiteres nit 
haftet, als mofür er fich verbürgt bat. In jenem Briefe aber hat der 
Beklagte fi wörtlich alfo ausgeſprochen: 

„Mein Vetter Friedrich W. hier hat, wie er mir fagte, Faßhölzer bei | 
Ihnen beſtellt. Schiden Sie ihm gefälligft ab, was diefer verlangt; 
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id) Tann Ihnen diefen jungen Mann mit gutem Gewiſſen empfehlen ic. 
Ich erbiete mich auch, zu bürgen für den Betrag des Holzes, das Sie 
an ihn abſchicken werden” xc. 
ind diefe Worte laſſen in ihrer Faſſung und innerem Zuſammenhange 
nder That nicht, am menigften mit der erforderlichen Sicherheit er- 
anen, daß es die Willensmeinung des Beflagten geivefen, für etivas 
Priteres als für diejenigen Verbindlichkeiten feines genannten Vetters 
Pirgichaft zu Teiften, welche aus der Ausführung der von Letzterem be- 
it3 bei dem Kläger gemachten Beftellungen von Faphölzern erwachfen 
färben. Um aus dem Briefe auf die MWillensmeinung Beflagteng, 
Bud bezüglich der aus anderweiten fpäteren Lieferungen etiva entftehen- 
m Verbinplichkeiten feines Vetters ſich zu verbürgen, fchließen zu 
Eanen, müßte die Faſſung des Briefes eine ganz andere fein, al8 fie 
F Fi Nimmt man nun aber an, daß der Greditauftrag fih nur auf die 
te, bereit3 gemachte Beftellung bezogen habe, fo gehörte zur fchlüffigen 
Begründung ber Klage nothwendig auch das Anführen, daß die gelie- 
ten Hölzer, deren Bezahlung Kläger von dem Bellagten fordert, eben 
Mjenigen geweſen feien, welche des Letteren Better zu der Zeit, mo der 
Vrief gejchrieben ift, bereit bei dem Kläger beitellt hatte, denn eine 
ilumtion fommt dem Kläger bierunter ſchon deshalb nicht zu Statten, 
Beil die in Rechnung geftellte Lieferung nach der dort beigefügten Beit- 
Amgabe erft weit fpäter, und zwar erjt im Jahre 1868, erfolgt iſt. Ein 
dihes Anführen fehlt jedoch in ber vorliegenden Klage, und ſchon de3- 
halb mußte diefelbe in der angebrachten Maße abgetviefen werden. 


23. 
Schädenflage aus der lex Aquilia — BGB. 8. 1483 flg. 
II. Sen.⸗Erk. vom 6. April 1869 no. 182/185 *). 
Kläger jtügt feine Libellirten Schädenanſprüche auf bie Bejtimm- 
ungen des BGB.'s 8. 1433 flg., alfo, da dieſe SS. auf die j.g. aquilifche 


*, Kläger batte Bellagtens Hülfe in Anſpruch genommen, um ein 
födiges Pferd, auf welchem Jener gejeflen, zum Geben zu bringen. Ber 
klagter hatte, nachdem er Klägern zum Feftfigen aufgefordert, das Pferd 
erſt mit der Peitſche, und als die Beitfchenjchnur abgegangen, mit dem 
Stiele angetrieben. Das Pferd hatte ſich überfchlagen und Klägern be— 
ſchädigt. Legterer verlangte nun Schadenerjag von Bellagtem. Die In— 
fangen Hatten die Klage abgewieſen. | 
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Culpa Bezug haben, barauf, daß der Beklagte fich einer Handlung 
ſchuldig gemacht habe, welche objectiv unerlaubt gewefen ſei. Nach Bl. 


wurde ihm ber Beweis feiner Klage auferlegt und e8 zerfiel diejer Be | 
weis in zwei Haupttheile, von welchen ver erfte darin beitand, daß bie 


Sandlung des Bellagten, welche dem Kläger einen Schaden verurſacht 
habe, eine objectiv widerrechtliche geivejen ſei, der zweite Dagegen den 
Zweck hatte, die Höhe des Schadens in Gewißheit zu ſetzen. Beide 


Theile des Beweiſes ftehen aber in einem ſolchen Verhältnifie zu ein. 
ander, daß ber zweite nur dann in Betracht Tommen Tann, wenn der. 


erſte ein Ergebniß geliefert hat, weil für die Frage, in welchem Betrag 
ein Schaden von bem Beklagten zu erſetzen fei, bie Frage präjudiciell if, 
ob der Bellagte eine Handlung Begangen babe, melde ihn zum Schw 
denerſatze habe verpflichten können. 

endet man fich, nach diefer allgemeinen Angabe des bei der Ent: 
ſcheidung zu nehmenden Geſichtspunktes, zu dem Theile des von dar 
Kläger geführten Beweiſes, welcher als der präjudicielle bezeichnet wor 
den iſt, jo bedarf es zunächſt einiger Bemerkungen über den Begriff der 
ſ. g. aquilifhen Culpa nach den bier einjchlagenden Vorfchriften de? 
BGB.'s. 

Theils in dem auf die unerlaubten Handlungen im Allgemeinen 
bezüglichen 8. 116, theils in den die unerlaubten Handlungen, als die 
Duelle der |. g. Delicts⸗ und Quaſidelictsobligationen, betreffenden 88 


773, 776, theils endlich in den fperiell die |. g. aquiliſche Culpa be | 


handelnden SS. 1483 bis 1488 wird ausgeſprochen, daß jeber Schaden, 
welcher durch eine unerlaubte Handlung verurfacht worden it, zu er⸗ 
jeten fei, wenn bie Handlung eine Verſchuldung enthalte, und es wird 
in ben 88. 776, 1483 noch namentlich herborgehoben, daß e3 Feine 


Grade diefer Verfhuldung giebt, vielmehr die Schadenerſatzpflicht ein 


tritt, ohne Unterſchied, ob die Handlung auf dolus oder auf culpa late 
ober culpa levis beruhe. Hiernach richtet fich die Verbindlichkeit zum 
Erfa des durch eine pofitive Handlung geftifteten Schadens lediglich 
nach der Beſchaffenheit ber Handlung, nicht nach dem Willen und ber 
Abficht des Handelnden. Iſt ‚die Handlung eine unerfaubte, fo flieht 
baraus für den Handelnden die Berbinplichkeit zum Erfag des entitan: 
denen Schadens; e3 kommt nur darauf an, baß die unerlaubte Hand- 
lung die nachweisbare Urfache des Schadens geweſen fei; iſt dieſer 








| 
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Sauſalnerus in Gewißheit gejeht, fo haftet der Auctor des Schadens, 


er mag die Abficht, den Schaden hervorzubringen, oder wenigſtens das 


Bewußtſein, es könne der Schaden entftehen, gehabt haben over nicht. 
Nur dann tritt nach dem 8. 121 Sat 2 eine Ausnahme ein, wenn die 


_ Möglichkeit, e8 werbe der Schaden entftehen, jo fern Liegt, daß fie jelbit 


von einem ordentlichen, aufmerkſamen Hausvater (diligens paterfami- 


Yas) nicht würde berüdfichtigt worden fein. 


Wie meit die Grenze der f. g. aquiliſchen Culpa reiche, läßt fich 


_ nicht pofitiv beſtimmen, weil es nicht eine geichloffene Zahl von Hanb- 


m 


lungen giebt, durch welche Schaden verurfacht werden kann, und 
namentlich in den fich immer mehr und mehr ausbildenden menichlichen 
Verhältniſſen neue Handlungen entitehen können, welche, teil fie das 
Merkmal der objectiven Widerrechtlichfeit an fi) tragen, unter den Be- 
griff der aquilifchen Culpa fallen. Dagegen ift eine negative Beitimm- 
ung der Schabenerfahpflicht ex lege Aquilia injofern möglich, als fich 
De Gründe, aus welchen die Schadenerfaspflicht wegfallen kann, auf 
eine beftimmte Zahl zurückführen laffen. Zunächſt nämlich teifft 

1) die Verbindlichkeit, den verurjachten Schaden zu vergüten, nad) 
119 nicht die handlungsunfähigen Perjonen. Welche Perfonen für 
hendlungsunfähig zu betrachten feien, wird in dem 8. 81 atigegebett; 
68 jind dies Diejenigen, welche im Kindesalter ftehen, und Diejenigen, 
welche wegen Geiftesgebrechen oder wegen eines vorübergehenden Zu= 
ſtandes des Vernunftgebrauchs beraubt find. Einzelne Fälle, in wel⸗ 
den die Schadenerfagpflicht wegen einer vorübergehenden Handlungs⸗ 
unfähigleit des Auctors ausgeſchloſſen ift, find z. B. die Fülle der 
Selbſthülfe in 88. 178, 181 bis 183. (Man vergl. auch Commentar 
ju dem $. 116.) | 

Weiter fehlt 

2) das Merimal des Unerlaubten oder Wiverrechtlichen bei allen 
Handlungen, zu deren Vornahme ein Recht befteht (88. 118, 1487), 
auögenommen, wenn, wie ver 8. 1487 noch beſonders hervorhebt, die 
Grenze des Rechts überfchritten worden. 

Endlich Tann 

3) von einer Verbindlichkeit zum Schadenerſatz feine Rebe fein, 
wenn die Handlung, melde den Schaden verurjacht hat, mit Genehmig- 
ung Desjenigen, welcher den Schaden erlitten hat, vorgenommen 
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worden tft (8. 780). Denn Niemand kann Erſatz des Schadens fordern, 
welchen er fich jelbit zugezogen hat (8. 781). Eine Folge hiervon ift die, 
daß, wenn die Handlung, welche Schaden gebracht hat, von Demjenigen, 
der den Schaden erlitten, unter Mitwirkung eines Andern vorgenom⸗ 
men worden ift, diefer Andere nur. dann für Schadenerſatz haftet, wenn 
er ſich eines dolus ſchuldig gemacht hat (8. 781 Satz 2). . 

Nach der Anficht des OAG.'s find die Fälle, in welchen die Scha⸗ 
benerfagpflicht megen Einwilligung des Bejchädigten ceifirt, nicht 
unter den Geſichtspunkt eines dem Anderen ertheilten Auftrags oder 
einer Geichäftsführung ohne Auftrag zu fubjumiren, weil dies möglicher 
Weile jo verftanden werden könnte, als ob der Andere bei der Bor: 
nahme feiner Handlung für culpa levis zu haften habe, während der 
Grund, warum der Beichäbigte in ben angegebenen Fällen nicht Schw 
denerjaß fordern kann, vielmehr in der Dispofition defjelben über fein 
eigenes Vermögen liegt, der Andere nur al3 mechaniſches Werkzeug den 
Willen des Beichädigten ausführt, und der Letztere nicht Erſatz für Ver: 
luſte fordern Tann, welche aus feinen eigenen Dispofitionen hervorgehen. 


24. 
Richtung der condictio furtiva — BGB. 88. 1499, 681. 
II. Sen.-Erf. vom 8. April 1869 no. 167/189. 

Nach 8. 1499 und 687 des BGB.'s befteht der Schabenerjat, 
welchen ber Bellagte zu gewähren bat, zunächſt darin, daß er dem Klä⸗ 
ger die betreffenden Kiften jammt darin verpadtem Inhalt in Natur 
wieder verſchafft. Erſt wenn ſich zeigt, daß dies nicht möglich, löſt fih 
dieſe Leiftung in eine den Schaden Beklagtens ausgleichende Geldforder⸗ 
ung auf. So lange alfo diefe Unmöglichkeit nicht gleich von Haus aus 
far vorliegt, beziehentlich der befondere, hier nicht fragliche, am Schlufie 
bes 8. 687 des BGB.'s gedachte Fall eintritt, Hat ber Verletzte jein 
Klaggeſuch immer auf die in Ratur ihm zu gewährenden Sachen zu 
richten und hat, dafern im Uebrigen der Gang de3 Prozeſſes zur Ver⸗ 
, wetbeilung führt, lebtere auf die in Natur zu gewährenden Sachen zu 
lauten. Es treten hier die dem PVollftredungsverfahren angebörigen 
Grundſätze ein, mornad die Durchführung des etivaigen, nach Geld zu 
bemefjenden Erfatanfpruches dem Erecutionäftabium zu überlaflen if. 
So bat, der Sache nach, auch Kläger feine Aufgabe verftanden, Nicht 
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nur die Faſſung des Klaggeſuches, ſondern auch die Begründung der 
Klagforderung, namentlich deren Herleitung aus den oben gedachten 
thatſächlichen Unterlagen unter. a bis d weiſt darauf hin, daß Kläger, 
daran fefthaltend, daß die Fortdauer eines einmal eingetretenen facti⸗ 
Ihen Zuſtandes jo lange, als eine Veränderung nicht befonderö be- 
bauptet und nachgewieſen worden, anzunehmen ſei, jogar von der Be— 
bauptung ausgehe, daß Beflagter, nachdem er die fraglichen 6 Kiſten 
ſammt Inhalt an ſich genommen, diefelben auch noch befige, und daß 
Kläger nur in nicht ganz richtiger Würdigung der prozeſſualen Seite 
ver Sache, der möglicher Weiſe im künftigen Bollftredungsverfahren 
ihm zufallenden Aufgabe der Quantificirung feine® Schaden? un- 
nöthiger Weiſe ſchon jest zu genügen geſucht hat. Diefer nur auf 
einen minder weſentlichen formellen Punkt ſich beziehende Irrthum 
Kläger kann nicht dahin führen, die Klage als unſchlüſſig ericheinen 
zu laſſen, zumal da Kläger ſelbſt an den oben angezogenen Stellen der 
Klagichrift feine Forderung, ſoweit fie auf Vergütung des Preiſes für 
die fraglichen Borräthe gerichtet ift, ausdrücklich nur als eine eventuelle 
bezeichnet Hat. 2 
25. 
Confensjfupplirung nad S. 1644 des BEB!F. 
II. Sen.-Ert. vom 2. April 1869 no. 174|183*). 

Für das Materielle der Sache ift es irrelevant, daß die erfennenbe 
höre — das BG. D. — die bezügliche Verurtheilung des Beklagten 
in folgender Fafſung: „es wird die zu der von der Klägerin erklärten 
Antretung des mütterlichen Nachlafjes erforderliche ehemännliche Geneh- 
migung hiermit Gerichtöiwegen ergänzt”, ausgeſprochen hat. Denn 
wenn auch nach älterem Rechte, welchem eine Conjenzfupplirung durch 
da8 Gericht unbekannt war, 

Motiven zu 8. 1644 in Siebenhaar's Commentar Th. III. ©. 44, 
in Fällen der vorliegenden Art der Ehemann durch rechtliches Erkennt⸗ 
niß bei Strafe und nach Befinden unter der Verwarnung, daß außer- 


*) Es handelte fih um Supplirung des ebemännlichen Confenjes zum 
Antritt einer Erbfchaft Seiten der Ehefrau. Im Juſtizverwaltungswege 
war die Frage: ob die Conſensſupplirung ftattzufinden habe, zum recht- 
fichen San rechtskräftig ausgeſetzt. 
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dem feine Genehmigung für ertheilt zu achten fei, zur Ertheilung der 
Genehmigung verurtheilt zu werden pflegte, 

Beitichr. für Rechtäpfl. und Verw. N. %. Bd. IV. ©. 1%, 
jo bedarf e8 doch nunmehr, nachdem durch 8. 1644 des BGB.'s dem 
Richter das Befugniß, den ehemännlichen Conſens zu ergänzen, bei- 


gelegt worden ift, diefer Mobalität der Verurtheilung nicht, wielmeht | 


tft legtere unmittelbar auf die Supplivung ſelbſt zu richten. 


26. 
Ueber den Eheannullationdgrund des $. 1596 
des BGB.'s. 
II. Sen.-Erf. vom 18. Nov. 1869 no. 807/779. 


Die der vorigen Enticheidung zu Grunde Fiegende Anficht, daß | 


wenn Kläger davon, daß Beklagte außerehelich geboren habe, ſchon ver 


der Verhetrathung unterrichtet geweſen fei, feine Unkenntniß von eine 

zweiten außerehelichen Entbindung der Beflagten nicht als ein die Auf 

hebung der Ehe begründender Irrthum angefehen werden könne, ift 

zeither von jeßiger Inſtanz aus den in dem angezogenen Präjudize, 
Zeitſchr. für Nechtspfl. und VBerw. N. F. Bd. 31 ©. 424, 


ausgeführten Gründen ebenfalls befolgt worden, und in Demjenigen, | 
was BI. dawider vorgebracht worden ift, hat man feinen Anlaß finden } 


können, diejelbe in dem gegenwärtigen alle zu verlajjen. 


Einleuchtender Weife kann auf die vor Eintritt der Wirkſamkeit 
des BGB.'s hierüber befolgten Grundſätze nicht zurüdgegangen werden, 


nachdem das Letztere in 8. 1596 verbunden mit 8. 1625 eine von der 


früheren weſentlich abweichende verhtliche Auffaffung des einfchlagenden | 


Annullationsgrundes angenommen hat. Durch die nurgedachten Be 
ftimmungen ift die von den proteftantifchen Ehegerichten im Gegenſat 
gegen die Vorschriften des canonifchen Rechts (c. un. C. 29 qu. I. e. 25 
X. d. jurej. II, 24) veripirte Meinung über den ſogen. Mangel der 
VBirginität verlaffen und eine Annäherung an die Anficht derjenigen 
ausgejprochen worden, welche diefen Mangel nicht ſchlechthin, ſondern 
nur unter einer gewiſſen Vorausſetzung, nämlich dann, wenn bei Ein- 
gehung der Ehe die Ehefrau von einem Dritten ſich ſchwanger befindet, 
al3 einen ‚für die Gültigkeit der Ehe mejentlichen Irrthum betrachten. 











MR 
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Richter, Lehrbuch des Taihol. und evang. Kirchenrechts 8. 266 
©. 777 6. Aufl. 
Wie die Geſchichte der Entftehung von $. 1596 bed BGB.'s, 
Siebenhaar, Commentar Bd. III. ©. 17 fg, 

ergiebt, bat der Entwurf bie letztgedachte Anficht vollſtändig getheilt, 
und erſt in Folge fländifchen Antrags die jetzt vorliegende Faſſung er- 
halten, im Folge deren nunmehr auch die Unfenntnig der Thatſache, 
daß die Ehefrau vor Eingehung der Ehe außerehelich geboren gehabt, 
einen die Aufhebung ber Ehe rechtfertigenden Grund darbietet. Maß- 
gebend für diefe Erweiterung des Entwinf3 find Erwägungen geweſen, 
welche nicht ſowohl aus dem Gebiete der fubjertiven Auffafjung des 
Reufchheitäbegriff3 Seiten des Ehemannes, als aus der objectiven Ge— 
ſtaltung der Sache entlehnt find: zumächft die prozeßpolitiiche Rüdficht 
auf die Beweisfrage, ſodann aber die Beachtung der ſtörenden Verhält- 
niffe, welche in weit höherem Grade eintreten können, wenn die Ehefrau 
außerehelich geboren, als wenn fie blos den Beiſchlaf außerehelich voll- 
zogen hat, 

Siebenhaar a. a. O. ©. 18. 
Aus dieſen Gründen iſt der Aufhebungsgrund in 8. 1596 lediglich auf 
die Thatſache, daß die Ehefrau außerehelich geboren hat, geſetzt, und 
damit die Vorausſetzung ausgeſprochen, daß ſchon die Beſorgniß der 
Möglichkeit daraus entſtehender nachtheiliger Folgen den Ehemann von 
Eingehung der Ehe abgehalten haben würde. Hat aber der Ehemann 
dadurch, daß er, feiner Belanntichaft mit dem Eintritte diefer Thatſache 
ungeachtet, die Ehe geichlofien, thatſächlich zu erkennen gegeben, daß er 
die Gefahr jener Möglichkeit auf ſich nehme, fo ift auch nicht zu präſu⸗ 
misen, daß dieſe Gefahr fich erhöht babe, oder doc dem Ehemanne 
größer erfchienen fein würde, wenn ex gewußt hätte, daß die Ehefrau 
auch noch ein zweites Mal außerehelich entbunden worden ift. Kläger 
ſelbſt hat auch keineswegs ettunige, hieraus für ihn entitehende oder 


doch zu beforgende Nachtheile objestiver Art, ſondern lediglich die in der - . 258 


zu Tage getretenen Unkeuſchheit oder Unfittlichkeit der Ehefrau liegende 
Verlegung feines Intereſſe geltend gemacht. Für die ausſchließliche 
Beachtung dieſes Geſichtspunktes bietet aber die mehrangezogene gejeß- 
liche Dispofition feinen Anhalt. 

Auf den Hiergegen vom Kläger bervorgehobenen älteren Gerichte- 
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brauch, vermöge defjen die Kenntniß einer einmaligen Keujchheitster 
letung der Ehefrau dem Ehemanne das Recht auf Cheannullation we 
gen eines zweiten, ihm unbekannt gebliebenen gleichen Fehltritts niht 
entzogen habe, kann unter diefen Umftänden an ſich Gewicht nicht ge 
legt werden. Es ift aber auch diefer Gerichtsbraud; al3 ein gleihfi: 
miger und unbeftrittener nicht anzuerkennen, vielmehr haben die Süd 
fiichen Ehegerichte und unter ihnen auch das DAG. noch in neue 
Zeit für die entgegengejegte Meinung fich ausgefprochen. | 
Lengnid, der Sächſ. Eheprozeß S. 97 fig. J 
Die vorige Entſcheidung war ſonach zu beſtätigen. | 
27. In | 
Eheweiblide Verbürgung in der Form ſolidariſche— 
Darlehbndaufnahme als erftere aus den Umftänden J 
folgern. — BGB. 8. 1650 flg. 
II. Sen.-Erf. vom 8. April 1869 no. 220/193, 
In der Entjcheidung des OAG.'s, 
Annalen N. %. Bd. III. ©. 134, 

auf welche fich der Widerbeflagte zur Unterftügung feines eRechtsmittl 

berufen zu können glaubt, iſt nur der Satz ausgeſprochen zu finden 
„es könne bei einem Darlehnsgeſchäfte, welches die Ehefrau, ala all 
einige Erborgerin mit einem Dritten abgeſchloſſen habe, daraus alkin 
daß vorher der Ehemann dieſes Darlehn bei dem Dritten nachgejudl 
und diefer nicht dem Chemanne, wohl aber der Ehefrau Credit geben / 
wollen erflärt habe, nicht ohne Weiteres gefolgert werben, daß jene | 
Darlehnsgejchäft die Eigenfchaft einer ehemweiblichen Interceſſion gehabt 

habe.” Es ift, wie die angezogene Entjcheidung mit Recht anerkennt, 

nad) den VBerhältniffen des einzelnen Falles zu beurtheilen, ob ein 

ſolches Darlehnsgejchäft in einer, für den Gläubiger erfennbaren Weile, 

den Zweck gehabt habe, daß der Ehemann, durch Vermittelung der Che 

frau, das ihm früher abgejchlagene Darlehn dennoch habe erlangen 

jollen. Im gegenwärtigen Rechtsftreite handelt es ſich um ein Dar- 

En lehn, welches nad) Inhalt der darüber ausgeftellten Urkunde die Wider- 
\ flägerin gemeinjchaftlich mit ihrem Ehemanne empfangen hat, und für 
deſſen Rüdzahlung beide Theile ſolidariſch zu haften verſprochen haben. 

Rx Nach Demjenigen, was der Widerbeflagte ſelbſt über die Aufnahme des 
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fraglichen Darlehns angeführt hat, iſt man auch bei nochmaliger Prüf⸗ 
ung der Sache zu der Ueberzeugung gelangt, daß in dem Beitritte des 
Widerbeklagten zu dieſem Rechtsgeſchäfte und der Ausſtellung der Ur⸗ 
kunde eine Interceſſion liege. Denn der Widerbeklagte hat p. 1. c. 17, 
23, 25 nicht zu beftreiten vermocht, daß ihn lediglich der Ehemann ber 
Widerklägerin, für fih, um ein Darlehn gebeten habe. So muß aud) 
ber Wiverbeflagte bei der im 23. Einl. = Bunkte erwähnten Zufammen- 
funft das Gefuch des Ehemannes aufgefaßt haben, da er den Abſchluß 
eines Darlehnsgeſchäfts mit diefem nicht ganz von ber Hand mies, 
jondern fich bereit erklärte, beiden Eheleuten gemeinschaftlich Geld zu 
leihen, und hierüber noch felbft mit der Widerklägerin zu verhandeln. 
Der Widerbeflagte hat auch nirgends behauptet, daß bei den jpäteren 
Vorgängen und der Auszahlung der von ihm dargeliehenen Summen 
die Widerflägerin irgend etwas gethan ober. erklärt habe, woraus ſich 
die Abficht derjelben, ein Darlehn für ihre Zwecke und Bedürfniſſe bei 
ihm aufzunehmen, erfennen ließe. Vielmehr ftehen alle diefe Vorgänge 
mit dem urjprünglichen Gejuche des Ehemannes in unmittelbarem Zu⸗ 
ſammenhange. Berüdfichtigt man nun, baß bei der erwähnten Ver- 


bandlung mit der. Widerklägerin und deren Ehemanne, der Widerbeflagte 
zunächft nicht die gemeinfchaftliche Aufnahme eines Darlehns, jondern 


die Berbürgung des Vaters der Widerflägerin verlangt, und erit, nach⸗ 
dem diejes Verlangen abgelehnt worden, ſich bereit erklärt haben will, 
„das Gelb beiden Eheleuten herzugeben, wenn fie fich ſolidariſch für bie 
Rückzahlung verpflichten würden“, jo läßt ſich nicht füglich bezweifeln, 
daß durch diejen, angeblich von der Wiverflägerin und deren Ehemanne 
lofort acceptirten Vorschlag nur die Realifirung des von dem Ehemanne 
gejuchten Darlehns habe vermittelt werden follen, und daß namentlich 
auch der Widerbeflagte nicht ſowohl mit der Widerklägerin felbit einen 
Darlehnövertrag abzufchließen, als vielmehr ſich in der äußeren Form 
eines gemeinjchaftlihen Darlehns und der Uebernahme einer gegen- 
feitigen Gefjammtverpflichtung von Seiten beider Ehegatten eine größere 


Sicherheit für das von dem Ehemanne verlangte und für dieſen bee 


fimmte Darlehn zu verfchaffen bezmedt habe. Die Vorfchriften des 
Mandates vom 28. November 1828, mit denen im Wefentlichen auch 


die Beftimmungen des BGB.'s SS. 1650 flg. übereinftimmen, würden 


ihren Zweck gänzlich verfehlen, wenn unter Verhältniffen, wie fie im 
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vorliegenden Yalle nach Widerbeklagtens eigener Sachdarftellung vor⸗ 
handen waren, einer durch willkürliche Erklärungen hergeſtellten äußeren 
Form der Vorzug vor der eigentlichen Intention der Betheiligten ge⸗ 
geben werden dürfte. 


28. 
Illation deſſen, was eine Ehefrau durch jpg. Hperas 
artificiales erworben hat, wenn anzunehmen? — 
BGB. 8. 1668. 
U. Sen.Erk. vom 3. Sept. 1868 no. 666641. 
Mar Stimmt mit den vorigen Inſtanzen barin überein, daß wenn 
bie Ympetratin mährend des Baues der erwähnten Eiienbahnen für bie 
bei dieſen Bauten beichäftigten Arbeiter einen Schank hielt, und Kies 
durch fich Geldmittel erwarb, biefer ie Verdienſt als ihr Eigentum pe 
betrachten war. Denn ſchon nach der früheren‘, vom ben BED. inf 
1668 recipirten Praxis, 
Siebenhaar, Commentar Bd. III. ©, 58 fig, 
gehörte der Ehefrau das, was fie Durch fog. operae artificiales PEN 
eigenthümlich, und etwas Anderes würde nur dann anzunehmen jein, 
wenn fie ihren Erwerb zur Verwendung in die Wirthichaft ihrem Ehe 
manne übergeben oder felbft in die Wirthſchaft verwendet hätte. Der | 
Betrieb eines Schanks der erwähnten Art ift aber im vorliegenden 
Sale, wo der Ehemann der Impetratin während der Zeit der Auk 
übung jene Schanks die Function eines Schachtmeifterd verſah, m 
Zweifel unter die Kategorie der operae artifieiales zu fubfumiren und 
dafür, daß Impetratin gedachten ihren Eriverb in die Wirthſchaft vers 
wendet oder felbigen zur Verwendung in die Wirtbichaft ihrem Ehe 
manne übergeben habe, ift ein fpecieller Rachweis nicht beigebracht 
worden. Uebergab daher Impetratin in der Folge Das, was fie durch 
Ausübung des Schanf3 erworben, ihrem Ehemanne, dem olmehin Dei 
Recht der Berwaltung und Nusnießung an diefem Grwerb zuftand, ſo 
wurde hierdurch das Eigenihum der Impetratin an Iehterem nicht ver⸗ 
ändert und am wenigſten würde eine ſolche Annahme fich rechtfertigen 
laſſen, wenn Impetratin, wie fie behauptet bat, jenen Erwerb in einer 
umgertrennten Summe ihrem Chemanne eingehänbigt hätte. Vielmeht 
würde dann ohne Weiteres davon auszugehen fein, daß Impetratin ger 
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dachten ihren Erwerb ihrem Ehemanne als eheweibliches Einbringen 
übergeben habe, und es bedurfte deshalb auch nicht, wie Impetranten 
vermeinen, einer beſonderen Liquidſtellung des Umſtandes, daß Impe⸗ 
tratin gedachte ihre Erſparniſſe ihrem Ehemanne mit der Erklärung, 
ex ſolle dieſes Geld als eheweibliches Einbringen betrachten, übergeben, 
und daß der Ehemann der Impetratin das Geld zum Ankauf eines 
Gutes verwendet habe. 


| 29. 
Zur Lehre von der inofficiosae domationis querela. 
— Eine Vermögensverminderung nad dem an ſich nicht 
inofficiöfen Schentungsarte tft für Beurtbeilung der 
Gültigleit des lesteren unerheblich. — BED. 8. 2608 flg. 
U. Sen.-&xl, yom 9. Sept. 1869 no. 572/840. 
Wie in den BL. angezogenen Fällen 

Wochenbl. f. merkw. Rechtsfälle 18583 ©. 288, 

Beitfchr. f. Rechtspfl. und Berw. N. F. Bb. XV. S. 253, 
eben jo wie in zahlreichen anberen, 3. B. 

Wochenbl. ꝛc. 1854 ©. 46, 1857 ©. 320, 

Beitfchr. 10. Bd. XV. ©. 435, Bo. XVII. ©. 44, 442, Bd. XVII. 

S. 92 

von dem OAG. gleichmäßig vor dem Inkrafttreten des BGB.'s in Hin⸗ 
blick auf die einſchlagenden geſetzlichen Beſtimmungen und die Literatur 
ausgeführt iſt, Tommt es bei Beantwortung der Frage, ob eine Schenk⸗ 
ung — beziehentlich auch eine ſ. g. vonditio gratiosa — als inofficiosa 
im Sinne der Querel zu gelten babe, zunächſt lediglich auf die Zeit die⸗ 
fer Schenkung an und letztere ift eben nur dann inofficiosa, wenn da⸗ 


durch das Vermögen in der Weile vermindert ift, daß dasjenige, maß 


davon, wenn der Erblaſſer unmittelbar nach der Schenkung verftorben 


märe, dem Pflichttheiläberechtigten zufällt,, alfo fein Exbtheil weniger 


beträgt,. als er als Pflichttheil erhalten hätte, wenn diefer unter Be- 
rüdfihtigung des unmittelbar nor der Schenkung vorhanden geivejenen 
Vermögens berechnet wird. 

Wendet man biefen Grundſatz auf den vorliegenden Fall an, und 
ſetzt man nach der Klägerin eignen Angaben, daß das Vermögen des 


Vaters der Klägerin am 25. Januar 1850 vor dem Abfchluffe des 
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_ Raufed 8400 Thlr. betragen habe, fo erhellt ſchon bei dem baaren Kauf 


preife von 2800 Thalern, daß der Verkäufer mehr zurüdbehielt, als 
der von der Klägerin auf 2100 Thaler beredinete Pflichttbeil betragen 
haben würde, aljo ſchon hiernach von einer Pflichttheildverlegung dur 
den Kauf nicht die Rede fein könne; dies aber um fo weniger, als bei 


- : der Berechnung bes Kaufpreifes auch noch der von der Klägerin auf 


2113 Thaler 13 Ngr. berechnete Werth des Auszuges gleichſam als 
Theil des Kaufpreifes in Anrechnung fommen muß, jomit das zurüd- 
behaltene Bermögen 4913 Thaler 13 Ngr., das angeblich verfchentt 
aber nur 3486 Thaler 17 Ngr. betragen haben würde. 

Darauf aber, daß. der Klägerin Vater den durch den Werth de 
Auszuges repräfentirten Bermögenstheil zum Confum für fih und feme 
Ehefrau disponirt, und auch anjcheinend einen Theil des baaren Kauf 
preifes der 2800 Thaler während feines Lebens verzehrt bat, komm 
Etwas nicht an, da, wie in den angezogenen Vorgängen nadhgervichk. 
it, eine nach dem angeblichen Schenfungsacte vorgelommene Vermin 
derung des zurüdbehaltenen Vermögenstheiles unter allen Umſtänden 
nicht dahin führen Tann, eine an fi nicht inofficidfe Schenkung ex 
post zur inofficiöfen zu machen. | 

Diez Ergebniß der Beurtheilung nach älterem Rechte ift aber auqh 
nach dem Rechte des BGB.'s gerechtfertigt, welches, wie die querela ig 
officiosae donationis nad) den Grundſätzen der querela inoffci 
testamenti conſtruirt ift, in Hinblid auf die Beitimmung des 8. 23 
Publicationsverordnung vom 2. Januar 1863 auf den vorliegendet . 
Fall, wo der Erblaſſer erft im Jahre 1866, alfo nach dem Inkrafttreten 
des BGB.'s veritorben ift, Anwendung zu finden hätte. 

Denn auch diejes fchließt fidh in SS. 2603 flg. an das frühere 


Recht und die fächfiiche Praris allenthalben an, und ift insbeſondere 
‚ nur noch auf die Beitimmungen der 88. 2605 und 2612 hinzuweiſen, 


welche Har erkennen laflen, daß Vermögensverminderungen nad) dem 
Zeitpunkte der am ſich nicht imofficiöfen Schenkung, diefer nicht den 
Charakter der Smofficiofität aufprüden können. 
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Die Geihäftsführung ohne Auftrag, nah dem 
Bürgerlichen Geſetzbuche. 
Vom Herrn Vice» Präfivent Dr. Siebenhaar. 
(Fortſetzung) *). 


D 


In mweldem Umfange haftet der Geſchäftsführer 
ohne Auftrag für Verſchuldung. 
8. 10. 


Allgemeine Bemertungen. 


Unter Schaden verfteht man jede Verringerung des Vermö— 
gens, welche darin ihren Grund hat, daß ein Vermögensgegen- 
and, in dem oben angegebenen weiteren Sinne des Wortes, 
untergeht oder verfchlechtert wird, vorausgejegt, daß der Unter» 
gang oder die Verſchlechterung nicht eine bloße Folge der Be- 
Ihaffenheit der Sade felbft oder des Zeitablaufes if. Die 
Größe des Schadens ift nad dem Unterſchiede zu beftimmen, 
welcher fich bei einer Vergleihung des Vermögensſtandes vor 
und nach dem Untergange oder der Verfchlechterung des dazu 
gehörigen Gegenftandes ergiebt, und dieſer Unterfchied kann wie— 
derum beftehen in dem Werthe, melden der Gegenftand vor 
leinem Untergange, oder in dem Mehrwerthe, welchen derjelbe 
vor feiner Verfchlechterung gehabt hat (damnum emergens) und, 
wenn dieſer Unterſchied nicht jofort ausgeglichen wird, in dem 
Gewinne, welcher von dem untergegangenen oder verfchlechterten 
Gegenftande hätte gezogen werden können (lucrum cessans) ). 





*) Man vergl. S. 97 fg. 
Man vergleiche auch Commentar ed. II. Bd. 1, S. 163 fg. — Der 
Annalen, Reue Folge Bd. VI. 19 
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u Im 8. 125 des BGB.'s, welder von der Verbindlidfel 
zum Schadenerfage handelt, werden die Begriffe damnum emen 
gens und lucrum cessans in Webereinftimmung hiermit gegeben 
wenn erfteres als die unmittelbare oder mittelbare Folge dei 
rechtsverlegenden Handlung und letzteres al3 der Gewinn ba 
zeichnet wird, welcher nad dem natürlichen und gewöhnliche 
Laufe der Dinge oder nah den getroffenen Anftalten und %oy 
fehrungen oder jonft nach den Umftänden erwartet werden fonn 
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Begriff des lucrum cessans iſt für die Lehre des Schadenerſatzes von d 
größten Wichtigkeit. Das entjcheidende Merkmal ift dabei, daß nur d 
Gewinn in Betracht kommt, welcher von der Sache felbjt, ohne Rüde 
auf den bejonderen Gejchäftsbetrieb des Eigenthümers, gezogen werd 
fann. Namentlich dient das lucrum cessans, in feinem Verhältniſſe zu de 
Werthe der Sache, im Wefentlichen blos zur Ausgleichung des Zeitintereii 
zwiſchen der Schägung der Sade und der Zahlung des Werthes. M 
würde 3.8. wenn eine Kuh widerrechtlich getödtet worden wäre, der Werl 
welchen die Kuh zur Zeit der Töbtung gehabt bat und die Nußung ı 
Milch 2e., melde fie bis zur Zahlung des Werthes gegeben haben mürt 
nach Abrechnung der Fütterungskoften, nicht aber der Gewinn, melchen t 
Eigenthümer aus dem Berlaufe der Kuh oder aus der Milchnutzung und 
befonderen Berbältnifien hätte ziehen können, zu erjeten fein. Denn dief 
Gewinn kann der Beichädigte von jeder andern Kuh ziehen. Eben jo ur 
aus einem gleichen Grunde würde, wenn es fih um den Schadenerfat fi 
ein ſtädtiſches Hausgrundſtück handelt, der Schaden nach dem Werthe 4 
Haufes und nad den Mietbzinjen, welche davon bi zur Zahlung # 
Schägungsfumme, nicht nad) dem Gewinne, welcher aus dem Tünftig 
Steigen des Werthes des Haufes und dem Fünftigen vortheilbafteren Verlau 
defjelben denkbarer Weife hätte gezogen werben künnen, zu berechnen fein. 9 
jo beliebte Häuferfpeculation ift nicht auf ein beftimmtes Haus bejchränft 
gehört auch nicht zu den Unternehmungen, bei weldden mit Sicherheit at 
einen Gewinn zu rechnen if. Für die Abichägung des Werthes eii 
Haufes wird namentlich zu berüdfichtigen fein, ob die area mit in Anfchk 
zu bringen ift oder nit. In letzterem Falle kann der Schaden nur 
ben Koften des Wiederaufbaues eines gleichen Haufes und in den Niet 
zinfen bejtehen, welche biß zum Wiederaufbau gezogen worden wären. Ju 
deſſen ift die Abjchäkung eines Schadens Sache der Beurtheilung bes cor 
ereten Yalles, in feiner, in der Regel erft nah Einholung eines ſachve 
fländigen Gutachtens feftftelbaren Eigenthümlichkeit. (Man vergl. übrige 
SS. 124, 125, 685 bis 687, 741 bis 744 des BGB.'s und Commentar ed 
II. 8b. 1, ©. 78, 8b. 2, S. 23 fg, ©. 57 fg) 
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Diefe Begriffe nämlich find diefelben, es mag eine dritte Verfon, 
welche einen Schadenerjaß zu leiften hat, vorhanden fein oder 
nich. "Schaden, als ein Vermögensverluft, ift etwas rein Objec⸗ 
tiveg, was nicht bald dieſes bald jenes fein kann, je nachdem 
eine dritte Perſon zum Schadenerjage verpflichtet ift oder nicht. 
In beiden Fällen gelten für die Beitimmung, wie mweit der Scha- 
den reiche und mie derjelbe zu berechnen ſei, die nämliden 
Principien. Ein Unterfehied ergiebt fih nur daraus, daß in 
dem einen Falle eine dritte Perſon eriftirt, an welche fich der 
Beichädigte wegen feines Schadens halten fann, in dem andern 
Falle der Schaden von Demjenigen zu tragen i, welcher ihn 
erlitten hat. 

So einfach dieſe Sätze ſind, ſo werden ſie doch ſehr oft 
mißverſtanden. Wir wollen daher verſuchen, das Geſagte an 
einigen Beiſpielen deutlich zu machen. 

A. iſt Eigenthümer eines Hauſes in guter Geſchäftslage 
und betreibt darin ein ſchwunghaftes Geſchäft. Das Haus wird 
ein Raub der Flammen, während die vorhandenen Utenſilien 
und Waarenvorräthe gerettet worden. Der Schaden, welchen 
A. erleidet, berechnet ſich einmal nach dem Werthe, welchen das 
Haus als ſolches, von der guten Geſchäftslage abgeſehen?), zur 
Zeit des Brandes hatte, ſodann nach dem Verluſte, welchen A. 
in ſeinem Geſchäfte dadurch erlitten hat, daß er in der Zwiſchen⸗ 
zeit zwiſchen dem Brande und dem Wiederaufbau des Hauſes 
ſein Geſchäft nicht hat betreiben können. Hätte A. in der Zwi⸗ 
ſchenzeit ein Lokal in gleich guter Geſchäftslage gemiethet gehabt, 
jo würde der Verluſt in dem Zinſe beſtehen, welchen er zu be- 
zahlen gehabt hätte. Man würde irren, wenn man in dieſem 
Verluſte etwas Anderes, als einen duch den Brand felbft ver- 
urſachten Schaden, finden wollte. Denn die Verringerung des 


2) Die gute Geſchäftslage ift eine Eigenfchaft der area, welche durch 
ben Brand nicht untergeht. Bei einer Exrpropriation würde die gute Ge- 
ſchäftslage mit zu berücdfichtigen fein; täre jedoch der Werth des Haufes, 
unter Berückſichtigung der guten Gejchäftslage abgefchägt worden, jo könnte 
nicht noch ein weiterer Erſatz für den Geſchäftsbetrieb in faturum gefordert 
werben. 

19* 
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Vermögens des A. befteht darin, daß ihm das Lokal fehlt, in 
welchem er fein Geſchäft betreiben könnte, wenn fein Haus nicht 
abgebrannt wäre °). 

Ein anderes Beifpiel ift nachftehendes. A. ift Eigenthümer 
eines Stüdes Holzlandes, auf welchem im Wachsthum begriffenes 
Holz Steht. Die Bäume werden duch Sturm abgebrochen oder 
von irgend Jemanden widerrechtlih abgehauen. Der Schaden 
des A. befteht nicht blos in dem etwa größeren Aufwande für 
die Abbringung des verwüfteten Holzes und in den Culturkoften, 
Sondern auch in dem Unterfchiede zwifhen dem Werthe, melden 
ſchlagbares Holz hat und dem Werthe, welcher dem noch nid! 
ihlagbaren Holze zulommt, nach Abzug des Nutzens, melder 
bis zu dem Zeitpunkte, wo das vermwüftete Holz ſchlagbar gr 
worden wäre, von der neuen Cultur gezogen wird *). 

Drittes Beifpiel. A. hält Ochfen, um ſich derfelben m 
Beftellung jeiner Felder und zur Einfuhre der Ernte zu be 
dienen. Kurz vor der Beitellung der Felder oder der Ernk 
werden die Ochſen von einem Andern getödtet. Der Schaden, 
welchen A. dadurch erleidet, bejteht nicht blos in dem Werthe, 
welchen die Thiere zur Zeit ihrer Tödtung hatten, fondern auf 
in dem Aufwande, welchen A. machen muß, um das Feld zu 
beftellen oder die Ernte durch anderes Vieh einbringen # 
laſſen 5). 


5) So wird ſich A. den Schaden beredinen, welchen er durch den Brand 
erlitten bat, ohne Unterfchied, ob er den Schaden felbft zu tragen hat, oder 
ob er von einem Dritten Schadenerfag zu fordern berechtigt ift. 

*, Wenigftens glauben wir, daß der Schaden jo zu berechnen fei. Ob 
der Anwendbarkeit der aufgeftellten Grundfäge technifche Bedenken entgegen 
ſtehen, Tann bier dahin geftellt bleiben. 

5) Namentlich wird hieran dadurch Etwas nicht geändert, daß A. viel- 
leicht jelbft anderes Vieh hat, welches er zu ben Berrichtungen verwenden 
fann, oder ſich von feinem Gelde an der Stelle der getöbteten andere 
Stüde Vieh gelauft hat. Denn es bleibt immer noch wahr, daß er buch 
die Tödtung der Stüde des Nuten verluftig geworden fei, welchen er ge 
zogen haben würde, wenn fie nicht getödtet worden wären. Das Bedenken, 
welches fich hiergegen aufftellen läßt, daß der Werth der getödteten Ochſen 
auch den Nugen vepräfentire, welcher von denjelben hätte gezogen werden 
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Viertes Beijpiel. Der Kaufmann A. hat in feinem Ge- 
wölbe Waaren zum Berfauf bereit liegen und B. vernichtet fie. 
Der Schaden des A. befteht in dem Preife, melden er beim 
Verkaufe der Waaren gelöft haben würde (Verfaufspreis), meil 
in den Waaren nicht blos der Einfaufspreis nebft etwaigen Trans⸗ 
portjpefen, jondern auch der Geſchäftsaufwand nebit dem damit 
bezweckten Gewinne für den Berfauf ftedt‘). Die 1. 21 8. 3 
D. de act. emt.: 

quum per venditorem steterit, quominus rem tradat, omnis 
utilitas emtoris in aestimationem venit, quae modo circa 
ipsam rem consistit. Neque enim si potuit, ex vino puta, 
negotiari et lucrum facere, id aestimandum est, non magis 
quam si triticum emerit et ob eam rem, quod non sit traditum, 
familia ejus fame laboraverit, nam pretium tritici, non ser- 
vorum fame necatorum consequitur, 
nicht entgegen, weil diefe Gefepftelle nicht von der Vernichtung 
bereits feil gehaltener Waaren, fondern von dem Verzuge des 
Verfäufers in Ablieferung der verkauften Sache handelt, auch 
auf die. heutigen Verkehrsverhältniſſe nicht paßt”). 


Fünftes- Beifpiel. Der Fifcher A. hat, um Fiſche zu fangen, 


innen, ift, abgefehen davon, daß der Abſchätzung noch nicht die Wirkung 
der Zahlung ‘der Schätzungsſumme beigelegt werben kann, nicht begründet, 
weil der durch die Tödtung verurſachte Schaden in der Störung der Wirth- 


ſchaftsführung zu ſuchen if. Ob und in wie weit Fütterungsfoften in Abzug. 


zu bringen feien, ift Sache des Gutachtens Sachverſtändiger. 

©, Eines Beweifes, daß die Waaren verkauft worden fein würben, be- 
darf es nicht, weil bei dem Marktpreife die größere oder geringere Wahr- 
ſcheinlichkeit des Verkaufs in Anfchlag gefommen if. Aber ein Gegenbe- 
weis, daß die Waaren, aus befonderen Gründen, um den Marktpreis nicht 
verfäuflich gewejen wären, wird nicht ausgejchloffen fein. 

?) Man vergl. SS. 741, 744 des BGB.'s. — Wie der Fall zu beur- 
theilen wäre, wenn Jemand zur Fütterung von Thieren angefchafftes Futter 
bernichtete und die Thiere in Ermangelung andern Futter crepirt wären, 
mag bier dahin geftelt bleiben. — Uebrigens ſei beiläufig bemerkt, daß 
bie l. 2 8.8 D. de eo quod certo loc. auf die Fälle zu beſchränken ift, in 
welchen die Zahlung einer Summe an einem beftimmten Orte ver⸗ 
—— worden iſt und es ſich um das — des Ortes der re 
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Netze gelegt und B. zerſtört die Netze. Die Frage, welchen 
Schaden der Fiſcher A. dadurch erleide, wird in a 1. 29 8.3 
D. ad leg. Aq.: 
Sed ubi damni injuria agitur ob retia, non piscium, qui ideo 
capti non sunt, fieri aestimationem, cum incertum fuerit an 
caperentur. Idemque et in venatoribus et in aucupibus pro- 
bandum, 
entfehieden und nur die Bemerkung mag noch beigefügt werden, 
daß natürlich auch wegen der Fiſche, welche gefangen geweſen 
und durch die Zerſtörung der Netze wieder frei geworden ſind, 
Schadenerſatz gefordert werden kann, ingleichen daß in dem 
Schaden, welcher durch die Zerſtörung der Netze verurſacht wor⸗ 
den, auch die Vergütung für die Arbeit und der etwaige Auf— 
wand bei Legung der Netze mit begriffen tft °). 





8. 11. 
Fortjegung. 

Nah Feititellung des Begriffs des damnum emergens und 
lucrum cessans, gruppiren wir die Urſachen der Entftehung eines 
Schadens (in dem im vorigen Paragraphen angegebenen weiteren 
Sinne) in nachſtehender Weife: 

A. Zufall (casus). 

B. Menſchliche Handlung. 

a) Eigene Handlung Desjenigen, welcher den Schaden er 
leidet. 


8, Mehrere praftifche Winke darüber, was als lucrum cessans zu be⸗ 
trachten fei, findet man in folgenden Stellen des römischen Rechts. WWäh- 
rend nämlich in der 1. 7 8. 6 D. de minoribus ganz allgemein gejagt wird, 


‚ daß die Minderjährigen auch wegen bes Verluftes eines Gewinnes (lu- 


crum) in den vorigen Stand einzufegen feien und die 1.27 D. ex quib. caus. 
maj. dies auf alle Reftitutiondarten erftredt, finden fich eine Menge anderer 
Stellen, 3. ®. 1. 17 8. 3 D. de usur. J. 18, 19, 20 D. ex quib. caas. maj., 
in welchen ber Begriff des entzogenen Gewinnes (lucrum cessans) auf 
bei der Wiedereinfekung in den vorigen Stand in einer ähnlichen Weile, 
wie in ben im Texte aufgeführten Veiſpielen gejchehen ift, analpfirt und 
näher beftimmt wird, 
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b) Fremde Handlung. 

aa) Poſitive Handlung. 

aaa) Berechtigte Handlung. 

bbb) Unberechtigte Handlung. 

aaaa) Handlung mit dem Bewußtſein, daß dadurch frem- J 
des Vermögen werde beſchädigt werden (dolus). 

bbbb) Handlung ohne dieſes Bewußtſein (culpa, Ver— | 
ſchuldung). — 

bb) Unterlaſſung (negligentia, imperitia, Fahrläſſigkeit, 
Verſchuldung). | 

aaa) Grobe Verfhuldung (culpa lata, grobe Fahrläffigkeit). 

bbb) Geringe Verſchuldung (culpa levis, geringe Fahr⸗ 
läſſigkeit). 

Bevor wir an dieſen Gruppen der Entſtehungsurf achen eines 
Schadens die Frage, wer den Schaden zu tragen habe, beant- 
orten, müfjen wir eine rechtögefchichtliche Bemerkung voraus⸗ ie 
ſchicken. Zwar verwerfen wir entjchieden die Anfiht der neueren 35 
Doctrin, daß die Rechtswiſſenſchaft ſich aus römiſchen und deut- 5 
ſchen 9) Rechtsalterthümern herausgebildet habe und das Recht 
weiter nichts ſei, als das Ergebniß der Geſchichte. Aber bei 
dem Gegenſtande, welchen wir nicht umhin können, zu berühren, 
handelt es ſich nicht blos um eine rechtshiſtoriſche Antiquität, 
ſondern um eine ſehr weſentliche Verſchiedenheit des römiſchen 
und heutigen Obligationenrechts in Beziehung auf die Haftung 
für Schaden 10). 

Im römischen Rechte wird unter Zufall (casus) ein Ereigniß 
verftanden, melches der Menfch nicht vorherſehen, oder welches 





2) Die Neuzeit bat fo unrecht nicht, wenn fie in den mittelalterlichen 
Rechtsanfichten aufzuräumen fucht. In den Snftituten des deutfchen Rechts _ 
liegt in der Regel vieles Unlogiſche. — 

10) Dem Nachſtehenden liegt die Ausführung in Hugon. Donelli comment. 
jur. civil. ed. Koenig- Bucher. t. X. pag. 156 seq. 3u Grunde. Aus den - :.. 
neueren Schriften war Etwas nicht zu gebrauden. Die Jurisprudenz iſt, 
wie ung fcheint, feit Anfange diefes Jahrhunderts nicht fort-, fondern zu- — Be 
rückgeſchritten. * 
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er wenigſtens, wenn er es vorhergefehen hat, nicht abmwenden 
oder verhindern Fann?!!. Man gebraudt dafür auch den Aus- 
druck „höhere Gewalt (vis major)‘, indem der Comparativ „hö- 
here“ auf den unzulänglichen Widerftand zu beziehen ift, welchen 
der Menſch zu leiften vermag '?). Wenn in der 1. 25 8.6D. 
locat. gejagt wird, 
vis major, quam Graeci Jenö Plav, i. e. vim divinam ap- 
pellant, 
jo find die Worte „Heoö Biav“ nicht zur Smterpretation der Worte 
„vis major“, fondern zur Bezeichnung einer befonderen Art der 
vis major, nämlich der vis divina, beigefügt. Im gewöhnlichen 
Leben pflegt man auch von Schidjal (fatum) zu reden, morunter 
man den duch einen Zufall entftandenen Schaden verfteht '?). 
ALS zufällige Schäden gelten Schäden, welche durch Natur 
ereignifje, 3. B. Sturm, Blisftrahl, Hige, Kälte u. ſ. w., oder 
durh Feuer, Schiffbruch, Ueberſchwemmungen u. ſ. w., vder 
duch Viehſeuche, Erdbeben u. f. w., oder durch feindliche Ueber- 


fälle, dur) Raub oder Einbrüche u. f. w. verurfacht worden find. 


Dahin find auch zu zählen die von einem Dritten verurſachten, 
unter die lex Aquilia fallenden, Schäden 1). Das Entfliehen 
von Thieren ift nur dann als Zufall zu betrachten, wenn 
e3 Hausthiere find, welche nicht bejonders bewacht und beauf- 
fichtigt zu werden pflegen. Dagegen wird nad) römifchem Rechte 
der Diebftahl (furtum) nicht zu den Zufällen gerechnet 5). 

In Beziehung auf die Verbindlichkeit, für den Zufall zu 
baften, bejtand im römifchen Rechte ein Unterfchied zwifchen den 
judieiis strieti juris und bonae fidei. Bei jenen galt der Grund- 
fab, daß der Schuldner durch den Untergang oder durch die 
Verſchlechterung der Sache (species) liberirt wurde, ausge 
nommen, wenn er fi einer culpa fchuldig gemacht, oder in 


11) ]. 6 Cod. de pigner. act. I. 18 pr. D. commodat. 

12) |. 13 $. 1, 1. 30 D. de pigner. act. 1. 1 Cod. de commod. 

18) ]. 16 pr. D. de rei vind. 1. 52 $. 3 D. pro socio. 

14) 1. 19 D. commod. 1. 31 pr. D. de act. emt. vend. |, 41 D. loeat. 
’) 1. 52. $. 3 D. pro socio, 
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mora befunden oder zur Haftung für den Zufall verpflichtet 


hatte. Bei diefen bezog fi der angegebene Grundſatz auch 


auf den Verluft der Sache, d. h. auf den Fall, wenn die Sache 


unbeſchädigt geblieben und dem Schuldner nur abhanden ge- 


Iommen, 3. B. wenn die geliehene oder verfaufte Sache geraubt 
horden oder ein Hausthier, welches nicht befonders bewacht 
und beauffichtigt zu werden pflegt, entflohen marı!®). Aber nicht 
blos darin unterfcheiden ſich die judieia strieti juris und bonae 
fdei, daß der Schuldner bei jenen nur durch den Untergang 
oder die Verſchlechterung, bei die ſen dagegen aud durch den 
zufälligen Verluſt der gejchuldeten Sache (species) liberirt wird, 
Iondern auch rüdfichtlid der Frage, in wie weit der Schuldner 


feine Obligation durch Verfhuldung 17) perpetuitt. So viel 


nämlih die judicia strieti juris anlangt, jo wird der 
Schuldner durch den Untergang oder die Verfchlehterung der 


Sache nicht liberirt, wenn er durch eine pofitive Handlung, 3. B. 


Verbrennen, Zerreißen, Zerichlagen, bewirkt hat, daß die Sache 
intergegangen oder verjchlechtert worden tft (culpa in faciendo), 
dagegen liberirt, wenn er ſich einer Nachläffigfeit, Verabfäumung 
da erforderlichen Sorgfalt (culpa in non faciendo), ſchuldig ge 
nacht hat, 3. B. ein krankes Thier nicht hat curiren laſſen 18). 


191.5 8.6 D. commod. 1. 31 D. de act. emt. vend. 1.233 D. de reg. jur. 
19 Berfchuldung begreift bier den dolus nicht mit in fich, weil biefer 


unter allen Berhältnifien zur Haftung für den Schaden verpflichtet. 


, Man vergl. Siebenhbaar, Gorrealobligationen S. 354 fig. — 
Der Grund bes im Texte angegebenen Unterfchiedes zwifchen judiciis stricti 


‚ juris und bonae fidei liegt darin, daß es fich bei jenen nur um eine von 


ihrem Entftehungsgrunde Iosgetrennte objective Leiftung, bei biefen bagegen 
um eine erft aus dem Entftehungsgrunde der Obligation zu beftimmende 


Leiſtung handelt. Die objective Leiftung ceffirt mit dem Untergange bes 


Objects und ändert ſich mit dem Object, weil ſich der Schuldner nur zur 
Leiſtung des Objects verbindlich gemacht bat. Zwar liegt hierin bie Ber- 
binblichkeit, die Leiftung nicht durch eine pofitive Handlung unmöglich zu 
machen. Aber zu etwas Weiterem, als zur Leiftung des Objects, bat ſich 
der Schuldner nicht verbindlich gemacht und es ift dadurch bie Frage, ob, 
wenn bie verſprochene Sache egiftirt, dem Schuldner eine culpa (in non fa- 
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So viel die judieia bonae fidei betrifft, To kommt «8, 


wenn die gefchuldete Sache untergegangen, oder verjchleäitert 
worden oder verloren gegangen tft, Darauf an, ob der Schuldner 
in einem Bertragsverhältnifie fteht, vermöge deffen er für Ver⸗ 
ſchuldung haftet, oder nicht, indem er nur in dem legteren, nicht 
aber in dem erjteren Falle liberirt wird. In den Gejeten wird 
namentlih auch von den judiciis bonae fidei gefagt, Daß ber 
Schuldner durch den Untergang, die Verſchlechterung und den 
Berluft der Sache liberirt, die Obligation aber durch eulpa per⸗ 
petuirt wird. So wird der Schuldner liberirt, wenn die Sad 
durch Feuer zerftört wird, e8 wäre denn, daß er das Feuer 
veranlaßt hätte 19), wenn die Sache geraubt wird oder bei einen 
Schiffbruche untergeht, es wäre denn, daß Derjenige, melde 
fie zum Gebrauche in feiner Behaufung geliehen hat, fie mil 
auf Reifen genommen hätte und der Zufall fi auf der Nee 
ereignete 20), wenn die Sache von einem Dritten befehädigt wir, 
e3 wäre denn, daß die Beichädigung bei einem Raufhandel ge 
ſchehen wäre, zu welchem der Schuldner die Veranlafjung ge 
geben bat ?°). Aber immer wird vorausgefegt, daß es fi ul 
eine culpa in faciendo oder um einen Contract handelt, bi 
welchem der Schuldner auch für die culpa in non faciendo (fit 
Nachläſſigkeit, Unerfahrenheit), haftet. Iſt eg ein Contract, bei 
welchem der Schuldner nur für dolus haftet, fo tft der Schuldner 
für den Zufall nicht verantwortlih, mag derſelbe durch eine 
Nachläſſigkeit entftanden fein, oder nicht, weil nah Wegfall 
einer culpa, melde die Obligation perpetuirt, nur der Zufall 
übrig bleibt, für welchen Niemand zu ftehen hat. Ein Beiſpiel 


ciendo) zur Laſt falle, gänzlich ausgefchloffen, und zwar nicht blos in ſo 
weit, als der Schulbner nicht liberirt wird, wenn er die Unmöglichkeit bet 
Leiftung nicht verfchuldet Kat, fondern auch in fotveit, als die Verſchuldung 
des Schuldners die Obligation, welche wegen Unterganges ober wegen Ver⸗ 
ſchlechterung des Object ganz ober theilweife unmöglich geworden iſt, nid! 
zu perpetniren vermag. 

19) ].11 D. de peric. et commod. rei vend. 

%) ]. 18 pr. D. commodat. 

21) ]. 66 pr. D. solut. matrim, 
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ift, wenn der Erbe des Depofitars, in dem Glauben, die depo- 
nirte Sache fei eine zur Erbſchaft gehörige, Ddiefelbe verkauft 
oder verſchenkt. In diefem Falle haftet der Erbe nicht aus dem 
Depoſitum, ſondern nur ſoweit er bereichert ift ??). 

ir können dahin geſtellt fein laſſen, ob ſich in unſerem F 
heutigen Rechte noch eine Spur des römiſchen Unterſchiedes zwi⸗ 
ſchen judiciis strieti juris und bonae fidei erhalten habe. Wenn 
man felbft annähme, es wären namentlich in den Forderungen e 
aus dem Wechſel und aus dem die römijche Stipulation er- 





jegenden Anerfenntnigvertrage ?°) Merkmale verborgen, melde 4 
denfelben einen Vorzug vor anderen Arten der Forderungen u "x 
geben geeignet wären, jo würden doch die oben entmwidelten — 
Grundſätze über die ſ. g. praestatio periculi nur dann Anwen⸗ *3 
dung finden können, wenn, was nur bei dem Anerkenntnißver⸗ * 
trage möglich iſt, der Gegenſtand der Forderung eine dem Stücke 


nad) beſtimmte Sache (species) wäre, indem, ſoviel die obligatio * 
generis anlangt, die Vorſchrift, debitor liberatur interitu rei, F 
bei ihnen ausgeſchloſſen iſt. Indeſſen bedarf es eines näheren 
Eingehens hierauf nicht, weil das Bürgerliche Geſetzbuch weder 
bei den auf die Verſchuldung bezüglichen Beſtimmungen in 88. 
728 bis 730, noch in dem Abſchnitte über den Wegfall des In⸗ 
haltes der Forderung in 88. 1009 bis 1015 auf den römiſchen 
Unterfchted zwiſchen contractus strieti juris und bonae fidei Rüd- 
fiht nimmt ®*). | 











23) |, 1 8. 47, 1. 2, 8, 4 D. deposit. 

38) Siebenhbaar, Correalobligationen S. 330 fig. 

24, Dem ſehr verbreiteten Glauben, als ob der Unterfchied toifegen we; 
judiciis stricti juris und bonae fidei ein blos procefjualifcher geweſen fei, Be 
müfjen wir entjchieden entgegentreten. So würbe, wenn der Anerfenntnif- - 
vertrag einfach an die Stelle ber römiſchen Stipulation getreten wäre, die  .:: 
culpa bei bemfelben ganz fo zu beftimmen fein, wie e8 im römifchen Redjte 
geſchieht. Aber der Anerkenntnißvertrag erjegt nur die römifche Stipulatieg, ' 9 
iſt jedoch nicht, wie diefe ein formeller, fondern ein materieller Vertecaszs. 
Ran vergl. Siebenhaar a. a. &, 359 fig. S. 402. Der Unterfchied . 
zwiſchen der Stipulation und dem Anerkenntnißvertrage liegt darin, daß . 8 
buch jene eine ihrem Umfange nach beftimmte Zeiftung verſprochen, vo . 
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8. 12. 
Fortfegung. 


Verſuchen wir, nah diefer Abſchweifung, die Lehre de 
Bürgerlichen Geſetzbuchs unter Zugrundelegung des im vorige 
8. gegebenen Schemas, die Lehre über die Haftpflicht für Scha— 
denerjaß darzuftellen, jo bedarf es 


Zu A. 


wohl kaum der Bemerkung, daß, mo immer in dem Bürgerlichen 
Geſetzbuche von dem Zufalle gehandelt wird, darunter der Zufal 
in dem oben ©. 295 entwidelten Sinne zu verftehen if. Em J 
Definition des Zufalles enthält nämlich das Bürgerliche Gejcp 
buch nicht, fofern man nicht die Vorfchriften in 8. 126 Sag 19) 
und in 8. 1010 Sa 1°) für eine ſolche anſehen will. De 
Grund, warum das Bürgerlihe Gefetbuch von einer Definition 
des Bufalles (casus) abfieht, liegt auf der Hand. Unter „Ir 
fall’ begreift man nad unferem Sprachgebrauche jedes Ereigniß, J 
welches nicht in einer menjchlihen Handlung feine Urſache bat 
Der Sprachgebrauch ift aber maßgebend für die Faſſung eine 
Gefeßes und es gilt die Regel, daß das Geſetz jeden Auspruf 
in dem Sinne gebraucht, welcher der gemöhnliche und hery 
brachte ift, ſofern nicht ausdrüdlich beftimmt wird oder aus da 
Umftänden abzunehmen ift, daß es den Ausdrud in einem 
anderen Sinne gebraucht habe ?”). Zu den Bedenken, melde 
es haben müßte, wenn ein Geſetz ſich mit der Erflärung der 
Worte befafien wollte, tritt jedoch bei dem „Zufall noch das 
befondere, daß derfelbe tm Rechte überhaupt nur infomeit in 


diefen dagegen die Obligation zur Leiftung der anerfannten Schulb über- 
nommen wird. Cine objective Leiftung hört auf, wenn das Object unter- 


5 — geht, eine fubjective Verbindlichkeit zur Leiftung Tann aber auch nad) Untet- 
en — Pd e 


gang des Objeets fortdauern. 
28, Man vergl. Gommentar ed. II. Bd. 1 ©. 164, 
2°) Man vergl. Sommentar Bd. 2 S. 195 fig. 
37) Man vergl. 88. 21, 22 des BGB.'s. 
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Betracht kommt, als es ſich um die Frage handelt, wer den 
durch einen Zufall entſtandenen Schaden zu tragen habe. Wenn 
hierbei, wie ſich aus dem Nachſtehenden ergeben wird, das ent⸗ 
ſcheidende Moment darauf zu legen iſt, ob irgend Jemand vor- 
banden fei, von welchem Schadenerfat verlangt werden könne, 
jo fällt der „Zufall“ in das unberechenbare Gebiet der reinen 
Thatſachen, indem er den Gegenfag von den Schäden bildet, 
deren Erſatz namentlih wegen Verfhuldung eines Dritten ge- 
fordert werden kann ?®). ft aber hiernad nur der Begriff der 
Verſchuldung pofitiv, dagegen der Begriff des Zufalls nur 
‚negativ zu beftimmen, jo fann ein Geſetz, welches Definitionen 
möglichft zu vermeiden bat, nur die Aufgabe haben, die pofitiven 
Mertmale der Verſchuldung anzugeben und es ift Sache der 
Doctrin, das negative Element des Zufall3 hiernach feftzuftellen. 


38) Hervorzuheben ift, daß Zufall und Berfchuldung Gegenfäte find. 
gür den erfteren fpricht ebenfowenig eine Vermuthung, wie für bie Iettere. 
Wird Schadenerfab wegen einer Verfchuldung gefordert, fo muß natürlich 
die Berfchuldung in Gemwißheit geſetzt fein. Nichtsdeſtoweniger darf ein 
befonderer Beweis der Verſchuldung nicht gefordert werben, vielmehr genügt 
ber Nachweis ber näheren VBerhältniffe, unter welchen der Schaden ent=- 
ftanden ift. Der Ausfpruch, ob der Schaden ein zufälliger oder verfchulbeter 
jet, ift Sache des, foweit nöthig, auf fachverftändiges Gutachten geftüßten, © 
tichterlichen Urtheild. Hieraus ergiebt fich, wie unrichtig es fei, bei Eifen- — 
bahn-Unglücksfällen eine Präſumtion für die Verſchuldung des Bahnbe- —— 
amten⸗Perſonals aufzuſtellen. Bei einem Verhältniſſe der angegebenen Art 
kann von Präſumtionen gar nicht die Rede ſein, weder für den Zufall, 
noch für die Verſchuldung. Offenbar verwechſelt man den Beweis einer 
Verſchuldung überhaupt, mit dem Beweiſe der Verſchuldung eines beftimm- 
ten Eifenbaknbeamten. Erfterer wird, was man auch für Präfumtionen 
aufftellen mag, erforberlich fein. Dagegen ift noch Riemandem in den Sinn 
gelommen, auch den legteren zu fordern. Man ift ſich nicht Har, was man 
eigentlich will. Im Hintergrunde ſteckt der Gedanke, daß, wenn fich auf 
der Eiſenbahn ein Unglück ereignet babe, es weit zweckmäßiger fei, dem’ 
Schaden von der Eiſenbahngeſellſchaft tragen zu laffen, als von bem ein⸗ 
zelnen Verunglückten. Ob dieſer Rechtsbruch zur Förderung des allgemei— 
nen Beſten gereichen dürfte, möchte doch mehr als zweifelhaft fein. 

Das BOB. enthält in 88. 731, 732 einige hierher gehörige Beweis- 
tegeln, auf welche im Allgemeinen Bezug genommen werden mag. 
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Bereit3 oben wurde erwähnt, daß das römiſche Recht den 
Diebftahl (furtum) nicht zu den zufälligen Unglücksfällen rechnet. 
Dies güt zwar auch noch nach heutigem Rechte, aber wohl zu 
merfen nur von dem Diebitahle (furtum) im römischen Sinne, 
nicht von anderen Vergehen, welche die heutige Criminalrechts⸗ 

wiſſenſchaft zu bejonderen Arten des Diebitahld gemacht bat, 
namentlich nicht von dem Einbruche. 

Sn 8. 126 Sat 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs wird die 
Regel aufgeftellt, daß der Zufall (zufällige Schaden) von Dem- 
jenigen zu tragen ift, welcher dadurch betroffen wird. Negativ 
läßt fich dies ausdrüden, daß Derjenige, welcher durch Zufall’ 
an jeinem Vermögen einen Schaden erlitten hat, von Nieman⸗ 
dem Schadenerfag zu fordern berechtigt ift (casus a nullo prae- 
statur). In ihrer fpeciellen Anwendung auf die Bermögen! 
objecte, nämlich Eigenthum an Sachen, Rechte an fremde 
Saden und Forderungen, bat diefe Regel den Sinn, daß de 
Eigenthümer den zufälligen Untergang und die zufällige Ver- 
Ihlechterung feiner Sache zu tragen hat, daß das Recht an der 

- fremden Sache durch deren zufälligen Untergang und deren 
zufällige Verſchlechterung, im erfteren Falle ganz, im legteren 
Falle theilmweife exrlöfcht, daß endlih der Schuldner einer dem 


ERTRAT ERINNERTE ERS LTE LT ATI Ss 
- NEU. LE ne F ne 2 Eee - 
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— Ze 

Ir Stück nach bejtimnten Sache (species) durch den zufälligen 
—J Untergang oder die zufällige Verſchlechterung der Sache ganz 
* oder theilweiſe befreit wird (debitor speciei liberatur interitu 


rei). Für den gegenwärtigen Zweck werden dieſe allgemeinen 

Bemerkungen binreihen; mir würden ung zu ſehr von unjerem 

Biele entfernen, wenn wir auf eine Berichtigung der von ben 

neueren Rechtslehrern, "mitunter ſehr gefeierten Namen, aufge 

ftellten Theorieen über die praestatio casus einlaffen wollten. 
Bon der vorftehenden Regel giebt es nur drei Auf 

nahmen: 

BA» 1) wenn ein Anderer für den Zufall einzuftehen ver 

ſprochen ®9), 

5 2) wenn ein Anderer den Zufall verſchuldet hat 80), und 


29) 8. 126 Satz 2 des BGB.'s. 
so, 8. 1009 des BGB.'s. 
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3) wenn ein Anderer nach den Vorſchriften über den Ver⸗ 
zug für den Zufall haftet >). 

Soviel die Ausnahme zu 1) anlangt, fo Tann das Ver- 
ſprechen, den. Zufall in Beziehung auf eine fremde Sade zu 
präftiren, theils ein felbftändiges fein, 3. B. bei den verjchie- 
denen Arten der Berficherungen, theils einen Nebenvertrag eines 
anderen Bertrages bilden, 3. B. bei dem Pacht⸗ oder Miethver- 
trage, bei dem Hinterlegungsvertrage. | 

Beifpiele der zu 2) angegebenen Ausnahme find, wenn der 
Verwahrer (Depofitar) fich einer culpa ex lege Aquilia ſchuldig 
macht, wenn der Entleiher (Eommodatar) ein Buch, welches ihm 
zum Leſen geliehen worden ift, mit auf Reifen nimmt, und das 
Buch der Raub eines Schadenfeuers wird. 

Bon den mannigfachen Geftaltungen der Ausnahme zu 3) 
erwähnen wir die, wenn der Berfäufer einer Sade in Verzug 
gefommen ift, und die verkaufte Sache bei einem Schadenfeuer 
verbrennt ??). 

Zu dem zufälligen Schaden ift der Schaden nicht zu rechnen, 
welcher 

Zu B. 
in einer menfhliden Handlung feinen Grund hat. Von einer 
menſchlichen Handlung fann nur die Nede fein, wenn fie von 
ihrem Urheber gewollt worden ift, wenn ihr Urheber mit Be- 
wußtjein und in dem Zuftande der Selbitbeitinnmung gehandelt 
bat. In dem 8. 81 des BGB.'s wird ausdrüdlich gefagt, daß 
nur Willensfähige handlungsfähig find, die Willensfähigfeit aber. 
Denjenigen abgeht, melde im Kindesalter ftehen, oder wegen 
Geiftesgebrechen oder wegen eines vorübergehenden Zuſtandes 


des Vernunftgebrauchs beraubt find ?). Nur infomweit, als die 





29 8. 1009 in Verbindung mit $. 750 des BGB.'s. 
29) Man wird ſich überzeugen, daß dieje Säge mit bem römifchen 
Rechte übereinftimmen. In den Compenbien findet man alles Andere, nur 
nicht römifches Recht, und mir müffen daher die größte Borficht bei deren 
era empfehlen. — Wan vergl. au Annalen N. F. Bd. 4 ©. 280: 
t. 


») Man vergl. Commentar ed. II. ©. 119 flg., S. 156 fig. und ©. 188, 








00, t 
PR Or: 
wer 





304 Die Geihäftsführung ohne Auftrag. 


MWillensfähigkeit des Urhebers erfordert wird, läßt fich Tagen, 
daß die ſ. g. Aquiliſche Culpa etwas Subjectives bat. Im 
Uebrigen ift der Begriff derfelben ein rein objectiver. 

Hat Derjenige, welcher den Schaden erleidet, die Entftehung 


bes Schadens durch feine eigene Handlung veranlagt, fo Tamı 


er von Niemandem Schadenerfag fordern, ohne Unterfchied, ob 
er Eigenthümer der Sache ift, oder ob er ein Recht an einer 
fremden Sache bat, oder ob ihm eine Forderung auf Leiflung 
der Sache zufteht *), und ohne Unterfchied, ob der Schaden 
durch eine pofitive Handlung oder durch Unterlaffung der er 
forderlihen Diligenz entitanden if. Sit bei der Handlung, 
durch melde ſich Jemand jelbft Schaden zuzieht, ein Anderer 
mit thätig gewejen, jo haftet diefer nur im Falle eines dolus, 
3. B. wenn der Eigenthümer einer Sache, welcher mit Diele 
Etwas vornimmt, nicht vorherfieht, Daß daraus ein Schade ur 
ſtehen könnte, der Andere aber dies vorherfieht und deſſenn 
geachtet an der Handlung Theil nimmt ?°). 


34) Man vergl. 8. 721. Sat 2 des BGB.'s in Berbindung mit $. 781 
Sat 1. 

5 Man vergl. 8. 781 Sat 2 des BGB. — An den Grundiaf, 
damnum quod quis sua culpa patitur, non sentire videtur, knüpfen ſich einige 
Fragen, welche bier nur berührt werden mögen. Die erfte Frage ift iſ 
ob die Berficherungsgefellfchaften die Verſicherungsſumme auch dann zu 
zahlen haben, wenn der Berficherte den Schaden in einem die Zurechnutg 
ausfchließenden Zuftande veranlagt bat, 3. B. wenn der bei einer Leben! 
verficherungsgefellfchaft Verficherte in einem Zuftande, welcher den Vernunft 
gebrauch ausſchließt, fich jelbit getödtet, oder der bei einer Feuerverſicher⸗ 
ungsgefelichaft Verficherte in einem gleichen Zuftande bie verficherten 
Sachen felbft in Brand geſteckt Hat. Nach unferem Dafürkalten dürfte dieje 
Frage zu verneinen fein, weil ein Schaben, welchen der Berficherte ſich 
felbft zuzieht, kein Schaden ift, auf welchen die Verficherung bezogen werben 
fann. Die zweite Frage ift die, ob ber Eigenthümer, welcher den Unter- 
gang oder die Verfchlechterung feiner Sache verjchuldet, dem Dritten gegen- 
über ex culpa haftet, welcher die Sache gemiethet ober gepachtet hat, ober 
welchem biefelbe eventuell, 3.8. beim Eintritte einer refolutiven Bebingung, 
beim Verkaufe oder Wiederlaufe, bei der Collation u. ſ. m. zu reftituiren 
ift. Diefe Frage würde einer ausführlicgeren Erörterung bebürfen, und 
da bier nicht darauf eingegangen werden Tann, verweiſen wir nur auf bie 


r 








! 
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Anlangend | 

ub) 

die fremden Handlungen, oder die Handlungen, melde fremden 
Sachen, dieſes Wort im meiteften Sinme gebraucht, Schaden 
bringen, jo muß weiter zwifchen pofitiven Handlungen und 
Unterlaffungen unterfchieden werden. Soviel 

Ä zu aa) 2. 

jene betrifft, fo umfaßt man darunter jede Einmwirfung auf die 
Sade, durch melde diefe vernichtet, verbraucht, in ihrem Weſen 
oder in ihrer Benugungsart geändert wird. Der Begriff ift ein 
jehr weiter, es fallen darunter nicht blos die Handlungen, durch 
melde die Sache unmittelbar oder mittelbar vernichtet oder be- 
ſchädigt, z. B. verbrannt, zerfchlagen, zerriffen wird (ſ. g. Aqui- 
liſche Gulpa), fondern auch die Handlungen, durch melde die Sache 
ihrer Beftimmung gemäß verbraucht wird. Dagegen gehören 
Diebftahl und Raub (furtum und rapina im römischen Sinne) 
nieht hierher. Wären bei deren Verübung fremde Sachen oder 
fremde Perſonen verlegt worden, fo würde darin eine neben 
dem Diebftahle und dem Raube beftehende unerlaubte Handlung 
liegen °®). 

Die äußerſte Grenze der Verfhuldung dur eine pofitive 
Handlung befteht in dem Handeln unter Verhältnifien, unter 
welchen die Möglichkeit der Befchädigung fremder Sachen nad 
menſchlicher Einficht vorhergefehen werden konnte 7). Diejer 


einſchlagenden Vorſchriften des BGB.'s in SS. 875, 912, 1109, 1115, 1132, 
1197, 1198, 2363 bis 2367. 

sc, Der Bemerkung, daß auf die neueren Strafrechts - Thenrieen und 
auf die neueren Strafgefebgebungen feine Rüdficht genommen worden ift, 
wird e8 nicht erft bebürfen. Die Strafrechtswiſſenſchaft ift auf dem beiten 
Wege, fich in bie Beurtheilung bes moralifchen Werthes eines Menfchen zu 
berivren, indem fie fich nicht mit dem Verbrechen, ſondern mit dem Ver— 
brecher befchäftigt. Wunder follte es ung nicht nehmen, wenn beftimmt mwürbe, 
daß Derjenige, welcher aus Noth geftohlen hat, in den Stand gejegt wer- 
den folle, nicht wieder aus Noth zu ftehlen und Derjenige, welcher durch 
mehrfache Diebftähle einen Hang zum Stehlen an ben Tag gelegt hat, mit 
lebenslänglicher Freiheitsftrafe zu belegen fei. 

29) Man vergl. 8. 121 Sat 2 des BGB.'s. 

Annalen, Neue Folge Bd. VI. 20 


—— 
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allgemeine Satz folgt aus dem Schutze, welchen das Recht dem 
Eigenthume?8) giebt. Wenn aber ſchon das Handeln, bei 
welchem die Möglichkeit der Beſchädigung fremder Sachen 
vorhergeſehen werden kann, eine Verſchuldung involvirt, ſo gilt 
dies noch weit mehr von dem Handeln, bei welchem vorherge⸗ 
ſehen wurde, daß fremde Sachen dadurch beſchädigt werden 
würden. Einige Beiſpiele werden das Geſagte erläutern. A. 
benutzt zu ſeinem Spazierritt einen nicht zum Reiten beſtimmten 
Weg, die Sache des B. liegt auf dem Wege und das Pferd des 
A. zertritt dieſelbe. Im dieſem Falle macht ſich A. einer culpa | 
ſchuldig, er mag gejehen haben, daß die Sache des B. auf dem 
Wege liegt, oder nicht. Derjelbe A. reitet auf der gemöhnlichen 
Straße oder auf dem beftimmten Neitwege. Eine Sache des 
B. liegt auf der Straße oder auf dem Reitwege und das Pferd 
des A. zextritt diefelbe. In dieſem Falle fommt e3 darauf at, 
ob A. die Sache des B. noch zeitig gejehen bat, oder nicht. Im 
eriteren Falle würde eine culpa des A. anzunehmen fein, im 
legteren nit. Der Rentier C. fehrt aus feiner Abendgeſell⸗ 
ſchaft nach feiner Behaufung zurüd, erhitzt von Getränken und 
aufgeregt von politiichen Gefprähen. Vor ihm bat der Bar 
quier D. in gleichem Zuſtande denfelben Weg zurüdgelegt und 
dabei feine Uhr, ein Meifterwerk, verloren. C. bemerft die auf 
dem Trottoir liegende Uhr nicht, und zertritt fie. In diefem 
Falle läßt fih dem C. eine Verfhuldung nicht zur Laſt legen. 


Diefe Beifpiele werden zu Feftftellung der bei der Beurtheil 
ung conereter Fälle zu nehmenden Gefichtspunfte genügen und 
nur die Bemerkung halten wir zu machen für nöthig, daß & 





88) Wir marnen wiederholt vor ber Anficht, daß Eigenthum ein von 
der Sache getrennte Recht fei (man vergl. auch Bd. 4 ©. 320 flg.). So⸗ 
viel ift allerdings richtig, daß eine Sache fi im Eigenthume und im Br 
fige befinden kann. Allein Eigenthum und Beſitz unterſcheiden ſich lediglich 
in der rechtlichen Befchaffenheit der Macht, welche über die Sache ausgeübt 
wird, nicht in dem Einfluffe, welchen diefe Macht auf die Sache hat. Fa 
mentlich kann die Macht oder Herrjchaft über eine Sache, troß ihrer Gleif- 
beit, bald Eigenthum, bald Befik fein. 
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bei der bier in Frage ftehenden Verſchuldung feine Grade 
giebt °°). 
. Fragen wir, ob und inivieweit aus einer pofitiven Hand⸗ 
lung, welche fremden Sachen Schaden bringt, die Verbindlichkeit 
zum Schadenerfag hervorgeht, jo müfjen wir vor allen Dingen 
ju aaa) 
die Fälle ausfcheiden, in welchen die pofitive Handlung eine be> 
rechtigte geweſen iſt. In dem BGB. wird an zwei Stellen auf 
diefe Fälle Rüdficht genommen, nämlich im $. 118, welder nadj- 
ftehende Beftimmung enthält: 
Wer von feinem Rechte Gebrauch macht oder mit Einwilligung 
des Verletzten handelt, begeht keine Rechtsverletzung, 


und im 8. 1487 Satz 2, welcher lautet: 


Wer zu einer Handlung befugt war, iſt (nur) zum Schaden⸗ = 
erfat verpflichtet, wenn er bie Grenzen feines Rechts über 3 
ſchreitet. J 
Der Verſuch, die Anwendbarkeit dieſer allgemeinen Säge = 
auf enncrete Fälle zu entwideln, würde ein völlig vergebliher: ix 
fein, da täglich neue Nechtsverhältniffe entſtehen, bei welchen es BG 
ih um die Anwendung der angegebenen Säte handeln Fann. 
Hierzu kommt, daß es nicht in dem Zwecke der Rechtswiſſen⸗ 
haft Liegt, Entfcheidungen für concrete Fälle zu geben, dies 
vielmehr Sache des Richters tft, welcher, jomeit es zu einer 
rihtigen Beurtheilung von Thatfaden nöthig it, Sad» 
verftändige mit ihrem Gutachten zu hören hat. Wir können ng 
ung daher auf die Angabe einiger Gefichtspunfte beſchränken, 3 
welche der Nichter, nach unſerem Dafürhalten, zu nehmen bat: 


89) Die ſ. g. Aquiliſche Eulpa, für welche es in unjerer Sprache feinen ER 
| techniſchen Ausdruck giebt, ift ein Begriff, welcher aus der im Eigentfume 72% 
enthaltenen vollen Herrfchaft über Sachen durch Abftraction gefunden wire. :. 7% 
Ein Geſetz kann denfelben nur als a priori gegeben vorausfegen, allenfalls — 
feinen allgemeinen Umriſſen nach bejchreiben, nie aber erſchöpfen. Nament⸗ 
lich iſt es unmöglich, die verſchiedenen Geftaltungen, in welchen der Begriff : Srasg 
der Aquiliſchen Culpa coneret werden Tann, auch nur SONDERS —— ST. 
aufzuzäblen. a 
20* 
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—J— Bereits oben wurde bemerkt, daß insbeſondere zwei Gatt⸗ 
Au ungen von pofitiven Handlungen zu unterfcheiden feien, nämlid 
7 Handlungen, in welchen eine f. g. Aquiliſche Culpa liegt0), und 
* Handlungen, durch welche die Sachen ihrer Beſtimmung gemäß 
— — gebraucht oder verbraucht werden. Soviel jene betrifft, ſo wird 
Pa von einem Rechte zu der Handlung wohl nur die Rede fein 
5. Zönnen, wenn ber Verlegte eingemilligt hat*!), oder wenn ein 
Be Fall der Nothiwehr vorliegt *?). Soviel dieſe betrifft, fo kann 
N. das Recht zu der Handlung entweder ein Recht an der fremden 
AX Sache ſein, z. B. Nießbrauch, oder auf einem Vertrage beruhen, 
Be 3. B. Miethvertrag?), Commodat. 

—— Gehen wir 

—J— zu bbb) 

Bi auf die unberehtigten Handlungen über, durch melche frem- 
J— | den Sachen Schaden zugefügt wird, fo bedarf es, foviel 

— zu aaaa) 

£ = die mit dem DBemußtfein, daß dadurch fremdes Vermögen werde 
— — — 40) An den 88. 1483 bis 1487 des BGB.'s wird der Begriff der wider⸗ 
Be vechtlichen Schabenzufügung ganz in Webereinftimmung mit dem römiſchen 
A damnum injuria datum gegeben. Namentlich gilt dies von den 88. 1484, 
; 1485 und 1486, welche mit den in 1. 55 D. de adquir. rer. domin., $. 11]. 
j Be: J de obligat. quae quasi ex delict. nasc. ausgeſprochenen Sätzen überein⸗ 
—— — ſtimmen. Für andere Fälle, welche nach römiſchem Rechte als damna in- 
E juria data angeſehen wurden, 3. B. die Fälle ber Specification und W- 
Br. junction (I. 23. 8. 5D. de rei vindic.), ingleichen die Schadenerfagpflidt 
* des judex, qui litem suam fecit (l. 6 D. de extraord. cognit., pr. J. de 
obligat. quae quasi ex del. nasc., 1.5.8.4 D.de obligat. et act., 1. 15 D. de 
ae jad.) enthält das BGB. fpecielle Borjchriften in ben 88. 246 bis 252, 1506 
Er; biß 1508. Man vergl. auch Commentar ed. II. Bb. 1 ©. 256 flg., 8. 2 
Br ©. 385 flg., Bd. 3 ©. 207. 

Ba . +) In welder Form bie Einwilligung gegeben wird, ift natürlid 
Er. gleichgültig. Namentlich kann fie durch Bitten, Geheiß, Befehl u. j. w. er- 
— theilt werden, auch macht es keinen Unterſchied, ob ſie ausdrücklich oder 
Be: ſtilſchweigend ertbeilt wird (SS. 98, 99 des BGB.'s). 


42) 88. 178, 180 bis 185 de3 BGEB.'s, Gommentar ed. II. Bb. 1 
6&: 205 fie. 
- .. 48) Die Fälle, in welchen ber Gigenthümer einer Sache bei deren Ge⸗ 
brauch anderen Sachen Schaden zufügt, gehören nicht hierher. Man vergl. 
darüber Commentar ed. II. Bd. 1 ©. 338 flg., ©. 341 fig. 
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befehädigt werden (dolus), vorgenommenen Handlungen betrifft, 
nit erft einer ausführlicheren Entwidelung des Begriffs des 
dolus, ingleihen des Grundes und des Umfanges der Schaden- 
erfaßpflicht bei denfelben, indem wir die Lehre des dolus zu 
einem Gegenitande einer befonderen Abhandlung in der 
Zeitſchr. f. Rechtspfl. u. Verw. N. %. Bd. 31 ©. 97 fig. 

gemacht haben). Wir verweifen daher auf das dort Gefagte, 
benugen jedoch diefe Gelegenheit zu der Bemerfung, daß es 
namentlich die Aufgabe der Prozeßgefebgebung fein wird, den 
Beweis der durch dolus zugefügten Schäden, namentli durch 
das f. g. juramentum in litem, möglichft zu erleichtern *°). Wenn 
irgendwo, To ift das Recht in Beziehung auf die Erfagpflicht bei 
Schäden, melde durch dolus verurfacht worden find, unzweifel- 
haft. Die Schwierigfeit bei der Durchführung von Schädenan- 
ſprüchen liegt nur in dem Beweife der dolojen Handlung und 
ber Höhe des zu leiftenden Schadenerfages. In beiden Hin- 
fihten ift die Schwierigkeit eine Tediglich progeffualiihe und wird 
nun auch an dem Beweife der dolofen Handlung nicht mohl 
etwas nachzulaffen fein, jo kann Doch menigftens der Beweis des 
wirklich entftandenen Schadens in vielfacher Beziehung erleichtert 
werden *). 


44) Man vergl. auch Gommentar ed. II. Bd. 1 ©. 160, Bd. 2 ©. 117, 
©. 385. 

#5) Den fortwährenden Klagen über die Schickſale der ſ. g. Schäden- 
Hagen läßt fich nur abhelfen, wenn erftens die Duantificirung der Schä- 
ben lediglich Sachverftändigen überwiejen und zweitens das juramentum 
in litem häufiger zur Anwendung gebracht wird, als zeither. Bei ber 
Schädenklage nämlich Bat der Richter nur darüber zu entjcheiden, ob eine 
Handlung vorgelommen fei, welche den Bellagten zum Schadenerjak ver⸗ 
pflichtet, während die Frage, wie body ſich der Schaden berechne, wenigſtens 
in der Regel, nur von Sachverftändigen beantivortet werden Tann. 

16), Die Prozeßnovelle vom 13. März 1867 Nr. V. beruht an fich auf 
einem ganz richtigen Principe, hat aber in ihrer Anwendung nicht unerheb- 
lihe Zweifel. — Die Verbindlichkeit zum Schadenerſatz kann nie weiter 
reichen, als der Schaden, welcher zu erjeten ift. Logiſch kann man aller- 
dings die Handlung, welche den Schaden verurfacht hat, von dem Schaden, 
welder durch bie Handlung verurſacht worden ift, trennen. Aber bei der 
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Von dem dolus unterjcheidet ſich Die 
zu bbbb) 


angegebene culpa in faciendo dadurch weſentlich, daß bei jenem 
in dem Bewußtſein, e8 werde fremdes Vermögen befchädigt wer- 
den, bei diefer ohne ein foldhes Bewußtſein gehandelt wird. 
Wenn man gewöhnlich behauptet, für den dolus jet die Abſicht, 
fremde Sachen zu bejchädigen, ein Erforderniß und dieſes Er 
forderniß bilde das weſentliche Unterfcheidungsmerfmal von der 
culpa in faciendo, jo fann dies wenigſtens für das Eivilvedt 
nicht für richtig angejehen werden. Neben dem Willen, daß die 
Handlung Schaden verurfachen werde, wird eine befondere Ab- 
= fit, den Schaden zu verurfachen, zu dem dolus nicht erfordert. 
IE Denn das Unerlaubte des dolus liegt darin, daß, troß de 

Einficht, die Handlung werde Schaden bringen, gehandelt wird. 

Dagegen bängt davon, ob die Abficht auf den Schaden gerichtet 
> it, Etwas nit ab. An einem Beifpiele wird fich dies Hat 
2 maden lafien. A. zündet auf feinem Grundftüde das getrod- 
nete Unkraut in einer foldden Nähe des auf dem benachbarten 
a Grundftüde ftehenden Getreidefeines an, daß er die Gefahr für 
das Eigenthum jeines Nachbars erfennt. Verbreitet fi das 





— Feuer auf den Getreidefeim des Nachbars, ſo iſt der Schade 
2 einem dolus des A. zuzuschreiben, follte auch die Abficht deffelben 
— nur auf das Verbrennen ſeiner Quecken, nicht auf das Sr 
EB brandfteden des fremden Getreidefeimes gerichtet geweſen jein‘"). 
= Schabenerfagpflicht fällt Beides zufammen, weil eine Pflicht zum Schaden⸗ 

erfabe nur gedacht werden kann, wenn und ſoweit Schaden verurjacht wor⸗ 
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den tft. Wenn man von einem bejonderen Beweife der Schäden rebet, fo 
bezieht fich dies nur auf die Quantificirung ber Schäden, und nur inſoweit 
fann von einer weniger ftrengen Beurtheilung des Beweiſes die Rebe fein, 
namentlich aber wird dies gejchehen können, wenn es fich um die Schäßung 
einer Sache handelt, welche vernichtet worden ift, indem der Schadenerſatz⸗ 
pflichtige die Ermittelung des wahren Werthes der Sache burch feine eigene 
Handlung unmöglich gemacht bat. 

#7) Ob der ſ. g. animus delinquendi einen Einfluß auf die Strafbat- 
keit hat, bleibt hier ununterfucht. Nur foviel fei bemerkt, daß diefe Frage 
mit der ©. 126 fig. behandelten nicht, wenigſtens nicht unbedingt zuſam⸗ 
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Die culpa in faciendo umfaßt jede pofitive Handlung, durch 
welche Schaden verurfacht worden ift, ohne das Bewußtſein, es 
werde dadurch Schaden verurfadht werden. Die Handlung muß 
eine wiſſentliche (mit Bemwußtjein vorgenommene) fein, weil fie 
außerdem, als bloßer Zufall, ihrem Urheber nicht zugerechnet 
werden könnte. Das Unerlaubte liegt bei derfelben in der Ver⸗ 
nachläſſigung der erforderlichen Vorfit oder in der Vornahme 
der Handlung ohne die gehörige Prüfung, ob dadurch Schaden 
geftiftet werden fünne. Ueber die Grenze der culpa in faciendo 
dem Zufalle gegenüber ift bereit$ oben das Nöthige gejagt wor⸗ 
den. Innerhalb diefer Grenze kann die culpa in faciendo in 
einem angel der erforderlihen Umficht oder Vorſicht, z. 8. 
wenn Derjenige, welcher einen an einer gangbaren Straße fter 
benden Baum umhaut, nicht dafür forgt, daß nicht ein Vorüber⸗ 
gehenber verlegt wird, over in dem Mangel der erforderlichen 
Sachkenntniß und Erfahrung, 3. B. wenn Jemand mit einem 
Schießgewehr jpielt, ohne fich vorher zu überzeugen, ob ne 
jelbe ungeladen jei, befteben. 

Die ceulpa in faciendo verpflichtet unter allen Umftänden 
zum Schadenerjage und e3 giebt namentlich Feine Grade bei der- 
jelben *8). 


Soviel 
bb) z 
die Unterlaffungen anlangt, fo ſpricht der 8. 117 des BGB.’ 
das allgemeine Princip aus, daß durch diefelben nur Derjenige 


menhängt, indem fich, wenigſtens nad dem gegenwärtigen Stande ber 
Strafrechtswiſſenſchaft, ſehr wohl denken läßt, daß ein objectiv ganz gleiches 
Verbrechen milder oder härter zu beftrafen fein kann, je nachdem der Ber- 
brecher Lediglich in dem Bewußtfein, daß die von ihm unternommene Hand- 
lung unerlaubt fei, oder noch neben biefem Bewußtfein in der Abficht, den 
mit der unerlaubten Handlung verbundenen Erfolg herbeizuführen, geham» 
beit hat. Freilich liegt hierin eine Verwechſelung der Moral mit bem Redite; 
aber dieſe Verwechſelung ift ein der heutigen Doctrin bes —— | 
eigenthümlicher nicht feltener Fehler. 

“) 88. 116, 121, 776, 1483, 1488 bed BGB.'s. Man vergl. ug 
Commentar ed. I. ©, 1 ©. 156 “. 








312 Die Geſchäftsführung ohne Auftrag. = 


eine NRecht3verlegung begeben Tann, welcher einer Verbindlichkeit 
zum Handeln nicht nachkommt. Unterlafung (non facere) if | 
bier die Nichterfüllung einer Verbindlichkeit zum Handeln. Die 
f. g. eulpa in non faciendo differirt wefentlih von der Nichter⸗ 
fülung der obligatio in non faciendo. Bei jener gefchieht Etwas 
nicht, was gejchehen fol, bei diefer gejchieht Etwas, was nicht 
geicheben joll, bei jener liegt die culpa in der Unterlafjung der 
ſchuldigen Handlung, bei diefer in der Vornahme der Handlung, 
welche zu unterlaffen wat, bei jener giebt es Grade der culps, 
bei diefer nicht. 
Wie aus dem Borftehenden hervorgeht, kann von der culpa 
in non faciendo, zwar nicht ausfchlieglich, aber doch hauptſächlich 
nur in dem Ubligationenrechte die Rede fein. Bevor jedocd die 
einzelnen Obligationen nach dem Grade, in welchem die Obli 
gationsinterefjenten für culpa haften, gruppirt werden können, 
ift der Unterjchied zu erwähnen, welcher 
zu 228) 

zwiſchen der groben Fahrläſſigkeit (culpa lata) und 
zu bbb) 

der geringen Fabrläjfigfeit (culpa levis) befteht. 

In dem $. 122 des BGB.'s wird jene definirt, als de 
Unterlaffung der Sorgfalt, welche gewöhnlich auch ein minder 
ordentliher und aufmerkſamer Menſch beobachtet, dieſe dagegen 
als die Unterlaffung der Sorgfalt, welche ein ordentlicher, auf 
merkſamer Hausvater (diligens paterfamilias) anzuwenden pflegt. 
Beide Begriffe find im Commentar ed. II. Bd. 1 ©. 162 näher 
entwidelt und wir verweilen auf das dort Gejagte *?). | 





9, Nach den bisherigen Ausführungen wird es nicht erft der Bemerl- 
ung bedürfen, daß die Begriffe culpa lata, culpa levis und culpa in concreto 
weiter nichts find, als abftrahirte Begriffe. Für die Anwendung der Ger 
fege über die Haftpflicht für culpa ift dies von mefentlichem Einfluffe Die 
logiſche Operation bei der Enticheidung det Frage, ob und in melden 
Umfange culpa zu präftiren fei, beftebt nämlich nicht darin, daß unter Zu 
grundelegung der gefeglichen Vorfchriften über die culpa in dem einzelnen 
Falle unterjucht wird, ob und inwieweit eine culpa zu präfticen fei, ſon⸗ 
bern vielmehr darin, daß nad) der Eigenthümlichkeit des einzelnen Falles 


u sl 
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Sovtel nun die Frage‘ betrifft, welcher Grad der Eulpa 
bei den einzelnen Obligationen zu präftiren fei, fo geben die 
88. 728 bis 730 des BGB.'s nachſtehende allgemeine Regeln, 
auf welche in den fpeciellen Lehren verwieſen wird: 


1) Als Regel gilt, daß die Obligationsinterefjenten für ab- 
fihtlihe Verfhuldung (dolus) und. für grobe und geringe Fahr⸗ 
läffigfeit haften. 

2) Dieſe Regel wird beſchränkt durch den Sat, daß ein 
Obligationsinterefient, welcher nad der Natur des BVerhältnijjes 
feinen Vortheil von demfelben bat, nur für abfihtlihe Ver⸗ 
ſchuldung und grobe Fahrläffigfeit haftet. 


3) Auch diefer Saß leidet eine Ausnahme, wenn Derjenige, 
welcher nach der Natur des Verhältniffes einen Vortheil bat, 
fih zu einem Geſchäfte aufgedrängt, oder unaufgefordert ange- 
boten hat, ingleihen wenn es fih um Führung fremder Ge- 
ſchäfte handelt, indem in diefen Fällen die Regel unter Nr. 1 
eintritt. 

4) Endlich foll Derjenige, welcher nach befonderer Vorſchrift 
‚, der Gefege nur den Fleiß zu präfttren hat, welchen er in feinen 
eigenen Angelegenheiten anzumenden pflegt, zwar für geringe 
Fahrläffigkeit nur mit der aus diefer Vorſchrift hervorgehenden 
Beihränfung verantwortlich fein, fich aber gegen den Vorwurf 


unterfucht wird, ob und inwieweit barin eine culpa zu finden fei, für 
welche das Gejeg verantwortlich macht. Denn das Gejeg Tann nicht be= 
fimmen, daß und in welchem Umfange eine culpa in dem concreten alle 
anzunehmen fei, fondern nur, daß die Haftpflicht für culpa eintrete, wenn 
biefe vorhanden iſt. Die Unterfuchung aber, ob und in weldhem Grade 
eine culpa vorliege, ift lediglich Beurtheilung des einzelnen Falles, in feiner 
Eigenthümlichkeit und, wenn hierbei bie im Geſetz aufgeftellten Begriffe ber 
culpa lata, culpa levis und culpa in concreto einen Werth haben, fo ift dies 
nur infoweit der Fall, als damit die verjchiedenen Richtungen, in welchen 
eine culpa vorkommen kann, angegeben werden. Mit kurzen Worten, bie 
geiehlichen Borjchriften über culpa find nicht Normen für die Handlungen, 
ſondern Bezeichnungen ber Eigenichaften von Handlungen in ihrer Bezieh— 
ung zu fremdem Bermögen. 
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groder Fahrläſſigkeit nicht damit ſchützen können, daß er in 
eigenen Angelegenheiten nicht anders zu handeln pflegt °9. 
Fälle der Nr. 4 find insbefondere die der societes und 
communio, In diefen Fällen haftet der Obligationsinterefent 
nicht, wenn er durch Unachtfamkeit, Unerfahrenheit oder Nad- 
läffigfeit etiwa8 verſehen hat, 3. B. wenn er Franfes Vieh nicht 
curiren oder ſchadhafte Gebäude nicht repariren läßt, fo fern er 
= in jeinen eigenen Angelegenheiten eben fo zu verfahren pflegt. 
x Dagegen haftet er für grobe Fahrläffigkeit, namentlich wenn er 
bei einem durch eine pofitive Handlung verurfachten Schaden 
nicht einmal den gewöhnlichen Fleiß beobadtet, oder nicht die 
Aufmerffamfeit angewendet hat, melde er in feinen eigenen 
o Angelegenheiten angumwenden pflegt. | 


8. 13, 


In weldem Umfange haftet der Geſchäſtsführer 
ohne Auftrag für Berfehuldung. 
Man wird es auffällig finden, daß mir erft nad eine 





60) Man vergl, Gommentar ed. IL Bd. 2 S. 50 fig. — Die einfade 
Nichterfüllung einer Verbindlichkeit, 3. 3. die unterlaffene Zahlung einer 
Summe Geldes, verpflichtet nicht zum Schadenerjage (im engeren Sinne), 
jondern nur, wenn mora vorhanden ift, zur Leiftung des Intereſſe (Scha⸗ 
denerfag im weiteren Sinne), d. 5. zur Ausgleichung des durch Abſchätzung 
(aestimatio) feftzuftelenden Unterjchiedes zwifchen dem Bermögenszuftande 
des Gläubiger, wenn die Verbindlichkeit zeitig erfüllt worden wäre, zu 
R dem Bermögenszuftande, mit Rüdficht darauf, daß die Verbindlichkeit nich 
r zeitig erfüllt worden ift. Bon einer culpa wegen Nichterfüllung einer Ver⸗ 

bindlichleit läßt ſich nur infoweit reden, als der Schuldner jelbft wegen 
| Berzuges nicht verantwortlich ift, wenn bie Erfüllung oder geitige Erfüll⸗ 
—— ung eine Unmöglichkeit enthält. Indeſſen gelten für die locatio conductio 

— rerum, operarum und operis, und einige andere Obligationen beſondere 
Vorſchriften (58. 1192, 1233, 1243 Satz 2 in Verbindung mit $. 665 des 
BGB.'s). Eine culpa, welche darin befteht, daß der Schuldner aus Nad- 
läſſigkeit, Unerfahrenheit, Trägheit u. |. w. eine Verbindlichkeit nicht erfüllt 
hat, läßt fich nur benfen, wenn bie Verbindlichkeit zum Handeln in Be- 
‚giehung auf eine Sache ober Forderung nicht erfüllt worden ift, z. 8. wenn 
krankes Vieh nicht curirt, ein ſchabhaftes Bebiiude nicht reparirt, eine Forder⸗ 
ung nicht zeitig eingellagt wird, u. ſ. w. 








Bon Herrn Vicepräfidenten Dr. Siebenhaar. 315 


ziemlich umftändlichen Abhandlung über damnum injuria datum, 
casus, dolus und culpa auf die Frage eingehen, melde den 
eigentlichen Gegenjtand dieſes Abjchnittes bildet. Beim Leſen 
des Nachftehenden wird man fich jedoch überzeugen, daß jene 
Vorbemerkungen zu dem Verftändniffe wejentlich nothwendig find, 
indem Die Lehre der Haftung für Verſchuldung bei der Geſchäfts— 
führung ohne Auftrag auf denjelben beruht, wenigjtens zu ihrer 
Darftelung eine fortwährende Verweifung auf die behandelten 
allgemeinen Begriffe vorausfegt. Die bisherige Ausführlichkeit 
wird eine größere Kürze in dem Folgenden möglich machen. 

Bei der Geſchäftsführung ohne Auftrag Tann die Frage, 
ob der Gefchäftsführer für Verfhuldung haftet, in einer dop⸗ 
pelten Beziehung entſtehen, nämlich 

1) in Beziehung auf die Geſchäftsführung ſelbſt, und 

2) in Beziehung auf die Art der Geſchäftsführung. 


Zul. 

Da die Einmifhung in fremde Angelegenheiten an ſich un⸗ 
erlaubt ift, und zum Schadenerfage verpflichtet, jo Tann eine Ge⸗ 
ſchäftsführung ohne Auftrag nur in Handlungen gefunden wer—⸗ 
den, durch melde die fremde Sache gegen Schaden geist, 
oder dem Gejhäftsheren ein Vortheil verfchafft wird. . Sache 
ift hier in dem oben Seite 102 flg. angegebenen meiteren Sinne . 
des Vermögensobjects zu verftehen, es macht namentlich feinen a 
Unterfchied, ob es eine einzelne körperliche Sache, eine Geſammt⸗ 
jade, eine Obligation oder ein ganzes Vermögen tft?) Am 
einfachften geftaltet fih das Verhältniß bei der Gejchäftsführung u 
ohne Auftrag, welche den Zweck hat, fremde Sachen vor Schaden — 
und Verluſt zu bewahren, z. B. wenn bei einer Waſſer- oder 
Feuergefahr fremde Sachen gerettet werden. Denn jede Hand» BR 
lung, welche diefen Zweck hat, enthält, fo fern die Gefahr des — 
Schadens oder Verluſtes in der That vorhanden ift5?), eine 


51) Man vergl. 8. 1344 des BGB.'s. 
52) Wäre diefe Gefahr nicht vorhanden, fondern hätte Derjenige, wel- 
cher zu retten beabfichtigte, nux geglaubt, daß fie vorhanden wäre, jo würde 
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Geſchäftsführung ohne Auftrag. Dieſer Gefhäftsführung, welde 
wir der Kürze halber, die nothwendige benennen wollen, 
kommt am nächſten die Gefchäftsführung, welche darin befteht, 
daß fremden Thieren das nöthige Futter gegeben wird, meil die 
Thiere allerdings fterben würden, wenn fie fein Futter erhielten. 
Nichts‘ defto weniger kann in der Fütterung fremder There 
nicht unbedingt eine Gejhäftsführung gefunden werden. Abge 
jehen davon, daß fi immer darüber wird ftreiten laſſen, in 
ivie weit die Fütterung eine abfolute Nothwendigkeit ſei, jo be 
darf e3, wenigſtens nad) unferem Dafürhalten, eines befonderen 
Grundes, warum der Dritte die fremden Thiere gefüttert bat, 
wenn darin eine Gejchäftsführung für den Herrn der Thiere 
liegen fol, 3. B. daß die Thiere ihrem Herrn entfloben mären, 
daß der Herr derfelben abweſend wäre, oder das erforderlide 
Futter nicht felbft hätte. Denn aus der Nothwendigfeit, dab 
die Thiere gefüttert werden müſſen, wenn fie nicht fterben follen, 


folgt nicht eine Verbindlichkeit zur Fütterung der Thiere und 


e3 läßt fih daher nicht jo unbedingt jagen, der Dritte führe 
ein Geſchäft des Herrn der Thiere, wenn er denſelben Futter 
verabreiche 53). Eine nicht hierher gehörige Frage ift die, in 
wie weit die von dem Dritten beftrittenen Fütterungskoften zu 
den nothivendigen Impenſen gehören °*). 

Ein im Leben häufig vorkommender Fall ift der, wenn Je 
mand den Unterhalt für Perſonen beftreitet, zu deſſen Beſtreit⸗ 
ung ein Anderer gefeßlich verpflichtet ift, namentlich für Ehe 
frauen und noch unverforgte Kinder). Für die Annahme, 


eine Gefchäftsführung ohne Auftrag nicht anzunehmen fein. So würde A, 
wenn er in dem irrigen Glauben, e8 brenne in einem Haufe, die Saden 
feines in dem Haufe mohnhaften, vieleicht abweſenden, Freundes B. ge⸗ 
räumt und dabei einzelne Stüde zerbrochen hätte, dem B. zum Schaden⸗ 
erſatze verpflichtet fein. 

63) Ein Recht der Thiere, von dem Herrn Futter zu fordern, läßt ſich 
nicht denken. 

54) Man vergl. Annalen N. F. Bd. 5 ©. 301 fig. 

56) Wegen der Alimente außerehelicher Kinder vergl. 88. 1868, 1869 


des BGB.'s und Commentar ed, II. Bd. 8 ©. 169 fig. 


BT ur 
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daß Die Verabreihung des Unterhalts, vorausgeſetzt die Ange 
mefjenheit defjelben, als eine Geſchäftsführung gelte, fpricht der 
Umftand, daß die Erfüllung der fremden gefeglihen Verbind- 
lihfeit zum Unterhalte allerdings eine Geihäftsführung für den 
Berpflichteten enthalten kann. Aber dies ift nur der Fall, wenn 
der Verpflichtete die Erfüllung feiner Alimentationgpflicht unter- 
läßt, 3. B. wenn er den in häuslicher Gemeinfhaft mit ihm 
Lebenden den Unterhalt ver:veigert oder, jo fern fie aus irgend 
einem Grunde von ihm getrennt leben, ihnen nicht die erforder- 
lihen Mittel gewährt. In allen anderen Fällen, 3. B. wenn bie 
Unterhaltsberechtigten fih obne Grund von dem Unterhaltsver- 
pflichteten getrennt hätten, würde eine Gefchäftsführung nicht 
anzunehmen jein 5°). 

Die meifte Schwierigkeit hat die Beftimmung der Gefchäfts- 
führung ohne Auftrag, welche den Zweck ‚hat, einem Andern 
einen Vortheil zu verichaffen, welche wir der Kürze halber die 
nügliche nennen wollen, indem e3 bei der Mannigfaltigfeit der 
Berhältniffe faum möglich ift, die Vorausſetzungen diejer Art 
der Gejchäftsführung fo genau zu beftimmen, daß darnach der 
einzelne Fall entjchieden werden könnte. In dem 8. 1345 des 
BGB.3 wird gejagt, „daß fih der Gejhäftsführer bei der Ge⸗ 
ſchäftsführung nah dem ihm bekannten wirklichen, oder muth- 


56) Alles dies gilt von der gefetlichen Verbindlichkeit zum Unter— 
balt und hat bier feinen Grund darin, daß der Unterhaltspflichtige in fei- 
nem Ermneſſen, wie er feiner Unterhaltungspflicht Genüge leiften will, nur 
infoweit befchräntt ift, als nach dem 8. 1803 ein Einfchreiten aus polizei- 
lichen oder obervormundſchaftlichen Rüdfichten gerechtfertigt erfcheint. 

Soviel die vertragsmäßige Unterhaltspflicht betrifft, fo gelten, 
wenn Dritte den Unterhalt beftreiten, die allgemeinen Grundfäge über bie 
Erfülung fremder Verbindlichkeiten. Man vergl. oben S. 113 fig. 

Gar nicht hierher gehören die Fälle, in welchen ein gejeglich Unter- 
baltungspflichtiger zu einem Aufwande für den Unterhaltungsberechtigten 
ausdrücklich oder ſtillſchweigend ſeine Einwilligung gegeben bat, 3. B. wenn 
er feine Ehefrau in ein Bad ſchickt, oder feine Kinder in eine Erziehungs- 
anftalt aufnehmen läßt, indem, wenn in dieſen Fällen ein Dritter den er- 
forderliden Aufwand beftreitet, die Vorfchriften über die Gejchäftsführung 
ohne Auftrag unzweifelhaft Anwendung finden. 
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n maßlichen Willen des Geſchäftsherrn und in Ermangelung eines 
gi daraus zu entnehmenden Anhaltes, nah der Natur der Sade 
— und nad) den Verhältniſſen des Geſchäftsherrn zu richten habe.“ 
Hiernach find es drei Gefichtspunfte, nach welchen die Rütz— 
lihfeit einer Geſchäftsführung zu beftimmen tft, nämlich) 
a) der befannte wirkliche Wille des Gejchäftsherrn, 
b) der muthmaßliche Wille deſſelben und endlich 
c) die Natur der Sadhe. 
Der Gefichtspunft 


zu a) 
— wird, wo nicht ausſchließlich, ſo doch vorzugsweiſe in den Fällen 
— des ungültigen oder unzureichenden oder einem Anderen, als 
Sr dem Gefchäftsführer, ertheilten Auftrags entfcheidend fein, 3. 2. 
. wenn A. in Dresden den B. in Frankfurt a. M. erfuchte, für 
— ihn Papiere an der Frankfurter Börſe zu Faufen 5”) und B. vor 


= dem Eingange des Erfuchungsfchreibens geftorben wäre und 
J deſſen Erbe C. den Einkauf effectuirte, oder wenn D. dem E. 
(einem Handwerker) eine Vollmacht zur Beforgung eines Ge 
Thäftes, welches juriſtiſche Kenntniß erfordert, zuſchickte und E. 
die Führung des Gefchäfts dem Sachwalter F. überließe >°). 
Ans dem 
zu b) | 

angegebenen Gejichtspunfte würde es als eine Gefchäftsführung 
ohne Auftrag zu betrachten fein, wenn A. die von dem Kauf 
mann B. in einem Gewölbe oder auf dem Marftplage feil ge 
baltenen Waaren, in Abweſenheit des B. verkaufte, wenn C. 


57) Diefer Fall unterfcheidet fi von dem Falle, wo Jemand einem 
Andern Auftrag zum Einfaufe von Bapieren giebt und der Beauftragte 
nicht felbft den Einkauf beforgt, fondern einen Dritten veranlaßt, unmittel- 
bar mit dem Beauftragten zu contrabiren. Denn in diefem Falle kann 
von einer Gefchäftsführung ohne Auftrag feine Rede fein. 

58) An eine Subftitution tft bier nicht gedacht. Indeſſen würde, went 
ein Beauftragter den Auftrag, ohne Einwilligung des Auftraggeberd, auf 
. einen Anderen übertragen hätte, zwifchen bem Auftraggeber und dem Sub- 

ſthituten ebenfalls eine Gefchäftsführung ohne Auftrag anzunehmen jein. 
(Man vergl. 8. 1309 de BGB.'s.) 





| 
A. a 


Bon Heren Birepräfidenten Dr. Siebenhaar. 319 


den von D. angefangenen Hausbau in Gemäßheit des Bauplanes 
vollendete, wenn der Spediteur E. die von dem Kaufmann F. 
an einem fremden Orte gefauften Waaren an den Wohnort des 
lebteren fpedirte u. f. wm. Das Kriterium bei dieſem Geſichts⸗ 
punkte liegt in der Schlußfolgerung aus den Handlungen ober, 
wie am Schlufje des 8.1345 des BGB.'s gejagt wird, aus den 
Verhältniſſen des Geſchäftsherrn auf den Willen des legteren. 
Endlich it der Gejichtspunft 
zu 6) 

ein ſehr meiter und auf fpecielle Säte nicht zurüdzuführender. 
Was die Natur der Sache erfordert, wird fi in dem einzelnen 
zalle nur nach deſſen Eigenthümlichfeit und häufig erft nad 
Einholung eines jachverftändigen Gutachtens angeben laſſen. 
Fülle, in melden eine Geichäftsführung nach der Natur der 
Sache anzunehmen wäre, würden 3. 3. fein, wenn A. die auf 
den Grimdftüden des B. ftehenden reifen Früchte abbräcdte und 
in die Scheune des B. einheimfte, wenn C. das kranke Pferd des 
D. curiren ließe, wenn E. die gefündigten Miethwohnungen des 
Hausbefigers F. vermiethete, wenn G. die Felder des H. zur 
üblihen Zeit beftellte 5). Freilih kann auch hier nur von einer 
Regel die Rede fein, welche, wegen Hinzutritts eines bejonderen 
Umftandes, auch eine Ausnahme haben Tann. Ob in dem ein- 
zelnen Falle eine Gejchäftsführung ohne Auftrag anzunehmen 
jei, ift eine quaestio facti, für deren Beantwortung das Recht 
nicht Entfheidungsnormen im Boraus aufitellen kann 60). Nas 
mentlich gilt die8 auch von der Frage, ob eine Gejhäftsführ- 
ung eine einzelne Sache, oder ein Recht an einer Sade, eine 
Geſammtſache, eine Forderung oder ein ganzes Vermögen be- 
trifft. Was fich hierüber von dem Standpunfte der Rechts⸗ 
wiſſenſchaft jagen läßt, ift bereit oben S. 315 gejagt worden. 
Das Weitere tft Caſuiſtik und dieſe, namentlich auf dem Gebiete 


69, Bon dem Einfluffe, welchen die Beftelung auf dad Recht der 
Früchte babe (impensae in fructus factae), ſehen wir bier ab. Man vergl. 
auch Annalen N. F. BB. 4 ©. 303 $. 5 Nr. 1. 

6 Man. vergl. Eommentar ed. II. Bd. 2 ©. 328 und 38t, 
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der Gejchäftsführung ohne Auftrag, erfhöpfen zu wollen, ift 
ebenfo unmöglih als unzwedmäßig, indem die für die Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag wejentliden Momente von. den fie bes 
gleitenden Nebenumftänden tie jo herausgeſchält werden können, 
daß die Entſcheidung des einzelnen Falles zur Confequenz für 
einen anderen Fall gezogen werden könnte ®'). 

Wie fih aus dem Vorftehenden ergiebt, jo hängt die Frage, 
ob die Einmifhung in fremde Angelegenheiten eine Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag enthält #°), davon ab, ob eine pofitine 


s1) Um das im Text Gejagte an Beijpielen zu erläutern, jo Tann das 
anderweite Vermiethen gefündigter Miethwohnungen eine Gejchäftsführung 
nicht enthalten, wenn der Haußeigenthümer die freien Miethlocalitäten felbft 
bewohnen will, und ebenjo kann das Beftellen von Feldern alles Andere, 
als eine Gefchäftsführung fein, wenn der Eigenthümer ein Haus barauf 
bauen oder die Felder brache liegen laffen will. Iſt namentlich der Ge- 
ſchäftsherr anweſend und in der Lage, feine Gefchäfte ſelbſt zu beforgen, jo 
wird die Einmijchung Dritter nur in ganz befonders gearteten Fällen, z. B. 
wenn ein Fall des 8. 1297 Sat 2 des BGB.'s vorliegt, als eine Geſchäfts⸗ 
führung gelten Fünnen. Der bloße Bortbeil, welchen die Geſchäftsführung 
für den Gejchäftsheren haben Tann, ift Fein Merkmal für die Geſchäfts⸗ 
führung, vielmehr muß die Handlung dem wirklichen oder muthmaßlichen 
Willen des Gejchäftsheren entiprechen. So würde 3. B. in dem Erbauen 
eine Haufes auf fremdem Areal, in der Umwandlung einer Wiefe in Ader- 
land, oder eines Parkes in nugbares Feld, auch felbft dunn, wenn dies 
Alles noch jo vortheilhaft wäre, eine Geihäftsführung nicht zu finden fein, 
ed märe denn, daß ber Gejchäftsherr dieſe Dispofitionen gewollt hätte. 
Träte dieſe Ausnahme nicht ein, fo würde der Geſchäftsherr berechtigt fein, 
die Wiederherftelung des vorigen Zuftandes und Schadenerſatz zu ver 
langen. 

Zwar ift die Abweſenheit (Verfchollenheit) des Geſchäftsherrn kein 
nothivendiges GErforderniß der Gefchäftsführung ohne Auftrag. Aber im⸗ 
merhin wird irgend eine Behinderung zur eigenen Führung feiner Ge 
fchäfte in der Perfon des Gejchäftsheren, fei e8 auch nur eine perfünlice 
Unfäbigfeit, das Gefchäft ſelbſt zu beforgen, vorausgefegt, wenn ein Dritter 
fih mit vechtlichem Erfolge in fremde Angelegenheiten mifchen will. 

62, Das Anfichnehmen verlorener Sachen fällt, fofern ber Finder den 
Berlierer nicht kennt, nicht unter den Begriff der Gefchäftsführung ohne 
Auftrag. Bon Einfluß ift dies namentlich für die Frage, für welche culpa 
der Finder haftet, und unter welchen Vorausſetzungen derfelhe das Eigen- 
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Handlung die zu einer Gejhäftsführung ohne Auftrag erfor- 
derliche Eigenfchaft hat, oder nicht, indem fie, wenn ihr diefe 
Eigenfchaft fehlt, al3 culpa in faciendo zu betrachten ift, welche zu 
einem Schadenerfage verpflichtet. Dagegen läßt ſich eine Ver⸗ 
ſchuldung in non faciendo, d. h. durch Vernadläffigung einer 
Sorgfalt, hierbei nicht denten und es ift namentlih ausge- 
ihloffen, daß Jemand für verantwortlich angefehen wird, weil 
er die Gejchäfte eines Andern nicht geführt oder weil er, wenn 
jeine Einmifhung in fremde Geſchäfte eine Gejchäftsführung 
ohne Auftrag enthält, diefes Geſchäft und nicht ein anderes für 
den Geſchäftsherrn vortheilhafteres geführt hat. Denn zu der 
Geihäftsführung ohne Auftrag befteht Feine rechtliche Verbind- 
lichkeit, vielmehr beruht jede Gefhäftsführung ohne Auftrag auf 
freier Entſchließung. Seten wir z.B. den Fall, daß der Kauf- 
mann A., welcher in einem offenen Gewölbe Waaren feil hält, 


durch Abweſenheit oder Krankheit oder aus einem andern Grunde 


an jeinem Gejchäftsbetriebe behindert ift, und fein Freund B. 
hiervon Kenntniß erlangt. Wenn B. fih un das Gefchäft des 
A. gar nicht Fümmerte, oder zwar dafür jorgte, Daß die Waaren- 
oorräthe nicht geitohlen würden 6°), aber nichts thäte, damit der 
Verlauf feinen Fortgang hätte, jo würde er weder in dem er- 
fieren Falle wegen feines Nichtsthuns, noch in dem legteren 
Falle wegen ſeines Zumenigthung zur Verantwortung gezogen 
werden können, ausgenommen wenn er in dem leßteren Falle 


das Gewölbe geſchloſſen hätte, ungeachtet ganz geeignete Per- - 


{onen vorhanden waren, melde den Berfauf für den A. be- 
jorgen wollten. 


thum an der gefundenen Sache erwirbt (88. 239 bi 248), indem, wäre das 


Anfichnehmen verlorener Sachen unter allen Umftänden eine Gejchäftsführung 
obne Auftrag, ber Finder felbft für culpa levis haften würbe und das Eigen« 


thum an der gefundenen Sache nicht erwerben könnte, während dies fih, 
bon dem oben erwähnten Ausnahmefalle abgejehen, infofern anders verhätt, 


als der Finder nur für dolus und culpa lata haftet und unter den fonftigen 


Borausfegungen auch dad Eigentum an ben gefundenen Sachen erwerben 


kann. 


es, Nähme er die Waaren ſelbſt in Verwahrung, fo würde er auch für | 


calpa levis haften, wie bereitö oben bemerkt worden ift. 
Annalen, Neue Folge Bd. VI. 21 
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8. 13. 
Fortfegung. 





Zu 2. 


So viel die Frage betrifft, ob und in mie weit der Ge 
ichäftsführer ohne Auftrag für Verfhuldung bei der Geſchäfts— 
führung haftet, fo. beftimmt der 8. 1347 Sag 1 in Verbindung 

— mit 88. 728, 729 des BGB.'s, daß der Geſchäftsführer nicht blos 
— für dolus und culpa lata, ſondern auch für culpa levis haftet und 


* nicht blos diligentiam, quam in suis rebus, ſondern auch culpa 
Ss levis in abstracto zu präftiven hat. Man fünnte in diejer Be 
2. ftimmung eine Härte gegen den Gefhäftsführer zu finden ge 


3, neigt fein, weil die Gefhäftsführung ohne Auftrag lediglich im 
..: Intereſſe des Gefhäftsheren liegt und der Vortheil, melcer 
Dadurch erreicht wird, lediglich diefem zufließt. Indeſſen kommt 
dagegen in Betracht, daß Derjenige, welcher ſich freimillig zu 
der Führung fremder Gefchäfte verſteht, dadurch zu erkennen 
giebt, er habe zu der Gefchäftsführung die erforderliche Gejchid- 
lichfeit und er werde dabei mit der nöthigen Sorgfalt verfahren. 
Wie nämlich bereits zu Nr. 1 ausgeführt worden ift, liegt in 
der Einmifhung in fremde Angelegenheiten an fich eine Ber 
ſchuldung, melde zum Schadenerſatze verpflichtet und eine Aus 
nahme hiervon tritt nur dann ein, wenn die Einmiſchung unter 
befonderen Berhäftniffen feinen Schaden bringt und dabei ſo 
verfahren wird, daß dadurch Fein Schaden verurſacht wird. 


Zur Erläuterung des Gefagten geben wir einige Beifpiele. 
A. nimmt die Sache des abwejenden B. in feine Verwahrung. 
Sm diefem Falle haftet A. nicht blos, wie bei dem Hinterleg 
ungsvertrage, für dolus und culpa lata, fondern auch für culpa 
levis C. führt den angefangenen Bau des abmwejenden D. a8. 
In diefem Falle haftet der C. für jeden Schaben, melden er 
durch feine Unkenntniß und Nachläffigkeit verurfadht hat. E. be 
forgt als Gejhäftsführer ohne Auftrag den Waarentrangport für 
F. In diefem Falle haftet E. für ale Schäden, welche durch 
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mangelhafte Verpadung ber Waaren oder jonft dutch Berfehen 
bei dent Transporte verurſacht werden. 

Min wirft häufig die Frage auf, ob der Gefhäftsführer, 
wenn feine Gefhäftsführung mehrere einzelne Objecte, 3.9. eine 


Geſammtſache, betroffen oder wenn er für einen und denſelben 


Geihäftsheren mehrere einzelne Geſchäfte geführt, 3. 8. den 
Waarentransport und einen Bau beſorgt, oder wem er zu 
demjelben Zmede mehrere einzelne Handlungen unternommen, 
3. B. einen fremden Adler gedüngt, beftellt und beſäet bat, zur 
Compenfation des in Beziehung auf einen einzelnen Gegenftand 
oder ein einzelnes Geſchäft oder eine einzelne Handlung durch 
feine Verſchuldung verurſachten Schadens mit dem durch feine 
Geithäftsfühtung im Uebrigen erzielten Gewinne berechtigt jet. 
Diefe Frage ift unbedingt zu verneinen, weil der Geſchäftsführer 
den dutch feine Verſchuldung verurſachten Schaden zu erfegen 
hat, der durch die Gefchäftsführung erlangte Gewinn aber dem 
Gefhäftsheren gehört und däher die mwefentliche Vorausfegung 
der Compenfatton, eine Schuld und eine Forderung, in der 
Perſon des Geihäftsführers nicht vorhanden if. Die l. 11 D. 
de negöt. gest. 
Si negotia absentis et ignorantis geras, et culpam et dolum 
praestare debes. Sed Proculus, interdum etiam casum prae- 
stare debere, veluti si novum negotium, quod non sit solitus 
absens facere, ti nomine ejus geras, veluti venales novicios 
co&mendo, vel aliguam negotiationem ineundo. Nam si quid 
damnum ex ea re seeutum fuerit, te sequetur, lucrum vero 
absentem; quod si in quibusdam lucrum factum füerit, in 
quibusdam damnum, absens jensare lucrum cum En 
debet #4), 
ſteht dem nicht entgegen, meil von einer f. g. insolita negotiatio 
fh nicht jagen läßt, daß fie eine Gefchäftsführung jet, aus 


bieſem Grunde auch der Gefchäftsführer den Zufall zu tragen 


bat, und in dem Geſetze nicht won einer Compenſation des durch 


°“) 1. 20, 1. 24 Cod. de usur., 1. 3. 8. 9 D. de negot., 1.23. 8.1 D. 


de reg. jur., 1. 65. 8. 2 D. de aed. edict., 1. 28. 8. 1 D. pro socio. 
21* 
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= culpa verurfachten Schadens mit dem durch Gejchäftsführung 
= erlangten Gewinne, jondern von einer Gompenfation des le 
hi. teren mit dem zufälligen Schaden die Rede if. Bei der ſ. g. 
—J— insolita negotiatio erklärt ſich natürlich die Compenſation des 
Gewinnes mit dem zufälligen Schaden daraus, daß es einer 
N“ Ratihabition des Geſchäftsherrn bedarf, und diefe nicht eine de 
— reicherung des Geſchäftsherrn mit dem Schaden des Geſchäfts-⸗ 
führer zur Folge haben darf. 

Ro Der Gefhäftsführer haftet, mit Ausnahme des Falles, wo 
— er gegen das Verbot des Geſchäftsherrn gehandelt hat, nicht 


* 


— 


für den casus 685). Ein casus bei der Geſchäftsführung läßt ſich 
bei der Gejchäftsführung ohne Auftrag in einer doppelten Weile 
denfen, nämlich entweder jo, daß der durch die Gejchäftsführung 





E- 2 hervorgebrachte Gewinn durch casus untergeht, z. B. wenn die 
b Saat auf dem vom Geſchäftsführer beftellten Felde vom Hagel 
—J— vernichtet wird, wenn ein fremdes krankes Thier curirt wird 


und nach beendigter Cur ſtirbt, wenn ein fremdes baufälliges 
Haus geſtützt wird und ſpäter abbrennt, oder jo, daß der casw 
die Sache trifft, weil der Gefchäftsführer über fie im Intereſſe 
des Geſchäftsherrn verfügt, 3. B. wenn die auf dem Transporte 
Bi befindlide Waare unterwegs verbrennt. In beiden Fällen gilt 
—— die Regel, daß der Geſchäftsführer den zufälligen Schaden nicht 
— zu erſetzen hat. 

Das BGB. berückſichtigt nicht den in der J. 3 8. 9 D. de 
negot. gest. erwähnten Fall, in welchem der Geſchäftsführer 
nicht für culpa levis, ſondern nur für dolus und culpa lata 
haftet, nämlich den Fall der nothwen digen Gefchäftsführung 
oder ber Gejhäftsführung, melde den Zweck hat, die drohende 
Gefahr des Unterganges oder Verluftes der fremden Sade ab’ 
zumenden. Nach den vorftehenden Ausführungen dürfte jedod 
kaum zu bezweifeln fein, daß die Vorſchrift der 1. 3 8.9 D. de 
neg. gest., objhon fie im BGB. nicht aufgenommen ift, wegen 
ihrer Selbitveritändlichkeit, auch noch gegenwärtig gilt ®°). 
















e8) 8. 1847 bed BGB.'s. 
°°) Man vergl. auch Bd. 4 ©. 297 fig, ©. 301 a. E. 
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8. 14. 


Fortjegung. 


Mit einigen Worten wollen wir noch die Frage berühren, 
ob. bei der Gefhäftsführung ohne Auftrag eine Subftitution 
denkbar jei? — Berfteht man unter Subftitution die Ueber- 
tragung eines Auftrages auf einen Andern, fo tft diefelbe na— 
türlich bei der Gefhäftsführung ohne Auftrag gänzlih ausge- 
ſchloſſen, mweil es bei ihr an einem Auftrage fehlt, welcher von 
dem Gejchäftsführer auf einen Andern übertragen werden Fünnte. 
Namentlich ift es nicht denkbar, daß der Geſchäftsführer in den 
im 8. 1307 des BGB.’ aufgeführten Fällen, wenn er an der 
Führung des Geſchäfts perfönlich behindert, oder wenn das 
Geſchäft jo beſchaffen ift, daß es ohne die Beihülfe eines Dritten 
nicht beforgt werden fann, die Gejchäftsführung einem Andern 
mit der im 8. 1308 Sag 1 angegebenen Wirkung (der Haftung 
für culpa in eligendo) überlafjen Fünnte. In allen diefen Fällen 
mürde der Gefhäftsführer vielmehr nach Analogie des 8. 1308 
Sag 2 für jeden Schaden, welcher dem Gefchäftsheren aus ben 
Handlungen des Dritten entftanden ift, und zwar, wenigſtens 
in der Regel, neben diefem, haften. Verſteht man dagegen 
unter der Subftitution bei der Gefhäftsführung ohne Auftrag 
die bloße thatfächliche Gefhäftsführung durch einen Dritten oder 
unter Beihülfe eines Dritten”), To fällt diefelbe mit der Ge- 
Ihäftsführung ohne Auftrag zufammen, d. b. die Subftitution 
ift die Gefhäftsführung felbft und es haftet der Gefchäftsführer 
für die Verfhuldung in dem oben angegebenen Umfange, und 
e8 ift der Dritte etwas Weiteres nicht, als das mechanijche 
Werkzeug, deſſen ſich der Gefchäftsführer zu feiner Geſchäfts— 
führung ohne Auftrag bedient. Bon Einfluß ift dies namentlich 
für die Frage, ob die Handlung des Dritten eine nothivendige 
oder nüglihe Gefhäftsführung enthält, da, menn dies zu ver— 





en In biefem Sinne ift von ber Subftitution bei der Gefchäftsführ- 
ung ohne Auftrag in bem Bd. 4 ©. 104 flg. abgebrudten Urthel bie Rebe, 








326 Die Geihäftsführung ohne Auftxag 


neinen märe, jelbft die größte Vorficht bei der Wahl des Dritten 
Etwas nicht ändern könnte. 

Wie fih hieraus ergiebt, hat der Geſchäftsherr, unter den 
angegebenen Borausfegungen, das Recht, fih, wenigſtens zu 
nähft, an Denjenigen zu halten, welder emen Dritten zu der 
Geſchäftsführung veranlaßt, oder fi fonft bei der Geſchäfts⸗ 
führung fremder Hülfe bedient hat. In wie weit er auch einen 
Anſpruch an den Dritten, aus deſſen Verſchuldung, habe, Tan 
bier dahin geftellt bleiben, indem Dabei Fragen einfchlagen, 
weldhe, wie 3. B. die, ob der Dritte dem an ihn ergangenen 
Befehle habe geborgen müflen, ob er gewußt habe, daß das 
Gefhäft ein fremdes fei u. |. w., zu ihrer Beantwortung eim 
Menge factiſcher Vorausſetzungen fordern °®), 


8. 15. 


Fortſetzung. 

Im Wechſelverlehr kommt es nicht ſelten vor, daß Inhaber 
von Wechfeln dieſe, kurz vor der Verfallzeit, mit Giro (ausge 
fültem Giro, Blancogiro oder Brocuraindoffament) verfeben, 
an einen Banquier, al3 Zahlung oder zum Incaſſo, einſenden 
Wenn der Bangquier die Bräfentation und Broteitation, venfäumt 
fo entjteht die Frage, ob er für culpa°®) haftet. Diefe Frage 
fohlägt mwenigftens zum Theil in die Lehre der Gethäftsrilheung 
ein. und ift, nach unferm Dafürhalten, folgender Geftalt; zu be 
antworten, Stände deu Einjender des Wechſels mit dem Bam- 
quier in Gejchäftsverbindung, namentlich in einem Contocur⸗ 
tentmerhältniffe, und wäre ber. Wechjel an dem Einſondungeorte 


ss Man vergl. auch Bd. 4 ©. 312 flo: 

e) Die zweifelhafte Frage, was im Falle einer alba zu präftisen ke, 
laſſen wir dabingeftellt fein, weil dabei, namentlich. auf: Geund des Nat 88 
ber ADWD., mehrere Unterjchiede zu. machen fein. bürften. Sp Tann, wenn 
ber Wechfel acceptirt worden und der Acceptant ſolvent ift, durch das Prö- 
judiz gav Fein Schaden entftanden fein. Aber auch in anderen Fällen kann 
es fih nur um prozeſſualiſche Vortheile bei Geltendmachung. der- auf ben 
Art. 83, ber ADWO. gegründeten Forderung. handeln. Unter allen, Umftänden 
mürbe die Zablungsfähigfeit der Reguehpflichtigen, ein, tpefentlinies Moment [Fi 
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zahlbar, ſo würde der Banquier, wenn die Präſentation und 
Proteſtation des Wechſels überhaupt noch möglich geweſen wäre, 
nach Analogie des Art. 323 Alinea 1 und 2 79) des HGB.'s wegen 
unterlaffener Diligenz fchadenerfagpflichtig fein. Stände dagegen 
der Einfender des Wechfels mit dem Banquier nicht in Gejchäfts- 
verbindung oder wäre der Wechſel an einem andern Orte, als 
dem Wohnorte des Banquiers, zahlbar, jo würde der Banquier 
wegen Präjudizes des Wechſels nicht haftpflichtig fein, meil es 
eine Verbindlichkeit zur Gefchäftsführung ohne Auftrag nicht 
giebt. Hätte er den Wechfel an den Zahlungsort zur Präſen— 
tation und Proteſtation gejendet und wäre von Demjenigen, 
an welchen er den Wechjel eingefendet, bei der Präfentation 
und Proteftation Etwas verfehen worden, jo würde der Ban— 
quier, ohne Unterfchied, ob ihm eine culpa in eligendo zur Laſt 
fiele, oder nit?) mar dann fhadenerfanpflihtig fein, wenn 
ihm möglich gewefen wäre, den Wechſel fa zeitig an den Ein- 
jender zurüdzufenden, daß diefer noch im Stande geweſen wäre, 
das Präjudiz des Wechſels abzuwenden. In dem lekteren Falle 
läge der Grund der Schadenerfagpflicht nicht in: der Verabjäun- 
ung der Rüdjendung des Wechjels, auch nicht in dem etwa vor⸗ 
gelommenen Verſehen bei der Wahl des Dritten, fondern in 
der Geſchäftsführung ohne Auftrag, bei welcher der Geſchäfts— 
führer für culpa levis haftet, und zwar ohne-Unterfchted, ob er 
jelbft, oder ein Dritter, deſſen Beihülfe er fich bedient bat, 
Schaden verurſacht hat. 


70, ine correfpondirende Borfchrift enthält ber 9. 1298 bed BGB's. 

71) Die culpa in eligendo kann nur bei dem Auftrage vorkommen. 

Bei der Geſchäftsführung ohne Auftrag fällt fie mit Der culpa bei ber Ge- 
ſchaftsführung zufammen. 


(Fortſetzung folgt.) 


Criminaliſtiſches *). 
Bon Herrn Oberappellationsrath Otto. 





VII. 


Das Rechtsmittel der Berufung gegen Schwur— 
gerihtshofserfenntnifje. 


Es gilt mit einigen Worten einem Vorwurfe zu begegnen, 
welchen man in jüngfter Zeit mehrmals dem Oberappellationd 
gerichte machen hörte. Er ging dahin, daß das Oberappella⸗ 
tionsgericht bei einigen feiner Entjcheidungen in geſchwornen⸗ 
gerihtlihen Sachen Fragftellungen an die Geſchwornen und 
thatfächliche Feſtſtellungen der erftinftanzlichen ſchwurgerichtlichen 
Erkenntniſſe nicht angefochten habe, die von ihm in anderen 
Fällen nicht als ſachentſprechend und nicht als genügend ange 
ſehen worden ſeien. 

Nachdem der Verfaſſer von denjenigen Entſcheidungen des 
Oberappellationsgerichts ſpeciellere Kenntniß genommen hat, aus 
denen der Nachweis ſür die Richtigkeit jenes Vorwurfs entlehnt 
werden wollen, hat derſelbe ſich davon, daß dieſer Vorwurf ein 
durchaus unberechtigter ſei, zu überzeugen gehabt. Nicht das 
Oberappellationsgericht, ſondern der Stand der Redts- 
mittel trug die Schuld, wenn in jenen Fällen eine verfchiedene 
Beurtheilung Platz gegriffen zu haben fcheint. 


*) Bortfegung bon Annalen N. F. Bd. V. ©. 145 flg., 241 fie; 
8. VL ©. 20 filg., ©. 139 fig. 


1, 
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Die gegen ein ſchwurgerichtliches Enderfenntniß lediglich dem 
Berurtheilten — (und dem Staatsanwalte lediglich zu Gunften des 
letzteren) — zuftehende Berufung kann nad Maßgabe der 88. 
%, 96 de3 Geſchw.⸗Verf.⸗Geſ. vom 1. October 1868 nur auf 
die Behauptung geftügt werden, daß die erfannte Strafe inner- 
halb des in dem angewendeten Gefete nachgelaffenen Straf- 
maßes gegenüber der Berfchuldung des Verurtheilten zu hoch 
gegriffen worden fei, e3 ſoll jedoch — mie 8. 96 Abi. 2 be⸗ 
jagt — das Oberappellationsgericht bei der Entſcheidung über 
eine jolche Berufung auch die dem ſchwurgerichtlichen Erfenntniffe 
unterliegende Rechts anſicht feiner Prüfung unterwerfen. 


Durch diefe letztere Beftimmung wird allerdings der Be— 
tufung gleichzeitig der Charakter einer materiellen Nichtig- 
keitsbeſchwerde verliehen. Indeſſen wird nur zu häufig die 
Bedeutung der weiteren Vorſchrift des 8. 96 unterfhäßt, wo— 
nah das Oberappellationsgericht bei Prüfung diefer Rechtsanficht 


„on die thatfählihen Feititellungen des erftgericht- 
lichen Erfenntnifjes, insbefondere an die dur den 
Wahrſpruch feitgeftellten Thatjachen gebunden ift und da- 
ber die Ergebniffe derjelben, insbeſondere den Wahrſpruch 
einer Prüfung nicht unterwerfen, aud die Wiederholung 
früherer Bemweiserhebungen und die Vornahme neuer Beweis- 
erhebungen nicht anordnen kann.“ 


Das DOberappellationsgeriht hat hiernach, fobald lediglich 
das Rechtsmittel ber Berufung vorliegt, ausfchließlih an die 
thatfächlichen Feftftellungen des Erfenntniffes fih zu halten; 
diefe allein find für daffelbe maßgebend. Wenn die 
vorgedachte Vorſchrift ausdrüdli auch noch des „Wahrſpruchs“ 
gedenkt, jo geſchieht Solches offenbar nur aus dem Grunde, 
weil der Gefebgeber davon ausging, die thatfächlichen Feftitell- 
ungen des Erfenntnifjes, foweit zu felbigen die Geſchwornen zu- 
fändig twaren, feien, in Webereinftimmung mit dem Wahr- 
ſpruche, dem letzteren entlehnt. Daß der Inhalt des Wahrfpruchs 
unanfechtbar iſt, verfteht fih ganz von ſelbſt; gegen dieſen darf 
fh überhaupt Fein Rechtsmittel richten; nur das Erkenntniß tft 
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es, deſſen Inhalt. zum Gegenfiande eines Rechtsmittels gemacht 
werden kann. 

Dieſer Geſichtspunkt wird beiſpielsweiſe in dem Falle von 
großer Wichtigkeit, dafern das Uberappellationsgericht ſich zu 
überzeugen haben ſollte, daß das Erkenntniß mit dem 
Wahrſpruche der Geſchwornen nicht übereinſtimme. 
Auch ein ſolcher grober Verſtoß müßte auf feine, lediglich in 
Verfolg einer eingemendeten Berufung, zu ertheilende Entigeidung 
ohne Einfluß bleiben; für die letztere darf nur Dasjenige die dar 
ſis bilden, was das erftgerichtliche Erfeuntnig — fei es felbk 
in Ddirectem Widerfpruche mit dem Ausſpruche der Gefchwer⸗ 
nen — als thatfächlich feitgeftellt bezeichnet hat. Jener Verſtoß 
wäre nur ein progefjualer und müßte, follte er Beachtung be 
anfpruden und nicht auf einen bloßen Schreibfehler zurüdge 
führt werden können (Art. 14 der RStPO.), ganz ausbrüdlig 
mittelft einer formellen Nichtigkeitsbeſchwerde gerügt merben 
(vergl. 8. 98 sub 1 in Verbindung mit 8. 97 des Geihin.- 
Berf.» Gef. ſowie mit Mt. 46 Abf. 1 und Art. 351 Abf. 2 
der RStPO.) 

Ein hierher gehöriger, dem Dberappellationsgerichte vurge 
legener Beiipielsfal war folgender: A. und deffen Ehefrau 
waren durch der Ausfprug der Geſchwornen für ſchuldig er⸗ 
achtet worden, Rohmaterial, weiches dem Ehe manne zur Ber 
arbeitung anvertraut geweſen, dem Eigenthümer in Aneignungs⸗ 
abſicht rechtswidrig entzogen zu haben; gleichwohl murde im dem 
Erkenntniſſe ohne jede etwaige weitere Motivirung und olme 
daß etwa; lediglich eine unguläffige Auslegung des Wahrſpruchs 

— in Frage geſtanden hätte, ala durch letzteren feſtgeſtellt bezeich⸗ 
— — ret, daß. beide Angeklagte das „ihnen“ anvertraute Material 
ſich angeeignet hatten. Die gleichzeitige Folge. hiervon war, duß 
das: Erkenntniß jedes der beiden: Eheleute ala Urheber der Un⸗ 

i terſchlagung anſah, während doch der: Inhalt des Wahrſpruchs 
u offenbar nur die Berurtheilung. der Ehefrau. wegen: Beihülfe. ge- 
— rechtfertigt hätte. Gleichwohl mußte, da nur das Rechtsmittel 
ö der. Berufung eingewendet mar, die Beftätigung, der: ſchwurge⸗ 
richtlichen Rechtsanſicht erfolgen; letztere war den thatſächlichen 
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Feſtſtellungen des Erkenntniſſes gegenäber für richtig anzuer⸗ 
kennen. Dagegen würde eine in der Sale exhobene farmelle 
Nichtigkeitsbeſchwerde unbedingt zur Caflation des erfigerihtlichen 
Erkennmiſſes geführt haben. 

Auch noch ein anderer, Vorgang mag bier Platz finden. 
B. war befchuldigt, mit dem C. die Inbrandſteckung des D.- 
hen Hanfes befhloffen und zu der vom C. ins Werk gefehten 
That, welche die Einäſcherung des D. ſchen Haufes zur Folge 
gehabt, mitgewirkt zu haben. Die Fragftellung für beide Ange⸗ 
Engte war vorſchriftmäßig (8. 67 des Geichin.»Berf.- Gef.) eine 
getgennte, gemefen, und dabei war es geichehen, daß die: auf dem 
B. bezügliche, vom den Geſchwornen bejahte Frage nur dahin, 
ob diefer zu Ausführung der beſchloſſen gewefenen Inbrand⸗ 
ſteckung mitgewirft habe, nicht aber zugleih auf das Noment 
der Eonfummation gerichtet worden war. Hiernach hätte. dem 
B. fitenggenommen nur ein Verſuch imputirt werden konnen. 
Sndefen das Erfenntniß des Schwurgerichtshofs ließ dieſen 
Punkt nicht vermillen, da in ihm die Mitwirkung des B. zu 
der „erfolgten” Inbrandſteckung conftatirt war. jedenfalls 
fonnte aud bier die lediglich eingewendete Berufung nit zu 
Abänderung deſſen, daß B. wegen Miturheberichaft bei einer 
vollendeten Brandftiftung verurtheilt worden, führen und nur 
eine formelle Nichtigkeitsbeſchwende hätte dem. Qberappellations⸗ 
gerichte die Verpflichtung zu Prüfung der Yrage auferlegt, ob 
nad Lage der Sache davon ausgegangen werden, fänne, das 
erſtgerichtliche Erkenntniß habe; den auf den. B. bezüglichen: Wahr⸗ 
ſpruch in unzuläffiger Weiſe und. zwar beziehentlih unter Zur 
bülfenahme: des feinen Complicen betneffenden. Wahrfpruds: em 
gängt, oder aber in: einem die Caſſation bedingenden Umfange 
dem Berdirte thatfächliche Seftitellungen, welche aus der Frage 
und Antwort nicht mit Recht abgeleitet werben Türmen, unter 
gefchoben. 

In ähnlichen Weife hat fih auch bereits; dag Oberapyellar 
tonsgericht in der in den Annalen R. 9. Bd. V. ©. 414 abr 
gedrudten Entſchaidung ausgeſprochen. In dem Damals burger 
legenen Berufungsfalle hatte der Schwurgerichtshof der in 8.58 
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des Geihmw.-Berf.-Gef. enthaltenen Vorſchrift ent 
gegen die für den Rückfall maßgebenden Zeitpunkte nicht durd 
die Geſchwornen feftftellen laſſen, vielmehr diefe ohne Zuthun 
der legteren im Erfenntniffe felbft feftgeftellt, und demgemök 
au auf die Strafe des Nüdfalls erfannt. Auch bier lag mit 
bin en Fall vor, in weldem das Erfenntniß über das Berdit 
hinausging und daher auch in ſoweit nicht mit felbigem über 
einftimmte. Gleichwohl hatte das, was das Erfenntniß einmal 
— mern fon völlig unzuftändiger Weiſe — als thatjädlid 
feftgeftellt bezeichnete, dem Nechtsmittel der Berufung gegenüber 
als ausfchlieglih maßgebend zu gelten. Nur im alle einer 
auf die Vorfehrift des 8. 98 sub 1 des Gefchte. - Verf.» Gef. zu 
gründenden Nichtigkeitsbeſchwerde hätte jener Fehler durch Cal 
fation bejeitigt werden können. 

Ebenſowenig kann felbitveritändlich dag Rechtsmittel der Be⸗ 
rufung dem Oberappellationsgerichte das Befugniß zu einer Pru⸗ 
fung deſſen geben, ob der Ausſpruch der Geſchwornen in 
der Art unvollſtändig, undeutlich und in ſich wider— 
ſprechend ſich darſtelle, daß die Anklage nicht erſchöpft 
worden ſei, vielmehr kann auch eine hierhin gehende Prüfung 
nur dur "Einwendung einer formellen Nichtigkeitsbeſchwerde 
provoeirt werden (8. 98 sub 2 verbunden mit' 8. 54 des Geſchw. 
Verf.⸗Geſ.). Litte das Verdict an derartigen Mängeln und 
wären leßtere mit in das ſchwurgerichtliche Erfenntniß 
übergegangen, fo würde eine gegen lebtere3 eingewendete | 
Berufung das Oberappellationsgericht nur zu Prüfung der Frage, 
in wieweit hierdurch die Erkenntnißfeſtſtellungen ſelbſt unvoll⸗ 
ſtändig und undeutlich geworden ſeien, ſowie beziehentlich zu der 
Annahme verpflichten, daß die vorhandenen Lücken, Undeutlich⸗ 
keiten und Widerſprüche zu Gunſten des Angeklagten aufzufaſſen 
ſeien. Das Oberappellationsgericht würde ſich alſo auch hier 
im Grunde genommen auf die Entſcheidung darüber beſchränken 
müſſen, ob das, was nach Inhalt des Erkenntniſſes als klar 
und widerſpruchsfrei feſtgeſtellt gelten könne, die erſtinſtanzliche 
Rechtsanſicht begründe oder eine andere Subſumtion unter das 
Geſetz bedinge. 
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Sleichergeitalt würde auch Das Oberappellationsgericht fein 
Befugniß haben, in Verfolg einer gegen das fchmurgerichtliche 
Erkenntniß eingewendeten Berufung der etwaigen Wahrnehnt- 
ung, Daß der Shwurgerihtshof eine nah Maßgabe 
des Geſetzes ihm felbit zugemwiefene Feftftellung 
gleihwohl durh die Geſchwornen hätte vorneh- 
men lajfen, einen Einfluß zuzugeftehen. Man denfe an 
den Fall einer fehweren Körperverletung, bezüglich deren gleich" 
zeitig der Erſchwerungsgrund des hinterliftigen Anfalls (Art. 
171 sub 1 des RStGB.'s) in Frage geftanden hätte. Da das 
RStGB. einmal die in Art. 171 gedachten Momente nur als 
Strafabmefjungsgründe innerhalb des gejetlichen Strafmaßes 
behandelt, würde nach der Anficht des Verfaſſers die Fragftell- 
ung an die Geſchwornen gar nicht mit auf das VBorhandenfein 
diefes Erſchwerungsgrundes zu richten fein; vielmehr dürfte e3 
fi. bierunter wohl nur um einen folden Thatumftand handeln, 
deſſen Conſtatirung lediglid dem Schwurgerichtähofe ſelbſt an- 
heimfallen joll (8. 59 des Geſchw.-Verf.⸗G.). Gefett nun, dur 
die Fragſtellung wäre gleichwohl das Vorhandenfein jenes Ag- 
gravationsmoments mit zur Beantwortung durch die Geſchwornen 
geftellt worden und e3 hätte jodann das Erfenntniß lediglich 
auf Grund des desfallfigen Verdicts die die Annahme des Er- 


I&werungsgrunds bedingenden thatfächlihen Unterlagen als feft- 
geftellt bezeichnet, fo müßten diefe, wenn auch von incompetenter 


Seite ausgegangenen Feſtſtellungen der Berufung gegenüber * 
unanfechtbar gelten. 

Zweifelhafter ſcheint die Entſcheidung der Frage zu fe ein, 
ob das Oberappellationsgericht durch das vorliegende Nechts- 
mittel der Berufung dazu verpflichtet werde, bei Prüfung ber 
dem erftgerichtlichen Erkenntniſſe unterliegenden Rechtsanficht auf 


die von dem Präfidenten des Schwurgerichtshofs ausgegangene E 


Rechtsbelehrung zurüdzugehen. Man vergegenmärtige fich 
ven Fall, daß nach Ausmeis des Protofols über die Hauptver⸗ 
bandlung der Präfident eine Rechtsbelehrung ertheilt hätte, die 
nad der Anficht des Oberappellationsgerichts irrig wäre. Daß; 


ſolchenfalls das Rechtsmittel der Nichtigkeitsbefchwerde gegen dad; i Be. 
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Erkenntniß eingewendet werden kann, iſt in 8. 69 des Geſchw⸗ 
Verf.⸗Geſ. ganz unzweideutig ausgeſprochen; auch bat dieſe Vor⸗ 
ſchrift ihre volle Berechtigung, da allerdings in jedem ſolchen 
Falle von der fürs Erſte einen Gegenbeweis nicht zulaſſenden 
Vermuthung ausgegangen werden muß, die Geſchwornen ſeien 
bei Abgabe ihres Verdicts jener unrichtigen Rechtsbelehrung ge⸗ 
folgt. Nun ließe ſich allerdings wohl mit einigem Scheine Rechtens 
ſagen, daß, da jene Rechtsbelehrung nicht blos auf den Wahr 
ſpruch felbft, fondern auch durch Aufnahme des letzteren in das 
Erkemntniß gleichzeitig auf die in diefem ausgeſprochene Rechts⸗ 
anficht von Einfluß geworden fein müſſe, auch die zur Prüfung 
diefer Rechtsanficht verpflichtende Berufung ein Zurückgehen auf 
jene Rechtsbelehtrung erheiſche. Indeſſen möchte Doch eine folde 
Schlußfolgerung mande Bedenken gegen ſich baben. Insbe⸗ 
fondere müßte eingewenvdet werden, Daß durch den Wahrſfpruch 
— mern auch bei Faſſung der Fragen die einen unbeſtritienen 
Nechtsbegriff enthaltenden Ausdrüde nicht vermieden werden 
follen (8. 66 des Geſchw.⸗Verf.⸗Geſ.) — doch durch die Be 
ſchwornen nur die thbatfählihen Merkmale des Verbrechens 
zu conftatiren find, daß mithin jene Rechtsbelehrung wenigſtens 
zunächſt lediglich auf jene thatſächlichen Feftftellungen von Ein 
fluß werden fann und daß ſonach aud das Ausſprechen der 
eigentlichen Rechtsanficht und die Geſetzesſubſumtion ausſchliet⸗ 
lich dem Schwurgerichtahofe überlaſſen bleibe. 

WVUeberhaupt kann ſich dev Verfaſſer der Ueberzeugung nicht 
verſchließen, daß eine auf 8. 69 des Geſchw.Verf.⸗Geſ. geſtützte 
Nichtigkeitsbeſchwerde ſtrenggenommen gar nicht materieller, jon- 
bern Tediglih formeller Natur iſt. Auch das Gefeh ſelbſt 
ſpricht keineswegs davon, daß, dafern eine unrichtige Rechtsbe⸗ 
lehrung Seiten des Präſidenten eonſtatirt je, das Erkenntniß 
wegen unrichtiger Geſezesanwendung überhaupt ange 
griffen werden könne, vielmehr beſagt 8. 69 ausbdrücklich, dad 
Erkenntniß könne joldhenfalls „wegen trriger Nedtisatt’ 
Br wendung Seiten bes Präjidenten”" bei der Rechtsbe⸗ 
9 lehtung der Geſchwornen als nichtig. angefochten werden. Hierin 
dJrcrrſte nicht mehr und nicht weniger liegen, als daß im Falle 
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einer ſolchen unrichtigen NRechtsbelehrung ein wefentlider 
formeller Mangel im AZuftandefommen de8 Wahrſpruchs 
und folgerichtig auch des Erfenntniffes anerkannt werden Tolle. 


Was aber Gegenftand einer formellen Nichtigkeitsbeſchwerde 
zu fein bat, kann niemals für die Berufungsinftanz bei Prüfung 
der dem erftgerichtlichen Erkenntniſſe unterliegenden Rechtsanficht 
von Bedeutung werden. 


Auch würde einer gegentheiligen Auffafjung die praftiihe 
Unausführbarfeit entgegentreten, wie fih am beften an der 
Hand eines Beifpiels erläutern läßt. 


Es mag ein Fall der Kindestödtung ins Auge gefaßt wer- 
den, in welchem die Bemweisaufnahme Zweifel darüber ergeben 
bätte, ob die Angefchuldigte den Entſchluß zur Tödtung bereits 
vor dem Übgehen des Fruchtwaſſers oder, mie fie ſelbſt be- 
hauptet, erſt in der zwifchen dieſem Borgange und der Mirk- 
lichen Ausftoßung der Frucht liegenden Zwiſchenzeit gefaßt habe. 
Wan nehme ferner an, daß der Präfident zur Erläuterung der 
auf diefen Punkt und zivar dahin gerichteten Frage: ob die An- 
geklagte ſchuldig fei, den Entſchluß zur Tödtung ſchon „vor der 
- Entbindung” gefaßt zu haben? die Geſchwornen darauf auf- 
 Merffam gemadıt hätte, wie fie diefe Frage and dann zu be 
jahen haben würden, dafern fie zu der Weberzeugung gelangen 
jollten, diefer Tödtungsbeſchluß falle in jene Zwiſchenzeit; — 
ſodann Jupponire man weiterhin, daß der Defenfor der Ange- 
llagten gegen diefe Nechtsbelehrung Einwendungen erhoben und 
daß der Bräfident diefe, wie auch im Hauptverhandlungsprotofolle 
ausdrücklich werlantbart worden, als unrichtig bezeichnet hätte; 


endlich aber mag einmal angenommen werden, dag der Schwur- 


gerichtshof in Folge der Bejahung jener Frage durch die Ge- 
ſchwornen die härtere Beftimmung des Abſ. 1 des Art. 159 des 
RHGB.’S in Anwendung gebracht hätte, ſowie, daß das Ober⸗ 
appellationsgericht, an welches die Sache gelangte, die Anficht 
verträte, tie nur, dann, dafern noch vor Eintritt eines Entbin- 
dungsaets im ipeiteren Sinne und mithin beiſpielsweife noch 
vor dem Abgeben des Fruchtwaſſers der Entihluß zur Tödtung 
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gefaßt worden ſei, dieſer als „vor der Entbindung” gefaßt ar- 
gefehen werden könne. 

Daß das DAG. in einem Falle diefer Art einer von der 
Angeklagten eingewendeten Nichtigkeitsbeſchwerde gegen 
über nicht blos die Gafjation des Erkenntniſſes verfügen, for 
dern auch die andermweite Verhandlung der Sache ($. 100 des 
Gefchw.-Verf.-Gef.) anzuordnen haben würde, dürfte zweifellos 
fein; denn nur duch eine erneute Fragftelung an die (neuen) 
Geſchwornen würde fih conftatiren lafjen, ob der Angeklagten 
der beregte Erſchwerungsgrund mit Recht imputirt werden 
fönne. Diefer Zweck würde erreicht werden, fobald die an 
die neuen Gejchwornen zu richtende Frage entweder ohne 
Weiteres dahin: ob die Angeklagte fchuldig ſei, den Entſchluß J 
zur Tödtung ſchon vor dem Abgange des Fruchtwaflers gefaft J 
zu haben? oder zwar ganz in der früheren Maaße formulit, U 
jedoch legteren Falls von dem Präſidenten die Erläuterung hin W 
zugefügt würde, wie diefe Frage von den Geſchwornen nur dam | 
zu bejahen fein werde, dafern diefelben die Weberzeugung ge | 
winnen follten, daß die Angeklagte den Tödtungsentſchluß jhen | 
vor dem Fruchtwaſſerabgange gefaßt gehabt. Dabingegen win | 
dem Oberappellationsgerichte — mollte e3 einer von der Ange | 
Hagten eingewendeten Berufung gegenüber darauf, daß jene 
Rechtsbelehrung eine unrichtige geweſen, Nüdfiht nehmen — 
geradezu jeder Weg verſchloſſen fein, um der vorhandenen Mig- 
lichfeit, daß die Angeklagte Durch leßtere verlegt worden ſei, in 
entjprechender Weife Ausdrud zu geben. Das Nejultat einer 
eingewendeten Berufung kann, ſoweit nicht eine einfache Be 
ftätigung des vorigen Erfenntnifjes oder eine einfache Herab- 
jegung der Strafe das Ergebniß bildet, nur darin beftehen, 
daß das Oberappellationsgericht die Strafe nach einer mildern 
Strafbeitimmung als dem angewendeten Gejege bemißt oder 
ftraffrei ſpricht (8. 96 Abf. 2 des Gefchw.-Verf.-Gef.). Kemer 
der beiden legteren Ausſprüche dürfte aber in. einem Falle, wie 
dem jupponirten, gerechtfertigt jein, da eben darüber völlige 
Ungemwißheit herrſcht, ob die Geſchwornen die eine oder die 
andere Zeitgrenze für erwieſen angefehben haben. Es würde 
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daher auch injonderheit nicht gerechtfertigt fein, wenn die Be- 
rufungsinftang etwa ohne Weiteres zu Gunften der Angeklagten 
annehmen wollte, die Geſchwornen hätten bei Bejahung der 
Frage der Behauptung der Angeklagten, fie habe den Entſchluß 
zur Tödtung erft nach Abgang des Fruchtwaſſers gefaßt, den 
Vorzug gegeben. 


Ein Ausweg der letzteren Art könnte allenfalls nur gutge- 
heißen werden, dafern etwa von der Aufnahme des Rechtsbe— 
griffs „vor der Entbindung” in die Frage felbjt überhaupt 
gänzlich abgejehen und diefer Begriff vielmehr durch Aufnahme 
der entfcheidenden Thatfachen erfeßt worden fein ſollte (8. 66 
Abi. 2 des Geſchw.Verf.Geſ.), z. B. in der Maße, daß die Frage 
gelautet hätte: „Iſt die Angeklagte ſchuldig, den Entſchluß zur 
Tödtung entiveder ſchon vor dem Abgange des Fruchtwaſſers 
oder mindeftens in der Zeit zivifchen diefem Vorgange und der 
Ausſtoßung der Frucht gefaßt. zu haben?" Im Falle einer 
ſolchen Fragftellung — deren Räthlichfeit übrigens ſelbſt unter 
der Vorausſetzung, daß von dem Schwurgerichtshofe beiden 
Alternativen die nämliche Tragweite vindicirt wurde, ganz da- 
bingeftellt bleiben mag — dürfte vielleicht die Berufungsinftanz 
das Befugniß haben, aus einer einfachen Bejahung diefer 
Frage durch die Geſchwornen (vergl. 8. 77 des Geſchw.⸗-Verf.⸗ 
Gef.) und daraus, daß hierdurch beide Alternativen auch in das 
Erfenntniß übergegangen find, den Schluß zu ziehen, daß Die 
Geſchwornen feiner der legteren den Vorzug zu geben Willens 
gewejen und daß demnach zu Gunften der Angeklagten der 
Beweis der zweiten Alternative für erbracht anzufehen jei. 
Lebteres aber würde ſolchenfalls offenbar ohne alle Rüd- 
liht auf die obenerwähnte unrihtige Rechtsbelehr— 
ung und nur aus Anlaß deilen erfolgen fünnen, daß nad 
den thatſächlichen Zeftftellungen des Erkenntniſſes 
nur die zweite Alternative — als die für die Angeflagte gün- 
figere — als eriwiefen angefehen werden dürfe. 


Auch würde der zulegtgedadten Fragftellung und den 
nämlichen thatſächlichen Feftftellungen des en 


Annalen, Neue Folge Bd. VI. 
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Erkenntniſſes gegenüber eine eingewendete matertelle Nichtig⸗ 
keitabeſchwerde keineswegs zu einer Wiederholung des Ber- 
fahrens, vielmehr ebenſo wie die Berufung und zwar ebenmähig 
ohne alle Rüdficht darauf, ob überhaupt eine Rechtsbelehrung 
des Bräfidenten in den Acten verlautbart und ob diefelbe un 
richtig fei oder nicht, nur dahin führen, daß Seiten der Caſſa⸗ 
tionginftanz ohne Weiteres die Anwendung der milderen Straf 
beftimmung de3 Abf. 1 des Art. 159 des RStGB.'s für ge 
boten erklärt würde, nur wäre ſolchenfalls die betreffende 
mildere Strafe nicht fofort durch das Oberappellationsgericht, 
fondern durch den vorigen Schwurgerichtshof (vergl. jedod 8. 
105 des Geſchw.Verf.⸗Geſ.) auszuſprechen. 

Wenn hiernach allenthalben der ſchon an fih nicht unwich⸗ 


tige Satz aufrecht erhalten werden muß, daß in allen Fällen für 


das Oberappellationsgeriht als Berufungsinftanz aus ſchließlich 
die thatſächlichen Feſtſtellungen des fehwurgerichtlihen Erkennt⸗ 
niffes maßgebend find, fo dürfte übrigens hierdurch zugleich die 
Befondere Berpffihtung für die ftaatsanwaltfchaftliden Beamten 
reſultiren, in jedem Schwurgerichtsfalle das betreffende End» 
erkenntniß nach allen Richtungen hin ganz fpeciell und zwar vor 
zugsmweife auch Behufs der Vergewiſſerung darüber zu prüfen, 
ob dureh die in dem Erfenntniffe enthaltenen thatfächlichen 
Feftitellungen Die Begriffsmerfmale des in dem angemwendeten 
Geſetze gedachten Verbrechens gededt werden. Wäre leptered 
nicht der Fall, jo würde eine von dem Angeklagten einzumwen- 
bende Berufung deſſen Straffreifprehung oder die Anwendung 
eines milderen Strafgefeges wider ihn felbft dann zur Folge 
haben können, wenn jener Mangel an Feftftellungen fich eben 
nur in dem Erfenntnijfe und nicht zugleih im Wahrſpruche vor⸗ 
fände, und es liegt auf der Hand, daß foldenfalls nur eine auf 
8. 96 sub 1 des Geſchw.Verf.⸗Geſ. zu gründende ftaatsanwalt- 
ſchaftliche Nichtigfeitsbeichwerde diefem Uebel abhelfen könnte. 
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| VIII. 
Bu Artikel 247 der RStPO. 


Art. 247 der RStPO. ordnet an, 


„aß, dafern eine Nichtigkeitsbeſchwerde von einem oder port 
einigen unter mehreren Angefchuldigten eingemwendet worden 
ki, daS Oberappellationsgericht, wenn e3 diejelbe für begrün- 
det erachte, zu prüfen habe, ob auch in Betreff der übrigen 
Angeſchuldigten, dafern fie dieſelbe Beſchwerde erhoben hätten, 
eine ihnen günftige Enticheidung zu ertheilen geweſen märe, 
ingleichen, daß bejahenden Falls auch zu deren Gunſten, gleich 
ob fie felbit die Beſchwerde miterhoben hätten, von dem Ober» 
oppellationsgerichte dag Nöthige zu erkennen ſei.“ 


Was bier zunächſt über die gegen die bezirfägerichtlicher 
Verweifungserfenntniffe eingewendete Nichtigkeitsbeſchwerde be> 
fimmt ift, bat ferner aub von dem gleichen Rechtsmittel zu 
gelten, welches gegen ein Fortitellungserfenntniß der Anklage 
kammer (8. 39 des Geſchw.⸗Verf.⸗Geſ. vom 1. October 1868), 
gegen ein bezirfsgerichtliches Enderfenntniß (Art. 351 Abſ. 2 der 
RStPO.), gegen das Enderfenntniß eines Schwurgerichtshofs 
(8. 97 des cit. Geſetzes), gegen einen einzelrichterlichen Be⸗ 
Heid (Art. 377 Abſ. 2 der RStPO.), gegen eine Strafverfüg- 
ung (Art. 368b Abi. 2 der RStPO.), und gegen eine zweitin- 
ſtanzliche bezirksgerichtliche Entſcheidung (Art. 385 Abſ. 3 der 
RStPO.) eingewendet wurde. Gleichergeftalt follen aber dem⸗ 
nächſt ganz die nämlichen Grundſätze befolgt werden, fobald 
gegen ein bezirfägerichtliches (Art. 338b Mb}. 2 der REtPO.) 
oder ein fehmwurgerichtlihes Enderkenntniß (8. 97 refp. 8. 106 
des cit. Gel.) das Rechtsmittel der Berufung und gegen einen 
einzelrichterlichen Beſcheid (Art. 379 Abſ. 3 der RStPO.) oder 
genen eine GStrafverfügung (Art. 368b Abi. 2 der RStPO.) 
das Rechtsmittel des Einſpruchs eingewendet worden ifl. 

Sm allen diefen prozeffualen Stadien wird die Ausführung 
diefer Vorſchrift auf irgend melde Schwierigkeiten nicht ftoßen. 

22* 
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Jedenfalls wird ausnahmlos davon auszugehen ſein, daß der 
Geſetzgeber durch dieſe Ausnahmebeſtimmung die materielle 
Rechtsgleichheit als das höchſte Ziel anerkannt wiſſen und dem 
Uebelſtande vorbeugen wollte, den einen Angeſchuldigten nur 
deshalb verurtheilt oder nach einer härteren Strafbeſtimmung 
beſtraft zu ſehen, weil derſelbe es unterlaſſen hatte, dem Ber 
ſpiele feines, übrigens ſonſt in ganz gleichen Verhaͤltniſſen be 
findliden Complicen darin zu folgen, daß diefer von dem ihm 
zuftändig gemwefenen Rechtsmittel Gebrauh machte. Es ſollte 
durch dieſe Vorfehrift der Caſſationshof ebenfo wie die Beruf 
ungs3- und Einſpruchsinſtanz gemwiffermaßen gleichzeitig. zu einer 
Revifionsinftanz mindeftens inſoweit gemacht werden, als die in 
die nämliche Unterfuhung verwickelten Individuen, jobald be 
treff3 ihrer ganz die nämlichen thatfächlichen Feftitellungen 
maßgebend wären, unter allen Umftänden auch ganz der näm- 
lihen — ihnen günftigeren — rechtlichen Beurtheilung zugeführt 
werden follten. 

Zu einigem Zweifel fünnten möglicher Weiſe nur die Worte 
des Artikels: „dafern fie diefelbe Beſchwerde erhoben hätten“, 
Veranlafjung geben. Bielleiht könnte nämlih aus ihnen die 
Beſchränkung hergeleitet werden wollen, daß einem Angeſchuldig⸗ 
ten, der nicht remedirt gehabt, die Beftimmung des Art. 247 der 
RStPO. nur dann zu Statten kommen dürfe, dafern er fih 
überhaupt in der prozefjualen Lage befunden haben wirde, 
die von feinem Complicen angefochtene Entſcheidung gleichfalls 
zuläjfiger Weife anfechten zu können. Diefe Smterpretation 
würde dahin führen, daß die in einer einzelrichterlichen Unter 
judung von dem A. gegen das zweitinftanzliche bezirksgericht⸗ 
lihe Erkenntniß erhobene Nichtigkeitsbeſchwerde nur dann aud 
jeinem Complicen B. zu Gute fommen fünnte, jobald diefer 
ebenjo wie A. bereits gegen den einzelrichterlichen Beſcheid Ein 
jprud erhoben gehabt und daher aud die in Verfolg dieſes 
Rechtsmittels abgefaßte zweitinftanzliche Entſcheidung gleichfalls 
Ihon auf ihn fich bezogen hätte. 

Eine ſolche Interpretation dürfte indeffen feine Berechtigung 
haben, wenn man erwägt, daß die zu Gunften der Angeklagten 
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getroffene Beſtimmung jedenfalls nicht zu eng aufgefaßt werden 


darf, fol nicht die durch fie angeftrebte Gleichheit in der recht⸗ 


lihen Beurtheilung verfchiedener Complicen wiederum von 
prozefjualen Zufälligteiten abhängig gemacht werden. 

Auch das Oberappellationsgericht hat jchon früher Gelegen- 
beit genommen, fich für eine ertenfivere Interpretation auszu- 
ſprechen, indem es, wie aus der in den Annalen Bd. IL. ©. 
176 abgedrudten Entſcheidung erhellt, in Berfolg einer von dem 
C. gegen die zweitinftanzliche Bezirfsgerichtsentfcheidung erhobenen 
Nichtigfeitsbefchwerde nicht nur diefen, Jondern auch deſſen Com⸗ 
plicen D. ftraffrei geſprochen hat, wennſchon ſich letzterer dem 
ihn verurtheilenden einzelrichterlihen Beſcheide ohne Weiteres 
unterworfen gehabt hatte, und daher jeinetmegen die Sache 
weder an das Bezirkägericht noch an das Oberappellationsgericht 
gelangt geweſen war. 

Dieſer Grundſatz dürfte ſich auch keineswegs etwa dann 
als undurchführbar erweiſen, dafern — unter ſonſt ganz gleichen 
prozeſſualen Vorausſetzungen — das eingewendete Rechtsmittel 
nicht zur Straffreiſprechung, vielmehr zu Anwendung eines mil- 
deren Strafgeſetzes führen ſollte. 

Wir wollen ung beiſpielsweiſe denken, E. und F. hätten 
gemeinschaftlich einen Diebjtahl im Werthsbetrage von wenigen 
Pfennigen verübt, der dem Staatsanwalte und dem Bezirfäge- 
tihte zwar mit Rückſicht auf die eriviefene Ausführungsart als 
ein ausgezeichneter, jedoch gleichzeitig in Hinblid auf die Gering- 
fügigfeit des Object3 als zu einer Verweiſung an den Einzel 
tihter geeignet (Art. 47a der RStPO.) erfchienen wäre. Segen 
wir ferner voraus, das Gerichtsamt hätte beide Angejchuldigte, 
der vorgedachten Nechtsanficht entfprechend, auf Grund der 
Schlußbeſtimmung des Straffages a des Art. 278 des RStGB.'s 
zu je drei Monaten Gefängniß verurtheilt, F. hätte fich dieſem 
Beicheide unterworfen und das Bezirksgericht hätte in Verfolg 
des lediglich) vom E. eingewendeten Einſpruchs nit nur alle 
Beweisannahmen des Einzelrichters, jondern auch unter Adop⸗ 
tirung der nämlichen Nechtsanficht die wider den E. in erſter 


Inſtanz erfannte Strafe beftätigt. Endlich aber mollen wie 3— 
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ſupponiren, daß E. wider dieſes zweitinſtanzliche Erkenntniß 
Nichtigkeitsbeſchwerde eingewendet hätte und daß das Uber 
appellationsgericht der Anficht wäre, Die erwieſene Ausführungs- 
art made den Diebitahl nicht zu einem ausgezeichneten. 

Sa diefem Falle würde zunächſt ganz zweifellos die Ent- 
ſcheidung des Bezirfsgericht3 zu caffiren und dafjelbe anzumeijen 
fein, bezüglich des E. anderweit zu erkennen und bie von dem- 
jelben verwirfte Strafe nur nad) Art. 276 sub 1 des RStGB.'s 
zu bemefjen. 

Melches aber wäre der Weg, um in diefem Falle dem Art. 
247 der RStPO. zur Geltung und dem F. zu der aus diejem 
Artikel für ihn rejultivenden Rechte zu verhelfen? Es läßt ſich 
jelbftverftändlich ebenfowenig der einzelrichterliche Beſcheid, gegen 
welchen von feiner Seite remedirt worden ift, als das nach deſſen 
Publication eingefhlagene Verfahren, da felbiges an feiner 
Illegalität litt, caſſiren; e3 fehlt aber auch ſchlechterdings über- 
haupt an jeder Füglichkeit für das Oberappellationsgericht, eine 





für den F. günſtige Definitive zu ertheilen. Der einzig richtige 


Meg dürfte bier der fein, daß daſſelbe das Bezirksgericht an⸗ 
weit, feine zunächſt den E. betreffende andermweite Entſcheidung 
in Gemäßheit des Art. 247 der RStPO. gleichzeitig auf den F. 
zu richten und auch deſſen Strafe nah Maßgabe des Art. 276 
sub 1 des RStGB.'s zu normiren *). 


*) Daß DOberappelletionsgerit Hat neuerdings und zwar in einem 
erſt nach Abfafjung des gegenwärtigen Aufſatzes zu feiner Gognition ge= 
langten Falle in diefem Sinne entjchieden. Der Fall war folgender: B. 
und K. waren vom Gerichtsamte wegen Miturheberichaft an einer, durch 
die Prefſe verübten Verläumbung und gwar unter Anwendung des im 
Yrt. 181 sub b des RStGB.'s gedachten Erſchwerungsgrundes verurtheilt 
worden. B. hatte ſich unterworfen, dagegen hatte K. Einſpruch und fpäter 
gegen das beftätigende Erkenntniß Nichtigkeitsbeſchwerde erhoben. Das 
Oberappellationsgericht, welches über dieſe Nichtigkeitsbeſchwerde zu cog⸗ 
nosciren hatte und das Vorhandenſein dieſes Erſchwerungsgrundes nicht 


annahm, caffirte deshalb das zmweitinftanzliche Erkenntniß, unter gleich⸗ 


zeitiger Anweiſung des Bezirksgerichts, in feiner anderweiten Gntfcheffung 
bei der neuen Strafnormisung betreffs des K. von jenem Erfchwerungde 
grunde abgujehen, überdies aber auf Grund des Art. 247 Her RSt PO. 
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Durch die Caſſation des den E. betreffenden Bezirksgerichts⸗ 
erkenntniſſes wird die ganze Unterfuhung an und für fi in 
den Stand zurücverjeßt, den fie für das Bezirksgericht zu der 
Zeit hatte, als felbiges fich zur Berathung jenes Erkenntniſſes 
zurüdgezogen hatte, und es würde das Bezirksgericht, wäre es 
bei legterer nicht einer unrichtigen Gejegesanwendung gefolgt, 

ſchon damals zur Berüdfihtigung der in Nrt. 247 der RStPO. 

 aufgeftellten Grundfäge verpflichtet gewefen und vermuthlich auch 

' gelangt fein. 

Ä Ebenſowenig endlich möchte es einem Bedenken unterliegen, 
daß e3 für Anwendung des Art. 247 der RStPO. gleichgültig 
bleiben muß, ob der Nichtremedirende bereits feine Strafe ver- 
büßt hätte oder nicht. Der Artifel macht in diefer Beziehung 

feinen Unterfchied. Die materielle Rechtsgleichheit foll unter 

. allen Umftänden Ausdrud finden. Uebrigens liegt es auf der 

Hand, daß auch für den, der die wider ihn erkannt geweſene 

Strafe bereits verbüßt hatte, eine fpätere Straffreiſprechung, ja 

unter Umftänden felbit die nachträgliche Beurtheilung feiner That 
nach einem milderen Strafgefege anno von jehr großem Nugen 

fein kann. Man braucht nur daran zu denken, daß in diejen 

. Fällen je nach der Verſchiedenheit der Verhältniffe, die Rückfalls⸗ 

‘ wirkung, die Koftenverbindlichkeit, die Folge einer längeren Ber- 
jchrungsfriſt u. ſ. w. in Wegfall gelangen, ſowie refp. eine 
begiehentlich theilmeife Reftitution der bereit3 bezahlten Geldbuße 

und der Unterfuhungstoften u. |. w. einzutreten haben würde. 





auch bie Strafe des B., bem ebenmäßig jenes Aggravationsmoment 
nicht zu imputiven fei, andermeit zu bemeffen. 
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Zu dem Strafgeſezzbuche 2c. 





10. 


In der Anwendung der in den Art 33 und 34 de 
RStGB.s aufgeftellten Grundfäge ändert der Umftand 
nichts, daß es ſich, zB. in Folge des Zufammentreffend 
von Art. 41 und 88 des RStGB.s, um den Bruchtheil 
eines Brudtheils der für das vollendete VBerbreden 
angedbrobten Strafe handelt. 


Erf. vom 1. Rob. 1869 no. 10471036. 


Wider das BI. erfichtliche Erkennntniß, durch welches J. E. W. 
wegen im Buftande verminderter Zurechnungsfähigkeit ausgeführten 
beendeten Verſuchs des Todtſchlags zu einjähriger Gefängnißftrafe 
verurtbeilt worden ift, hat der Staatsanwalt deshalb Nichtigkeitäbe 
ſchwerde erhoben, weil durch diefe Entjcheidung die Vorfchriften in ben 
Artikeln 33 und 34 des RStGB.'s verlegt jeien. 

Das BG. hat anerlannt, daß bei Anwendung der angezogenen 
Geſetzesvorſchriften die erfannte Strafe nicht zuläffig geweſen fein 
würbe, hat ſich aber im concreten Falle für an jene Vorfchriften deshalb 
nicht gebunden erachtet, weil diejelben nur auf die einmalige Brechung 
einer an einer andern Geſetzesſtelle angedrohten Strafe zu beziehen jeien, 
während die der MW. aufzuerlegende Strafe unter Antvendung der Bor: 
Schriften in Art. 41 und in Art. 88 des RStGB.'s nad) dem Brud- 
theile eines Bruchtheiles der in Art. 156 ibid. angedrohten Strafe des 
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Todtſchlags zu bemeſſen geweſen fei. Dieſe bejchränfende Erklärung 
der angezogenen Geſetzesvorſchrift fteht nun aber weder mit dem Wort- 
laute noch mit der Abficht derjelben in Einklang. 

Die im 33. Art. des RStGB.'s gebrauchte Bezeichnung einer an- 
gedrohten Strafe als einer „in Bruchtheilen einer an einer anderen Ge- 
jegeöftelle angebrohten Strafe ausgedrückten“ trifft überhaupt jeden 
Fall, in welchem nicht die als theilbares Ganzes aufgefahte Strafe 
ſelbſt, ſondern nur ein beftimmter Theil, irgend ein Bruchtheil, der— 
felben Plat ergreifen ſoll, bezieht ich mithin auch auf den Bruchtheil, 
welcher erſt durch das Theilen eines anderen Bruchtheiles erlangt wird 
und zwar um fo gewifier, als ein folcher Bruchtheil eines Bruchtheiles 
immer wieder auf einen Bruchtheil des Ganzen fich zurüdführen läßt. 

Der Zweck der gebachten Gejehesvorfchriften aber, nad) welchem 
in der Regel bei Bruchtbeilftrafen, fo lange e3 die Strafbauer gejtattet, 
die angedrohte Strafart beibehalten und außerdem zuerſt auf die nächit- 
niebrige Strafart berabgegangen werden foll, bleibt offenbar ganz der- 
jelbe, mag die Strafe nach einmaliger oder nach mehrmaliger Brechung 
der Hauptftrafe gefunden twerden. Namentlich läßt fich für die hier in 
Frage fommende, mit der Vorſchrift in Art. 17 des RStGB.'s in ges 
nauem Zuſammenhange ftehende Schlußbeitimmung des 34. Artikels, 
nach welcher, dafern der Höchftbetrag der in Bruchtheilen angevrohten 
Strafe in Zuchthaus- oder Arbeitshausſtrafe beftehet, auf Gefängniß- 


ftrafe in längerer Dauer al3 von vier Monaten nur erkannt werden - 


darf, wenn jchon für das fragliche Verbrechen überhaupt neben ver 
böheren Strafart Gefängniß von mehr als vier Monaten angedroht üft, 
fein Grund auffinden, welcher auf den Bruchtheil eines Bruchtheiles 
der überhaupt angedrohten Strafe nicht ebenſo Anwendung litte, als 
auf ben einfachen Bruchtheil diefer Strafe. 

War aber ſonach das BG. auch im vorliegenden Falle an die 
Borichriften der Art. 33 und Art. 34 des RStGB.'s allerdings ge- 
bunden , jo hatte daflelbe, da der nad) Art. 156, Art. 41 und Art. 88 
ibid. zuläffige Höchftbetrag der verwirkten Strafe in mehrjähriger Zucht- 
hausſtrafe beftand, ein Strafminimum aber gar nicht angedroht war, 
zwar nach Art. 34 Abf. 1 zwiſchen den ſämmtlichen Arten der Freiheits— 
frafen die Wahl, es durfte aber, da das Verbrechen des Todtichlags in 
dem eben angezogenen Artikel des RStGB.'s mit Gefängnißſtrafe über- 
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haupt nicht bedroht ift, nach dem zweiten Abſatze des 54. Artikels dieſe 
Strafart nur in der Dauer von hächſtens vier Monaten Gehrauch ge⸗ 
macht werden. 

Das auf einjährige Gefängnißftrafe lautende Erlenntniß leivet 
jonach in der That an der vom Staatsanwalte geltend gemachten 
Nichtigkeit. 


II. 

Die Anwendung des Art. 183 des RStGB.s ſetzt einen 
wollüftigen Zwed auf Seiten des Thäters voraus, 
Ext. vom 20. Der. 1869 no. 1212/11B5. 

Die vorige Inftanz hat thatfächlich feitgeftellt, daß der Angeſchul⸗ 
digte W., als er an einem Septemberabende d. J. mit ber rreunzährigen 
M. und der fiebenjährigen ©. im Gehöfte des bon feinem Lehrherrn 
jowie ebenmäßig von den Neltern diefer Kinder bewohnten Grundftüde 
zulammengetroffen, und als die G. geſprächsweiſe ihm mitgetheilt ge 
habt, fie und die M. trügen auch Hofen, zuerjt der ©. und dann der M. 
die Kleider aufgehoben und mit der Hand an die Schaam gegriffen bat. 
Hierauf ftügt fi) die Berurtheilung W.'s nad) Maßgabe des Art. 183 
des RStGB.'s, indem zu Motivirung berjelben nur noch angeführt 
worden ift, daß jede abfichtliche Vornahme einer unzüchtigen Handlung 
mit einem Kinde die Vollendung des gedachten Verbrechens enthalte 
und daß es — wenn auch nicht erwieſen worden, „daß W.'s Abſicht da- 
bei unmittelbar auf Erregung feines Gejchlechtstriebes gegangen” — 
Doch im Hinblif auf die Bejchaffenheit der Handlung ſelbſt und mit 
Rückſicht auf die Veranlaſſung zu feinem Gebabren feinem Ziveifel un- 
terliegen fönne, derſelbe habe fich jagen müffen, feine Handlungsweiſe 
enthalte eine Unzüchtigfeit und er mißbraude dadurch bie Slinder m 
einem ungüchtigen Werke. 

Gegen dieje Entſcheidung ift von dem Staatsanwalte zu Gunften 
des Angefchuldigten und zwar unter Bezugnahme darauf das Rechts⸗ 
mittel der Nichtigleitsbeſchwerde eingewendet worden, daß in bem be 
zirkögerichtlichen Erkenntniſſe ausdrüdlihd daB Vorhandengeweſenſein 
einer auf die Aufregung des Gejchlechtötriebes gerichteten Abſicht ver- 
neint worben fei, gleichtuohl aber der Art. 183 des REtGB.'s gerade 
das Vorhandenfein diefer Abficht vorausfege. 
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Fragt es ſich zunächſt, ob dieſem lehteren Satze beigutveten fei, fo 
iſt dieſe Frage im Hauptwerke zu bejahen geweſen. Der hauptſächlichſie 
Einwand, welcher im dieſer Beziehung erhoben werben könnte, würde 
lediglich der ſein, daß man darauf hinwieſe, wie der Urt. 161 des 
ErſGB.'s ausdrücklich nur von denen geſprochen habe, 

welche Kinder unter zwölf Jahren zum Beiſchlafe mißbrauchen oder 

zu Aufreizung oder Befriedigung des Geſchlechtstriebes andere un⸗ 

züchtige Handlungen mit ihnen vornehmen, 
während doch der Art. 183 Abſ. 1 des REtGB.'s — welcher jene 
Strafvorſchrift zu erſetzen beitimmt geweſen — ſchon in jedwedem 
„Mißbrauche zu unzüchtigen Werken“ das Verbrechen erblickt wiſſen 
wolle, und wie gerade in dieſer Verallgemeinerung des Begriffs ein 
Beleg dafür enthalten ſei, daß das neuere Recht das Requiſit der auf 
Aufreizung ober Befriedigung des Geſchlechtstriebes gerichteten Abſicht 
habe fallen laſſen wollen. Auch könnte es ſcheinen, als ob ein ſolcher 
Einwand umſomehr an Gewicht gewönne, als in den Motiven zum 
StGB. von 1855 zu Rechtfertigung der Abänderung der früheren 
Vorſchrift nur ſoviel bemerkt worden iſt, daß man bie neuere Beitimm- 
ung „gefliffentlich ganz allgemein gehalten, deshalb aber auch das 
Strafmaß ſowohl nad oben ald nad unten erweitert babe’ (vergl. 
Motiven ©. 185). 

Diefer Einwand wäre inbeilen nicht haltbar. Der Zweck jener 
auf Verallgemeinerung gerichteten Redaction bes Artifels ift jedenfalls 
ein anderer geivefen. Insbeſondere liegt e8 nahe, daß man von ber 
Subjumtion unter den Artikel diejenigen Fälle nicht ausgeſchloſſen 
ſehen wollte, in denen zivar der Bezüchtigte feine Berührung des kind⸗ 
lichen Körpers fich zu Schulden bringen, wohl aber den Zweck, feinen 
Geſchlechtstrieb aufzureizen und zu befriedigen, daburd zu erreichen 
ſuchen würde, daß er die Betaftung feiner eigenen Gefchlechtötheile u. |. w. 
durch das Kind zu veranlaffen wüßte. Und Fälle biefer Art fonnten 
wohl allerdings von der Subjumtion unter den Art. 161 des CrGB. s 
mit einigem Scheine Rechtens als ausgeichloffen angefehen werben, da 
danach die unzüchtigen Handlungen mit („ihnen“) den Kindern vorge 
nommen tvorden fein mußten. 

Sobald man die Vorausfegung, daß der Thäter in mwollüftiger 








Abſicht gehandelt Haben müffe, als Fein weſentliches Nequifit des Vern 
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brechen des Art. 183 anſehen wollte, würde man die Begriffsmerl: 
male des leßteren in bedenklicher Weiſe vertifchen. Nicht Alles, was 
der Sitte und Ehrbarkeit zumiderläuft, ja nicht Alles, was zuchtlos iſt, 
ift zugleich unzüchtig im Sinne des StGB.'s. Der Charakter der Unzüd- 
tigfeit einer Nede oder Handlung Liegt ſchon nach dem allgemeinen 
Sprachgebrauche nur dann vor, dafern mit jener mindeſtens der Gebante 
an geichlechtliche Beziehungen und mit diefer der Zweck gefchlechtlicer 
Erregung verbunden war. Wenn man fchon den Begriff einer unzüd- 
tigen Handlung in diefer Weiſe aufzufaffen Hat, ift man offenbar noch 
mehr verpflichtet, das Nequifit d.3 wollüftigen Zweckes dann vorauszu⸗ 
ee fegen,, dafern von einem Mißbrauche zu unzüchtigen Werken die Rede 
— ſein ſoll; — von dieſer Ausdrucksweiſe läßt ſich füglich die Auffaſſung 
= . gar nicht trennen, daß der Gefeßgeber an ein Gebahren dachte, deflen 
| Zweck die Befriedigung des Gejchlechtätriebes im Wege der Beiſchlafs⸗ 
vollziehung oder auf anderem, widernatüirlichen Wege geweſen mar. 
Ginge man nicht hiervon aus, fo würde jede ihrer äußeren Er- 

: ſcheinung nach unfittliche und der geichlechtlichen Ehrbarkeit zuwider⸗ 
De laufende Handlung auch dann unter den Art. 183 fallen, wenn durch 
— ſie lediglich ein Act der Rache hätte ausgeübt oder beziehentlich dem 
Kinde nur ein empfindlicher Schmerz hätte zugefügt werden ſollen. 
a Und dies entipräche ganz zweifellos nicht einer richtigen Interpretation 
A des Artikels. Nur ſoviel ift einzuräumen, daß es für Anwendung des 
Fe legteren gleichgültig bleiben muß, ob der Thäter zu Befriedigung des 
— eignen Geſchlechtstriebes oder zunächſt zu dem Zwecke handelte, um 
= das Kind gefchlechtlich zu reizen und aufzuregen. Indeſſen dürften Fälle 
ber leßteren Art überhaupt faum denkbar fein, ohne daß fich würde mit 
Recht Tagen laſſen, das bezügliche Gebahren des Thäters ſei dennoch dem 
eignen Wolluftgefühle defjelben entiprungen und habe gleichzeitig die 
Fe Aufreizung des eignen Gefchlechtötriebes zum Endzweck gehabt. 
& _—- — Auch die Commentatoren des StOB.S geben von gleichen Grund: 
ER: fägen aus, 

- Krug, 2. Ausg. zu Art. 183 Anm. 5, 

Siebdrat zu dem nämlidden Art. S. 151 und zu Art. 360 

©. 292, 293. 

Be Nur in der eriten Ausgabe feines Commentars ſcheint Krug noch eine 
BB abweichende Anficht vertreten zu Haben und zwar im Anſchluſſe an eine, 
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der fremden Spruchpraxis angehöfige Entſcheidung, die ſchon deshalb 
nicht von Bedeutung für die Interpretation des Sächſiſchen StrGB.'s 
werden durfte, weil die Wortfafjung des ihr zu Grunde liegenden Ge- 
fees eine burchaus abweichende ift. Zudem ift jene Entſcheidung auch 
in fich jelbft unklar, indem darin davon, daß alle unzüchtige Hand- 
lungen, auch ohne die auf Befriedigung des Gejchlechtötriebes „unmits 
telbar“ gerichtete Abficht, unter jenes Strafgefe fielen, 
Neue Jahrbücher Bd. VIII, ©. 333 unter V, 1, 

die Rede ift, bei diefer Ausdrucksweiſe aber es unentſchieden bleibt, wie 
eine Abſicht der fraglichen Art beichaffen fein müffe, um dem verlangten 
Requifite (dev Mittelbarkeit) zu entiprechen. 

Eben fo ift auch das DAG. bei feinen früheren Entjcheidungen 
bisher jederzeit davon ausgegangen, daß die Antvendung des Art. 183 
des RStG GB.'s einen wollüftigen Zweck auf Seiten des Thäters vor- 
ausjege. 

Allgem. Ger.-Beit. Bd. I, ©. 151, Bd. III, ©. 257, 275. 
Nur in einigen der früheren Ertenntniffe, welche in ber 

Allg. Ser.-Beit. Bd. VI, S. 92, 409, Bd. XI, ©. 28 
und beziehentlich in den 

Annalen N. F. Bo. II, ©. 241 
abgedruckt worden find, ift diefes Requiſit nicht ausdrücklich accentuirt, 
jedoch offenbar nur um deswillen nicht, weil in den fraglichen Fällen 
überhaupt nur ganz andere Fragen, 3. B. die Vollendungdfrage u. ſ. w., 
ftreitig waren. 

Hiernach allenthalben Hatte daher auch das OAG. bei Prüfung 
des vorliegenden bezirksgerichtlichen Erkenntniſſes und des dagegen ein⸗ 
gewendeten Rechtsmittels die Entſcheidung davon abhängig zu machen, 
ob von der vorigen Inſtanz zur Genüge feſtgeſtellt ſei, daß der Anges 
ſchuldigte W. mit der Abſicht gehandelt habe, ſeinen eignen Geſchlechts⸗ 
trieb oder mindeſtens zunächſt die beiden Mädchen geſchlechtlich aufzu— 
regen. Solches war jedoch zu verneinen. Vor allen iſt ausdrücklich 
als unerwieſen bezeichnet worden, daß W.s Abſicht „unmittelbar“ auf 
Erregung ſeines Geichledtötriebs gerichtet getvefen ſei. Nach dieſex 
an die oben referirte Entſcheidung aus der fremden Spruchpraris ſich 
anlehnenden, übrigens eben jo wie diefe ſchon an fich unklaren Aus— 


drudsweiſe könnte nur noch in Frage kommen, ob etwa als feſtgeſtellt — 
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angeſehen werden lönne, daß WB. die beiden Mädchen geſchlechtlich anpe- 
reizen und dadurch feiner eignen Wolluſt zu fröhnen Willens geweſen 
fei. Jedoch auch eine derartige Andeutung enthält das Erkenntniß nid, 
vielmehr ift daffelbe offenbar von der unrichtigen Anftcht ausgegangen, 
W. falle ſchon deshalb unter das Strafgejes, meil fein Gebahren ſchon 
im Allgemeinen ein rechtswidriges und ber gefchlechtlichen Ehrbarkit 
der Mädchen zu nahe tretendes geweſen, auch er felbft hierüber mid 
unflar fein fönnen. Zudem find überhaupt gerade die im dem vorlie 
genden Falle ermiefenen Manipulationen von der Art geweſen, daß fe 
nicht für die Vermuthung fprechen, es habe der Thäter die noch in 
zartem Alter ftehenden Mädchen durch die Betaftungamantpulatim 
felbft oder auch mittelbar durch das — ihrer Phantaſie ge 
Ichlechtlich aufreizen wollen. 

Mm Berüdfichtigung deſſen war die Caſſation des vorigen Erkennt 
niſſes und die Straffreiſprechung des Angeſchuldigten bedingt. 
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12 
Verſuchter oder vollendeter Diebſtahl? Xrt. 372 fig. 
des RStGB.'s. 
Erk. vom 10. Dec. 1869 no. 117711171. 

Mährend der Leipziger Wichaelismefle 1869 und zwar am 29. 
September Iagerten im Hofe bes Mauricianum unter Anderem 2 Ballen 
Leder an Geſammtwerthe von 93 Thle.; fie lagen dort in eine 
Bude und würden aus diefer noch an dem nämlichen Tage von den 
Eigenthümern abgeholt worden fein. Noch ehe Solches geichah und 
zwar gegen Mittag, zu welcher Zeit gerade der Hof und vornämlich auch 
das Leder ohne fpecielle Aufficht war, faßte der mit dieſen Berbäftniffen 
vertraute Angeſchuldigte N. den Entſchluß, beide Ballen widerrechilih 
ſich anzueignen und durch ihren Verkauf fich Geld zu verichaffen. Je 
dieſem Zwecke rief er einen feiner Befannten, Namens U., an die Yu, 
zeigte ihm das dort Iagernde Leder mit dem Bemerken, da er ſolcheb 
zu verlaufen (den Auftrag) habe, und bot es ihm für 30 Thle. zum 
Kauf an. U, erklärte fih mit diefem Handel einveritanden und ber 
ſprach die fofortige Zahlung der 30 Thlr., fobald nur noch das Leer 
aus den Mauricianum fort und in den „Dresbner Hof‘ gefehafft wor 
den fein werde. MR. genügte dieſer Anforderung, indem unter ſeiner 
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Mitwirkung das Leber durch einen von ihm berbeigerufenen Padträger 
auf einen Wagen geladen und in den bezeichneten Hof gefahren wurde. 
Jedoch auch nachdem dies geichehen war, zahlte U. noch nicht, indem 
derſelbe das weitere Anverlangen jtellte, das Leber könne im „Dresdner 
Hofe” nicht liegen bleiben und müfje vielmehr vorerſt an einen dritten, 
bon ihm bezeichneten Ort transportirt werden. Auch hierauf ging R. - 
ein. Als man jedoch unter feiner Concurrenz auf diefem zweiten Trans⸗ 
yorte begriffen mar, erfolgte jeine Arretur jowie die Beichlagnahme der 
beiden. Ballen und zwar, wie fich ergab, in Folge der eigenen Anregung 
0.3, melcher in glaubhafter Weije verfichert hat, ex jei überhaupt nur 
zum Schein und in Wirklichfeit blos um deswillen auf die Kaufsofferte 
eingegangen, um die Cigenthümer des Leders vor dem Verluſte zu 
wahren. 

Diefen Feftftellungen gegenüber hat das Bezirkögericht zu 8. nur 
emen Diebftahläperfuch angenommen, indem e3 zu defien Motivirung 
mähefondere darauf Bezug nimmt, daß, da in den Fällen, mo der Ber- 
brecher dem Eigenthümer der betreffenden Sache diele dadurch entziehe, 
daß er über felbige mit einem Anderen einen Kaufvertrag eingehe und 
fe letzterem zur Befitergreifung übermweife, die den Begriff des Dieb- 
Hahls begründende Aneignungshandlung nur in jener Beſitzüberweiſung 
erblicht werden Tünne, gegenwärtig, wo der Andere nur zum Scheine 
auf eine ſolche Kaufsofferte eingegangen ſei, ein wirklicher Kaufsabſchluß 
und eine ernitlich gemeinte wirkliche Befigergreifung, durch melde dem 
Eigenthümer die Sache entzogen worden wäre, noch gav nicht ſtattge⸗ 
funden. habe, ingleihen, daß diefer Auffafjung auch die conftatirte per⸗ 
ſönliche Betheiligung R.’3 an der Fortſchaffung des Leber aus dem 
Rauricianum nicht entgegenftehe, indem derjelbe dieſe Manipulation 
nur im fpeciellen Auftrage U.'s vorgenommen und diejer ibm biefen 
Auftrag wiederum nicht in eigner Zueignungsabficht, vielmehr ſogar 
im Jutereſſe der rechtmäßigen Eigenthümer ertheilt habe. 

Diefe Auffaffung entipricht den factiichen Prämiſſen nicht. “Die 
borige Inftanz hat offenbar auf den Vertragsabichluß und auf die ſoge⸗ 
nannte „Ueberiweifung‘‘ — welche lettere übrigens nach der Sachdar⸗ 
ſtellung des vorigen Erkenntniſſes zu einer Zeit, wo fih R. noch gar 
wicht jelbft in Befig geſetzt Haben würde, ausgegangen wäre — ein Ge⸗ 
wicht gelegt, welches dieſe Acte vorliegenden Falls nicht beanfpeuchen 
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fönnen. R. batte, wie nach den obigen Feitftellungen nidyt anders an- 
genommen werden kann, die Abficht, in ven Beſitz des Leders ſich zu 
j legen und dafjelbe rechtswidrig fich zuzueignen; der verfuchte Verkauf 
“ jollte für ihn nur das Mittel werden, da3 Leder auf nächſtem und ficer: 
| ſtem Wege zu verwerthen. Seine Abſicht war nicht dahin, das Leder 
U.’n zuzueignen und auch nicht einmal dahin gerichtet, die Realifirung 
feiner Aneignungsabfiht von der Mitwirkung U.'s abhängig zu maden. 
U. follte offenbar nur eingreifen, um zunächft da3 Leder unter thunlick 
unverfänglich ericheinenden Manipulationen der fremden Inhabung zu 
entziehen und in Sicherheit zu bringen; es würde R.'n für den Full, 
dag U. nachträglich von dem anfänglich zugelagten Haufe zurüdgetreten 
wäre, nicht in den Sinn gelommen fein, daß Jemand anders, als er 
2 felbft als Befiger des Leders anzufehen fei; feine auf Aneignung des 
Leders gerichtete Abficht würde auch in diefem Falle realifirt, fein näd- 
Br fter Zweck erfüllt geiwejen fein. R. bediente ſich daher U.'s nur als 
ü eines Werkzeugs, und es Tann demnach nur darauf, welche Bedeutung 
die Thätigfeit des letzteren ihrer äußern Erſcheinung nach und im Sinne 
R.'s hatte, nicht aber darauf Etivag anfommen, von welchen Anſchau⸗ 
ungen und von welchem Motive U. dabei geleitet wurde. Am menigiten 
handelte auch demnach R., als er den Packträger herbeirief und mi 
dieſem gemeinfchaftlich das Leder auflud, im Auftrage U.s in der Weile, 
daß deſſen Willensrichtung auf die rechtliche Beurtheilung feines eignen 
Verbrechens irgend welche Rückwirkung äußern könnte. Als er, be 
ziehentlich gemeinjchaftlich mit dem von ihm ſelbſt herbeigerufenen Pad= 
träger, den Contreetationd= und Apprehenfionsact eigenhändig vor- 
nahm, geichah Solches mit dem Willen, als Eigenthümer über das 
Leder zu verfügen, und auch die Ablation erfolgte noch in gleichem 
Sinne; U. follte nach der Meinung R.'s nicht eher, als bis derſelbe 
zahlen würde, in den Beſitz des Leders gelangen. Daß U. hiermit fid 
einverftanden erflärte, Tann an der rechtlichen Beurtheilung ber Hand⸗ 
lungsweiſe R.’3 Etwas nicht ändern, möchte nun jenes Einverftändniß 
ein ernitlich gemeintes oder mag es, wie die vorige Znftanz angenommen 
bat, nur darauf berechnet geweſen fein, R.’n zu täufchen. Legterer Tann 
füglich nicht anders beurtheilt werden, als der Dieb, welcher eine fremde 
Sache ohne Widerfpruch und beziehentlich mit Bewilligung eines, wie 
er wußte, Unberechtigten in Zueignungsabficht an fih nahm. 
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Es Liegt daher vollendeter imd nicht blos verfuchter Diebitahl vor 
und war mithin in Verfolg der ſtaatsanwaltſchaftlichen Nirhtigfeitzbe- 
ſchwerde die vorige Entſcheidung zu caffiren. 

Uebrigend würde, wie noch hinzugefügt werben mag, ein Dieb- 
ſtahlsverſuch jelbjt dann nicht anzunehmen geweſen fein, dafern dem 
Vertragsabfchluffe und der fogenannten „Ueberweiſung“ mit Recht die 
Bedeutung beizumefjen geweſen wäre, die die vorige Inſtanz diejen 
Acten vindiciren wollen, vielmehr wäre ſolchenfalls die Annahme einer 
erfolgloſen Anftiftung zum Diebftahle am Plate geweſen und zwar in- 
fern, als dann anzunehmen gewefen fein würde, R. habe den, feines 
Erachtens im guten Glauben befindlichen Genofien U. zur Vornahme 
der Aneignungshandlung durch Erregung des Irrthums, al3 ob er bei 
der Kaufsofferte im Auftrage des Eigenthümers handle, und demnach 
duch Erregung eines Irrthums veranlafjen wollen, ohne welchen jene 
Handlung auf Seiten U.'s die Begriffsmerfmale des Diebſtahls an ſich 
getragen haben würde (Art. 63, 64 des RSEtGB.'s.). 


Zu der Strafprozeßordnung?e. 


12. 


Zu Auslegung der im Art. 266 Abi. 1 der RStPO. 

enthaltenen Vorſchrift, wonach der Vorſitzende nad 

vorheriger Vernehmung mit dem Stantsanwalte und 

Vertheidiger den Tag für die SaupEDerNannEung be= 
ftimmen joll. 


Erf. vom 15. Nov. 1869 no. 1098/1083. 


| Indem Art. 266 der RStPO. vorjchreibt, der Vorſitzende habe 
ven Tag für die Hauptverhandlung nach vorheriger Vernehmung mit 

dem Staatsanwalte und dem VBertheidiger zu beftimmen, follte nur dem 

Uebelftande vorgebeugt werden, daß ohne befondere Gründe ein Tag 

gemählt werde, an welchem der Sachwalter durch andere Termine, 

andere dringende Gefchäfte u. j. m. an der Vertretung des Angeflngten 
Annalen, Neue Folge Bd. VI. 23 
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in der Hauptverhandlung abgehalten fein würde; e3 wurde offenbar 
nur bezwedt, daB, dafern die Füglichfeit zur Wahl herſchiedener, neben⸗ 
einander liegender Tage geboten ſei, der für den Sachwalter günſtigſte 
Tag gewählt werde. Unmöglich konnte ver Geſetzgeber ausſprechen 
wollen‘, daß, dafern etiva ein Sachwalter eine Hinausſchiebung ver 
Sauptverbandlung auf längere Zeit nur feiner perſönlichen Behinber: 
ung wegen beantragen follte, bis zu Hebung dieſer Hinderniſſe von 
Anberaumung der Hauptverhandlung abzufehen fei: Im einem jolden 
Anverlangen läge ein Vertagungsantrag, welcher nach Abf. 3 des’ At. 
271 der RStPO. zu beurtheilen wäre. 

Zudem mar der von K. benannte Vertheidiger nicht einmal per: 
förlich behindert, an’ dem gewählten Hauptverhandlungstage zu er: 
ſcheinen, vielmehr beantragte er lediglich um deswillen eirie Verlegung 
des’ letzteren, um eine längere Frift für feine Inſtruction in der Sache 
und beziehentlich zu Stellung von Vervollftändigungsanträgen zu ge: 
winnen. Die ihm zu dieſem Zwecke offengelaffeneit Friften entſprachen 
jedoch vollftändig den diesfallfigen ftrafprogefjunlen Vorschriften, ſowie 
denn auch, als er fchließlich die Vertretung 8.3 in der Hauptverhan- 
lung abgelehnt hatte, noch in genügender Weife für die Vertheibigung | 
des letzteren gejorgt werden konnte. 





13. 


Ueber die Nothwendigfeit der Befanntmadhung dei 

Unterfuchungsſchluſſes an den Staatsanwalt in Faorit- x 

Straffaden, Art. 362 Abſ. 1 der RStpo. und 8. 26 
der Ausführungsperorbnung vom 7. Mai 1858. 


Erk. vom 20. Dec. 1869 no. 120811200. 


Bon ber Beitimmung der RStPO., daß in allen einzelrichter: 
lichen Unterfuchungen (jo weit fie nicht der Privatanklage angehören) 
dent Staatsanwalte der Actenschluß bekannt zu machen (Art. 362 Abf.]) 
und im’ Falle eines Strafverfügungserlafies (Art. 368 a) eine Abſchrift 
dei betreffenden Verfügung mitzutheilen fei, findet nad) Maßgabe de 
EBD. nur infofern eine Ausnahme ftatt, als Art. 368 b vorſchreibl, 
daß dem Staatsanwalte eirie Strafverfügungsabichrift in den Fällen 
des Art. 22 des Forftftr.-Gef. nicht zugufertigen fei und zwar ohne Un⸗ 





— 
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terjchied, ob dieſe Strafverfügung auf eine Geldftrafe Tautet, welche nur 
anftatt einer die Dauer von drei Wochen nicht überfteigenden oder an- 
ſtatt einer höheren Gefängnißftrafe feftgefegt worden iſt (vergl. Annalen 
des OAG.'s N. F. V. ©. 383). Es iſt daher — wenn man die Vor- 
Ihriften der RStPO. ins Auge faßt — insbeſondere äuch ſelbſt in 
ben Forſt-, Feld- 2c. Diebſtahlsunterſuchungen, in denen zwar anfäng- 
lich eine Strafverfügung erlaſſen, ſpäter aber‘, in Folge der gegen dieſe 
erhobenen Einwendungen das regelmäßige Unterſuchungsverfahren ein- 
geleitet worden, dem Staatsanwalte der Actenfchluß gleichfalls mitzi- 
theilen und zwar ebenmäßig ohne aller Unterfchied, sb das betreffende 
Vergehen mit einer unter oder über die vorgedachte Strafgrenze fallen- 
bey Strafe bedroht ift. 

Auch die Verordnung vom 7. Mat 1858 (Gef. und Verordn-Bl. 
©. 98) weicht im Hauptwerke von diefer Auffaffung nit ab. Nur die 
in 8. 26 und namentlich im Abſatz 2 enthaltene, auf die Forſtdieb— 
ftahlaunterfuchungen bezügliche Anweiſung ift mit ihr nicht ganz‘ con- 
form, indem es danach den Anfcheir gewinnt, als wenn nur dann, ſo— 
bald am Schluffe eines ohne Weiteres eingeleiteten, ober auch erft dem 
Erlaß einer Strafverfügung nachfolgenden regelmäßigen Verfahrens 
das Erkenntniß auf eine die Dauer von drei Wochen überfteigende Ge- 
fängnißftrafe oder auf eine einer ſolchen gleichjtehende Geldbuße zur 
lauten haben würde, die Verpflichtung des Gerichts zur Actenſchlußmit⸗ 
teilung an den Staatsanwalt eintreten folle. Soweit die inbeffen 
hat ausgefprochen, auch zum Theil vun dem OAG. in einer feiner frit: 
heren Enticheidungen für bindend hät anerkannt werben wollen (hl. 
Annalen a. a. D.), dürfte diefer Auffaffung entgegenftehen, daß vie 
SPD. zu diefer Unterfcheivung bezüglich der Etrafgrenze Feine Ver- 
ankafſung giebt und daß daher — wenn auch die Aemter und Staats- 
anwälte am jene Anweiſung fich für gebunden zu erachten haben und 
demnach auch letztere kaum jemals in Fällen der durch die Verordnung 
bezeichneten Art aus dem Mangel der Actenſchlußmitthetlung am ſte ein 
Gravamen herleiten werden — dennoch das OAG. ſich in einem gleich— 
wohl vorkommenden ſolchen Falle inskunftige nicht in der Lage ſich 
befinden würde, die bezüglichen Beſtimmungen der StPO. als durch 
die mehr nur veglementären Anweiſungen jener Verordnung modifieirt 
anzuſehen. 

23* 
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14. 
Unrichtige Fragſtellung, gegenüber der im 8. 54 Abſ. 3 
des Geſetzes, das Verfahren in den vor die Geſchwor— 
nengerichte gewieſenen Unterſuchungsſachen betreffend 
vom 1. Oct. 1868 enthaltenen Vorſchrift. 
Erk. vom 8. Nov. 1869 no. 1055 10809. 
Anders geftaltet fich die Sachlage der erften Beſchwerde gegenüber, 
mittels deren die Richtigfeit der erfolgten Fragſtellung beitritten wird. 
Durch das Anklageerkenntniß war die in ihm aufrecht erhaltene 
Meineidsanklage dahin firirt worden, daß H. dringend verdächtig fei, 
die in dem von ihm geleifteten Eide enthaltenen Behauptungen: 
wie er die in der Rlagbeifuge A verzeichneten oder größere oder ge= 
ringere Duantitäten Weine zu den dort bemerften Zeiten 
weder bei dem Haufe B. und Sohn beftellt, noch von demjelben 
fäuflich geliefert und übergeben erhalten, 
auch nicht in Empfang genommen babe ; 
trotz feines gegentheiligen Wifjens oder troß jeiner gegentheiligen Ueber- 
zeugung eiblich als wahr verfichert oder mindeſtens dieſe indieirter 
Mapen faliche eidliche Ausfage aus Unbedachtſamkeit erftattet zu haben. 
Hiernah und da die in der Beilage A bemerften Zeiten ver 
19. November 1866 und der 17. Mai 1867 find, konnte e8 gleichzeitig 
feinem Zweifel unterliegen, daß das Anklageerkenntniß nur dann einen 
Meineid und eventuell einen leichtfinnigen Faljcheid ſtatuirt wiſſen 
wollte, dafern der Nachweis erbracht werden würde, daß auf einen 
diejer Tage mindeſtens 
a) entiweber die Beftellung der Weine, 
b) oder die Ablieferung und Uebergabe derjelben an den Ange 
klagten, 
c) oder ihre Empfangnahme Seiten des Letzteren 
gefallen, gleichwohl aber das Gegentheil von dem Angeflagten wider 
jein befjeves Wiffen oder aus Unbedachtfamfeit beſchworen worden fei. 
Von diejer Auffaflung durfte der Schwurgerichtshof bei Formu— 
lirung der an die Geſchwornen zu ftellenden Fragen nicht in der Weife, 
wie geichehen, abweichen. Indem derſelbe anjtatt der beregten Monat3- 
tage nur die Monate in die Fragftellung aufnahm, erſchöpfte er offen- 
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bar nicht alle aus dem Anklageertenntnifje bervorgehenden mefentlichen 
thatjächlichen Merkmale des Verbrechens und verftieß dadurch gegen 
eine bei Vermeidung ber Nichtigkeit ertheilte Vorfchrift (Abſ. 3 des $. 
54 des Geichm.-Verf.-Gef.). 

Was dem entgegen von dem Schiwurgerichtähofe zu Widerlegung 
eines auf demgemäße Abänderung der Fragen geftellten Antrags des 
Vertheidigers, ſowie beziehentlich BI. hervorgehoben worden ift, entbehrt 
rechtlicher Begründung. 

Es läßt ſich zugeben, daß die Förmelung des Eides feine ganz 
ſachgemäße war. Sie war dies ſchon aus dem Grunde nicht, weil 
weder in der Klage noch in der Beilage die Behauptung, es fei die Be— 
ftelung der Weine und ihre Empfangnahme zu den in der Beifuge A 
bezeichneten Zeiten erfolgt, aufgeftellt, vielmehr in der Klage ſogar aus— 
drücklich angeführt war, die Beitellung fei der Lieferung porhergegangen ; 
fie war e8 ferner auch um deswillen nicht, mweil nach der Beilage die 
darin bezeichneten Tage überhaupt nur al3 Abfendungstage genannt 
waren; fie ließ meiter ganz zweifellos inſoweit Präcifion des Ausdrucks 
vermifjen, einmal, als fie die Möglichkeit, daß Feine Beitellung der 
Waaren erfolgt wäre, vorausſetzte, gleichwohl aber noch eine Lieferung 
der Waaren und mithin einen Act als möglich ftatuirte, dem nad) der 
tichtigeren Anficht eine Beftellung vorangegangen fein muß, und das 
andere Mal, al auch die Begriffe „Uebernahme” und „Empfangnahme”‘ 
mindeſtens in der vorliegenden Satverbindung nicht als ftreng zu ſchei⸗ 
dende fich darſtellen; ja es läßt ſich endlich gegen die Faſſung des Eides 


ganz vorzugsweiſe noch das geltend machen, was über die an ſich vor⸗ 


gelegene Unwahrſcheinlichkeit, daß ſämmtliche in dem Eide zuſammenge⸗ 
faßten Vorgänge auf den nämlichen Tag gefallen ſein könnten, bemerkt 
worden iſt. Indeſſen Alles dies rechtfertigte das Vorgehen des Schwur⸗ 
gerichtshofes nicht; er hatte vielmehr zweifellos bei Formulirung der 
Fragen an die Anklage ſich zu halten, wie ſie von der Anklagekammer 
fixirt. Nur das Recht wäre eventuell dem Präſidenten nicht abzuſpre⸗ 
chen geweſen, daß er die Geſchwornen bei Gelegenheit der ihnen zu er⸗ 
theilenden Aechlsbelehrun darauf aufmerkſam gemacht hätte, welcher 
Begriff nach Lage der Sache mit den nach Vorſtehendem nicht ganz un⸗ 
zweideutigen Ausdrücken „Lieferung“, „Uebergabe“ und „Empfang: 
nahme” zu verbinden und wie infonderheit diefe Ausbrüde unter ben 











borliegenden Umftänden dahin aufzufaflen mären, daß unter der „Liefer: 
ung” die Abjendung, unter der „Uebergabe“ die Ankunft beim Ange 
Elagten und unter der „Empfangnahme” die Annahme Seiten de3 letz 
teren veritanden werden müſſe. 

Ebenjowenig fann Dasjenige, was Bl. vorgebracdht worden tft, zu 
Rechtfertigung der angefochtenen Fragſtellung dienen, denn es Tann 
ſchlechterdings nicht dabon ausgegangen werden, e8 habe bei Förmelung 
durch den Ausdrud „Zeiten“ überhaupt nicht ſowohl ſpeciell der in der 
Beilage bezeichnete betreffende Tag, als vielmehr nur „die Zeit um die 
erwähnten Tage herum” gemeint werden wollen. Insbeſondere ift es 
auch keineswegs richtig, daß eine ſolche Auffaffung mit dem Anklageer⸗ 
fenntnifje harmonire; vielmehr hat dieſes nur bei Aufzählung einzelner 
Indicien fich mit der allgemeinen Angabe des Kalendermonats begrügt, 
dagegen bei Aufftellung des Beweisthemad ganz ausdrüdlich an die 
Faſſung des Eides ſich gehalten. 

Der Angeklagte hatte ein Recht, daß die Bezeichnung der Tage 
feitgehalten wurde; diefe war keineswegs, wie weiterhin angenommen 
werden wollen, etwas durchaus Unweſentliches. Eine frühere Ent 
ſcheidung des DAG.’S, welche zum Belege für die Richtigfeit diejer Ar- 
ſchauung angeführt worden, paßt hierher in feiner Weile; in dem jet 
Entſcheidung zu Grunde liegenden Falle, 

Allg. Ger.=geit. Bd. VI. ©. 101, 

fam eben Alles darauf an, ob gewiſſe eiblich abgelehnte, ehrverletzende 
Worte vorgefallen feien, und e8 konnte, da das Fallen diefer Worte 
nachgewieſen wurde, bei Beantwortung der Frage, ob hiernach nicht ein 
Meineid geleijtet worden jet, ſelbſtverſtändlich darauf fein Gewicht ge 
(egt werden, ob auch die begleitenden Umftände, unter denen jene Worte 
nad Inhalt der Denuneiation gefallen fein follten, in allen ihren 
Theilen nachgeiviejen worden. Weberhaupt verfteht es ſich von ſelbſt, 
daß es jedesmal auf die conereten Verhältniffe des Falles ankommen 
muß, ob ein in den Eid aufgenommene Moment al3 ein durchaus un 
wejentliches angefehen werben könne und daß vorliegenden Falles die 
Zeitangabe ein univefentlihes Moment geweſen, läßt ſich eben nid! 
jagen. 

Zwar ift endlich darauf Bezug genommen worden, daß ber Angr- 
klagte ſelbſt zur Zeit der Eidesleiftung jene Zeitangabe für etwas Un⸗ 
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weſentliches gehalten und lediglich Gewicht auf die facta der. Beitellung, 
Abfendung, Uebergabe und Empfangnahme ‚gelegt zu ‚haben eine: 
indeffen aud eine ſolche Erwägung durfte nicht zu Ablehnung des 
Antrags BL. führen. Sollte vielmehr nach dem Gange ber Hauptuer- 
handlung diefer Gefichtspunkt in der That dergeftalt beruorgetreten 
ſein, daß neben einer Verneinung der Hauptfrage ein Nachweis deſſen 
in Augficht geitanden hätte, einmal, daß die gbgedachten Vorgänge anb 
a, b und c zwar nicht an den fraglichen Tagen, aber doch kurz vorher 
oder nachher ſich ereignet hätten, ſowie das andere Mal, daß her mit 
dieſem Sachverhalte befannte Angeklagte den Eid unter der irrthüm⸗ 
lichen Vorausſetzung geleiftet babe, durch den von ihm zu leiftenhen ‚Eid 
jolle die Frage, ob überhaupt und ohne Rüdficht auf die Zeit eine Be— 
fellung oder Ablieferung und Uebergabe oder Empfangnahme ber 
Waaren ftattgefunden babe, und mithin eine Frage entſchieden werden, 
die.er der Wahrheit entfprechend zu bejahen gehabt hätte, jo würde ber 
Schwurgerichtähof hieraus Lediglich eine Veranlafjung dazu haben neh⸗ 
men können, bezüglich des ſolchenfalls indicirten Meineidsyerſuchs, 
Allg. Ger.-Zeit. Bd. III. ©. 72, 
eine enentuelle befondere Zuſatzfrage an die Geſchwornen zu richten, 
ßz. 63 des Geſchw.-Verf.-Geſ. 

Hiernach allenthalben war in Verfolg der eingewendeten Nichtig- 
keitsbeſchwerde das vorige Erkenntniß, zugleich aber auch die Verhand⸗ 
lung, auf welche dafjelbe fich ſtützt, als nichtig aufzuheben und die Sache 
dur anderweiten Verhandlung an das Geſchwornengericht zu verweiſen. 


15. 
Nodification der in den Annalen N. F. Bd. J. ©. 318 fig. 
aufgeftellten und feftzubaltenden Rechtsanſicht im 
einzelnen Falle in Folge der Beſchaffenheit des Wahr- 
Iprud8 der Geſchwornen, vergl. 8. 96 Abi. 3 des Ge- 
ſetzes, das Verfahren in den vor die Geſchwornenge— 
tihte gewiefenen Unterſuchungsſachen betreffend, vom 
1. Detober 1868. 
Erf. vom 15. Nov. 1869 no. 10981083. 
Wenn das OAG. gleichwohl zu einer theilweifen Abänderung ge- 
langt iſt, jo berußt bies darauf, daß bemfelben bie eingewendete Be- 


Pac 
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rufung nad) 8. 96 des Geſchw.-Verf.-Geſ. die Verpflichtung auferlegt, 


die dem angefochtenen Erkenntniſſe zu Grunde liegende Rechtsanfidt 
— auch ohne ein in dieſer Richtung vorliegendes Gravamen — zu 
prüfen und daß man diefer Recht3anficht nicht durchgehends beizutreten 
vermochte. 
Drie beiben wider K.n vorliegenden Straffälle laſſen ſich — fieht 
man zunädft von einem fpäter noch bejonder3 hervorzuhebenden 
fpeciellen Gefichtspuntte ab — kürzlich dahin zufammenfaflen, daß K 
in der Abficht, fich einen rechtswidrigen Vermögensvortheil zu ver: 
ſchaffen, ein von €. F. ©.’n und ein zweites von C. H. H.’n herrühren 
des Blanquett unbefugt und eigenmächtig zu zwei Wechjeln umgeftaltet 
oder beziehentlih das H.n betreffende Wechjelpapier auch in feine 
Unterfchrift fäljchte, daß er aus beiden Werhfeln gegen G.'n und Hin 
Klage erhob, daß biefe, da fie die Unterfchriften nicht zu diffitiren ver- 
mochten, zu Bezahlung des Libellati verurtheilt wurden und daß % 
auch in der That genöthigt maren, die geflagten Summen (beziehentlid 
nad) einer vergleichsweiſe geringeren Höhe) an K.'n zu zahlen. 

MWiederholt hat das DAG. ausgeiprochen, daß in Fällen biefer 
Art lediglich das Verbrechen der Fälſchung, nicht aber das Verbrehen 
bes ausgezeichneten Betrugs anzunehmen ſei, da es, ſobald ein gefähſch 
te8 Document wider Denjenigen gerichtlich geltend gemacht wird, deſſen 
Unterfchrift daſſelbe trägt, zunächſt diefem gegenüber an dem Requifik 
der Täufchung fehlt, hiernächſt aber auch von einer etwaigen Täufchung 
des Prozeßrichters nicht die Rede fein könne, wenn man erwäge, daß 
die Berurtheilung des Wechfelbeflagten Tebiglich durch Recognition der 
Namensunterfchrift bedingt werde und der Richter eine Prüfung beflen, 
ob der Inhalt der Urkunde der Wahrheit entfpricht, überhaupt nicht 
anzuftellen habe, 

Annalen N. 3. Bd. 1. ©. 318 fig. 

Mit diefer Auffaffung fcheint das vorige Erkenntniß in Wider⸗ 

ſpruch zu treten. Da daſſelbe die Verurtheilung 8.3 wegen zweier 


vollendeter ausgezeichneter Betrügereien darauf geftüßt hat, daß von 


ben Geſchwornen die an fie gerichteten, in der Hauptſache conformen, 
beiden Fragen: 

ob der Angeklagte K. fchuldig fei, zum Zwecke der Täufchung und um 
ſich hierdurch einen rechtswidrigen Vermögensvortheil zu verſchaffen, 
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das x. von G.'n (H.'n) berrübrende Blanquet eigenmächtig als 
einen 2. Solamwechfel 2c. ausgefüllt oder (ſoviel H.'n betrifft) den auf 
legteren lautenden Solawechſel in der Namensunterfchrift gefälfcht, 
diefe folchergeftalt gefälfchte Privaturfunde zu Anhängigmahung 
eines Rechtäftreites wider G. (H.) bei dem GA. St. (R.) in gleicher 
berbrecherifcher Abficht gebraucht und hierdurch G.'n einen Vermögens» 
verluſt von 236 Thalern 24 Ngr. 9 Pfg. verurfacht (H.'n zu Be 
rihtigung einer Vergleichsſumme von 125 Thalern vermocht) zu 
haben? 
bejaht worden, jo liegt die Vermuthung nahe, daß der Schmwurgericht3- 
bof in Fällen der vorbezeichneten Art das Vorhandenſein des Requifits 
der Täufchung anzunehmen geneigt ift; ja es würde diefe Vermuthung 
zur Gewißheit fich erheben, dafern man ſchlechterdings anzunehmen be⸗ 
rechtigt wäre, die vorige Inftanz babe an der in dem ſtaatsanwaltſchaft⸗ 
lihen Fortftelungsantrage, ſowie an der im Anklageerkenntniſſe aus— 
drüdlich dargelegten Anficht feitgehalten, wonach der Betrugscharakter 
in der dem Prozeßrichter gegenüber verübten Täufchung zu erbliden jei. 
Indeſſen gebt Solches umſoweniger mit voller Gewißheit aus der Yrag- 
ellung und dem Wahrfpruche hervor, als in jelbigem zwar foviel, daß 
& ven beabfichtigten mwiderrechtlichen Vermögensvortheil durch Flag: 
anſtellung erreicht habe, bejaht, nicht aber gleichzeitig hervorgehoben 
worden ift, daß dieſe Klaganftellung in der That zu einer Täufchung bes 
Vrozeßrichters geführt babe. 

Hieraus erhellt gleichzeitig, daß der Schwurgerichtshof ſelbſt dann, 
wenn er an jener unrichtigen Nechtsanficht feitgehalten haben follte, auf 
dad vollendete Verbrechen des ausgezeichneten Betrugs ſchon um des⸗ 
willen, weil der Wahrfprud die Conftatirung eines zwifchen Täufchung 
und Erfolg bejtandenen Caufalzulammenhanges vermiſſen ließ, nicht 
zulommen, jondern nur einen Betrugsverfuch annehmen durfte. 

Fragte e3 ſich aber, ob und inwieweit dad OAG. befugt fei, feine 
oben dargelegte Rechtsanficht in der Ausdehnung zur Geltung zu brin- 
gen, daß es felbft die Sonftatirung eines ſolchen Verſuchs in Abrede 
ftellte und lediglich das Verbrechen der Fälſchung ftatuirte, fo war 
Solches zu verneinen. Hieran war dafjelbe durch die in dem Wahr⸗ 
ſpruche ebenfo wie in dem angefochtenen Erfenntniffe enthaltene aus- 
brüdliche Feftftelung deſſen, daß der Angeklagte „zum Zwecke der 
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Täuſchung“ gehandelt habe, und ſonach durch Conſtatirung eines that⸗ 
ſächlichen Momentes gehindert, an die der Caſſationshof nad Abſ.3 
des 8. 96 des Geſchw.-Verf.-Geſ. ſchlechterdings gebunden ift. 

Die nothiwendige Folge hiervon war , daß aud) das OAG. dapon, 
daß K. die fraglichen gefäljchten Documente mit der Abficht der Täufd- 
ung in den beiden Prozefjen probueirt habe, auszugehen hatte und daß 
e8 in Gemäßheit der obigen, bon ihm feitzuhaltenden Anficht nur aus: 
Iprechen durfte, jene Documente ſeien, da durch fie weder die Damnifi⸗ 
caten noch der Prozeßrichter getäufcht werben können, ein abjolut un- 
taugliches Täufchungsmittel geweſen. 

Hierdurch rechtfertigt es fich, daß das OAG. nur zwei nach Art. 
285 sub la in Verbindung mit Art. 278 Strafſatz c ſowie mit Art. 
42 sub 2 und Art. 41 des RSEtGB.'s zu beurtheilenve Betrugsverſuche 
angenommen und an Stelle der erfannten vierjährigen Zucht hausſtrafe 
eine dreijährige Arbeitshausſtrafe geſetzt hat. 


Handels- und Wehſelrecht. 


20. 
Verſicherungsweſen. — Dingpflichtigkeit der auslän— 


diſchen Verſicherungsgeſellſchaft im Inlande auch dem 


eigenen Agenten gegenüber — Verordnung vom 16. 
September 1856. 
II. Sen.-Erf. vom 4. Mai 1869 no. 262/274. 

Die Entſcheidung über die vorgefchüßte exceptio fori hängt von 
der Auslegung ab, welche man ven Vorſchriften in 8. 1 der bisher ſchon 
vielfach in den Hcten in Bezug genommenen Verordnung bom 16. 
September 1856 zu geben hat. Das OAG. hat hier die Auffaſſung 
der vorigen Inſtanzen zu billigen gehabt. Schon das ganz allgemeine 
Rubrum dieſer Verordnung: „über den Geſchäftsbetrieb ausländiſcher 
Verſicherungsanſtalten i im Konigreiche Sachſen“ zeigt an, daß es ſich 
dabei um die Erlaſſung von Vorſchriften gehandelt habe, welche die 
Thätigkeit ver betreffenden Anftalten im Konigreiche Sachſen überhaupt, 
möge diefe Thätigkeit fih unmittelbar auf eigentliche Verficherung® 
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gejchäfte beziehen oder in der Eingehung von Gefchäften fi) äußern, 
welche mit der Verfolgung dieſes Hauptzwedes im Zufammenhange 
ftehen, zu normiren beftunmt ſeien. Wenn nun hiernach in $.1 der 
allgemeine Sag an die Spike geftellt wird, daß der am Orte des ge- 
wählten inländiſchen Sites der Geſellſchaft zugleich begründete Gerichts— 
ftand wegen aller Geſchäfte zu gelten babe, welche derartige Gefellichaf- 
ten mit Inländern oder über inländifche Verficherungsobjeete abjchließen, 
jo tft in der That nicht abzufehen, wie man dahin gelangen könnte, ein 
Vertragsverhältniß, wie das jetzt fragliche, als ein ſolches zu betrachten, 
auf welches die Beitimmungen der Verordnung nicht Anwendung zu 
leiden hätten. Das Engagement eines Inländers, um im Inlande die 
beflagte Gefellfhaft in ihrer Qualität als Verficherungsgefellichaft zu 
vertreten — und daß der Kläger auf Grund diefer Eigenjchaft der Bes 
Hagten gegenüber ftehe, bezweifelt Tetstere felbft nicht — tft zweifellos 
ein mit einem Inländer von der beflagten Verſicherungsgeſellſchaft ab- 
geichlofjenes Gejchäft und wird letztere Daraus vor dem Gerichtsftande 
des von ihr gewählten Domicil3 dingpflichtig. Hätte in dem beſchränkten 
Sinne, in welchem Bellagte den angezogenen $. 1 verftanden miljen 
will, die fragliche Vorschrift nur gelten follen, jo bätte es fehr nahe ge- 
legen, daß der Geſetzgeber auch den entjprechenden, den beichränfteren 
Sinn beftimmt befundenden Ausbrud gebraucht und wegen Begründung 
des Gerichtsſtandes ſpeciell nur auf Verficherungdgeichäfte Bezug ge- 
nommen hätte. Dies ift nicht gefchehen; die meitere Wortfaffung muß 
im weiteren Sinne, wie berfelbe auch durch die aus dem Rubrum er- 
kennbare Tendenz der Verordnung geboten erfcheint, verftanden werden. 
Die allgemeine Regel logiſcher Gefegesauslegung, wonach Unterjchiede, 
wenn fie nicht klar im Geſetze zum Ausdrud gelangt find, bei der Ge- 
ſetzesanwendung nicht gemacht werden dürfen, ift durch das BGB. kei— 
neswegs alterirt worden. Die ratio der hier fraglichen Beitimmung, 
* der Inländer, welcher einer ausländiſchen Verſicherungsgeſellſchaft 

chäftlich gegenüberſteht, wegen Erlangung des Rechtsſchutzes nicht 
genöthigt fein ſoll, einer derartigen Geſellſchaft in das Ausland nach— 
zugehen, paßt auf die von der Geſellſchaft angenommenen inländiſchen 
Agenten gerade fo, wie auf die Verſicherungsnehmer. 
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21. 
Soecii haften an ſich nicht für Schulden ihres Socius 
aus der Zeit vor Eingehung der Societät. — H6%8. 
Art. 113% — Anerfenntniß durch Zahlung? — 8. 140 
des BGB.'s. 
II. Sen.⸗Erk. vom 18. Mai 1869 no. 311 294. 

Das DAG. hat gleich den beiden vorigen Inftanzen zu der Anfıdt 
gelangen müfjen, daß die erhobene Klage einer fchlüffigen Begründung 
entbehre und eben deshalb nicht aufrecht erhalten werden fünne. 

Soviel nämlid die an erfter und zweiter Stelle verzeichneten 
Waarenpoſten, auf welche die Rechnungen Bezug haben, betrifft, Io 
erhellt aus den eignen Angaben der Kläger und dem Circular Bl., daß 
jolche weder von den Beklagten noch von der Firma T. und Co., jur 
dern von dem Bl. genannten 2. T. und zu einer Zeit, zu welcher dr 
Firma T. und Co. überhaupt noch gar nicht eriftirte, beftellt und in 
Empfang genommen worden find. Es haben auch Kläger ſelbſt ange 
führt, es fei ihnen für diefe Waaren 2. T. die in den obigen I 
nungen angeſetzten Beträge ſchuldig getworden. 

Selbftverftändlich würden daher zu deren Bezahlung die jetzigen 
Beklagten nur unter der Vorausſetzung für verpflichtet erachtet werden 
fönnen, wenn die Klage Thatfachen enthielte, aus welchen mit de 
jtimmtheit zu entnehmen, daß die von 2. T. contrahirten Verbindlich 
feiten fpäter auf die Bellagten übergegangen, und gerade dies ift nicht 
der Fall. 

Denn mas die Berufung auf das von den Klägern für befonder? 
wichtig gehaltene Circular anlangt, mittelft deſſen 2. T. unter dem 
1. Januar 1863 angezeigt, daß er fein Agentur = und Commilfiondge 
Ichäft von dem nurgedachten Tage an unter der Firma T. und ©. 
fortfegen und die laufenden Rechnungen auf diefe Firma übertragen 
werde, jo kommt, ganz abgefehen noch von anderen Bedenken, in Er 
twägung, daß diefes Circular nad) der eignen Angabe der Kläger ledig: 
lich von L. T. den Klägern zugeftellt worden, daß darin auch lediglich 
2. T. fpricht und daß es für die Annahme, es fei deffen Exlaffung mil 
Vorwiſſen und Genehmigung der beiden Beklagten, von welchen übrigen? 
ber eine, C. D., überhaupt erft im Jahre 1865 Mitinkaber der Firma 
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2. und Co. geworden, erfolgt, geradezu an allen Unterlagen fehlt. 
Namentlich ift es unrichtig, wenn Kläger meinen, die Bezugnahme auf 
die Zuftimmung der Bellagten liege in den Worten ber Klage: 
‚and ſammt feinen in dem gedachten Aviſo benannten Mitarbeitern‘ 
bis: „zeichnen werde.“ 
Ganz zu geſchweigen nämlich, daß die Faſſung der Klage im Dunkeln 
läßt, ob an der nurangezogenen Stelle derſelben wirklich eine Thatſache 
behauptet werden ſollen oder nur, als worauf ſogar ſehr entſchieden die 
Worte: „mittelſt deſſelben“ hinweiſen, mit Rückſicht auf die Exiſtenz 
jenes Circulars eine Folgerung ausgeſprochen worden, welche in dem 
Inhalte und der Faſſung des letzteren nicht die geringſte Unterſtützung 
findet, ſo würde im günſtigſten Falle die beregte Stelle der Klage doch 
immer nur die Behauptung enthalten, daß die Mitarbeiter L. T.'s 
gleichzeitig mit ihm erklärt, fie würden fünftig: T. und Co. zeichnen. 
Ebenſo Liegt e8 auf der Hand, daß der allgemeine Grundfag: dolus non 
praesumitur, den erfennenden Richter nicht berechtigen Tann, That- 
lachen, mwelcye zur Begründung der Klage gehören, feinerjeit3 zu fuppe- 
ditiren. Soviel ſodann die Berufung auf die Beftimmung in Art. 113 
des ADHGB.'s angeht, fo genügt e8 zu bemerken, daß aus der lebteren 
ju Gunften der Kläger um deswillen fich nicht ableiten läßt, weil jolche 
nur ſoviel bejagt, daß wer in eine bejtehende Handelögejellichaft ein- 
ttete, gleich den andern Gejellichaftern für alle von der Geſellſchaft vor 
feinem Eintritte eingegangenen Verbindlichkeiten hafte, L. T. aber zu 
der Zeit, als er die BI. an erfter und zweiter Stelle verzeichneten Kauf- 
gelder den Klägern ſchuldig geworden fein fol, noch Einzelfaufmann 
war. Denn da hiernach der Beklagte H. T., als er fich mit 2. T. unter 
der Firma: T. und Eo. afjoeiirte, durchaus nicht in eine beftehende 
Handelögefellichaft eintrat, fo find auch auf denjelben die früher, von 
L. T. contrabirten Schulden nicht ohne Weiteres mit übergegangen, und 
da es an dem Nachweife fehlt, daß die Firma T. und Co. fothane 
Schulden zur Vertretung übernommen habe, fo kann auch dem Beflag- 
K ien ©. D. fein fpäterer Eintritt in diefe Firma nichts fcjaben. 
Was endlich die Behauptung der Kläger betrifft, daß die Firma 
T. und Co. durch Leiftung von Abfchlagszahlungen die Schulden 2. T.’3 
als die ihrigen ſtillſchweigend anerkannt babe, fo erjcheint ſolche infofern 
unrichtig, als in den geleifteten Zahlungen höchſtens ein Anerkenntniß 
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der beregten Schulden nach Höhe desjenigen Betrags, welcher best 
worden, twitrbe erblickt werden Tönnen. 
8. 1400 des BGB.'s. 


22. 

Meber die rvehtlide Natur der von Directoren um 
Ausfhußmitgliedern x. von Actiengeſellſchaften in 
Actien geleifteten „Depofiten“ oder „Cautionen.“ — 

Zur Lehre von der Rechtskraft. 
II. Sen.-Erf. vom 21. Oct. 1869 no. 690/688 *). | 
Die von beiden Theilen als richtig anerkannten Statuten dr 
verflagten Actiengeſellſchaft enthalten in Betreff der hier im Streit be 
fangenen Caution in 8. 54 nur die Beitimmung, daß jeder der Dir: ) 
toren für die Dauer feiner Geſchäftsführung zehn Actien bei der Tr | 
einscaffe zu‘ deponiren habe und während diejer Zeit darüber, ohr 
feine Qualification als Directvrialmitglied zu verlieren, nicht verfüge 
könne. 

| Diefe Worte der Statuten enthalten zumädjft darüber, daß Het 
beftellende Caution ausfchließlich oder auch nım vornehmlich zur Eifel 
ftellung der Geſellſchaft wegen folder Anfprüche habe dienen ſollen, We 
ihr aus ber Gefchäftsführung eines Directors (8. 56 der Statuten) al 
dieſen entftehen würden, überhaupt feine Beftimmung, im Gegentfel 
erſcheinen diefelben geeignet, die von dem Kläger vertheidigte Anſtch 
daß der hauptfächliche, wo nicht ausſchließliche Zweck der angeordneten 
Cautionsleiſtung der gemefen fei, die Fortdauer der Eigenſchaft des Be 
ponenten al3 Aetionins der Gefellfehaft und ſomit die Fortdaner eine 
Intereſſes befjelben an beren finanziellem Gebeihen für die Dauer feine 
Amtirung zu fihern, weſentlich zu unterjtügen. Will man in dieſer 
Hinficht auch darauf, daß nach 8. 39 ver Statuten zwar in Betreff der 
von den Mitgliedern des Ausfhuffes, nicht aber in Betreff: der von 
Directortalmitgliedern zu deponirenden Actien beftimmt:ift, daß fie „air 
beſchwert“ fein müffen, fein Gewicht legen, fo ſpricht hierfür zunücht 
Allerdings jchon der Umſtand, daß die Caution nur in’ Actien der Ge 
jehfchaft gewährt werben fol. Es fpricht dafür aber auch meiter der 


*) Beftätigt in IVta durch III. Sen.«Erk. vom 22. Januar 1870 no. Hu. 
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Umſtand, daß die Verbindlichkeit zur Cautionsleiſtung ausdrücklich nur 
auf die Dauer der Geſchäftsführung des gewählten Directors beſchränkt 
iſt, ohne daß darüber, daß ſelbige auch nach beendigter Amtirung bis 
zu ertheilter vollſtändiger Decharge fortbeſtehen ſolle, irgend etwas be— 
ſtimmt iſt. Es ſpricht dafür aber endlich beſonders auch die Vorſchrift, 
daß dem Deponenten eine Verfügung über den Gegenſtand der Hinter- 
legung auch während der Dauer feiner Function nicht ſchlechterdings 
unterfagt iſt, namentlid) aud) keineswegs für abfolut wirkungslos oder 
wenigſtens der Gejellichaftscafe gegenüber unpräjubieirlich erklärt 
wird, fondern daß eine foldhe nur die Wirkung haben fol, daß der 
Deponent entgegengefegten Falles feine Dualification, als Directorial- 
mitglied (8. 48 der Statuten) fortfungiren zu fünnen, verliere. 

Das Gewicht dieſer Momente ift auch) von vorigen Inftanzen und 
indbefondere bon der zeiten Inſtanz keineswegs verfannt worden. 
Wenn man gleichwohl der gegentheiligen Auslegung der Statuten den 
Vorzug gegeben hat, jo hat man fich theils auf das ber bezüglichen 
Borschrift der Statuten zur Ueberfchrift dienende Wort: „Caution“, 
theils auf Die Rechtskraft der Entſcheidung im Vorprozeſſe bezogen. | 

Sn Beiden Beziehungen vermochte man ben voriger Inſtanzen 
nicht beizutreten. 

Was zunächſt jene Ueberſchrift anlangt, jo mag nicht beitritten 
werben ‚ daß derjelben die Beitimmung zu Grunde liegt, den weſent⸗ 
lichen Inhalt der darunter ertheilten Vorſchriften kürzlich zu charafteri- 
ſiren. Nun folgt aber aus der betreffenden Bezeichnung weder nad 
ibrer etymologiſchen Bedeutung, noch auch nad dem gewöhnlichen 
Sprachgebrauche, wie übrigens aud) BI. der Boracten anerkannt wor⸗ 
den, etwas Weiteres, als daß die Depofition zum Zwecke der Sicher- 
ſtellung des Depofitars erfolgen jolle, namentlich giebt diefelbe über 
einen fpecieleren Zweck, der mit dieſer Sicherftellung verfolgt werben 
ſolle und insbefondere darüber, daß damit eine Sicherftellung des Des 
pofitar3 in Bezug auf etwa ihm an den Deponenten zuftehende Ber- 
tretungsanfprüche beabfichtigt worden fei, offenbar Feine Auskunft. 
Der Zweck einer Sicherftellung liegt nun aber der ftreitigen Hinter- 
legung auch nach der Auffafjung der gegenmwärtigen Inſtanz injofern 
zu Grunde, als durch felbige der Geſellſchaft Sicherheit darüber beichafft 
werben jollte, daß der deponirende Director wirklich Actionär der Ge- 
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fellfchaft fei, und für die Dauer feiner Amtirung bleibe. In dem Hin- 

. blide auf bie Vorfchriften in 8. 1039 und im ziveiten Sate von $. 201 
— des BGB.'s erſcheint nun auch ein ſolcher Vorgang wohl geeignet, der 
Geſellſchaft hierfür Gewähr zu leiſten. Wenigſtens würde, ſo lange ſich 
die deponirten Actien in der Inhabung der Geſellſchaft befunden, ein 





Rn 
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h richtigung des Depofitard möglich geweſen fein. Wie dem aber aud 
u fei, in feinem Falle kann nad) dem Vorbemerkten der Ueberſchrift ver 
J oftgedachten Statutenbeſtimmung ein größeres Gewicht beigelegt wer: 
* den, als dem Inhalte dieſer Beſtimmung ſelbſt, und es muß bei einem 
— etwa in dieſer Hinſicht beſtehenden Widerſpruche die Auslegung der 
—J erſteren zweifellos aus dem letzteren geſucht werden. Aus dieſem iſt 
— nun aber, wie gezeigt, nicht einmal eine Hindeutung darauf, daß durch 
die Hinterlegung noch für etwas Anderes, als für die Fortdauer der 
= Mitgliedſchaft des deponirenden Directors habe Caution geleiftet werden 
= ſollen, zu entnehmen. 

m Selbft angenommen aber, daß die oftermähnte Beitimmung, weil 
* die Depoſition als Caution bezeichnet worden, zu Zweifeln Anlaß bök, 
J— wuürde bie Auslegung nach der Schlußbeſtimmung in 8. 813 des 368.5 


wider die Beklagte zu erfolgen haben. 

Ebenfowenig kann nad der Anficht der jegigen Inftanz aus der 
Rechtskraft der in dem Vorprozeſſe ertheilten Entſcheidung etwas Gegen 
theiliges entnommen werben. 

Allerdings findet ſich BI. der Voracten in den dem gebachten Er 
fenntnifje beigegebenen Entjcheidungsgründen die Bemerkung, daß die 
von dem Kläger zurüdgeforderten, bei der Gejellichaftscafje in Gemäß 
heit von 8. 54 der Statuten deponirt geweſenen Actien unter den recht⸗ 
lichen Gefichtöpuntt eines Fauftpfandes zu fallen hätten, welches vom 
dem Kläger wegen folcher Anſprüche der Gejelichaft, welche aus dem 
Rechtsverhältniſſe, für welches die Caution beftellt worden, herrührten 
beftellt worden ſei. 

Richtig ift ferner, daß nad der von dem OAG. bisher conftant 
- befolgten Anficht, 

Zeitſchr. f. Rechtspfl. u. Verw. N. F. Bd. VL. ©. 201 flg,, 
Annalen des OAG.'s A. 3. Bd. I. ©. 459 fig. 
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Entſcheidungsgründe, ſoweit fie decifive, die nothwendige Unterlage für 
den im Urthel felbit enthaltenen Ausfprud bildende Säge enthalten, 
als der Rechtskraft fähig und mit dem Erfenntniffe zugleich in Rechts- 
fraft übergegangen zu betrachten find. Es ift nun aber bereits in 
zahlreichen Fällen darauf hingemwiefen worden, daß bei Prüfung ber 
Frage, ob in einem concreten Falle eine im motivirenden Theile des 
Urthels vorkommende Aufftellung und ob namentlich eine daſelbſt aus- 
geiprochene Rechtsanficht auch wirklich von becifiver Beichaffenheit im 
obigen Sinne fei, und ob fich der dispofitive Theil der Entfcheidung als 
die unmittelbare, andere Gründe ausſchließende Conjequenz des bei der 
Motivirung ausgefprochenen Satzes darftelle, mit thunlichiter Vorficht 
zu verfahren fei. Und dies ganz bejonders dann, wenn für diejenige 
Progeßpartei, gegen welche in einem jpäteren Falle die Rechtskraft eines 
jolhen Sates geltend gemacht werden ſoll, nad den Dispofitionen des 
betreffenden Erkenntniſſes ſelbſt fein Grund vorgelegen hat, wider das⸗ 
jelbe zu remediren. 

Geht man von diefen Erwägungen aus, jo kann e8 feinem Zweifel 
unterliegen, daß bier von einer Rechtskraft des vorerwähnten Satzes 
Ihon deshalb feine Rede fein kann, weil fich derjelbe nach dem Zufam- 
menbange, in welchem er vorfommt, meit entfernt ein Motiv für die 
ertheilte Entjcheivung zu enthalten, lediglich alS ein jogenannter Zwei⸗ 
felsgrund infofern barftellt, als der erfennende Richter denſelben zwar 
als an ſich begründet auffaßt, nach feiner weiteren Motivirung aber 
jelbigem wegen der fonftigen Sachlage — (d. h. wegen des Mangels 
ber ausreichenden Begründung jolcher Anfprüche, für welche feiner Auf- 
faflung nach die Caution als Pfand zu haften gehabt haben würde) — 
einen für die zu ertheilende Entſcheidung felbft maßgebenden Einfluß 
ausdrücklich abjpricht. “Der betreffende Entſcheidungsgrund fagte daher 
nicht mehr, als daß die in dem Vorprozeſſe erhobene Klage felbft dann, 
wenn man an jelbige die für die actio pigneraticia directa geltenden 
Anforderungen ftellt, als fchlüffig begründet und als rata anzufehen 
ſei. Augenſcheinlich hat hiernach, ſowie bei dem fonftigen Inhalte des 
betreffenden Erkenntniſſes für den Kläger fein Grund vorgelegen, fich 
durch den mehrerwähnten Ausſpruch der Enticheidungsgründe für be— 
ſchwert zu achten. Eben deshalb kann aber auch nad) der Anficht der 
jetzigen Inſtanz in demfelben ein den jegigen Intentionen Klägers 

Annalen, Neue Folge Bd. VI. 24 
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ſchon auf Grund der eingetretenen Rechtskraft jener Entſcheidung ent- 
gegenftehendes Moment nicht erblickt werben. 

Geht man nun von der Ertvägung aus, daß die Depofition der 
fraglichen Aetien nur zur Sicherftellung der Gejellichaft wegen der 
Fortdauer der Mitgliedſchaft des fungirenden Directorialmitgliedes 
und, wie die Statuten ausdrücklich befagen, nur auf die Dauer der 
Geſchäftẽführung des betreffenden Directors erfolgt war, jo folgt von 
jelbft, daß Kläger, melcher nach den Zugeftändniffen der Beklagten in 
p. 1. c. 11.— 13. im Jahre 1863 in das Divertorium des berklagten 
Acttenvereind eingetreten und die fragliche Caution hinterlegt hatte, an 
und feit dem 1. Januar 1866 aber, nachdem er der Beſtimmung in $. 
51 der Statuten gemäß ein halbes Jahr vorher die Niederlegung jeinet 
Directorialftelle und den Austritt aus dem Directorium an dem 3l. 
December und für diefen Tag angelündigt hatte, aus felbigem wirklich 
ausgetreten ift, von und mit dem 1. Januar 1866 bie Rückgabe des 
Depoſitums zu fordern al3 berechtigt angejehen werden mußte. &8 folt 
die ſowohl aus den Vorſchriften in 8. 484 jet. S. 451 des BOB, 
als namentlich auch aus ber Beitimmung in dem Schlußfate von $- 
1279 de8 gebadhten GB.'s um fo gewiſſer, als mit dein Austritke 
Klägerd aus mehrbefagtem Directorium nad der vorentwickelten Auf: 
fafjung der Zweck der Sicherftellung im Zweifel als erledigt angeſehen 
erden muß. Unter diefen Umftinden würde aud) bon einen Zurüd⸗ 
haltungsrechte der Beklagten nur unter den in 8. 1271 des BGB.s 
gedachten Bedingungen und BVorausfegungen haben die Nebe fein 
können. 


23. 
Vörausſetzung der Schädenklage des Käufers, wegen 
nicht erfolgter Lieferung, im Falle, daß Verkäufer 
innerhalb einer Frift an einem von der Handels— 
hiederlaffung des Käufers verfihiedenen Orte zu liefern 
hatte. — HGB. Art. 342, 355 flg. 


II. Sen.- Erf. vom 7. Det. 1869 no. 601/640. 


Denn dem Anführen ber Klägerin gemäß bon den Parteich ber: 
abredet morben ift, es ſolle Beklagter die verfauften Rapskulden regel⸗ 
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mäßig „an das Elbkai in D., wo die Elbfähne auf- und abgeladen 
werden”, liefern, jo erſcheint die Frage, ob durch die vorhezeichnete 
Lieferungdmodalität die Erfüllung — abweichend von des Hegel in 
Art. 342 des ADHGB.'s — auf den Drt der Handeläniederlaffung 
des Käufers, der Klägerin, oder auf einen britten Drt verlegt werde, 
als eine praktiſch einflußlofe und es erledigt ſich damit von felbft die 
weitere Frage, ob, wie Klägerin auszuführen gefucht bat, der Begriff 
eines „dritten Ortes“ auf ein bon dem ver Contrabenten verjehiebenes 
„Gemeindegebiet“ zu befchränten fei. Diejenige Dertlichfeit, an welcher 
die in D. domicilivende Klägerin ihre Handelöniederlaffung bat, iſt der 
borbezeichnete Ablieferungsplag ficher nicht; darüber laſſen die Heraus- 
laflungen ver Parteien, wie die von der Klägerin inſoweit nicht be 
frittene Auffafjung des Erfenntnifjes erſter Inftanz feinen Biveifel. 
Das in der fraglichen Verabredung Liegende Einverftändni ber Con- 
trabenten, daß in anderer als in der bevungenen Weile nicht geliefert 
und abgenommen werben folle, ſchließt daher von jelbit die Handels⸗ 
niederlafjung der Klägerin als den zur Vornahme diefer Vertrags⸗ 
handlungen geeigneten Ort oder Raum aus. 


Sp wenig hiernach von einer Verbindlichkeit des Beklagten, die 
Waare in die Handelönieberlaffung der Klägerin zu liefern, die Rede 





fein kann, eben fo wenig mag aus dem Umſtande, daß eine die Monate ni 
September und Detober 1867 umfaſſende Lieferungsfrift bedungen ge- A 
weſen ift, die Yolgerung abgeleitet werden, daß Bellagter wenigſtens zu —E 
der Oblation beziehentlich der Ankündigung der beabſichtigten Lieferung I 
in der Handelsniederlaſſung der Klägerin gehalten geweſen, durch deren ns 2 
Unterlaffung aber in einen die Klägerin jeder weiteren Thätigfeit über- 5 
hebenden Verzug gerathen fei. en; 


Es mag dabingeftellt bleiben, ob Beklagter berechtigt geivejen fei, 
am letzten Tage der Lieferungsfrift die verfaufte Waare an dem be- 
zeichneten Plate auch in Abweſenheit und ohne alle Concurrenz der 
Klägerin abzuladen, als verpflichtet hierzu, mie BL. behauptet wird, 
kann er nach der Anficht des OAG.'s nicht angefehen werden. Denn 
es iſt feine den Bellagten völlig liberirende Erfüllung des Vertrags, 
wie fie doch bei der bedungenen Lieferung in jener Stipulation wer 1.6: 
kennbar vorausgeſetzt wird, wenn die Ablndung am bezeichneten Plape " 5 

dar — 
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ohne Mitwirkung oder Controle Seiten de3 anderen Theils, mithin 
unter Umftänden erfolgt, welche den Beklagten der Nothwendigkeit aus 
geſetzt laſſen, den rechtlichen Charakter der Lieferung als Erfüllungsact 
noch beſonders nachzuweiſen, beziehentlich gegen den Anjchein bloker 
Derelictio der Waare zu fihern. Selbſt angenommen aber, daß Be 
klagter zu Abwendung des Verzugs ſeinerſeits wenigſtens am letzten 
Lieferungstage ſeine Bereitheit zur Vertragserfüllung durch Renlobla- 
tion oder durch eine ſonſtige poſitive Thätigkeit am Ablieferungsplake 
darzulegen gehabt babe, ift hier vor Allem zu beachten, daß nicht Be 
klagter, fondern Klägerin diejenige Partei ift, welche aus dem Verzuge 
des Gegentheils Schädenansprüche ableitet. Der Klägerin liegt e3 bei 
halb ob, durch die Beziehung auf ihre Bereitheit zur VBertragserfüllung 
die Annahme eines auch auf ihrer Seite vorhandenen, mithin mit dem 
des Bellagten fich gegenfeitig aufhebenden Verzugs auszufchließen. In 
dem vorliegenden Yale ift nach Dem, mas über die Zahlungsteiftung 
zu Gunften der Klägerin bereit3 von zweiter Inftanz ohne Widerſpruch 
des Bellagten angenommen worden ift, der Nachweis jener Bereitheit 
zwar auf bie vertraggmäßige Abnahme am Lieferungsplage zu beſchrän⸗ 
ten. Allein der Nachweis, daß fie zum Mindeiten am legten Tage der 
Lieferungsfrift zu der vertragsmäßigen Mitwirkung bei ordnungs⸗ 
mäßiger Abwidelung des Gejchäfts bereit geweſen fei, 


Annalen Bd. VII. ©. 443, 


mithin die am Lieferungsplage erforderliche VBorkehrung zu Abnahme 
der Waare getroffen habe, kann der Klägerin in alle Wege nicht erjpart 
werden, weil außerdem der Schaden der Nichterfüllung des Vertrages 
nicht auf den Verzug des Beklagten allein, jondern zugleich auf ihre 
eigene Mitverjchuldung zurüdzuführen fein würde. 





Eines, in diefer Richtung erheblichen Anführens, ermangelt aber 
die erhobene Klage gänzlich. 


24. 


Firgeihäft? — HGB. Art. 357, BGB. 8. 865. — Zwed 
bes Berfalltagg — HGB. Art. 334, BEB. 8. 717. — 
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Behandlung der mora nad Art. 354 — 356, BBG. 88. 
133, 136, 741, 747. 


II. Sen.-Erf. vom 14. Mai 1869 no. 303]306. 


Man kann dem Appellanten darin Recht geben, daß es mit der 
Vorſchrift im erften Sate von Art. 357 des ADHGB.'s in Wider— 
ſpruch jtebt, wenn die vorige Inſtanz in den, dem angefochtenen Urthel 
inferirten Gründen auch die Annahme berüdfichtigt, daß das ftreitige 
Geſchäft als ein unter die Beftimmungen in Art. 357 des ADHGB.'S 
zu jubjumirendes Firgejchäft angejeben werden könne, gleichwohl aber 
auch für diefen Fall die Beftimmung in Art. 356 des gedachten GB.'s 
für anwendbar erflärt. Denn Art. 357 fagt in dem gedachten eriten 
Abſatze ausdrüdlich, dag in einem unter: die Vorjchriften dieſes Artikels 
zu jubjumirenden Falle Art. 356 nicht zur Anwendung zu fommen 
habe. Für die Entjcheidung der Sache erjcheint dies jedoch irrelevant, 
da, wie auch bereit3 die vorigen Inftanzen angenommen haben, hier ein 
unter die Vorfchriften des mehrerwähnten Artikels 357 fallendes Sach— 
verhältniß nicht in Frage befangen ift. Die Eingangsworte des ge- 
bachten Geſetzes: Iſt bedungen, daß die Waare „genau zu einer fejtbe- 
ftimmten Zeit“ oder „binnen einer feſtbeſtimmten Friſt“ geliefert werben 
folle u. ſ. w., ſollen augenjcheinlich dafjelbe jagen, mas dad BGB. in 
8. 865 mit einer, jeden Zweifel befeitigenden Beitimmtheit durch die 
Worte ausdrüdt: Iſt ein Vertrag nach feinem Inhalte oder nad) der 
aus den Verhältnifien zu entnehmenden Abficht der Vertragichließenden 
drauf gerichtet, daß die Leiſtung zu einer beftimmten Zeit „weder 
früher noch fpäter” ‚oder bis zu einer bejtimmten Zeit „und nicht ſpäter“ 
erfolgen fol. Ein derartiges Sachverhältniß Liegt hier weder nad) ver 
Sachdarſtellung der Kläger, noch auch nad der des Bellagten vor, 
namentlich kann eine folche Folgerung ebenfowenig aus dem Umſtande, 
daß eine Frift, bis zu deren Ablauf bie Lieferung der Waare erfolgen 
jolle, ausbedungen geweſen, noch aus der Natur des vorliegenden Ge- 
ihäfts an fich gezogen werden. Was den zuerft gedachten Umitand 
anlangt, jo enthält das ADHGB. eine Beitimmung, wie fie in dem 
2. Satze von 8. 717 des BGB.'s aufgeftellt ift, nicht, vielmehr jchreibt 
Art. 334 vor, daß in allen Fällen, in welchen ein Verfalltag beſtimmt 
ift, nach der Natur des Geſchäfts und der Abficht der Contrahenten zu 
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beurtheilen fei, ob derfelbe nur zu Gunſten eines der beiden Contrahen⸗ 
ten hinzugefügt worden ſei. Für den vorliegenden Fall kann e8 nun 
nad) den actenfundig vorliegenden Verhandlungen der Parteien und 
namentlich nad) den in den unummunden anerfannten Briefen des Be: 
Elagten enthaltenen Auslaffungen feinem erheblichen Zweifel unterliegen, 
daß e3 fich bei der ausbedungenen Lieferungsfriit um die Beftimmung 
eines nach der Abficht der Contrahenten zu Gunſten des Beklagten, 
des Verfäufers, geveichenden Zeitpunktes, vor deſſen Ablauf derjelbe 
zwar zu liefern, nicht aber der Käufer Erfüllung des Vertrags zu for- 
dern berechtigt fein Tolle, gehandelt hat. 


Ebenſowenig fann aus der Natur und den fonjtigen Beſtimmungen 
des fraglichen Gejchäftes etwas Gegentheiliges gefolgert werden. Die 
Rechtslehrer gedenken in diejer Hinficht namentlich des Falles, wenn, 
wie dem anderen Contrahenten befannt, der Vertrag in der Abficht ab: 
geichloffen ift, vaß über den Gegenftand der Leiftung — über die Waare 
oder über das Kaufgeld — in beſtimmter Weife disponirt werden folle 
und dieſe Art der Dispofition nur zu einer gewiſſen Zeit oder innerhalb 
einer gewiſſen Frift in der beabfichtigten Art und Weije vorgenommen 
werden kann, 


v. Hahn, Commentar zum ADHGB. Bd. IL. zu Art. 356 8.3 
©. 273 flg., insbejondere auch nota 2 ©. 279. 


Ein derartiges Sachverhältniß tft bier in feiner Weiſe behauptet 
worden. In Betreff der Waare behauptet Bellagter ſelbſt, baß der 
Werth der zu Liefernden Garne nach dem 1. April 1868 noch in die 
Höhe gegangen fei, und in Betreff des hier für das Befugniß des ein- 
feitigen Rücktritts des Beklagten bauptjächlich maßgebenden Kaufgeldes 
mangelt es offenbar an jedem Anhalte für die Annahme, da deſſen 
Bezahlung für den Verkäufer nach dem gedachten Tage Teimen, ober doch 
nicht mehr den beabfichtigten Vortheil gehabt habe. Wenn Appellant 
dagegen im der bier fraglichen Beziehung wiederholt daranf Bezug 
nimmt, daß es ſich hier um eine fogenannte marktgängige Waare, für 
welche in Eh. ein Börfenmeis eriftire, handle, jo map die Nichtigkeit 
dieſes Anführens am fich nicht bezweifelt werben. Inwiefern jedoch 
derſelbe hieraus ein Recht zum einfeitigen Rüdtritte von bem Gejchäfte 
ableiten zu können vermeint, iſt nicht abgufehen. Das ADHGB. unter- 
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ſcheidet zwar bei eigentlicden Fixgeſchäften (Art. 357) und aud da nur 
in befonderen Beziehungen, nicht aber in den bier einfchlagenden, in 
Art. 354 bis 356 enthaltenen Beitimmungen zwilchen vertretbaren und 
nicht vertretbaren, beziebentlich zwiſchen marktgängigen und nicht 
marktgängigen Waaren. Dagegen beftimmt zwar 8. 741 des BGB.'s, 
daß bei Forderungen, welche auf vertretbare Sachen gehen, der Bered;= 
tigte, wenn der Verpflichtete in Verzug kommt, die Wahl habe, ob er 
die Sachen oder deren Werth fordern wolle. Abgeſehen nun zunächſt 
von der weiter unten zu erörternden Frage, ob hier überhaupt ein Fall 
des Verzugs auf Seiten der Kläger vprliege, ift damit ein Hecht zum 
einfeitigen Abgehen von dem Vertrage nicht anerkannt, 


Commentar zum BGB. Bo. II. zu 8. 741 ©. 56, 


e3 würde aber hierbei auf Seiten des Beflagten, des Berfäufers, immer 
nur derjenige Werth in Frage kommen können, melden die vechtzeitige 
Zahlung des Raufgeldes für ihn gehabt haben würde, und welcher ſich 
nad) 8. 742 deſſelben GB.'s im Zweifel auf die Kauffumme ſammt 
Binfen des Verzugs zu fünf vom Hundert auf das Jahr vom Bahl- 
ungstage an berechnet. Endlich liegt aber bier nicht einmal der Fall 
eines auf Seiten der Kläger verhangenen Verzug vor. Nach $. 733 
des BGB.'s kommt der Verpflichtete, wenn die Forderung fällig ift, 
erft dann in Verzug, wenn er auf vom Beredhtigten erfolgte Mahnung 
nicht erfüllt. Dieſe Vorfchrift erleidet allerdings nach 8. 736 dann 
eine Ausnahme, wenn für die Erfüllung der Forderung eine nach dem 
Kalender beitimmte oder nach demfelben in Folge vorausgegangener 
Kündigung fich beitimmende Zeit durch Vertrag feitgefegt ift und ber 
Verpflichtete nicht erfüllt. Es erfcheint nun fchon an fich fraglich, ob 
in einem Falle, wo, wie in dem vorliegenden, bi8 zu dem Ablaufe einer 
beftimmten Frift zu liefern verſprochen worden war, angenommen 


werden Tönne, daß der Iehte Tag diefer Frift als ein derartiger nach 2; ® 
dem Kalender bejtimmter Erfüllungstermin anzufeben ſei. Aber auch Br. 


abgefehen hiervon, leidet die vorgedadhte Ausnahme der Natur der 
Sache nad) eine weitere Ausnahme da, wo es ſich um Zug um Zug zu 
erfüllende Leiftungen handelt, indem in einem ſolchen Falle nach ber 
im legten Abſatze von 8. 747 enthaltenen Vorſchrift der auf die Gegen- 


leiſtung Berechtigte nur dann in Verzug kommt, wenn ihm der Br . 
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pflichtete die Erfüllung anbietet und er Telbige entweder nicht annimmt 
oder zwar hierzu fich bereit zeigt, aber die Gegenleiftung verweigert. 
Selbſt abgejehen von der fingulären Vorſchrift in Art. 356 des ADHGB's 
würde daher bon einer mora solvendi auf Eeiten der Kläger nur 
dann haben die Rede fein fünnen, wenn Beflagter ſich darauf zu be 
ziehen vermocht hätte, daß er feinerjeit3 beim Ablauf der ausbebunge: 
nen Frift fih den Klägern gegenüber zu der Erfüllung des Vertrags 
d. h. zur Lieferung der Waare in der Weife, mie ihm ſolches nach dem 
Vertrage obgelegen, erboten habe. Da auf ein ſolches Erbieten von 
dem Beklagten nirgends Bezug genommen worden tft, kann die Frage, 
ob nad) Lage der Sadje ein blos mündliches Erbieten ausgereicht haben 
würde, dahingeftellt bleiben. 


Damit ftimmt auch die Vorfchrift in Art. 356 des ADHGB.s 
überein. Nach derjelben muß der Contrahent, welcher auf Grund ber 
Beitimmungen in Art. 354 flg. von dem Bertrage abgehen will, dies 
dem anderen Contrabenten anzeigen und ihm dabei, wenn die Natur 
des Gejchäfts dies zuläßt, noch eine den Umftänden angemefjene Frift 
zur Nachholung des Verfäumten gewähren. In dem vorliegenden 
Falle ift nach der eignen Sachdarſtellung des Bellagten weder das Eine 
noch das Andere geſchehen. Daß er den Klägern eine Frift zur Nad: 
holung der angeblich verfäumten Zahlung geſetzt habe, ift nirgends be 
hauptet, dagegen kann in dem Briefe vom 2. April 1868 eine Anzeige 
des gedachten Inhalts ſchon deshalb nicht gefunden merden, weil der 
fragliche Brief felbft wieder das ausdrüdliche Anerkenntniß der erhalte: 
nen Zahlung enthält und ſomit zugleich den Umſtand, daß die Kläger 
zu diejer Zeit bereit3 das Kaufgeld realiter offerivt gehabt, in rechtliche 
Gewißheit ſetzt. Seht der Rüdtritt von dem Vertrage nach der aus: 
drücklichen Vorfchrift des Geſetzes eine Erklärung des einen Contrahen- 
ten dem andern gegenüber voraus, jo gilt bis zu deren Abgabe ver 
Bertrag- 

Sieben haar in der Zeitichrift für Nechtöpflege und Verwaltung 
N. %. Br. XXVIII. ©. 495. 
Selbit angenommen daher, daß Kläger, indem er nit am 31. Mär 


1868 den Kaufpreis angeboten, in Verzug getreten fei, würde die be 
treffende mora zu einem Beitpunfte, two, da eine das Gegentheil aus⸗ 
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Iprechende Erklärung noch nicht abgegeben worden war, der Bertrag 
noch in voller Geltung beitand, bereit3 purgirt gemwejen fein. Offenbar 
erfcheint aber eine Anwendung der Beftimmungen in Art. 356 nad) 
Art. 354 des ADHGB.'s dadurch bedingt, daß der Käufer fich noch zur 
Zeit der dem Verkäufer unter allen Umftänden zu madenden Anzeige 
von dem beabfichtigten einfeitigen Rüdtritte von dem Kaufe in Verzug 
befunden hat. Die Weigerung des Bellagten, den mit den Klägern 
eingegangenen Vertrag zu erfüllen, erjcheint daher in jeder Weile un- 
begründet. 


25, 


Wechfelfähigkeit eines im Auslande unter cura pro- 
digi Stehbenden, welcher im Inlande acceptirt hat, 
auf Klage im Inlande*). 

III. Sen.-®erordn. vom 18. Dec. 1869 no. 433. 


Der der erhobenen Klage zu Grunde liegende Wechſel ift in D. 
ausgeftellt, auch in D. zahlbar geftellt. Desgleichen maltet darüber, 
daß der Impetrant gegenmwärtig feinen Wohnfig im Königreiche Sachjen 
bat, fein Streit ob. Dagegen enthält die auf dem Wechjel befinoliche 
Acceptationserklärung zwar eine Angabe darüber, daß fie im Inlande 
vollzogen worden fei, nicht. Schon nach dem Vorbemerften, ſowie nad) 
der Schlußbeftimmung in Art. 4 der deutichen Wechſelordnung ift aber 
bi8 zu dem Beweiſe des Gegentheild davon auszugehen, daß es fich 
auch bei diefer, den Grund der erhobenen Klage bildenden Acceptations- 
erklärung um eine Verpflichtung handelt, welche, mag fie auch, was 
zur Zeit nicht einmal völlig liquid vorliegt, von einem Ausländer aus- 
gegangen fein, auf einer von demfelben im Inlande vorgenommenen 
Handlung beruht. 


Bereit3 hieraus folgt, daß auf die dermalen in Streit befangene 
Frage nicht die Beftimmung in 8. 7, fondern lediglich die in 8. 8 des 


*) Zu 8. 2 des Ausf.- Gef. vom 25. April 1849; Art. 1 und 84 der 
ADWO.; Art. 3 der Verfafjung des Nordd. Bundes; 88. 7, 8 und 16 des 
BGB.'s. 
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BGB.'s Anwendung zu leiden hat, und daß daher nicht das BL, ange: 
zogene, in dem 

Commentar zum BGB. 1. Ausg. Bd. I. bei 8.7 in nota ©. 57, 
Sondern das ebendafelbft in dem Schlußfate der Bemerkungen zu $. 8 
©. 41 (2. Ausg. ©. 46) aufgeführte, genau den hier vorliegenden Fall 
treffende Beifpiel al8 maßgebend angejehen werden muß. 

Menn dagegen die vorige Inſtanz die Anficht aufjtellt, daß die 
vechtliche Beurtheilung der Sache auch vom Standpunkte bes 8. 8 des 
BGB.'s die nämliche bleiben müſſe, da gerichtlich erklärte Verſchwender 
auch nach hierländijchen Gejegen handlungsunfähig ſeien, jo Tann man 
zwar das letztere an fich nicht beftreiten, nach der Anficht des OAG.s 
vermag dies jedod) die daraus gezogene Folgerung nicht zu rechtfertigen. 
Man geht dabei von folgenden Erwägungen aus. 

Die Bevormundung eines Verſchwenders iſt nicht, wie in Betreff 
der Bevormundung Minderjähriger oder Wahn- und Blödſinniger an 
zunehmen iſt, blos declarativer Natur, ſo daß damit nur die ſchon an 
ſich vorhandene Willens- und Dispofitions-Unfähigfeit conſtatirt wird, 
vielmehr entzieht erſt die betreffende richterliche Erklärung dem zu be— 
vormundenden Verſchwender die ihm ohne eine ſolche vorausſetzlich bei— 
wohnende Handlungsfähigkeit. Die letztere kann daher gegen Dritte 
immer erſt durch einen poſitiven Act und zwar der Regel nach durch 
ihre in der üblichen oder geſetzmäßigen Form bewirkte Veröffentlichung 
Kraft und Geltung erlangen. 

Borchardt, die ADWD., Zuſatz 14 ©. 9, Erkenntniß des OAG.s 
zu Lübeck. | 
Hiervon geht namentlich auch das Sächſiſche Recht aus, indem e3 in 
88. 10 flg. Cap. XXIV. der allg. Vormundſch.-Ordn. vom 10. De. 
1782 die fperiellen Bedingungen vorſchreibt, unter denen eine Prodiga- 
litätserflärung im Königreich Sachen Wirkung gegen Dritte haben 
folle. Hieran ift weder durch die Bejtimmungen in 88. 1987 flg. de} 
BGB.'s, noch durch die in 8. 76 der Verordnung, das Verfahren in 
nichtjtreitigen Rechtsſachen betr., vom 9. Januar 1865, etwas geändert 
worden. 
Commentar zum BGB., 1. Ausg., Bd. III. S. 190, Anmerkung zu 
8. 1987. (2. Ausg. ©. 215.) 
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Iſt nun, wie gezeigt, nach 8.8 des BGB.'s die Handlungsfähigkeit 
eines Ausländers, wenn Verpflichtungen deflelben aus einer im In— 
lande vorgenommenen Handlung in Frage find, nad den Geſetzen bes 
Inlandes zu beurtheilen, jo muß dies, wo die Handlungen einer Perjon 
wegen angelegter cura prodigi angefochten werden follen, fich folge- 
richtig in die Frage auflöfen, ob die betreffende Perfon unter den in 
Sachſen gejeglich vorgeſchriebenen Formen, aljo namentlich bier in Sach⸗ 
jen und von einem Sächſiſchen Nichter öffentlich für einen Verſchwender 
erflärt worden ſei? Denn bie Beſchränkung der Handlungsfähigkeit, 
welche durch die Anlegung einer eura prodigi bebingt wird, iſt fein 
ſolcher perfönlicher status, welchen der prodigus nothivendig mit in das 
Ausland mitnehmen müßte, ſondern diejelbe ift eine, nach vorgängiger 
causae cognitio bejchlofjene, im der jedesmaligen Landesgeſetzgebung 
fundirte Maßregel, die, twie fie in ihrer Form nur für den Verkehr im 
Inlande berechnet ift, auch nur für das letztere Wirkung äußern kann. 


Siebenhaar im Archiv für Handels- und Wechſelrecht Bd. XVI. 


S. 142 fig. 


Ebenſowenig Tann auf die Beitinmung in $. 16 des gebachten Geſetz⸗ 


buchs Gewicht gelegt werben. Diefelbe würde nur dann einjchlagen, 
wenn die im Auslande angeordnete Bormundichaft überkaupt zu be- 
rädfichtigen wäre und es ſich foldkenfalls um bie Beantiwortung von 
Fragen, wie bie folgenden: ob diejelbe als rite angelegt, beziehentlich 
als geſetzmäßig publiciet anzuſehen fei, beziehentlich um eine Beurtheil- 
ung der Wirkungen der im Auslande werfügten Bebormundung über- 
haupt handelte. Dieje Fragen liegen aber da, wo eine im Inlande 
borgenommene Handlung in Streit befangen ift, nach 8. 8 des BGB.'s 
eben nicht ver. Daß hiernächſt der Geltung dieſer gefeglichen Vorſchrift 
die Beitimmung in Art. 3 der Verfafiung des norbdeutichen Bandes 
nit entgegenfteht, ift von dem Appellanten richtig gezeigt worden. 
Es mag jevoch im diefer Hinficht moch darauf verwieſen werden, daß, 
wenn im ber gebuchten Geſetzesvorſchrift für den gangen Umfang bes 
BundeBgebietes ein gemeinſames Indigenat begründet ift, hierbei, wie 
Kon die beigefligten Beifpiele an die Hand geben, nur au eine Auf: 


hebung der politischen, das öffentliche Recht angehenden Beichräntungen 


der Rechtofahigleit, welche den Unterthanen eines norddeutſchen Bun- 
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desſtaates in einem andern ſolchen Staate entgegenftehen könnten, ge 
dacht worden if. Was die ciwilvechtlichen Conſequenzen diefer Be 
ftimmung anlangt, fo kann daraus etwas Weiteres, als daß der Unter: 
than eines Bundesstaates in dem anderen den vollen Anſpruch auf 
die Wohlthat aller in leßterem für die Inländer geltenden Geſetze habe, 
nicht gefolgert werden. Wo daher in einem Bundesſtaate die Gejee 
den Ausländer in eivilrechtlicher Beziehung weniger vortheilhaft ftellen, 
als den Inländer, haben für die Unterthanen eines anderen nor: 
deutjchen Bundesſtaates allerdings nicht die für den Erfteren, ſondern die 
für ven Legteren beftehenden Grundſätze zu gelten. Wo dies dagegen nicht 
der Fall ift, erfcheint die angezogene Beltimmung ohne Einfluß. Ne 
mentlich enthält diefelbe in Betreff der im Falle einer Collifion in- um 
ausländijcher Gefete geltenden Normen Teine Borfchriften, und ebenlo 
wenig kann aus jelbiger für das Befugniß des Angehörigen eines Bun- 
besftantes, nach den in feiner Heimath geltenden Geſetzen beurtheilt zu 
werben, etwas abgeleitet werden; derjelbe hat vielmehr auch inſoweit 
nur das Recht zu verlangen, daß er nach den diesfalls in dem anderen 
Bundesſtaate beftehenden Gefegen auch inſoweit beurtheilt werde, al? 
die legteren eine Wirkſamkeit ausländifcher Geſetze überhaupt anerfennen. 
Dies ift im Königreich Sachfen nad den Vorfchriften in 88. 7 und d 
des BGB.'s in Beurtheilung der Handlungsfähigfeit eines Ausländer 
nur dann und infoweit der Fall, als es fi) um die Beurtheilung einer 
im Auslande eingegangenen Verbindlichkeit handelt, nicht aber in Be 
zug auf Verpflichtungen berjelben, welche aus einer im Inlande vorge 
nommenen Handlung herrühren. In der That würde der einem nord 
deutfchen Bunbesftante angehörige Ausländer, mollte man benjelben 
von diefer Gefegesporjchrift ausnehmen, bei Nechtögejchäften, die er 
nicht in feiner eigentlichen Heimath, fondern in einen andern Bundes 
ftaate abgefchloffen Hat, eben nicht dem Inländer gleichgeftellt, nament- 
lich nicht allenthalben nad) den im Inlande geltenden Geſetzen beurteilt, 
fondern e8 würde ihm das Befugniß eingeräumt werden, je nachdem et 
e3 in feinem Intereſſe erachten follte, bald die in feiner Heimath, bald 
bie an dem Drte der Vornahme der betreffenden Handlung geltenden 
Geſetze für fich in Anfprud; zu nehmen. Daß dem Art. 3 der Bundes⸗ 
verfafiung vom 26. Zuli 1867 diefe Tendenz nicht zu Grunde liegt, 
bedarf feiner befonderen Darlegung und folgt auch ſchon daraus, daß 


in an 
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nad; 8. 46 des Bundesgeſetzes, die Gewährung ber Rechtshülfe betr. 
vom 21. Juni 1869, 


Bundesgeſ.-Bl. Jahrg. 1869 ©. 315, 


neben der norbdeutichen Bundesverfaffung auch die zwilchen einzelnen 
norddeutſchen Bundesſtaaten in Betreff der Collifion der Geſetze einge- 
gangenen Staatsverträge in Kraft verblieben, ja nad) der Verordnung 
die Bekanntmachung einer mit der preuß. Regierung getroffenen Ver— 
einbarung vom 8. December 1868, 


Kön. Sächſ. Geſetz- und Verordnungs - BL. Jahrg. 1868 Bd. IL. 
S. 1362 flg.,. 


zum Theil noch weiter ausgedehnt worden find. 


Handelte e3 ſich daher hier um eine, den gewöhnlichen civilrecht- 
lien Grundfägen zu unteritellende Schulpverbindlichkeit, jo würde, daß 
dem Rechtsmittel Klägers Beachtung gefchenkt werden müſſe, nad} der 
Anficht der jegigen Inſtanz nicht bezweifelt werden können. 


Dem ift jedoch nicht jo, vielmehr haben auf den den Rlaggrund 
bildenden Wechjelaccept zunächit die mechjelvechtlichen Principien An- 
wendung zu leiden. Nun ift es zwar zunächſt wieder richtig, daß bie 
Beftimmung in Art. 84 der WO. dein Sinne, wie im Wefentlichen auch 
dem Wortlaute nach mit der Borfchrift in 8. 8 des BGB.'s überein 
ftimmt. Wenn jedoch $. 2 des Sächſ. Ausf.-Gef. zu dem zuerftgedachten 
Geſetze vom 25. April 1849 vorjchreibt, daß, wo in der WD. vom Aus: 
lande die Rede fei, darunter nur ſolche Länder und Orte zu verſtehen 
ſeien, mo die WO. nicht ala Geſetz eingeführt fei, jo muß allerdings die 
weitere Frage entiteben, welcher Einfluß dieſer Vorfchrift, foiwie dem 
neuerlich dazu getretenen Umſtande beizumefjen fei, daß die gedachte 
WO. dermalen als Geſetz für das gefammte norddeutſche Bundesgebiet 
anderweit publieirt worden iſt. Denn auf den erſten Anblid wenigſtens 
ſcheint fchon der zulegtgebachte Umftand die Schlußfolgerung zu rechts 
fertigen, daß, wo das allgemeine Bunbeögefeg zwifchen einem In- und 
einem Auslande unterfcheide, unter dem erfteren das gefammte Gebiet ' 
des norbbeutichen Bundes im Gegenfate zu denjenigen Ländern, welche 
nicht unter der mehrgedachten Bunbesverfaflung begriffen find, zu ver⸗ 
ſtehen ſei. 
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Einerſeits erfcheint e8 nun aber im Allgemeinen bedenklich, aus 
dem Umftande der erneuten Bublication eines bereitS vorher in dem- 
felben Geltungäbereiche gültigen Gefetes ohne eine ſonſtige hierauf be- 
zügliche Andeutung folgern zu tollen, daß einzelnen, ohne alle und jede 
Veränderung wieder mit aufgenommenen Beftimmungen dadurch allein 
eine veränderte Tragweite und ein weſentlich anderer Sinn, als den⸗ 
jelben vorher beigemohnt, habe untergelegt werden follen. Die zu Aus— 
führung der WO. als eines Bundesgejehes getroffenen Beftimmungen 
geben darüber, daß eine bezügliche Aenderung des Sinnes der darin 
enthaltenen Vorſchriften beabfichtigt worden fei, feinen Anhalt. Un 
dererſeits würde aber auch, wäre dem nicht fo, in der fpeciell hier in 
Frage befangenen Hinficht nicht zu einem den AIntentionen des Appel- 
Ianten entgegenftehenden Refultate zu gelangen fein. 

Die WO. beftimmt in Art. 1, daß wechſelfähig Jeder fein fol, 
welcher fich durch Verträge verpflichten Tünne. Daneben ftellt diefelbe 
allgemeine Grundfäge darüber, welche Perſonen fich durch Verträge 
verpflichten Einen, nicht auf. Die Beantivortung diefer Frage überläßt 
dieſelbe vielmehr lediglich dem Civilvechte und zwar, foweit in dieſer 
Hinficht eine Uebereinftimmung in den Gejetgebungen einzelner Länber, 
welche das Geltungsbereich der WO, bilden, nicht beiteht, oder im dieſer 
Hinficht durch befondere Conventionen gegenfeitige Normativbeftimm- 
ungen wicht vereinbart worden find, denjenigen Grundſätzen, welche in 
biefer Hinjicht in jedem einzelnen der hierbei in Frage fommenden Län: 
der zu gelten haben. Inſoweit als es ſich um die Beurtheilung der allge 
meinen Vertragsfähigkeit einer bei einem Wechfel in Frage kommenden 
Perſon handelt, verweift ſomit das Gefeg felbft auf die in den einzelnen 
Ländern, für welche das an fich gemeinfame Geſetz zu gelten Hat, mög: 
licher Weiſe mwejentlich unterfchiedenen civilrechtlichen Prineipien, und 
erfennt daher einen joldhenfall3 eintretenden Unterfchieb der Rechte je 
nach dem für die Beurtheilung der bezüglichen Wechielertlärungen maß 
gebenden Orte jelbit an. Inſoweit wird und muß daher ein Unter 
ſchied zwiſchen dem In⸗ und Auslande innerhalb des norddeutſchen 
Bundesgebietes nothwendiger Weiſe auch noch gegerwärtig fortbeſtehen 
In der That würde aber auch, wollte man, was die Beurtheilung der 
Wechſelfähigkeit anlangt, den Unterſchied, welcher zwiſchen dem In⸗ und 
Auslande in Bezug auf Angehörige verſchiedener norddeutſcher Bundes 
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ftaaten befteht, für gänzlich aufgehoben anfehen, an ber Hand der ber- 
malen geltenden Geſetze zu einer feiten Norm überhaupt nicht Zu gelan- 
gen fein und daraus namentlich, daß z. B. die Wechjelfähigleit eines 
Hamburger3 oder eines Preußen auch dann, wenn er in Sachſen eine 
Wechjelverbindlichfeit eingegangen, nad) Hamburgiſchem oder Preußiſchem 
Rechte zu beurtheilen fei, nicht gefolgert werben können. Denn Art. 84 
ver WO. Spricht eben lediglich und ausſchließlich von der Wechielfähig- 
feit eines Ausländer und enthält über die Wechſelfähigkeit der In— 
länder feine Beitimmungen. Der angezogene Artifel würde daher auf 
die Beurtheilung der Wechfelfähigfeit der als Inländer zu beurtbeilen- 
den Angehörigen norddeutſcher Bundesländer überhaupt nicht Anmwend- 
ung zu leiden haben. Selbſt mit einem argumentum e contrario ift 
nicht zu einer dem entgegenftehenden Auffafjung zu gelangen. Denn, 
wenn nach dem erften Abjchnitte von Art. 84 der WO. die Fähigkeit 
eines Ausländers, wechſelmäßige Verpflichtungen zu übernehmen, nad) 
den Geſetzen des Staates beurtheilt werben ſoll, welchem berfelbe ange- 
bört, jo würde daraus, wenn der Hamburger oder Preuße nicht ala 
Ausländer zu betrachten fein follte, nur ſoviel folgen, daß dieſelben, ab- 
gejehen von der Vorichrift in $. 7 des BGB.'s, ein ihnen in Kraft der 
beftehenden Wechjelgefeßgebung zuftehendes beneficium, in Sachſen nad) 
den Geſetzen ihrer Heimath beurtheilt zu werden, ſelbſt bann nicht in 
Anſpruch nehmen fünnten, wenn die Wechfelverbinplichkeit in ihrer 
Heimath eingegangen wäre. Dagegen enthält der 2. Abf. des Art. 84 
nur die beftimmte Anerkennung des Princips, daß die Wechſelfähigkeit 
der Betheiligten bei der im Inlande erfolgten Uebernahme einer wechſel⸗ 
rechtlichen Verbindlichkeit nach den am Drte diefer Uebernahme gelten- 
den Prineipien beurtheilt werben folle, gleichviel, ob die Betheiligten 
Inländer oder Ausländer find. Hieraus folgt aber, daß die Wechfel- 
fähigkeit des Hamburgers oder Preußen, welcher ſich in Sachſen mechfel- 
mäßig verpflichtet bat, auch wenn er an fich als Inländer anzufehen 
jein ſollte, lediglich nach Sächſ. Rechte beurtheilt werden fol. 
Aus diefen Erwägungen hat ſich auch die Praris im Königreich 
Sachſen von jeher für die Anficht entjchieden, daß die Vorfchrift in 8. 2 
des Ausführungsgefeges vom 25. April 1849 auf die Beurtheilung der 


Wechſelfähigkeit und fomit auf den Fall des Art. 84 der WO. feine Anz 


wendung zu leiden habe. 
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Zeitichr. für NRechtspfl. und Verw. N. F. Bd. XIX. ©. 56 fig, 

Borhardt, die ADWO. 4. Ausg. nota 457 ©, 387, 

Siebenhaar, Commentar zum BGB. Anmerf. zu 8. 8 1. Ausg. 

©. 39 flg. (2. Ausg. ©. 43.) 

Schon hieraus folgt, daß auch in Bezug auf die Beurtheilung der Wed: 
jelfähigfeit eines Ausländers, melcher im Inlande eine mechjelmäßige 
Verbindlichkeit eingegangen bat, die allgemeinen in Sachſen wegen der 
Beurtbeilung der Handlungsfähigfeit eines Ausländers in Betreff der 
im Inlande vorgenommenen, ihn verpflichtenden Handlungen geltenden 
Grundſätze Anwendung zu leiven haben. 

Aus diefen Gründen hat das OAG. der eingeivendeten Appell: 
tion Beachtung nicht verſagen Tünnen, und verordnet demgemäß an dad 
. 56. im BG. P., ſich durch den BI. erhobenen Widerſpruch an der be 
antragten Einleitung des Erecutionsverfahrens nicht behindern zu 
laſſen. 


— — — — 








Criminaliſtiſches *). 
Von Herrn Oberappellationsrath Otto. 


IX. 
Beendigter und nicht beendigter Verſuch. 


Ein Verbrechen iſt vollendet, wenn die mit Strafe be- 
drohte Handlung beendigt und, im Falle ein gewiffer Erfolg 
zu den gefeglihen Erforderniffen des Verbrechens gehört, auch 
diefer eingetreten tft (Art. 37 des RStGB.'s). Ein Verſuch 
liegt vor, fobald duch eine Handlung oder Unterlaffung die 
Ausführung eines unvollendet gebliebenen vorfäglihen Ver— 
brehens angefangen wurde (Art. 39) und ein folder Verſuch 
ift, jobald der Verbrecher Alles gethan hat, was er zu thun für 
nöthig bielt, um die von ihm beabfichtigte Nechtsverlegung ber- 
beizuführen, ein beendigter, dagegen in allen anderen Fällen 
ein nieht beendigter (Art. 40). 

Sowie aus diefen Vorſchriften unferes StGB.'s einerfeits 
hervorgeht, daß, ſobald zu den gefeglichen Erforderniffen des 
betreffenden Verbrechens ein gewiffer Erfolg gehört, die That 
dann, wenn diefer Erfolg eingetreten ift, unter allen Umftänden 
da8 Gebiet des Verſuchs überſchritten hat, fo ift aus ihnen 
auch andererfeit3 zu folgern, daß überhaupt ein beendigter Ver- 
juh nur da denkbar tft, wo zu der Vollendung des Verbrechens 


*) Fortjegung von Annalen R. 5. Bd. V. ©. 145 flg., 241 fle.; 
8b. VI. ©. 20 flg., 139 flg. und 328 flg. 
Annalen, Neue Folge 2b. VI. 25 

















386 Criminaliſtiſches. 


außer der Beendigung der Handlung ein gewiſſer Erfolg gehört. 
Bei Verbrechen, die bi3 zum Augenblide ihrer Vollendung eine 
fortgejegte Thätigkeit des Verbrechers erfordern und mithin zu 
ihrem Thatbeftande den Eintritt eines diefer Thätigkeit nachfol— 
genden materiellen Erfolgs nicht erheiſchen, ift nur ein nidt 
beendigter Verſuch zu ftatuiren; fobald bei diejen der Thäter 
mehr unternahm, als was noch unter den Begriff des nidt 
beendigten Verſuchs zu fubjumiren gemefeu fein würde, müſſen 
nothwendig ſchon die Begriffsmerfmale des vollendeten Verbre⸗ 
chens gededt erjcheinen. Bei ihnen liegt bereits in der Been⸗ 
digung der verbrecherifchen Thätigkeit zugleich die Nechtsverlek 
ung; beide Momente fallen zufammen. 

Bei denjenigen Verbrechen, bezüglich deren ebenfo ein been 
digter wie ein nicht beendigter Verſuch vorkommen kann, liegt 
das Gemeinfame beider Berfuhsgrade darin, Daß die Thätigfeit 
des Verbrechers erfolglos geblieben mar, während ihr Unter 
ſchied ausschließlich in der VBerjehiedenheit des Umfangs jener 
Thätigfeit zu fuchen ift ). 

Als erfolglos muß die Thätigfeit jo lange angejehen 
werden, als fie die dabei beabfichtigten Wirfungen nicht herber 
geführt hat, mögen nun zu dem Außenbleiben diefer Wirkungen 
mangelhafte Bejchaffenheit der vom Verbrecher entwidelten Th 
tigfeit oder irgend melde ſonſtige Umftände beigetragen haben. 
Es ift daher beifpielsmweife hierunter irrelevant, ob bei dem 
Verbrechen der Brandftiftung der verwendete Zündftoff nur des 
halb nicht zur Inbrandſteckung des Gebäudes führte, weil ein 
heftiger. Regen einfiel, oder ob die Klugheit deſſen, der betrogen 
werden follte, die Hingabe des Betrugsobject3 beanftandete. 

Welches aber ift die Grenzfcheide, auf mwelder der nicht 
‚beendigte Verſuch aufhört und der beendigte beginnt? Bon 
welchem Umfange, von mwelder Bejchaffenheit muß die Thätig 
feit des Bezüchtigten gemwefen fein, um aus dem night beendigten 
Berfuche in den beendigten überzugehen? 

Der Gejeßgeber beantwortet diefe Frage dahin, daß ein 








1) Bergl. auch Schwarze in der Allgem. Ger.-Zeitung Bd. VII. S. 391. 
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beendigter Verſuch vorliege, „tobald Der Berbreder Alles 
gethban babe, was er zu thun für wöthig gehalten, 
um die von ihm beabfichtigte Rechtsverletzung herbeizuführen.” 
Das Gefeh will mithin die Frage lediglich nom Standpunkte 
des Thäters aus beurtheilt willen. Es macht bei- Diefer :Be- 
griffsbeſtimmung feinen Unterfchied, ob Überhaupt die Thätigkeit 
des Bezlichtigten von der Beichaffenbeit gemeien, daß derſelbe 
vernimftiger Weiſe auf den Eintritt des beabfichtigten Erfolgs 
hoffen fünnen; es unterjcheidet dabei nicht, ob Die Mittel irr⸗ 
thümlich gewählte, ob fie mangelhaft, ob fie abjolut untauglich 
waren; es ſpricht nur aus, Daß in den lebteren Fällen eine 
mildere Strafe eintreten ſolle (Art. 42). 

Man muß aber noch einen Schritt weiter geben. Auch nicht 
etwa ſchon ‚deshalb finft der beendigte Verſuch zum nicht been- 
digten herab, weil ſich der Bezüchtigte ſelbſt geſagt ‚hatte, Der 
Eintritt des von ihm beabfichtigten Erfolgs hänge nicht aus 
ſchließlich von dem, was er feinerjeits gethan, ſondern überdies 
von dem Hinzutreten eines außerhalb feiner eignen Macht⸗ 
ſphäre Liegenden Umftandes und beifpielsweife davon ab, Daß 
vorerſt der Damnificat felbft anno Etwas thue. Man dente 
an den Fall, daß A. in der Abficht, das Haus des B. in Brand 
zu ſtecken, einen erplofiven Zündſtoff unter der Vorausſetzung 
on die Bodenfammerthüre des B. gelegt hätte, daß diefer bie 
Bodenfammer, wie er bisher fait täglich gethan, auch heute he- 
treten und duch das Deffnen ihrer Thüre den Zündftoff zur 
Srplofion bringen werde. In diefem Falle würde zwar Der 
Eintritt des Erfolge annoch von einer eigenen Thätigleit des B. 
abhängen, gleichwohl aber verlangt das Geſetz, daß Ihm ‚in 
dein Hinlegen jenes Stoffe Seiten des A. ein beendigter Bramd- 
ſtiftungsverſuch gefunden werde; denn es bezeichnet als maß- 
gebend, ob der „Berbreher" Mes gethan gehabt, mas „er 
d. h. mas er feinerjeits zu Ausführung des einmal ‚gefaßten 
Plans zu thun für nöthig gehalten hatte. 

Auch darf niemals überfehen werden, daß für Die Entjcheid- 
ung der Frage, ob der Verſuch ein beendigter ſei, lediglich die 
Conſtatirung defjen maßgebend wird, welche Meinung der Ver- 

25* 
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breder im Augenblide feines Handelns bezüglih der 
Wirkungen deflelben gehabt hatte; der Verſuch wird keinesweg 
ſchon dann zum nicht beendigten, fobald der Verbrecher nad 
Ausführung deſſen, was er für nöthig hielt, von der Unzuläng 
lichkeit feiner Thätigkeit fich überzeugt haben follte. Selbit, wenn 
er allfogleih nah dem fraglihen Thätigfeitsacte von der 
Irrthümlichkeit feiner bisherigen desfallſigen Auffaſſung ſich über- 
zeugt hätte, ändert dies Etwas nicht; es genügt zur Annahme 
eines beendigten Verſuchs, wenn der Verbrecher bei feiner auf 
die Herbeiführung der beabfichtigten Rechtsverlegung berechneten 
Handlung in der Meinung geftanden hatte, feinen Zweck zu er 
reihen ?). Fa e3 muß unbedenflih fallen, auch noch dann einen 
beendigten Verſuch zu ftatuiren, wenn bderfelbe zwar ſchon ki 
dem Beginne feiner verbrecherifchen Thätigkeit an die Eventualität, 
daß eine ganze Reihe von verbrecheriſchen Acten feinerjeits mög 
lih werden fünnte, gedacht haben, auch unter allen Umständen 
zu jelbigen bereit geivef en fein, jedoch bei Vornahme des in 
Nede ftehenden Einzelacts die Hoffnung gebegt haben folk, 
möglicher Weife fchon durch legtere zu feinem Ziele zu gelangen 
und daher zur Zeit von Vornahme weiterer Handlungen ab 
jeben zu dürfen. Als ein öfters vorkommendes Beiſpiel diefer 
Art kann der Fall angejehen werden, in welchem der bei einer 


Mobiliarbrandverfiherungsgejelichaft Verficherte dieſe durch wahr- 


heitswidrige Angaben über den Umfang des erlittenen Brand- 
ſchadens zu täufhen und zu Vergütung nicht mitwerbramnte 
Mobilien zu bewegen ſucht. Es gehört zu Ausführung diele 
Plans möglicher Weiſe eine längere Reihe von verbrecherifcen 
Acten, nichtSdeftoweniger Tann aber jedenfalls ſchon eine einzelm 
wejentligere Täuihungshandlung den Thatbeftand eines been⸗ 


‚digten Betrugsverſuchs dann umfaffen, fobald der Betrüger an 
die Möglichleit dachte, daß es ſeinerſeits Feiner weiteren Taͤu⸗ | 


ihungshandlungen bedürfen werde, um ſich den erftrebten rechts 
Degen Vermögensvortheil zu verfhaffen ?). Nur dann, wem 


2) Vergl. Annalen 8b. IV. &. 303; N. F. Bd. II. ©. 158. 
> 9) Vergl. Annalen Bd. II. ©. 371. 
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in einem ſolchen Falle feſtſtehen ſollte, daß der Betrüger ſelbſt 
jenen verbrecheriſchen Act ſchlechterdings nur als den Beginn 
einer weiteren nothwendigen Thätigkeit ſeinerſeits angeſehen 
hätte, würde es wohl an dem charakteriſtiſchen Merkmale eines 
beendigten Verſuchs fehlen. 

Dies werden in weiteren Umriſſen die Geſichtspunkte ſein, 
nach denen die Frage zu beantworten iſt, welcher Verſuchsgrad 
im einzelnen Falle vorliegt. So leicht übrigens auch hiernach 


diefe Beantwortung in den meiften Fällen fein wird, fo laſſen 


fih doch Combinationen denken, durch die man, hält man jene 
Kriterien nicht ftreng feit, wohl irre geführt werden könnte. 
Wir wollen dies an einem Beifpiele erläutern und zwar 
gerade bezüglich eines Verbrechens, welches auf den erften Ans 
blid am allerwenigften dazu angethan erfcheint, bierunter zu 
Bedenken Veranlafjung geben zu können. Denken wir uns das 
Verbrechen des einfachen Diebitahls. Es beruht außer allem 
Zweifel, dab es einen beendigten Verſuch dieſes Verbrechens 
nicht geben kann, da mit der Apprebenfion des Diebftahlsobjects 
die Handlung beendigt und dur fie zugleih auch ſchon die 
Rechtsverletzung herbeigeführt worden if. Wie wird fich gleich» 
wohl diefem Satze beifpielsweife der Fall unterordnen laffen, 
wenn X. in der Abficht, einen von ihm bejtimmt ins Auge ge> 
faßten Gegenftand fich anzueignen, zwar feinem vortrefflich drej- 
firten Hunde das bisher von demfelben niemals unbefolgt ge 
laſſene Commandowort, jenen Gegenftand zu apportiren, in ges 
wohnter Weife zugerufen, jedoch entweder der Hund in dieſem 
einen Ausnahmsfalle den Gehorfam verweigert oder auch der 
Eigenthünmer des Gegenftands defjen Wegnahme dur den Hund 
behindert haben follte? Hatte nit X. hier ſeinerſeits bes 
reits Alles gethan, was er für nöthig hielt, um die von ihm 
beabfichtigte Rechtsverlegung herbeizuführen? Hatte er nicht Alles 
gethban, was er überhaupt jeinerfeits in dem fragliden Augen» 
blide thun konnte? War von da ab nicht alles Weitere abhängig 


von fremder Thätigkeit? Wir verneinen dies umd würden Die) 2 — 


ſelbſt dann verneinen, dafern der Hund an der Wegnahme deß 


Gegenſtands zwar nicht behindert worden wäre, jedoch beifpielgr ; 3 ; 
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weiſe letzteren auf dem Rückwege zu ſeinem Herrn verloren hätte, 
Wer von einer anderen Auffaſſung ausgehen wollte, würde 
überſehen, daß X. nicht zur Apprehenſion gelangte, und nur in 
der Apprebanfion, fobald fie mit Aneignungsabficht verbunden 
war, liegt beim Diebftahle die die Nechtsverlegung begründende 
Handlung; ehe diefe Apprebenfion ftattgefunden hat, tft über 
haupt Me das Weſen des Verbrechens bildende Haupthandlung 
noch nicht einmal begonnen. Das Commandowort Des X. mar 
nur darauf berechnet, Daß felbigen der Hund durch feine mecha⸗ 
niſche Einwirkung auf den fraglichen Gegenftand in Die Lage 
verfegen follte, ungehindert und unentdedt apprehendiren 
zu können. Das aller Selbftbeftimmung und Willensfähigteit 
bare Thier felbft follte und konnte natürlich nicht etwa für 
feinen Herrn apprehendiren; leßterer wollte dies Aberhaupt ſelbſt 
hun, fobald ihm der Hund den Gegenftand gebracht haben 
würde. Wohl war letterer das Werkzeug des X. und es hatte 
daher auch diefer das, mas der Hund that, gegen fich gelten 
zu laffen; der Hund war aber eben nicht das Werkzeug, durd 
deffen Verwendung der Act der Apprehenſion jelbft ins Werl 
gefeßt wurde; er war: nur das Werkzeug, Durch welches die 
Füglichkeit zue leichteren Apprehenfion vermittelt werden: fol. 
Erit jobald der Hund feinem Herrn den Gegenftand apportit | 
haben wide und diefer lefteren in die Hand genommen oder 





wenigſtens dergeftält in feine Macht befommen hätte, daß von 


einet Befitergreifung Seiten des X. mit Recht geſprochen wer- 
den fünnte, würde die Nechtsverlebung, welche der Diebſtahl 
porausfegt, eingetreten fein. 

Diefem Falle analog märe der, wenn der Bezuchtigte in 
eine fremde Wohnung ſich begeben und ein darin aufhältliches 
kleines Kind oder einen allein anweſenden Geiſteskranken in 
diebiſcher Abſicht dazu, ihm die an der Wand hängende fremde 
Uht auszuhändigen, aufgefordert haben, der Einhändigung 
der hierauf auch in der That bereits von der Wand genommenen 
Uhr an den Bezüchtigten aber irgend ein Hinderniß entgegen⸗ 
getreten ſein ſollte. Dieſe That würde, da das Kind und der 
Geiſteskranke nur das Inſtrument für die ungehinderte Appıe 
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henſion geweſen ſein würde, erſt mit der Einhändigung der Uhr 
on dem Bezüchtigten die Grenzen des nicht beendigten Verſuchs 
überfchritten haben, aber damit auch zugleih zum vollendeten 
Berbrechen geworden jein. 

Es handelt fih bier auch keineswegs um einen Vorgang, 
der etwa mit dem Aehnlichkeit hätte, in welchem der Dieb die 
aus der fremden Inhabung genommene Sache, ehe er fie aus 
dem Bereiche der nämlichen Inhabung mit fortnimmt, in lebterer 
zeitweilig und beziehentlich bis zu einer für die unentdedte Fort⸗ 
ſchaffung gelegeneren Zeit noch beläßt und beziehentlich Dort ver- 
birgt; vielmehr bat in Fällen dieſer Art die Apprehenfion be 
reits ftattgefunden und es ift deshalb ganz richtig, wenn hier- 
unter ein vollendeter Diebitabl angenommen wird ?). 

Auch treten wir mit dem oben gebraudten Argumente, daß 
ja X. die das Weſen des Diebſtahls ausmahende Haupthand- 
hing noch wicht einmal begonnen gehabt hätte, ſelbſtverſtändlich 
wicht mit dem Sabe in Widerfprud, daß der Anfang eines Ber- 
brechens ke i neswegs auf das Beginnen derjenigen Handlung zu 
beſchränken fei, welche das Weſen des eben in Frage befangenen 
Verbrechens ausmace ): vielmehr bleibt dieſer, für die Örenz- 
linie von Borbereitung und Verſuch durchaus als richtig 
anzuerfennende Sab durch die obige Bemerkung gänzlich unbe- 
rührt; letztere zielte nur auf den Nachweis deifen ab, daß in 
- jenem Beifpielsfalle unter Anderm ſchon deshalb von feinem . 
beendigten Verſuche Die Rede fein könne, weil no nicht ein- 
mal die Haupthandlung begonnen worden ſei, der. Begriff dieſes 
Verſuchsgrads aber fogar erheiſche, daß der Thäter die von 
ihm für nöthig gehaltene Handlung ganz ausgeführt haben müßte. 

Uebrigens würde der Verfaſſer feinen Anjtand nehmen, ben 
X. im obigen Beifpielsfalle des nicht beendigten Verſuchs und 
nicht etwa blos einer Borbereitungshandlung für ſchuldig zu er- 
klären, wennſchon jelbjt noch biergegen einige nicht unwichtige 
Bedenken fich geltend machen laſſen mögen ®). 

9) Vergl. Annalen Bd. VII. ©. 229. 


5, Annalen Bd. I. ©. 808. 
a Innolen R. %. 8b. IE. ©. 330 ff. 
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Andere Geſichtspunkte eröffnen ſich, dafern man den Fall 
dahin wmgeftaltet, daß Y. feinen Hund dazu dreffirt hätte, ſich 
auf Commandomwort jein Futter in den Fleifehläden felbit zu 
holen. Nicht, als ob etwa foldenfalls auch dann eine andere 
Beurtheilung einzutreten haben würde, falls dabei der Hergang 
der wäre, daß der Hund zunädit das Fleiſchſtück ſeinem Herrn 
zu apportiren und es erſt aus deſſen Hand zur Fütterung zu 
empfangen hätte — vielmehr würden ſolchenfalls ganz Die näm- 
lichen Erwägungen, wie dem X. gegenüber eintreten —; wohl 
aber geftaltet fih die Sachlage dann anders, dafern der Hund 
des Y. auf das Commando feines Herrn das Fleifchitüd nicht 
nur faflen, fondern auch ohne Dazwifchenfunft und weitere Ber 
mittelung des legteren verzehren würde. Läge auch Diefen Bor 
ausjegungen ‚gegenüber nur ein Diebitahlsverfuh vor? Der 
Verfaffer verneint dies, er würde vielmehr unbedenklich den J. 
wegen vollendeten Diebitahls ftrafen. Findet zwar auch in diejem 
Falle fein unmittelbarer Act der Apprebenfion von Seiten des 
Y. ftatt, fo liegt do darin, daß der Hund das Fleiſchſtück ver- 
zehrt, ein Vorgang, durch welchen gleichzeitig der Eigenthümer 
des Hunds mittelbar von dem Fleifchitüde Beſitz ergreift. Y. 
hat bier virtuell feinen Hund mit der fremden Fleifhivaare ge 
füttert; e8 bat eine in rem versio ftattgefunden; Y. hat die 
Verwendung, welche der fremde Gegenftand fand, nicht nur ge 
nehntigt, vielmehr war er es fogar, der durch ein von ihm ge 
brauchtes Werkzeug, den Hund, dieſe Verwendung vermittelte; 
er apprehendirte hier mittelbar. | 

Wie aber, wenn das Thier zwar das Fleifchftüdl bereits 
mit den Zähnen gefaßt gehabt hätte, feine Beute aber in Folge 
der Dazwiſchenkunft des Ladeninhabers wieder hätte fahren Laffen 
müfjen? Hier dürfte hinwiederum den Y. nur die Strafe des 
nicht beendigten Verſuchs treffen, da felbitverftändlich das wil⸗ 
lensunfähige Thier weder für fih noch für feinen Herrn das 
Fleiſch „an fih nehmen" und davon Befiß ergreifen, vielmehr 
nur dadurch, daß es die ihm durch feinen Herrn zugemwiejene 
Beute verzehrt, leßteren mittelbar zum Befiter machen kann. 

Bon ähnlichen Grundfägen ift auch das Oberappellations⸗ 
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gericht in einem von Weiß in feinem Commentar zum Grim.- 
Geſ.Buche, 2. Ausg. S. 581 sub a citirten Falle ausgegangen, 
in weldem ein Schäfer feine Heerde gefliffentlich auf ein frem⸗ 
des Kleefeld getrieben gehabt, um das Futter für felbige zu ge- 
winnen. Die Entjcheivungsgründe des betreffenden Urteld vom 
28. December 1841 Sprechen fi ausdrüdlich dahin aus: „Wer 
das ihm eigenthlimlich zugehörige oder anvertraute Vieh zu einem 
Kleefelde, ohne des Eigenthümers Eimwilligung, treibt, damit es 
das darauf erbaute Futter zu ſich nehmen und fich damit fättigen 
möge, auch dieſes geftattet, verſchafft Dadurch ſich oder dem, Der 
ihm das Vieh „übergeben hatte, einen unrechtmäßigen Geivinn 
und begeht aljo einen Diebftahl (Art. 226 des ErGB.'s); auch 
fommt dieſer Gewinn nicht dem Vieh allein zu Gute, fondern 
zugleih dem Eigenthümer defjelben, der anßerdem das zum 
Behufe der Sättigung und des beſſeren Gedeihens des Vieh's 
Nöthige aus eigenen Mitteln hätte hergeben oder anjchaffen 
müſſen.“ J 

Läge irgend ein derartiger Fall gegenwärtig vor, ſo könnte 
allerdings vielleicht in Hinblick auf das inzwiſchen erſchienene 
Forſtſtrafgeſetz vom Jahre 1855 die Frage aufgeworfen werden, 
ob ein ſolcher Vorgang auch jetzt noch als eine Entwendung 
im Sinne des Art. 2 sub 1 angeſehen oder aber lediglich noch 
als ein Hutungsvergehn im Sinne des Art. 10 dieſes Ge- 
jeßes geahndet werden dürfte? Indeſſen, lebteres jelbft ange- 
nommen, würde hieraus doch nicht3, der vorftehend vertretenen 
Anfiht Zumiderlaufendes gefolgert werden können. Aus der 
Thatfache, daß der Gejebgeber felbft Dann, wenn das Vieh, mit 
der Abficht unbefugter Bereicherung Seiten des Eigenthümers, 
auf fremden Grundftüden gehütet und mit dem dortigen Futter 
gejättigt würde, nicht eine Entwendung, jondern nur ein Hu⸗ 
tungsvergehen angenommen willen wolle, wäre immerhin noch 
nicht zu entnehmen, wie ſonach überhaupt Fein Fall, in welchem 
ein Thier einen zu feiner Sättigung geeigneten fremden Gegen- 
fand unmittelbar, und ohne daß diefer erft durch die Hand 
feines Herrn gegangen märe, verzehrt habe, zu einer Beitrafung 
des legteren wegen Diebftahls führen könne, vielmehr würde 
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dann immer nur ſoviel als dargethan gelten dürfen, daß ge⸗ 
wiſſe polizeiliche und praktiſche Rückſichten den Geſetzgeber ver⸗ 
anlaßt hätten, gerade dieſen einen, im Forſtſtrafgeſetze 
(einer lex specialis) gedachten Fall — in welchem Das Vieh bei 
Gelegenheit des Hütens auf fremden Grundftüden an dem 
dortigen Futter fich fättigen follte — jelbft dann nicht als Ent 
wendung ahnden zu laflen, fobald das Vieh zu dieſem Zwede 
und im der Abficht feines Eigenthümers, dadurch mittelbar fid 
jelbft zu bereichern, auf das fremde Grundſtück getrieben. wor⸗ 
den wäre”). Zudem würde ſich aber auch der Berfaffer einer 
ſolchen Interpretation nicht anzufchließen vermögen, vielmehr iſt 
er der Anficht, daß der Art. 10 des Forftftrafgefeges — wem⸗ 
ſchon derfelbe nicht blos die Fälle der culpa, ſondern auch die 
jenigen umfaßt, in denen ein gewifjer (wenn man fo jagen darf) 
potizeilicher dolus zu Tage trat — dennoch ohne Weiteres ceſ⸗ 
ſiren und der Art. 1 Pla greifen müffe, jobald criminalrech— 
liher Vorſatz und die Abfiht der Aneignung conftatixt fen 
folte. Von einer näheren Begründung diefer Auffafſſung if 
jedoch, ald dem Zwecke des gegenwärtigen Aufſatzes fernliegend, 
abzuſehen. 

Sollte man übrigens den Einwand erheben wollen, daß 
‚gerade die in den Vordergrund geftellten. beiden Beifpielsfäle 
wenig praftifchen Werth hätten, fo wäre dies unrichtig. Be 
mander Jagd und bei mandem Wilddiebftahle treten Berhält 
niffe ein, in denen dev Dabei verwendete Jagdhund imwenigftens 
in dev einen oder anderen Beziehung die nämliche Rolle fpielen 
nen, die voritebend den Hımden des X. und des Y. zugewieſen 
wurde. 

Budem dürften gerade. diefe beiden Beifptelsfäle noch zu 
menden nicht wnintereffanten Erwägungen demjenigen Berar 
lafjung geben, der felbige unter Anderem mit dem Art. 30% 
des REtGB.'s („alsbaldig“ und „für fi oder für Andere‘) 
in Verbindung bringen und beifpieläweife den criminakiftticen 
Umterfchied mischen dem X., der das von feinem: Hunde ap 


N Bergl. dagegen Allgent. Ber.- Zeitung 3b. VIIL ©. 73 sub 6. 
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portivte Stick rohes Fleiſch für feinen, beziehentlich mehrtägigen, 
Hausbedarf verwendet und zwiſchen dem Y., der das Fleiſch 
feinem Hunde überläßt, oder aber den criminaliftifcher Unter- 
ſchied zwischen den zwei: Bettlern zu firiren ſuchen würde, von 
deren der Eine das in feinem rechtmäßigen Befite befindliche 
Stück Biod feinem Hunde zur Sättigung reiht und das ihm 
auf. feine Weifung von dem letzteren appottirts fremde Wurſt⸗ 
ſtück falbft verzehrt, dagegen der Andere fi felbit mit dem 
Brode fättigt und feinem Hunde die Wurft überläßt. Der Auf 
gabe des gegenwärtigen Aufjabes, die Grenzen des beendigten 
md nicht: beendigten Verbrechensverſuchs markiren zu helfen, 
‚liegen: dieſe und äbnlide Unterfuchungen fern. 

— X. 

Das bedingte Enderkenntniß einem Unterfuhungs» 

wiederaufnahmegefudhe gegenüber. 

Es fommt wiederholt vor, daß in Injurienſachen, deren 
Entſcheidung. nah Mabgabe des Art. 375 a der RStPO. von 
einem dem Angeſchuldigten oder dem Privatankläger auferlegten 
Legaleide abhängig gemacht wurde, Die Wiederaufnahme des 
Strafverfahrens zu einer Zeit beantragt wird‘, zu welcher der 
betreffende Legaleid noch nicht geleiftet worden if. Detartige, 
Zameiſt von dem Gegner des Juraturus ausgehende Anträge 
fragen fie in der Regel auf die Behauptung, daß in der Beit 
nad eingetretener Rechtskraft des erſt⸗ ober zweitinfianzlichen 
Erkenntniffes Umftände ji; ergeben hätten, aus denen erhelle, 
dab der Gegner im Falle der Eidesleiſtung einen falichen Eid 
ſchwören würde. Auch geſchieht es nicht felten, daß Derartige 
Anträge und zwar dann dem Oberappellationsgerichte zur Ent⸗ 
ſcheidung einberichtet werden, wenn in der Sache Einſpruch ein⸗ 
gewendet und daher das letzte Erkenntniß von dem Bezirksge⸗ 
richte abgefaßt worden war. 

Daß dieſer letzteten Procedur eine unrichtige Interpretation 
des Art. 394 a ver RED. zu Grunde liegt, bedarf Feiner 
näheren Auseinanderſetzung. Die Yrage, ob eins einzelgericht- 
liche Unterſuchung wieder. aufzunehmen jei? iſt — fieht man 
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von den Ausnahmsfalle des Art. 394 b der RStPO. ab — 











niemals durch dag Oberappellationsgericht zu beantworten. In⸗ 
& dem ber Art. 394 a vorſchreibt, „über den Antrag auf Wieder 
3 aufnahme einer durch Enderfenntniß entſchiedenen Unter 
— ſuchung entſcheide, je nachdem daſſelbe von dem Einzelrichter 
= oder dem Bezirfsgerichte ertheilt worden, in erfterem Falle das 
— Bezirksgericht, in letzterem das Oberappellationsgericht,“ wollte 
F der Geſetzgeber offenbar nur unterſchieden wiſſen, von wem das 
. erftinftanzlicde Enderfenntniß ertheilt worden fei; es hat 
— daher über den Wiederaufnahmeantrag in einer durch End⸗ 
* erkenntniß entſchiedenen einzelrichterlichen Unterſuchung — möge 
— nun in ſelbiger ſchon der Beſcheid des Einzelrichters rechtskräftig 
—F geworden oder auf dagegen eingewendeten Einſpruch vom Be 
= zirtögerichte in zweiter Inſtanz entfchieden worden fein, oder 
S - endlih auch in Folge einer wider die erſt⸗ oder zweitinftanz 
Sr lihe Entſcheidung eingewendeten Nichtigkeitsbeſchwerde jchon das 
2 Oberappellationsgeriht in der Sade ein Erfenntniß ertheilt 
u haben — jederzeit das Bezirksgericht zu entfcheiden. 


Es ift jedoch überhaupt. nicht einzuräumen, dab in Fällen 
der eingangsgedachten Art ein Wiederaufnahmegefuh in Frage 
jtände, über welches nah Maßgabe der in Art. 386 ff. der 
RS:StPO. enthaltenen Vorſchriften zu entjcheiden wäre. 

Inſoweit die RStPO. die Wiederaufnahme einer duch ein 
Enderfenntniß entſchiedenen Unterſuchung zuläßt, kann unter 
einem ſolchen Erkenntniſſe nur ein definitives, ein ‚unbedingtes 
verjtanden werden. Diefen Charakter hat eine in Injurienſachen 
ertheilte Entjcheidung, bei welder der Art. 375. a der RStPO. 
in Anwendung gefommen ift, offenbar nicht eher, als bis der 
fragliche Eid geleiftet, reſp. über die Folgen feiner Richtleiftung 
anderweit entjchteden worden ift (Art. 375 b der RStPO.). 

Auch macht e3 hierbei feinen Unterſchied, in welcher Form 
das betreffende Erfenntniß von Anwendung des Art. 375 a der 
RStPO. Gebrauch gemacht hat. Dft genug kommt es vor, dab 
die Entſcheidung überhaupt nur auf Zuerfennung des Legaleids 
fi beſchränkt und über die Folgen der Eibesleiftung ebenſo⸗ 
wenig, wie über die der Nichtleiftung ſich ausgeſprochen hal 
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Daß einer ſolchen, jhon an fih durchaus unzuläffigen 
Entjheidungsform gegenüber von einer Wiederaufnahme der 
Unterfuhung nicht die Rede fein könnte, liegt auf der Hand; 
fann doch überhaupt eine derartige Entſcheidung lediglich als 
eine mit der StPO. in Widerfprud ftehende interlocutorifche 
Verfügung angejehen werden. Aber au, falls die ertheilte 
Entſcheidung an diefen Mängeln nicht leidet, vielmehr — wie 
jhlechterdings nothwendig — ausdrüdlic über die Folgen der 
Eidesleiftung, ſowie beziebentlic auch noch überdies darüber 
fih ausgefprochen hat, welches Die Folgen der Nichtleiftung fein 
würden‘, kann einer foldhen Entſcheidung der Charakter eines 
Enderfenntniffes, gegen weldhes ein Wiederaufnahmegefuch zu- 
läjfig wäre, jo lange nicht windicirt werden, als bis durch den 
Aft der Eidesleiftung oder die im Falle der Nichtleiftung des 
Eids zu ertheilende andermeite Entſcheidung ein unbedingtes 
Judicatum vorliegt. 

Auf welchem Wege wird aber dann jenen eingangsgedachten 
Anträgen, welche eine Unterſuchungswiederaufnahme bezwedten, 
Rechnung getragen werden fünnen? 

Schon die Erwägung, daß diejelben zumeift, wie oben vor- 
ausgefegt wurde, im Grunde genommen lediglich den Nachweis 
deſſen bezweden, wie der Juraturus im Falle der Eidesleiftung 
einen falfhen Eid ſchwören würde, giebt ein ausreichendes 
Directiv für die Wahl des einzufchlagenden Verfahrens: — «8 
wird offenbar von dem Einzelrichter darüber zu entſcheiden fein, 
ob die neuerlihen Anführungen den Verdacht eines in Ausſicht 
jtehenden falſchen Eids genügend begründen und ob Daber der 
Eid für defert zu erachten fei oder nit. Es kann mithin ein 
folder Fal füglih nicht anders, als ein Fall des Eidesver- 
ſäumniſſes (Art. 375 b Abſatz 2 der RStPO.) behandelt werden. 
Bon diefer Auffallung ift auch das Oberappellationsgericht erſt 
jüngft in einer Rügenſache ausgegangen, in welcher der Denun- 
ciatin ein Reinigungseid nachgelaffen, nod vor Abnahme dieſes 
Eids aber von den Privatankläger ein Antrag auf „Unterfuch- 
ungswiederaufnahme” unter Hinweis darauf eingebracht worden 
war, daß eine in der Sache abgehörte, der Denunciatin günftig 
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geweſene Zeugin bei ihren bisherigen ‚gerichtlichen Befvagungen 
ine wahrheitswidrige Ausſage orſtattet und inſondenhait veuer⸗ 
dings außergerichtlich eingeräumt habe, tie ihr ſelbſt von der 
Denuneigin die Thatſache, deren Wahrheit dieſelbe durch den 
Reainigungseid abzulehnen haben würde, zugeſtanden monden ſei. 
Das Oberxappellationsgericht hat ſich, als dieſer Vorgang zu 
feiner Cognition gelangte, ganz ausdrücklich dahin ausgeſprochen, 
daß, wonnſchon dieſes Auführen Beſcheinigung gefunden babe, 
jelhiges doch nicht eine Wiederaufnahme der Unterſuchung, viel⸗ 
mehr nur ein deraxtiges proceſſuales Vorgehen, wie ſolchas in 
Art. 375 b der RStPO. für den Fall eines Eidesvexſäumuiſſes 
und einer Eidesnerweigerung angeordnet werde, hätte rechtfer⸗ 
tigen fünnen ®). 

Vielleicht nicht ganz ſo plan find die Fälle, in denen Das 
neuerliche Anführen des Gegners nicht ſowohl auf den Nachweis, 
daß der Juraturus einen falſchen Eid leiften würde, als viel⸗ 
mehr nur auf Darlegung deſſen gerichtet ift, daß durch die neuer⸗ 
lichen Erhebungen die Thatſachen ſich geändert hätten, 
ohne deren bisher als erbracht angeſehenen Nachweis auf den 
Eid gar nicht erfannt worden fein würde. 

Ein hierher gehöriger Fall, der erjt vor Kurzem bei dem 
Oberappellationsgerichte zur Beſprechung fam, war folgender: 
Der Denundat war in erfter und zweiter Inſtanz unter der 
Vorausſetzung eines von der Privatanklägerin zu leiftenden Be⸗ 
ftärkungseides verurtbeilt und dabei zugleih Die Zuläfligfert 
diefes Eids ganz vorzugsweiſe darauf geftügt worden, daß der 
eidesunmündige Zeuge L. das Denunciatum beftätigt habe; noch 
vor Abnahme des Beſtärkungseids brachte jedoch Demuneiat den 
Nachweis, dab L. die Unmwahrheit feiner Ausfagen eingeräumt 
habe und ‚Deshalb bereits nach Art. 229 des StGB.'s in Strafe 
genommen werden Tei. 


Wennfhon fh nun in dieſem Falle nicht etwa würde 
haben nachweifen laſſen, daß L. von der Privatanklägerin zum 


6) Annalen M. 5. Bd. VI. S. 87 ff. 
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folgen Zeugniſſe angeftiftet worden fei und wennſchon insbe⸗ 
fondere. auch nach Lage der Sache nid) t etwa Daran, Daß L. 
fakjch ausgeſagt gehabt, zugleich die Folgerung zu ziehen mar, 
daß das, was Die Privatanklägerin mittelſt Eids zu befräftigen 
haben würde, unmahr fei: jo möchte e8 Doch immerhin teinem 
Zweifel unterlegen haben, daß auch Diele weuerlichen Erhebungen, 
anf melde Denunciat ein „Wiederaufnahmegeſuch“ geftügt ‚hatte, 
lediglich ‚auf dem obembegeichneten Wege zur Erledigung ge⸗ 
bracht werden durften. In diefem Gefuche lag, wenn man der 
Gabe auf den Grund geht, nichts Anderes, ald das Anver- 
Inngen, es könne dabei, daß Die — den ihr auf⸗ 
erlegten Beſtärkungseid ſchwöre und daß die Leiſtung dieſes 
Eids die Verurtheilumg des Denunciaten zur Folge haben ſolle, 
sicht bleiben; — es wurde daran virtuell lediglich behauptet, es 
würde, hätte vor Abfaſſung der Erkenntniſſe das Zeugniß des 
L. nicht vorgelegen, auf einen Beſtärkungseid gar nicht erkannt 
worden und die fofortige Freifprehung des Denunciaten erfolgt 
fein; — es follte daher durch das Geſuch eine -Entfcheidung 
provgeirt werden, die im Hauptwerfe von dem Inhalte desje⸗ 
nigen andermweiten Erfenntniffes nicht abweichen würde, zu deſſen 
Abfaſſung der eritinftanzliche Richter nah Maßgabe des Abf. 2 
und 5 des Art. 375 b der RStPO. im Falle eines Gidesver- 
ſäumniſſes oder der Eidesvermeigerung verpflichtet ift — eines 
Erkenntniſſes, in welchem das ‚Gegentheil deſſen für erwieſen 
anzufehen ift, was durch den werfäumten oder veriveigerten Eid 
thatſächlich feſtgeſtellt werden jnllen. 

Einer ſolchen Sachlage gegenüber kann füglich der Richter 
keinen anderen Ausweg ergreifen, als welchen der Art. 375 b 
der RSMD. felbft an die Hand giebt; — er bat fih nur zu 
fragen, ob in der That, dafern die neueren Erhebungen ſchon 
vor Abfaſſung des rechtskräftig gemordenen Enderfenninifjes vor- 
gelegen hätten, auf den darin erkannten Legaleid zugekommen 
worden wäre und bat, je nachdem er diefe Frage beantworten 
zu müſſen glaubt, eine dahin gehende Entſcheidung zu ertheilen, 
entweder, daß es ‚bei dem erkannten Eide bewende, oder aber, 
daß von Leiſtung deffelben abzuſehen ſei und daß, ſei nun von 
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ſelbigem bisher die Freiſprechung oder Verurtheilung abhängig 
geweſen, nunmehr das Gegentheil deſſen eintrete. 

Uebrigens verſteht es ſich von ſelbſt, daß hierdurch nicht 
jedem unmotivirten Widerſpruche gegen Abnahme eines rechts⸗ 
kräftig erkannten Legaleids eine Tragweite von jenem Umfange 
eingeräumt werden ſoll, vielmehr wird nur in denjenigen Fällen, 
in welchen erhebliche neue Thatumſtände der vorgedachten 
Art vorgebracht werden, die Veranlaſſung zu Abfaſſung eines 
anderweiten förmlichen Erfenntnifjes des vorgedachten Inhalts 
— gegen welches übrigens dieſelben Rechtsmittel, wie gegen die 
einzelrichterlichen Erkenntniſſe überhaupt zu geſtatten ſein dürften 
— zu erblicken fein. Einem zweifellos unberechtigten Wider⸗ 
ſpruche gegenüber wird offenbar eine ablehnende einfache Reſo⸗ 
Iution genügen und würde einer etwa gegen diefe gerichteten 
Beſchwerde Teine aufſchiebende Wirkung zugugeftehen fein. 


xl. 
Zu Abi. 2 des Art 273 des RStGB.'s. 

Das Dberappellationsgericht ift bisher bei feinen Entſchei⸗ 
dungen davon ausgegangen, daß, fobald ein und derſelbe, 
durchgängig confummirte Diebftahl zum Theil als .ein 
einfader, zum Theil al3 ein qualificirter ſich charafte- 
tifire, diefes Verbrechen ganz jo, als ob ein einfacher und ein 
qualificirter Diebftahl materiell concurrire, zu beurtheilen und 
daß ſonach auf diefen Fal die Eoncurrenztheorie des Art. 78 
des RStGB.'s in Anwendung zu bringen fei. Die Erwägungen, 
welche zu dieſer Auffafjung der im Abi. 2 des Art. 273 des 
RStGB.'s enthaltenen Vorſchrift geführt haben, find unter Ans 
derm aus der in den Annalen Bd. II. ©. 258 (Algen. Ger.- 
Zeitung Bd. IV. ©. 349) abgebrudten Enticheidung erfichtlich. 

Zwar befindet fich in der Allgem. Ger.-Beitung Bd. X. 6.249 
‘en Erfenntniß des Bezirtsgerichts zu Borna, welches auf einen 
Diebſtahlsfall der vorgedachten Art nicht den Art. 73, ſondern 
die Grundfäge des Art. 77 des RStGB.'s in Anwendung ge 
bracht hatte, mit dem Hinzufügen abgedrudt, daß dieſes Er- 
kenntniß von dem Oberappellationsgerichte ‚confirmirt‘‘ worden 
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ſei; indeſſen würde es nicht richtig fein, wenn man hieraus die 
allerdings nahegelegte Schlußfolgerung ziehen mollte, in jenem 
confirmatorifchen Urtel fei das UOberappellationsgericht, unter 
Aufgabe feiner früheren Anficht, jener abweichenden Auffaffung 
ber eriten Inſtanz beigetreten. Wie ſich nämlich der Verfaſſer 
bes gegenwärtigen Aufjates durch Einfiht der Urtel3protofolle 
bes Oberappellationggerichts überzeugt bat, tft jenes in der 
Allgem. Ger.⸗Zeitung allegirte-Urtel kaum ein anderes, als das⸗ 
jenige, in welchen das Dberappellationsgericht unterm 11. April 
1866 zwar ein vom Bezirfsgerichte zu Borna gefprochenes, die 
in Rede ftehende Streitfrage behandelndes Erfenntniß beftätigt, 
jedoh zu Motivirung defjen hinzugefügt bat, wie der Angefchul- 
digte über die rechtliche Beurtheilung, melde fein Ber- 
breden in erfter Inſtanz erfahren, ſich zu befhmweren Feine 
Urſache babe, „anerwogen lettere ꝛc. auch infomeit von der 
dem Angefchuldigten günftigften Auffafjung ausgegangen ei, 
als fie auf den vorliegenden Fall und zwar abweihend von 
der Seiten des DOberappellationsgerihts mehrmals 
ausgejprohenen Anſicht, daß in. Fällen der vorliegenden 
Art nicht ſowohl die betreff3 der ideellen Concurrenz (Art. 77) 
geltenden Grundſätze — als welde auch insbejondere 
nur da in Frage fommen könnten, wo es ſich um be> 
grifflih verfhiedene Verbrechen handle — als viel» 
mehr ausfchließlih die Grundfäte der materiellen Concurrenz 
(Art. 78) zu befolgen feien, die jedenfalls zu einer geringeren 
Ahndung führenden Vorſchriften des Art. 77 in Anwendung 
gebracht habe.” Hierin dürfte wohl in feiner Weife ein Beleg 
dafür, daß das Uberappellationsgericht feine frühere Anficht 
verlaflen babe, vielmehr ſogar ein erneuter Nachweis deſſen 
liegen, daß felbige von ihm feftgehalten und daß eine Beftätig- 
ung des gedachten erftinftanzlihen Erkenntniſſes nur um des⸗ 
willen ausgefprochen worden fei, weil eine günftigere Auffaſſ⸗ 
ung wider den Angeſchuldigten überhaupt nicht Platz greifen 
fonnte. 

Das Oberappellationsgericht ift fogar in dem einen Falle, 
deſſen die Allgem. Ger.-Zeitung Bd. VIII. ©. 214 gedenkt, noch 
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einen Schritt weiter gegangen, indem es dort auch auf das Zur 
fammentreffen von Betruggverfuhs- und Betrugs vollend— 
ungsacten bei der nämlihen betrügeriſchen Unternehmung 
und zwar unter Bezugnahme auf die analog anzumendende 
Vorſchrift des Abſ. 2 des Art. 273 die Grundfäbe des Art. 78 
des StGB. zur Anwendung gebracht hat; indefjen fteht diejer 
Fall einer extenfiven interpretation des Art. 273 wohl iſolirt 
da; wenigftens hat, ſoviel dem Verfaſſer befannt ift, das Ober— 
appellationsgericht jpäterhin wiederholt nicht blos in Fällen diefer 
Art, ſondern auch dann, wenn der nämliche Diebitahl oder Br 
trug oder die näntliche Unterfhlagung aus einzelnen Verſuchs— 
und aus einzelnen VBollendungsacten beitanden hatte, die theild 
nur dem einfachen VBerbrechensbegriffe entiprachen, theils aber 
Dualificationsmomente enthielten, durchgängig den Gefichtspunft 
eines fortgeſetzten Berbrechens durchſchlagend fein laſſen 
und die bei einem folchen maßgebend merdenden Grundſätze zur 
Geltung gebradt. 

Gleichwohl wird die Unterfuhung der Frage nicht ohne 
Intereſſe jein, ob nicht auch die bislang von dem Oberappella- 
tionsgerichte feitgehaltene Anſicht, daß, dafern der nämlice, 
durchgängig conjummirte, Diebjtahl theils auf einfache, theils 
auf ausgezeichnete Weiſe ausgeführt worden ſei, Die Vorſchriften 
über materielle VBerbrechensconcurrenz in Anwendung gebradt 
werden müßten, mancherlei Bedenken gegen ſich babe. 

Die Argumentation des Oberappellationsgerichts geht dahin: 
„Da Art. 273, Abſ. 2 am Ende vorfchreibe, daß die entwendeten | 
Gegenftände nur injoweit, als auf deren Entwendung. die näm— 
lihen Strafoorfchriften anzuwenden jeien, als ein Ganzes be 
trachtet werden follten, dieſe Vorſchrift aud ihrer Faſ— 
fung nad feinesmwegs blos den Zwed habe, der al» 
gejonderten Beſtrafung der diebifhen Anjichnahme 
jedes einzelnen Gegenftands entgegenzutreten,” jo 
bleibe, zumal die Vorſchrift des Art. 77 nur auf ſolche Fälle, 
in denen duch eine und diefelbe Handlung mehrere Vorjchriften 
zugleich verlegt worden wären, angewendet werden bürfe um 
daher auf Fälle der fraglichen Art ſchlechterdings nicht paſſe, 
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für Abmeſſung der Strafe hierunter Nichts übrig, als unter 
Anwendung der Vorſchrift in Art. 78 die bei dem Diebſtahle 
auf ausgezeichnete Weiſe entwendeten Sachen von den auf ein⸗ 
fache Weiſe geſtohlenen zu trennen, mit der hieraus und nach 
Art. 276 oder Art. 278 des StGB.'s ſich ergebenden ſchwerften 
Strafe einzuſetzen und dieſe wegen der übrigen mitgeſtohlenen 
Gegenſtände zu erhöhen (Annalen Bd. II. ©. 258). 

Es wird daher zu unterfuchen fein, ob in der That jenen 
Schlußworten des Art. 273 de3 RStGB.'s die ihnen vindicirte 
Bedeutung zuzugeftehen fein möchte. 

Vor allen ift die Stellung, die der beregte Artitel in der 
Reihe der auf das Verbrechen des Diebſtahls bezüglichen Vor- 
Ihriften einnimmt und feine Entftehungsgefchichte ind Auge zu 
fallen. 

Nachdem der Gefebgeber im Art. 272 den Begriff des Dieb- 
ſtahls dahin definirt hat, daß ſich dieſes Verbrechens ſchuldig 
mache, 

„wer eine fremde beweglide Sache, die einen Schäßungs- 
werth hat, um folche fich zuzueignen und dadurch fich oder 
einem Anderen einen unrechtmäßigen Gewinn zu verichaffen, 
aus fremder Inhabung, ohne Einwilligung des Inhabers, 
an jih nimmt” xc. 
läßt ee mit der Weberfchrift „Vollendung den Art. 273 in 
nachſtehender Faſſung folgen: 
„ver Diebſtahl iſt für vollendet zu achten, ſobald der Dieb 
die Sache, welde er zu ftehlen beabſichtigt, an 
ſich genommen bat. 


St die Abſicht auf Entwendung mehrerer Sachen 
oder einer unbeftimmten Anzahl von Sachen gerichtet ge- 
weſen, jo ift der Diebſtahl binfichtlih derjenigen Sachen, 
welche der Dieb oder die Diebe wirflid an ſich ge- 
nommen haben, für vollendet zu achten; es jind aud 
diefe Sachen, fomweit auf deren Entwendung die- 
felben Strafbeftiimmungen anzumenden iind, als 

ein Ganzes zu betradten.“ 
26* 
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Der erſte Abſchnitt des Artikels entſpricht faſt wörtlich dem 
Art. 225 des StBG.'s; nur find — abgeſehen von der jedenfall 
ganz irrelevanten Vertaufhung des Ausdruds „vollbracht mit 
dem Worte „vollendet“ — zmwifchen die Worte „die Sache” und 
„an ſich genommen bat’ anno die Worte: „welche er zu 
ftehblen beabſichtigt“ "eingefehaltet worden. Jedoch auch 
hierin follte jedenfall nur eine rein redactionelle Aenderung 
liegen; etwas von dem früheren Rechte Abweichendes ſollte da 
duch offenbar nicht vorgejchrieben werden; jedenfall® mollte der 
Geſetzgeber nur noch mehr accentuiren, daß die Anfichnahme, 
welche die Vollendung des Verbrechens in fich fchließen folk, 
eine diebifche gewefen fein müſſe. 

Ob diefe redactionelle Abänderung nöthig war? Der Ver 
faffer möchte dies verneinen, denn Niemand hat wohl auch bei 
Anwendung des Erim.»Gef.-Buhs daran gezmweifelt, Daß jene 
auf die Vollendungsfrage bezügliche Beitimmung überhaupt nur 
auf das diebijche Anfichnehmen von Sachen und mithin mur 
auf diejenigen Sachen fich beziehe, die der Dieb zu ftehlen beab- 
fichtigte; die Sachen, welche beifpieläweije von demfelben bei 
Seite gelegt worden waren, um zu denjenigen Gegenftänden 
befjer zu gelangen, welde er zu ftehlen beabfichtigte, find wohl 
zu feiner Zeit als Theile des Diebſtahlsobjects angefehen worden. 

Und do will es dem Verfaſſer jcheinen, als ob nur diele 
rein redactionelle Aenderung zugleich die hauptſächlichſte Veran 
lafjung zu den Beitimmungen gegeben habe, deren Faſſung aus 
jchließlih zu der in Rede ftehenden Streitfrage Anlaß giebt. 
Wenigſtens der erite Sag des Abi. 2 des Art. 273 dürfte, wäre 
e3 bei der Redaction von 1838 geblieben, wohl ganz entbehrlich 
gewejen fein. Derjelbe befagt nur, daß, wenn die Abjidt 
des Diebes auf Entwendung mehrerer Sachen oder eine 
beftimmten Anzahl von Sachen gerichtet geweſen, der Diebftahl 
betreffs der vom Diebe wirklich an fich genommenen Saden fir 
vollendet zu erachten fei; er befagt daher wohl kaum mehr, ald 
was jhon aus Abſ. 1 mit genügender Deutlichkeit hervorge⸗ 
gangen jein dürfte, nur die in legteren eingejchobenen Worte 
hätten denfbarer Weife zu der irrigen Amterpretation Veran⸗ 
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lafjung geben können, al3 wenn, dafern die diebiſche Abficht des 
Angefhuldigten auf eine Mehrzahl von Sachen gerichtet geweſen 
fein follte, Feiner der einzelnen Apprehenfionsacte den Re- 
quifiten des vollendeten Diebftahls eher entiprede, als 
bis jene gefammten, in der Borftellung des Diebes gewiſſermaßen 
ein Gef ammtobject daritellenden Gegenftände von felbigem 
apprehendirt worden ſeien. 

Es geht die Richtigkeit diefer Auffaffung und fonad der 
Annahme, daß der erjte Satz des Abſ. 2 nur einer etwaigen 
irethümlichen interpretation der zulegtgedachhten Art vorbeugen e 
folen, zur Genüge auch aus demjenigen hervor, was der Com⸗ 
mentator des Alten StGB.'s Krug, welcher der Genefis dieſes, — 
inſoweit mit dem RStGB. in vollem Einklange ſtehenden Ge— 
ſetzbuchs am nächſten ſtand, in ſeinem Commentare zu Art. 273, — 
Anmerkung 5 ſelbſt hervorgehoben bat. 

Hiernach dürfte der Abſ. 1 ſammt dem ganzen erſten Satze 
des Abſ. 2 überhaupt gar keine weiter gehende Bedeutung be⸗ 
anſpruchen können, als welche ſchon der Art. 225 des BGB's. 
hatte, der den Diebſtahl als vollbracht bezeichnete, ſobald der 
Dieb die Sache an ſich genommen hätte und der dabei als 
ſelbſtverſtändlich vorausſetzte, daß das, was von einer ein- 
zigen Sache gelte, auch betreffs einer jeden von mehreren 
Gegenſtänden dann Gültigkeit habe, ſobald letztere als 
Object eines und deſſelben Diebſtahls erſchienen. 

Der fich anſchließende zweite Satz des Abſ. 2 des Art. 273 
ſpricht nun allerdings davon, daß, dafern von dem Diebe in 
dieſer Weiſe mehrere Sachen an ſich genommen worden ſeien, 
dieſe Sachen „inſoweit, als auf deren Entwendung dieſelben 
Strafbeſtimmungen anzuwenden wären, als ein Ganzes be⸗ 
trachtet“ werden ſollen, und man hat nun eben aus dieſer 
Ausdrucksweiſe gefolgert, wie der Geſetzgeber diejenigen von 
mehreren Sachen, auf welche andere Strafbeſtimmungen an⸗ 
wendbar wären, nicht als integrirende Beſtandtheile jenes 
„Ganzen“ habe angeſehen, vielmehr ihre Entwendung als ein 
jelbftftändiges Verbrechen habe geahndet wiſſen wollen: — in⸗ 
deſſen — wie der Verfaſſer glaubt, mit Unrecht. 
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Wenn zunächſt Krug a. a. D. sub Nr. 6 bemerkt, es jei 
diefer Satz nothwendig gemejen, weil die Zuſammenrechnungs⸗ 
marime (des Crim.-Gef.-Buchs) im Allgemeinen aufgehoben wor⸗ 
den jei und daher die Meinung hätte entjtehen können, daß 
nunmehr die Anfihnahme jeder einzelnen Sade auch als ein 
bejonderer Diebftahl zu betrachten fei: fo möchte diefem Argu⸗ 
mente gegenüber wohl einzuhalten fein, daß fi das, was hier- 
nad) der Gefeggeber hätte marfiren wollen, ohnehin gang von 
jelbft verftanden habe. Auch, als nod die Zuſammenrechnungs⸗ 
marime Gültigkeit hatte, bat mohl fein Richter daran gedacht, 
diefe und den ihr Ausdrud gebenden Art. 50 des CErGB.'s in 
Anwendung zu bringen, fobald es fih nit um verjchiedene 
Verbrechen, vielmehr nur um einzelne Apprebenfionsacte han- 
delte, die eine Einheit nah Ort und Zeit rvepräfentirten und 
einzelne Acte des nämlichen Verbrechens waren. Wenn daher 
der zmweite Sag des Abf. 2 des Art. 273 des StGB.'s in der 
That, wie Krug a. a. O. meiterhin fagt, nur auf Anerkennung 
deſſen berechnet worden fein jollte, daß die Einheit des Ver⸗ 
brecheng, wenn fie nur ſonſt vorhanden, durch die Mehrheit der 
Dbjecte nicht ausgejchloffen merde, hätte der Gejeßgeber für- 
wahr zur Aufnahme einer Beſtimmung fi bemogen gefunden, 
die als überflüffig bezeichnet werden müßte. 

Wenn ſchon übrigens hiernach der Berfafler Diefes Argument 
ichlechterdings nicht als durchſchlagend erachten Tann, um die 
Nothwendigfeit jener Beftimmung darzuthun, To bittet er doch, 
von jelbigem aus einem anderen Grunde Act zu nehmen, und 
zwar um deswillen, weil aus den eigenen Bemerkungen bes 
Commentators Krug offenbar foviel hervorgeht, Daß die Ein- 
heit der Handlung night zerrifien, im Gegentheil Nena 
leiſtet werden follte. 

Aber meldhes andere Mptiv veranlaßte dann jene Auf 
nahme des zweiten Satzes? 

Zunächſt ließe fich fragen, ob nicht überhaupt in ihm unter allen 
Umftänden lediglich etwas ganz Selbftverjtändliches ausgeſprochen 
murde? Man fönnte vielleicht zu einer Bejahung Diejer Frage 
verjucht werden, wenn man einerjeitä daraus, Daß der ganze 
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Artikel nit etwa verſchiedene, im Fortſetzungsnexus ftehenbe 
Verbrechen, jondern mindeſtens zunächſt nur ein und daſſelbe 
Verbrechen im Auge bat, und andererjeitS daraus, daß es fa 
eine große Anzahl Verbrechen giebt, Deren Einheit auch bei dem 
Vorliegen eimer Mehrzahl ſolcher Acte nicht bezweifelt wird, von 
denen ſchon jeder einzelne die Annahme des nämliden Verbre- 
chens begründen würde, Die Schlußfolgerung zu ziehen berechtigt 
wäre, daß es dem Richter, wie in allen Fällen der legteren Art 
— man denfe beifpielsmeife an das Verbrechen der Widerſetz⸗ 
lichkeit, defjen Einheit dadurch, daß der Angefchuldigte gedroht, 
gebiffen, gefchlagen und geftoßen hatte, nicht in vier Einzelver- 
brechen zerlegt wird — fo auch einem theils einfachen, theils 


ausgezeichneten Diebitahle gegenüber völlig habe überlafjen blei- - 


ben können, die allgemeinen Rechtsprincipien entjprechend zur 
Geltung zu bringen: hierin ginge man indeſſen möglichermeife 
doch zu weit. Derartige Diebftähle erheifchen in der That zum 
Theil eine andere Beurtheilung und es möchte fih Daher be> 
treffs ihrer die Ertheilung einer befonderen Vorſchrift mohl 
haben rechtfertigen laſſen. Nur war jedenfall die Ertheilung 
einer ſolchen Sonderbeftimmung zu einem ganz anderen Zwecke, 
als zu dem obgedadten, ja man möchte fagen, aus einer dem⸗ 
ſelben geradezu entgegengefegten Rüdficht räthlid. Der Ver—⸗ 
faffer glaubt nämlich behaupten zu dürfen, es ſei, wenn über» 
banpt, bierunter eine befondere Vorſchrift nur um deswillen 
rathfam geweſen, meil der Richter darüber, daß in Fällen der 
fraglichen Art eine Verbrechenseinheit vorliege, gar nit 
würde haben in Zweifel fein Fönnen, gleihmwohl 
aber die Art. 276 und 278 Die Strafe „des Diebſtahls,“ alfo 
der Verbrechenseinheit nach dem Werthäbetrage und zwar 
nah verſchiedenem Strafmaße bemefjen willen wollen. 

Man könnte einwenden wollen, es handle fich nicht darum, 
was der Gejebgeber hätte ausfprechen follen, ſondern darum, 
was er ausgefprocdhen habe und letteres ftehe mit demjenigen, 
was von dem Verfaſſer als die einzig mögliche Intention des 
Geſetzes bezeichnet worden fei, nicht im Einklange; dem tft je> 


doch bei genauerer Prüfung nicht fo; indem vielmehr der zweite 
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Satz des Abſ. 2 vorſchreibt, es ſeien Die mehreren Sachen, ſo⸗ 
weit auf deren Entwendung dieſelben Strafbeſtimmungen anzu⸗ 
wenden ſeien, „als ein Ganzes zu betrachten“, ſollte da⸗ 
durch nach dem Dafürhalten des Verfaſſers in Wirklichkeit auch 
nicht mehr ausgeſprochen werden, als daß die Werthsbe- 
träge jener Sachen zufammenzurehnen wären. 

Es führen hierzu vorzugsweife folgende Erwägungen. 

a) 

Geht man davon aus, daß der Ausdrud „als ein Ganzes“ 
in feiner meiteften Bedeutung aufzufaflen fei, fo zerreißt man 
die Einheit, welche gerade durch jene Beitimmung, nah Krug’s 
eigenem Zeugniffe, gewahrt werden follte. 

b) 

Der Sab, daß das nämliche Verbrechen eine Pe 
Einheit und nur mit einer einzigen Strafe zu belegen fei, 
herrſcht das Syftem unferer Strafgejege dergeftalt, Daß der u 
jeßgeber nicht einmal eine Beftimmung darüber für nöthig hielt, 
wie mehrere, je an fih einen abgejchloffenen Thatbejtand reprä⸗ 
fentirende Verbrechen dann zu behandeln feien, fobald fie im 
Fortſetzungsnerus ſtehen; er begnügte fich vielmehr bierunter 
mit der in Art. 78 enthaltenen Negative: „Handlungen, welche 
als Fortjegung eines und dejlelben Verbrechens anzufehen find, 
können nicht als eine Mehrzahl von Verbrechen in Betracht 
gezogen werden.” Dafern der Gejehgeber in der That durch 
den Abf. 2 des Art. 273 eine Ausnahme von dem Ariome, daß 
das eine nämliche Verbrechen ebenfo wie das zu combinirende 
fortgejeßte jederzeit ein untheilbares Ganzes bleibe und nur 
mit einer Strafe belegt werden könne, zu etabliren Willens ge- 
wejen wäre, würde ficherlich im Allgemeinen Theile des StGB.'s 
und namentlih an jener Stelle des Art. 78 hierauf bingemwiefen, 


es auch infonderheit vermieden worden fein, einer fo einſchnei⸗ 


dend wichtigen Abänderung gewiſſermaßen nur einſchubweiſe in 
einem Artikel Ausdruck zu geben, deſſen Ueberſchrift Vollend⸗ 
ung“ ſchon auf die Behandlung einer einmal verwandten 


J Frage hindeutet. 
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e) 

Der Entwurf des Art. 273 des StGB.'s ſchloß mit" den 
Worten: „als ein Ganzes zu betrachten” nicht ab, vielmehr 
folgte noch der Sat: „und ift Daher die Strafe des Dieb- 
ſtahls nah dem Geſammtwerthe derfelben, joweit 
nah Obigem ein folder anzunehmen ift, zu be> 
ſtimmen.“ 

Dieſer Zuſatz iſt, wie Krug a. a. O. sub 1 bemerkt, bei 
den Kammerverhandlungen als „ſelbſtverſtändlich“ geſtrichen wor⸗ 
den. Man hat ihn alſo nicht geſtrichen, weil man etwa dem 
Artikel einen anderen Sinn geben wollen; man hielt vielmehr 
beide Sätze für gleichbedeutend, und hieraus folgt zugleich, 
wie durch den mit „daher“ eingeleiteten Satz die einzige 
Wirkung habe bezeichnet werden wollen, welche dem Ausſpruche, 
der Diebſtahl ſei „als ein Ganzes” zu betrachten, beigelegt wer⸗ 
den follen. 

| d) 

Ein Gefeßgeber bedient fih vorausſetzlich, wenn er an ver- 
ſchiedenen Stellen des Gefeges ganz den nämlichen Rechtsbe⸗ 
griff zu firiren wünſcht, des nämlichen technifhen Ausdruds. 
Hätte das StGB. dem Ausdrude „ein Ganzes” eine meiterge- 
bende Bedeutung, als die der Zufammenrehnung der Werths- 
beträge windicirt jehen wollen, jo hätte es offenbar jehr nahe 
gelegen, fich des im Schlußſatze des Art. 299 gebrauchten Aus- 
drucks „als einziges Verbrechen‘ zu bedienen. 


e) 

Wäre „ein Ganzes” ſynonym mit „ein felbitftändiges Ber- 
brechen,” jo würde das Geſetz eine Lüde betreffs des Falles 
lafien, in welchem ein einziger Gegenftand auf einfache und 
wiederum ein einziger Gegenftand auf ausgezeichnete Weife 
geftohlen worden iſt. Dieſen Fall trifft der Artikel überhaupt 
gar nicht, und der Richter bliebe daher. in Fällen dieſer Art 
ohnehin ſchlechter dings darauf hingewieſen, mit allgemeinen 
Rechtsprincipien fich zu helfen. Es kann daher wohl auch jener 
zweite Satz des Abf. 2 nur den Zweck baben, bezüglich derje⸗ 
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nigen Gegenftände, auf deren Entwendung diefelben Strafe 
ftimmungen anzuwenden find, die Zuſammenrechnungsmarime 
zu proclamiren, nicht aber den, der Entſcheidung darüber, mas 
aus der Verbrechenseinheit ſonſt noch folge, zu präjudiciren. 


f) 

Hätte der Geſetzgeber eine Imtention der lekteren Art vers 
folgt, und hätte er mithin insbeſondere aussprechen wollen, die 
den nämlichen Diebftahl bildenden verfchiedenen Apprehenfiond 
gete jeien nur infoweit als eine Verbrechenseinheit zu beur⸗ 
theilen, als fie unter bie nämlichen Strafvorjchriften zu fubiw 
miren wären und es feien, dafern bei dem nämlichen Verbreden 
dergleichen verjchiedene Strafbeitimmungen in Frage Fämen, an⸗ 
ftatt des einen zwei felbititändige Verbrechen als vorhanden am 
zunehmen, fo führte dies namentlih dem Art. 299 gegenüber 
zu einer durchaus unzuläffigen Confequenz. Man denfe fi den 
Fall, es läge die einfache Entiwendung dreier Gegenftände und 
überdies ein zweiter Diebftahl wor, bei mweldhem einige Gegen 
ftände gleihfall8 auf einfache, dagegen andere auf qualificzte 
Weiſe geitohlen worden wären. Wäre jene Interptation richtig, 
jo gelangte man zu einer Concurrenz von drei Verbrechen umd 
mithin zu der Anwendbarkeit des Art. 299. Man bätte dann 
nämlich zu jagen, e3 liege außer dem erften einfachen Diebftahle 
ein zweiter einfacher und ein ausgezeichneter Diebftahl vor, dA, 
wenn ſchon beide letztere an ſich eine Berbrechengeinheit aus 
machten, doch auf die verſchiedene Strafvorfchriften anzumenden 
wären, und dies fie zu je ae felbftftändig zu beurtheilenden 
Verbrechen umbilde. 

e) 

Endlich bedenke man noch einige weitere Eonjequenzen. 

Zunädft fingire man, daß A einen Diebftahlsnerfuch began⸗ 
gen hätte, der ſich theils als einfacher, theild als ausgezeichneter 
harakterifirte. Hier würde Abſ. 2 des Art. 273 nicht einſchla⸗ 
gen, da diefe Vorſchrift fehlechterdings mehrere Apprebenfion® 
acte vorausjegt, die minbeftend zum Theil zur Vollendung ger 
führt haben müſſen. Es würde aljo bezüglich. diefes Verfuch 


J 
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das allgemeine Brincip zur Geltung zu bringen und eine Strafe 
auszumerfen ſein. Gefegt aber, diefes nämliche Verbrechen hätte 
die Grenzen des Verſuchs überfchritten, jo wäre — gefteht man 
dem Ausbrude „als ein Ganzes’ eine weitergehende Bedeutung 
zu — die Theorie der materiellen Concurrenz in Anmendung 
zu bringen. Und ließe ſich irgend ein ftihhaltiger innerer Grund 
für diefen tiefeingreifenden Unterfchied erkennen? — Demnächſt 
bedenfe man, daß Abſ. 2 des Art. 273 keineswegs von den 
Diebftählen handelt, die in allen ihren, eine Berbrechenseinheit 
darftellenden einzelnen Acten vollendet fein müfjen, um nad die 
fer Vorſchrift beurtheilt werden zu follen; denn wenn darin au 
nur davon die Rede ift, was bezüglich der Vollendungsacte gelten 
fole, wird doch dadurch keineswegs gleichzeitig beftimmt, daß 
legteres nur gelte, dafern ausſchließlich Vollenpungsacte und 
niht überdies Berfuchsgete vorlägen. Hätte man daher an⸗ 
zunehmen, daß das, was der Artikel in Anfehung der Bollend- 
ungsacte verordne, mehr als die bloße Sanctionirung der Zw 
fammenrechnungsmarime involvire, fo gelangte man folgerichtig 
auch in denjenigen Fällen zu Anwendung des Art. 78, in denen 
vollendeter und verfuchter Diebjtahl ganz zweifellos nur ein Vers 
breden bilden. Gleichwohl hat, foviel fich der Verfaſſer erinnert, 
wenigftens das Oberappellationsgericht bisher jederzeit Bedenken 
getragen, tn Fällen diefer Art die Verbrechenseinheit durch An- 
wendung des Art. 78 zu zerreißen; dafjelbe hat vielmehr, moch⸗ 
ten die Verſuchsacte die vorangehenden oder die nachfglgenden 
gewefen fein, fchlechterdings ynd namentlich auch ohne alle Unter- 
ſcheidung deſſen, ob der Diehftahl durdgängig oder nur theil⸗ 
weile qualificirt oder einfach war, die Verbrechenseinheit durch 
Auswerfung einer einzigen Strafe gewahrt. — Und fehlieklich 
noch eing hierher gehörige Erwägung. Auf Betrug und Unter- 
ſchlagung läßt ſich der ausdrüdlih nur die Specialitäten des 
Diebſtahls bebandelnde Abf. 2 des Art. 273 nicht wohl anwen⸗ 
ben. Dies hat zur Folge, daß, mern beifpielsmeife ein Caſſen⸗ 
beamter theils ſchon vor feiner Verpflichtung, theils erft nachher 
unterſchlägt oder wenn ein Betrüger den beabfihtigten Vortheil 
zum Theil ſchon durch mündliche falſche Baripiegehingen, zum 
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Theil aber erft nach Production einer gefälfchten Urkunde erreidt, 
gegen jeden von Beiden — dafern nur jonft die Vorbeding- 
ungen eines fortgefegten Verbrechens conjtatirt find — eine 
einzige Strafe auszumwerfen if. Welcher Grund aber läge 
zu einer fo abweichenden Behandlung des Verbrechens des Died- 
ftahl3 vor? 

Hiernach allenthalben vermag der Berfaffer den Abf. 2 de3 
Art. 273 nicht anders zu interpretiren, als: e3 habe darin 
nur foviel, daß, inſoweit auf eine Mehrheit von Diebftahlscon- 
jummationsacten diefelben Strafbeftimmungen anwendbar wären, 
eine Zufammentrehnung der bezügliden Werthäbe 
träge ftatt zu finden habe, ausgefproden, Dagegen 
dadurch die Frage, wie die deſſenungeachtet intact 
zu erhaltende Verbrechenseinheit zu ahnden ſei? in 
feiner Weife beantwortet werden follen. 

Daß, dafern dies richtig fein follte, diefe Frage nur nad 
ven allgemeinen Brincipien beurtheilt werden darf und Tann, 
verjteht fich dann ganz von ſelbſt. Aber welches find dieje? 

Ganz zweifellos fann der Art. 77 nicht maßgebend mer 
den. Zwar möchte fih wegen feiner Unanwendbarkeit meniger 
darauf fußen laffen, daß ſich derfelbe ja nur auf foldhe Fälle 
- beziehe, wo duch eine und diefelbe Handlung mehrere Strafvor- 


Ihriften zugleich verlegt wurden; denn am Ende könnte man hier 


gegen repliciren, daß, wenn auch der nämliche Diebitahl aus 
verſchiedenen Apprehenfionsacten beftanden habe, diefe doch ebenio 
nah der Anſchauung des gewöhnlichen Lebens, als nach ben 
Grundfägen der Wiſſenſchaft als eine einzige verbrecherifche That 
fih darftellten. Wohl aber wird mindeftens die unbefchränfte 
"Anwendung des Art. 77 auf Fälle der in Rede ftehenden Art 
ſchon dadurch ausgeſchloſſen, daß einfacher und ausgezeichneter 
Diebitahl Feine begrifflich verfchiedenen Verbrechen find. 
Hiernach aber bleibt nur übrig, daß man — (und ziar 
ebenſo dann, wenn an fi ein einziges Verbrechen, als ment 
mehrere, im Fortfegungsnerus mit einander ftehende Verbrechen 
porliegen) — den Art. 73 in Anwendung bringt — eine Beſtimm⸗ 
ung, welche auch keineswegs, wie bisweilen behauptet werden will, 
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bezüglich der in ihr angedrohten Straffolgen mit dem Art. 77 
gänzlich zufammenfällt. Insbeſondere mar lebteres zur Zeit der 


Herrſchaft des alten Strafgeſetzbuchs nicht der Fall, da danach der 


Art. 77 nicht blos eine präceptive Androhung der Straferhöh- 
ung, jondern überdies das alternative Gebot einer, dem Art. 73 
völlig fremden, Strafihärfung enthielt. Höchſtens läßt ſich auch 
für Fälle der in Frage befangenen Art der Inhalt des Art. 77 
inſoweit verwerthen, als er ein Directiv dafür enthält, daß 
bei einem Zufammentreffen verfchiedener Vorſchriften die ſchwerſte 
derjelben die Bafis bilde, um melde die in Art. 73 hervorge⸗ 
bobenen Gefichtspunfte zu gruppiren und auf welder fie zur 
Geltung zu bringen find. Indeſſen verfteht ſich Solches nad 
Art. 73 ohnehin von felbit. | 
Dabei wird fih die Frage, welches die härtefte Strafvor- 
Ihrift fei, offenbar nad) den gerade vorliegenden Umftänden und 
vorzugsweiſe auch mit Rüdficht auf die Höhe der einjchläglichen 
Werthsbeträge reguliren, ſodaß es, dafern beiſpielsweiſe ein 
Diebftahl Vollendungsacte theils einfacher, theils qualificirter 
Natur oder aber theils qualificirte Verfuchsacte, theils einfache 
Vollendungsacte umfaffen follte, ebenfo vorkommen fann, daß 
der Art. 276, als daß der Art. 278 oder der Art. 301 jene 
Baſis zu bilden bat. 








Prajudizien. 


Zu dem Strafgefegbude zc. 


13, 


Der Eintritt des Verpachters in die verpadteten Loca 

litäten zu dem Zwecke, um jelbige dem neuen PBadtbe 

werber zu zeigen, iftan fi ein berechtigter und enthält, 

jolange das Verweilen darin nit über dieſen Zweck bin 

ausgeht, feinen Hausfriedensbrud (Art. 151de3 RStGB.s) 
Ext. vom 20. Dec. 1869 no. 1209/1197. 

Weil nach den thatfächlichen Feititellungen des Beſcheids der Pri- 
vatangeflagte, als Verpachter des Erbgerichts zu D., in die an ben 
Privatankläger 3. verpachteten Räumlichkeiten und zwar in die Schänl- 
jtube des Erbgerichtd, gegen Ende der 3. zugeitandenen Pachtzeit, nur 
zu dem Zwecke eingetreten ift, um folche einem anderen Bewerber um 
diefe Pachtung zu zeigen, diejer Eintritt aber eines Theiles als ein völlig 
berechtigter fich darftellt, 

Siebenhaar’8 Commentar zum BGB. Bd. IL zu 8. 1195, 
andren Theiles die vom Privatankläger ohne Angabe irgend eines Grun- 
des erklärte Verweigerung des Zutritt zu den Miethräumen das fernere 
Verweilen des Verpachters nicht ohne Weiteres zu einem unberechtigten 
machen Tann, zumal 3. nicht zu behaupten vermocht hat, daß der Auf- 
enthalt P.'s in der Schänfftube längere Zeit in Anfpruch "genommen 
hat, als der angegebene Zweck des Eintritt dajelbft erforderte, 

Allgem. Ger.=Beit. Bd. VI. S. 433, 
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unter ſolchen Umftänden aber darin, dab der Angeklagte nicht augen- 
blillich auf 3.8 Verlangen jene Lokalitäten wieder verlaſſen bat, eine 
Störung des Hausfriedens, im Sinne von Art. 151 des REtGB.'s, nicht 
gefunden werden mag, fo 2c. 


14. 
Art. 183 des RStGB.'s fegt eine körperliche Berührung 
vonder einen oder anderen Seite voraus®). 
Erf. vom 10. Dec. 1869 no. 1166|1170. 

Wenn auch die Beitimmungen des Art. 183 des RStGB.'s nicht 
blos auf unzüchtige Handlungen, die Jemand an einem Kinde 
unter 12 Jahren vornimmt, jondern auch auf ungüchtige Handlungen, 
die Jemand von einem folchen Rinde an fich vornehmen läßt, Anwend⸗ 
ung leiden, jo gehört es doch jedenfall® zu den mejentlichen Erforder⸗ 
niflen des in dem angezogenen Artikel mit Strafe bedrohten Mißbrauchs 
bon Kindern unter 12 Jahren zu unzüchtigen Zwecken, daß wenigſtens 
irgend eine Törperliche Berührung ber gehagten Art von der einen oder 
andern Seite ſtattgefunden hat. 

Krug, Commentar zum StGB, 2. Ausg. Abth. II. ©. 89 zu Art. 
183subd. 

Annalen NR. F. IL 241. 

Allg. Ger.-Beit. IIL. 275, 

Neue Jahrb. e. 1X. 468. 


15. 
Zu Annahme des im zweiten Strafjage des Art. 221 des 
RStGB.'s gedahten Erſchwerungsgrunds gehört, daß der 
Merneidige bei Ablegung des Zeugnifjes die Benad- 
theiligung eines Anderen beabſichtigt hatte, 
Erk. vom 21. Yebr. 1870 no. 146|142. 

Es tft. feftgeftelt worden nicht nur, daß der Angeklagte B, welcher 
in der Rügenſache Sch. c/a 2. von dem Denuncianten 2. erft nad) 
deſſen erftinftanzlicher Berurtheilung als Entlaftungszeuge denominirt 
murde, bie vom ihm Bieranf in dieſer Sache erfinttete eibliche Ausſage 





*) Vergl. auch Annalen N. F. Bd. IL S. 241. 








416 Präjudizien. 


wiſſentlich der Wahrheit zuwider erftattet babe, fondern auch, daß die 
in zweiter Inſtanz erfolgte Freiſprechung 2.3 und die Verurtheilung 
des Privatanflägers Sch. in die Koften lediglich durch dieſes ai 
widrige Zeugniß herbeigeführt worden ſei. 

Daß dieſer Feſtſtellung gegenüber die ausgefprochene Verurtheilung 
des Angeklagten wegen Meineids eine durchaus gerechtfertigte ſei, bedarf 
keiner näheren Ausführung. Dahingegen hat man allerdings Bedenken 
tragen müſſen, der weiteren Annahme der vorigen Inſtanz, daß der 
zweite Strafſatz des Art. 221 des RStGB.'s anzuwenden ſei, beizu⸗ 
treten. | 

Indem das Bez.:Ger. zu Rechtfertigung diefer Annahme lediglich 
hervorhebt, wie „aus den (vorſtehend referirten) Feftitellungen zur Ge 
nüge bervorgebe, daß die wahrheitswidrige Ausfage des B. in einem 
Zeugniffe zu Ungunften eines Andern beitanben habe,” hat es dieſe feine 
Auffaffung offenbar nur darauf geftüßt, daß jene zu Guniten des De 
nuneiaten erftattete Ausjage gleichzeitig den Verluft des Prozeſſes auf 
Seiten des Privatanklägers und namentlich die Berurtheilung deffelben 
in die Koften im Gefolge gehabt habe. Das Bez.-Ger. hat mithin ve 
Anwendung des zweiten Strafſatzes des Art. 221 des RStGB.'s nidt 
etiva darauf, daß B. diefen für den Privatankfläger ungünftigen und 
infonderbeit auch mit pecuniären Nachtheilen für ihn verbundenen Aus- 
gang der Rügenſache bezweckt babe, vielmehr nur darauf geftügt, daß, 
wenn ſchon B. bei Erftattung feiner wahrheitswidrigen Ausfage nur 
bie Entlaftung bes Denunciaten im Auge gehabt babe, doch eine gleich⸗ 
zeitige nothivendige Folge hiervon die Benachtheiligung des Denuncian- 
ten geweſen ſei. Es wird fonad) von der vorigen Inſtanz der zweite 
Strafſatz ſchon dann für einfchläglich erachtet, jobald nur nachgewieſen 
ift, daß eine Benachtheiligung eines Dritten in die äußere Erſcheinung 
getreten ei, welche al3 die nothimendige Folge de von dem Angellagten . 
geleifteten Meineid3 anerfannt werben müſſe. Dieſer Interpretation 


läßt fich nicht beipflichten, wielmehr fett jene Strafbeftimmung voraus, 


daß das eidliche Zeugniß in der Abficht abgelegt worden, dadurch einem 
Anderen zu benachtheiligen. 

Anm Deutliciten erhellt dies, menn man bie Motiven in Betradi 
zieht, welche den Gejebgeber zu Aufnahme jener Beſtimmung in be} 
StGB. Ieiteten. Der dem Art. 221 des StGB.'s correſpondirende 
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Art: 183 des CrGB.'s enthält überhaupt gar Feine, dem zweiten Straf- 
late des erfteren Artikels ähnliche Beitimmung; der Eintritt eines Nach— 
tpeils für Jemanden war danach meber ein Requiſit des Meineivsthat- 
beftands, noch jelbft ein won dem Gefeßgeber ausdrüdlich herborgeho- 
bener Strafzumefiungsgrund; es blieb dem Richter im einzelnen Falle 
überlaffen, ob und inwieweit er, beziehentlich unter Necurrivung auf 
die allgemeinen Geſichtspunkte, die der Art. 42 des ErGB.’3 aufftellte, 
bei Bemefjung der von dem Meineidigen verwirkten Strafe auf die für 
einen Anderen nachtheiligen Wirkungen deſſelben Rüdficht nehmen 
wollte. Nur einen Fall des Meineids bezeichnete überhaupt das CrGB. 
als befonders ftrafbar und zwar al3 vorzugsweiſe ftrafbar megen des 
berbrecherifchen Zweckes, ben der Meineidige verfolgt hatte; e3 war dies 
der Fall, in welchen ver Angeſchuldigte die Beftrafung eines Unjchul- 
digen ober für den Schuldigen die Herbeiführung einer härteren Strafe, 
als derjelbe jonft verwirkt haben würde, angeftrebt hatte (Art. 183, 
184 de3 CrGB.'s). Hiervon weicht das StGB. vom Jahre 1855 
allerding3 nicht unweſentlich ab, indem e8 unter Beibehaltung des zu⸗ 
letztgedachten, dem Principe der Wiedervergeltung entlehnten Aggrava⸗ 
tionsgrundes (Art. 223 des StGB.'s), annoch zwei neue beſondere Er- 
ſchwerungsgründe inſofern ſtatuirt wiſſen wollte, als „die in einem 
Zeugniſſe zu Ungunſten eines Anderen beſtehende wahrheitswidrige eid⸗ 
liche Ausſage“ (Art. 221) ebenſo wie der in der Abſicht auf Erlangung 
eines rechtswidrigen Vermögensvortheils geleiftete Meineid (Art. 222) 
mit erhöhter Strafe belegt werben ſollte. Zu biefer Abänderung fand 
man ſich, wie die Motiven zum StGB. vom Jahre 1855, ©. 194 aus⸗ 
drücklich beſagen, aus dem Grunde veranlaßt, weil man eine ernftere 
Beſtrafung des Meineivs geboten und daher bad im Art. 183 des 
CErGB.'s angebrohte, auch im erſten Sate des Art. 221 des StGB.8 
feftgehultene Strafmarimum von zmweijährigem Zuchthaus nur den ges 
tingiten Fällen d. i. folchen gegenüber für zureichend hielt, „denen we⸗ 
der eine gewinnſüchtige Abficht, noch die Abficht Anderen zu ſchaden, 
zun Grunde läge.“ Auch wird an der allegirten Stelle der Motiven 
noch ausdrücklich darauf hingemwiefen, einmal, wie man zu jenen gerin- 
geren Fällen 3. B. Reinigungseide in Straffachen, eidliche Beſtärkung 
des Verlufts von Wanderbüchern, Dienjtbüchern und dergleichen zu 
rechnen habe und das andere Mal, wie al3 der „zunächlt jtebende ſchwe⸗ 


Annalen, Neue Folge Bb. VI. 27 
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vere Fall“ der Meineid zu Ungunften eined Anderen zu beurtheilen ge 
weſen jei. 

Hierdurch ift zur Genüge betont, daß der Gejeßgeber den in dem 
eriten Sage des Art. 221 des StGB.'s enthaltenen einfachen Straf: 
rahmen nur in den Fällen nicht für genügend erachtete, wo die wm: 
brecherifche Abficht des Meineidigen auf den Nachtheil eines Dritten 
im Allgemeinen (Art. 221 Strafſatz 2) oder auf Erlangung eimes 
rechtswidrigen Vermögensvortheils (Art. 222) over endlich dahin ge- 
richtet war, eimen Unſchuldigen in Strafe fo wie beziehentlich ben 
Schuldigen in eine härtere, als die von ibm verwirkte Strafe zu bringen 
(Art. 223). Zwar läßt ſich nicht verfennen, daß der zweite Strafſat 
des Art. 221 jenes Erforderniß nicht mit ganz ebenſo präciſen Worten 
bervorhebt, als dies in den Art. 222 und 223 geichehen iſt, indeſſen 
die in ihm gebrauchten Worte „und wenn die wahrheitwidrige Ausfage 
in einem Zeugnifje zu Ungunften eines Anbern befteht,” laſſen gleid- 
wohl feine andere Deutung und insbeſondere nicht die Interpretation 
zu, als ob bierunter Alles nur darauf ankommen ſolle, daß der gelei⸗ 
ftete Meineid — rein objectiv betrachtet — eine für einen Anderen un⸗ 
günftige Wirkung herbeigeführt habe. Der gebrauchten Ausdrucksweiſe 
ift augenfällig ein vorwiegend fubjectiver Charakter nicht abzuſprechen 
der Geſetzgeber hält es nicht etwa für ausreichend, daß die wahcrheits 
widrige Ausfage zu Ungunften eines Anderen ausgefallen ift, ja es it 
jelbft nicht einmal von einer einem Dritten ungünftigen Ausfage, ſon⸗ 
dern davon die Rebe, daß lebtere in einem Zeugniſſe zu Ungm 
ften eines Andern beftanden haben müfle. Dies weiſt offenbar auf die 
Richtung, auf die Abficht Hin, im der der Zeuge deponirt Hat. Hätte 
ber Gejebgeber Lediglich den Erfolg der Ausſage und zwar ohne alle 
fubjective Borbebingungen auf Seiten des Meineidigen maßgebend wer⸗ 
den laflen wollen, jo Hätte e8 nahe gelegen, füh des nümlichen Aus⸗ 
drucks zu bedienen, den der Art. 231 gebraucht, wenn er die Straflo⸗ 
figfeit eine Meineidswiderrufs unter Anbevem bavon abhängig mad, 
daß biejer erfolgt fein müfje, „bevor noch ein Rechtsnachtheil fir eiwen 
Anderen entitanden” fei. Ausschließlich in. diefem einen Falle fell 
allein die Thatſache entfcheiven, ob bereits ein Nachtheil eingetveten ſei 
oder nicht. Zudem läßt fich zu Unterftügung biejer interpretation zum 
Ueberfluſſe auch noch auf die oben hervorgehobene Stelle in den Pie 
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tinen zurückverweiſen, an welcher unter Anderem ver Reinigungseid in 
Strafſachen ganz ausdrücklich zu den Fällen von geringiter Bebeutung 
und mithin zu denen gerechnet wird, für welche der erfte Straffak des 
Art. 221 maßgebend bleiben fol. Auch jeder ſolche Eid Hat gewiſſe 
und beziehentlich ganz die nämlichen Nachtbeile für den Denuncianten 
im Gefolge, wie im gegenwärtigen Falle das eibliche Zeugnif des An- 
gellagten hatte; ja e3 Liegt für den, der ben Reinigungseid ſchwört, faft 
näher als für einen zunächſt nur das Intereſſe des Denunciaten ver- 
folgenden Entlaftungszeugen, auch ben Eintritt jener Folgen zum Ge- 
genſtande feiner Reflexion zu machen. Zählt gleichwohl der Gejeggeber 
ganz ausdrüdlich den Reinigungseid in Strafſachen den unter den 
eriten Strafſatz fallenden Eiden bei, jo kann es nicht in feiner Inten- 
tion liegen, einen ganz analogen Fall anders beurtheilt zu fehen. Daß 
hiermit nicht gejagt iſt, es fünne ein Reinigungseid oder das Zeugniß 
eine8 Entlaftungszeugen unter allen Umftänden nicht ben Charakter 
eines unter den zweiten Strafſatz zu jubfumirenden Meineids annehmen, 
liegt auf der Hand. Wohl lafjen fich in beiven Eidesfällen Combina- 
tionen denken, die mit genügender Beitimmtheit darauf hindeuten, der 
Meineidige babe nicht blos fein eigenes Intereſſe und beziehentlich nicht 
blos das Intereſſe deffen, zu deſſen Gunften er falſch ausfagte, ſondern 
gleichzeitig den Zweck verfolgt, den Denuncianten zu ſchädigen; indeſſen 
immerhin wird im einzelnen Falle die Frage, ob dieſer Specialdolus 
vorlag, zu prüfen und nur dann der zweite Strafſatz in Anwendung 
zu bringen fein, dafern als erwieſen angeſehen wird, daß bie Benach⸗ 
theiligung des Denuncianten minbeftens gleichzeitig im bewußten Wollen 
des Meineidigen gelegen habe. Es treten ſonach hier überhaupt ähn- 
liche Erwägungen ein, wie dem Art. 222 gegenüber, deffen Anwendung 
gleichfalls nur dann gerechtfertigt erfcheint, jobald der Meineidige die 
Erreichung eines Vermögensvortheild — melcher lettere im Falle dieſes 
Artikel3 das Ziel gemwejen fein muß — vorwiegend im Auge gehabt 
hatte (vergl. Annalen N. %. Bo. I, ©. 182). 

Bei diefer Sadjlage, und ba das vorige Erkenntniß eine Feſtſtell⸗ 
ung der vorgebachten Art vermifjen läßt, ja fogar eine Andeutung dar⸗ 
über enthält, daß B. Iediglich, um dem ihm befreumdet geweſenen Des 
nunciaten 2. einen Dienft zu leiften, den ihm zur Laſt fallenden Mein- 
eid geſchworen habe, mußte das DAG. Bedenken tragen, die Anwendung 

27* 


420 Präjudizien. 


des zmeiten Strafſatzes des Art. 221 zu billigen und bat daſſelbe daher 
den Angellagten nur nad dem erften Straflage, nad welchem eine 
ſechsmonatige Arbeitshausſtrafe feiner Verſchuldung entiprechend er- 
fchien, zu beurtheilen gehabt. 


16. 


Dafern bei der Frage, ob Verdacht eines von einer 
Givilproceppartei geleifteten Meineids (Art. 221 des 
RStGB.'s) vorliege, die Interpretation eines in ber 
Eidesformel gebraudten zweideutigen Ausdruds von 
entfheidendem Gewichte wird, ſchließt dieſe Zweideu— 
tigleit den Meineidstbatbeftand nicht ohne Weiteres 
aus, vielmehr ift unter Umständen darauf zu recur: 
riren, wie der Angefhuldigte nah Maßgabe der Civil: 
proceßergebniffe den zweideutigen Ausdrud auffaſſen 
müſſen. — Es genügt zum Begriffe des Meineibs, 
wenn der Bezüdhtigte von der Wahrheit deſſen, was 
er befhmworen, nicht überzeugt gewefen ift. 
Erk. vom 10. Der. 1869 no. 1184|1169. 


Der Angeklagte B. hat in dem wider ihn von der verw. W. an- 
hängig gewordenen Bagatellprozeſſe den ihm über die Klage angetrage 
nen Eid in folgender Faſſung geleiftet : 

daß Ch. E. W. in den (in der Klage) angegebenen Zeiten als Kran- 
kenwärterin und Tagelöhnerin Dienftleiftungen mir nicht verrichtet 
und daß ich und meine Ehefrau, geb. M., die genannte W. zur Ber: 
richtung dieſer Arbeiten nicht beitellt habe. 
I. 
Fragte es fich nun zunächſt, ob zur Genüge indicirt fei, daß B. dieſen 
Eid infoweit, ala von ihm verfichert worden iſt, 
„Die W. habe in den angegebenen Zeiten (d. i. vom 1. Juni bis 13. 
December 1866 und vom 23. Juni bis 18. Auguft 1867) als Kran- | 
kenwärterin Dienftleiftungen ihm nicht geleiftet,“ | 
toifjentlich der Wahrheit zuwider geleitet babe? fo bat Man ber ver- 
neinenden Beantioortung diefer Frage durch die Anklagekammer nicht 
beizutreten vermocht. 
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DB. hat ausdrüdlich zugeftanden, daß die verw. W. während ber 
bezeichneten Zeiten in feinem Haufe als Krankenwärterin thätig geweſen 
jei, indem fie damals feine bei ihm wohnende Schiwiegermutter, die 
verw. D., in deren Krankheit gepflegt habe; auch ift nad) feiner eigenen 
Angabe BI. zur Genüge angezeigt, daß er fich diefes Sachverhältniffes 
bei der Eidesleiſtung bewußt gemefen ſei. Wenn er gleichtvohl ‘ven ge- 
dachten Eid leiftete, liegt jedenfall der dringendfte Verdacht vor, daß 
er ſich dadurch des Verbrechens des Meineivs ſchuldig gemacht bat. 
Indem das Erkenntniß der Anklagekammer zu Rechtfertigung der von 
dieſer beſchloſſenen Einftellung darauf Bezug nimmt, das eine Mal, dag 
das dor den Worten „nicht verrichtet” ftehende Wort „mir“ auf Dienft- 
leiftungen hindeute, welche die W. dem Angeklagten in einer diejen d. h. 
deſſen eigene Perſon betroffenen Krankheit geleitet haben würde und 
daß nad) diefer Richtung hin B. den Eid mit gutem Gewiſſen hätte lei- 
ften fönnen, fo wie das andere Mal, daß, wenn man aud das Wort: 
„mir“ als gleichbedeutend mit: „für mich” ober dergleichen auffaflen 
Tönnte, gleichwohl nicht indieirt fei, wie B. den Eid in biefem Sinne 
aufgefaßt habe: fo muß dies ala durchaus unhaltbar bezeichnet werben. 
In dem ganzen Bagatellprozefie ift davon, daß B. krank geweſen und 
von der W. gepflegt worden fein folle, mit feinem Worte die Rede ge- 
meien, vielmehr war überall ausfchlieplich nur won der Krankheit der 
B. ſchen Schwiegermutter jo wie davon die Nebe, daß die Klägerin dieſe 
Kranfe im Bichen Haufe gepflegt habe. Es muß daher mindeftens 
für jegt davon ausgegangen werben, B. fei fich bei der Eibesleiftung 
deſſen wohlbewußt geweſen, wie er durch die Eidesleiftung bie in der 
Prozeßſache behaupteten Vorgänge eidlich ablehne und mithin eidlich 


berfichere, daß die W. feine Schwiegermutter nicht als Krankenwärterin 


gepflegt babe. Auch bat fich nicht einmal B. felbit darauf bezogen, 
daß er den Eid in dem im vorigen Erfenntnifje ſupponirten Sinne auf- 
gefaßt babe, fo wie denn auch jedenfalls gegen die Glaubwürbigfeit 
eine3 berartigen Einwands jprechen müßte, nicht nur, daß die D. bei 
B. auf dem Auszuge ſich befand und biefer vertragamäßig zu ihrer 


Bartung und Pflege in Krankheitzfällen verpflichtet tvar, fondern auch, 


daß B. in dem Verhandlungstermine ganz ausbrüdlich geläugnet hatte, 


wie Klägerin in den angegebenen Zeiten al3 Krankenwärterin „für ie ° 
gewartet und verpflegt” habe. Lebtere Ausdrucksweiſe tft um jo bes Be 
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zeichnender, als offenbar zur Unterſcheidung hiervon nur in dem darauf 
folgenden, auf andere unmittelbare Dienftleiftungen bezüglichen Sate 
ber Ausdrud „ihm“ gebraucht worden ift. 
II. 
Gleichergeſtalt erſcheint B. dringend verdächtig, die Thatſache: 

daß die W. in den angegebenen Zeiten (d. i. vom 18. Auguſt bis 27. 

October 1867 und vom 10. Juni bis 22. Auguſt 1868) als Tage 

löhnerin Dienftleiftungen ihm verrichtet habe, 
wider befieres Wiſſen eiblich abgelehnt zu haben. Auch hierunter ge 
nügen zu Fortftellung der Unterfuhung ſchon feine eigenen Zugeftänd- 
niffe Bl., daß die W. in der beregten Zeit „in feiner Wirthfchaft mit 
behülflich geweſen fei und häusliche Arbeiten, 3. B. Scheuern, Waſchen 
u. ſ. w. verrichtet” babe und daß ex fich diefer Borgänge bewußt ge: 
weſen jet. 

Menn ſich B. gegen die Schlußfolgerung, daß er hiernach etwas 
Unwahres gegen jein beſſeres Wiffen bejchiworen habe, unter Anderem 
durch den Einwand jchüben wollen, es fei doch die W. nicht als „Tage⸗ 
löhnerin” bei ihm beichäftigt geweien, und wenn bie vorige Inſtanz 
diejen Einwand unter dem Bemerken für berechtigt anerkannt hat, daß 
doc) ein beſtimmtes Tagelohn nicht vereinbart worden fein. folle und 
die W. daher die Stellung eines fürmlichen Tagelöhner? in dem bon 
den Landwirthen gebraudten Sinne in der B.'ſchen Wirthſchaft nicht 
eingenommen habe: jo läßt fich einer ſolchen Auffafjung in alle Wege 
nicht beipflichten. Je beftimmter in ver Klage ausgeiprochen war, daß 
die Vereinbarung eine? Tagelohnes nicht ftattgefunden Habe und daß 
daher die Höhe der Entſchädigung in richterliches Ermeſſen geftellt 
werde: deſtomehr Veranlaffung hatte B. offenbar, ven Eid nicht fo aufs 
zufafjen, als lehne er durch felbigen lediglich ab, daß zwifchen ihm umd 
ber W. ein beftimmtes Tagelohn im Voraus ausprüdlich vereinbart 
geweſen ſei. Es lag für ihn vielmehr unter dieſen Verhältniffen ledig: 
li die Auffaffung nahe, daß der Ausdruck als „Tagelöhnerin“ nur 
gewählt fei, um — unter fchärferer Accentuirung des Gegenjates zu 
der durch ununterbrochene Dienftleiftung fich charakterifivenden Stellung 
des Gefindes jo wie zu einer unentgeltlichen Dienftleiftung — zu com 
ftatiren, ob die W. dem Beklagten Dienftleiftungen ber Art verrichtet 
habe, wie ſolche aufdem Lande, fomweit fie nicht vom Gefinde verrichtet 
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werden, von beigezogenen anderen Berfonen gegen Lohnung des Tages- 
dienſtes verrichtet zu werben pflegen. 
Ill. 

Endlich war dem vorigen Erfenntniffe in ſoweit nicht beizupflichten, 

als daſſelbe auch bezüglich der von dem Angeklagten beſchwornen Thatfache, 
„daß feine Chefrau, geborne M., die W. zur — dieſer Ar- 
beiten nicht beſtellt habe,“ 

auf Einftellung erkannt hat. 

Während, daß eine ſolche Beſtellung der W. durch von der verehel. 
B. beauftragte Boten wiederholt erfolgt fei, von mehreren Seiten be- 
zeugt worden tft, bat der Angeklagte ſich hierunter nur darauf bezogen, 
wie er davon, baß feine Ehefrau jemal3 die W. beitellt hätte, Nichts 
gewußt und deshalb aud den Eid mit gutem Gewiſſen ſchwören zu 
können geglaubt habe. Dabei hat er gleichzeitig eingeräumt, mit feiner 
Ehefrau bisher über diefen Gegenftand nicht geiprochen zu haben, auch 
wicht, bepor er zum Schwörungstermin gegangen fei. 

Wenn die vorige Inftanz diefer Sachlage gegenüber die Einftell- 
ung der Unterfuchung aus dem Grunde für geboten erachtet hat, weil 
bon dem Angeklagten dem Eibeswortlaute nach lediglich beſchworen 
worden fei, wie jeine Ehefrau die W. nicht beftellt babe, und weil dies 
auch der Wahrheit infofern entipreche, als nad den Unterfuchungser- 
gebniſſen bie verehel. B. diefe Beftellungen in der That nicht felbft in 
Berfon, vielmehr dur von ihr Beauftragte und abgefendete Mittel3- 
perionen bewirkt habe: jo kann diefer Argumentation nicht beigetreten 
werden. Die. Modalität, in welcher die Beitellung erfolgt war, tft in 
dem ganzen Bagatellprogefle nicht ein einzige Mal zum Gegenftanbe 
des Streites geworden, e8 muß daher auch als dringend indicirt gelten, 
daß der Angeklagte das von ihm in dem Prozeſſe ohne alle Einfchrän- 
fung geläugnete Factum der Beitellung eidlich ablehnen wollte; jelbit, 
ob die Beitellung eine mündliche oder fehriftliche gewweien? Hatte gar 
nicht in Frage geftanden. 

Sa, das OAG. hatte fogar in diefer Beziehung noch weiter zu 
gehen als der ftaatsanwaltichaftliche Antrag, welcher Betreffs biejes 
Punktes nur das Verbrechen des fahrläffigen Falſcheides als indicirt 
anfehen zu dürfen geglaubt Hat. Iſt nämlich auch nicht angezeigt, daß 
B. jelbft mit angehört und angeſehen habe, wie feine Ehefrau bie ge⸗ 
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dachten Boten inftruirt und abgejendet gehabt, und läßt ſich daher auch 
nicht fagen, er fei defjen verdächtig, daß er das Gegentheil de3 von ihm 
Beſchwornen gewußt habe, jo Liegt doch Verdacht vor, daß er von der 
Wahrheit bejien, was er beſchworen, nicht überzeugt geweſen jei, 
Dafür, daß er von diefer — gleichwohl als beſchworen anzuſehenden — 
Ueberzeugung nicht durchdrungen geweſen jei, ſpricht die ganze Sachlage. 
Die W. war im Laufe von circa zwei Jahren 56 Wochen lang für ihn 
und in feiner Wirthichaft und zwar beziehentlid) in anftrengender Weife 
thätig; er konnte füglich nicht annehmen, daß die W. ſich Hierzu ver: 
ftanden haben würde, wäre fie nicht zu dieſen Dienftleiftungen herbei 
gezogen und beftellt worden; letteres Tonnte aber, geſchah es nicht durch 
ihn, faum durch eine andere Perfon, als durch feine Ehefrau geſchehen 
fein; nur fie Beide waren berechtigt zu Herbeiziehung folcher Beihülfe, 
und B. würde muthmaßlich bei dem Mangel der Ueberzeugung, daß die 
W. in Folge einer an fie durch feine Ehefrau ergangenen Aufforberung 
in feinem Haufe und in feiner Wirtbichaft tbätig ſei, gegen Diele Ber 
bülfe Einſpruch erhoben oder mindeſtens nad der Veranlaffung dazu 
gefragt baben. „Ya es liegt der Verdacht nahe, daß der Angeklagte, 
bafern er in der That vor der Eibesleiftung über den Gegenftand der 
legteren mit feiner Ehefrau feine Rückſprache genommen haben follte, 
eine ſolche Erfundigungseinziehung unterließ, um den Mangel einer 
feiten Ueberzeugung von der Wahrheit des von ihm zu Beſchwörenden 
wenigſtens nicht mit der feiten Ueberzeugung davon, etwas Unwahres 
zu beſchwören, vertaufchen zu müfjen. 

Hiernach allenthalben ift daher die Unterfuhung wider B.'n in 
allen vorgedachten drei Beziehungen wegen Meineids fortzuftellen. 

17. 
Die Aneignung einer zugeflogenen fremden Taube iſt 
Diebitahl (Art. 277 sub 3 de3 RStGB.'s) und nidt 
Sundunterfhlagung, dafern nidht die Annahme be: 
gründet ift, daß das Thier den Rüdweg zu feinem 
Herrn nicht gefunden hätte. 
Erk. vom 31. Dec. 1869 no. 12451222. 
Dem Angeklagten B. gegenüber iſt fejtgeftellt, daß er eine bem 


*) Bergl. auch Annalen Bb. VI. ©. 91. 
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‚ €. eigenthümlich zugehörige Taube, bie ihm zugeflogen war, wegge⸗ 
fangen, und an W. für 5 Nor. verlauft hat. Diefes Gebahren mürbe 
nur dann ald Fundunterſchlagung aufgefaßt werden können, wenn 
bie Taube ſich verirrt gehabt hätte und den Rückweg nicht gefunden 
baben würde. Solches hat jedoch der Beicheid keineswegs fejtgeftellt, 
ia, e8 hat derſelbe ſogar das Gegentheil Davon injofern für erwieſen 
geachtet, ald angenommen wird, daß die Taube, wenn fie nicht von B. 
weggefangen worden wäre, jedenfalls ihrer Gewohnheit nah in den 
Schlag des Verlegten zurüdigeflogen fein würde. Auch ift im Beſcheide 
nicht für bargethan erachtet worden, daß B. etwa irrthümlich ein wirk⸗ 
liches Verirrtfein der Taube, oder daß ſolche herrenlos fei, vorausgeſetzt 
babe. Unter diefen Umftänden kann die Handlungsweiſe des Ange: 
Hagten B. nicht al3 Fundunterſchlagung angejehen, vielmehr muß darin, 
zugleich mit Rüdficht darauf, daß die geiwinnfüchtige Abficht des ge- 
nannten Angellagten aus der Veräußerung der Taube von felbft folgt, 
ein Diebftahl der Art. 2773 des RStGB.'s gedachten Art erkannt 
Werben. 

18. 
Durch Erkenntniß vom 13. Dec. 1869 wurde andermweit 
dergl Annalen NR. F. Bd. I. ©. 343) ausgefproden, daß 
einem nach Art. 278 sub 3 des RStGB.'s zu beurtheilen- 
den Einfteigen das Einfteigen in einen, von den übri- 
gen Theilen des Haufes räumlich getrennten und in 
id abgefhloffenen Gebäuderaum vom Innern des 
Gebäudes aus gleichzuſtellen fei. 


19. 


Die Frage über die Nothwendigfeit einer faufmänni- 
Iden Buchführung (Art. 308 des RStGB.'s) ift factifcher 
Natur und kommt e3 weniger auf Form und Bezeid- 
nung der Bücher als darauf an, daß diefe einen Ueber— 
blid über den Geſchäftsſtand geftatten. 
Erk. vom 3. Dec. 1869 no. 116811158. 
Zu den Gründen, aus denen die eingeivendete Berufung unbeacht⸗ 
li) erſcheint, kommt noch, daß, der Feſtſtellung BI. gegenüber, e8 habe 


- 
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der in Concurs verfallene Angeklagte die für ſeinen Handel⸗ und Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb nach dem Umfange des Geſchäfts und der Handelsſitte 
erforderlichen Bücher theils gar nicht, theils in ſolcher Unordnung ge 
führt, daß daraus fein Activ- und Paffinzuftand nicht erfehen werben 
fönnen, eine Behauptung, wie die des Angeflagten, nicht gewußt zu 
haben, daß für fein Geſchäft kaufmänniſche Bücher zu führen jeien, 
überhaupt zu Begründung des behaupteten Rechtsirrthums nicht benupt 
werden kann. Es handelt fich hier nicht um ganz finguläre, dem An- 
geflagten möglicher Weiſe unbelannt gebliebene Beftimmungen und 
Rechtsgrundſätze, ſondern um ein in der Natur des kaufmänniſchen Ge 
ſchäftsbetriebs ſelbſt Liegendes Verhältniß, von dem das Strafgeſetz mit 
Recht vorausſetzt, daß, wer ein ſolches Geſchäft überhaupt betreibt, wer 
ſogar, wie H., im Handelsregiſter damit eingetragen iſt, auch das Ein⸗ 
ſehen haben werde und müſſe, daß es der Führung ordentlicher Bücher 
über Einnahme und Ausgabe, die einen Ueberblick des Geſchäftsſtands 
geſtatten, bedürfe. Es kommt weniger auf die Form und die Bezeich⸗ 
nung der Bücher, als darauf an, daß ſie dieſem Erforderniſſe ent- 
Iprechen, und über die Nothwendigkeit defjelben kann Fein Gejchäftsin- 
haber in Zweifel fein. 
20. 

Das Eintreten eines wirtliden Schadens war zwar 
nach dem Alten StGGB., ift aber nicht mehr nad dem 
RStGB. ein Thatbeitandsrequifit der Hülfsvoll— 
ftredungsbinterziehung (Art. 310). 

Erf. vom 20. Dec. 1869 no. 1221|1199. 


Wenn nad Art. 310 des StGB.'s das Verbrechen der Hinter: 
ziehung der Hülfsvollſtreckung nur unter der Vorausſetzung, daß durch 
dafjelbe dem betreffenden Gläubiger wirklich ein Schaden zugefügt wor⸗ 
den, fir vollendet angejehen werben konnte, jo hatte dies lediglich barin 
jeinen Grund, daß das gebachte Verbrechen nach dem Betrage bes ver⸗ 


urfachten Schabens mit den Strafen des einfachen Betrugs bebroft 


war; diefer Grund fällt jedoh nunmehr hinweg, denn nad ben Be 
jtimmungen des Art. 310 des RSIGB.3 wird die Hinterziehung der 
Hülfspokftredung nicht mehr mit der Strafe des Betrugs belegt, for 
dern 68 ift deshalb auf eine ganz jelbftftändige, nicht nach dem Werth 
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betrage abzuftufende Strafe zu erfennen, und die Conſtatirung eines 
wirklich verurfachten Schadens ftellt fich daher dermalen nicht mehr als 
ein zu dem Thatbeftande des Verbrechens gehöriges nothwendiges Er- 
forderniß dar; es genügt vielmehr für die Annahme einer vollendeten 
Hinterziehung der Hülfsvollftredung, daß Jemand die eine oder andere 
des im Art. 310 des RStGB.'s erwähnten Handlungen in ber babet 
vorausgejeßten verbrecherifchen Abficht vorgenommen, und die Frage, 
ob und in wieweit er feinen Gläubiger dadurch in Schaben gebracht 
bat, kann gegenwärtig nur noch auf die Abmeſſung der Strafe inner- 
halb des gejelichen Strafmaßes einen Einfluß ausüben. 

Hiernach, und da in dem angefochtenen Erfenntnifje für erwieſen 
erachtet worden, daß Sch. die ihm wegen einer Forderung L.'s im Be- 
trage von 220 Thle., zu deren Bezahlung er bereits rechtskräftig ver- 
urtbeilt war, drohende Hülfsvollſtreckung durch die Veräußerung feiner 
fämmtlichen immobilien, außer denen jer nichts weiter beſeſſen, an 
feine Ehefrau in der Abficht vereitelt hat, feinen Gläubiger 8. da⸗ 
durch um feine obgedachte Forderung zu bringen, bat die Anwendung 
des Art. 310 des RStGB.'s auf die Handlungsweiſe des angeſchul⸗ 
digten Sch. für vollkommen gerechtfertigt erachtet werden müſſen. 


21. 


Der Begriff einer Urkunde im Sinne des Art. 311 und 
Art. 285 sub 1a des RStGB.'s erfordert nicht ſchlech— 
terdings, daß ſich auf dem Schriftſtücke eine förmliche 
Unterſchrift befindet, dafern nur der Inhalt deſſelben 
keinen Zweifel über den angeblichen Ausſteller zuläßt; 
auch wird jener Begriff dadurch nicht aufgehoben, daß 
der angebliche Ausſteller eine gar nicht aa 
Perſon tft. 
Erf. vom 3. Dec. 1869 no. 1140,1150. 


Wenn es auch zur Heritellung einer Urkunde im Sinne des Art. 
311 und des Art. 285 sub 1a des RStGB.'s in der Regel der Unter: 
zeichnung berfelben mit dem Namen des angeblichen Ausftellerö bedarf, 
jo kann diefe Unterjchrift doch, wie au von dem OAG. bereit3 wieder⸗ 
holt ausgejprochen worden ift, durch die Bezeichnung des Ansftellers 
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ber Urkunde im Conterte berfelben oder nach Befinden in ber Weber: 
ſchrift, 

Krug, Ergänzungen zu dem Commentare zum StGB. 2. Hft. S. 24, 
erſetzt werben, und es ift daher auch eine nicht unterzeichnete jchriftlick 
Erklärung dann als eine Urkunde im Sinne der angezogenen Artikel 
des RStGB.'s anzufehen, dafern durch ihren Inhalt jeder Zweifel über 
den Ausfteller dergeftalt befeitigt wird, daß fie, auch ganz abgejehen von 
allen mündlichen Angaben über die Urheberſchaft derjelben, ſchon ihrem 
Inhalte nach gegen eine Perſon, als den Ausiteller, zum Beweiſe von 
Rechten oder Rechtsverhältnifien benugt werden Tann, mag fie auch den 
eivilvechtlichen Erforbernifjen eine8 documentum guarentigiatum — 
einer recognitionsfähigen Urkunde — nicht allenthalben entſprechen. 

Allgem. Ger.= Big. II. 287, IX. 59, XI. 144 und Annalen R. F 

III. 361. 

Das DAG. bat daher auch die Bedenken nicht für begründet er: 
achten fünnen, die in Bezug auf die Beichaffenheit des von N.'n im Ein- 
verftändniffe mit dem Mitangejchuldigten B. unbefugter Weife und Be 
hufs der Ausführung eines Betrugs gefertigten und von B.’n forenn 
zu Ausführung des gemeinschaftlich beichlofienen Betrugs gebraudten 
Briefe erhoben worden find, denn es ergiebt fich nicht allein aus dem 
Inhalte dieſes Briefed ganz Kar, daß derjelbe, feine Echtheit vorausge 
jest, nur von dem als „Baron v. ©.” bezeichneten Verfertiger und Lie 
feranten der darin. dem verlegten B. veriprochenen falfchen Banknoten 
abgefaßt fein konnte, ſondern es befinden fi) auch oben an der Spik 
des Briefes die Worte: „Baron v. ©. den 7/2. 69 und die unter em 
Briefe befindliche Unterjchrift „der Obige“ ift hiernach einer Unterſchrift 
„Baron dv. ©.” ganz gleichzuftellen. Daß dieſe Perfon gar nicht eriftirt, 
ändert an ber rechtlichen Beurtheilung der Sache nicht das Minbefk, 
da auch die Ausstellung von Urkunden unter erdichtetem Namen zu 
einem rechtswidrigen Zwecke eine nach Art. 311 des RSEtGB.'s zu be 
urtheilende ftrafbare Fälfchung enthält, es fteht aber auch der Anwen⸗ 
bung des Art. 285 sub 1a in Verbindung mit Art. 311 des RStGB!s 
auf den vorliegenden Fall der Umftand nicht entgegen, daß der Name 
des angeblichen Verfaſſers des Briefs nicht ausgefchrieben, denn, wenn 
Jemand in feinem gejchäftlichen Verkehre mit Anderen feine Briefe und 
fonftigen Schriftlichen Erklärungen aus bejonderen Gründen nicht mit 
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feinem vollen Namen zu unterjchreiben, ſondern ftatt defien nur mit 
dem Anfangsbuchſtaben feines Namens oder auf eine andere beftimmte 
Weiſe zu unterzeichnen pflegt, jo genügt es folchenfall8 auch zur An- 
nahme einer Fälſchung im Sinne des Art. 311 des REtGB.'s, mern 
eine dritte Perſon unbefugter Weife und zu einem widerrechtlichen 
Zwecke Schriften unter berjelben, die Namendunterjchrift vertretenden 
Unterzeidnung anfertigt. Hiernach ftellt fich der erwähnte Betrug aller- 
dings al3 ein ausgezeichneter bar. 


Zu der Strafprozebordnung ıc. 


11. 
Die Wiedereinfegung gegen ein verfäumtes Rechts— 
mittel fett voraus, daß legteres jelbit nachträglich in 
der in Art. 95, 107a der RStPO. geordneten Frift ein- 
gebradt wird. 


Verordn. vom 20. Dec. 1869 no. 1220|1212. 


An der vor dem Gericht3amte im Bez.-Ger. zu D. zwiſchen F. A. 
Gr. und S. G.'n anhängigen Privatanklagejache hat der Lebtere durch 
feinen Iegitimirten Sachwalter, nachdem das in zweiter Inſtanz von 
dem Bez.⸗G. zu D. gefprochene Straferfenntniß rechtskräftig geworben, 
um MWiedereinjegung in den vorigen Stand und zwar unter dem An- 
führen gebeten, daß die Infinuation der erlafienen Borladung zu dem 
am 16. Sept. 1869 abgehaltenen Einfpruchs »Berhandlungstermine, 
bon welchen er eben deshalb Feine Kenntniß erhalten, eine legale nicht 
geweſen ſei. 

Nun kennt aber die REtPO. die Wiedereinſetzung gegen Verſäum⸗ 
niſſe nur in Bezug auf Rechtsmittel, die gleichzeitig mit dem Wiederein⸗ 
ſetzungsgeſuche oder doch binnen zehntägiger Friſt, reſp. von erlangter 
Kenntniß des Nichtigleitägrundes oder vom Aufhören des der Einwen- 
dung des Rechtsmittels entgegengetretenen Hinderniffes an, bei deren 
Verluft eingewendet werden müſſen, vergl. Art. 95 u. 107a ver REtPO. 
Im gegenwärtigen Falle, wo nicht jowohl der Art. 107a als nr 
mehr der Art. 95 der RSEO. in Frage Tommt 
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D. Schwarze, die StPO. S. 91 Aufl. II, . 
hätte demnach ©. innerhalb einer Zehntagsfrift vorn dem BI. bezeid- 
neten Tage an, neben dem Geſuche um Wiebereinjegung, auch noch 
Nichtigkeitsbeſchwerde erheben müflen, während er eine jolche ſelbſt bis 
jest noch nicht erhoben bat. Will man alfo ſelbſt das Miedereinfek- 
ungögejuch, mit Hinficht auf BL, als tempeſtiv angebracht gelten Lafien, 
\o fehlt es doch am ber Einwendung des erforberlichen Rechtsmittels, 
ohne welche, die Wahrheit ber Anführungen Bl. allemal vorausgeſett, 


zu einer Aufhebung der Entjcheidung nicht gelangt werben könnte. 


12. 


Eine vom Staatsanwalte darauf geftüßte formelle 
Nichtigkeitsbefchwerde, daß der Einzelridhter nad er: 
folgter Actenihlußnotification an ihn annod eine 
ibm nicht ebenmäßig eröffnete Rejolution auf theil: 
weile Unterfuhungseinftellung gefaßt habe, auch dar— 
auf ohne Weiteres mit ber Beſcheidsabfaſſung vorge: 
gangen fei, ift für begründet zu eradten (Art. 36l 
Abi. 3, Art. 362 und 363 der NStPBO.). 


Erk. vom 21. Dec. 1869 no. 1249/1224. 


m der gegenwärtigen Unterſuchungsſache Hat das Prozeßgericht, 
nachdem dem Angeklagten und dem Staatsanwalte der Unterſuchungs⸗ 
ſchluß befannt gemacht worben war, annoch den BL. erfichtlichen, auf 
theilweiſe Einftellung der Unterfuchung hinauslaufenden Beſchluß in den 
Acten verlautbart, fodann aber, ohne zuvor gedachten Beſchluß dem 
Staatdanwalte eröffnet und demfelben zugleich anderweit ben Unter: 
ſuchungsſchluß befannt gemacht zu haben, einen Beſcheid ertbeilt. Died 
ſteht mit den geſetzlichen Vorſchriften über das Verfahren in einzelrich 
texlichen Unterfuchungen nicht in Einklag. Zwar bat der Einzelrichter 
nach Art. 361 Abſ. 3 der RSIPD,. das Befugniß, ohne vorherige Be 
fragung des Stantsanwalts das Verfahren ganz over theilweiſe einge 
ftellen. Allein wenn der Eingelrichter die Unterfuchung bereits ge 
ſchloſſen und folches dem Staatsanwalte eröffnet bat, dann ift Erfteret, 
ſelbſt wenn man ihm das Recht, auch jegt noch die Unterfuchung theil- 
weiſe einzuftellen, zugeftehen will, keinenfalls befugt, nach Fafjung eines 
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auf partielle Einftellung lautenden Bejchluffes ohne Weiteres über den 
bon der Einftellung nicht betroffenen Theil der Unterfuchung zu er⸗ 
fennen. Vielmehr ift der Einzelrichter, wenn ex nach Belanntmachung 
des Actenſchluſſes an den Staatsanwalt annoch die partielle Einftel- 
lung der Unterfuchung bejchließt, verbunden, dieſen Beichluß fofort dem 
Stantsanwalte, zugleich unter andermweiter Notification des Unter- 
ſuchungsſchluſſes, zu eröffnen. Es ergiebt fich folches aus den Beftim- 
mungen in Art. 361 Abi. 3, Art. 362 und Art. 363 der RStPO. 
Die an der zuerft angezogenen Gefehftelle gegebene Vorſchrift giebt zu 
erkennen, daß der Einzelrichter im Falle der Einftellung des Verfahrens 
zwar nicht die Verpflichtung bat, den Staatsanwalt vorher zu hören, 
wohl aber verbunden ift, nach erfolgter Einftellung ſolche unverzüglich 
dem Staatsanwalte zu eröffnen. Es fol alfo dem Staatsanwalt Ge- 
legenheit geboten werben, eine von dem Einzelvichter beichlofiene, jedoch 
von Erfterem für unrichtig geachtete Einftellung fofort mittelft Be- 
ſchwerde anfechten zu können. Dies gilt keineswegs blos bon dem 
Falle einer gänzlichen, fondern auch von dem Falle einer theilmeifen 
Einftellung des Unterfuchungsverfahrene. Sonach hat in vorliegender 
Sache das G.-Amt W. dadurch, daß es unterlaffen hat, fofort nad 
Faſſung des Einſtellungsbeſchluſſes ſolchen dem Staatsanwalte zu er: 
öffnen, einen Verftoß gegen Art.361 Abſ.3 der RStPO. ſich zu Schul- 
den gebracht. Aber auch den Vorſchriften in Art. 362 und 363 ber 
RStPO. Läuft das von genanntem G.Amte eingehaltene Verfahren zu= 
wider. Aus diefen Artikeln geht Far hervor, daß, wenn in einer einzel 
vihterlichen Unterfuhung nad) bereit3 erfolgter Bekanntmachung des 
Aetenſchlufſes an den Staatsanwalt eine weſentliche Aenderung des 
Standes der Unterfuchung eintritt, nicht ohne Weiteres ein Erkenntniß 
abgefaßt werben darf, vielmehr zuvor dem Staatsanwalte der Unter: 
ſuchungsſchluß anderweit zu eröffnen iſt. Mithin war in gegenwärtiger 
Sache das Prozeßgericht, nachdem e8 den, den Stand ber Unterfuchung 
weientlich alterirenden Beichluß gefaßt hatte, verpflichtet, vor Abur⸗ 
theilung der Sache den Staatsanwalt anderweit vom Schlufle der Un- 
terfuchung in Kenntniß zu ſetzen. 

Nach dem Bisherigen bat das G.-Amt W. in ber vorliegenden 
Unterfuchung weſentliche proceffuale Vorfehriften verlegt, und es er- 
ſcheint daher die erfolgte Caflation des Beſcheids gerechtfertigt. 
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13. 
Die Zuziehung des Staatsanwalts zu den Sitzungen 
der Bezirksgerichte, in denen ſelbige in zweiter In— 
ſtanz über Einleitung einer gerichtsamtlichen Unter— 
ſuchung oder über deren Beanſtandung zu entſcheiden 
haben, iſt nicht nothwendig. 
Verordn. vom 7. Febr. 1870 no. 102/98. 


Die angefochtene Entſcheidung betraf lediglich die Frage, ob der 
Beſchwerde abzuhelfen ſei, welche €. W. D. gegen den Unterjuchungs- 
einleitungsbeſchluß des G.⸗Amts zu J. erhoben hatte. Zu den Sitzun⸗ 
-gen, in welchen derartige zweitinſtanzliche bezirksgerichtliche Entſchei⸗ 
dungen zur Berathung gelangen, braucht die Staatsanwaltſchaft nicht 
zugezogen zu werden. 

Die gegentheilige Anſicht des Staatsanwalts findet in dem Ge⸗ 
ſetze keine Unterſtützung. Insbeſondere beziehen ſich die Eingangs⸗ 
worte des Art. 28 der REtPO., — von den Sitzungen des OAG.'s 
und der B.-Gerichte ſprechen, 

„in denen über die Einftellung oder Fortftellung der Unterfuchung 

und bie Verweifung des Bezüchtigten zur Hauptverhandlung erkannt 

wird,“ 
nur auf bezirksgerichtliche Unterſuchungen und zwar auf Diejenigen Ent- 
ſcheidungen in denſelben, die nach geichloffener Vorunterfuchung mit⸗ 
telft Erkenntniſſes, ſowie beziehentlih in dem in Art. 254 Abf. 1 jet. 
Art. 2333 Abſ. 1 der RStPO. gedachten Ausnahmsfalle mittelft Be 
ſchluſſes ertheilt merben und in denen ausnahmslos über die Verwei⸗ 
fung zur Hauptverhandlung reſp. über den Mangel der Borausfegungen 
bierzu entfchieben wird. Selbft dann, wenn es ſich um die Einftellung 
einer zwar eröffneten, aber noch nicht gefchloffen geweſenen bezirksge⸗ 
richtlichen Borunterfuchung handelt, fchlägt nicht Art. 28, vielmehr dad 
im Art. 125 der RStPO. geordnete Verfahren ein. Ganz abgejehen 
aber davon, daß es ſchon hiernach unzuläſſig ericheinen würde, jene 
heruorgehobenen Worte des Art. 28 analog auf eingelrichterliche Unter 
fuchungen. auszudehnen, fo ſpricht gegen bie Statthaftigfeit einer folchen 
Analogie auch noch insbeſondere der jonftige Inhalt diefes Artikels und 
zwar injofern, als er weiterhin, wo ex offenbar ebenfo einzelgerichtliche 


Handels: und Wehhlſelrecht. 433 


wie bezivfögerichtliche Unterfuhungen im Auge hat, ganz ausdrücklich 
nur dem OAG. die Verpflichtung auferlegt, zu feinen Sigungen, in 
denen „über Einleitung einer Unterſuchung“ und daher auch jedesmal — 
wie auch beziehentlich in der Novelle XVI von 1861 ausdrücklich noch 
hinzugefügt mar — gleichzeitig über Fortftellung oder Einftellung einer 
Unterfuhung entjchieden werden foll, die Staatsanwaltſchaft zuzuziehen. 
Hieraus und gerade aus dem hiernach von dem Geſetzgeber feſtgehal⸗ 
tenen Unterſchiede zwiſchen den besfallfigen Situngen der B.»Gerichte 
und des DAG.S erhellt zur Genüge, daß der Geſetzgeber die Zuziehung 
ber Staatsanwaltichaft zu den zweitinftanzlichen Entfcheivungen über 
Einleitung einer gerichtsamtlichen Unterfuchung oder über deren Wie- 
derbeanftandung nicht für erforderlich erachtet bat. 
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26. 
Mittlere Art und Güte des Handelsguts — Art. 335 
des HGB.s. — Handel nah Probe? 
I. Sen.-Erf. vom 14. Mai 1869 no. 325/805. 

Es handelt fich im gegenwärtigen Galle nicht um einen Kauf nad) 
Probe oder Mufter, vielmehr hatte Bellagter nad) Ausweis des der 
Klage abjchriftlich beigefügten, BL. zugeftandenen Brief3 nur im Allge- 
meinen 10 Ballen Oporto-Korkholz A. P. und 10 Ballen dergleichen 
A.C. bei dem Kläger beftellt und wenn er auch dabei hinzugefügt Hatte, 
er rechne auf noch beſſere Waare, ald die ihm mit der vorhergehenden 
Sendung zugefchielte geweſen ſei, jo rechtfertigt diefe Bemerkung doch 
noch nicht die Annahme, daß er damit die ihm vorher zugejendete Waare 
als Mufter für die auf feine andermweite Beitellung auszuführende 
Sendung hingeftellt habe, im Gegentheil ergiebt ſich aus ihr, daß von 
ihm dem Kläger anheim gegeben worden fei, ihm andere Waare als bie 
frühere zu liefern. Ebenſowenig erhellt aber aus jenem Briefe mit 
ausreichender Deutlichkeit, daß Bellagter die Lieferung einer beſonders 
guten Qualität von Waare ausbrüdlich fih ausbedungen habe und 
wollte man ferner auch davon ausgehen, daß mit dem Ausdrude: 
„Oporto-Korkholz A. P. und A. O.“ beſondere Gattungen Korkholz 
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bezeichnet geweſen jeien, wofür indeß ein näherer Anhalt nicht vor: 
handen iſt, jo hat doch Beflagter jelbft, wie aus dem von ihm in feinem 
Einlaſſungs⸗- und Dupliffage Borgebrachten zu entnehmen ift, nicht be- 
ftritten, daß das ihm von dem Kläger überfendete Korkholz Oporto- 
Korkholz A. P. und A. C. geweſen ſei, jondern er hat nur behauptet, 
das fragliche Korkholz jei zum Theil umreif, zum Theil porös und jomit 
bon ganz geringer, zur Erzielung guter Korke nicht tauglicher Beichaffen- 
beit, und demgemäß nicht einmal Handelsgut mittlerer Art und Güte 
gewejen. 

Unter diefen Umftänden handelte e3 ſich nur noch darum, ob die 
gelieferte Waare überhaupt die gejegmäßige Beichaffenheit gehabt habe, 
ob fie aljo Handelsgut mittlerer Art und Güte geweſen jei. 

Nun bat aber der VBerfäufer, welcher Bezahlung des Kaufpreiſes 
für eine von ihm gelieferte und von dem Käufer empfangene Waare 
fordert, zu Begründung feines diesfallfigen Anſpruchs nicht noch be 
ſonders zu behaupten und beziehentlich nachzuweiſen, daß die betreffende 
Waare überhaupt empfangbar und von der gefegmäßigen Bejchaffenheit 
geweſen fei, ſondern es jteht ihm in diefer Hinficht bi3 zum Nachweis 
des Gegentheil3 die Vermuthung zur Seite und menn daher der Käufer 
jene Beichaffenheit läugnet und behauptet, daß er wegen der vorhande— 
nen, der Waare die Eigenfchaft einer empfangbaren entziehenden Män- 
gel, nicht verpflichtet jei, die Waare zu behalten und zu bezahlen, jo 
trifft ihn die Obliegenheit, diefe Mangelbaftigfeit nachzuweiſen. An 
dieſer Beiveislaft des Käufers wird auch dadurch, daß er die betreffende 
Waare wegen Fehlerhaftigfeit derjelben dem Verkäufer rechtzeitig zur 
Dispofition jtellte, etwas nicht geändert, indem er hiermit nur der An- 
nahme begegnete, daß er auf Geltendmachung des vorhandenen Mangels, 
jei e8 im Wege der Klaganftellung, fei es in dem der Einrede, ftill- 
ſchweigend Verzicht geleiftet Habe. 

Unter diejen Umständen kommt hier darauf etwas meiter nicht an, 
ob die dev Klage injerirte Behauptung, die gelieferte Waare habe der 
beftellten Qualität entiprochen, für den Eidesantrag fich eigne, indem 
dieje Behauptung fich eben nur auf den von dem Beklagten nicht an— 
gezweifelten und deshalb auch nicht weiter zu erweiſenden Umftand be 
sieht, daß die gelieferte Waare in 10 Ballen Oporto-Korkholz A. P. 
und dergl. A, O. beitanden habe. 
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27. | 
Ueber daS fchriftlihe Verfahren in Leipziger Handels— 
geriätsjaden. 


H. Sen.-Erf. vom 26. Oct. 1869 no. 679/698. 


Die von dem Bellagten in feiner fchriftlichen Einlaffung vorge: 
ſchützten Ausflüchte find in der vorigen Inſtanz deshalb unbeachtet ge- 
lafjen worden, weil diejelben für verfäumt zu erachten feien. Nun ift 
ed zwar richtig, daß nach den Bl. citirten Vorſchriften der Handelsge— 
richtsordnung (Art. XI und XII) in den zur Competenz de3 Leipziger 
58.3 gehörigen Rechtsſachen ſogleich im erften Termine ein kurzes Ber- 
fahren vom Mund aus in die Feder, wobei der Bellagte die ihm zu 
Gebote jtehenden Einreden und Ausflüchte anzuzeigen hat, abgeſetzt 
amd ein fchriftliches Verfahren, ſelbſt wenn die Parteien ſich darüber 

geeinigt hätten, vom Richter nicht zugelafjen werben fol. Bekanntlich 
iſt aber Diefe letztere Beſtimmung in der Praxis ſchon längft nicht mehr 
befolgt und ein Compromiß der Parteien auf Ichriftliches Verfahren ge- 
stattet. Iſt aber ein ſolches Compromiß einmal abgejchlofien worden, 
jo iſt auch, im Zweifel, davon auszugehen, daß nach dem Willen der 
Parteien das fchriftliche Verfahren an die Stelle der mündlichen Ber- 
bandlung im Termine jelbit treten und die Parteien in diefem jchrift- 
lichen Verfahren alles dasjenige zur Wahrnehmung ihrer Rechte vorzu- 


bringen befugt jein follen, was fie anderenfall® im Termine vorzu: 


bringen gehabt hätten. 
28. 
Eigenthums- oder Incaſſo-Indoſſament? 
II. Sen.⸗Erk. vom 14. Oct. 1869 no. 687/662. 


Zu Abänverung des von beiden Theilen angefochtenen Erkennt⸗ 
niſſes 2. Inſtanz auf Wiederklägers Berufung iſt man 
1 


vornehmlich durch eine abweichende Auffafjung derjenigen Klagbehaup- 
tungen geführt worden, mittel deren Wiederfläger nachzuweiſen gejucht 
Bat, daß er vie ihm gegen den Bormann und Indoſſanten des Wieder- 
beklagten, E. M. R., zuftehenden Exceptionen aud dem Wieberbeflagten 
gegenüber geltend zu machen berechtigt jei. 

28* 
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Das DAG. hat zeither die Rechtsmeinung befolgt, daß ber Ein- 
rede, es ſei das den Wechjelfläger Iegitimivende fogenannte Eigenthums- 
indofjament nur die das bloße Auftragsverhältniß des Erfteren ver- 
dedende Form, der Indoſſant der wirkliche Wechſelinhaber und deshalb 
der Indofiatar als deſſen Mandatar auch den wider den Indoſſanten 
zuftehenden Einreden ausgeſetzt, durch die Vorfchrift der ADMO. in At. 
82 verglichen mit Art. 17 diejenige Rechtswirkung nicht entzogen worden 
tft, welche ihr im Sächfiichen Partikularrechte (Erl. Pr.-Ordn. Anh. 8.15) 
unbezweifelt zufam. Die Gründe dafür find in der Zeitichrift f. Rechtspfl. 
und Verw. N. F. Bd XVIS.460 flg. und in den Annalen des OAG. 
Bd. III ©. 269 flg. mitgetheilt und ein Anlaß, darauf jegt zurüdzu- 
kommen, ift durdy die gegenwärtige Sachlage um fo meniger geboten, 
als die gedachte NechtSmeinung von der zweiten Inſtanz ausdrücklich 
gebilligt worden iſt und ſelbſt der Wiederbeflagte hauptſächlich das Bor- 
handenfein der zu ihrer Antvendung unerläßlichen thatfächlichen Unter: 
lagen bejtritten hat. Der Lebtere ftimmt hierin mit der zweiten Anftanz 
überein, melde das Klaganführen nicht genügend für die Annahme 
findet, daß das Indoffament, auf welches Wiederbeflagter feine Legi- 
timation in der Conventiongfache geftüßt bat, nicht zu Webertragung 
des Eigenthums am Wechfel, fondern lediglich zu deſſen Incaſſo ertbeilt 
worden ſei. Nun ift zwar als in der Natur der Sache liegend zuzu⸗ 
geben, auch von dem OAG. in dem in den Annalen a. a. D. veferirten 
Nechtöfalle ausgeiprochen worden, daß die Frage, ob in Wahrheit 
Eigentbumd= oder Procura⸗Indoſſament vorliege, immer aus den be 
jonderen Umftänden des concreten alles zu beanttvorten ſei. Allein 
eben deshalb fünnen die fpeciellen thatjächlihen Momente des nurer: 
wähnten Rechtsfalls nicht ſchlechthin für den jegigen Fall als maßge: 
bend gelten, nur die dort dargelegte prinzipielle Auffaffung der Sache 
iſt daS auch hier entſcheidende Moment und bei beren Feithaltung ge- 
langt man nach der Anficht des OAG.'s zu völlig gleichem Ergebniſſe. 
Es kann, wie Wiederkläger nicht mit Unrecht hervorhebt, gegenwärtig 
nicht, wie in dem mehrerwähnten Präjubize, von der Vorausfegung 
eine3 correcten Faufmänniichen Wechfelverfehrs der Betheiligten ausge⸗ 
gangen werden. Denn daß der Indoſſant der fraglichen Wechſel, €. 
M. R., Kaufmann im technischen Sinne fei und insbeſondere Bankier⸗ 
oder Geldwechsler-Geſchäfte gewerbmäßig betreibe, ift daraus allein, 
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daß er dem Pflegbefohlnen Wiederklägers zu wiederholten Malen Gel: 
ber gegen Ausftellung von Wechſeln dargeliehen hat, ebenjowenig zu 
folgern, al3 der Umftand, dag D. M. R. auf mehren dieſer Wechfel als 
Indoſſatar figurirt, für fich allein zu einem Schluſſe auf feine fauf- 
männiſche Qualität berechtigt. Bei dem nahen Verwandtſchaftsver⸗ 
bältniffe, in welchem Beide als Bater und Sohn zu einander fliehen, ift 
auch ihre Berührung in den fraglichen Wechfeln ohne das Beſtehen 
einer kaufmänniſchen Gejchäftsverbindung und überhaupt irgend eines 
gegenfeitigen Schulbverhältnifjes gar wohl denkbar. Zum Mindeften 
liegt in der thatfächlichen Geſtaltung des Falles fein Grund, die Ent- 
ftehung des Indofjaments auf einen Schuldnerus Beider zurüdzuführen, 
oder mit einem folchen, wie BI. gefchehen, in Verbindung zu benfen. 
Nah Wiederklägers Anführen im 6. und 19. Klagabjchnitte fol 
nun E. M. R. den Wiederbeflagten beauftragt haben, den BI. der 
Acten in Abjchrift erfichtlichen Wechjel gegen den W. geltend zu machen 
und eingehende Zahlung an ibn, den älten R., abzuliefern. Daß dieſe 
Erklärung bei Begebung der vorgebachten Wechſel mittels Ausftellung 
bon Blancogiri abgegeben fein folle, ift bei Beachtung des Zufammen- 
banges, in welchem dem Klagvorbringen zufolge die Erklärung als fac- 
tüche Begründung der vorausgeſchickten Behauptung eines bloßen In⸗ 
caſſogiros erſcheint, nach der Anficht de3 OAG.'s nicht füglich zu be— 
zweifeln, mithin die entiprechende Faſſung der Delateide gerechtfertigt. 
Auch iſt darin, daß Wiederbeflagter die Wechſel angenommen und 
unter. Benubung der von feinem Vater auögeftellten Blancogiri gegen 
den W. im Procefje geltend gemacht hat, die Annahme des Auftrags 
bis zum Nachweiſe eines Anderen thatſächlich zur Genüge ausgeſprochen 
zu befinden. 
s Unter den vorliegenden Umftänden kann aber der fragliche Aufs 
trag blos als ein Incaſſoauftrag und das behufs feiner Ausführung 
ertbeilte Blancogiro nur als ein in die Form eines Eigenthumsgiros 
gehülltes Procuraindofjament im Sinne der ADWD. Art. 17 be 
trachtet werden. Wiederbeflagter follte den erhobenen Wechfelbetrag 
nicht für fich behalten oder auch nur feinem Indoſſanten in Rechnung 
gutichreiben, fondern „eingehende Zahlung” an Letzteren ganz ebenjo 
abliefeen, wie jeder Beauftragte zu thun gefeglich verpflichtet ift (BGB. . 
8. 1310). Irgend eine Andeutung dafür, daß Wiederbellagter Eigen- 
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thümer des Wechſels wirklich fein, nicht bloß dem Wechſelſchuldner im 
Scheine eines jolchen gegenüber treten ſolle, ift in dem Bertrage nicht 
gegeben. Es mag aud im Hinblid auf die oben berührten perjönlichen 
Verhältniſſe des Contrahenten nicht als felbftverftändlich gelten, daß 
Miederbeflagter den Grundſätzen kaufmänniſchen Verkehrs gemäß ſich 
als Schuldner des Wechſelbetrags anzuſehen und dem Indoſſanten ſol⸗ 
chen in Gutſchrift zu bringen gehabt babe, wie ſolches bei ben im Ber- 
hältnifle laufender Rechnung ftehenden Kaufleuten allerdings üblich iſt 
(Annalen a.a. D. ©.272 flg.). Die für den gebrauchten Eivesantrag 
allerdings ungeeignete weitere Behauptung Wiederklägers, daß die 
ganze Operation nur die Abſchneidung der Einwendungen des Wechiel- 
ſchuldners bezweckt habe, Tann daber auf fich beruhen, wie erheblichen 
Anjchein fie auch für Jich Hat, wenn man den ungünftigen Erfolg der 
von E. M. R. felbft gegen den Wechjelichuldner nach Ausweis Der Bei- 
lageacten angeftellten Klage und ben durch die Einwendungen des Wech 
ſelſchuldners berbeigeführten rechtöfräftigen Stand der Sache berid- 
fichtigt. Auch von Wieverklägers Beziehung darauf, daß Wiederbe⸗ 
klagter nicht die geringfte Valuta für die Wechfel feinem Indoſſanten 
bezahlt habe, Tann füglich abgejehen werden. Denn für fich allein 
würde fie die unentgeltliche Ueberlaſſung des Eigenthumes der Wechſel 
nicht ausfchließen, erſt durch das angeführte Auftragsverhältniß wird 
die Annahme einer jolchen bejeitigt. 

Die in Vorſtehendem bargelegte Auffafjung jetiger Inſtanz bat 
zu dem von der erften Inſtanz in der biäher erörterten Präjubtzialfrage 
eingenommenen Standpunkte, mitbin zu Wiederherftellung des Erfennt- 
niſſes BL geführt, weil darüber, daß bie in der Wieberflage ausge 
führten .Erceptionen dem Mandanten des Wieberbeflagten gegenüber 
allerdings wirkſam ſeien, die vorigen Inftanzen, obſchon zum Theil aus 
abweichenden Gründen, einberjtanden find und dag OAG. bei noch 
maliger Prüfung der Sache zu gleichem Nefultate mit ben vorigen In⸗ 
ftanzen gelangt ift. 
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29. | 
Wehfelausftellung ausnahmsweiſe nit Schuld: 
tilgung. 


II. Sen.-Erf. vom 21. Oct. 1869 no. 669/682 *). 


Es ift richtig, daß nad) der zeither vom OAG. befolgten Rechts: 
anfieht dann, wenn zum Bivede der Erfüllung einer vorhandenen Schuld 
ein Wechjel ausgeſtellt, girirt oder acceptirt worden ift, die vorhandene 
Schuld nebit Accefjorien getilgt wird und an deren Stelle lediglich die 
aus dem Wechjel entipringende Verbindlichkeit tritt. Allein es ift, 
wie auch aus den zahlreichen hier einjchlagenden veröffentlichten, neuer: 
dings im 

Wochenblatt für merkw. Rechtsfälle 2c. Jahrg. 1867 ©. 327 
zuſammenigeſtellten Präjudizien erhellt, von biefer Annahme nur injo- 
weit auszugehen, als nicht im einzelnen alle eine entgegengeſetzte Wil- 
lenämeireung ber Betheiligten, welche auf die Fortdauer der früheren 
Verbindlichkeit gerichtet ift, erfennbar wird. Gerade letzteres Sachver⸗ 
hältniß aber Liegt nach Anficht des OAG.'s gegenwärtig vor, ſoweit die 
vom Kläger beim 60. bis 62, Einl.-Punkte erwähnte vom Hauptſchuld⸗ 
ner T. bewirkte Austellung der beim 62. Einl.-Punkte näher bezeich- 
neten Wechjel in Frage kommt. Zunächſt ift im eriten Verfahren recht: 
jeitig weder vom Kläger noch vom Bellagten mit hinreichender Deut- 
lichfeit darauf Bezug genommen worden, ob die nach Beider Einver- 
ſtändniß erfolgte Schließung des bei den nur angezogenen Einl.-Punkten 
erwähnten Wechjelgeichäftes vor der Ausftellung der gedachten Bürg- 


ſchaftsurkunden ftattgefunden habe oder nachher. Wäre bie Ausitel- 


lung der Bürgſchaftsurkunden erft der Schließung des Wechjelgefchäftes 
nadıgefolgt, jo läge, da Bellagter beim 60. und 62. Einl.⸗Punkte mit 
Klägern darüber einig iſt, daß jenes Mechfelgefihäft auf feine, Belag: 
tens, Veranlaſſung geſchloſſen worden ift, thatfächlich in der fpäteren 





2) Beklagter hatte ſich dem Kläger für bie Kaufgelber verbürgt, welche 
diefer für dem 7, gu jendende Waaren zu fordern haben mwürbe, Kläger 
aber von T. des Kaufpreijes halber fich Accepte ausstellen laſſen. Bellagter 
behauptete, daß, da Wechfel Zahlung fei, die Kaufgelderforderung und alfo 
auch feine Bürgſchaft erlofchen fei. Die Inſtanzen approbirten diefen Ein- 
wand nicht. | 
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felbftftändigen Uebernahme ber auf die Hauptfchuld als auf die nad 
Höhe des verbürgten Betrages zu fichernde Verbindlichkeit hinweiſenden, 
die Fälligkeit der Hauptfchuld und ber damit eintretenden Zahlungs: 
pflicht des Bürgen auf einen fpäteren Zeitpunkt als die Verfallgeit der 
Mechjel, verlegenden Bürgichaft, die Erklärung Klägers und Beklagtens, 
daß in ihrem Verbältniß zu einander durch die Ausftellung der Wechſel 
nicht die Hauptichuld als bejeitigt Habe angejehen, vielmehr in der letz⸗ 
teren Handlung nur eine, dem Intereſſe des Hauptgläubigerd wie des 
Bürgen dienende Schärfung der Haftbarfeit des Hauptſchuldners habe 
erblickt werben follen. Das Gleiche würde aber auch zu gelten haben, 
wenn die Schließung des Wechſelgeſchäfts erft nad) Eingehung bes vor- 
liegenden Bürgichaftövertrages Statt gehabt hätte. Zufolge der inje- 
weit übereinftimmenben Darftellung der Parteien beim 42., 44. und 
48. Einl.-Punkte hat Kläger die Verbürgung Beklagtens und beziehent⸗ 
lich der Ehefrau deſſelben für T.'s Schuld gerade um deswillen erfordert 
und verwilligt erhalten, weil der nurgedachte Hauptichuldner für feine 
Perſon allein dem Kläger wegen Greditirung der betreffenden Waaren- 
jendung genügend ficher nicht geweſen iſt. Nun hat man fich zu verge 
genwärtigen, daß die gedachte bürgfchaftliche Verpflichtung, wie oben 
gezeigt wurde, auf den ofterwähnten Bürgfchaft3urfunden, deren Aus 
ftelung und Ueberlaffung an Klägern einen für fich beftebenden ver: 
pflichtenden Act bildet, berubt. Wenn unter ſolchen Umftänden etwas 
Weiteres nicht gejchehen ift (zu vergl. Einl⸗-Punkt 60 und 62) als daß 
Bellagter, der Bürge, den Gläubiger des Hauptſchuldners aufgeforvert 
bat, ſich vom Lebtern Accepte geben zu laſſen, darauf aber wiederum 
etwas Weiteres nicht erfolgt ift, al3 daß in Gegenwart des nämlichen 
Bürgen der Hauptfchuldner dem Gläubiger Wechfel acceptirt hat, in 
welchen, abweichend vom Inhalte der Berbürgungsurkunden, die Haupt- 
ſchuld in verſchiedene Abjchnitte zerlegt worden ift, und welche ebenfalls 
abweichend vom Inhalte der nurbemerkten Urkunden zu verſchiedenen 
Verfalltagen noch vor der dem Bürgen gegenüber für die Tilgung ber 
Hauptihuld und der bürgichaftlichen Verbindlichkeit urkundlich feftge 
ſetzten Frift, zahlbar geworden find, ohne daß bei der Schließung des 
Wechſelgeſchäfts der durch die Urkunden A. und C. bereits geficherten 
Verbindlichkeit des Bürgen gedacht worden tft, jo wird auch nach Anſicht 
des OAG.'s bei diefem ganzen Hergange nur die Willensrichtung der 
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Betheiligten erkennbar, daß es gegolten habe, die Verbindlichkeit des 
Hauptſchuldners im beiderſeitigen Intereſſe zu erhöhen, was insbeſon⸗ 
dere den Bürgen betrifft, demſelben, wie die vorige Inſtanz bemerkt hat, 
ein Sicherungsmittel zu eventueller Abwendung ſeiner Inanſpruchnahme 
zu gewähren, daß aber nicht bezweckt worden ſei, es habe der Haupt- 
gläubiger unter Verluft der mit dem Bürgen nad) Umfang und Fällig- 
feit befonber3 vereinbarten Berechtigung , wieder allein auf den Credit 
des Hauptjchuldners zurüdgreifen jollen. 


30. 


Die Proteftaufnahme am legten Protefttage na ſechs 
Uhr Nachmittags ift verfpätet. — 8. 8 des Einf.-Gei. 
vom 25. April 1849. 

II. Sen.-Erf. vom 14. Det. 1869 no. 714'657. 2 


Der Wechiel, aus welchem der Kläger klagt, ift ein von dem Kläger 
an eigne Ordre auf den Beklagten gezogener, in Dresden bei 9. J. we 
(allem Anfcheine nach dem Kläger ſelbſt) domicilirter und von dem Be- re 
klagten acceptirter Wechſel. Vermöge der Vorfchrift des Art. 23 Alinen —— 
2 der ADWO. würde der Beklagte aus feinem Accepte dem Kläger, als > 
Ausfteller und Remittenten, auch ohne einen Proteft Mangelszahlung, 
haften. Wegen des auf dem Wechſel befindlichen Domicil3 hängt aber 
der. Anſpruch des Klägers an ben Bellagten von der rechtzeitigen Pro- 
tefterhebung bei dem Domiciliaten ab, indem bie Beitimmung des Art. 
43 der ADWO. Antvendung findet, zufolge deven domicilirte Wechiel, 
bei Verlust des wechſelmäßigen Anſpruchs gegen den Acceptanten, dem 
Domiciliaten zur Zahlung zu präfentiven und, wenn bie dahlung nicht 
geleiſtet wird, dort zu proteſtiren ſind. 

Der Kläger hat den am 15. März 1869 zahlbaren Wechſel am 
17. März 1869 proteſtiren laſſen und es ift in Beziehung auf den Tag, 
bis zu welchem proteftirt werben Tonnte, dem Schlußjate bes Art. 41 
der ADWO. Genüge geleiftet worden. Wider die Vorjehrift des $. 8 
des Geſetzes, die Einführung der ADWD. beir., vom 25. April 1849, 

Wechfelprotefte können nur von früh neun Use bis Abends ſechs Uhr F 
aufgenommen werden, — — 
iſt aber der Proteſt am letzten Tage der Proteſtfriſt, erſt Nachmittags Be: 
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nach ſechs Uhr erhoben worden, und es entſteht daher bie Feige, ob 
ein Proteſt, welcher am letzten Tage der Proteſtfriſt erſt nach Ablauf 
der für die Proteſtaufnahme beſtimmten Ageet erhoben worden if, 
als ein gültiger zu betrachten jei. 

Die beiden vorigen Smftanzgen haben dies bejaht, weil ber 8, 8 08 
Geſetzes vom 25. April 1849 die Tageszeit, zu welcher proteftirt werden 
konne, lediglich im Intereſſe desjenigen, bei dem proteſtirt werde, be 
jtimme und diefer zwar das Necht habe, die Erklärung zu verweigern, 
wenn ihm der Wechſel zur Unzeit präfentirt werde, aber auch mit voller 


- Wirkung für fi und die übrigen Wechfelgaranten von dem Eintvande 


wider die Tempeftivität der Protefterhebung abjehen künne. Das DAG. 
bat jedoch Bedenken getragen, diefer Anſicht in dem vorliegenden Falk 
beizutreten. Allerdings bat dafjelbe in dem in den Annalen Bd. IN 
©. 199 flg. mitgetheilten Falle ausgefprochen, daß Derjenige, welchem 
ein Wechſel außerhalb der Proteftftunden zur Zahlung präfentirt werk, 
nicht gezwungen fei, die Erklärung zu verweigern, ber Proteſt vielmehr 
gültig erhoben werden könne, wenn er fich beflenungenchtet über den 
Mechfel erkläre. Aber in dem dort entfchievenen Falle handelte es fih 


um einen Proteft, welcher am Zahlungstage jelbft, alſo vor Ablaufte 


ſ. g. Peoteftfrift, erhoben worden war. Wenn man annahm, daß der 
Proteſt unter diefen Berbältnifien feinen Zweck erfülle, fo Lag der Grund 
darin, daß ber Proteft innerhalb der Proteſtfriſt erhoben und durch ber 
jelben in Gewißheit gefegt worden war, es wäre die Zahlung, der Tri 
jentation des Wechſels ungeachtet, nicht geleiſtet worden. Anders ver: 
hält es ſich aber, wenn der Wechſel erſt am letzten Tage der Proteftirifl, 
nach Ablauf der für die Aufnahme des Proteftes beftimmten Tageszei 
proteftirt wird, In diefem Falle ift ber Broteft verſäumt, weil ber Ieht 
Tag der Proteftfrift mit der Stunde zu Ende geht, bis zu welcher ein 


DAN ‚en 





Proteft aufgenommen twerben kann. Denn wenn der Art. 41 be | 


ADMO. beitimmt, daß bie Erhebung des Proteftes fpäteftens am zweilen 
Werktage nach dem Zahlungstage gefchehen müffe und der 8. 8 des Ge 
ſetzes vom 25, April 1849 die Aufnahme des Proteſtes an bie Tage 
ſtunden bon früh neun Uhr bis Abends ſechs Uhr knüpft, fo kann DIS 
nur den Sinn haben, daß am letzten Tage der Proteſtfriſt die Aufnahme 
des Proteſtes lediglich bis Abends ſechs Uhr ſtatthaft ſei und ein Bro 
teſt, welcher nach dieſer Stunde aufgenommen werde, nicht den Bewei 
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liefern könne, daß der Inhaber des Wechſels die erforderliche Diligenz 
beobachtet habe. Wird die rechtzeitige Präſentation und Proteſtation 
eines domicilirten Wechſels verſtiumt, ſo hat dies nach dem Art. 43 der 
ADWO. die Wirkung, daß der wechſelmäßige Anſpruch auch wider den 
Acceptanten verloren gebt. Dem Domiciliaten, welcher ſich nicht ein⸗ 
mal für feine Berfon im Wechfelverbande befindet, kann das Recht, das 
VBerfäumniß zu condoniren und den Wechſel wider in das Leben zu 
rufen, nüht zuſtehen. Zwar ift er, wenn ibm der präjudieirte Wechſel 
zur Zahlung vorgelegt wird, nicht verbunden, die Erklärung über den 
Wechſel mit Berufung auf das eingetretene Präjudiz gu verweigern. 
Allein den Rechten des Acceptanten kann er etwas nicht vergeben, 
weil er in feiner Stellung als Domiciliat zu deſſen Vertretung nicht 
berufen if. Namentlich gilt dies in dem vorliegenden Falle, weil, we⸗ 
nigſtens dem Anſcheine nach, Wechjelinhaber und Domiciliat in Einer 
Perfon verbunden geweſen find und daher, wollte man dem Domici- - 
taten das Recht zur Condonation des Verfäumnifies geben, dies im 
Erfolge dahin führen würde, daß fich der Inhaber des Wechſels das 
Verſäumniß an den erforderlichen Solennitäten felbft erlaffen könnte. 

Aus diefen Gründen hat man die Wechſelklage in der angebrachten 
Mage abgemwiejen. 


Givilredt. 


30. 

‚An ſich widerrechtliche Handlung“ in 8. 209 des BGB.'s. 
— Eidesantrag darüber, daß Beklagter etwas „heim- 
lich” und „eigenmädtig thun Laffen,” unzuläffig. 

II. Sen.-Erf. vom 9. März 1869 no. 130/132. 

In der Klage ift unter Eidesantrag behauptet, 
Bellagter habe kurze Zeit nad dem 27. Jan. 1866 die fraglichen 
zwei Prefien aus den von dem Sohne des Klägers in der M chen 
Walkmühle zu Glauchau innegebabten Localitäten, ohne dazu die 
Genehmigung des Klägers oder deſſen Sohnes gejucht zu haben und 
wre beren Vortolffen durch mehrere einer Arbeiter heimlich und 
eigenmächtig wegſchaffen Laffen, 
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und e8 fragt ſich einmal, ob in diejem Anführen die zur Begründung 
der Spolientlage erforderliche Beziehung auf eine an fich widerrechtliche 
Handlung des BeHagten gefunden werden könne, und ſodann, ob dei: 
jelbe für den gebrauchten Eidesantrag hinreichend beftimmt jei? 
Beide Fragen find auch nach der Anficht der jegigen Inſtanz zu 
verneinen. Mit Recht haben fchon die vorigen Inſtanzen darauf bin: 
gewiefen, daß im Sinne des 8. 209 des BGB.'s nur eine, die äußern 


Merkmale der Widerrechtlichfeit an fi) tragende Handlung als einem 


fich widerrechtliche anzufehen fei. Als eine ſolche äußerlich erkennbar 
unerlaubte Handlung würde es fich aber nicht fo ohne Weiteres bezeich 
nen laflen, wenn Bellagter ohne Vorwiſſen und Genehmigung des KU: 
gers oder beffen Sohnes die Prefien aus Localitäten, welche in der Ju 
habung des Lebteren fich befunden, durch feine Arbeiter hätte fort: 
Schaffen lafien. Das Betreten fremder Localitäten ohne Vorwiſſen ix} 
Inhabers und das Fortſchaffen daſelbſt befindlicher Sachen Tann unte 
Umftänden eine unerlaubte, miderrechiliche Handlung fein, aber fi 
muß es nicht fein; wenn fie nicht ſchon in ihrer- äußeren Erſchei 








nung als folche ſich Tennzeichnet, jo fehlt ihr eben der Charakter des 


Spoliums. 
Nun it allerdings von Klägerm behauptet, daß Bellagter die 


Prefien heimlich und eigenmächtig habe fortichaffen laffen, allein mit 


Recht haben die vorigen Inſtanzen den Eidesantrag hierüber für m 
ftatthaft erachtet, denn „heimlich“ und „eigenmächtig“ find bloße Be 
griffe und Folgerungen, worüber befanntlich der Eid nicht angetragen 
werden kann, und das Anführen, Beflagter habe die Preſſen durch meh: 
rere feiner Arbeiter fortfchaffen laſſen, kann unter den obmaltenden 
Umſtänden für beftimmt genug darum nicht geachtet werten, weil es 
nicht erfennen läßt, ob Kläger babe behaupten wollen, daß Beklagte 
feine Arbeiter ausdrüdlich mit der Wegichaffung der Prefien beauftragt 


gehabt, oder nur, daß er die Fortichaffung durch feine Leute habe ge 


ſchehen laſſen. 


31. | 
Erfteht Jemand in öffentlicher Verfteigerung ein Grund 


ſtück, fo erfteht er es nur in dem Umfange, welder fid 


| 
| 
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aus dem Grundbuche, dem Flurbuche und der Menſel— 
blattcopie ergiebt. — BGB. 88. 312, 315. 
. I. Sen.⸗Erk. vom 4. Febr. 1869 no. 37/42. 

Bellagter bringt vor, er habe das Grundftük Nr. 411i des Flur- 
buchs und Fol. 737 des Grund- und Hypothekenbuchs am 24. März 
1866 in öffentlicher Verfteigerung vom Ger.-Amte im Bez.-Ger. D. in 
dem Umfange, welchen es jett habe, für das Meiftgebot von 11500 
Thaler erftanden und zugefchlagen erhalten. Als Erwerber in gutem 
Glauben brauche er daher nach 8. 312 und 315 de BGB.'s daS frei- 
tige Grundſtück, jelbft wern Kläger fein Eigenthum an dem Dreiede 
ABC. beweiſen follte, nur gegen Erftattung des darauf ausfallenden, 
verbältnigmäßigen Kaufpreiſes herauszugeben. Hierzu habe fich Kläger 
nicht erboten. Es müfje daher entweder die Klage gänzlich zurückge— 


wieſen werden, ober er könne wenigſtens nur bedingter Weife gegen 


Herausgabe des antheiligen Kaufpreifes verurtbeilt werben. 
Die erſte Inftanz hatte diefe Ausflucht beachtet und zum Beweiſe 


auögefeht, wogegen auf Berufung des Klägers dieſelbe in zweiter In⸗ 


ftanz verworfen worden ift, und zwar mit Recht. 

Ganz abgefehen davon, daß Kläger in der Neplit angeführt hat, 
wie er bereit3 im Subhaftationstermine die erfchienenen Bieter und 
darunter auch den Beklagten darauf aufmerkſam gemacht habe, daß das 
dermalen ftreitige Stüd Land nicht mit zu dem zu verjteigernden Areale 
gehöre, fondern von ihm als fein Eigenthum in Anſpruch genommen 
werde (eine Behauptung, welche befage der gleichzeitig mit eingeſendeten, 
zwiſchen den jeßt ftreitenden Parteien ergangenen Acten ausbrüdlich zu= 
geitanden worden ift), ftimmt man audy der Ausführung in zweiter In⸗ 
ſtanz barin ganz bei, daß auf einen Fall der vorliegenden Art bei der 
öffentlichen Verfteigerung von Gründſtücken der angeführte 8. 315 des 
BGEB.'s gar nicht Anwendung finden fönne. Denn nad) dem Ingrofia- 
tionsſyſteme hat der Erfteher ficherlich nur diejenigen im Flurbuche 
bezeichneten Parzellen, welche auf dem betreffenden Grundſtücksfolium 
als zu dem verfteigerten Grundſtücke gehörig eingetragen find, erworben. 
Diefe Barzellen haben im Zweifel nur die Lage, Größe und Grenzen, 
wie fie im Flurbuche und der Flurfarte angegeben find, und die oben 
bereit bemerkte Verbindung des Flurbuches, der Flurkarte und der 
Menfelblätter mit dem Grunbbuche 
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Annalen des OAG.'s Bd. II. ©. 325 fig. 
bietet dem Erſteher eines im öffentlicher Verſteigerung zu yeräußernden 
Grundſtückes nicht blos die Füglichkeit dar, fondern legt ihm auch die 
Verpflichtung auf, auf Grund diejer Unterlagen bon dem Flächenin- 
halte, der Beichaffenheit und den Grenzen des zu verfteigernden Objectes 
fih Kenntniß zu verſchaffen. Das Publicitäts-Prinzip, welches ſowohl 
nad) dem Grund» und Hppothefengefete vom 6. November 1843, als 
auch nach dem BOB, dem Grundbuche unterliegt, kann niemals dahin 
führen, daß der Erwerber eines beftimmten, auf einem Grundbuchfolium 
eingetragenen Grundſtückes auch noch anderes benachbarte Areal fd 
anmaßen Tann, welches nicht auf demfelben Folium eingetragen iſ, 
follte auch in der Natur und Wirklichfeit die Grenzlinie zwiſchen beiten 
Grundftüden nicht ſofort äußerlich fich darftellen. Man muß daher von 
der mohlberechtigten Vorausſetzung ausgehen, daß das Gebot, melde 
der Erſteher eines Grundftüdes bei der öffentlichen Berfteigerung getan 
bat, fich blos auf dasjenige Areal bezieht, welches nach Ausweis des 
Grundbuchs und feiner gedachten Unterlagen wirklich einen Beftandtkeil 
des auf dem betreffenden Folium verlautbarten Grundſtückes bildet, 
und daß er darüber hinaus für eine Parzelle, welche nicht zu dem wer: 
fteigerten Areale grundbücherlich gehört, auch wirklich nichts bezahlt hat. 
Die Frage wegen Nüderftattung des antheiligen Kaufpreiſes für ein 
fremdes Grundftüd, welches der Erſteher für einen Theil des erkauften 
Grundſtücks gehalten hat, kann mithin ftreng genommen bei öffentlichen 
Grundftüköverfteigerungen gar nicht vorfommen, Hat der Erfiehe 
fich hinſichtlich des Objects und deſſen Umfang geirrt und megen In 
Tenntlichkeit der Orenzlinie in der Natur ein wirklich fremdes, auf einem 
andern Grundbuchsfolium eingetragenes Grundſtück mit in Beſitz ge 
nommen, jo ift er nicht blos verpflichtet, diejes fremde Grundftüd dem 





- wahren Eigenthümer herauszugeben, fondern er kann auch die Erfiatt: 


ung des antheiligen Kaufpreifes in der Regel nicht verlangen. Er trägt 


- hierbei die Folge feiner eignen Sorglofigfeit und einen Entjchädigung® 


anfpruch an die verfteigernde Behörde, oder an den Eigenthümer bes in 
Befig genommenen fremden Grundftüdes würde er nur unter ganz be 
ſonderen Umständen, 3. B. wenn fein Irrthum in irgend einer ſchuld 
haften Weiſe von der Behörde oder von dem Eigenthümer des fremden 
Grundftüdes veranlaßt worden wäre, begründen können. Auf bejor- 
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bere Umſtände diefer Art bat fi aber der Beklagte im vorliegenden 
Falle gar nicht bezogen. | 


| 32. 
Regatorienklage auf Räumung eines Grundſtücks gegen 
ben darin precario Wohnenden. — BGB. 88. 221, 
323 jet. 171, 8. 1181. 
IL Sen.-Erf. vom 16. Febr. 1869 ne. 72/71. 

Beklagte beicheivet fich ſelbſi, daß zur Begründung der Klage weiter 
etwas wicht erforderlich getmejen fein würde, al$ die Bezugnahme ein 
Mal auf das Eigenthum .an dem Rittergute E. und fodann auf hie 
Thatſache, daß fie, die Bellagte, in den Gebäuden diefes Ritterguts 
wohne. 

Iſt e& aber, wie dies unzweifelhaft der Fall, richtig, daß es zur 
Shlüffigfeit ber Klage weiterer, als ber nurgedachten Anführungen nicht 
bedurft, fo ift auch nicht abzufehen, tete diefe Klage dadurch unſchlüſſig 
geworden fein folle, daß Kläger darin erwähnt bat, er habe der Bier 
Hagten im Jahre 1864 auf deren worgängiges Anſuchen geftattet, in 


feinem Rittergute E. unentgeltlich zu wohnen. Denn hiermit hat Kläger 


ſchon an fich eben nur fo viel zugeftanden, daß Beklagte nicht wiber- 
verhtlich in jein Gut eingezogen, keineswegs ſoviel, daß er der Beklagten 
das Recht eingeräumt hätte, in diefem Gute auf ihre Lebensdauer, ſelbſt 
gegen feinen Willen, wohnen zu bleiben. 

Dies ergiebt fich fofort, wenn man berüdfichtigt, daß in der unent- 
geltlichen Ueberlaſſung einer beimeglichen oder unbeweglichen Sache zum 
Gebrauche, im Zweifel nichts als eine Gebrauchsleihe (Commodat) Liegt, 
eine folche aber nach 8. 1181 des BGB.'s durch beliebigen Widerruf 
des Verleihers erlifcht, wenn für den Gebrau eine Zeit weder feftger 
fegt, noch aus den Umständen abzunehmen if. 

Selbft wenn jedoch jene Erklärung Klägers, er habe der Bellagten 


im Jahre 1864 geftattet, in feinem Rittergutögebäube zu E. unentgelt- 
lich zu wohnen, fir ſich allein betrachtet, Bedenken erregen Tönnte, fo 


würde immer noch in Betracht zu ziehen fein, daß Kläger in feiner 
Klage im unmittelbaren Anfchluffe an die beregte Erflärung weiter ge⸗ 
ſagt bat, Beklagte ſei verpflichtet, die Wohnung im Rittergute zu räu⸗ 


men, weil ihr das Bewohnen des lesteren nur aus Munifieenz geſtattet E ; u 
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und keine Zeit für die Dauer des Rechts, dort zu wohnen, beſtimmt 
worden. 

Denn dieſes letztere Anführen involvirt augenſcheinlich eine nähere 
Erläuterung des unmittelbar vorhergehenden und da nun die in einer 
Klage enthaltenen Anführungen zuſammen ein Ganzes bilden, mithin 
auch nicht einzeln und von einander getrennt, ſondern in ihrer Ge— 
ſammtheit und nad) dem innern Zuſammenhange, in welchem fie zu ein- 
ander ftehen, in's Auge zu fafjen find, jo tft durch jene ſpätere Erflär- 
ung Klägers jeder Zweifel, welcher über die Auslegung der früheren 
etwa noch obwalten fünnte, für gehoben zu achten und eben nur ſoviel, 
als Seiten Klägers zugeftanden, anzujehen, daß der Beklagten das 
Wohnen in dem Nittergute E. bis auf Widerruf verjtattet worden. 

Die Behauptung der Bellagten, nad) 8. 171 des BGB.'s habe 
derjenige, welcher ein Recht geltend machen wolle, die dafjelbe begrün- 
denden Thatjachen zu beweiſen, gleichviel ob jolche in dem Vorhanden— 
fein oder Nichtuorhandenfein gewiffer Umſtände beftänden, ift im Allge— 
meinen richtig, keineswegs aber gilt ein Gleiches von den hieraus gego: 
genen Folgerungen. 

Denn der Forderung des nurangezogenen Paragraphen des BGB.s 
hat Kläger dadurd) genügt, daß er fich auf feine Eintragung als Be 
fiter des Nittergut3 E., ſowie darauf, daß Bellagte diejes Rittergut 
bewohne und ungeachtet feines Verlangens nicht räumen wolle, be 
zogen, und diefe Thatfachen beruhen nad) den Zugeſtändniſſen der Be 
klagten bei dem 1., 4. und 8. Einl.-Abjchnitte bereit3 in rechtlicher Ge— 
wißheit. Jene Folgerungen der Beklagten aber laufen auf die Behaup- 


tung hinaus, daß Kläger noch außerdem das Nichtvorhandenjein eines | 
ihn in der Ausübung feines Eigenthums bejchräntenden Rechts beweiſen 


müfje, und daß eine jolche Behauptung mit Beifall Rechtens nicht auf 
geftellt werben könne, erhellt ſchon aus der Beſtimmung in 8. 323 des 
BGB.'s. ä 
33. 
3u 88. 22, 30 und 33 des Gewerbegejebes vom 15. Det. 
1861. — 88. 321, 357, 532, 1483 flg. BGB. 
II. Sen.-Erf. vom 4. Febr. 1869 no. 67/43. 

Nach der Anficht der gegenwärtigen Inftanz erjcheint die Beant: 

wortung der Frage, ob für die vorliegende, im Wejentlichen auf Be 


1 








| 


| 
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leitigung und beziehentlich Aenderung einer angeblich zu der Gasanſtalt 
des Beklagten gehörigen Schleuße gerichtete Klage in Gemäßheit der Be: 
ftimmungen in $. 22, 30 und 33 des Gewerbegeſetzes vom 15. Dectober 
1861 die Competenz der Civilgerichte ausgefchloffen fei, präjudiciell für 
bie jetzige Entſcheidung. Wenn die vorige Instanz von einem Eingehen 
auf diefelbe abfehen zu können geglaubt hat, fo geht diefelbe einerfeits 
davon, daß von dem Beklagten auf eine: obrigfeitliche Genehmigung 
feiner vorgebachten Fabrifanlage überhaupt nicht Bezug genommen wor⸗ 
den, und anderfeit3 davon aus, daß es fich in der vorliegenden Recht3- 
lade um eine Befeitigung, beziehentlich Aenderung nicht ſowohl der 
Sabrifanlage als ſolcher, fondern einer Schleuße handle, von melcher 
wenigſtens zur Zeit nicht feftitehe, daß fie einen integrirenden Theil der 
Fabrik bilde, deren Eriftenz vielmehr von dem Beklagten. in der Anz 
merfung zu pet. 1. c. 33 fogar beftritten werde. 

Sn beiden Beziehungen konnte man der vorigen Inſtanz nicht 
allentbalben beitreten. Denn erſtens hat fich der Beklagte zu feiner 
Rechtsvertheidigung wider die erhobene Klage bereit8 bei der Ein- 
laſſung auf die in 8. 33 des Gemwerbegejeßes enthaltene Beſtimmung 
bezogen und dadurch, wenn man den Inhalt der gedachten Gejehebor- 
ſchrift ins Auge faßt, nach der Anficht des OAG.'s mit ausreichender 
Deutlichleit zu erfennen gegeben, daß er die Buftändigfeit der Civilge- 
richte um deswillen, meil die gedachte bauliche Einrichtung, wäre fie 
vorhanden, einen Theil feiner bereit3 bei Erlaß des Gewerbegeſetzes 
vorhandenen Gasanftalt bilden würde, letztere jelbft aber ala eine Ge- 
werbsanlage fich darftelle, für welche nad) $. 33 des mehrgedachten Ge⸗ 
jebes bie in 8. 30 und 32 deſſelben ausgeiprochenen rechtlichen Wir- 
fungen zu gelten hätten, zu beftreiten gemeint fei. 

Dagegen war in ber anderen Beziehung von folgenden Erwägun- 
gen auszugehen. Das OAG. ift, wie es bereits in verjchiedenen, früher 
zu feiner Cognition gelangten, durch die Annalen (zu vergl. N. F. Bd. 1. 
©. 140 flg. u. Bd. II. S.477 flg.) zur öffentlichen Kenntniß gebrachten 
Fällen ausgefprochen hat, zu der Anficht gelangt, es habe in dem Willen 
bes Geſetzgebers gelegen, Anlagen der in $. 22 des Gewerbegeſetzes ges. 
dachten Art, dafern die obrigfeitliche Genehmigung zu ihrer Anlegung 
ertheilt worden, dergeftalt unter den Schuß des öffentlichen Rechts zu 
ſtellen, daß dem Civilvichter, jo weit nicht bejondere, ai Privatrechts⸗ 

Annalen, Neue Folge Bd. VI. 
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titel berubende Rechte und Verpflichtungen der Betheiligten in Frage 
kämen, jede Cognition darüber entzogen fein jolle, ob der Unternehmer 
ber Anlage felbige in der im concreten Falle behaupteten Art und Weile 
zu begründen, einzurichten und zu benugen befugt geweſen, und ob int 
befondere der Nachbar diefe Begründung, Einrichtung und Benutzung 
derfelben zu dulden verpflichtet ſei. Juriſtiſch ausgedrückt, folgt hier 
aus, daß in Fällen einer ſolchen Genehmigung die aus dem jogenannten 
Nachbarrechte fließenden Beichränfungen des freien Eigenthums (m 
vergl. 8. 357 des BGB.'s) nicht die Wirkung haben follen, daß derje 
nige, welcher durch eine folche Anlage in feinem Eigenthume verleht 
oder in Ausübung eines ihm zuſtehenden dinglichen Rechtes behindert 
wird, mit der dinglichen, auf den Vorfchriften in 8. 321 und 532 des 
BGB.'s beruhenden Klage. auf Aufhebung des verletzenden Zuftandes, 
oder auf Befeitigung des daraus berborgehenden Hindernifies und auf 
Androhung einer Strafe für weitere Störungen Hagen könne, fondern 
daß fich das Recht des Verlebten in einem folchen Falle auf einen per 
fünlichen, mit der jogenannten actio legis Aquiliae utilis (968. 
8. 1483 flg.) zu verfolgenden Anfpruch zu beichränfen habe. 

Das Gewerbegeſetz macht nun aber in 8. 30 und 32 keinen Unter 
ſchied zwiſchen integrivenden und nicht integrivenden Beftandtheilen und 
Einrichtungen der betreffenden, in 8. 22 deſſelben ſpeciell bezeichneten 
Gewerbsanlagen, e8 unterjcheidet nicht zwiſchen ſolchen Ein- und Bor 
richtungen, welche als mejentlicher und unerläßlicher Beſtandtheil der 
Gewerbsanlage anzujehen find, und folchen, welche ohne effentielle Be 
einträchtigung derſelben oder des Betriebs derſelben wieder entfernt 
werden können, Jondern e8 macht den denjelben verliehenen befonberen 
Schutz lediglich davon abhängig, ob die betreffende Einrichtung vor 
Ichriftsgemäß, d. b. unter Beobachtung der Beitimmungen in 88. 24 
bis 27 des gebachten Geſetzes von der Behörde genehmigt und ben fol 
chenfalls von letzterer ertheilten Vorſchriften entjprechend ausgeführt 
worden ift, oder (nad) 8. 33) bei Erlaß des Gefekes bereits mit Geneh⸗ 
migung ber zuftändigen Behörde beftanden hat. Schon hieraus folgt 
nad) der Anficht des OAG.'s, daß die Beantivortung der Frage, ob eine 
borhandene Einrichtung als integrivender Beitandtheil der Gewerbsan⸗ 
lage. zu betrachten ſei und demnach des vorgedachten Schuges des Ge⸗ 
ſetzes theilhaftig werden könne, oder nicht, mit der Beantwortung der 
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Frage nad) der Eriftenz und beziehentlich nach dem Inhalte und dem 
Umfange der Conceffionsertheilung überhaupt zufammenfallen, d. 6. 
davon abhängen wird, ob die ertheilte Conceffion ſich auf die ftreitige 
Rebenanlage mit erftredt habe, oder auf felbige nach Lage der Sache 
zu beziehen fet. 

Bei der Beantwortung biefer Borfrage erjcheint nun theils ſchon 
ber Natur der Sache nach, theils im Hinblicke auf die infoweit völlig 
unzweideutige Vorſchrift des Gefeges die richterliche Eognition ausge 
ſchloffen. 

Daran kann es endlich auch nichts ändern, daß Beklagter im vor⸗ 
liegenden Falle das Vorhandenſein der ſtreitigen Vorrichtung geleugnet 
bat. Denn nad der im ſächſiſchen Prozeßrechte geltenden Eventual- 
marime erſcheint eine Rechtsvertheidigung, nach welcher der Beklagte 
die behauptete Turbativhandlung leugnet, gleichwohl aber für den Fall, 
daß die Exiſtenz derjelben von dem Kläger erwieſen werden follte, ben 
für felbige beſtehenden Rechtsſchutz für fich in Anſpruch nimmt, keines⸗ 
wegs unzulälfig. 

Unter dieſen Umſtänden Hat fih das OAG. veranlagt gefehen, 
zunächſt mit dem K. Miniiterium des Innern, ald der zur Entſcheidung 
der vorliegenden Fragen des öffentlichen Rechts competenten Verwal⸗ 
tungsbehörde in Vernehmen zu treten und daſſelbe um die Benntwort- 
ung ber Fragen zu erfuchen, 

&) ob zu Anlegung der dem Beklagten zugehörigen, auf Fol. 747 des 
Grund= und Hypothekenbuchs für A. eingetragenen Gasanitalt 
die in 8. 33 des Gemwerbegefetes vom 15. October 1861 voraus- 
gefeßte obrigfeitliche Genehmigung ertheilt worden fei ? 

und 

b) ob im Bejahungsfalle anzunehmen ſei, daß fich die ertheilte Ge- 
nehmigung zugleich auf Anlegung und Benugung einer Schleuße 
der Gier in Streit befangenen Art erſtreckt habe? 

Das K. Minifterium des Innern hat nun hierauf die sub 1 und 2 er- 

ſichtliche Antwort ertheilt und nach felbiger die vorſtehend sub a ge- 

Helkte Anfrage bejahet, die sub b dagegen verneinet. Findet in dieſer 

Begiehung die dem Urthel der vorigen Inftanz zu Grunde liegende, Ein 

gangs gedachte Vorausfegung Beftätigung, jo mar dieſes Urthel nun⸗ 

mehr auch nach der Auffaffung der gegenwärtigen Inſtanz zu beftätigen. 
29* 
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34. 
Verzugszinſen können nicht ohne Weiteres ftatt des 
Schadens im Sinne des 8. 740 des BGB.'s gefordert 
werden, wenn es fih nit um eine Geldzahlung Sei: 
ten des Bellagten, fondern um Gefhehenlaffen der 
Ausjhüttung eines Depofiti handelt. 
II. Sen.-Erf. vom 9. Juli 1868 no. 445/454. 

Beflagte find nicht zu einer Geldzahlung aus ihrem Vermögen 
oder aus dem Nachlafje ihrer Exrblafferinnen, jondern lediglich zur An- 
erfennung ber Ceffion und des hierauf begründeten Anſpruchs des 
Klägers auf das Depofitum verbunden und ald Folge davon, die Aus 
zahlung des legteren an Klägern zu geftatten verpflichtet. Durch eine 
unberechtigte Verzögerung der letzteren kann dem Kläger möglichermweile 
ein Nachtheil erwachſen fein, defjen Erfag die Beklagten zu leiſten hätten, 
und von dieſem Geſichtspunkte aus hat auch der Kläger feinen Anſpruch 
auf Verzugszinſen aufgefaßt. Allein, der Anſpruch auf Schadenerſah 
Tann damit weder feiner Eriftenz, noch feinem Betrage nach für begrün- 
bet angefehen werben, da fich nicht ohne Weiteres vorausſetzen läßt, daß 
den Kläger durch die verzögerte Auszahlung des Depofitalbeftandes ein 
Bermögendverluft betroffen habe, welcher mindeftens dem Betrage einer 
fünfprogentigen Verzinſung des deponirten Capitalbetrages gleich komme. 
Injoweit alfo mar die Klage angebrachtermaßen abzuweifen. 


35. | 
Ueber die Formborfhriften der 88. 822, 826 
des BGB.'s. 
II. Sen.⸗Erk. vom 5. März 1869 no. 1281130. 

Die in 8. 822 und 8. 826 des BGB.s enthaltenen Beftimmun- 
gen find, wie ſich das OAG. bereit wiederholt (3. B. in dem durch die 
Annalen dejlelben N. F. Bd. IV. ©. 382 flg. zur öffentlichen Kennt 
niß gebrachten Falle) ausgeiprochen bat, wie alle Ausnahmebeftimmun- 
gen, ftreng auszulegen und können daher auf Uebereinfommen, melde 
nicht die Uebertragung des Eigenthums an einem Grundftüde ober die 
Mebertragung einer auf einem befonderen Folium de Grund= und 
Hypothekenbuchs eingetragenen dinglichen Berechtigung zum Gegen- 
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ſtande haben, feine Anwendung finden. Auch durch die Vorfchrift des 
$. 826 werben baher ſolche mündliche Vereinbarungen, melde, fei es 
auch vor oder bei Abfaffung des jchriftlichen Vertrags in Betreff 
anderer Zeiftungen der Contrahenten ftattgefunden haben, nicht be= 
troffen, vielmehr find dergleichen mündliche Abkommen, dafern nicht 
ihre Geltung durch den Inhalt des jchriftlichen Vertrags felbft ausge: 
jhloffen wird, vollfommen gültig und klagbar. Von mündlichen Ver— 
abredungen, melche erſt nach Abfaſſung des fchriftlichen Uebereignungs- 
vertrages getroffen worden, handelt dagegen $. 826 des BGB.'s über- 
baupt nicht und e3 Tann daher bei ſolchen, wie auch in dem BI. ange- 
zogenen Bräjudize*) dargelegt worden ift, von dem Erfordernifie der 
Schriftlichkeit nur dann und inſoweit die Rede fein, als fie felbft wieder 
die Webertragung des Eigenthums an einem, ein Folium im Grundbuche 
babenden Gegenitande betreffen und demnach, nicht ſowohl nach der 
Vorfchrift in 8. 826, als fchon nad) den Beftimmungen in 88. 822 und 
824 de3 mehrerwähnten Geſetzbuchs der fchriftlihen Vollziehung zu 
ihrer Perfection und Gültigkeit bebürfen. 


e 30. 

Die Formvorſchrift des 8. 822 des BGB.'s ift aud bei 

Erbtheilungsperträgen effentiell, wenn babei vererb- 

fällte $mmobilien in Frage kommen. — Bunctation. 
I. Sen.-Erf. vom 2. März 1869 no. 122/112. 

Das Rechtsgeſchäft, auf welches der Kläger feinen Anſpruch grün- 
det, ift feinem Inhalte und Zwecke nach, ein Vertrag über Theilung ber 
Nachläſſe J. G. H.'s und deſſen Ehefrau zwiſchen dem Kläger und ber 
Beklagten, al3 alleinigen Inteftaterben diejer Perfonen. Es beburfte 
diefer Vertrag allerdings infoweit, als derjelbe das zu dem Nachlaſſe 
9.3 gehörige auf die Paciscenten nach iveellen Antheilen vererbfällte 
Grundſtück betraf, der in $. 822 des BGB.'s vorgezeichneten fchriftli- 
chen Form, weil die Bellagte das ihr nach ibeellen Theilen zuftehenbe 
Eigenthum an jenem Grundftüde auf den Kläger übertragen ſollte. 
Allein diefem Erforderniffe würde auch durch Ausftellung und Voll- 


ziehung der in Abichrift sub A und im Original zu den Acten gelang- 


*, Zeitſchr. f. Rechtspfl. u. Verw. N. F. Bd. 29 ©. 261. 
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tert Urkunde vollftändig Genüge gefchehen fein. Zwar iſt diefe Urkunde 
in der Ueberſchrift al3 eine Kaufspunctation bezeichnet worden, auf 
diefe Bezeichnung kommt aber nichts an, mweil die Schrift ſelbſt eine in 
allen weſentlichen Beziehungen beftimmte und vollftändige Willenser⸗ 
Härung der vertragichließenden Perfonen enthält. 


37. 
Dictum et promissum oder unverbindlide Anprei- 
fung. 868. 88. 899 flg., 903, 906, 9233, 927. 
II. Sen.-Erf. vom 17. Juli 1868 no, 505|474. 

Zur Begründung feiner Ausflüchte hat Bellagter darauf Bezug 
genommen, daß Kläger im Laufe der Kaufsverhandlungen über das in 
der Klage gedachte Pferd die Erklärung abgegeben habe: 

„es iſt kein Unthätchen an dieſem Pferde, fehen Sie nad, gar 

nichts, vom Auge bis zum lebten Haar ift das Pferd Terngefund.” 
Nun kann man allerdings der Anficht der erſten Inſtanz, daß in der 
nurerwähnten angeblichen Aeußerung lediglich eine, nach 8. 906 bes 
BGB.'s die Haftpflicht des Klägers nicht begründende, ganz allgemeine 
Anpreifung des Pferdes zu erbliden fei, nicht beitreten, weil im Zweifel 
in ber Verficherung des Verkäufers: „das Pferd fei kerngeſund,“ wie 
bereit3 von der vorigen Inftanz nachgeiviefen worden ift, die Zuſicher⸗ 
ung der Abweſenheit aller Geſundheitsmängel, melde auf ven Werth 
oder die Brauchbarkeit des Pferdes einen beeinträchtigenden Einfluß 
äußern können, mithin die Zuficherung einer gewillen Eigenfchaft im 


‚Sinne der 88. 906 und 923 Abf. 3 des BGB.'s, zu finden ift 


Uebrigens erjcheint die Behauptung des Klägers, daß die Vorſchrift in 
8. 927 des BGB.'s, injofern fie bejondere Beitimmungen in Betreff 
dev Verträge über beitimmte Thiergattungen und unter diefen über 
Pferde aufftele, die Anwendbarkeit der allgemeinen Vorſchriften in 
88. 903 und 923 Abf. 3 des BGB.'s auf Kaufverträge über Pferde 
ausfchließe, unrichtig, da nad dem Schlußfage des 8. 927 die Kaft- 
pflicht des Veräußerer8 von Pferden und Rindvieh wegen anderer als 
der in 8. 926 erwähnten Sehler eintritt, wenn ber Veräußerer ben 
Fehler gefannt, und dem Erwerber nicht angezeigt oder deſſen Nichtvor⸗ 
bandenfein verſprochen hat, fo daß der Schlußfah in 8. 927 auf die 
geſetlichen Beſtimmungen in Betreff ver Haftpflicht des Veräͤußerers 
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für verborgene Fehler in den SS. 899 flg. und insbeſondere in 88. 906 
und 923 Abf. 3 Bezug nimmt, ohne diefelben in irgend einer Weife zu 
beichränfen. Wenn aus biefen Gründen die ebenermähnte Zuficherung, 
dafern diefelbe unter den BI. näher angegebenen Umftänden abgegeben 
worden, als ein rechtsbeſtändiges Garantieverſprechen aufzufaflen ift, fo 
entfteht die Frage, ob in den Auslaffungen des Kläger3 ein ausreichen- 
des Geftänbnif deflelben, daß er die vom Beklagten behauptete Zu- 
ſicherung ertheilt habe, zu erbliden fei. Das OAG. glaubt, abmeichend 
bon der Anficht der vorigen Inſtanz, dieſe Frage verneinen zu müffen. 
Denn Kläger hat behauptet, daß er die oftgedachte Verficherung nicht fo 
unummunden, wie fie Bellagter veferive, jondern mit dem ausdrücklichen 
Hinzufügen: 
„Was Sie fehen, das kaufen Sie” 

abgegeben habe. Iſt aber vom Kläger der zuletzterwähnte Zuſatz der 
vom Beklagten angeführten Auslafſung hinzugefügt worden, fo bat der 
Kläger nach der Anficht des OAG.'s durch die Aufforderung an den Be- 
Hagten, felbft das Pferd in Augenfchein zu nehmen und durch die Be- 
merkung, daß Beklagter kaufe, was er jehe, zur Genüge zu erfennen ge- 
geben, daß er eine Garantie für die Feblerlofigfeit und Geſundheit des 
Pferdes nicht leiften wolle. Es kann daher auch, falls obiger Zujak 
hinzugefügt worden, in der vom Bellagten behaupteten Neußerung nur 
eine allgemeine eine Haft nicht begründende Anpreifung des Kaufsob- 
jeet3 gefunden werden, wobei Kläger die Auslafjung: „Sehen Sie nad), 
gar nichts“ durch den ebenermähnten ſpäteren Zuſatz yurüdgenommen hat. 


38. 

Mehrfahe Verbürgung für eine Wechſelſchuld — nidt 
Anal —, Regreß der Bürgen untereinander? — SS. 
1036, 1458 des BGB.'s. 

II. Sen.⸗Erk. vom 10. Juli 1868 no. 469/459. 

Man hat in materieller Beziehung die Forderung bes Klägers 
durch die beigebrachten Urkunden nicht für gerechtfertigt zu erachten 
vermocht. 

Eine wechſelmäßige durch Mitvollziehung des Wechſels als Bürge 
bewirkte Bürgſchaft liegt im gegenwärtigen Falle ebenſowenig vor, als 
. ein auf Wechſelbegebung beruhender Regreßanſpruch; vielmehr haben 
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ſich nach Ausweis der beigebrachten Urkunde der Beklagte und der 
Kläger beiderſeits, zu verſchiedener Zeit für dieſelbe Wechſelforderung 
des Bl. genannten K. an den Wechſelausſteller B. durch beſondere, auf 
den Wechſel gebrachte Schriften zu verbürgen erklärt. 

Eine in dieſer Weiſe übernommene Verpflichtung iſt nach der von 
dem OAG. bereits in einem ähnlichen Falle ausgeſprochenen Anficht 

. Annalen Bd. VI. ©. 462 
nicht geeignet, mechjelvechtliche Verpflichtungen zu begründen , fonbern 
Lediglich und unbefchadet deſſen, daß die Bürgen fich zur Zahlung nad 
Wechſelrecht verpflichtet haben, nad den Vorſchriften des Civilrechts, 
mithin im vorliegenden Falle, denen de3 BGB.'s zu beurtbeilen. 

Nach 8. 1458 des letzteren haften mehrere gemeinfchaftliche Bür- 
gen, gleichviel ob fie die bürgfchaftliche Verpflichtung zu gleicher oder 
verfchiedener Zeit übernommen, als Geſammtſchuldner, e3 fteht ihnen 
daher nach den ferneren Beftimmungen der 88. 1024, 1036 

Siebenhaar, Commentar Bd. II. ©. 188, 191 
weder das beneficium divisionis dem Gläubiger und den Mitbürgen 
gegenüber zu, noch ift der Mitbürge, welcher an den Gläubiger erfüllt 
hat, außer ben in $. 1036 erwähnten Ausnahmefällen, zu einem Er: 
ſatzanſpruch gegen die Mitbürgen der Schuld beredhtigt. 

Dieſer letztere Grundſatz galt unbeftritten ſchon nach römiſchem 
Rechte, 

8.4 J. de fidejussoribus 3, 21. 
1. 39 D. de fidejussorib. etc. 46, 1. 
1.11 C. de fidejussorib. etc. 8, 41. 
dagegen hatten bie Confidejuſſoren ſowohl das beneficium divisionis 
8.4. J. eod. tit. 3, 21. 
1. 26. 28, 1.49. 8.1,1,51.D. eod. tit. 46, 1. 
als das beneficium cedendarum actionum 
1. 17. 36. 39 D. eod. tit. 
1.11 C. eod. tit. 
1. 28 D. mand. 17,1. 
. DD gemeinvechtlich der eine bon mehreren Bürgen, welcher das Ganz 
gezahlt, vermöge des beneficium cedendarum actionum auch die Ab- 
tretung der Klage gegen die Mitbürgen beanfpruchen könne, ift — vgl 
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v. Savigny, Obligationenrecht I. ©. 273, 
und dagegen 

Arndts, Pandecten 8. 355, 3, 

Girtanner, Bürgſchaft S. 538 Anm.9, — 
nicht unbeftritten. Will man jedoch auf Grund der römischen Rechts⸗ 
quellen, namentlich 

der 1. 17. 36. 39 D. cit. und 1. 11 Cod. eit. | 
dem Bürgen, welcher da3 Ganze aezahlt, auch dieſes Befugniß gegen 
den Gläubiger und die Mitbürgen einräumen, ſo kann dies doch nur 
unter der, mit dem beneficium divisionis zuſammenhängenden Be- 
Ihränfung geichehen, daß ihm die Klagen des Gläubigers gegen bie 
Mitbürgen nach den Antheilen der legteren abzutreten find. Denn 
zwiſchen den Mitbürgen als folchen findet auch nach gemeinem Rechte 
fein obligatorifches Rechtsverhältniß ftatt, und der Bürge, welcher fei- 
nen Antheil zahlt, erfüllt inſoweit nur eine ihm ſelbſt obliegende Ver- 
bindlichfeit, wodurch aber auch die Forderung des Gläubigers infoweit 
aufgehoben wird. 

Diefer, die Statthaftigkeit der Klagabtretung gegen die Confide- 
iufforen vermittelnde und bezeichnende Factor ift aber durch da3 BGB., 
welches, mie bemerft, das beneficium divisionis bei allen Gejammt- 
ſchuldnern aufgehoben hat, weggefallen, es Läßt fich daher auch ein Re— 
greßanfpruch, zu deſſen Ausführung die Klagabtretung nüten Tünnte, 
nicht mehr annehmen, 

Commentar Bd. II. ©. 191 zu 8. 1036, 
vielmehr ift nach den Vorfchriften des BGB.’3 SS. 1024, 1026, 1036 
in Verbindung mit 8. 1464 davon auszugehen, daß auch der Bürge, 
welcher vollitändige Zahlung leiftet, mit der Zahlung des Ganzen eine 
eigne Verpflichtung löſt und daß durch die Zahlung des Ganzen an den 
Gläubiger die übrigen Bürgen von ihrer bürgfchaftlichen Verpflichtung 
befreit werden. Und wollte man felbit annehmen, daß auch gegen- 
wärtig noch — unter beſonderen Vorausfegungen — eine Abtretung 
der Klage gegen den Hauptſchuldner und die Mitbürgen zuläffig fei, fo 
müßte dieſelbe doch jedenfall? vor oder bei der Zahlung, welche der eine 
Bürge leitet, außbebungen und verlangt worden fein, 

8. 965 des BOB’, 
da andernfalls durch die Zahlung bie Hauptſchuld getilgt und bie Mit 
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bürgen liberirt werden, aljo Fein Objeet mehr für die Abtretung vor⸗ 
Banden fein würde. | 

Auf das Dafein ſolcher Verhältniffe zwiſchen ben gegenwärtigen 
Barteien, welche nach 8. 1086 einen Regreßanſpruch des Kläger? gegen 
feinen Mitbürgen begründen könnten, ift in der Klage nicht Bezug ge: 
nommen und noch weniger ift ein Verhältniß diefer Art aus den bei- 
gebrachten Urkunden zu erfennen. 

Darauf aber, daß Beflagter im Termine feine Eintvendungen er: 
beben zu können erklärt, kommt etwas Wefentliches nicht an. Denn 
erftlich läßt fich hierin nicht ein Verzicht auf jolche Einwendungen finden, 
welche, da fie die Schlüffigfeit der Klage betreffen, auch von richterlichen 
Amtswegen berüdfichtigt werden müfjen, und zweitens würde, ivenn 
man in jener Erflärung ein freiwillige Anertenntniß einer, durch die 
beigebrachten Urkunden nicht in vechtliche Gemißheit gelegten Verpflicht⸗ 
ung erbliden könnte, dieſes Anerkenntniß wenigſtens im vorliegenden 
Urkundenprozeſſe nicht zur Grundlage einer condemnatorifchen Ent 
ſcheidung benugt werden können. 

Da ſonach die Klage in der angebrachten Maße abgetviefen werden 
mußte 2c. 


39. 


Die Berwandlung einer Darlehnsforderung des Schwie 
gervaters in eine Einbringensforberung der Tochter 
enthält feine der Form nad $. 1056 des BEB!S be- 
dürftige Schentung an den Schwiegerfohbn. — Aotio 
Pauliana? 
II. Sen.-Ert. vom 6. Aug. 1868 no. 490/610. 

Es Handelt fi) nur um die Frage, ob die vom jehigen Gemein- 
ſchuldner dem Beklagten, feinem Schwiegerjohne, gegenüber im Februar 
1862 angeblich abgegebene und von legterem angenommene Erklärung, 
daß Alles, mad der Beklagte bisher von ihm, dem Gemeinſchuldner, 
dargelichen erhalten habe (zuſammen 4000 Thaler Einl.⸗Punkte 1-3) 
quittirt fein und als eheweibliches Einbringen ver Frau des Bellagten, 
welche dermalen noch lebt, betrachtet werben folle, als eine dem Beklag⸗ 
ten gemachte Schenkung anzufehen und, meil fie der gerichtlichen Jr 
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finuation und beziehentlich der in 8. 1056 des BGB.'s vorgefchriebenen 
Form ermangelt, nad) Höhe von 3000 Thalern ungültig fei. 

Diefe Frage tft, weil gedachte Erklärung bereitö im Jahre 1562 
erfolgt fein joll und die Ehe des Bellagten mit feiner Ehefrau vor der 
Einführung des BGB.'s geichloffen worden, | 

8, 26 der Bublic.-Veroron. vom 2. Januar 1863, 
nicht nad) 8. 1661 und lg. des BGB.'s, fondern nach den bis zu des 
legteren Einführung geltenden Rechtsgrundſätzen zu beurtheilen und in 
Vebereinftimmung mit beiden vorigen Anftanzen zu verneinen. 

An und für ſich fann ein Mitgiftverfprechen von Seiten de3 Va— 
ter8 einer Ehefrau an den Ehegatten der letzteren nicht unter den Be— 
griff einer veinen und der gerichtlichen Inſinuation bevürfenden Schent- 
ung gejtellt werden. Denn wurde das Verſprechen vor Eingehung ber 
Che ertheilt, jo enthält es eine Erfüllung der dem Vater obliegenden 
Verbindlichkeit, feiner Tochter bei der Verebelichung ein angemefjenes 
Heirathägut zu gewähren. 

fr. 44 und fr. 69 8. 4 D. de jur. dot. XXIII, 3. 
Bon einer Schenkung kann daher in dieſem Falle gar nicht die Rebe fein. 

Hatte jedoch der Vater vor der Verehelihung eine Ausftattung 
feiner Haustochter nicht veriprochen, jo konnte ſolche nach früheren 
Rechte 

Deeif. 29 vom Jahre 1746, 
zwar nicht weiter gefordert werden, indem vielmehr präfumirt werben 
jollte, daß die Tochter fich ihres Rechts begeben habe. Beftellte nun 
aber der Vater gleichwohl freiwillig ein Heirathsgut für feine Tochter, 
fo fonnte dies zwar als eine Handlung der Freigebigkeit angefehen wer— 
den, allein, jelbjt wenn man auf ein Rechtsverhältniß diefer Art das 
römische Dotalvecht antvenden und darin eine Schenfung und zivar, 
wie in 

1.31 C. de jur. dot. V, 12 
und deren Ueberſchrift gejagt ift, erblicken wollte, fo iſt dennoch zugleich 
in obangeführter Geſetzesſtelle die ausdrückliche Vorfchrift enthalten, daß 


eine derartige Beftellung der Mitgift nicht der Förmlichkeit der gericht- 


lichen Inſinuation unterliege. 
Schon deshalb muß die Berufung des Klägers, welche fich lediglich 
auf dieſen Punkt bezieht, ala unerheblich betrachtet werden. 


I r I nd re 
* — 


Es kommt aber noch dazu, daß der Beklagte in Folge der. er- 
wähnten Erflärung ſeines Schwiegervaters von feiner Zahlungsver- 
binblichfeit gar nicht einmal wirklich befreit worden ift. 

Urjprünglich und vor der gedachten Erklärung jchuldete er dem 
jeßigen Gemeinfchuldner aus den erhaltenen Darlehnen die gedachte 
Summe nebit veriprochenen Zinjen. In Folge der erwähnten Erklär- 
ung hat fich nun zwar die Darlehnsqualität und überhaupt die Schul 
an den Schiwiegerbater oder beziehentlich an deſſen Schuldenweſen er- 
ledigt, es ift aber an deren Stelle die Schuld an die Ehefrau des Be- 
Hagten bezüglich des eheweiblichen Einbringeng, in welches die urfprüng- 
lichen Darlehne verwandelt worden, getreten, indem der Beklagte nun- 
mehr die in dos verwandelte Schuld nach Beendigung der Ehe feiner 
Frau oder deren Erben herausgeben muß. Im Grunde ift alfo bezüg- 
lich des Hauptftammes nur eine Aenderung in der Perfon des order: 
ung3berechtigten eingetreten und die Umwandlung der Darlehnseigen- 
Ihaft in ehemweibliches Einbringen gewährt dem Beklagten nur ben 
Vortheil der Verwaltung und Nusniefung während des Beſtehens 
der Che. | 

Wollte man überhaupt an die Möglichkeit der Anfechtung ber be- 
wirkten Umwandlung der Darlehnsforderung des Gemeinfchuldners in 
eine Dotalforberung feiner Tochter von Seiten. des Gütervertreters 
ſeines Schuldenweſens denken, 3. B. auf Grund des Paulianijchen 
Rechtsmittels oder aus irgend einem anderen Reborationdgrunde, jo 
müßte man dennoch auch zugleich zu der Meberzeugung gelangen, daß 
die desfalls zu erhebenvde Klage nicht gegen den Beklagten allein, fon: 
dern in erſter Stelle gegen defjen Ehefrau zu richten fein würde, da die 
Letztere Inhaberin der Forderung ift und Bellagter vermöge des ehe 
männlichen Rechts nur höchſtens als Berwalter und Nutznießer daſteht 
und eventuell, wenn die Beitellung des Heirathsgutes und die Um- 
wandlung der in Frage befangenen Darlehne in ſolches der Frau 
gegenüber als ungültig zu erachten fein würde, dem Bellagten gegen- 
über in andermweite Frage kommen könnte, ob unter ſolchen Umjtänden 
die urfprüngliche Darlehnsqualität wieder aufzuleben hätte. 


460 Präjudizien. 





Civilreht. | 461 
40. 
Zu 8. 1094 des BGB.s. — Eigenthumsübergang beim 
Kaufe. | 


II. Sen.⸗Erk. vom 17. Juli 1868 no. 491/470. 

Durch die Beitimmung des 8. 1094 de BGB.'s wird allerdings 
. der Käufer von feiner Verpflichtung zum Nachweis, daß er die fchuldige 
Kaufſumme an feinen Verfäufer bezahlt habe, nicht befreit, wo es nach 
Lage der Sache darauf anlommt, ob er feine Gegenleiftung erfüllt 
babe. Zum Uebergange des Eigenthums an der verkauften Sache ift 
aber diefer Nachweis nicht erforderlich und zwar weder dem Verkäufer 
felbft, noch einer dritten Perſon gegenüber. 

Die hierauf Bezug habende Vorfchrift des 8. 1094 beruht auf dem 
allgemeinen Grundſatze der 88. 253, 254 des BGB.'s, nach welchem 
das Eigenthum einer bemweglichen Sache (denn bei Immobilien treten 
wegen bes Ingroſſationsſyſtems in Betreff des Eigenthumsermwerbes 
andere Beftimmungen ein) durch deren Uebergabe erworben wird, wenn 
der Beſitz derfelben in der Abficht, Eigenthum zu übertragen, übergeben 
worden iſt. Die fog. justa causa traditionis ift feine Vorausſetzung 


für die Eigenthumsübertragung, vielmehr genügt zu der legteren die 


bloße Erklärung des Willend, Eigenthum zu übertragen und zu eriver- 
ben, vorausgejegt nur, daß der Hebergebenve handlungsfähig und ent- 
tueber ſelbſt Eigenthümer der übergebenen Sache over ſonſt aus einem 
Rechtögrunde zu der Veräußerung befugt ift. 
Siebenhaar, Commentar Bd. I. ©. 242 fig. 

Sind diefe Erfordernifje vorhanden, jo kommt auf die Beichaffenbeit des 
Rechtsgeſchäftes, welches der Uebergabe vorausgegangen ift und das 
Motiv derſelben gebildet hat, in Bezug auf den Eigenthumsermwerb 
etwas MWefentliches nicht an; der Empfänger der Sache wirb durch die 
Uebergabe auch dann Eigenthümer, wenn diefe in Folge eines nichtigen 
oder anfechtbaren Rechtsgeſchäfts gejchehen ift, jo daß die Nichtigkeit 
oder Anfechtbarkeit jenes Rechtsgeſchäfts nicht eine Nichtigfeit der 


Uebergabe, fondern lediglich eine perjönliche lage, eine Condiction auf 3 


Zurüdgabe der veräußerten Sache begründen Tann. 


Wendet man dieſe Regeln auf den vorliegenden Fall an, fo ift zu bes 
merken, daß nach der infomweit zur Rechtskraft gelangten Entſcheidung 
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der beiden vorigen Inftanzen durch den Erfüllungseid und das Relatum 
über den 37. Beweis-Artikel in rechtliche Gewißheit gejett wird, daß 
der Kläger die reclamirten Mafchinen fammt Zubehör vor der Concurs⸗ 
eröffnung vom Cridar gefauft und vermittelft eines Stellvertreter? 
übergeben erhalten bat. Daß hierbei der Wille, Eigenthum zu über: 
tragen und zu erwerben, bei den Contrahenten vorhanden geweſen, iſt 
ebenſowenig als deren Hanblungsfähigleit oder das Veräußerungs⸗ 
befugniß und das Eigenthum des Verfäufers bezweifelt worden Don 
einer Verurtheilung des Bellagten zur Herausgabe ber fraglichen Ma⸗ 
Ichinen gegen Bezahlung des Kaufpreiſes, falls er beffen Berichtigung 
nicht nachweiſe, kann deshalb nicht mohl die Rede fein, weil erſtlich nad 
der Bemweisurfunde VII. eine Baarzahlung bed Kaufpreiſes gar nicht 
erfolgen ſollte und zweitens der Verkäufer, wenn er die verlaufte Sade 
ohne Zahlung zu empfangen bereit3 übergeben und diefelbe vom Käufer 
nur zur widerruflichen Benutzung überlaflen erhalten hat, ein Zurüd⸗ 
haltungsrecht wegen des Kaufpreijes nicht mehr ausüben Tann. De 
borliegende Kauf hatte den Zweck, dem Kläger Dedung für feine For⸗ 
derungen durch Aufrechnung derjelben mit der Kaufſumme zu verſchaffen 
Wären diefe Forderungen nicht begründet geweſen, oder wäre ſonſt wit 
diejer Veräußerung eine Benachtheiligung anderer Gläubiger beabfid- 
tigt und bewirkt worden, jo hätte das Kaufgeſchäft nach Befinden unter 
Bezug auf die Vorſchriften in 8. 1509 flg. des BGB.'s angefochten und 
die Zurückgabe der verlauften Mafchinen vermittelfi der Paulianiſchen 
Klage gefordert, es hätte auch, nad; Maßgabe der Vorjchrift in g. 319 
des BGB.'s die Herausgabe der letteren von dem Bellagten durch eine, 
die Ungültigkeit des Veräußerungsgeſchäfts betreffende Einrede abge 
wendet werden können, allein eine folche Einrede iſt nicht vorgeſchüßt 
noch erwieſen worden. 

Aus dieſen Gründen hat man den Kläger mit der Ableiſtung des 
ihm über den 40. Bew.-Art. zuerkannten Eides zu verſchonen gehabt. 

41. 

Bedeutung des Ausdrucks „Scheffel“ bei garantirtem 
Flächeninhalt eines verfauften Grundftüds — 8. 1097 
des BGB.'s. 

II. Sen. »Ert. vom 4. März 1869 no. 112|121. 

Dan bat dem Kläger darin beizuftimmen, wenn er annimmt, baf in 
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Fällen, wo die Größe eines Areals nach Scheffeln — Flächenraum, 
nicht ausdrücklich Ausſaat, welchen Falles ein Andres ſtattfindet — 
angegeben wird, darunter, zumal wenn mit dieſem Worte „Dundrat- 
ruthen“ in unmittelbare Verbindung gebracht find, und die Erklärung 
die Einficht des Befisitandverzeichnifles verüberflüffigen ſollte, nach der- 
‚maligem und bereit zur Zeit des Kaufsabſchluſſes (1859) allgemeinem 
Sprachgebrauche halbe Ader zu werfteben feien. 


| 42. 
Dferdehandel — Kauf auf Probe? — Irrthum — do-. 
lus? — dietum et promissum — BGB. 8, 1101 fig. 1108. 
ILII. Sen.-Erk. vom 5. Febr. 1869 no. 55/48. 

Beiden vorigen Inftanzen ftimmt man in dritter Inſtanz zunächſt 
darin bei, daß ein Handel auf Probe nicht vorliegt. Denn wenn auch 
der Kläger bei der erften Verhandlung mit dem Beklagten am 31. März 
1868 gegen den Lebteren geäußert haben follte: 

„Benn Du ein gutes Pferd findeft, das für mich paßt, jo kannſt Du 
es mir mitbringen; Du mußt e8 mir aber dann vierzehn Tage auf 
Probe geben,” 

und wenn auch Beklagter hiermit fich einverftanden erflärt hätte, jo er- 

ſcheint dies dennoch blos als eine vorläufige Vorbeſprechung unter den 

Parteien. Der eigentliche Kaufsabſchluß fol nach der Klagdarftellung 

erſt am 3. April 1868 ftattgefunden haben. Da erft foll der Be- 

klagte dem Kläger ein Pferd vorgeführt, ihm verfichert haben, daß das⸗ 
felbe gut, gejund und für Klägern paflend fei, Darauf neben taufchtweifer 

Annahme eines dem Kläger gehörigen braunen Wallachs ein Draufgeld 

erft von 35 Louisd’or, dann von 33 Louisd’or verlangt haben, welches 

letztere Draufgeld Kläger nebſt 2 Thlr. Zaumgeld dem Beklagten ledig- 
lich mit dem Hinzufügen verwilligt haben will: 
„wenn das Pferd nicht gut iſt, Friegit Du gar nichts, ſondern das 
Pferd wieder.“ 

Bei dieſem endlichen Vertragdabſchluſſe iſt mithin davon, daß der Klä⸗ 
ger das eingetauſchte Pferd zunächſt blos vierzehn Tage lang auf Probe 
nehmen wolle, nicht weiter die Rede geweſen, vielmehr der Vertrag defi⸗ 
nitiv abgeichloflen und durch Uebergabe ber gegenjeitigen Taufchobjecte 
und Bezahlung des Zaumgeldes wenigſtens theilweiſe erfüllt worden. 
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Man kann in dem oben herborgehobenen Hinzufügen des Klägers nur 
allenfall8 eine Refolutivbedingung, unter welcher er auf den Vertrag 
einging, den Vorbehalt von Seiten des Klägers, daß, wenn das Pferd 
nicht gut ſei, der Vertrag nachträglich für nicht abgefchloffen erachtet 
werden folle, erblidten. Dies widerſpricht dem Vorhandenſein eines 
Kaufes auf Probe, welcher in Ermangelung anderer Beitimmungen als 
unter der auffchiebenden Bedingung, daß der Käufer den Kaufögegen- 
itand annehmbar finden würde, abgejchloffen zu erachten ift (BGB. 
1101—1106) während in dem vorliegenden alle blos bedingter Weile, 
wenn das Pferd nicht gut fei, der Vertrag wieder aufgelöft werden follte. 

Die angeblich bei der erften Verhandlung am 31. März 1868 ge: 
itellte, aufichiebende Bedingung, welche in dem Handel auf Probe vor- 
ausfeglich liegt, kann auf den fpäter am 3. April 1868 wirklich er- 
folgten Bertragsabjchluß nicht nachwirken und nicht bezogen werden, 
muß vielmehr für fallen gelafjen erachtet werben, da bei der letzten Ver⸗ 
handlung vom 3. April 1868 eine Probezeit nicht vorbehalten wurde, 
im Gegentbeil nur die Wiederauflöfung des Vertrags bedingter Weiſe 
ausgemacht worden fein fol. 

Eben fo Tann aud das DAG. in dem Umſtande, daß das in Rede 
ſtehende Pferd nicht in H., fondern in der Umgegenb von 3. von dem 
Pferdehändler T. zu Sch. erfauft worden, nicht eine ſolche Täufchung 
bes Klägers erbliden, welche die Nichtigfeit des Vertragsabichluffes mit 
fich bringt. Denn erftlich iſt es nach dem Klagvortrage nicht einmal 
als Vertragsbedingung bingeftellt worden, daß das fragliche Pferd in 
H. erkauft fein müſſe, und zweitens dürfte der Umftand, daß der Erfauf 
nicht in H. erfolgte, an und für ſich nicht einen ſolchen Mangel in den 
Eigenjchaften des Pferdes enthalten, melcher zur Rebhibition und zur 
Aufhebung des Vertrags berechtigen könnte. 

Kläger will in jeiner Deduction aud) hierauf gar nicht hinaus, 
Sondern er findet in der Täufchung über den Drt, mo das Pferd erfauft 
worden, nur infofern einen bejonderen dolus des Beklagten, weil Kläger 
dadurch verleitet worden jet, auf den bei Gelegenheit der Vorführung 
des Pferdes und der damit verbundenen, mäßigen Bewegung in unge: 
wöhnlicher Weiſe ftarf ausgebrochenen Schweiß fein befonveres Gewicht 
zu legen und troß deflelben auf den-Vertrag einzugehen. Darauf kann 
jedoch nichtS Befonderes anfommen. Denn führt der Kläger den ihm 
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im vorigen Erkenntniſſe zu den Einlafjungspunften 48, 77, 78, 79 und 
80 aufgelegten Beweis, daß das eingetaufchte Pferd mit folchen Fehlern, 
welche feinen Werth und feine Brauchbarfeit erheblich mindern, behaftet 
fei, fo erlangt er die Berurtheilung des Beflagten ſchon, wenn er nad 
Befinden den Relateid über das behauptete dietum et promissum zu 
den Einlaffungsabfchnitten 18, 19 und 30 oder den zurüdigegebenen 
Eid über den bei den Einlafjungspunften 35 und 36 erwähnten Vor- 
behalt des Klägers und beziehendlich nach Befinden über die rechtzeitige 
Erklärung des Rüdtrittes vom Vertrage (Einlaffungsabichnitte 57 bis 
65) leiften würde, und dann iſt es gleichgültig, ob Beflagter den Kläger 
über den Ankaufsort des. Pferdes getäufcht bat oder nicht. Vermöchte 
jedoch Kläger diefen Beweis nicht zu führen, fo müßte eben angenommen 
werben, daß die Neigung des Pferdes zum Schwiten nicht in einer 
krankhaften Beichaffenheit defjelben ihren Grund habe und deshalb ber 
Irrthum des Kläger über den Ankaufsort als einflußlos auf den Be- 
ſtand des abgejchloffenen Vertrags zu erachten fei. 

Aus dem Borhergehenden ergiebt ſich fchon, daß das DAG. in 
Uebereinftimmung mit der vorigen Inſtanz der Anficht ift, daß die bei 
den Einlaffungsabichnitten 18, 19 und 30 behauptete Verficherung des 
Bellagten, das fragliche Pferd fei ganz gut und gefund, über die ge- 
wöhnliche, jedem Verkäufer einer Sache erlaubte Anpreifung des Kaufs- 
gegenftandes hinausgeht, vielmehr ein wirkliches und beitimmtes dietum 
et promissum enthält, wofür der Beklagte aufzulommen hat. Der 
Bellagte hat, wenn er die gedachte Verficherung gegeben haben follte, 
die Garantie dafür übernommen, daß da3 vertaufchte Pferd eine vom . 
Kläger beſonders verlangte Eigenjchaft befige und namentlich nicht an 
Fehlern leide, welche in einem Krankheitszuftande des Pferdes ihren 
Grund haben und den Werth und die Brauchbarkeit defjelben bermin- 
dern. Desbalb kann allerving3 dem Kläger das Hecht nicht verſagt 
werben, den abgejchlofienen Vertrag für aufgelöft erklären zu laſſen, 
wenn das eingetaufchte Pferd die zugeficherten Eigenjchaften beim Ver— 
tragsabichluffe nicht gehabt haben follte. 

Annalen des OAG.'s N. F. Bd. I. ©. 51 u. flg. 
Gelingt diefer Beweis dem Kläger, jo wird dann bei ber Endentſchei⸗ 
dung in Erwägung zu ziehen fein, ob und in mie meit es bezüglich 
des dicti et promissi (Einlaſſ.-Pkte 18, 19 und 30) annoch der Ablei- 
Annalen, Neue Folge 3b. VI. 30 


2 
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jtung des darüber angetragenen und dem Kläger zurüdgegebenen Eides 
bedarf. 

Inſofern gegen dieje Beweisauflage die Berufung des Beklagten, 
der die Klage in der angebrachten Maaße abgemwiejen wiſſen will, ge 
richtet ift, ericheint fie völlig unerheblich. 

Sm Gegentheile glaubt das DAG. zu Gunften des Klägers injo- 
fern noch mweiter gehen zu fünnen, wie die vorige Inftanz, als nad) An- 
ficht Defjelben der bei den Einlaſſ.-Pkten. 35 u. 36 erwähnte Vorbehalt 
des Klägers: | 

„wenn das Pferd nicht gut tft, Friegft Du gar nichts, ſondern das 

Pferd wieder,” 
nicht ganz unberücfichtigt bleiben fan, da Beflagter mit diefem Vor: 
behalte fich ebenfalls einverftanden erklärt haben joll. Bejagter Bor: 
behalt bildet einen zweiten ſelbſtſtändigen Grund der Verpflichtung de3 
Beklagten für die Güte und Gefundheit des Pferdes einzuftehen. Wenn 
aljo der Kläger das Nelatum über die vom Beflagten ertheilte Zuſiche— 
rung der völligen Gejundheit des Thieres (Einlaſſ.-Pkte. 18, 19 und 
30) nicht ſchwören fünnte oder wollte, würde immerhin ihm nicht zu 
verjagen jein, das bei den Einlafj.= Punkten 35 und 36 bedingungs- 
weiſe ſich vorbehaltene Reurecht durch feinen Relateiv außer Zmeifel zu 
jegen und daneben in Gemäßheit der $. 1108 de3 BGB.'s die bei den 
Einlafj.-Bunkten 57 bis 65 behauptete vechtzeitige Erklärung des Rüd- 
tritt vom DVertrage zu bewahrheiten. | 


43. 


Ausſchluß der Vermuthung für die tacita relocatio. — 
BGB. 8. 1218. 


I. Sen.-Erf. vom 2. Febr. 1869 no. 52/29. 


Die Beitimmungen der 21. Decifion von 1746, unter deren Gelt- 
ung auch derjenige Vertrag abgejchloffen worden ift, welcher der Klage 
zu Grunde liegt, find in $. 1218 des BGB. namentlich auch inſoweit 
beibehalten worden, als durch letztgedachte gefetzliche Vorfchrift für den 
Sal, daß nad) Ablaufe der Contractszeit beim Pachtvertrage die Inter: 
efienten ohne Widerſpruch innerhalb ber zugleich gejeglich beſtimmten 
Friſt, hinſichtlich des Pachtobjectes das durch den Vertrag herbeigeführte 
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thatſächliche Verhältniß fortdauern laſſen, hierdurch nur eine einfache 
Rechtsvermuthung dafür begründet wird, daß die Betheiligten das Ver— 
tragsverhältniß — auf die in den betreffenden Geſetzesſtellen angegebene 
gegenwärtig nicht näher in Betracht gelangende Dauer und in dem dabei 
näher bemerkten Umfange — zu erneuern beabſichtigt hätten. Bezüg— 
lich der 21. Deciſion folgt dieſe Anſchauung aus bei ausdrüdlichen Ver⸗ 
fügung: 

- „wenn nicht ein Anderes diesfalls zum Rail bebungen: a“ 
Hinfichtli des BGB.'s aber zeigt die Faffung der $. 1218, wornach 
insbeſondere auch bei der vorbezeichneten thatfächlichen Fortfesung des 
Verhältniffes angenommen werden foll,’e8 ſei der Vertrag verlängert 
worden, daß auf eine derartige Erſtreckung der aus dem Vertrage ber- 
zuleitenden rechtlichen Beziehungen nur dann fol Bezug genommen 
werden können, wenn nicht ein entgegengejehter Wille Seiten der Eon- 
trahenten erfennbar ift, indem im Uebrigen irgend eine Borfchrift im 
BGB., aus welcher eine Beſchränkung der Gontrahenten, im einzelnen 
Falle durch Vereinbarung eine Abänderung der in 8. 1218 beftimmten 
Hegel herbeizuführen, hergeleitet werben könnte, nicht vorhanden tft. 

Hiernad findet au das OAG. die vorliegende Executivklage 
durch den derfelben zu Grunde gelegten gehörig producirten Pachtver- 
trag ſchlüſſig begründet und befcheinigt. Denn indem die jekigen Bar- 
teten zufolge der auch vom Bellagten ausdrüdlich in Bezug genommenen 
8. 17 der gedachten Urkunde bei Schließung ihres Vertrages feftgeftellt 
haben, daß am Ende der auf die beftimmte Periode vom 16. April 
1861 bis 31. März 1867 ftipulicten Bachtzeit der Pacht an und für 
ſich al8 erlofchen zu betrachten fei, dergeftalt, daß, dafern derfelbe nicht 
ein halbes Jahr vor Ablauf des letzten Pachtjahres ausprüdlich fehrift- 
lid) erneuert und prolongirt werde, eine unterbliebene Auf- und Los⸗ 
ſagung keineswegs für eine ſtillſchweigende Verlängerung zu betrachten 
fein folle, find fie von Haus aus darüber einverftanden geweſen, daß, 
wenn aud bei Ablauf der im Voraus beitimmten Vertragsdauer der 
jegige Kläger es widerſpruchslos dulden follte, daß der jegige Beklagte 
noch in feiner thatfächlichen Beziehung zum Pachtobjeete verbleibe (und 
etwas Weiteres hat nach Lage der Acten Beflagter für fich nicht geltend 
za machen), hieraus auf ihre Abficht, den Pachtvertrag zu verlängern, 
nicht Tolle geichloffen werden können; es — eben die Parteien den 
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Eintritt der oben näher betrachteten Rechtövermuthung, durch die ge: 
teoffene Vertragsbeſtimmung für den vorliegenden Yall zweifellos aus: 
geichloffen, mag man nun jene Rechtsvermuthung an fich auf die Dert- 
fion 21 von 1746 oder auf die 8. 1218 des BGB.'s gründen. 


44. 

Zu 8.1219 des BGB.'s — PVorausfetung des Eintrittd 
der Beftimmung dieſes Paragraphen ift eine Verlegung 
der Vorſchrift des 8. 1208. 

IL Sen.-Erf. vom 3. Juli 1868 no. 446|451. 

Nach der Beitimmung in $. 1219 des BGB.'s ift der Verpachter, 
wenn der Pachter außer dem Falle einer Erneuerung des Pachtvertvags 
nach Beendigung des Pacıtes das Pachtverhältniß thatfächlich Fortiekt, 
berechtigt, nach Verhältniß der Zeit, während deren die pachtweiſe Be— 
nußung fortgejegt worden ift, wenigſtens einen Zins in der Höhe zu 
fordern, wie er bei dem legten, — in die Dauer des Pachtvertrags fal- 
lenden — Zahlungstermine geweſen ift. 

Diefe Beftimmung bat den Fall eines mwiberrechtlichen, d. 5. der 
Beitimmung in $. 1208 des gedachten Geſetzbuchs zumiderlaufenden, 
Zurüdbehaltens des Pachtobjectes im Auge und die Tendenz berjelben 
geht augenfcheinlich dahin, den Verpachter für Fälle diefer Art der pe 
ciellen Darlegung und Quantificirung, beziehendlich des Nachweiſes 
eines ihm durch das miderrechtliche Gebahren des Pachters zugefügten 
Schadens dann zu überheben, wenn er ſich mit einer dem Betrage des 
zeitherigen contractlichen Pachtzinjes gleichfommenvden Entichädigung 
begnügen will. Bmeifellos fteht hiernach zwar dem Berpachter das 
Recht zu, wenn er fich dies zu begründen getrauen follte, auch eine ben 
Betrag des bisherigen Miethzinjes überjchreitende Entſchädigung zu 
fordern. Hieraus folgt jedoch nur jo viel, daß der Verlegte die Wahl 
bat, ob ex entweder den Pachtzins fortfordern, oder Entſchädigung be 
anſpruchen will; als unftattbaft muß es dagegen angejehen werben, 
wenn derfelbe, wie im vorliegenden Falle vom Kläger geichehen, zugleich 
und neben einander Beides, den Betrag des Pachtzinjes und eine wei⸗ 
tere Entfehädigung geltend macht. | 

Soweit jener Pachtzins den Gegenftand der früheren zwiſchen ben 
Parteien ventilivten Prozeſſe gebildet hat, fteht der Nachforderung einer 
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ſolchen weiteren Entſchädigung ſchon das prozeßpolitiſche Moment ent— 
gegen, daß es dem Kläger nicht geſtattet werden kann, einen und den— 
ſelben Anſpruch in verſchiedenen Rechtsſtreitigkeiten zu verfolgen. Aber 
auch ſoweit derſelbe Object des gegenwärtigen Prozeſſes iſt, kann eine 
ſolche Trennung nicht als ſtatthaft angeſehen werden. Denn überhebt, 
wie gedacht, die Berufung auf die Beſtimmung in 8. 1219 den Ver— 
pachter jeder näheren Begründung eines ihm durch das widerrechtliche 
Vorgehen des Pachters zugefügten Vermögensnachtheils, ſo liegt es in 
der Natur der Sache, daß derſelbe, will er von dieſer Vergünſtigung zu 
ſeinem Vortheile Gebrauch machen, dadurch ohne Weiteres auf das 
Recht, einen beträchtlicheren Schaden an= und auszuführen, verzichtet. 
Wäre daher au, wie nach den burchichlagenden Ausführungen der 
borigen Inſtanz nicht der Fall, der beim zweiten Klagpunft geforderte 
Schädenanſpruch an fich begründet, jo würde doch zu einer Abweiſung 
des bezüglichen Theils der erhobenen Klage gelangt werden müfjen. 


| 45. 
Wenn iſt das Mäflerlohn für Berfhaffung eines Dar- 
lehns verdient? — BGB. SS. 1254 jet. 1067, 1068. 
II. Sen.-Erf. vom 2. März 1869 no. 119|113. 

Nach der Beitimmung in 8. 1254 des BGB.'s kann, wenn Se- 
mand einem Anderen für die Nachweiſung einer zur Eingehung eines 
Vertrages geeigneten Perjon eine Mäflergebühr verſprochen hat, ver 
Mäkler die lettere nur dann fordern, wenn Derjenige, welcher jolche 
veriprochen bat, mit der nachgewielenen Perſon den betreffenden Ver— 
trag wirklich ſchließt. Iſt daher, wie im vorliegenden Falle nach der 
in Abjchrift beigebrachten Urkunde gefchehen, die Zufage eines Mäfler- 
lohns für die Nachweifung eines Darlehns erfolgt, jo läßt ſich diejes 
Mäklerlohn erft dann als verdient anfehen, wenn zwischen Demjenigen, 
welcher das legtere verfprochen, und der ihm von dem Mäfler als zur 
Eingehung eines Darlehnövertrags geeignet nachgewiefenen Perſon ein 
Darlehnsvertrag auch wirklich zu Stande gefommen. 

Schon hieraus erhellt nun ganz von felbft, daß die erhobene Klage 
einer Abmweifung nicht entgehen Tann. 

Denn Kläger hat nirgends zu behaupten vermocht, daß Beklagter 
von dem genannten €. die Summe von 25,000 Thlr. darlehnsweiſe 
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wirklich audgezahlt erhalten babe, vielmehr gebt fein Anführen ſowohl 
in der Klage als in dem Replikſatze nur dahin, es babe E. Beklagten 
versprochen, er twolle ihm ein Darlehn von etwa 32,000 Thlr. gewähren. 
E3 würde aljo, wie aus den Begriffsbeftimmungen in 88. 1067 
und 1068 de BGB.’ hervorgeht, zwilchen den nurgebachten beiden 
Perjonen überhaupt fein Darlehnsvertrag, ſondern nur ein fogenanntes 
pactum de mutuo dando zum Abjchluffe gelangt und mithin ſchon 
hiernach die. Borausfegung gar nicht eingetreten fein, unter welcher Be- 
klagter aus dem von ihm laut dev Urkunde BL. abgegebenen Berfprechen 
zu Bezahlung eines Mäklerlohns für verpflichtet erachtet werden könnte. 

Denn aus einem pacto de mutuo dando entfteht zwar nad 
$. 1069 des BGB.'s für beide Theile eine Klage auf Erfüllung. Allein 
daraus, daß Jemand die Gewährung eines Darlehns verjpricht, folgt 
noch keineswegs, daß er zu deſſen Gewährung auch wirklich im Stande, 
und es läßt ſich daher durchaus nicht jagen, daß e8 in einem Falle, tie 
der gegenwärtige, völlig gleichgültig fei, ob derjenige, welcher ein Mäl- 
lerlohn verjprochen, mit der ihm bon dem Mäfler nachgewieſenen Perſon 
einen Darlehnövertrag oder ein pactum de mutuo dando abgefchloffen 
babe. | | | | 

Es Tiegt jedoch auch noch ein weiterer Grund vor, aus welchem 
die Klage nothwendig abgewieſen werden muß. 

Wie nämlich Bellagter bereits im Einlafj.-Sabe behauptet und 
Kläger neuerdings ausdrücklich zugeftanden, hat das Geichäft, welches 
mit dem in der Klage genannten E. abgefchloffen und zwar gleich nad 
dev urjprünglichen Verabredung darin beftanden, daß E. Bellagtem die 
Summe von 25,000 Thlr. oder 32,000 Thlr. auszuzahlen veriprochen 
und: Dagegen Bellagter von einem ihm angefallenen, zur Zeit noch unter 
gerichtlichen Verwaltung ftehenden Erbtheile die Summe von 42,000 
Thaler an E. abgetreten. Es hat alſo hiernach Beklagter E.’n den 
Gegenjag für die von diefem ihm zugeficherten 25,000 Thlr. oder 
32,000 Thlr. jofort gewährt. Unter ſolchen Umftänvden aber hat es 
fich zwifchen beiden tweder um einen Darlehnsvertrag, welcher befannt- 
lich dann geichloffen wird, wenn vertretbare Sachen unter der Ver: 
pflihtung zur Tünftigen Rüdgabe einer gleichen Summe oder Menge 
von berjelben Onttung und Güte zu Eigenthum gegeben werben, noch 
‚ande nur um ein pactum de mutuo dando, jondern um einen Forber- 
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ungskauf oder um den Kauf über den Theil eines Nachlaſſes gehandelt. 
Es kann mithin auch davon, daß Kläger durch das, was er gethan, 
das beanſpruchte Mäflerlohn verdient hätte, nicht die Nede fein, indem 
bafjelbe für einen ganz anderen, als den wirklich eingetretenen Fall zu- 
gefihert worden und nicht ohne Weiteres fi) annehmen läßt, daß Be- 
Hagter ſolches auch für den letzteren Fall zu gewähren Willens geiveien. 


46, 
Depot Behufs der Erfüllung einer Verbindlidfeit? — 
BGB. 88. 1260 flg.? 
I. Sen.-Erf. vom 23. Juli 1868 no. 5041478 *). 

Beiage der Klagbeifuge unter 7 hat Th. Zich. unter dem 19. 
März 1861 88 Stüd Defterreichifch-Franzöfifche Eijenbahn-Prioritäten 
ſammt Coupons an Stelle der auf 50 Stüd Actien der Beklagten zu 
leiftenderr Baarzahlung der Cafje der Bellagten übergeben. Schon hier- 
nad) ist als feitftehend anzujehen, daß Zich. die gedachten Werthspapiere 
Behuf3 der Erfüllung einer ihm gegen die Beklagte obliegenven Ver— 
bindlichfeit hingegeben hat, und wenn es auch in der angezogenen Klag— 
beifuge heißt, es feien jene Papiere als Depot hinterlegt worben, jo 
fann doc hierauf den vorftehends hervorgebobenen Worten gegenüber 
ein weiteres Gewicht nicht gelegt und namentlich nicht angenommen 
werden, daß Zſch. gedachte Werthspapiere der Beklagten lediglich als 
Depofitum und jo, daß er zu deren Rüdforderung jeder Zeit und ohne 
Weiteres befugt gemejen wäre, eingehändigt habe. Es läßt fich das um 
jo weniger annehmen, als Kläger felbft in feiner Klage angeführt bat, 
daß Zich., nachdem er im März 1861 von dem Director A. bezichent- 
lich durch defien Beauftragten F. zu Leiftung einer Einzahlung auf die 
von ihm gezeichneten Actien der Beklagten veranlaßt worden, auf diejes 
Verlangen hin die hier in Rede ftehenden Prioritäten der Beklagten 
übergeben habe. Ueberließ aber Bich. die fraglichen Werthspapiere ver 
Beklagten zur Dedung einer von ihm verlangten Einzahlung, jo mar 
auch derſelbe nicht berechtigt, jene Papiere nach Belieben zurüdzufordern 


*) Kläger verlangte ex jure cesso des 8. von Bellagter, einer Actien- 
gefelichaft, Aushändigung von Papieren au porteur, welche 3. der Bellagten 
„an Stelle einer Aetieneinzahlung in Depot” gegeben. 
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und ebenfo wenig fteht ein folches Befugniß dem Kläger zu, der als 
Rechtsnachfolger Zſch.'s gegen die Beklagte nicht mehr Rechte erlangt 
bat, als Zich. felbft befaß und der die von Legterem zu Gunſten der 
Beklagten getroffenen Dispofitionen nicht anfechten kann. Wollte 
daher Kläger in feiner Eigenfchaft als Ceſſionar Zſch.'s die gedachten 
Werthspapiere zurüdverlangen, fo müßte er noch befondere Momente 
anführen, aus denen zu entnehmen fein würde, daß er jene Papiere 
unter Umftänden hingegeben habe, welche den Schluß vechtfertigen wür⸗ 
den, daß Bellagte überhaupt fein Necht gehabt habe, jene Papiere von 
ihm als Mittel zur Erfüllung einer ihm obliegenden Verbindlichkeit an- 
zunehmen und zu behalten, oder daß der Rechtsgrund, welcher der Be 
klagten bei der Empfangnahme jener Papiere zur Seite ftand, in der 
Folge wieder in Wegfall gelangt ſei. An ſolchen Momenten fehlt «8 
aber in der Klage. j 


47. 
Anerfenntnißvertrag in Bezug auf unächte Accepte? 
BGB. 88. 1397, 1399, 1400, 1523. 


I. Sen.- Erf. vom 30. Juli 1868 no. 511]488. 


Die vorliegende Klage gründet fih auf Verhandlungen, melde 
über die Bezahlung zweier Wechjelforderungen des Klägers an den Be 
Hagten ftattgefunden haben und bei denen der Bellagte eine. Abfchlags- 
zahlung an den Kläger geleiftet und jchließlich den Reſt der geforderten 
Summen binnen einer gewifjen Frift zu bezahlen veriprochen bat. 

Angehend zupörderft den Inhalt und bie rechtliche Eigenfchaft dieſer 
Verhandlungen, fo Tann darin der Abjchluß eines Vergleichs (cfr. 8. 
1409 de3 BGB.) nicht gefunden werden. Denn aus der Darftellung 
des Klägers ſelbſt ergiebt fih, daß vor und bei biefen Verhandlungen 
über die Eriftenz oder den Betrag der gedachten Wechjelforderungen 
meer ein Streit, noch ein Zweifel auf Seiten der Betheiligten entftan- 
den mar und daß nur über eine von dem Bellagten erbetene Geftundung, 
und die Bedingungen, unter denen Kläger eine ſolche ertheilen wollte, 
verhandelt worden iſt. Es bleibt alfo nur der Gefichtspunft des An- 
erienntnifjes einer damals nicht beftrittenen Forderung übrig und bier 
entiteht die Frage, erſtens ob ein wirklicher Anerfenntnißvertrag im 
Sinne von 8. 1397 des BGB.'s vorliege und zweitens, worauf folchen- 
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falls das Anerkenntniß zu beziehen ſei. Gegen die Annahme eines 
Anerkenntnißvertrags überhaupt, läßt ſich, wie Beklagter Bl. geltend 
gemacht hat, auf die Beſtimmung in 8. 1400 des BGB.'s hinweiſen, 
nach welchem in dem Erbitten und Zugeftehen einer Stundung fein 
Anerfenntnißvertrag hinfichtlich des Beftehend der Schuld liegt. Das’ 
Verſprechen des Bellagten, den ganzen Reit feiner Wechſelſchuld fchon 
den 15. Mat 1867 baar zu zahlen, fteht nämlich im genaueften inneren 
Zuſammenhange mit dem Gefuche defjelben um Geftundung der vom 
Kläger wider ihn behaupteten Forderungen. Eine ausbrüdliche Accepta= 
tion dieſes Verſprechens ift nach der Darftellung BI. bei der mündlichen 
Beiprehung von dem Bevollmächtigten Klägers nicht erklärt worden. In 
dem Briefe defjelben Mandatars BI. ift aber eine Acceptationserklärung 
dieſes Zahlungsverſprechens ebenfall3 nicht enthalten, ſondern e8 wird 
darin dieſes Verſprechen gar nicht erwähnt, ſondern dem Beklagten nur 
auf feine Bitte zur Bezahlung feiner Reſtſchuld bis zum 15. Mai 1867 
bedingungsweiſe Nachſicht erteilt. Hiernach ift der Zweifel, ob der 
zum Wejen eines Anerkenntnißvertrages gehörige Wille der Bethei- 
ligten, eine jelbftitändige Verpflichtung zu begründen, zum rechtsver⸗ 
bindlichen Ausdruck gelangt ſei, vollfommen gerechtfertigt. Aber auch 
wenn man in dem Briefe, welcher die Erklärung des Klägers auf das 
Verſprechen des Beklagten ausdrücken jollte, eine thatfächliche Acrep- 
tation dieſes Zahlungsverſprechens finden und demnad einen Aner- 
kenntnißvertrag als vorhanden annehmen till, ift dennoch der Anspruch 
des Klägers durch die in der Klage angeführten Thatjachen nicht in ge= 
nügender Weife gerechtfertigt. Betrachtet man nämlich den Gang und 
inhalt der Verhandlungen, wie diejelben in der Klage gejchildert und 
mit den Klagbeifugen E. bis J. belegt worden find, jo gelangt man 
nicht zu der Meberzeugung, daß die brieflichen und mündlichen Verhand⸗ 
Lungen zwiſchen dem Bellagten einer und dem Kläger und deſſen Man- 
datar andererjeit3 die unbedingte und rüdfichtsloje Feſtſtellung eines 
Schufdverhältnifjes nah Höhe gewiſſer Schuldfummen zum Gegenftande 
gehabt Hätten, welchenfalls die Vorausſetzung des Bellagten, daß der 
Kläger ächte Accepte in gleichen Beträgen von ihm befige, möglicher- 
weiſe (mie Kläger meint) nur al3 Motive feiner Zufage aufgefaßt wer- 
den könnte. Denn, tie Kläger jelbft und nad) feinen eignen Angaben 
die Bezahlung der in feinem Befite befindlichen beiden Accepte des Be- 
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klagten verlangt, mithin von Anfang an nur eine, auf beftimmten Vor: 
gängen und Rechtsgründen berubende Forderung geltend gemacht hatte, 
jo ift. auch in dem Briefe des Belagten und bei den mündlichen Be 
Iprechungen zwijchen dem Beklagten und dem Advocat A. ftet nur von 
der Bezahlung diefer Wechfelforderungen und den Bedingungen, unter 
welchen dem Bellagten die hierzu erbetene Geftundung ertheilt merben 
ſolle, Die Rebe geivefen, es muß daher auch das Zahlungsverſprechen 
des Bellagten, wenn man demjelben überhaupt die civilrechtliche Wirk 
Jamfeit eines Anerkenntnißvertrags beilegt, mit diejen Wechſelforder⸗ 
ungen in Verbindung gebracht werden. Daß beide Theile bei Dielen 
Verhandlungen von der Anficht ausgegangen fein, daß die in Klägers 
Händen befindlichen proteftirten Wechfel mit ächten Accepten bed Be 
klagten verfehen feien, ift von dem Kläger felbft nicht beftritten worden 
und mußte ſchon nad) der Geichichtserzählung Klägerd angenommen 
werden, weil e8 dabei an der Angabe thatfächlicher Umſlände fehlt, 
welche zu der Schlußfolgerung berechtigen könnten, daß Bellagter die 
Unächtheit der Accepte gekannt, demnach eine Schuldverbindlichfeit des 
Wechſelausſtellers oder dritter Perſonen ohne eine hierzu bereitö bor: 
handene Berpflichtung Habe übernehmen wollen. Iſt aber Bellagter 
dev Meinung geweſen, daß die Forderungen, deren Berichtigung von 
ihm verlangt wurde, durch ächte Accepte begründete, wechjelmäßige For⸗ 
derungen feien, jo kann auch der Bitte um Geftundung und dem Ver: 
Iprechen der Zahlung nicht der Wille, dem Kläger die geforderten Sum- 
men ohne Rüdficht auf das. wirkliche Beftehen des behaupteten For: 
derungsrechts, zu zahlen, fondern Iepiglich der beſchränkte Wille, id 
zur Zahlung erweislich beftehender Forderungen nochmals zu ver 
pflichten, untergelegt werden, jo daß der Befit ächter Accepte und bie 
Eriftenz einer hierdurch begründeten mechfelrechtlichen Forderung auf 
Seite Klägers als eine aus den Verhältnifien felbft ſich ergebende Vor: 
ausfegung und Bedingung für die Wirkſamkeit des Anerkenntnißver⸗ 
trages aufzufaflen ift. 

Bon diefem Standpunkte aus betrachtet tritt die von dem Kläger 
mehrfach angeregte Frage, ob ſich der Beklagte bei den fraglichen Der: 
bandlungen in einem entſchuldbaren Irrthume befunden habe, in den 
Hintergrund, denn auf die Entſchuldbarkeit oder Unentſchuldbarkeit des 
Irrthums kommt etwas nicht an, wenn derfelbe nur der Grund iſt, 
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warum eine gewiſſe übereinſtimmende Willenserklärung nicht als vor⸗ 
handen angenommen werden kann. Auch der bona fides, in welcher 
fich der Kläger befunden, ift, da fie den objectiven Umfang der von dem 
Bellagten übernommenen Obligation nicht zu beftimmen vermag, ein 
Einfluß auf die Beurteilung der Sache nicht zuzugeftehen, während der 
Gefihtspunft einer Verſchuldung des Beklagten gegen den Kläger -Ichon 
dadurch ausgeichloflen ericheint, daß derfelbe bei der Uebernahme einer 
bon jeiner freien Entſchließung abhängenden Verpflichtung zu Feiner 
dem Kläger zu präftirenden Diligenz verbunden ar. 

Man würde jchließlich in Anfehung des in Frage ftehenven Zah- 
lungsverſprechens zu Teinem weſentlich anderen Refultate gelangen, 
wenn man mit der vorigen Inftanz die Beftimmungen im Schlußfate 
des 8.1399 des BGB.'s auf dafjelbe anwenden und die rechtliche Wirk⸗ 
famfeit des darin zu findenden Anerfenntnißvertrages nach den über 
die Nüdforderung ber Nichtichuld geltenden Grundſätzen beurtheilen 
wollte. Denn der Irrthum, in welchem ſich der Bellagte über das Be— 
ftehen feiner wechjelmäßigen Verpflichtung befand, mar ein factifcher 
und beitand darin, daß er den Kläger im Befig ächter Accepte glaubte. 
Wenn ihm biefe vor und bei der Verhandlung nicht zur Einficht vorge- 
legt worden find, und daß die VBorlegung geſchehen, ift in der Klage 
nicht behauptet worden, fo fonnte wohl dem Bellagten ein Mangel an 
Borficht vorgeworfen werben, allein die Annahme, daß er fich, ohne 
alle Rüdficht auf das Beftehen einer Verbindlichkeit hierzu auf feiner 
Seite, zur Zahlung der geforderten Summen habe verpflichten wollen, 
ober daß er die Unächtheit der Accepte bei feinem Zahlungsveriprechen 
gewußt babe, würde fich durch den bloßen Hinweis darauf, daß jeder 


feine eignen Vermögensverhältniffe kennen müſſe, wenigſtens unter den 


bier obwaltenden Verhältnifien, nicht jo ohne Weiteres rechtfertigen 


laſſen. _ Bei der condietio indebiti kommt e8 aber nad 8. 1523 des 


BGB.'s nicht ſowohl auf den höheren oder geringeren Grab ber Nach⸗ 
Käffigfeit, welche der Zahler oder bez. Promittent an ben Tag gelegt 


bat, jondern darauf an, ob der Wille, eine Nichtfchuld zu zahlen, vor- Bee. 


handen geweſen fei. 
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48. 
Empfehlung, Creditauftrag oder Schadlosbürgidhaft? -— 
BGB. 88. 1301; 1452; 1476—1479, 
II. Sen.- Erf. vom 17. Juni 1869 no. 398/398. 

Der Darftelung in Klagabſchnitt 22 fig. zufolge erjcheint alle: 
dings der von 2. Inſtanz beiläufig angeregte Ziveifel über den recht 
lichen Charakter der behaupteten Verpflichtung des Beklagten nicht gan 
grundlos. Hätte Bellagter auf Kläger Zrage, ob Tr. (Bellagtend 
Schwiegerſohn) ein ordentlicher Mann jei, lediglich die Antwort ertheilt: 

was Tr. bei ihm, Klägerm hole, da fünne er ihm immer Grebit geben, 
der Dann fei ordentlich, 
fo läge zweifellos nur eine Empfehlung vor, welche unter den vorlie 
genden Umftänden den Bellagten zu Bertretung de3 dadurch veran- 
laßten Schadens blos dann verpflichten würde, wenn er abfichtlic oder 
mit Bewußtſein der Wahrheitäwibrigfeit eine ſchädliche Empfehlung er- 


theilt hätte (BGB. 8. 1301). Bon einer dem Beklagten hierbei zu 


Laft fallenden Arglift ift aber in der Klage feine Rede und es ift für 
ſich Har, daß die einige Zeit darauf eingetretene formelle Inſolben; 
Tr.'s weder bie ihm beigemefjene Eigenfchaft eines „ordentlichen Man: 
nes ohne Weiteres widerlegt, noch weniger beiveift, daß Beflagter zu 
Beit der Empfehlung eine andere als die von ihm ausgeſprochene Ueber: 


zeugung bon dem Charakter und ber Handlungsweiſe Tr.’3 gehabt habe 


Jener Aeußerung fol jedoch Beklagter fofort die weitere Erklärung 
hinzugefügt haben: 
„da ſtehe er ihm (Rlägerm) für jeden Schaben,” 


eine Erklärung, welche in dem angegebenen Zufammenhange zwar denl- 


barer Weife nur auf diejenige Schabenerfagverbindlichfeit bezogen wer⸗ 
den kann, melde das Geje dem Empfehlenven auflegt und melde, wie 


ſchon bemerkt, im vorliegenden Falle nicht begründet fein würde. Allein 


fie läßt der Wortfaffung nach unverkennbar auch die Deutung zu, bat 
Bellagter in weiterem Umfange und namentlich ohne die gejegliche de 


Schränfung auf den durch Arglift veranlaßten Schaden haften mol. 


Für diefe Auslegung Spricht außer dem Wortlaute noch die Erwägung, 
daß die fragliche Erflärung überflüffig und unnöthig getvefen fein würde, 
hätte Beflagter blos dazu fich verbindlich zu machen beabfichtigt, wozu 
ihn jchon das Geſetz verpflichtete. 
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Geht man demnach davon aus, daß in den Herauslaſſungen des 
Beklagten ein Mehreres, als eine reine Empfehlung liegt, ſo bietet ſich 
behufs Feſtſtellung des rechtlichen Charakters der Verpflichtung zunächſt 
die Annahme eines ſogenannten Creditauftrags (mandatum qualifica- 
tum) dar (vergl. BGB. 8. 1476— 1479). Inzwiſchen fpricht hiergegen 
zunächft ber Umftand, daß, wenn auch ein Auftrag in Form einer Bitte 
oder eines Wunjches eben fo gut, als in direct anordnenden oder be- 
fehlenden Worten ertheilt werben Tann (BGB. 8. 1297), doch immer 
daraus die Abficht erhellen muß, denjenigen, an melden der Wunfch 
oder die Bitte gerichtet ift, zu Ausführung des aufzutragenden Geſchäfts 
verbindlich zu machen, in dem vorliegenden Falle aber der unzweideu⸗ 
tige Ausdruck dieſer Abficht fehlt, im Gegentbeile die Worte: „da könne 
Kläger ihm immer Grebit geben,” e3 ganz dem Ermefjen Klägers über- 
lafien, ob er den (Jupponirten) Auftrag ausführen, d. h. auf ein Grebit- 
geihäft mit Tr. eingehen wolle oder nicht. Weiter ift aber auch mit 
dem Weſen des Greditauftrags die Beichränkung der Haftung auf „das 
Einftehen für jeden Schaden“ unvereinbar. Der gedachte Auftrag 
unterjcheidet fich, feiner Verwandtſchaft mit dem Bürgichaftsvertrage 
ungeachtet (BGB. S. 1476 verb. haftet der Auftraggeber als Bürge), 
doch von dem Lebteren weſentlich darin, daß aus diefem nur eine in 
Beziehung auf die Hauptichuld acceſſoriſche Verbindlichkeit entſteht, 
während der Creditauftrag eine felbititändige, von der Hauptichuld 
völlig getrennte, dieſer der Entitehung nad) vorausgehende Verbind- 
lichkeit de8 Mandator begründet, wenn auch deren principaler Charalter 
burch das den Mandatoren gleich den Bürgen in nov. IV zugeftandene 
beneficium excussionis finigermaßen verdunfelt wird. Das Römifche 
Recht hat aus diefem Principe die Conſequenz gezogen, daß der Auf- 
traggeber fich nicht gleich dem Bürgen der auf die Rechtsungültigfeit 
der Hauptſchuld fich beziehenden Einreden bedienen darf (1. 13 pr. D. de 
minor.), daß ferner durch die Befriedigung des Gläubiger Seiten des 


mandator die Hauptſchuld nicht getilgt, mithin die Geffibilität des aus 


diefer entitandenen Klagrechts an den Erfteren durch feine Zahlung 
nicht aufgehoben wird (1.28 D. mand. v. contr., 1.13 D. de fidejuss. 


et mand.) und diefe Folgerungen find au in den Vorichriften des 


BGB.'s SS. 1477, 1479 anerkannt. 
Auf feine prineipale felbftftändige Verpflichtung Tann daher bie 
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Abficht des Beklagten nicht wohl gegangen fein, wenn er nicht zu der 
vollen Gewährung des vom Kläger Tr.'n (auftragsgemäß) Erebitirten, 
felbftftänbig verbunden, fondern zu Leiftung eines erſt durch die Säu- 
migfeit oder Zahlungsunfähigfeit Tr.'s zur ———— gelangten Sch 
denbetrags gehalten jein foll. 

Mit Recht haben deshalb die vorigen Inſtanzen das im Streit 
befangene Obligationsverhältnig dem rechtlichen Geſichtspunkte des 
Bürgſchaftsvertrags unterftellt und in Gemäßheit des Wortlauts ber 
ftreitigen Stipulation .den Bellagten als Schadlosbürgen im Sin 
von 8. 1452. des BGB.'s betrachtet. Dem Einwande Klägers, es fei 
eine einfache gewöhnliche Bürgichaft im Sinne von 8. 1449 des 
BGB.'s anzunehmen, weil der Bürge für jeden Schaben, nicht nur für 
bad, was der Gläubiger beim Schulbner einbüßen werde, einzuftchen 
veriprochen habe, ift nicht beigupflichten. Die Vorſchrift in 8. 142 
hat nicht ein an eine beftimmte Wortfaffung nad Art der Stipulation 
des Römifchen Necht3 gebundenes Berfprechen der Verbürgung — in 
Widerſpruch mit der heutigen Nechtsanichauung gleichſam em neu 
Formalgeſchäft — eingeführt, ſondern mit den Worten „für den Betrag 
verbürgt, welchen der Gläubiger bei feinem Schuldner einbüßt” nm 
daffelbe auszudrücken beabfichtigt, mas das Römische Hecht in Bezug 
auf die fogenannte fidejussio indemnitatis durch die wechjelnden Be 
zeichnungen fidejussor, qui in id acceptus est, quod a debitore ser- 
vari non potuit (1. 41 pr. D. de fidejuss. et mand.), qui tenetur in 
id, quod minus ex pignoribus venditis redactum esset (1. 63 in fine 
D. ibid.) oder in id, quanto minus a debitore consequi posses (1.116 
D. de verb. obl.) ausgebrüdt bat — die Bermögensberminberung, 
welche der Gläubiger dadurch erleidet, daß er vom Hauptſchuldner nicht 
foviel erlangen kann, al8 ex von ihm zu fordern hat. Etwas Anderes 
als diefe Vermögensverminderung ift aber auch durch den vom Ve 
Hagten gebrauchten Ausdrud „Schaden“ (8. 124 des BGB.'s) nicht 
ausgedrüdt. Ob die Hauptichuld eine erft Tünftig zur Entftehung ge 
langende oder bereits beftehende tft, bleibt für die Gültigfeit der Schad 
losbürgſchaft einflußlos, in Wirkſamkeit kann fie jedoch unter allen 
Umitänden erjt dann treten, wenn die burch den Hauptſchuldner dro⸗ 
hende Vermögensverminderung namentlid) auch quantitativ in Gewiß⸗ 
heit gefegt ift. Mit der von nov. IV unabhängigen Beſtimmung des 
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Römischen Rechts in 1. 116 D. in fine de verb. obl. verb.: a Maevio 
ante Titium excussum non recte petetur fteht die Vorfchrift des 
BGB.'s 8.1463, daß das Recht auf Vorausflagung dem Schadlos⸗ 
bürgen auch in gewiſſen allen zuftehe, in welchen e8 dem gemeinen 
Bürgen entzogen ($. 1462), indbejondere wenn der Hauptichuldner in 
Concurs verfallen ift, im Einklange; die Nothwendigkeit der borgän- 
gigen Ausklagung des Hauptſchuldners ftellt fich ſchon als die naturge- 
mäße Yolge be3 Inhalts der Obligation dar. 

Die in Klagabſchnitt 184 jet. 178 enthaltene Bezugnahme auf 
den Ausbruch des Concurſes zu Tr.’3 Vermögen reicht hiernach zu Be- 
gründung der erhobenen Klage nicht auß. 


49. 
Quantum possessum tantum praescriptum — BGB. 
88. 588, 595. 
II. Sen.-Erf. vom 23. Juli 1868 no. 462/476. | 
Eine Veränderung in der Benugung des fundus dominans und 
die damit in Verbindung ftehende Veränderung der auf dem leßteren 
vorhandenen Gebäude nad) Ablauf der Erfibungszeit kann nicht ala 
Untergang der berrichenden Sache im Sinne des 8. 595 des BGB.'s 
betrachtet werden, um fo weniger, als das vormalige Jagdſchloß Huber- 


tusburg doch auch zu den bewohnbaren und beivohnten Gebäuden ge 


hört hat. Ebenſo wenig läßt fi) behaupten, daß durch diefe Beränder- 
ungen das herrichende Grundftüd eine Eigenfchaft verloren babe, welche 
nothwendige Vorausfegung der Dienftbarkeit geweſen ſei. Der Gegen- 
ftand der vom Kläger beanspruchten Dienjtbarfeit und deſſen allgemeine 


Brauchbarfeit ftehen der Annahme entgegen, daß die BL. beichriebene 















eg 
—————— 
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Wafferleitung blos für „Jagdzwecke“ errichtet worden fei, und der 8 


Name und die Benutzung des herrſchenden Grundſtücks zu derartigen 
Zwecken ſchließt immer die Eigenſchaft des Letzteren als eines mit be= 
wohnbaren Gebäuden verſehenen und als ſolches in beliebiger Weiſe 


benutzbaren Grundſtücks nicht aus. Dagegen kann zwar die Frage 


entftehen, ob eine Erweiterung der Baulichfeiten und der Gebrauchs⸗ 
zwecke des herrſchenden Grundftüd3 aud) eine größere Wafferconfumtion 


berbeifühte und ob ſolchenfalls der Kläger auch befugt fein würde, die 4 
für die gegenwärtigen Bebürfniffe des fundus dominans erforderlihe .. "AM 
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Duantität Waller aus den beiden noch vorhandenen Quellen abzuleiten. 
Hierüber tft jedoch die nähere Beftimmung der künftigen Definitivfentenz 
vorzubehalten, ba fich erſt bei dieſer überfehen laflen wird, ob und in 
welchem Umfange nad) dem Grundſatze des 8. 588 des BGB.'s die 
Dienſtbarkeit für erworben zu erachten fei. 


50. 
Zur Lehre von der actio mandati contraria — 
BGB. 8. 1314. 
II. Sen.-Erf. vom 5. Febr. 1869 no. 46/47. 

Wenn der Gemeinjchuloner von dem Bellagten beauftragt worden 
war, die Einrichtung des projectirten iriſch-römiſchen Bades anzugeben 
und derjelbe diefen Auftrag übernahm, fo war es feine Sache, die zur 
Ausführung des letteren erforderlichen Kenntnifle, wenn fie ihm nicht 
ſchon beiwohnten, fich zu verſchaffen. Hielt derjelbe zu diejem Zivede 
e8 für erforderlich, daß er zu jeiner Inſtruction andere derartige Bäder 
in Augenjchein nehme, fo kann Kläger nicht ohne Weiteres den Auf: 
wand, der dem Cridar durch zu diefem Zwecke etwa unternommene 
Reifen erwuchs, erſetzt verlangen. 
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Die Gefhäftsführung ohne Auftrag, nach dem 
Bürgerlichen Geſetzbuche. 
Bom Heren Bice-Präfident Dr. Siebenhaar. 
| (Schluß.) *) 
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Die aus der Gefhäftsführung ohne Auftrag ent- 
Ipringenden Klagen. 


8. 16. 
Vorbemerkung. 

Man wird es vielleicht auffällig finden, daß wir diefem 
Abſchnitte die vorſtehende Weberfchrift gegeben und nicht viel- 
mehr dem Worte „Klagen das Wort „Anfprüche” fubftituirt 
haben. Dieß ift geſchehen, weil wir den Verfuch der neueren 
Doctrin, den Ausdrud „Klagen“ aus der juriftiihen Sprache 
zu verbannen, für einen völlig verfehlten halten‘). Einen 
NAugenblid waren mir allerdings im Zweifel, ob nicht ftatt 
„Klagen zu jagen wäre „Obligationen” oder. „Forderungen“, 
indem damit beftimmter angezeigt worden wäre, daß es fih um 
das materielle Necht handelte, welches der Anerfennung duch 
die pofitive Gefetgebung gar nicht bedürfte, während der Aus» 
drud „Klagen mehr auf das Proceffualifche hinmeift und in 
dem Nichtjuriften den Glauben zu erweden geeignet ift, es fei 
das Recht, welches durch Klage und Einrede geltend gemacht 


*) Man vergl. dieſen Bd. ©. 97 flg. und 289 fig. 
) Man vergl. audi Eommentar ed. II. Bd. 1 ©. 183. 
Annalen, Neue Folge Bd. VI. 31 
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werden kann, etwas von dem a priori deducirten materiellen 
Rechte Verfchiedenes. Allein gerade weil wir für Juriſten 
Schreiben, haben wir auch jelbft durch die Diction zu erfennen 
geben wollen, daß wir, troß aller von neueren Theoretifern da⸗ 
gegen erhobenen Widerfprüche, an der Theorie des römiſchen 
Rechts fefthalten, nach welcher aus der negotiorum gestio eine 
actio negotiorum gestorum directa und contraria hervorgeht. 
Am Wenigften hätten wir ung entſchließen können, das von der 
neueren Theorie empfohlene Wort „Anfprüche“ zu gebrauden. 
Einen unzweckmäßigeren Ausdrud konnte man nämlich nicht 
porfchlagen. Während „Klage, actio” im Allgemeinen die Fälle 
logiſch fest, in welchen Forderungen des Geſchäftsherrn und 
Gegenforderungen des Gejchäftsführers entjtehen können, ver- 
bindet fih mit dem Ausdrude „Anſprüche“ der Gedanke, daß 
dergleichen Forderungen und Gegenforderungen bereits wirklich 
entitanden find. Während „Klagen, actiones“ doppelter Art 
find, nämlich actiones in personam und in rem, begreift der 
Ausdruck „Anfprüce” nur die actiones in personam, indem ge- 
wiß Niemandem beifommen wird, zu jagen, e8 habe der Eigen- 
thümer einen Eigentbumsanfmuh oder einen Negatorien- 
anſpruch, der Dienftberechtigte einen Confefjorienanfprug, ober 
e3 gebe einen Präjudiciglanfprud n. |. m. Während „Klage, 
actio eine ſpeciell juriftifche Bedeutung hat, wird der Ausdrud 
„Anſpruch“ im gewöhnlichen Leben in der Regel: im nichtjuriſti⸗ 
jhen Sinne gebraudt, 3. B. Anſpruch auf Dankbarkeit, auf 
Liebe, auf Anerkennung von Verdienſten u. |. wm. Wir bedauern, 
daß die neuere Theorie, irre geführt durch das Studium der 
Rechtsgeſchichte, Fort und fort auf ſolche Ahmege gexäth. Die 
Rechtswiſſenſchaft tft eine rein theoretiihe Wiſſenſchaft, welche 
aus der Beitimmung des Menſchengeſchlechts Die Regeln ab- 
ftrahirt, unter denen der einzelne Menſch in Beziehung auf die 
Objectenmelt in Wechjelmirkung zu. jeinen Mitmenſchen gedasht 
wird. Sie hat Feine Geſchichte. Das Stupium der legteren, 
namentlich der deutjchen, kann nur dazu dienen, zu erfahren, 
daß es Zeiten gegeben hat, in welchen nicht das Recht, ſondern 
der Wille des Richters und der Despotismus geherricht hat. 
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Diefe Spuren der Willkür und Eigenmacht müfjen verwifcht und 
womdglih in Vergeſſenheit gebracht, nicht immer wieder aufge- 
friſcht werden. In Dem Rechte ſoll die menschliche Freiheit 
garantirt fein und dieß ift nur möglich, wenn feine Vorſchriften 
jo unveränderlih find, wie Die Geſetze der Natur. 


8. 17. 


Klage bed Geſchäftsherrn aus ber Geichäftzführung ohne Auftrag 
(actio negotiorum gestorum directa). 


Die Berbindlichleiten des Gejchäftsführers, zu deren Reali- 
firung dem Geſchäftsherrn die ſ. g. actio negotiorum gestorum 
directa gegeben wird, find doppelter Art, nämlich 

1) können fie durch die Gefchäftsführung ohne Auftrag be> 
gründet worden jein; es it aber auch möglich, Da 

2) ver Geschäftsführer Etwas zu thun unterlaffen hat, wo⸗ 
zu er verpflichtet war, weil er die Geſchäftsführung übernommen 
hatte. 

Soviel die 

Zu 1) 
angegebene Gruppe von Obligationen anlangt, fo fommt es bei 
derfelben auf die Bejchaffenheit des einzelnen Falles an. Die 
Geſchäftsführung ohne Auftrag kann in fo verjchiedenartigen Ge- 
Raltungen und Formen vorkommen, Daß e3 ein ſehr vergeblicher 
Berfuch wäre, im Voraus angeben zu wollen, welche einzelne Obli- 
gationen entftänden jeien, wenn ein fremdes Geſchäft geführt 
worden tft. In dem unermehlichen Gebiete der reinen That- 
ſachen hat das Recht feine Macht, weil die Thatſachen ſich voll- 
ziehen, fie mögen mit dem Rechte übereinjtimmen oder nicht. 
Soviel namentlich die Geſchäftsführung ohne Auftrag betrifft, 
fo haben mir bereit oben ©. 321 darauf aufmerffam gemadht, 
daß es einen rechtlichen Zwang zur Gefhäftsführung nicht giebt, 
der Gefchäftsführer vielmehr nach eigenem Ermeſſen und Ent- 
ſchluſſe handelt. Die Gejhäftsführung ohne Auftrag iſt alfo 
die Grundlage für bie Entſcheidung der Frage, zu mas der 
Gejhäftsführer dem Gejchäftsheren gegenüber —— ge⸗ 











SeFEE 
TATEN 
a. 


484 Die Geichäftsführung ohne Auftrag. 


toorden ſei. Sie muß daher beiviefen werben und nur erft, 
wenn diefer Beweis geführt tft, läßt fih beftimmen, welche 
Rechte der Gefhäftsherr aus der Geichäftsführung wider den 
Gefhäftsführer habe. Während bei den Contracten die Obliga- 
tionen durch das gegenjeitige Einverftändniß der Contrahenten 
begründet werden, verhält es fich bei der Geſchäftsführung ohne 
Auftrag, al3 einem Duaficontracte, gerade umgefehrt, indem die 
daraus hervorgehenden Obligationen auf Handlungen beruhen, 
welche der Gefhäftsführer ohne Einwilligung und Genehmigung 
des Geſchäftsherrn vorgenommen bat. Die Contracte werden 
auf vierfache Weife gejchloffen, nämlich consensu, re, verbis, lite- 
ris. Bon alledem fann bei der Gejchäftsführung ohne Auftrag 
feine Rede fein. Namentlich unterfcheidet fih die aus ihr her⸗ 
oorgehende Obligation von der |. g. Nealobligation dadurd, 
daß fie zwar den animus negotia gerendi, aber weder auf Seiten 
des Gefchäftsführers den animus se obligandi, noch auf Seiten 
des Geihäftsheren den animus alium sibi obligandi vorausſetzt. 
Soviel dagegen. die 
Zu 2) 

gedachten Obligationen anlangt, jo hat das Recht auf diefelben 
infofern Einfluß, al3 es die Frage beſtimmt, welche Verbindlic- 
feiten mit der freiwilligen Uebernahme einer Gejchäftsführung 
verbunden jeien. Hielte man fich lediglih an die Thatfachen, 
fo würde die rechtliche Entſcheidung ſich auf die Unterfuhung 
zu beſchränken haben, welche Obligationen durch die Handlungen, 
die der Gefchäftsführer vorgenommen bat, begründet worden 
feien. Geht man aber über die reinen Thatjachen hinaus und 
unterfudt man, in welches rechtliche Verhältniß der Geſchäfts⸗ 
führer durch die freiwillige Uebernahme der Geichäftsführung 
dem Geſchäftsherrn gegenüber getreten fei, jo zieht man das 
Recht herbei, indem nach diefem Verbindlichkeiten des Geſchäfts⸗ 
führers entftanden fein können, melde nicht aus der bloßen 
Einmifhgung in fremde Angelegenheiten fließen, fondern an 
Vorausfegungen gefnüpft werden, welche nicht thatfächlich in die 
äußere Sinnenmwelt getreten find. 
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Wir jehen voraus, daß das vorftehend Gefagte für Die- 
jenigen, melde der Meinung zugethan find, es fei jedes Recht 
pofitio und beruhe auf den Ausfprühen der Gejebgeber und 
der Juriſten, unverftändlich fein wird und bemerfen daher zur 
Erläuterung noch Nachſtehendes. 


Nehmen wir irgend ein bürgerliches Geſetzbuch oder irgend 
ein compendium juris in die Hand und betrachten wir die darin 
behandelten einzelnen Materien, jo überzeugen wir ung, daß ſich 
darin eine Menge von Süßen finden, melde für die Rechts— 
wiſſenſchaft feine bejondere Bedeutung haben und weiter nichts 
find, als allgemeine Wahrheiten. Um wenigſtens einzelne Bei- 
jpiele zu geben, jo erwähnen wir als Lehren, in melden ſich 
faft ausſchließlich dergleichen Sätze ausgefproden und durchge- 
führt finden, die Lehren über Befit und Eigenthum, über die 
Rechte an fremden Sachen, über Theilbarfeit und Untheilbarkeit 
der Obligationen, über die Unmöglichkeit der Leiftungen. Diefe 
Säge find nicht Ausflüſſe der Rechtswiſſenſchaft und nicht Er- 
gebniffe des Studiums derfelben, ſondern allgemeine Wahrheiten, 
welche Die Rechtswiſſenſchaft als gegeben anzuerkennen hat. So 
fann die Gejebgebung zwar beftimmen, unter welchen Voraus⸗ 
fegungen der Befig und das Eigenthum geſchützt werden fol, ferner 
daß gewiſſe Rechte an fremden Sachen nicht ftatt haben, endlich 
daß Theilbarkeit, Untheilbarfeit und Unmöglichkeit der Leiftungen 
auf die Obligationen feinen Einfluß haben follen. Aber fie 


kann nicht bewirken, daß Bei und Eigenthum an Gedanken ?), 


2) Man Tann es nur bedauern, daß es Sogar Juriſten giebt, melde 


das ſ. g. Urheberrecht auf ein Eigentbum an Gebanten bafiren wollen. 
Das Urheberrecht (ohne Unterfchied, ob es ſich um ein literariſches Er- 
zeugniß oder um ein Werk der Kunft oder um ein Broduct der Gejchidlich- 
feit und Kunftfertigteit handelt) läßt fih nur als Beſchränkung der natür- 



















lichen Freiheit zur Vervielfältigung in Beziehung auf beftimmte Gegenftände  _ .$ \ 


denten. Die juriftifche Conſtruction ift nämlich die: fo wenig es geftattet | 


fein Tann, das Manufeript eines Anderen ohne deſſen Einwilligung zu 
verpielfältigen, fo wenig kann die fernerweite Bervielfältigung, nach der er⸗ 
folgten erften, ohne die Einwilligung des Autors geftattet fein. Das ſ. g. 
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oder ein Recht an einer fremden Sache, ohne eine entſprechende 
natürliche Eigenſchaft der letzteren ?), eriftiven, ferner jede Obli⸗ 
gation theilbar fein, endlich eine Leiftung nicht unmöglich werden 
fol. Denn bier hört das Recht und die Gefeggebung auf. 
Aehnlich verhält es fih mit der Geichäftsführung ohne 
Auftrag. Ein Gefeb, welches fie verböte, würde ebenfo finnlos 
fein, als ein Geſetz, welches fie gu einer Verbindlichkeit machte. 
Ein Rechtsverhältniß entfteht erjt, wenn eine Gejchäftsführung 
vorhanden ift und diejes Verhältniß ift nach Analogie der Ge- 
ſchäftsführung vermöge Auftrags zu beuriheilen, namentlih aud 
infomweit, als es auf die Frage anfommt, ob der Gefchäfts- 
führer Etwa unterlafien babe, wozu er durch die freimillige 
Uebernahme des Geſchäfts verpflichtet geweſen je. Wie wichtig 
diefe Unterfeheidung fei, ergiebt fih, wenn man die Gefchäft- 
führung eines in feiner Handlungsfähigkeit Beſchränkten der 
Geihäftsführung eines Handlungsfähigen gegenüber ftellt. Soviel 
jene betrifft, jo find lediglih die eine Gejchäftsführung ent- 
haltenden Handlungen in Betracht zu ziehen. Soviel dieje be 
trifft, fo fteht der Gefchäftsführer von dem Momente an, mo 
er die Gefchäftsführung beginnt, zu dem Geſchäftsherrn in einem 
dem Auftrage analogen Rechtsverhältnifie. Nehmen wir 3. 3. 
an, daß das geführte Gefchäft in der Abhringung reifer Feld⸗ 
früchte bejteht, und die abgebrachten Früchte nicht eingefcheuert, 
und deßhalb auf dem Felde verdorben find. In diefem Falle 
haftet der handlungsfähige Gefchäftsführer für den Schaden, 
welcher durch die unterlaffene Einfcheuerung der Früchte ent- 
ftanden iſt. Dagegen trifft den in der Handlungsfähigfeit Be— 
ſchränkten dieſe Haftpflicht nit. Allerdings wird der leßtere 
in dem vorausgejeßten Falle auch die Verläge, welche er bei 


damente, wie das Verlagsrecht. Freilich wird fich immer darüber ftreiten 
lafien, in welchem Umfange und auf welde Dauer das Urheberrecht ge= 
ſetzlich anzuerkennen fei. 


®) Z. B. wenn ber Eigenthümer des Grund und Bodens einen Anderen 


bad Recht beftellen wollte, in feiner Zuftfäule ein Gebäude, ohne jebe 
Grundlage, gu errichten. 
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der Abbringung der Früchte gehabt hat, nicht fordern fünnen. 
Aber der Grund davon tft der, Daß diefe Verläge unter der 
gedachten Vorausſetzung weder unter den Begriff der nothwen— 
digen, noch den der nützlichen Verwendungen fallen ?). 

Die Verbindlichkeit des Gefchäftsführers, das freiwillig 
übernommene Gejchäft feinem diele zuzuführen, wird in dem 8. 
1346 des BGB.'s 

Der Geſchäftsführer iſt verpflichtet, die von ihm ange— 

fangenen Geſchäfte zu vollenden und neue Geſchäfte zu 

übernehmen, ſoweit ſie mit den früheren weſentlich zu— 

fammenhängen, 
ganz in Webereinftimmung mit dem römiſ den Rechte normirt. 
Nah letzterem nämlih ſoll der Gefchäftsführer ohne Auftrag 
das übernommene Geſchäft nicht unbeendigt Liegen lafjen, er iſt 
aber nicht gehalten, neue Geſchäfte zu übernehmen?) Was 
unter der Vollendung des Geſchäfts zu verftehen fet und ob 
ein anderes Geſchäft damit, wie das BEB. es ausdrüdt, 
wejentlih zufammenhänge, iſt lediglich Beurtheilung Des 
einzelnen Falles. Hätte z. B. Jemand einzelne Gejchäfte über— 
nommen und dadurd eine andere geeignete Perſon von Der 
Gefhäftsführung ausgejhlofien, fo würde er auch zur Ueber— 
nahme folder Gejchäfte, melde er bis dahin noch nicht über— 
nommen hatte, verpflichtet fein, meil er daran Schuld wäre, 
daß nicht ſämmtliche Gejchäfte richtig beforgt worden wären ©). 
Indeſſen iſt dieß blos ein einzelner Geſichtspunkt. Im praftiichen 
Leben werden noch andere unzählige Gelihtspunfte vorkommen, 
welche der mit dem täglihen Verkehre vertraute Richter zu 
nehmen haben wird. Namentlih in der Lehre der Gejchäfts- 


9 Man vergl. 8. 1349 des BGB.'s. — Auch nach römiſchem Rechte 
baftet der Minderjährige nur foweit er bereichert ift (I. 3. 8. 4 D. de neg. 
gest.); wenn er aber Anſprüche aus der Gefchäftsführung erhebt, muß er 
fih, foweit er Etwas verſäumt bat, Compenfation gefallen lafjen (I. 3. 
6. 4 D. de negot. sen — agendo autem compensationem ejus quod gessit 
patitur). 

5, L 21. 8. 1 D. eod. 

©) 1. 6. 8. 12 D. de negot. gest, 
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führung ohne Auftrag laſſen fich nicht Entjcheidungen für ein- 
zelne Fälle geben und wenn das Gejeß überhaupt Caſuiſtik zu 
vermeiden bat, fo ift dieß vorzüglich hier der Fall. Nur auf 
eine befondere Vorſchrift mag. noch aufmerffam gemacht werden, 
welche vielleicht nicht ohne Grund hierher gezogen werden 
fönnte, nämlich auf den $. 1348 Sat 2 des BGB.'s: 
Hat ein Schuldner fih der Vermögensverwaltung eines 
Gläubigers unterzogen, jo tjt ev verpflichtet, jeine Verbind⸗ 
lichkeit zeitig zu erfüllen, und, wenn er dieß unterlaflen, bei 
einer Geldfehuld Zinfen zu fünf vom Hundert auf das Jahr 
zu entrichten. 
Diefe Vorſchrift, melde aus dem römischen Rechte genommen 
worden ift”), betrifft eine Obligation des (handlungsfäbigen) 
Gefhäftsführers aus einer Unterlaffung und hat darin feinen 
Grund, daß der Gefhäftsführer feine eigene Schuld unter allen 
Umftänden einziehen kann und, wenn er dieß dennoch unterläßt, 
dem Geſchäftsherrn gegenüber zur Entichädigung verpflichtet if. 
Die Beſchränkung der Zinspfliht auf Geldſchulden hängt mit 
dem $. 673 des BGB.’3°) zufammen und, wenn der Betrag 
der Binfen mit den PVerzugszinfen übereinitimmt, fo bat dieß 
zwar den Sinn, daß der Gejchäftsführer auch von unzinsbaren 
Geldihulden Zinfen zu fünf Procent zu bezahlen bat, es find 
jedoch diefe Zinfen nicht als Verzugszinſen zu betrachten °). 


8. 18. 
Fortfegung. 
Bereit3 oben S. 483 wurde darauf hingeiviefen, daß aus 
der Gef nt ohne Auftrag nicht im Voraus beftimmte 


) 1. 6. 8. 12, 4 7, 1. 35, 1. 37. 8. 1, 1. 38 D. de neg. gest., 8. 8]. 
de actionibus. 

s, Man vergl. Gommentar ed. II. Bd. 2 ©. 16. 

9) Eine Folge hiervon ift, daß die Forderung bed Gefchäftsheren an 
den Geſchäftsführer nicht verjähren Tann. Indeſſen macht bierbon bie 
actio redhibitoria eine Ausnahme, weil der Verkäufer zur Rebhibition nur 
gegen Rüdgabe der verkauften Sadje gehalten, der en aber zu 
ber Rückgabe an fich felbft nicht berechtigt ift. 
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Forderungen hervorgehen. Das Verhältniß zwiſchen dem Ge- 
ihäftsheren und Gefchäftsführer ift dem Verhältniſſe zwiſchen 
dem Auftraggeber und Beauftragten analog und jomwenig fi) 
von der actio mandati directa jagen läßt, daß fie Forderungen 
des Auftraggebers wider den Beauftragten zum Gegenftande habe, 
ebenſowenig läßt fi) von der actio negotiorum gestorum directa 
eine ſolche Behauptung aufitellen. Der Gejchäftsherr kann 
Forderungen an den Gejhäftsführer haben, 3. B. wenn dieſer 
Gelder für ihn eingenommen, Forderungen für ihn erworben 
bat, oder wegen Berfhuldung zum Schadenerſatz verpflichtet ift. 
Aber der actio negotiorum gestorum directa fann man nicht 
anfeben, ob ihre Durchführung dergleichen Forderungen ergeben 
wird. Für die Frage, welche Wirkungen die Abtretung dieſer 
Klage habe, ift die Natur derfelben von wejentlihem Einfluffe. 
Zwar läßt fich nicht bezweifeln, daß auch die actio negotiorum 
gestorum directa abgetreten werden kann:0). Aber eine Geffion 
einer Forderung wird in den meiften Fällen nicht darin liegen. 
Hätte der Gefhäftsführer z. B. mit dem Gelde des Gefchäfts- 
beren in deffen Namen Waaren gekauft, fein eigenes Geld zur 
Bezahlung einer Schuld des Geichäftsheren verwendet, Gelder 
des Geſchäftsherrn in deſſen Namen ausgeliehen, fo würde von 
einer Geffion einer Forderung feine Rede fein können, weil der 
Geſchäftsherr in dem erſten Falle die Waaren unmittelbar er- 
worben hätte ($. 203 des BGB.'s und Commentar ed. II. Bd. 1 
©. 218 flg.), in dem zweiten alle nur liberiet worden wäre, 
und in dem dritten Falle die Forderung unmittelbar erworben 
hätte (8. 1074 des BGB.'s). Ob und inwieweit der Geffionar 
in dem erften Falle dag Eigenthum an den Waaren, welche 
der Gejchäftsführer in fremdem Namen befäße, durch die Ceſſion 


der actio negotiorum directa erworben hätte, wäre nach 88. 960 


Satz 2 und 201 Sat 2 des BGB.'s zu beurtheilen. Ob und in- 
wieweit im dritten Salle in der Geffion der actio negotiorum 
directa eine Geffion der durch den Gefhäftsführer für den Ge- 
\Häftsheren eriorbenen Forderung enthalten jei, ift eine Em 
hierher gehörige facti quaestio. 


0) 8. 967 Sab 1 des BGB.'s. 
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Unter diefen Berhältnifien fonnte das BGB. bei Charade 


rifirung der actio negotiorum gestorum directa im $. 138 
Satz 1 
Die Beftimmungen in 88. 1310 bis 1312 über die Ver 


bindlichfeit des Beauftragten zur Herausgabe Defien, was 
er aus der Gejhäftsführung in den Händen bat, u 


Rechenſchaft über die Geſchäftsführung und zur Berzinfung 
des tn feinen Nutzen verwendeten Geldes finden auch auf 
den Gefhäftsführer Anwendung. 


nur im Allgemeinen auf die Geſchäftsführung vermöge Auftrag | 


vermweifen. Die 88. 1310 bis 1312 des BGB.’ find aud fit 
die Geſchäftsführung ohne Auftrag maßgebend und es wird daher 
zwedmäßig jein, zu deren Sinterpretation noch Folgendes zu 


bemerken. 


1) Man könnte vielleicht glauben, daß von den in 88.1010 
bis 1312 des BGB.'s erwähnten Verpflichtungen die im 8. 1312 
angegebene zur Rechnungslegung die umfaſſendſte ſei, aus 
welcher die übrigen Verpflichtungen hervorgehen und gleichſam 
von ſelbſt folgen. Dem iſt jedoch nicht jo. Wenn im $. 1312 
ausgefproden wird, es jei der Beauftragte (oder Geſchaͤſt⸗ 


führer ohne Auftrag) verpflichtet, über die Gefchäftsführung dee 


erforderlihen Aufflärungen zu geben und geeigneten Falles 
Rechnung abzulegen, fo wird, mo nicht immer, fo doch in der 
Regel, die Geltendmachung dief er Verpflichtung nur eine den 
Hauptproceß vorbereitende Maßregel enthalten, indem das Geben 
von Aufflärungen in einem Exrhibiren und Ediren in Gemäßhe 
ber 88. 1565, 1566 des BGB.’S, und die Rechnungslegung nad 
den 88. 1393, 1394 des BGB.'s nur in der Mittheilung ein 


geordneten Aufammenftellung der Einnahmen und Ausgaben 


unter Beifügung der vorhandenen Belege, befteht. Indeſen 
auch felbft abgejehen hiervon, hätte es, went der $. 1312 des 


BGB.'s als der dominirende vorangeftellt worden wäre, det | 
Anſchein gewinnen können, als ob die actio mandati und nego 


tiorum gestorum directa unter allen Umftänden auf Rechnung⸗⸗ 
legung gerichtet werden müßte, was auszuſprechen nicht in be 
Abficht des Geſetzes liegen Fonnte. 
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2) Die vorzüglichfte Verpflichtung des Geichäftsführers 
ohne Auftrag ift die im $. 1310 des BGB.'s angegebene, 

a) zur Herausgabe Desjenigen, was er in Folge der Ge- 
fhäftsführung für den Geſchäftsherrn erhalten oder für den- 
telben angeſchafft hat und 

*  b) zur Abtretung der etwa für denfelben erworbenen For- 
derungen. Ä — 

Soviel die | — 

Zu a) — 
erwähnte Verpflichtung anlangt, ſo iſt dieſelbe eine ſehr weit | 
reichende. Sie bezieht fi nämlich nicht blos auf Dasjenige, 
was der Gejchäftsführer aus den Sachen des Geſchäftsherrn 
erworben bat, 3. B. Die gezogenen Früchte und die von ben Et! 
Schuldnern des Geſchäftsherrn eingetriebenen Gelder, fondern ii 
auch auf Alles, was er bei Gelegenheit der Geſchäftsführung er 
erbalten bat, 3.3. auf die Früchte, welche in einem Eigenthums⸗ 
ftreite, vielleicht ohne Grund, mit zugeſprochen worden find, in- 
gleichen nicht blos auf die Sachen, welde der Geihäftsführer 
in feiner Eigenfchaft als folcher, alfo alieno nomine, fondern 
auch auf die Sachen, melde er zwar für den Gejchäftsherrn, 
aber suo nomine, erworben hat !!). 

Soviel die 

Zu b) | 
gedachte Verpflichtung betrifft, jo kann diefelbe nur unter den 
in 88. 957, 958 des BGB.'s vorgeſchriebenen Vorausjegungen 
befteben. Denn bat der Gefhäftsführer fich bei den Gejchäften, 
welche er für den Gefchäftsheren geſchloſſen hat, dem dritten 
Eontrahenten gegenüber als Gefchäftsführer zu erkennen gegeben, 
jo tft der Geſchäftsherr als der Contrabent zu betrachten !?), 
und e3 würde in Ddiefem Falle die Verpflichtung des Gejchäfts- 
führers fih auf ein Erhibiren und Ediren in Gemäßheit der 
88. 1565, 1566 des BGB.'s befchränfen. 


11) Der Bemerkung, daß ber Gefchäftsführer nicht Sachen bes Geſchäfts⸗ 
herrn erfigen kann, wird es nicht erft bedürfen. 
42) Man vergl. 88. 788, 789 des BGB.'s und Commentar ed. IL Bd. 2 
©. 89 flg. 
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3) Die Vorfchrift des 8. 1311, 

daß der Beauftragte (Gefchäftsführer) für den Auftraggeber 

(Gejchäftsherrn), wenn er empfangenes Geld in feinen 

Nutzen verwendet oder nicht zeitig abgeliefert bat, zu Be 

zahlung von Zinfen zu fünf vom Hundert auf das Jahr, 

von Zeit der Verwendung oder der unterlafjfenen zeitigen 

Ablieferung an, verpflichtet tft, 
enthält eine bloße Folgerung aus dem $. 1348 Satz 2 de 
BGB.'s und es genügt daher eine bloße Verweifung auf das 
oben S. 488 Gejagte. 

4) Die 88. 1310 his 1312 des BGB.'s zählen nur de 
Verpflichtungen des Gefchäftsführers aus der Geihäftsführung 
auf. Der Gejhäftsführer kann jedoch auch noch aus Berjhul- 
ung zum Schadenerjah verpflichtet fein, wie bereits früher aus 
führlich gezeigt worden iſt. Endlich mag 

5) nur noch im Allgemeinen darauf aufmerffam gemadt 
werden, daß die actio negotiorum gestorum directa nad) dem 


8. 1351 des BGB.'s auch dem handlungsunfähigen und demin 


jeiner Handlungsfähigfeit beſchränkten Geſchäftsherrn zufteht. 


8. 19. 
Fortfegung. 

Einer befonderen Betrachtung werth ift die Vorfchrift dei 
8. 1350 des BGB. 3: 

Mehrere Gefchäftsführer, welche die Geichäftsführung ge 

meinfhaftlih übernommen haben, haften als Gejamms 

ſchuldner. | 
Zunächſt wird es wohl nicht erft der Bemerkung bedürfen, dab 
die Haftung mehrerer Gefchäftsführer, melde nach einem gr 
meinſchaftlichen Beſchluſſe ein fremdes Geſchäft geführt haben, 
weder unter den römifchen, noch unter den heutigen Begriff der 
ſ. g. Correalität fällt !°). Denn Gorrealität entfteht nad römi⸗ 
ſchem Rechte nur durch Stipulation, nach heutigem Rechte abet 


1) Man vergl. Siebenhaar, Correalobligationen ©. 302 Fb: 
©. 319 fig. 
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nur durch den einem materiellen Vertrage beigefügten Neben- 
vertrag der correalen Haftung Die Geihäftsführung ohne 
Auftrag iſt aber befanntlih gar fein Gontract, fondern ein 
og. Quaficontract. \ 

Hieraus ergiebt fich meiter, daß die im 8. 1350 des BGB.'s 
vorgefchriebene Haftung der mehreren Gejchäftsführer nur ent- 
weder eine untheilbare Obligation 1%), oder eine Solidarobliga- 
tion !5) fein kann. Einen mejentlihen Unterfhied macht es 
nicht, ob man dieſes oder jenes annimmt, wenn man nur die 
Haftung der mehreren Gefchäftsführer ihrer Natur und ihrem 
Weſen nah richtig auffaßt. 

Der $. 1350 des BGB.'s handelt nämlih nur von dem 
Falle, in welchem Mehrere nach einem gemeinfchaftlichen Be- 
fchlufje ein fremdes Geſchäft führen, ſchließt alfo den Fall aus, 
in welchem Die Mehreren, jeder für fih, gehandelt haben. Im 
legteren Falle haftet jeder Einzelne nur für feine eigene Hand- 
lung, nicht für die des Anderen. Denfe man 3. B. daß A. 
einen Außenftand von 300 Thalern bat und B. 100 Thaler, 
©. 200 Thaler, als Gefchäftsführer erhebt, und B. die von ihm 
erhobenen 100 Thaler ſchlecht verwahrt oder ſogar unterjchlägt. 
In diefem Falle haftet der C. für die Handlung des B. gar 
nit. Er würde aber auch nicht haften, wenn der B. die von 
ihm, dem C., erhobenen 200 Thaler unter Berhältniffen an fich 
nähme und unterfchlüge, unter welchen ihn, den O., nicht eine 
Verſchuldung in der Aufbewahrung träfe.. Nur dann mürde 
C. für die Handlung des B. haften, wenn er jelbit Etwas ver- 
Ihuldet hätte. Nach ganz gleichen Grundfähen würde der Fall 
zu beurtheilen fein, wenn A. die Früchte von einem fremden 
Felde ala Geſchäftsführer abbrächte und B. ohne Vorwiſſen des 
A. die abgebradten Früchte einfcheuerte und dabei Etwas ver- 
ſähe. Auch in diefem Yale würde A. für die Handlung des 
B. nicht zu ftehen haben, fofern ihm nicht felbit eine eigene Ver- 
ſchuldung zur Laft fiele. 


14) Man vergl. Siebenhaar, 0.0.8. ©. 214 fig., ©. 281 fe. 
15, Man — Siebenhaar, a. a. O. S. 217 fig. 
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Ganz anders verhält es ſich, wenn die mehreren Geſchäfte⸗ 
führer nad einem gemeinſchaftlichen Beſchluſſe gehandelt haben, 
3. B. in dem oben angegebenen erften Beifpiele die Forderung 
des A. im Betrage von 300 Thalern gemeinſchaftlich als &r 
ihäftsführer erheben, B. 100 Thaler und C. 200 Thaler zur 
Aufbewahrung übernimmt und B. die 100 Thaler unterjchlägt 
In diefem Falle haftet C. au für diefe 100 Thaler, meil er 
durch das untheilbare factum der Erhebung der 300 Thaler 
zur Vertretung der ganzen Summe verpflichtet wird und die 
von ihm, als Gefhäftsführer, zu präftirende Eulpa eine Theilumg 
nicht zuläßt. 

Nach dieſem Geſichtspunkte tft die im $. 1350 des BGB. 
erwähnte Haftung der mehreren Getchäftsführer, welche das 
Geſchäft gemeinfchaftlih führen, aus der Untheilbarfeit der 
Obligationen zu erflären. Indeſſen läßt ſich diejelbe aud al 
eine Splidarobligation auffaffen, wenn man darauf ein Gewicht 
legt, daß jeder einzelne Gefchäftsführer, ſoweit er felbft thätig 
ift, aus feiner eigenen Handlung, und foweit der andere de 
ſchäftsührer thätig tft, aus dem diefem gegebenen Auftrage oder 
Befehle haftet. 

Mag man nun die Haftung der mehreren Gej häftsführer, 
als Geſammtſchuldner, aus diefem oder aus jenem Gefiht# 
punkte erflären, footel tft unzweifelhaft, daß die Obligation 
jedes einzelnen Gefchäftsführers auf einem befonderen Grund 
beruht und immer auf das Ganze gebt. Die mehreren Oblige 
tionen beftehen neben einander, nicht mit einander; es fehlt an 
einem Momente, welches fie dergeftalt mit einander verknüpft 
daß die Obligation des Einen aud die des Anderen ifl. Zwar 
wird der eine Gejchäftsführer von feiner Obligation befreit, 
wenn der andere Geschäftsführer erfüllt oder auf eine fonftige 
Reife die Obligation zum Erlöſchen bringt. Dieß hat aber 
feinen Grund darin, daß die Obligation erfüllt wird, nicht aber 
darin, daß der eine Gef häftsführer eine Obligation de anderen 
Gefchäftsführers erfüllt. 
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8.20. 
Fortſetzung 


von der Geſchäftsführung eines tm der Handlungsfähigkeit 
Veſchraͤnkten iſt bereits oben S. 486 die Rede geweſen. Wenn 
tote auf dieſen Gegenſtand hier nochmals zurückkommen, fo ge- 
ihteht dieß, um dem dort Geſagten noch Nachitehendes hinzu- 
zufügen. 
Im 8. 1349 des BGB.'s wird beſtimmt: 
Iſt der Geſchäftsführer handlungsunfähig oder ſeine Hand⸗ 
lungsfähigkeit beſchränkt, fo haftet er, wenn nicht aus be⸗ 
ſonderen Gründen ſeine Verpflichtung weiter geht, aus der 
Geſchäftsführung, ſoweit er bereichert iſt. 
Zunächft iſt darauf aufmerkſam zu machen, daß dieſe Be- 
ſtimmung, ſoweit fie auf die Handlungsunfähigen, z. B. im Kin- 
desalter Stehende oder des Vernunftgebrauchs Beraubte, Bezug 
hat, darin ihre Erklärung findet, daß, wenn dieſe Perſonen ein — 





fremdes Geſchäft beſorgen, wegen Mangels des erforderlichen — 
animus aliena negotia gerendi, eine Geſchäftsführung nicht vor⸗ er 
handen tft. Fehlt es aber an dem Begriffe der Gefchäftsführ- 
ung, fo verfteht es fi} von felbft, daß auch die actio negotiorum 5: 
gestorum direeta nicht ftatthaben Fan. Aus diefem Grunde es 
ft auch die Vorfehrift, daß Handlungsunfähige aus einer Ge- — 
ſchäftsführung nur, ſoweit fie bereichert find, haften, nicht etwa =. 
jo zu interpretiren, daß wider fie die actio negotiorum gestorum ar 
direota mit der Beſchränkung „ſoweit fie bereichert find“ angeftellt 3 
werben könne, fondern vielmehr fo, daß fie nach dem allgemei- u 
nen Grundfage, nemo cum damno alterius locupletior fieri de- 3: 
bet, aljo ex re, zur Herausgabe des an fih genommenen frem- .: 


den Vermögens gehalten feien. Ebenfo kann bei ihnen die 
Ausnahme, daß ihre Verpflihtung aus befonderen Gründen 
weiter reichen kann, nicht vorkommen 1°). 

Soviel die in ihrer Handlungsfähigfeit Befchränften !7) an- 
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4) 8. 81 des BEBE und dazu Commentar ed. IL 3b. 1 ©. 119 fig. 
2 8. 119 des BGB.'s und dazu Commentar ed. II. Bd. 1 ©. 159 fig. 
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langt, jo find fie durch die Geſchäftsführung ohne Auftrag be 
reichert, wenn ſie in Folge derjelben fremdes Bermögen an fic ge— 
nommen haben und wenn Dasjenige, was auf diefe Weife an ie 
gelangt iſt, nicht durch Zufall und nicht Durch Unterlafjung der 
erforderlien Diligenz untergegangen oder verloren gegangen iſt 
An einem Beifpiele wird fich dieß am beften verdeutlichen laſſen. 
Seten wir den Fall, daß ein Minderjähriger, welcher die Jahre 
der Kindheit überfchritten, auf fremdem Felde ftehende reife 
Früchte animo negotia gerendi eingeerntet hat. Sind die 
Früchte in natura bei ihm vorhanden, fo hat er fie dem Gr 
ihäftsheren herauszugeben. Sind fie durch Zufall oder deßhalb 
untergegangen, weil der Minderjährige die erforderliche Diligen 
bei ihrer Erhaltung und Aufbewahrung (culpa in non faciendo) 
unterlaffen hat, fo fteht dem Gefchäftsheren ein Anſpruch wider 
ihn nicht zu. Daſſelbe gilt, mern der Minderjährige die Früdte 
verfauft und den dafür gelöften Kaufpreis verloren hat. Wie 
nämlich bereit3 oben bemerkt morden tft, der in feiner Hand 
lungsfähigfeit Beſchränkte wird durch die Uebernahme fremder 
Geſchäfte nicht zur Präſtation der. Culpa verpflichtet. 

Sind die fremden Sachen, welche der in feiner Handlung 
fähigfeit beſchränkte Geſchäftsführer in feine Hände befommen 
bat, nicht mehr in natura bei ihm vorhanden, bat er fie aber 
in feinen Nuten, 3. B. fremde Gelder zur Bejtreitung de 
nöthigen Unterhaltes oder zur Bezahlung von Schulden, wer 
wendet, jo fteht dem Gefchäftsheren die actio negotiorum geste 
rum directa injoweit zu, als das Vermögen des in jeinn 
Handlungsfähigkeit Beihränften vermehrt worden tjt 18). Plan 

18) Hierher würbe auch der Fall zu zählen fein, wenn der in fein 
Handlungsfähigkeit Beichränkte die fremden Gelder an Dritte ausgeliehen 
hätte. Die actio negotiorum gestorum directa. würde in diefem Falle dar⸗ 
auf zu richten fein, daß der in feiner Handlungsfähigkeit Befchräntte den 
Gefchäftsheren zur Erhebung der Yorderung zu Iegitimiren und bie iM 
feinen Händen befindlichen Pfänder, Schuldurfunden u. f. w. herauszugeben 
hätte. Der Geſchäftsherr würde aber auch, namentlich wenn es ſich um 


ein Darlehn handelte, unter Umftänden unmittelbar wider sm Dritten 
Hagen können. 
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würde bierin mit Unrecht eine Erweiterung des Rechtes des 
Gefhäftsheren, nur feine noch in natura vorhandenen Sachen 
fordern zu können, finden. Denn die Forderung des Geſchäfts⸗ 
herrn beruht nicht darauf, daß der in feiner Handlungsfähigfeit 
Beſchränkte den Werth der Sachen zu erfegen habe, weil fie gar 
nicht mehr in natura eriftiren, jondern vielmehr darauf, daß der 
in feiner Handlungsfähigfeit Bejchränkte ſoviel herauszugeben 
babe, als in deffen Vermögen noch vorhanden if. Das factum 
obligatorium befteht nicht in der Verwendung, jondern in dem 
Haben des fremden Vermögens. So einfach dieß Alles zu fein 
Tcheint, fo fann doch die Entfeheidung des einzelnen Falles, insbe⸗ 
fondere bei der Beantwortung der Frage, ob und inwieweit 
eine Bereicherung anzunehmen fei, Schwierigkeiten haben. Das 
Recht Tann aber dieſes Gebiet nicht erſchöpfen, vielmehr muß 
dem Richter überlaffen bleiben, den einzelnen Fall in feiner 
Eigenthümlichkeit zu prüfen und unter das Recht zu fubfumiren. 


Eine Haftung des in feiner Handlungsfähigkeit Beſchränkten 


aus der Gefhäftsführung in einem meiteren Umfange, als er 
bereichert tft, läßt fih namentlich bei der f. g. culpa in faciendo 
denfen, 3. B. wenn fih der Gefchäftsführer einer Aquiliſchen 
Culpa ſchuldig gemacht hätte 1%). Zmeifelhaft kann die Frage 
fein, wie der Fall einer Unterfchlagung zu beurtheilen fei, 3. B. 
wenn ein Minderjähriger, welcher in Folge der Gejchäftsführ- 


ung fremde Gelder erhalten hat, diefe in dem Bemußtfein, daB 


e3 fremde Gelder find, verbraudt. Man Fünnte nämlich viel- 
leicht glauben, daß es darauf anfomme, ob der Minderjährige 


bereit dag Alter erreicht habe, in welchem er ein Verbrechen 


begehen Tann, oder ob er noch criminell unzurechnungsfähig ſei. 
Aber richtiger dürfte e3 fein, den Minderjährigen, welcher bie 
Sabre der Kindheit überfchritten hat, unbedingt für ex dolo 
zum Schadenerfaß verpflichtet. anzufehen. Zwar befteht zwiſchen 
der Aquiliſchen Culpa und dem furtum (im meiteren Sinne, wo⸗ 


nach darunter auch die Unterfhlagung fällt) der wichtige Unter» .& 9— 
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19) 88. 116 bis 119 des BGB.'s und dazu Commentar ed. I. sSd. iR 


S. 156 flg. 
Annalen, Neue Folge 2b. VI. 32 
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ihied, daß jene ſchon objectiv ein Unrecht enthält, während bei 
diefem das Unerlgubte der Handlung in dem Willen, ober in 
den Bewußtfein, fich fremdes Eigenthbum anzueignen, liegt. Auf 
die ciwilrechtlihe Verbindlichkeit zum Schadenerjag wegen uner 
laubter Handlungen kann aber darauf etwas nicht ankommen, 
ob eine Handlung ſchon im ihrer äußern Erſcheinung ſich al 
unerlaubt darftellt, oder ob die Handlung wegen des ihr zu 
Grunde liegenden dolus unerlaubt ift, zumal man, wenn man 
den angegebenen Unterfchied machte, zu dem merkwürdigen Er 
gebniffe gelangte, daß ein Minderjähriger, welder fremde Gaden 
culpos beſchädigt, 3. B. verbrannt, zerriſſen, zerbrochen u. |. w., 
hat, jhadenerfagpflichtig wäre, Dagegen, wenn er in diebifcer 
Abſicht (dolo) eine fremde Sache an fih genommen und ver⸗ 
braucht hätte, nicht baftete. 

Im Borübergehen berühren wir Die Frage, ob der in 
jeiner Handlungsfähigkeit Beſchränkte in derſelben Weile aus 
feiner Gefhäftsführung haftet, wie der Handlungsfähige, wenn 
der Vormund die Handlung, melde die Geihäftsführung eur 
hält, genehmigt hat. Dieje Frage nämlih dürfte richtiger zu 
vereinen fein, weil die Gefhäftsführung ohne Auftrag nit 
zu den NRechtsgefchäften gehört, bei melden der Beitritt oder 
der Geheiß des Vormundes irgend eine rechtliche Wirkung haben 
fann. Die bloße Genehmigung des Bormundes Tann der 
Handlung nicht einen anderen Character geben, als fie ohne 
dem hat. Der Geheiß würde aber zwar denfharer Weife eine 
Verbindlichkeit des Vormundes begründen, nie aber die Folge 
haben können, daß der in feiner Handlungsfähigkeit Bejchränft 
aus feiner Handlung in einen weiteren Umfange verbind 
lich werden follte, als in der Handlung jelbit liegt. Ein 
Handlung des in feiner Handlungsfähigkeit Beſchränkten Tann 
nicht zu einer Handlung eines Handlungsfähigen werden, det 
Vormund mag um fie gemußt und fie fpgar anbefohlen haben, 
oder nicht. 

Zu den in ihrer Handlungsfähigfeit Beichränkten gehört 
auch der für einen Verfchwender Erklärte. Deſſenungeachtet 
entjteht der Zweifel, ob die Gefchäftsführung eines pro prodige 
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Erklärten nach denſelben Grundfägen zu beurtheilen fei, wie d ie 
Geſchäftsführung der übrigen in ihrer Handlungsfähigkeit Be- ER 
ſchränkten. Indeſſen liegt dieſer Gegenftand von diefer Ab⸗ Be: 
handlung zu. entfernt, als daß ein fpectelles 0 darquf u 
für zweckdienlich angejehen werden Fünnte. — 

8. 21, 4 


Klage des Geſchäftsführers aus der Geſchäftsführung ohne Auftrag 
(actio negotiorum gestorum contraria). 


Bevor wir auf eine ſpecielle Darſtellung der actio negotio- 
rum gestorum eontraria eingehen, wird es nicht unzweckmäßig 
jein, den legislatorifchen Grund diefer Klage anzugeben. Wäh—⸗ 
rend nämlich die juriftifche ratio der actio n. g. directa quf der 
Hand liegt, weil Derjenige, welcher freiwillig ein fremdes Ge- 
. Thäft führt, durch eine concludente Handlung zu erkennen giebt, 
daß er die Folgen der Gefhäftsführung auf fich nehme und die- 
felben vertreten wolle, fcheint es für den erſten Augenblid hart 
und unbillig, daß der Geſchäftsherr durch die Handlung eines 
Anderen, ohne jeine Einwilligung, verbindlih mird. Dieſes 
Bedenken wird bereit3 in dem 8. 1 J. de act. q. q. ex con- 
tractu nasc. Durch den Hinweis darauf widerlegt, daß die actio 


—J 
























n. g. contraria im allgemeinen Intereſſe gegeben werde, damit i 3 
nicht Diejenigen, welche wegen Abweſenheit oder wegen eines J 
anderen Grundes gehindert find, Die Beforgung ihrer Ange— — 


legenheiten einem Anderen zu übertragen, in Schaden kommen, 
wenn ſich Niemand finde, welcher, ohne die Ausſicht auf eine 
Entſchädigung, die Führung fremder Geſchäfte auf feine Gefahr 
und anf jeine Koften übernehme. Sm diejer Rückſicht Liegt au 
eine . gang zutreffende Ausgleichung der fi miderftreitenden ie 
Intereſſen. Denn der Gefchäftsherr wird. auf diefe Weiſe niht - g 
belaftet, ſondern unterftügt; er wird zwar dem Geihäftsführer TE 
gegenüber verbindlich, feine Verbindlichkeit aber gleicht fih gegen 9 
den größeren Vortheil aus, welcher ihm aus der Geſchäftsführung IJ 
zukommt. Wenn es im Wunſche eines Jeden, welcher an er 7 
eigenen Verwaltung ſeines Vermögens gehindert iſt, liegen muß, 8 
32 * 


+ =. 
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daß er dadurch feinen Schaden erleidet, jo verfteht es ſich von 
jelbft, daß er fih auch den Borausjegungen unterwirft, ohne 
welche die Erfüllung feines Wunfches nicht möglich ift und dieſe 
Vorausſetzungen find diefelben, auf welchen die actio n. g. con- 
traria beruht. | 


8. 22. 
Fortſetzung. 


Ueber die Natur und Tendenz der actio n. g. oontraria 
beftimmt der 8. 1352 des BGB.'s Nachitehendes: 


Hat der Gefhäftsführer bei der Gefchäftsführung und den 
dabei gemachten Verwendungen fih an die Vorschriften der 
88. 1345, 1346 gehalten, jo kann er Erftattung feiner 
Verwendungen, Verzinfung feiner Auslagen und Befreiung 
von übernommenen DVerbindlichfeiten, wie nach 88. 1314, 
1345 der Beauftragte, verlangen. In anderen Fällen hat 
er blog einen Anſpruch, ſoweit der Geſchäftsherr bereicert 
ift und wegen der twillfürlichen Verwendungen das Recht 
der Wegnahme. 


Die Anfprüche, welche mittelft der actio n. g. contraria verfolgt 
‚werden können, find hiernach doppelter Art. Der Gejchäftsführer hat 
nämlih das Recht auf Neftitution der Auslagen, welche er bei 
der Gefchäftsführung gehabt, und auf Befreiung von Berbind- 
lichfeiten, welche er in Folge der Geihäftsführung übernommen 
J hat. Soviel die Verläge betrifft, ſo iſt darunter Alles begriffen, 
* was der Geſchäftsführer von ſeinem Vermögen ausgegeben hat, 
wi damit das Geſchäft zu feinem Ziele gebracht wird, und was er 
Tr gewonnen haben würde, wenn er das Gejchäft nicht geführt 
3 hätte, 3. B. wenn er Sachen des Gefhäftsheren in Räumen 
aufbewahrt, melde er zu vermiethen, wenn er Arbeiten dabei 
gehabt bat, melde er nur gegen Entgelt zu verrichten pflegt. 
Von feinen baaren Berlägen kann er Binfen, nicht etwa erft, 
nachdem er den Geſchäftsherrn in Verzug geſetzt bat, ſondern 
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fofort von dem Momente ihrer Beftreitung an, fordern ?°). 
Der Geichäftsführer hat natürlich zu beweiſen, daß er die Ver— 
läge, deren Erftattung er fordert, beftritten habe. Dagegen 
fommt darauf, ob er fein eigenes Geld zu der Gefhäftsführung 
verwendet, oder ob er fich das Dazu nöthige Geld geborgt "habe, 
etwas nit an. So lange der Dritte, welcher dem Geſchäfts— 
führer die erforderlihen Mittel vorgefchoflen, dem Gejchäfts- 
herrn feine Anzeige gemacht bat, ift der Legtere der Gefahr, 
doppelte Zahlung leiften zu müfjen, nicht ausgeſetzt?i). Soviel 
dag Recht des Gefchäftsführers auf Befreiung von übernom- 
menen Verbindlichkeiten anlangt, jo gründet ſich dafjelbe auf die 
Erwägung, daß der Gejchäftsführer durch Die Mebernahme der 
Verbindlichleit, 4 3. wenn er das zur Erhaltung der Thiere 
bes Geſchäftsherrn erforderliche Futter oder die nöthigen Bau- 
materialien zur Reparatur des fremden Gebäudes gelauft oder 
die Schuld des Gefchäftsheren durch Novation auf fih genom— 
men, an feinem Vermögen eine Einbuße gehabt bat. 

Die actio n. g. contraria hat wider den Gejchäftsheren, 
ohne Rückſicht auf die Handlungsfähigkeit defjelben, ftatt ??), 
namentlich kann fie auch gegen unter Vormundſchaft Stehende 
mit Erfolg angeftellt werden, weil fie ihren Grund nicht in dem 
Conſenſe, fondern in der Sade (in re) hat. Nah römiſchem 
Nechte war jedoch, wenn es ſich um eine f. g. utilis negotiorum 
gestio handelte und der dadurch gemonnene Vortheil durch 
Zufall untergegangen war, die actio n. g. contraria wider Min— 
derjährige und des Vernunftgebrauchs Beraubte nur ſoweit 
begründes, als diejelben noch zur Zeit der Litisconteftation be- 
teihert waren 22). Im 8. 1352 des BGB.'s findet fih aber 


20) Nach römiſchem Recht fcheint das Recht des Geihäftsführers auf 
Berzinfung ein beſchränkteres geweſen zu fein. Dan vergl. 1. 18 Cod. de 
negot. gest. und Hugo Donellus, comment. I. 1. t. IX. pag. 150 sequ. 

21) Man vergl. Annalen N. %. Bo. 4 S. 211 fig. 

29) 65, 1824, 1914 des BGB.'s. 

29 ]. 46 D. de oblig. et act., 1. 3. $. 1 D. de neg. gest, Man vergl, 
auch — Donellus 1. I. p. 151 fig. 
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diefe Ausnahme nicht und da es Auch ſonſt in dem BGB 
an Vorſchriften fehlt, aus welchen diefes jus singulare abgeleitet 
werden könnte, fo kann die angegebene Beſtimmung des römischen 
Rechts nicht mehr für anwendbar angefehen werden. 


8. 23. 
Fortſetzung. 

Die actio n. g. vontraria iſt in mehreren gallen undge 
ſchloſſen. Der 

erfte Sal tft der in $. 1365 des BGB.'s angegeben, 
nämlih das von dem Geſchäftsherrn am den Geſchäftsführer 
ergangene Berbot. Wie nämlich oben Im $. 20 nachgewieſen 
worden tt, beruht die aetio n. g. coontraria auf der muthmaß⸗ 
lichen Annahme, daß der Geihäftsherr mit der Geſchäftaführung 
einverftanben fein würde, wenn er Kenntniß davon hätte, Dieſt 
Grimdlage fällt aber weg, wenn des Gejchäftsherr dem Geſchäfts 
führer ausdrüdlich angezeigt hat, daß die Geſchäftsführung nicht 
in feinem Intereſſe und in feinen Wünfchen liege. Hätte der 
Sefchäftsführer wider das Verbot. des Geſchäftsherrn gebankel, 
fo würde er, jelbft wenn er die negotia utiliter gerirt hätt, 
nit die actio n. g. contraria, fondern nur einen Anſpruch, 
ſoweit der Geſchäftsherr bereichert worden wäre, und fofern es 
ſich blos um willkürliche Verwendungen ‚handelte, das Recht der 
Wegnahme (jus tollendi) haben. Aber dem Verbot des Ge 
ſchäftsherrn legt das BGB. im 8. 1355 feine Wirkung bei in 
nachſtehenden drei Fällen: 


a) bei Verpflichtungen, melde der Geſchäftsherr vermöge 


Öffentlichen Rechts dem Staate oder einer Gemeinde gegenüber 
zu erfüllen bat, 
b) bei der DVerabreihung des Unterhaltes an Perſ onen, 
zu deren Unterhalt der Geſchaͤftsherr verpflichtet iſt, und 
O) bei der Beſorgung einer Leichenbeſtattung, deren Koſten 
der Geſchäftsherr zu tragen hat ?*). | 


24) Hiernach erledigen ſich die Controverſen, welche über die Wakur der 
f. g. actid funeraria beſtehen. Man vergl. 1: 12: 88. 2 und 4, 1.1.8. 
13 und 14 D, de religios. et sumtibus füneru. ' 
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Die actio n. g. contraria {ft nad bem 8. 1353 des 
362.3 


zweitens ausgejhloffen, wenn der Gefhäftsführer das 
Geſchäft führte, obſchon ein Anderer vorhanden war, welcher 
ſich zur unentgeltlihen Beſorgung des Geſchäfts bereit erflärte. 
Der Grund liegt darin, daß, wenn auch an fich utiliter gerirt 
worden tjt, dennoch der Gefchäftsführer injofern dem Gejchäfts- 
berrn gejchadet hat, als er den Andern, welder das Geichäft 
unentgeltlich führen wollte, an der Gefhäftsführung achin- 
dert hat. 

In den 88. 1353, 1354 des BGB.'s wird als 

dritter Fall, in welchem die actio n. g. cöntraria nicht 
ftatt bat, der genannt, wenn ber Gefchäftsführer die Abſicht 
gehabt hat, dem Gejchäftsherrn mit dem Aufwande fir die 
Geſchäftsführung ein Gehen! zu machen. Dieſe Abſicht kann 
theils ausdrucklich, durch Worte oder andere Willenszeichen, an 
den Zag gelegt werden, theils aus den Verhältniſſen zu ent- 
nehmen jein. Als ein Fall der muthmaßlichen Schenkung wird 
im 8. 1354 des BGB.'s der genannt, wo Eltern oder Nor- 
eltern ihren Abkömmlingen, oder leßtere erfteren, oder Ge- 
ſchwiſter ihren Gefchwiftern Unterhalt gewähren, ohne fich wegen 
der Keftitution einen geeigneten Vorbehalt zu machen. Indeſſen 
tritt Diefe Präſumtion der Schenfung nur Demjenigen gegenüber 
ein, melder den Unterhalt empfangen bat, nicht Demjenigen 
gegenüber, welcher zu deſſen Unterhalt geſetzlich verpflichtet ift. 
So kann die Mutter, melde ihren Kindern den Unterhalt ver- 
abreicht hat, die actio n. g. eontraria wider den Vater haben, 
welcher zur Alimentation des Kindes verpflichtet if. Ein Gleiches 
gilt, wenn Eltern ihrer verheiratheten Tochter den Unterhalt 
verabreicht haben, wenn der Ehemann der lebteren feine Ver— 
bindlichfeit zu deren Alimentation zu erfüllen unterlaffen hat. 
Wenn endlich | 

piertens im $. 1353 des BGB.'s als ein Fall, in welchem 
die aotio n. g. oontraria ausgeſchloſſen tft, noch der aufgeführt 
wird, wo der Gefchäftsführer zu der Gefhäftsführung auf jeine 
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Koften eine Verbindlichkeit gehabt bat, jo genügt die Bemerkung, 
daß es in diefem Falle an dem Begriffe einer freiwilligen 
Geihäftsführung überhaupt fehlt. 


8. 24. 
Fortſetzung. 


Einige Schwierigkeit bietet die Interpretation bes 8. 1356 
des BGB’S, welcher aljo lautet: 


Mer die Gefchäftsführung feines eigenen Vortheilg wegen 
beforgt, hat einen Anſpruch auf Erſatz blos ſoweit der Ge⸗ 
ſchäftsherr bereichert iſt, 


und es wird daher angemeſſen ſein, darüber Nachſtehendes zu 
bemerken. 


Bor allen Dingen iſt ſ oviel unzweifelhaft, daß der ange⸗ 
gebene 8. nicht den Fall betrifft, wo Jemand in der Meinung, 
daß er feine eigenen Gejchäfte beforgt, fremde Gefchäfte führt, 
indem diefer Fall bereit3 im 8. 1342 des BGB.’3 ?5) angeführt 
ift. Der 8. 1356 des BGB.'s hat vielmehr den Fall im Auge, 
wo Jemand zwar weiß, daß die Sache, melde er befitt, eine 
fremde tft, deſſenungeachtet auf diefelbe, feines eigenen Vortheils 
wegen, Etwas verwendet, 3. B. auf dem fremden Grunbdftüde 
ein Wohnhaus für fih aufführt, oder das fremde Feld beftell, 
um die Früchte davon zu ziehen. In diefem Falle foll der 
Geihäftsführer zwar die actio n. g. contraria, aber blos ſoweit 
ber Geſchäftsherr bereichert iſt, haben ?e). Bon diefer Vorſchrift 
wird in dem 8. 1201 des BGB.'s (bei der Miethe) eine ſpecielle 
Anwendung gemacht ?”). 


25, Man vergl. oben S. 136 flg. unter Nr. 2.; 

20, Ebenfo wird der Fall in der 1. 6. 8. 3 D. de neg. gest. entichieben. 

29 Man erwähnt bei diefer Gelegenheit, daß der Miether, wenn er bie 
Erftattung feiner Verwendungen nicht von dem Vermiether Haben will, vor 
Enbigung ber Miethe Dasjenige, was er zu feinem eigenen Gebraud auf 
feine Koften hergeftelt hat, wieder wegnehmen, auch, ſoweit eö ohne Ber- 
legung des ermietheten Gegenftanbes möglich ift, vernichten Kann, 
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Endlid haben wir den 8. 1357 des BGEB.'s bereits in 
diefer Zeitfchrift N. F. Bd. 4 ©. 312 interpretirt und indem 
wir auf das dort Gefagte verweifen, fügen wir noch die Bemerf- 
ung hinzu, daß die in jenem $. erwähnte Genehmigung die im 
8. 1340 angegebenen Wirkungen bat. Ein Fall, in welchem 
der 8. 1357 des BGB.'s anwendbar wäre, miürde der fein, 
‚wenn Jemand wiſſentlich auf einem fremden Grundftüde nad 
eigenem Gutdünfen ein Gebäude aufführte.. In diefem Falle 
würde er meder die actio n. g. contraria auf Erftattung der. 
Verwendungen, noch ein Retentiongrecht haben, erſtere nicht, 
weil er nicht ein fremdes Gefchäft geführt. hat, letzteres nicht, 
weil er nicht beſitzt. Ein Recht auf Erftattung feiner Auslagen 
für den Bau fann er nur dadurch erlangen, daß der Eigen- 
thümer der Area den Bau genehmigt. 


F. 


Geſchäftsführung ohne Auftrag vermöge der Willens— 
richtung des Geſchäftsführers. 


8. 25. 
Der bier maßgebende 8. 1358 des BGB.'s lautet alſo: 


Bei Geſchäften, welche an ſich nicht die Geſchäfte Des⸗ 
jenigen ſind, für welchen gehandelt wird, und bei welchen 
die Perſon des Geſchäftsherrn blos duch die Willens— 
richtung des Geſchäftsführers beſtimmt wird, gilt das Ge- 
ſchäft als ein Geihäft des Gefchäftsheren nur, wenn er 
dafjelbe genehmigt, und nur unter diefer Vorausſetzung 
iſt der Gefhäftsführer zu dem Anfprude auf Erftattung 
der Verwendungen berechtigt. 

Im täglichen Leben nämlich fommt es fehr häufig vor, daß 
„Jemand, ohne irgend eine Beziehung auf fremdes Vermögen, 
ein Geſchäft in der Abficht führt, daß ein beftimmter Anderer 
daraus berechtigt und verpflichtet werden fol. Vorzüglich ge 
Ihieht die in zwei Fällen. Erſtens es kauft Jemand eine 
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Sache im Namen??) eines Anderen, von weldem er feinen 
Auftrag hat. In diefem Stadium gehört die Sache, wenn fie 
für den Anderen übergeben wird, weder dem Käufer, noch dem 
Anderen, für melden fie übergeben worden if. Jenem nicht, 
weil er den Kauf nicht für fich geſchloſſen und die Sache nicht 
zu dem Zwecke erhalten bat, daß fie fein fein jol. Diefem nicht, 
weil er duch den ohne feine Einwilligung von einem Anderen 
gejchloffenen Kauf weder berechtigt, noch verpflichtet werden kann 


‚und die Sache durch die an den Anderen erfolgte Uebergabe 


nicht erwirbt. Der Kauf hängt alſo injofern in der Schiwebe, 
als der Contrahent nicht berechtigt und verpflichtet merden mil, 
und der Andere, in deffen Namen contrabhirt wird, noch nicht 
eonfentirt hat. Diefer Zuftand der Schwebe hebt fih jedoch, 
wenn der Andere feine Einwilligung naditräglich ‚giebt, und dieß 
fann entweder jo gefehehen, daß er den Kauf, nachdem er ihm 
angezeigt worden tft, ratihabirt, oder jo, daß er, jofern er zu 
dem Kaufe einem Dritten Auftrag gegeben hätte, erflärt, er fei 
mit dem Kaufe einverftanden. 

Ein nad denfelben Grundjäten zu beurtheilender zweiter 
Fall ift der, wenn Jemand im Namen eines Anderen von 
Demjenigen, den er für den Schuldner des Anderen bält, 
welcher es jedoch nicht ift, eine Schuld eintreibt. In Wirklich⸗ 
feit gehört das gezahlte Geld Niemanden, nicht Demjenigen, 
welcher e3 erhalten, weil er es nicht für fi, jondern im frem- 
den Namen empfangen bat, nicht dem Anderen, in deſſen 
Namen e3 erhoben worden tft, meil diefer Teine Forderung ge- 
habt hat. Derjenige, mwelder das Geld erhob, Fonnte jebod 
das Geſchäft zu dem feinigen maden, wenn er die Bezahlung 
der Schuld in feinem Namen forderte. Handelte er nun aber 
in fremdem Nanten, fo übertrug er den Nutzen und Nachtbeil 
eines Geſchäfts, welches er für ſich hätte fehließen können, auf 
ben Anderen, in deffen Namen er handelte. Tritt die Ein 


28) Hätte der Käufer in feinem Namen den Kauf gefchloffen, fc 
würde bie Abficht deffelben, in frembem Namen zu contrabiren, als ein 
bloßes Internum, ohne allen rechtlichen Einfluß fein. 
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willigung dieſes Anderen nachträglich hinzu, jo wird das Ge- 
[häft ein Geſchäft des Anderen, d. b. biefer gilt als Derjenige, 
welchem das indebitum bezahlt worden tft, gegen welchen daher 
auch ‚Die vondiotio indebiti angeftellt werden kann. 


G. | 
Einige allgemeine Bemerfungen über Ratihabition 
bei ber Geſchäftsführung ohne Auftrag. 


8.26. 


Wie aus dem Borftehenden hervorgeht, giebt es eine Drei- 
fahe Art der Gejhäftsführung ohne Auftrag, nämlich 

a) eine foldhe, deren günftige oder ungünftige Ergebniife 
fih unmittelbar an dem Vermögen des Geſchäftsherrn zeigen, 
z. B. Bezahlung einer fremden Schuld, Fütterung fremden 
Viehes, Wiederherftellung eines jchadhaften fremden Gebäudes, 
Beftellen eines fremden Feldes; | 

b) eine folde, melde erft mittelbar Einfluß auf fremdes 
Vermögen haben Tann, insbefondere Verkauf einer fremden 
Sade (oben ©. 122 flg. unter Nr. 2), Erhebung einer fremden 
Forderung (oben ©. 112), endlich 

c) die Gefhäftsführung vermöge der Willensrichtung des 
Gejchäftsführers. 

Bei der erften Art der Gefchäftsführung ift die Ratiha— 
bition des Gejchäftsheren Fein Erforderniß der Gejchäfts- 
führung. Tritt jedoch deſſenungeachtet die Ratihabition zu der— 
jelben hinzu, fo kann dieß nur infofern rechtliche Wirkung 
haben, als der Gejhäftsherr auf Anſprüche aus der Gejchäfts- 
führung, namentlich aus einer Verfhuldung des Geſchäftsführers, 
verzichtet oder Forderungen, welche Durch die actio n. g. contraria 
- geltend gemacht werden können, anerkennt. 

Dagegen bildet die Ratihabition bei den beiden anderen 
Arten der Gefhäftsführung eine mwefentlihe Vorausfegung der 
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Sehäftsführung. In dem Begriffe der NRatihabition Liegt, daß 
fie nur fo lange möglich tft, als der Geſchäftsherr nicht durch 
Worte oder Handlungen zu ertennen gegeben bat, daß er 
nicht ratihabire, und daß, wenn fie ertheilt wird, auf die Zeit 
zurüdzubeziehen tft, wo fih die Handlung ereignet hat, welche 
tatihabirt wird. Die Ratihabitton ift untheilbar und es kann 
namentlich eine halbe Ratihabition nicht gedacht werden. Da- 
gegen verfteht es ſich von felbit, daß, wenn es fih um mehrere 
einzelne. Gegenftände oder um Summen — die Ratihabi⸗ 


tion auch nad; Thellen möglich if. 
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Abbörung, f. Zeugen. 
Acteneinficdt, Befugnif dazu 


nicht durch vorſchnelle Be N 


abfaffung zu ; 
V. 554. 
Actenfhlußbefanntmahung, 
f. — donirung, Unte una q⸗ 
u 


—— in dem bloßen 
Antrage darauf feine Rechtsmittel⸗ 
einwendung, IV. 61; — ſ. auch 
Beweisantrag. 
Adhäſionsantrag, ſ. Anſchluß. 
Anberaumung der Hauptverhand⸗ 
lung; in welchem Ausnahmsfalle 
durch fie Bereinigung von Unter⸗ 
fuchungen nicht behindert, IV. 190, 
ſ. auch Hauptverhandlung. 
Anbringen eines Rechtsmittels, 
f. Actenvorlegung. 
Angehörige, f. Zeugen. 
Angriff auf die Schambaf«- 
tigfeit, Auferlegung Legaleids 
unzutäflig I. 332. 
Antlagelammer, f. Anflagever- 


fahren. 

Antlageverfahren in Schwur— 
gerichtsfachen,, 
Schwurgerihtsftantsanwaltes, den 
nah 8. 31 Abf. 2 des Geſchw.⸗ 
Berf.-Gefetes bei der Anklagefam- 
mer einzubringenden Antrag auch 
dann auf Fort= oder Einftellung 
zu richten, wenn er feinerfeitö bie 
Sache nicht für fchwurgerichtlich 
bält, VI. 200. 


Verpflichtung des - 


RG ; 


— 


Anrechnung der Unterſuch— 
ungs haft, zu ihr iſt Krankenhaus⸗ 


detinirunggur. u Borausfekung 
bdortiger an inrichtung Br 
anlafjung, I. 316. 

Anſchluß des Beſchädigten, 


Frahring des Aohäftonsantrags 
im Verweiſungserkenntniſſe nit 
—— (Art. 434 ff. A. und 
 RGHPRO), V. 54; — aud wenn 
niur gegen Strafhöhe zemebict, bei 
erfolgender Straffreifprechung An- 
fchlußpaffus als mitangefodhten an- 
zuſehen (Urt. 44T, 448 R&tPd.), 


i V. 51. 

Anſtiftung zu Forſtvergehen, ſ. 
Forſtvergehen 

Antrag, ein Antrag des Staats⸗ 
anwafts, auf nachträgliche Verfol⸗ 
gung im Verweiſungserkenntniſſe 
übergegangener Punkte unzuläffig, 
IV. 53; — nothwendige Beldaf- 
fenbeit des bon dem Schwur⸗ 
ger! tsſtaatsanwalte bei der An 
lagefammer einzureichenden An- 
trags, ſ. Anflageverfahren; — 
Anſchluß, Beweisantrag, Straf 
antrag, Wiederaufnahme 

Arzt, der den Verſtorbenen in leg 
ter Krankheit behandelnde Arzt 
mit Leichenöffnung nicht zu be 
trauen, IV. 48. 

—— en, ſ. Leichtſinniges Auf⸗ 
J—— 


rgen. ” 
Aufenthaltsort, 1, Buftänbigeit 
Ausfertigung der Entſchei— 


*, Für die Wahl der betreffenden Btichggprte x in erfter Linie der 


Wortlaut der Weberjchriften‘ der Artikel, um deren 


nterpretation es fid 


handelt, beftimmend gemwejen. Webrigens ift davon auszugehen, daß bie 


einzelnen Präjudizien au 
Itegenden Zeit herrühren, dafern 
felbft oder durch ausdrückliche 


ber vor ber neueren Gejehgebung bon 1868 
J nicht das Gegentheil aus dem Inhalte 
Sr egation ber neueren Geſetze oder durch 
Fe: . Hinzufügung der Bezeichnung „N. R.“ (Neues Recht) ergibt. 
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bungen, die Publication eingel- 
richterlichen Beſcheids aus Soncept 
feine Nichtigkeit, V. 381. 
Ausfegung hülfloſer Berjo- 
nen, „im bülflofen Zuftande 
2af fi en” liegt nicht exit im gänz⸗ 
lihen Berlafien, vielmehr jchon im 
abjichtlichen Herbeiführen völlig un⸗ 
genügender Hülfsleiftung, IIL. 234 ; 
doch muß lehtere einen minde- 
ſtens ähnlichen Zuftand, mie ‚durch 
änzliches Berlafien herbeigeführt 
ben. V. 1765 — ausgefchlofien, 
dafern Gefährdeter mit Einwilli- 
gung in hülfloſe Lage gerathen 
war oder felbit daraus fich helfen 
fonnte, III. 333. 


Bankrott, ſ. leichtfinnig. Bankerott. 
Baumwer?, der Beſchädigung eines 
ſolchen jtteht nicht gleich Verunrei⸗ 
nigung des durch se geſchütz⸗ 
ten Quellwaſſers (N. R.), V. 250. 
Ba y'ſche — IV. 193 ff. 
Beamte, im Sinne Art. 203 
RStGB.; Schullehrer gehören 
nicht zu ihnen, V. 1805 — ibre 
Schmähung im Sinne Art. 128 
StGB., II. 358; — ridterli- 
cher Beamter im Sinne von 8.18 
des Gerichtäjchöffengejeges, V.189. 
Fund: das Berbrechen ber 
Bedrohung fett voraus, daß in 
Ausſicht geftelltes Uebel von An- 
drohendem jelbft ausgeführt mer- 
den können, I. 1005 — einer Be- 
drohung mit Mord ſteht eine folche 
mit To tſchlag nicht gleich (N. R.), 
V. 1805 — Bedrohung mit Mord 
oder Brandftiftung auch bei Er- 
preſſungsdolus nah Art. 204 
StGB. zu ahnden, IV. 231; — eine 
ſol —— auch beim Dobus 
des Art. 247 RStGB. ex officio ftraf- 
bar, V.182. ©. a. die einzelnen Ber- 
brechen, bei denen B. Zwangsmittel. 
Beeinträchtigung fremden 
Grundeigentbums, Thatfache 
ber Beränberung der Grenzen ge- 
nügt, II. 458; — nur mittelbar 
betroffener Befignachfolger nicht an- 
trag&berechtigt, V. 272. 
A upn Gefangenen, 
aus dem Gerwahrſam flüchtig Ge- 


wordene u. jpäter Wiederergriffene 


er zur Zeit der Wiederergreifung 

eine Gefangene, III. 2305 — 

Entfprungenen madt nicht ſchon 
Steckbrieferlaß zum Gefangenen, 
UL 230; — Privatperſon kann 
Semand nur auf Grund Art. 80 
StPO. zum Gefangenen machen, 
III. 230; — Verhältniß des Art. 
152 zu Art.142 und 143 StGB., 
II. 381 ff. 

Begünftigung von Forftvergehen, 
j. For Besten 

Behältniß, ſ. Diebftahl. 

Beihilfe zu Forftvergehen, f. Forſt⸗ 
vergeben. 

Belanntmadung der Ent- 
en in Einzelgericht3- 
achen Art. 13 Abf. 5 RStPO. 
anwendbar, dagegen nicht Art. 319, 
V. 558; — zur Belanntmachung 
der Nationen gehört mirfliches 
Borlejen, III. 238. 

Beleidigung, Abhandlung. über 
den animus injuriandi, V.145; — 

„Lügner“ Schon in Form beſchimp⸗ 
fend, III. 285 ;— Art. 243 RStGB. 
nicht ausgefchlo en, Weil die eine 
Beleidigung Dffizialvergeben, VI. 
158, — Gompenjation bei fortge= 
jan Beleidigungen, namentlich 
urch Prefle, I. 2765 — Beleidi- 
gung von Beamten der ſtaatsge— 
fährliden Schmähung gegenüber, 
I. 339; — beſonders fchwerer Be- 
leidigung, |. 
Injurie. 

Berathung auf öffentliche Ver— 
handlung baſirten Erkenntniſſes 
nicht durch bloßes Beſprechen im 
Verhandlungsſaal, IV. 41. 

Berufung, nur gegen Strafhöhe 
gerichtet, enthält Verzicht auf 
Beweisfragenprüfung, Il. 5415 — 
mit dem Rechtämittel der Berufung 
Tann zugleich Wiederaufnahmegeſuch 
verbunden werden (N. R.), V.408; 
— eine B., ſoweit Straffreifpr = 
ung ihre Folge, macht aud die 
Schadenerjag-Berurtheilung ſelbſt 
dann hinfällig, wenn ſie nur gegen 
Strafhöhe gerichtet, V.51; — hei 
Berufung gegen — es 


Erkenntniß die Feſtſtellungen des 
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letzteren auch Dann maßgebend, wenn 
biefelben im Widerſpruch mit Wahr⸗ 
ſpruch, V. 414; — den Rüdfallsfeft- 
ftelungen gegenüb. (R.R.), VI. 199. 
Beifhädigung fremden Eigen- 
t ftrafantragsberechtigt 
bei bejchädigter Riethwohnung auch 
Miether, IV. 532; — Berunreini- 
gung des, wennſchon dur Bau⸗ 
geſchützten Quellwafſers fällt 

nicht unt. Art. 336 RStGB., V.250. 
Beiheidung, unterlafiene B. auf 


Berweisanträge, |. Beweisantrag, 
Eondonirung. 
Beihluß a. unm. PBorladung 


I t, joweit es fih um Zurüdzie- 
ung im Sinne Art. 269 
handelt, dem Verweiſungserkennt⸗ 
niffe gleich, IL. 163. 
Beſchwerde, das Rechtsmittel der 
B. ſetzt al bed Remebenten 
im ceonereten alle voraus, IV. 
535; — Competenz bei B. über 
verweigerte Haftentlafjung, V. 186. 
Beſchwerdepunkte, beſondere, ſ. 
Berufung. 
Beſtärkungseid, ſ. Legaleid. 
Betrug; — 1) Begriff: wifjent- 
liches Vorbringen von rege Hi 
im Givilprocefje enthält eine Täu- 
ſchung Proceßgegner?® nur aus— 
nahmsweiſe(Reelamationen), I. 318, 
II. 158; — erſchlichenes Nacht— 
lager nur dem Gafthofsbefiger ge- 
genüber nach Art. 284, ſonſt nach 
Art. 330 des StGB. II. 105 — 
B., zu welchem Branditiftung das 
Mittel, I. 337. — 2) Zuftändig- 
feit: bei durch Brief verübtem, 
IV. 334. — 3) einfader B.: 


liegt unter Umständen im Weiter- - 


———— vom Gebrauchsſtempel 
efreiter Briefmarken (N. R.), V. 
545. — 4) B. bei Berträgen: 
Abhandlung über Art. 286 sub 1 
StGB., V. 2415 — nicht gerabe 
der Gläubiger muß ber Betrogene, 
auch der Bürge Tann es fein, I. 
11; — zu Art. 286 sub 2 StGB. 
gehören nicht ausdrückliche Worte, 
durch welche Bedingung oder Bor- 
ausfegung geftelt, IV. 531. — 
5) Ereditbetrug: ſetzt Erlang- 
ung, nicht blos Geftundung des 
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StPD. 





Credits voraus, IL 11; — nidt 
gerade Gläubiger muß, auch Bürge 
kann Betrogener fein, L 11. — 


funde nicht Erlangung Objects, 
fondern nur Sicherung 
zum Zwede (R. R.), VL 35; — 
liegt nicht im Weiterverbraude 
von vom Gebrauchäftempel be 
freiten Briefmarten (NR. R.), V.585; 
— zum Begriff gefälfchter Urkunde 
genügt Nachweis nicht, daß Unter- 
Schrift nicht von dem durch Thäter 
nambaft Gemachten berrübrt, HL 
361. — f. a. Fälſchung. 
Betteln, zur Begriffsfeftftellung 
(NR), V. 549. 
Bevollmädtigter, Nothmwendig 
feit rechtzeitiger Bollmachtbeibring 
ung, I. 115. 
Bemweisantrag, welcher Beſcheid 
ung erfordert; — a gehört 
unter Umftänden Sijtirungsantrag 
(N. R), VI. 164; — nicht gehört 
RER der im Voraus geftellte 
ntrag auf Actenvorlegung, 1.14; 
— nicht der Antrag auf Herbei- 
—— von Acten, die beim Un⸗ 
terjuchungsgerichte ergingen, IL 
175 — nicht der ſchon in ber De 
nunciationsfchrift geftellte Zeugen 
abbörungsantrag, I. 349; — Act, 
in denen eine Gondonirung unter 
lafiener Beſcheidung Liegt, |. a 
Gondonirung. 
ne ALT nEı neue B. in 
Reue und Einfpruchsinftan, 
15 


Bemweismittelverzeichniß, in 
beren unterlafjener Zufertigung 
liegt in der Regel Nichtigfeitd- 
grund, 1.855. 

Bögliher Bankrott, zu „Hau 
rechtögegenftänden‘ gehört nur 
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ausnahmsmweife auch re 
I. 283; — daS Berhältnik bes B. 
u Sinterziehung der Hülfsvoll⸗ 

edung, V. 7. 

Blanquet, ſ. Fälfchung. 

Brandftiftung, Strohumbüllung 
eines Feldfruchthaufens als Gegen- 
ftand der B., II. 452; — B. auß 

Unbedachtſamkeit erfordert anderen 
Vollendungsmaßftab als in Art. 211 
et I. 105; ſ. a. Inbrand- 


ftedung. 

Briefmarken, in Wieberherftell- 
ung und Weiterverbrauch abge- 
ftempelter 8. liegt nach Befinden 
einfadher Betrug oder nur Boft- 
eontravention (NR. R.), V. 545. 

Bruchtheilftrafen im Sinne des 
Art. 33 und 34 RStGB. find auch 
die mehr als einmal gebrochenen 
Strafen, VI. 344. 


Caſſation von Unterfuchungs- 
bandlungen macht dieſe unbenutz⸗ 
bar für ein fpätere® Verfahren 
(Art. 64a RStPO.), VI. 1965 |. 
a. Nichtigkeitsbeſchwerde. 

Cauſalzuſammenhang, ſ. Culpa. 

Colleetivverbrechen, zu ihnen 
gehört Winkelfchriftftellerei, I. 324. 

Commijfionär begeht durch Ber- 
brauch des Verkaufserlöſes Feine 
Unterfchlagung, wohl aber unter 
Umftänden durch Berpfändung des 
Commiſſtonsartikels, J. 110. 

Compenſation, ſ. Beleidigung. 

Competenz, ſ. Zuftändigkeit. 

Concurrenz, ideelle, ausgeſchloſ⸗ 
ſen, dafern das eine Verbrechen 
begrifflich im andern enthalten, 
z. B. ſtaatsgefährliche Schmähung 
und Beleidigung, J. 339; — nicht 
ausgeſchloſſen wegen der gleichen 
Schwere zweier Verbrechen, II. 
460; — bei ihr iſt Wahl von 
Geldbuße nicht ausgeſchloſſen, da⸗ 
fern auch das leichtere Ver 
an ſich abſolut mit Gefängnis e⸗ 
droht iſt, IV. 2295 — um eine 

ſolche von Körperberlegung und 
Injurie anzunehmen, ift befonbere 

ellung des animus injuriandi 
nöthig (N. R.), VI. 1515 — ba- 
fern eine Handlung des Forftftraf- 
Annalen, Neue Folge Be. VI. 


geſetzes (3.8. Art. 13) mit Selbit- 
hülfendolus begangen, ift I ledig⸗ 
ih nach Art. 247 RStGB. 
zu ahnden, VI. 195; — die im 
zweiten Sate des Art. 81 StPO. 
enthaltene Beftimmung bezieht fich 
nicht auf ideelle Goncurrenz, IV. 
229. 


Concurrenz, materielle, unter Art. 


299. StGB. fällt nicht Art. 330 
StGB., IV. 38; — über C. von 
Forftvergeben, |. Forſtvergehen. 
Condonirung von Proceßmän— 
geln, —— von Beſcheid⸗ 
ungsunterlafſung, I. 349, IL 473; 

— von Regiftraturmängeln, IIL 
288; — von Actenichlußbefannt- 
machungsunterlaffung, II. 164. 
Confiscation und PBernichtung 
von Drudichriften, auf felbige nur 
zu erfennen, dafern gegen be 
ftimmte EA wegen Abfafjung 
der Drudicrift ein Haupterkennt⸗ 
niß abzufaſſen ift, I. 2885. 
Confrontation, |. Zeugen. 
Connerität, ſ. Verjährung. 
Creditbetrug, |. Betrug. 


Eulpa, ihr Gaufalzufammenbang 


mit Rechtöverlegung nicht aufge- 
hoben, weil mitwirtende Mittel- 
glieder fich einſchoben, jobald nur 
dieſes Sicheinjchieben nicht gänz- 
lich außerhalb möglicher Boraus- 


J berechnung lag, IV. 181; — dieſe 


Vorausberechnungspflicht ſteigert 
ſich durch Verpflichtung zu unge- 
mwöhnlicher Bedachtſamkeit, nament⸗ 
lich bei Eiſenbahnbedienſteten, IV. 
187; — Beweis beſonderer culpa 
bei Art. 237 RStGB. nicht er- 
forderli, V. 51. 


Darlebn, f. Erprefiung. 

Diebftahl. 1) Begriff: D. fest 
die Abficht, das Object dem Dam- 
nificaten für immer zu entziehen, 
voraus und gehört beifpielsmweije 
MWegnahme mit VBerpfändungs- und 
Rückgabeabſicht nicht Hierher (N. 
R.), V. 3755 — D. Sparcafſſenbuchs 
vollendet durch Anfichnahme, wo⸗ 
gegen ohne lettere in Kündigung 
der Einträge nur Borbereitunggs- 
handlung, III. 3305 — zur Be- 
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griffsfeftftelung von vollendetem 
und verjuchtem D. im Falle der 
Apprehenfion durch beauftragten 
Dritten, VL 350; — auf gemei- 
nen D. nicht zu recurriren, bafern 
eine Species von Walderzeugniß- 
aneignungen im Forftitrafgejete 
unerwähnt und geringer als eine 
dort erwähnte ift, V. 544; — ge= 
meiner Diebftahl kann unter Um- 
— in Entwendung von Prei⸗ 

elbeerkräutig liegen, I 113; — 
insbejondere Inhabungs begriff, 
I. 110, 468; IL 531; IV. 526; 
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. preis u berechnen, IV. 329: — 
I. a. 


ertbsermittelung. — 3) D. 
unter erfhwerenden Um— 
ftänden: unter Art. 277 sub 3 
gehört die Entwendung boflirter 
Steine von einem vom Steinbrude 
getrennten Lagerplate, IV. 405 — 
ingleichen die Aneignung einer zu⸗ 
geflogenen fremden Taube, die 
Rüdweg zu ihrem Herrn gefunden 
haben würde (N.R.), VI. 4a84; — 
Dagegen nicht die Entwendung 


SE 








namentlich auf Seiten des Jagd⸗ nur aus Nachläſſigkeit unverfchloi- 
* berechtigten, II. 56; — Inhabung fen blieb, II. 156. — 4) Ausge⸗ 
Ze verbleibt dem Diebe am Holze, zeihneter D.: dafern Aneig- 
— welches er im Freien, Jedermann nungsabſicht nur auf Inhalt Ve⸗ 
3 zugänglich, verſteckt hatte, J. 110; hältniſſes ging, macht Erbrechen 
* — Inhabung verbleibt dem Stu⸗ oder kunſtliches Eröffnen des let⸗ 


bengenoſſen an den ihm gehörigen 
ee I. 468; — in Inhabung 
befindet fich Kaufmannalebrling 
bezüglich der Waaren, mit deren 
Abwägung u. ſ. w. er augenblid« 
lich betraut war, IV. 526; — ver⸗ 
endete Wild auf fremder Wild- 
bahn ift nicht berrenlos, feine 
Wegnahme gemeiner D., II. 565 — 
gemeinen D. begeht der Eigen- 
thümer des Grundftülg an dem 
fremden Holze, welches auf lekte- 
rem von einem Diebe verftedt 
wurde, L 110; — der Stubenge- 
nofje wird beitoblen, I. 4685 — 
ber Kaufmannslehrling unter- 
Schlägt, wenn er den Kunden mehr 
uwiegt, IV. 526; — Fundunter⸗ 
lass und nit D. liegt in 
Anfichnahme eines durch defecten 
Poſtbriefkaſten auf Straße geglit- 
tenen Briefg, II. 5315 — D. und 
nicht Fundunterfchlagung liegt in 
Aneignung einer fremden zuge— 
flogenen Taube, die den Rückweg 
zu ihrem Herrn gefunden haben 
würde (N. R.), VI. 424; f. auch 
Sorftvergeben, Zundunterfchlagung, 
Unterjhlagung. — 2) Shätung3- 
wertb: Blancogirowechfel nach 
vollem Betrage rejp. unter Dis- 
eontoabzug zu berechnen, II. 531; 
— noch nicht ausgabefähige Dampf- 
ſchifffahrtsbillets nach Herftellungs- 


nr 


geſchlo ener Hof⸗ 
raum zum Orte der t, 1377; 


.— 3) 
ſolches ein im Freien gelegener, in 
den Berg eingebauter Keller nicht 
anzujehen (R. R.), V. 3771. — 
bb) Behältniß: als folched em 
im freien, in den Berg eingebau- 
ter Keller anzuf (RR), V. 
3775 — Erbrechen Verſchluſſes 
liegt au dann vor, bafern Be 
Paleni an anderer Stelle zugäng- 
ih, 1. 1095 — durch gewaltjame 
Bejeitigung der das Behältniß an 
einen anderen Gegenftand befefti- 
genden Vorrichtungen wird Behält- 
niß ſelbſt nicht erbrodgen, I. 277. 
— cc) ee lern Erbre⸗ 
chen: das Zerſchneiden einer das 
Deffnen der Fenſterflügel hindern⸗ 
den Schnure gehört hierher nicht, 
dafern dieſe nicht Behufs Fenſter⸗ 
SCENE angebracht war, und 
vielmehr beiſpielsweiſe nur ald 
Aufbängeleine dienen folte, VI. 
194. — dd) Einfteigen: liegt 
por, wenn es auch nicht bon rg‘ 
feite des Gebäudes her, body in 
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getwennten,, abgeichloffenen Ge— 
bäuderaum erfolgte, I. 343 (N. R.), 
VI. 425; — ein Einfteigen ift erft, 
obald e8 mit beiden Füßen ge= 
heben, bewerkitelligt, 1. 282. — 
ee) geſchloſſener Hofraum: 
hierher gehören Eifenbahnhöfe in 
ver Regel nit, V. 378. — 5) 
befonder8 ausgezeiääneter 
D.: ein „Sichverſehen“ mit 
Waffen liegt nicht vor, dafern ein 
gewöhnlich geführtes Tafchenmeffer 
erft während der Handlung und 
nicht ſchon vorher zum Zwecke des 
Gebrauchs ergriffen, I. 8; — das 
„Sichverjehen” ift nicht rein ob- 
jectiv aufzufaflen, vielmehr muß 
Dieb ſpäteſtens während Dieb- 
ſtahlsacts des Befiges der Waffen 
und ihrer Gebrauchsfüglichfeit ſich 
bewußt fein, I. 470; — bafern 
von Mebreren nur Einige bon 
Waffen u. ſ. m. Gebrauch machten, 
trifft auch legtere Strafe der Mitur- 
heberſchaft, dafern ſie das Berjehen- 
ſein derGenoſſen kannten, II. 157 ;— 
unter „Werkzeugen“ find durchgän- 
gig gefährliche zu verftehen, ein 
Getreideſack daher nicht, V. 543. 
Dienſtherrſchaft, |. Gejindeord- 
nung. 


Dollmeticher, die Vorſchriften 
über Zuziehung eines jolchen ftreng 
einzuhalten, dafern Abzubörender 
gar nicht oder ungenügend deutfch 
verſteht, IV. 45; — Borferift 
Art. 164 Abi. 2 StPO. wegen 
Niederjchrift in fremder Sprache 
feine wejentliche, dafern Ueberfeg- 
un Protocol legal erfolgte, 
IV. 46. 


Drobung, ſ. Bedrohung. 

Druckſchriften, ſ. Confiscation, 
Schmähungen in Bezug auf Re⸗ 
ligion. 


Ehebruch, Verzeihung deſſelben 
nach eherechtlichen Grundſützen auf⸗ 
zufaſſen, daher Bedingtheit derſel⸗ 
ben in der Regel unſchädlich; auch 
liegt fie in Eheſcheidungsklagen⸗ 
berzögerung, I. 341. 

Eid, f. Legaleid. 


Einleitung ber Unterfuhung , |. 
Nichtigkeitsbeſchwerde, Strafver⸗ 
fügung. 

Einſpruch, der nur gegen Straf- 
höhe gerichtete ſchließt Beweis— 
fragenprüfung aus, II 5415 — 
die „Schuldfrage“ unfaßt die 
nämlichen Gefichtspunfte, aus 
denen Berufung nad Art. 338 
StPO. zuläffig, IV. 60; — durch 
E. nicht anfechtbar der Ausſpruch 
daß eine an ſich ftrafbare That 

. borliege, jobald d. Schlußausſpruch 
3. B. wegen anerlannten Gtraf- 
ausſchließungsgrunds in GStraf- 
freifpregung bejteht, IV. 60; — 
der Seiten Staatsanwalts gegen 
Strafverfügung einzuivendende €. 
läßt ſich nicht auf Bemweisfrage, 
fondern nur auf Strafböhe Baten, 
II. 866; — ©. findet aud) in den 
nah Art. 47 StPO. verwieſenen 
Saden ftatt, I. 325; — €. nidit 
zuläjfig wegen eines nad) Art. 349 
sub II, 2 StPO. zu beurtbeilen- 
den Gravamens, I. 327. . 


een: ſ. Sa l. 
Einſtellung, dem Einſtellungsbe⸗ 
ſchlufſe ſteht ein bloßer Siftirungs- 
beſchluß nicht gleich, II. 471; — 
auf €. iſt nicht Schon zu erkennen, 
weil der zwar erhebliche Berbacht 
doch zur Ueberführung nicht aus— 
teichend erjcheint, IL. 18; — der 
Einzelrichter darf nad an den 
—— — —— Unter⸗ 
uchungsſchluſſe nicht noch eigen- 
mächtig el abet der Unter⸗ 
ſuchung durch Refolution einftellen 


(N. R.), VI 430; — ſ. a. Frl. 0% 
Einwendung von Redt3mit- > 


teln, |. Rechtsmittel. 
Einzelrigter, |. Zuitändigkeit. 
Einzelridterlihe Unterſuch— 

ung, auf fie findet Art. 283 Abf. 


























1 S1BO. niit Anmenbung I 110; — 


— ebenſowenig Art 319 tPO., 
V. 558; — bie vom Bezirksgerichte 
nad Art. 47 StPO. veriwiejene 


bezirfögerichtliche U. ift procefiuell . = 


wie eine an fich einzelrichterlidge 
zu behandeln, I. 325. 






Eifenbahnvergehen, f. Eutpa. F 
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Entfremdung, „Verlobte“ find, 
deren Bündniß dem $. 1571 des 
BGB.'s entipriht, V. 379; — 
„Seitenverwandte‘ find auch folche, 
deren verwanbtichaftliches Verhält⸗ 
niß nicht allentbalben auf ebelicher 
Seugung berubt, I. 185. 

Entfheidungsgründe, die €. 
eined Schöffenurtel8 müſſen Be- 
weismittelangabe enthalten (N. R.), 
V. 252; — zur Bublication der 
€. gehört wirkliches Vorleſen, IIL 
238. 


Entwendungen be3 Art. 350 
des StGB., zu ihnen gehört Ent- 
mwendnng zum Zwecke bloßer Ber- 
pfändung, V. 375. 

Entwendungen von Holz u. |. w., 
ſ. Forſtvergehen. 


Erbrechen, ſ. Diebſtahl. 
Erkenntniſſe, erichtsſchöffen 


und Acteneinſicht. 
Erpreffung, Abnöthigung Dar- 
lehns jelbft dann nicht als E. an⸗ 
en ‚ wenn Nöthigender auf 
arleihung fein Recht bat, I. 180; 
—- E. kann durch Bedrohung mit 
Unterfuchungsfortftelung began- 
gen werden, I. 105 — die Be- 
ibn San müffen vom Xhäter 
felbjt haben Mage werden 
können, I. 1005 — jobald zum 
Zwecke der ©. mit Mord oder 
Brandftiftung gedroht ift, auch Art. 
204 StGB. anwendbar, IV. 231. 
Erſatzleiſtung, E. liegt nicht vor, 
dbafern der damit vom Bezüchtig- 
ten Betraute unterfchlug, II. 455; 
— Art. 296 StGB. wird ausge⸗ 
Ichlofien bei Befürchtung unaus- 
bleiblicder Entdedung, I. 1125 — 
Art. 296 StGB. ausnahmsweiſe 
anwendbar, dafern ſchon Borbalt 
an Dieb bazmijchentrat, II. 12. 
Erfhwerungsgründe, die durch 
felbige bei Forſtvergehen bedingte 
Straferhöbung ift im Urtel zu 
normiren, IV. 58. 
Explofion, fie jet Gemeinfähr- 


lichkeit voraus, IV. 325. 


Faälſchung, in Feitftelung ber Vor⸗ 
fäglichkeit Tiegt nicht ohne Weite- 
reg Conſtatirung vechtöwidrigen 


Zwecks, III. 3645 — ‚in wel- 
chem rechtswidriger Zweck fehlte, 
1.323; — zur Begriffsfeftftelung 
von „Urkunde” im Allgemeinen, 
II. 57; (R. R.) VI_427; — An⸗ 
fertigung falfcher Legitimationen 
zum eigenen Gebrauch ift Art. 311, 
nidt Art. 313 StGB., V. 380; 
— F. Tiegt nicht im Bertilgen bes 
Briefmartengebrauchsftempeld (R. 
R.), V. 545; — der nur im alle 
eine? Bedingungseintritts zur Aus- 
.fülung Blanquet3 Berechtigte be- 
gebt 5. durch die vor dieſem Ein- 
tritt unternommene Ausfüllung 
IV. 375 — ein aus bloßen Blei- 
ftiftbemerfungen a es Waa⸗ 
renbuch ohne Titel, Datum, Unter⸗ 
ſchrift keine Urkunde, IL 57; — 
— den nen 
nicht ausgefchloffen, wenn Scrift- 
ftüd nicht mit vollem Namen, fon- 
dern mit gleichbedeutender belann- 
ter Chiffre unterzeichnet (NR. N.) 
VL 427; — 5%. wird nicht aufge 
Fa wenn der angebliche Aus: 
teler feine exiftirende Berjon 
N. R.), VI. 427; — zum Begriff 
der F. gehört die Gonftatirung 
nicht blos deſſen, daß die Unter- 
Ka nicht von der vom Ange 
chuldigten näher bezeichneten Ber- 
— eit herrühre, ſondern auch 
eſſen, daß derſelbe überhaupt nicht 
von einer Perſon gleichen Namens 
herrühre, III. 361. 
Falſchmünzen, F. liegt auch in 
bloßer Vervollkommnung eines vom 
Dritten erhaltenen mangelhaften 
Falfificats (N. R.), V. 551; — 
blos zum Scherze unternommene 
Nachhbildungen ( —— ge⸗ 
hören nicht hierher (N. R.), V. 
5515 — F. liegt nicht in Ver⸗ 
wendung gebrauchter Briefmarken 
(N. R.), V. 545; — Verſuch liegt 
ſchon in Anſchaffung des Geld 
mufter8 I. 113, 343; |. auch Theil- 
nahme am %. 
Familienrechte, ſ. Unterbrüd- 
ung der F. 
Feſtſtellung des Betrags, ſ. 
Werthsermittelu 


Seftftellungen, f thatſächliche F 
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3 i ſchotter, iftjagdhares Raubtbier, 
. 12. 


Forſtvergehen, Concurrenz von 
Erjchwerungsgründen bei F. macht 
Ausmwerfen Strafzufchlags noth- 
wendig, IV. 58; — Anwendung 
des Art. 330 StGB. auf F. nicht 
ausgeſchloſſen, IV. 38 ; — über Ber- 
fahren bei materieller Concurrenz 
nur eines %. mit anderen Ber- 
brechen, II. 4595 — inwieweit den 
Entwendungen des Ab. 1 des Art. 
18 Forftitrafgefeg auch Anftiftung 
dazu, ſowie Berfuch, Beihülfe, Par- 
tirerei bierunter gleichiteben, II. 
4615 — inwieweit Entwendung 
von Preißelbeerfräutig unter Forſt⸗ 
ftrafgejeg fällt, I. 113; — Entwen— 
dung boſſirter Steinbruchiteine vom 
getrennten Lagerplage fällt nicht 
unter?gorititrafgejeg, IV.40; — dem 
Eichelnſchlagen ift das überhaupt 
criminell ftraflojfe Eichelnfammeln 
nicht gleichzuftellen (N. R.), V. 544; 
— ſobald Handlungen der im 
Forſtſtrafgeſetze gedachten Art, 3. 
B. bie des Art. 13 mit Selbit- 
bülfedolus begangen wurden, tritt 
nur Strafe wegen Selbithülfe 
ein, VI. 1955 — bafern einmal 
wegen %. regelmäßiges Unterjudh- 
ungsverfahren eingeleitet wurde, 
iſt dem Staatsanwalte Unterjuch- 
ungsſchluß ausnahmslos bekannt 
zu machen (N. R.), V. 383; VI. 
354; j. auch Diebitahl, Hutungs- 
vergeben, Strafverfügung. 

Fortgeſetztes Verbrechen, ange- 
nommen in einemFalle derInbrand⸗ 
ſteckung und des Betrugs, I. 337; — 
angenommen bei mehreren Betrugs⸗ 
bandlungen, I. 275; — wie concur= 
rirende ausgezeichnete und einfache 
Diebſtahlsacte (Urt. 273, Abf. 2 
RStGB.) zubehandeln find, VI. 400. 


Sortftellungßerfenntniß, ſ. 
Berweifungserkenntniß. 

Sragftellung an Gefhmworne, 
bie 5. muß alle wefentlichen that- 
ſächlichen Merkmale des Verbrechens 
enthalten (Beihülfe), V. 408; — 
bei Nothzucht durch Drohung ge- 
hört in die F. das thatfächliche 


517 


Merkmal der Unverzüglichkeit der 
Ausübung, VI. 2035 — in that- 
fächlicher Beziehung mangelhafte 
3. kann nicht durch Rechtsbeleh- 
rung fanirt werben, VI. 203; — 
bei der F. über Meineid darf dem 
Eide Feine andere Safung gegeben 
werden, als Anklagekammer ver- 
wieſen hatte, doch ift Rechtsbe— 
lehrung über Deutung des Cides 
unverwehrt, VI. 3565 — ſ. auch 
rag . 
Sreihbeitsberaubung, ſ. Wider- 
rechtliche F. 

Frift, die Friſt zu Einwendung 
eines Rechtsmittels gegen Einitell- 
ungserfenntniß läuft dem Staat3- 
anwalte von Bublication defjelben 
an Angefchuldigten auch dann, da— 
fern die in Art. 88 Abf.3 in fine der 
RStPO. angeordnete Benachrich- 
tigung unterblieb, VL. 163. 

Sundunterfhlagung, Berlieren 
und Finden ift in technifcher Be— 
deutung aufzufaffen; auch muß 
Anſichnehmer Gegenftand für ver- 
loren anjehen (dev aus dem vefec- 
ten Brieffaften auf Straße aealit- 
tene Brief), IL 5315 — F. liegt 
in Aneignung einer fremden zu— 
geflogenen Taube, die den Rück— 
weg zu ihrem Herrn gefunden 

haben würde (N. R.), VI. 424. 


Gebäude, ſ. Diebftahl. 


Gebraub fremder Waaren- 
bezeihnungen, Stempel und 
Fabrikzeichen müſſen ganz nach— 
gemacht, dagegen müſſen Etiketten 

ächte ſein (N. R), VI. 160. 

G U |. Anrechnung 
der Unterjuchungsbaft. 

Gefangener, ſ. Befreiung bon ©., 
auch Abhandlung, II. 381 ff. 

Gegenüberftellung, . Zeugen. 

Geheimnisse, Sf. Unbefugtes Ein- 
dringen, 

Geldbuße, tft an ſich milder als 
Gefängniß, IV.2295 — zu denen, 
gegen welche nach Art. 29 StGB. 
nur ©. zu erkennen, gehören Eiſen— 
bahnſignalwärter und ähnliche Be- 


dienſtete nicht, V. 3. 
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Geltungs verhältniß, Geldbuße 
iſt milder als Gefängniß, IV. 2290; — 
inwieweit öſterreichiſcher Kerker 
ſächſiſcher Arbeitshausſtrafe gleich, 
I. 472; — ſJ. a. Ziſammentreffen 
von Verbrechen. 

Gemeinge — Handlun— 
gen, ob, dafern Art. 215 StGB. 
aus Unbedachtſamkeit begangen, 
Art. 220 anwendbar? V. 495 — 
fahrläffige Bergiftung öffentlich 
verfäuflicder Waaren fällt wenig- 
ſtens Dan nicht unter Art. 220 
RStGB., ſobald Fahrläſſigkeit dem 
Waareneigenthümer zur Laſt ſiel 
(Bäckerwaaren), V. 40. 

Gerichtsarzt, ber ©. als ſtändig 
beſtellter Sachverftändiger auf 
Pflichteid zu verweilen, IV.47; — 


ſ. a. Arzt. 
en ihre Mitwirk⸗ 
ung ausgeſchloſſen bei vor richter- 
lichen Beamten abgelegten Geftänd- 
niffe, felbft wenn Bernehmung 
Holizeiliche gemweien, V. 1895 — 
das unter ihrer Mitwirkung ab— 
gefaßte Erkenntniß muß Bemeis- 
mittel alfegiren, V. 252. 
Gerichtsſtand, ſ. Zuftändigfeit. 
Geſchworne, ſ. Ynklageverfahren, 
Stagftelung, Wahrſpruch, That— 
ſächliche Feſtſtellung. 
Gefindeordnung, inwieweit dieſe 
wegen gebrauchter Scheltworte 
Strafloſigkeit gewährleiſtet, J. 188. 
Geſtändniß vor richterlichem Be—⸗ 
amten, ſ. Gerichtsſchöffen. 
Gewerbmäßigkeit, ſ.Partirerei. 
Gleichartigkeit, ©. ift vorhan— 
den zwiſchen Art, 142 und 143 
StGB., J. 177. 
Gratification, ſ. Hinterziehung 
der Hülfsvollſtreckung. 


Dauptverhandlung, mit Er— 
nennung des Borfitenden muß 
nicht gleichzeitige Ernennung übri⸗ 
ger Mitglieder erfolgen (NR. R.), 
V. 5575 — Borlefung Protocolls 
vor Urtelsfällung weſentliches For⸗ 
male, I. 288; — die unterlafiene 
Communication des Borfigenden 
mit dem Vertheidiger über den zu 
wählenden Tag ber Hauptverkand- 





lung begründet wenigſtens nicht 
fchlechterdings Nichtigkeit (N. R.), 
VI 3535 — ſ. a. Anberaumung. 

Hausfriedensftörung, H. wird 
nur ne dafern Verweilen 
einen Trotz gegen Entfernungs⸗ 
gebot enthält, IL. 53, V. 541; — 
9. begangen durch Widerfegung 
gegen Hausrechtsausübung bei 
mangelnden Strafantrage nad 
Urt. 143 StGB. zu ahnden, IL 
8; — geivaltjame 8 liegt auch im 
Verſuche des aus Stube fi Ent: 
fernenden, feine gänzliche Ent» 
fernung aus Wohnung durch ges 
waltjames Bebindern des Stuben- 
thürzumachens zu vereiteln, IV. 
5235 — Berechtigung des Haus- 
wirths folange beim excedirenden 
Miether zu verweilen, bis Exceß 
befeitigt (R. R.), V. 541; — Be 
vechtigung des Verpachters folange 
zu verweilen, bis neuem Pachtbe⸗ 
werber Pachtobject gezeigt (R.R), 
VI 414; — Gtellvertretung de 
Mohnungsinhabers in Ausübung 
des Hausrechts nur im Falle aus 
drüdlichen Auftrags oder präjum- 
tiver Autorifation zu ftatuiren, 
1.3175 — im Gaſthofe ſteht jolde 
Stelivertretung namentlich der Ehe⸗ 
frau u. ſ. w. au, J. 6; — Te 
Strafantrag. 

Hausrecht, ſ. Kr ar 

Hausrathgegenftände, |. 86% 
licher Bankrott. 


. Hebamme, f. Medicafterei. 


Hinterliftiger Anfall, ſ. Kör- 
perverlegung. j 
LAGEN der Hüljs- 
vollſtreckung, der Strafrichter 
at einer Prüfung der Civilent⸗ 
cheibungsrichtigfeit fich zu enthal- 
en und nur die forinellen Erſor⸗ 
derniffe ber PRO EE Ulenpeie 
dur zu prüfen, IL. 15; — 9. liegt 
nicht in Befeitigung zum Rad 
theile der Gläubigergeſammtheit, 
fondern nur dann vor, dafern 
dieſe zum Nachtheile beſtimmten 
Glaͤubigers erfolgt, V. 73 — Hills 
vollſtreckung „droht“ noch nicht, 
weil Befürchtung, feinergeit im 
Proceſſe zuunterliegen, III. 363;- 


A 
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9. tft in Befeitigung Objects be- 
hufs Befriedigung eines Gläubi- 
gers und infonderbeit behufs Ded- 
ung eheweiblichen Einbringens nicht 
zu erbliden, dafern nicht dieſe 
Sratification durch Scheingejchäft 
vollzogen oder ein Mebreres als 
Schuldbetrag gewährt wird, II. 
456; — zum Thatbeftande gehört 
nah dem RStGB. das Eintreten 
wirklichen Schabens nicht, VI. 426. 
Hofraum, f. Diebftabt. 
Hülfsauflage, ſ. Bertheidiger. 
Hülfsrichter, unterlaffene recht— 
zeitige Bekanntmachung ihrer Na- 
men inbolvirt Nichtigkeit, IL 470. 
Hutungsvergehen, zum „Lau- 
fenlaſſen“ des Biehes gehört min- 
deftens culpa in custodiendo, deren 
Borhandenjein aber, fobald ein 
mal Bieh gelaufen ift, zu präfu= 
miren, 1. 346, II. 249; — nicht 
- erforderlich Schadenanrichtung, II. 
249, 


Ideelle Soncurreny, ſ. Con— 
currenz. 

Inbrandſteckung eigener Ge— 
bäube, unbedachtſame & criminell 
nur ftrafbar, dafern dadurch an 
dere Perſon oder fremdes Ge— 
bäude beichädigt, I. 101; — J. 
eines Gebäudes, an welchem Thä- 
ter nur Miteigentbum batte, nach 
Art. 210 in ideeller Concurrenz 
mit Art. 209 StGB. zu ahnden, 
II. 242; — bie nämliche Beurtbei- 
lung trifft den, ber mit Einwillig- 
ung Miteigenthbümer® in Brand 
— II. 2425 — J. als Mittel 

e8 Betrug, I. 337. 

Sndietenbemweis gegen Künid- 
ner, II, 289; gegen Bay, IV. 193. 

Inhabung, f. Diebftahl. 

Injurie, Abhandlung über die an 
Ib beleidigende Form, V. 145; — 
chon in dem gewählten: Wege der 
Deffentlichleit liegt animus injuri- 
andi, I. 1095 — inwieweit eine 
J. in den Schelttworten der Dienft- 
sen liegt, I. 1835 — ſ. au 

eleidigung, Legaleid, Strafantrag, 
Verleumdung. 
Inftrument, ſ. Körperverlehung. 


Jugend, Lebensalter muß thatfäch- 
lich feftgeftelt fein, um aus Nicht- 
beachtung Milderungsgrunds Rich- 
tigfeit berauleiten, I. 17, V. 166. 


Kinder, gegen die auf Grund Art. 
89 StGB. erfolgte Beftrafung bon 
K. Juſtizrechtsmittel unzuläffig, I. 


176. 

Kindestödtung, bei der a 
über die Lebensfähigkeit zu Yort- 
jegung des Lebens ift der Augen- 
bi der Geburt maßgebend, IL 
5295 — zum Berfudhe nach Art. 
43 StGB. gehört, dafern Kind 
nicht lebte, beitimmte Meberzeugung 
vom Leben, IV. 518. 

Kirchendiener, die öffentlich an- 
gejtellten 8. ſtehen im „öffentlichen 
Dienfte“, I. 8. 

Körperverlegung, nicht jede 8. 
enthält bee auch tbätliche 
Beleidigung (R. R.), VI. 1515 — 

im Ausſchlagen und Beichädigen 
von Zähnen liegt, wenn nicht ſo— 
gar unter Umſtänden eine Ber- 
ftümmelung, ein bleibender Nadh- 
theil dann, dafern Beißen, Spre- 

en bleibend beeinträchtigt wird, 
II. 54; — „Binterliftiger Anfall“ 
egt voraus, daB das Uneriwartet- 
ein des Angriffs vom Angreifer 
erechnet war, I. 340; — eine bei 
Ausübung Züchtigungsrechts ent- 
ftebende K. nur als Yolge der 
Meberfchreitung ftrafbar, I. 467; 
— Begriff „gefährliches Inftru= 
ment‘, I. 75 — umgekehrter Beit- 


Tchenftoct ift ein jolches, J. 7; — 


K. aus Unbedachtſamkeit gebört 
nicht der Privatanklage an, II. 
4695 — wenn ebendiefelbe nad) 
ihrer Beftrafung ſchwerere Folgen 
zeigt, gibt das feinen Wieberauf- 
nahmegrund ab, I. 356. 

Koſten, die nicht blos auf Schreib- 
fehler berubende Unterlafiung einer 
Berurtheilung in die K. Tann ine 
durch nachträgliche Erkenntn 
wieder gutgemacht werden, II. 
251; — eine die K. betreffende 
Entſcheidung mittelſt Richtigkeits⸗ 
beſchwerde nur anwendbar, al 


Remedent von diefem Rechtämittel . 
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auch ſonſt Gebrauch macht oder 


hätte machen können (R. R.), 


VI. 46; — ſ. auch Vertheidiger. 
Krankenhaus, ſ. Anrechnung der 
Unterſuchungshaft. 
Künſchner'ſche Capitalſache, II. 
89 


289. 

Kuppelei, Begriff „Unbejcholten- 
beit”, I. 288. 
Raufenlaffen, ſ. Hutungsver⸗ 

gehen. 

Legaleid, ſobald rechtskräftig er- 
kannte Leiſtung des L. wegen 
neuerer Erhebungen bedenklich, 
wie bei Eidesverſäumniß zu ver- 
fahren (N. R.), VI, 37, 395; — 
Gegenftand des 2. Tönnen alle 


Umjftände fein, von melden Ber- 


urtheilung oder Freifprechung ab- 
Kuna: IL. 331; — 2 nur bei 
njurien im engeren Sinne und 
in8befondere nicht bei Art. 244 
StGB. anwendbar, I. 331. 

Legitimationgurfunden, |. 
Fatfejung. 

Leichtjinniges Aufborgen, zur 
Begriffsfeftftelung im Allgemeinen, 
I. 595 — namentlich gehört da- 
zu, dak da8 2. materielle Inſolvenz 
herbeiführte, II. 59. 

Leihtfinniger Bankrott, 
Siitirung bereits eingeleiteten 
Concursverfahrens wegen Maſſen⸗ 
inſufficienz ändert Nichts am Un- 
terſuchungsfortgange (N. R.), V. 
184; — betreffs der Buchführung 
kommt es nicht auf Bezeichnung 
und Form der Bücher, als viel- 

we darauf an, daß diefe Ueber— 

blick über Geſchäftsſtand gewähren 
(N. R.), VI. 425. 

Leichtſinniger Falſcheid, 2. 
beim Credulitätseide in der Regel 
wegen blos unterlafjener Erkun⸗ 
digungseinziehung nicht zu ftatui- 
ren (NR. R.), VI. 158. 


Materielle Eoncurrenz, f. 
Concurrenz. 

Medicaſterei, die für gewiſſen 
Bezirk verpflichtete Hebamme be— 
geht durch Fungirung im fremden 
Bezirke keine M., II. 451. 


Meineid, M. wird nicht unter allen 
Umſtänden von dem begangen, 
der, für den Juraturus fälſchlich 
Kin ausgebend, den für dieſen be- 

immten Eid leiftet, V. 405; — 
mwahrbeitsiwidriger Civilproceßeid 
enthält nur dann die formellen 
Meineidsvorbedingungen des R, 
dafern er nicht blos an Gerichts⸗ 
ftelle, fondern auch vor zur Eides⸗ 
abnahme berechtigtem Beamten 
geleiftet wurde (Acceſſiſt), IL 154; 
—. Urt. 222 StGB. liegt nur 
vor, dafern Erlangung Vermögens⸗ 
vortheils oder Abwendung Per- 
mögensnachtheilg vorherrſchend be- 
abfichtigt wurde (Reinigungseib), 
I. 1815 — ber zweite Strafiak 
bes Art. 221 RStGB. nur ein- 
Ihläglih, dafern der Meineidige 
Benachtheiligung eines Dritten 
beabjichtigte, VI. 415; — kei 
Zweideutigkeit des Ausdrucks in 
der Gibileidesformel wird die Aus- 
legung, von ber der Meineidäbe- 
unse (Art. 221 RStGB.) nad 
en Givilproceßergebniffen aus: 
gehen mußte, entfcheibend, VI. 420. 

Militärftrafen, Rugel-, Flinten-, 
Satteltragen nur unter gewiſſen 
Borausfegungen bei Art. 300 
StGB. ald Borbeftrafung milzu- 
zäblen, III. 286, V. 406. 

Mißbrauch der Amtsgemalt, 
f. Unzudt. 

Mitſchuldige, M. ftehen den Zeu- 
gen im Sinne von Art. 387 sub 
StPO. gleich, I. 17. 


Nachbildungen von Geld, At. 
325 RStGB. fett Nachbildung 
gangbaren Geldes und zwar jolde 
voraus, bie nicht leicht erkennbar 
und nicht blos zum Scherze, V. 

2 


552. 

Nachtragserkenntniß, ein 8. 
auch dann zu wählendes Auskunfts⸗ 
mittel, bafern ftatt combinirter 
Unterfuhung aus Verſehen ge 
trennte Unterfuchungen geführt, 
II. 61; -- inwieweit dabei an 
Inhalt früherer Erfenntnifje, na⸗ 
mentlich auch bezüglich Art. 29 
StGB. gebunden? I. 116. 
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Ne bis in idem, Tragweite biefes 
Verbot, I. 189. 


Neue Thatjahen u. Beweis— 


mittel, zu Entſcheidung bhier- 
über (Abf.4 des Art.269 RStPO.) 
Oberappellationsgericht competent, 
dafern dafjelbe reformatoriich auf 
Bermweifung erfannt hatte, V. 189. 
Nichtigkeits beſchwerde. 1) 
Allgemeines: die thatſächlichen 
Beftftellungen, namentlich auch be- 
züglih Rüdfals und Jugend find 
bindend, I. 17, II. 247, III. 238; 
— der Nichtigfeitägrund des Art. 
349 sub II. 2 StPO. nicht durch 


Einfprud und indbefondere nicht 


durch Bezirkägericht zu erledigen, 
1. 327; — die Borausfegung, daß 
Entſcheidung „zum Nachtheile‘ iſt 
liegt in Verurtheilung wegen Die 

ſtahls anſtatt wegen Unterſchlag— 
ung, IV. 526; — gegen Berjäum- 
niß einer NR. ift Wiedereinfegung 
im Sinne des Art. 95 StPO. un- 
zuläffig, IV. 2365 — N. des 
Staatsanwalts zu Gunften des 
Angefchuldigten jelbft bei materi- 
eller Begründung unzuläffig, da= 
fern nicht evident, daß neue Ent- 
jcheidung unbedingt günftiger aus- 
fallen würde, IV. 42; — dem 
richterlihen Ermeſſen gegenüber 
ausgeſchloſſen, I. 14; — auf N. 
-in Einzelgerichtäfachen leidet Be— 
ſchränkung des Art. 350 Abf. 3 
RStPO. Anwendung, III. 288, V. 
3825 — N. in ber Regel begrün- 
det wegen unterlaffener Mittheil- 
ung Beweismittelverzeichnifjes, J. 
355; — ſ. a. Thatlächliche Feft- 
ftelungen. — 2) Snsbefondere: 
a) führte formelle R.-3. zur 
Caſſation: wegen mangelnder 
Publication Unterfuchungseinlei- 
tungsbeſchluſſes und deren Nicht- 
fanirung durch Actenjchlußbefannt- 
madung (N. R.), V. 382; — we— 
gen mangelnder unmittelbarer Ber- 
nebmung des Angefchuldigten, II. 
473; — wegen bloßer Verweiſung 
eines Gefangenwärters auf feinen 
nicht nad Art. 224 Abf. 3 RStPO. 
zu beurtbeilenden ichteid, V. 
187; — Wegen Bornahme der 


= 


Leichendffnung durch behandelnden 
Arzt, IV. 48; — wegen Nichter- 
Ihöpfung ftaatsanwaltichaftlicher 
Anklage durch Verweiſungserkennt⸗ 
niß, IV. 53; — wegen unterlafje- 
ner Hülfsrichternamensbefannt- 
madung, II. 470; — wegen un- 
terlaflener rechtzeitiger Borlefung 
des Hauptverhandlungsprotocoll3, 
1. 288; — wegen Berathung Ein 
fpruchSerkenntniffes im Berband- 
Iungsfaale, IV. 41; — Wegen un- 
berechtigter Nachholung einer den 
Koftenpunft betreffenden Entjcheib- 
ung, II. 251; — wegen Aburtel- 


ung im Verweiſungserkenntniſſe 


übergangener Anklagepunfte, IV. 
535 — Wegen durch Einfpruch3- 
inftanz incompetenter Weiſe vor- 
genommener Abhülfe eines auf 
Art. 349 sub II. 2 StPO. ge- 
ftüßten Gravamens, I. 3275 — 
wegen nur irrthümlicher Aufführ- 
ung einer Perſon als Privatan- 
Häger im Beicheide und Wegen 
deren dadurch erfolgter materieller 
Schädigung, IV. 585 — Wegen 
Nichtnormirung des Erſchwerungs⸗ 
grundzuſatzes bei Forſtvergehen, 
IV. 58; wegen fehlerhafter ſchwur—⸗ 
gerichtlicher Fragftelung infoweit, 
als die fpeciellen Thathandlungen 


. der Diebftahläbeihülfe nicht mit 


in die Frage aufgenommen wor— 
den, V. 4085 — wegen fehlerhafter 
ſchwurgerichtlicher Fragftellung 


‚beim Meineide injofern, als in 


der Frage dem Eide eine abgeän- 
derte Faflung gegeben worden, VI. 
38565 — wegen Baftrung Beſcheids 
auf Beiweismaterial, welches durch 
bereit3 caffirtes Unterjuchungsper- 
fahren gewonnen war (N.R.), VI. 
1965 — wegen mangelnden Acten- 
al an Staatsanwalt in Forft- 

rafſachen, in denen regelmäßiges 
Berfahren eingeleitet worden (N.R.), 
VI. 354; — wegen theilweijer Ein- 
ftelung der einzelrichterlichen Un- 
terſuchung nach bereit? an den 
Staatsanwalt notificirtem und 
nicht wiederboltem Actenſchluſſe, 
VI. 430. — b) wurde formelle 
N-B. verworfen: weil es fein 
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wejentliche8 Erforderniß, daß ber 
Richter feine Ueberzeugung vom 
Werthe einer Sache auf Taxe 
jtüßt, IL. 162; — weil gerügte 
Formmängel nit liquid und 
condonirt, III. 288; V. 3825 — 
weil in Michtbeicheidung auf 
Beilagdartenberbeiziehungsantrag 
feine Nichtigkeit, IL 17; — weil 
das Rämliche vom Actenvorleg- 
ungsantrage gilt, I. 145 — teil 
dag Rämliche von einem bereits 
in ber Denunciationsſchrift ge— 
jtellten a ir 
gilt, I. 8495 — Weil in Nicht⸗ 
beferirung eines Siftirungsantrags 
nicht fchlechterdings Nichtigteit zu 
erbliden (NR. R.), VI 1645 — 
weil gerügter Mangel der Publi— 
cation des Unterjuchungseinleit- 
ung&befchluffe® durch vorberigen 
Strafverfügungßerlaß gebedt, I. 
3565 — Weil in Gemeinjihaftlich- 
feit von Beugenabbörung, in Ge⸗ 
meinfchaftlichfeit von Ausſagen— 
vorlefung und in Einmaligfeit 
der. Zeugenadmonition Tein Nich— 
tigfeitägrund, I. 351; VI. 1615 — 
weil Unterlaffung einer Confron- 
tation Keinen Nichtigkeitsgrund ab⸗ 


giebt, I. 14; — weil Vorſchriften 


über Dollmeticherverwendung nur 


dann ftreng in Anwendung zu, 


bringen, wo nicht blos einfache 
Ausfunftsertheilung Seiten Dol- 
metfchers in Frage, IV. 455 — 
weil in mangelnder Riederfchrift 
des Protocolls in fremder Sprache, 
dafern nur MWeberfegung durch 
Dollmetſcher Legal geſchah, Feine 
Nichtigkeit, IV. 465 — weil dem 
Staatdanwalte gegen in Forft- 
Itraffachen erlaſſene Strafverfüg- 


ung überhaupt fein Rechtsmittel 


zujteht (N. R.), V. 888; — weil 
Unteslaffung notbiwendigen Ber- 
theidiger3 zur Anklagekammerſitz⸗ 
ung dur Inhalt der Entjcheid- 
ung fanirt, VI 1655 — weil in 
Bublication einzelrichterlichen Be=- 
icheib8 aus Concept feine Nichtig- 
keit (N. R.), V. 381; — weil in 
der nur aus Berjehen erfolgten 
Führung getrenntes Unterſuchun⸗ 
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gen Feine Nichtigkeit berzuleiten, 
II. 615 — weil in unterlafiener 
Communication bes Borfikenden 
mit Bertheidiger über Hauptver⸗ 
——— vorgelegenen Falls 
eine Nichtigkeit zu finden gewe— 
fen (NR. R.), VI. 8535 — S. auf 
. Sondonirung, Koften. 
Nöthigung, R. und nicht Erhref- 
fung liegt in Abnötbigung Dar- 
lehns, I. 1805 — Art. 204 nidt 
auf Fülle des Art. 201 StGB. zu 
beichränten, vielmehr auf alle Fülle 
zu beziehen, in denen Bedrohung 
mit Mord oder Branpftiftung Rö- 
thigungsmittel war, IV. 2331; V. 
1825 — Art. 207, Abſ. 1 RSLGR. 
nicht anwendbar, dafern nicht mit 
Mord, ſondern Todtichlag gedroht, 
V. 1805 — zu den „Beamten“ des 
Art. 203 RStGB. zählen Schul⸗ 
lehrer nicht, V. 180. 
Nothzucht, N. liegt auch vor, da 
fern fofort angewendete Gewalt 
den Eintritt ernftlichen Wiberftands 
überhaupt unmöglich macht, 1.119; 
— geringer Kraftaufwand hebt, 
namentlich bei ſchwächlichem Mäd- 
hen, Ernſtlichkeit des Wider⸗ 
ſtands nicht auf, IV. 345 — die 
Behufs Erzwingung (Art. 181 
StGB.) angewendeten Bebrohun- 
gen müffen vom ee ſelbſt 
— worden ſein können, 
. 100. 


Deffentliheg Amt, zu den in 
einem ö. A. Stehenden (Art. 29 
StGB.) gehören Eifenbahnfignal- 
wärter und ähnliche Vedienſtete 
nidt, V. 3. 

Deffentlider Dienst, zu benen, 
welche in d. D. ſtehen (Art. 246 
StGB.), gehören öffentlich ange 
ſtellte Kirchen⸗ und Schuldiener, J 
8; — auch Beamte einer nicht im 
Staatseigenthume befindlichen con 
ceifionirten Eifenbahn, IL 184. 

Deffentlihe Borladung, fie 
Bekanntmachung. 

Oeffentlichkeit, Ausſchluß ber 
Oe. bei Injurienſachen auch in 
erſtinſtanzlichem Termine zulaͤſſig, 
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I. 331; — f. a. Verlegung ber 
Sittlichkeit. 

Defterseichtfches fehwerer Kerker 
ftebt ſächſiſcher Arbeitshausftrafe 
gleich, I. 472. 


Partiererei, 1) einfache; das 
„Anfiäbringen” fett mehr als 
bloßes paſſives Sichverhalten vor⸗ 
aus, V. 53; — daſſelbe ſetzt eigen- 
thümliches Erwerben voraus, III. 
362. — 9 nn 

fihenfweife Annahme gehört nicht 
bierher (Art. 293 StGB), I. 13; 

— gew. P. iſt unter 8. 18 Abf. 3 
bes Geſchw.⸗Verf.⸗Geſ. nicht mit 
zu begreifen, V. 4115 — ſ. a. 
Forſtvergehen, Zuſtändigkeit. 

Pflegeältern, ſ. Unzucht unter 
Mißbrauch geſetzlicher Autorität. 

Phosphor, Wh. als Vergiftungs⸗ 
mittel nicht abſolut untauglich, II. 
153. 


Pfliht zum Zeugniffe, f. Zeu- 
e 


gen. 

Preißelbeerkräutig, Entwen- 
dung von P. Tann niemals als 
Sträucherentwendung, wohl aber 
unter Umſtünden als Streuent- 
wendung, beziebentlich als gemei- 
nes Diebftabl geahndet werben, I. 
113. 

Preßerzeugniß, f. Confisration. 

Privatankläger, derjenige, der 
in einem Beſcheide nur irrthümlich 
als jolcher aufgeführt tft, Hat gleich- 
wohl eine formelle Richtigkeitsbe⸗ 
ſchwerde, dafern er burch Beſcheid 
materiell gravirt, IV. 58. 

Privatanklageſachen, Verwei— 
ſung von P. auf Grund Art. 47 
StPO. erfolgt ohne Concurrenz 
Staatsanwalts oder Privatanklä— 
gers, IV. 338; — zu ihnen gehört 
Körperverlegung aus Unbeducht⸗ 
eg nicht, IL 4695 — f. a. Le⸗ 


Brivatmann, die einem P. nad) 
Art. 80 RESIBO. zufichenden Be- 
fugniſſe ftehen unter Winftänben 
auch einem Injuriirten zu, V. 261; 
— die Berechtigung eine® B. zu 
Feſtnahme entipsungenen Gttäf- 
lings if au allgemeinen Grund⸗ 
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fägen berauleiten, III. 230; — zu 
Auslegung des Art. 80° StPO. 
im Allgemeinen, II. 373. 
Proceßrichter, als der Beirogene, 
Betru 


ſ. g. 

Protocoll, über die Nachholung 
mangelnder Unterzeichnung, J. 326; 
II. 154; — Vorleſung Hauptver⸗ 
handlungsprotocolls vor Erkennt⸗ 
nißfällung iſt weſentliches For- 
male, J. 288. 

Bublication, |. 
Bekanntmachung. 


NRaubthier darf erlegt, muß aber 
an Sagdberechtigten abgeliefert 
werden, I. 12; — zu ben R. ge- 
hört die Fifchotter, I. 12. 

Rechtsbele un Thatſachen, 
welche die R. des Schwurgerichts⸗ 
identen enthtilt, können ben 

angel an Thatſachen im Wahr⸗ 
fpruche nicht erſetzen, VI. 203. 

Rechtsmittel, Einwendung eines 
R. durch Bevollmächtigten nur bei 
rechtzeitiger Vollmachtbeibringung 
unverſäumt, I. 1155 — zu Ein— 
wendung eines R. ſteht —— 
nur im Ausnahmsfalle des Art. 
246 StGB. und auch hier nur 
dann Recht zu, dafern er Strafan⸗ 
trag geſtellt hatte, IL. 252; — wel⸗ 
ches N. einzuwenden bei Kinber- 
beftrafung nad Art. 89 StGB., 
I. 1765 — f. a. Anbringen, Be— 
rufung, Beſchwerde, Einſpruch, 
Friſt, Nichtigkeitsbeſchwerde, Straf⸗ 
verfügung. 

Reformatio in pejus, Begriff, I. 15. 

Regiſtratur, f. Protocol. 

Reinigungseid in —— 
ein Meineid dieſer Art führt nur 
in Ausnahmsfüllen zum Erſchwer⸗ 
ungsgrunde des Art 222 StGB., 
I. 181; — ſ. a. Legaleid. 

Retorſion, ſ. Beleidigung. 

Revidirtes Sträafgeſetzbuch, 
deſſen Abweichungen vom alten 
SiGB., IV. 385. 

Rückfälligkeit, die Unterlagen der 
R. bedürfen der Feſtſtellung, IL 
247; III. 2885 V. 166; VI. 199; 
— in Wie weit vi Unterlagen 
buch Wahrſpruch feftzuftellen, V. 


Ausfertigung, 
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4145 — in wie weit militärijches 
linten⸗, Kugel⸗, Satteltragen dem 
ängni des Art. 300 StGB. 
gleichfteht, III. 286; V. 406; — 
Art. 300 SIEB. feht voraus, daß 
zweites VBorverbrechen im Rüdfall 
verübt war, II. 538; — dem Art. 
300 StGB. gegenüber öfterreicdhi- 
ſcher fchwerer Kerker fächfiichem 
Arbeitähaus gleich, I. 472; ſ. a. 
Gleichartigkeit, Verjährung. 


Sachverſtändiger, ſ. Gerichts- 
arzt, Taxation. 


Schätzungswerth, ſ. Diebſtahl, 


erthsermittelung. 
Scheltworte, Sch. der Dienſtherr⸗ 
chaft gegen Geſinde, in wie weit 
raflos, J. 183. 
Schluß der Unterſuchung, ſ. Nich⸗ 
tigkeitsbeſchwerde. 
a in Bezug auf 
eligion, auf Beſchaffenheit der 
Mittbeilung allein kommt e3 nicht 
an, vielmehr insbeſondere auch 
Form und Zweck zu berüdfichtigen 
(N. R.), V. 182. 
Schmähungen, ftaatögefährliche, 
ſ. ftaatögefährliche Schmähungen. 
Schöffen, f. Gerihtsfchöffen. 
Schuldfrage, ſ. Berufung, Ein- 


ee 
Schuldiener, öffentlich angeftellte 
Sch. ſtehen im „, öffentlichen 
Dienſte“, J. 8; — fie zäblen nicht 
zu den in Art. 203 RSIGB. ge- 
dachten Beamten, V. 180. 
Seitenverwandte, unter bie ©. 
im Art. 302, 350 StGB. gehören 
auch die, deren en cur 
Verhältniß nicht allenthalben auf 
ebelicher Zeugung berubt, I. 185. 
S — ſ. Unerlaubte Selbft- 


e. 

Siſtirung, Beſchluß auf einjtwei- 
lige S. ſteht einem Einſtellungs⸗ 
beſchluſſe nicht gleich, IL. A715 — 
Brivatankläger zwar in der Regel 
auf Siftirungsantrag zu bejcheiden, 
in Nichtfügung aber liegt feine 
Richtigkeit (N. R.), VI. 164. 

Sigung, |. Zuziehung. 

Sparkaſſenbuch, in ber bloßen 

Kündigung fremder Sparkaſſen⸗ 


— 


Criminalrepertorium. 





bucheinträge liegt eventuell nur 
Diebſtahlsvorbereitung, TIL 330. 
Staatsanwalt, ſ. Anklageverfa}- 
ren, Antrag, Zuziehung. 
StantsgefährlideSchmähun 
gen, Beiprechen nachtheiliger Fol⸗ 
gen einer behörblichen Maßregel 
umfaßt noch nicht ein Unterlegen 
von Abfichten oder Beweggründen, 
IV. 520; — foweit Schmähung 
eine® Beamten hierher gehören 
fol, muß Berufshandlung geſchmaͤht 
jein, bie der allein eine Behörde 
bildende Beamte in amtlider 


- Eigenfchaft oder das Mitglied einer 


Eollegialbehörde in Vertretung der 

legteren vornahm (Superintendent), 

II. 358; — eine ideelle Concur⸗ 

en mit Injurien ausgejchlofien, 
339 


Stellvertreter, f. Hausfriedens⸗ 
ftörung, Strafantrag. 


Störung des Hausßfriedens, 


ſ. Hausfriedensſtörung. 
Strafantrag, Abhandlung übe 
den procefſualen Charakter dei 
Str., V. 152; — 1) Stellung 
des St.: zum Zwecke ber Unter⸗ 
fucgungseinleitung gehört nicht po- 
fitive Gewißheit, daß der Antıe- 
gende auch der Berechtigte, IV. 56; 
— erfolgte Stellung des St. (ge 
hört, IIL 368) gehört nicht zu den 
thatjächlichen Feitftellungen (R. 3.) 
V. 412; — im $alle des Art. 332 
StGB. zum St. nicht berechtigt 
der nur : mittelbar betroffene Be 
fignachfolger, V. 172; — im Falle 
des Art. 335 StGB. zum St. be 
rechtigt auch ber Miether beſchãdig⸗ 
ter Wohnung, IV. 532; — im dalle 
des Art. 151 StGB. zum St. be 
rechtigt nur der Hausherr und 
Principal, nicht auch defien Stel- 
vertreter, I. 178; — nad Art. 246 
StGB. zum St. berechtigt auf 
Directoren von Brivateifenbahnen 
für ihre Beamten, I. 184, ferne 
die amtlichen Borgefehten von 
öffentlichen Kirchen- und Schuldie⸗ 
nern, I. 8; — Berechtigung jede? 
einzelnen Mitglieds zum St. wegen 
Injuriirung der ganzen Körper 
Schaft nur da vorhanden, wo eben 
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in letzterer zugleich das betreffende 
Mitglied injuriirt, III. 359; — im 
Falle des Art. 247 RStGB. bedarf 
e8 eines St. nicht, dafern mit 
Mord oder Brandftiftung gedroht, 
V. 1825 — 2) Zurüdnabme 
de St. ift e noch nad Ab- 
fafiung eines Erfenntnifjes geitat- 
tet, welchem jener St. nicht zur 
Bafis gedient, I. 338; — als be- 
dingte Zurüdnahme des St. ift es 
nicht anzufehen, dafern das Gericht 
jelbit in der Lage war, Bedingung 
zu realifiren, I. 338; — BZurüd- 
nahme des St. kann bis zur „Be- 
fanntmachung des Straferfennt- 
niſſes“, d. h. bis dahin erfolgen, 
wo letzteres einem der mehreren 
Intereſſenten publicirt wurde, IV. 
30; — der Zurücknahme des St. 
ſteht ein Siſtirungsantrag nicht 
gleich (N. R.), VI. 164; ſ. a. Straf- 
verfügung. 

Strafböhe, ſ. Berufung, Ein- 

ru 


pruch. 

Strafverfügungen, die Rechts— 
kraft einer St. in Antragsſachen 
als Endtermin für Zurücknahme 
des Strafantrags trat ein, ſobald 

nur ſchon Rechtskraft für die eine 
Bartei eintrat, IV. 30; — ber Er- 
laß einer St. verüberflüffigt im 
Falle regelmäßigen Berfahreng Be- 
fanntmachung neuen Unterjuchung3- 
einleitungsbejchluffes, I. 356; (R. 
R.) V. 560; — durch bie einmal 
erfolgte Vernehmung ausgefchloffen, 
I. 330; — auf die einmal durch 
Eintritt regelmäßigen Verfahrens 
in Kraft getretene St. ift nicht zu 
recurriren (N. R.), V. 559; — da— 
fern durch eine St. die Anklage 
theilweiſe zurückgewieſen wird, tft 
Solches ebenfo wie in förmlichem 
Erkenntniſſe zu motiviren, IV. 335; 
— die Frift für eine gegen eine 
St. vom Staatdanwalt eingewen⸗ 
dete Nichtigkeitäbefchiwerde Läuft 
erft von erlangter Kenntnißnahme 
bejjelben von der St. an, I. 329; 
— gegen eine St. in Forftitraf- 
jachen ſteht dem Staatsanwalte 
fein Rechtsmittel zu (N. R.), V. 
383; — bafern einer St. in Forft- 
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ftraffachen regelmäßiges Verfahren 

gefolgt ift, bat Staatsanwalt dem 

ne nad ein Recht auf Acten- 

ſchlußbekanntmachung (N. R.), VI. 
354; — ſ. a. Einjprud. 

Strafurtbeil, dad St. muß, da- 
fern Forftvergehen mit Erfchiver- 
ungsgründen vorliegen, den Er- 
ſchwerungsgrundszuſatz ausſpre⸗ 
chen, IV. 58. 


Täuſchung in Hinſicht a. perf. 
Berb., Art. 313, Abi. 3 RStGB. 
auf Anfertigung falicher Legitima- 
tionen zu eigenem Gebrauche nicht 

. anwendbar, V. 380. 

Tafchenfpielerproduction, |. 
unbefugtes Eindringen. 

Taration, die T. von Gegenftän- 
den muß bon dem Gerichte und 
bom Sacverftändigen borgenom- 
men werden, IV. 485 — ſ. a. 
Werthsermittelung. 

Taxordnung, ſ. Vertheidiger. 

Thatſächliche Feſtſtellung, Th. 
des animus injuriandi nothwendig, 
um ideelle Concurrenz von Kör— 
perverlegung und Injurie anzu 
nehmen (N. R.), VI. 151; — Th. 
nöthig betreff3 der Unterlagen des 
Rückfalles, II. 247; IIL 288; V. 
166; VI. 1995 — Tb. nöthig be— 
züglich der Unterlagen für Milde- 
rungsgrund der Jugend, I. 17; V. 
166; — Th. nicht nöthig (früherer 
Annabme, III. 368, entgegen) be- 
treff3 des Factums der Strafan- 
tragftellung (N. R.), V. 152, 412; 
— bie Th. der Schwurgerichts- 
erfenntnifje für Berufungsinftanz 
jelbft bann ‚bindend, wenn der 
Schwurgerichtähof etwas nicht zu 
feiner Competenz Gehöriges feit- 
geftelt batte (Rückfall), V. 414; 
— ebendiejelben ſelbſt infoweit 
bindend, als bei aus gefälſchtem 
Wechſel Klagenden die dabei an 
ſich nicht denkbar geweſene Täufch- 
ungsabjiht als conftatirt ange 
‚jeben wurde, VI. 359. 

Theilnabme am Berbreden 
des an der Art. 
324 RStGB. geht in Falſchmün⸗ 

zen über, dafern erhaltenes Falſi⸗ 
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ficat vor Verausgabung noch aus⸗ 


gabetauglicher gemacht, V. 551; 
— bloße Anſchaffung falſchen 
Geldes in Abſicht ſpäterer Ver—⸗ 
ausgabung als ächten enthält 
— keinen Verſuch des Art. 324 
StGB., V. 9 


Todtſchlag, was bei der Frage, 
ob „beſonders ſchwere Beleidig⸗ 
ungen‘ vorausgingen? zu berück— 
ſichtigen, IL. 9. 


Meberfchreitung des Züchtig— 
ungsrechts, |. Körperverletzung. 
Unbedachtſamkeit, ſ. 

ſtiftung, Culpa, Gemeingefährliche 
Handlungen, Inbranudſteckung, 
Leichtſinniger Falſcheid. 
Unbefugtes Eindringen in 
fremde Gebeimniffe, gur 
Begrifföfeftitellung, namentlich 
Zafchenjpielerproductionen gegen⸗ 
über (N.R.), V. 185. 
Unbeſcholtenheit, über den Be- 
griff „unbejcholten‘‘ im Sinne von 
Art. 318, 356 StGB., I. 288. 
Unerlaubte Selbftbülfe, Zu— 
widerhandlungen gegen erlaflenes 
Bauverbot gehören nicht ohne 
Meiteres hierher, IV. 827; — U. 
wird zum Officialvergehen, dafern 
mit Mord oder Branditiftung ge- 
droht (NR. R.), V. 1895 — auß- 
fchließlich Art. 247 RStGB. an- 
zuwenden, bafern eine Foritftraf- 
gefeghandlung mit Selbfthülfebo- 
Iu8 begangen, VI. 195. 
Unſchätzbare Gegenftände, |. 
Werthsermittelung. 
Untauglihes Mittel, ſ. Verſuch. 
Unterdrüdung der Yamilien- 
rechte, rein formale Thatſache 
der Veränderung genligt, IV. 234. 
Unternehmung mit unmög- 
lichem Erfolg, zu ihr gehört 
timmtbeit der Abſicht, J. 99, 
IV. 518. - | 
lagung, der Beſitz be- 
reiter Mittel ſchließt an ſich U. 
nicht aus, I. 125 — ber 
gnär begeht nicht U. durch Ver— 
auch des Berfaufserlöjes, I. 110; 
— derjelbe begebt fie unter Um- 
ſtänden durch Verpfändung der 


Brand⸗ 


Commiſ⸗ 
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Waare, I. 110; — U. und nicht 
Diebftahl begeht der mit Abwäg⸗ 
ung bon Waaren beichäftigte 
Kaufmannslehrling durch Mehr⸗ 
verabreichung von ſolchen Waa⸗ 
ren an Kunden, IV. 526; — „ſonſt 
anvertraute3 Gut’ (Art. 289 sub 
2 StGB.), zur Begriffsfeftftellung 
hiervon namentlich im Gegeniak 
von sub 3 des Artikels, II. 246; 
— unter Art. 289 sub 8 ie 
StGB. iſt nicht zu ſubſumiren, 
wer etwas linverlorenes in un 
verfänglicher Abficht aufhebt und 
fodann ſich aneignet; derſelbe ver⸗ 
fällt vielmehr unter Umftänden 
dem Art. 289 sub 2, I. 468; — 
unter Art. 289 sub 3 St&®. fält 
die aus Berfehen erfolgte Anfit- 
nabme einer Sache und beren 
nachträgliche widerrechtliche An⸗ 
eignung, IV. 36; — Art. 289 
sub 3 StGB. begeht, wer erlegtes 
Raubthier an Jag dberechtigten ir 
Aneignungsabficht nicht ablieferl, 
IV. 125 — U. in Fortfekung mit 
Falſchung liegt vor, dafern letter 
nur bie Sicherung des s 
und nicht erft Erlangung Be 
figeß bezwedte (N. R.), VL 35;— 
zu ben „Caſſenbeamten“ des I. 
289 sub 1 RStGB. gehören nicht 
blos ausschließlich mit dem frag- 
lichen Caffenge ſchafte ſich befaffene 
Perſonen (Telegraphenvorſtand), 
V. 2485 — inwieweit alle im 
Öffentlicher Gaffe liegende nicht 
vindicable Geld Gegenftand ber 
U. duch Gaflenbeamten iR, II. 
4535 — |. auch Diebſtahl. 
Unterfudungshaft, Competen; 
zur Cognition über hierauf be⸗ 
zügliche Beſchwerden, V. 186. 
Unterfugungseinleitung, | 
Richtigkeitsbeſchwerde, Sträafver⸗ 


fügung.. 
Unterfugungstoften, ſ. Koſten 
Un terſuchungsſchluß, ein Kecht 


auf Vekanntmachung bed 1. 
der StH. auch in chen, |% 
bald einmal regelmä Ver⸗ 


n oe 
fahren eingeleitet war (R. 8, 
VI.3545 — nach erfolgten eingel- 
richterlichen U. und befien Retifi- 
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eation an den SA. darf der Ein- 
zelrichter nicht noch eigenmächtig 
einen Theil durch Refolution ein- 
ftellen (R. R.), VL 4305 — ſ. a. 
Nichtigleitöbeichwerbe. . 

an 1) Art. 181 StGB. 
(Rotbzuchtsbegriffgergänzung) : 
Behufs der Erzwingung ber Un- 
zucht angewendete Bedrohungen 
müflen vom Drohenden jelbjt ba- 
"ben ausgeführt worden fein kön— 
nen, 1.100. — 2) Art. 183 StGB. 
(U. mit Kindern): dieſes Verbre- 
chen verlangt zivar, daß der Kör- 
per de3 Kindes in en 
gezogen wurde, es genügt aber, 
wenn Kind Unzuchtshandlung am 
Körper des Thäters vornahm, II. 
241, VI. 415; — dieſes Verbre- 
chen fest einen wollüftigen med 
auf Seiten des Thäters voraus 
(N. R.), VI: 346. — 3) Art. 350 
StGB. (U. zwiſchen Seitenver- 
wandten): es find bier unter 
„Seitenverwandten” auch folche 
Perſonen gemeint, deren ver- 
wandtſchaftliches Verhältniß nicht 
auf ehelicher Zeugung beruht, J. 
185. — 4) Art. 352 StGB. (U. 
unter Mißbrauch gefetlicher Aus 
torität): zur Begriffsfeititellung 
der —— II. 6895 — ſoweit 
ein Unterfuchungsrichter der Be- 
züchtigte, bedarf e3 zu Annahme 
Amtsgewaltsmißbrauchs nicht der 
Eonftatirung bejonderer Bedroh- 
ungen u. f. m., vielmehr genügt 
dazu ſchon das Beilchlafsverlan- 
gen, I. 344. — 5) Art. 357 
‚SIEB. (Widernatürliche U.): die- 
fe8 Verbrechen ift einzelrichter- 
liher Competen; , felbft wenn 
unter den in Art. 349 — 354 ge= 
dachten Berhältniffen begangen, I. 
472. 


Unzuftändigfeit (Art. 64a der 
—8 ſ. Zuſtändigkeit. 


Urkunde, ſ. Fälſchung. 


Verbindung zum gewerb— 
mäßigen Steblen, zur Inter- 
pretation vorb. „im Allgemeinen‘ 
des Art. 60 RStGB., V. 404. 


Verbreitung eines Gerüdt3, 
f. Berläumbdung. | 

Bereidung der Zeugen, fiehe 
Zeugen. 

Bereinigung mehrerer Unter— 
ſuchungen, Hauptverhandlungs⸗ 
anberaumung gibt für V. keinen 
— ab, ſobald be- 
treffende Sache in Hauptverhand- 
lung nicht zum Austrag gebracht, 
fondern zur Vorunterſuchung zu— 
rückverwieſen, IV. 190. 

Verfälſchung ächten Geldes, 
V. liegt nicht in Beſeitigung des 


Briefmarkengebrauchsſsſtempels und 


in Weiterbenutzung (N. R.), V. 
545. 

Verführung, (Art. 318, 356 
StGB.), über den Begriff „unbe- 
ſcholten“, I. 283. 

Berbandlungstermin, über 
Deffentlichleitsausfchluß in einem 
folgen, ſoweit Injurien den Ge— 
genitand bilden, I. 332. 

Verheimlihung der Geburt, 
Art. 162, erſter Strafſatz des 
StGB. auch dann anzunehmen, 
wenn V. der bevorſtehenden Ent- 
bindung von todtem Kinde mit 
Tödtungsabficht erfolgte, IV. 518. 

Berjährung, die 8. eines Ber- 
brechen läuft dem Stantsanmalte, 
auch wenn er von felbigem feine 
Kenntniß Batte, V. 43 — eine nach 
Maßgabe des Art. 151 StGB. er- 
kannte und bverjährte Strafe ge- 
ftattet fein Zurückgehen auf den 
darin gleichzeitig vorgelegenen, 
noch unverjährten Act des Art. 
143 StGB., V. 4; — ſobald ein- 
mal die 3. Antragsverbrechens- 
rückfalls durch Verübung eines 
Officialverbrechens unterbrochen, 
zählen beide Verbrechen bei der 
Rückfallsfrage fünfzehn Jahre (N. 
R.), . 295 — inwieweit die 
Eonnerität verſchiedener Unter⸗ 
ſuchungen die V. des einen Ber- 
gehens oder der einen Strafe hin⸗ 
dert (R. R.), VI. 37. 

Berläumpdung, beichimpfende 
Form kann ſchon in der Deffent- 
lichkeit der Kundgebung liegen, 
I. 1095 V. des Art. 237 StB. 
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erftredt fih auch auf Gerüchts- 
außftreuung, IV. 524; — zu Art. 
237 RStGB. ift Beweis befonde- 
rer culpa nicht erforderlidh, V.51. 

Verlegung der Sittlichkeit, 
Requifit der Deffentlichkeit zwar 
im Allgemeinen nad Art. 125 
Abi. 2 StGB. zu beurtbeilen, 
insbefondere aber dann vorban- 
den, wenn Sandlung in Gegen- 
wart mindeftend einer Berfon 
borgenommen, welche nicht ſelbſt 
bisher gleiche unfittliche Geſinnung 
befundete, I. 345. 

Berlobte, f. Entfremdung. 

Bernebmung, 2. des Angeichul- 
digten muß unmittelbar durch Un= 
terfuchungsgericht veranftaltet wer⸗ 
den, II. 473. 

Berpfändung, B. von Commij- 
fionswaaren, ſ. Commiſſionär. 
Verſuch, über die Grenzlinie 
zwiſchen beendigtem und nichtbe- 
endigtem Verſuch, VI. 385 (Ab⸗ 

ndlung); — Auffafſung des 
häters im Augenblicke der That 
maßgebend, II. 153; — Art. 42 
sub 2 StGB. nur bei abfoluter 
Mitteluntauglichleit einjchläglich, 
II, 153; — beendigter und nicht- 
beendigter Diebſtahlsverſuch mit- 
tefft Einfteigens, I. 2825 — V. 
mit unmöglidem Erfolge nur 
BT bei Beſtimmtheit der Ab- 
ht, I. 99, IV. 5185 — Grenze 
zwifchen V. und Vorbereitung, III. 
3305 — TS. au Falichmünzen, 
Forſtvergehen, Kindestödtung. 
Bertheidiger, unterlaffene Zuzieh⸗ 
ung des 3. zur Anllagelammer, 
inwieweit Nichtigfeit, VL.165; — 
Incompetenz des Unterſuchungs⸗ 
richters zu Einziehung der dem 
V. ſchuldigen Extrajudicialien (N. 
R.), VI 49; — welche Defenſio— 
nalien aus Staatscafſe zu über- 
tragen, dafern Vertheidigerwahl 
abgeändert und erſtgewählter 
bereits thätig war, J. 347. 
Vertreter, dem V. des Verletzten 
ſteht an ſich das Recht zu Anfer⸗ 
tigung von nach Art. 339 StGB. 
zu beurtbeilenden Schriften nicht 
zu, III. 336; — ſ. a. Rechtsmittel. 
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Berweifung, 3. auf Grund At. 
47 StPO. bringt mit ſich, daß 
bermwiejene Sache procefiual ganz 
wie Einzelgerichtsſache zu beban- 
bein, I. 325; — ſ. auch Privat⸗ 
— 

Verweiſungserkenntniß, muß 
alle Punkte der Anklage erſchöpfen, 
IV. 58; — Zurückziehung eines 
V. im Sinne des Art. 269 StPO. 
wird durch Geltendmachung bei 
Zeugnißverweigerungsrechts Sei- 
ten eines Zeugen nicht gerent- 
fertigt, II. 163; — Erwähnung 
des Adhäſionsantrags im 2. nicht 
erforderlich, V. 54; — ſ. auf 
Neue Thatjachen, Richtig eitsbe⸗ 
ſchwerde. 

Verzeihung, ſ. Ehebruch. 

ſ. Beweismittelver⸗ 
zeichniß. 

Verzicht, ſ. Condonirung. 

Vorbereitung der Hauptverhand⸗ 
lung, ſ. Hauptverhandlung. 

Vorbereitung en andlung, 
Grenze zwiſchen B. und Berjud, 
III. 330; — insbeſondere liegt 
ein Verſuch noch nicht in Kündig- 
ung fremder Sparcafjenbudein- 
träge, III. 330. 

Borlefung, V. der Borunterfuf- 
ungsausfagen des Angeklagten in 
ber Hauptverhandlung kann ohne 
Genehmigung des wegen unziem- 
lichen Betragens aus der Sikung 
Entfernten oder des Antwort Ber- 
weigernden erfolgen, I. 186. 

Vorſitzender, fiehe 
handlung. 


Waffe, |. Diebftahl. 
Wahlrecht des Staatsanwalt, f. 
Bereinigung mehrerer Unterſuch⸗ 


ungen. 
Wahrheitswidrige Ausfage, zur 
Begriffsfeftftelung von eigner und 
fremder Angelegenheit, IV. 326. 
Wahrſpruch der Geſchwornen, 
nicht der Inhalt des W., — 
der des Erkenntniſſes iſt dem 
Rechtsmittel der Berufung gegen⸗ 
über maßgebend, V. 414; — bie 
in den W. gehörigen, aber darin 
fehlenden Thatfachen können nit 


Haupiver⸗ 








er 
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aus der Rechtöbelehrung ergänzt 
werden, VI. 208; — das durd) 
den W. Feitgeftellte und in das 
Erkenntniß mit Hinübergenommene 
ift fo maßgebend, daß der Ober- 
richter ſelbſt daran gebunden, 
wenn der aus gefälſchtem Wechſel 
gegen deſſen angeblichen Augfteller 
Klagende der Betrugsabficht für 
fchuldig erklärt wurde, VI. 359. 
Wechſel, f. Werthsermittelung. 
Werkzeug, f. Diebitahl. 
Werthbsermittelung, Art. 295 
StGB. in fine fchlägt nur dann 
ein, wenn gar fein in landegüb- 
lihder Münze zu  begleichender 
Schätungswertb, IV. 385 — 
Blancogirowechſel repräfentirt ein 
Werths object nad Höhe feines 
Betrags, IL. 531; — Schätzungs⸗ 
wertb von Dampfidhiffahrtsfahr- 
billet3, IV. 329; — über ®. bei 
goriioer eben, IV. 88; — fiebe 
iebftahl, Taration. 
Widernatürliche Unzucht, ſiehe 
Unzucht. | 
Widerrechtliche Freiheitsberau— 
bung, ad verba „auf andere Weiſe“; 
auch ſchon im gewaltſamen Trans⸗ 
porte kann Freiheitsberaubung 
liegen, II. 530. 
Miderfeglichfeit, Abhandlung 
darüber, IL 8385 — W. gegen 
Alfiftenten des Beamten jet Ge⸗ 
genwart des letteren voraus, III. 
230; — Strafbarkeit der W. da- 
durch nicht ausgefchloffen, daß bie 
arretirenden Beamten ihre Amt3- 
befugniffe materiell überjchreiten 
(Forftbeamte, die auf öfterreichi- 
ſches Gebiet übertraten), IL 239; 
— W. und Widerfegung gleichar- 
tig, J. 1775 — zur ftrafbaren W. 
gegen Auspfändung gehört, daß 
Erecutor Infteuction hatte und Aus⸗ 
zupfänbenden von diefer in Kennt- 
niß ſetzte (N. R.), VI. 193. 
Widerſetzung gegen erlaubte 
Selbſthülſe, Abhandlung darüber, 
II. 364; — ®. fest auf Seiten 
des Bezüchtigten Wiffenichaft vor⸗ 
aus, dag Gegner ın Ausübung 
erlaubter Selbfthülfe begriffen 


Annalen, Reue Zolge Bd. VI. 


(N. R.), V. 1745 — ein Act er=- 
laubter Selbjthülfe liegt nicht in 
Feſthaltung de entiprungenen 
Sträflingd Seiten des Privat- 
mannes, III. 230; — Beitrafung 
nach Art. 143 StGB. tritt ein, 
dafern Selbithülfe in Haugrechts- 
ausübung beftand und der zu 
Art. 151 erforderliche Strafantrag 
fehlte, II. 8. 


MWiederaufnabme der Unter- 


ſuchung, ®. tft nur unter ben 
befonders geordneten Borausfetun- 
gen und namentli nur unter 
Beachtung des ne bis in idem zu- 
läffig, I. 189; — einem noch nicht 
purificirten bedingten Enderfennt- 
niffe gegenüber unzuläffig (N.R.), 
VL 37, 3955 — dafern nur Wahl 
höherer Strafe innerhalb des 
nämlichen Strafrahmens in Frage, 


unzuläſſig, I. 324; — Tann auf 


Art. 386 sub 4 StPO. nicht ge— 
er werden, weil beftrafte unbe- 
achtſame KRörperberlegung jpäter- 
bin jchwerere ala bisher ange- 
nommene Folgen zeigt, I. 356; — 
den „Zeugen“ im Sinne des Art. 
387 sub 1 StPO. ftehen Mit- 
fchuldige gleih, I. 175 — Aus- 
nabmebeitimmung des Art. 389 
Abſ. 2 SPD. nur für wirkliche 
re al anwendbar, IV. 
836; — Rechtzeitigfeit Antrags 
auf W. dur das in Art. 394a 
RStPO. gedachte Erkenntniß end- 
gültig entichieden, VI. 375; — der 
Verbindung eines Wiederaufnah- 
meantrage mit Berufung Steht 
Nicht? entgegen (N. R.), V. 408. 


Wiedereinſetz ung gegen Ber- 


fäumnifje, W. im Sinne bes Art. 
95 StPO. ift nur einer formellen 
Nichtigkeitsbeſchwerde gegenüber 
denkbar, IV. 2365 — W. ſetzt 
voraus, daß das verjäumte Rechts- 
mittel felbft nachträglid in der 
im Art. 95, 107a RStPO. geord= 
neten Frift eingebracht wurde, VI. 


429. 
Wild, Anfichnahme verendeten W. 


von fremder Wildbahn in Zueig- 
nungsabfjicht gemeiner Diebftahl, 
IL. 56; — ſ. a. Raubtbier. 
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Winkelſchriftſtellerei, 


Zeugen, 


Zurü nahme, 


W. ift 
Eollectivvergeben dergeftalt, daß 
einzelne vor Beftrafung deshalb 
vorgelegene aber Fan nachher 
ruchbar gewordene e nicht 
wieder zur Beftrafung führen 
können, 1.324 ; — die Berechtigung 
Kal ice Keil 

en önlichen Ber ng 
ift aufdie Frage, ob W., einflußlos, 
IL 336; — zur ®. gehört auch 
Generalvollmachtsabfaſſung, II. 
1605 — für die Zuftändigfeits- 
frage ift nicht Einreichungs » ſon⸗ 
dern Anfertigungsort entſcheidend, 


IV. 48. 
Wohnort, f. Zuftändigfeit. 


einmalige Abmonition 
des 3. genügt, I. 351 ;— gleichzeitige 
Abhörung mehrerer 3. zwar bei 
erfter Abhörung zu widerrathen, 
birgt aber Feine Nichtigkeit, 1.351, 
VL 1615 — MWbbörung über 
Generalia, IV.53 ;— Confrontation 


dee 3. fteht in richterlichem 
Ermefien, I. 14; — Bereidung 
eine® 8. wird durch Berweifung 


auf feinen Pflichteid nicht erjekt, 
dafern letterer dem Abſ. 3 bes 
Art. 224 RStPO. nicht entiprady, 
(Gefangenwärter), V. 1875 — 
gemeinschaftliche Bereidung macht 
nicht nichtig, 1. 8515 — Borlejen 
der zu beeidenden Ausfagen kann 
an mehrere 3. gleichzeitig erfolgen, 
I. 351; — der auf 8. bezügliche 
Abi. 1 des Art. 283 StPO. auf 
Einzelgerichtsſachen nicht anwend⸗ 


bar, I. 116; zu den 3. im Sinne 


des Art. 387 sub 1 StPO. ge- 
bören auch Mitfehuldige, I. 17; — 
unter dem „Angeſchuldigten“, 
defien Angehörigen Zeugnikab- 
lehnungsrecht zuſteht, bat auch der 
zu gelten, wider welchen fidh die 
vom Angejchuldigten im engeren 
Sinne vorgeſchützte exceptio veri- 
tatis richtet, IV. 51. 


Züdtigungsredt, ſ. Körper- 
n 


ver! 
ſ. GStrafantrag, 
Strafverfügung,, Berweifungder- 
tenntniß. 





z. 
Zuſtändigkeit, für den Gerich 


Susiehung des Staatanwalts zu 
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Zufammentreffen von Ber- 


brechen, die im zweiten Sahe des 
Art. 81 StPO. Itene Be⸗ 
ftimmung bezieht ſich nicht auf 
ideele Concurrenz, IV. 229; — 
unter eriten Abſatz ded Art. 299 
StGB. fällt niemal3 Art. 330 
StGB., IV. 38; — f. auf Con⸗ 
curren es 


ftand des Wohn- und Aufenthalts- 
ort? wird Cingangszeit des be- 
züglichen Strafantrags maßgebend, 
IL 539; — ber Gerichtäftand bed 
Wo 3 wird nur durch frei- 
willig gewählten Aufenthalt und 
. B. nit durch Strafanftalts- 
etention begründet, II. 540; — 
dafern mehrere ſucceſſive Wohn⸗ 
und Aufenthaltsorte in Frage, iſt 
der Einzelrichter competent, in 
deſſen Bezirke der Angeſchuldigte 
zuletzt ſich aufhielt, II. 16; — bei 
durch Brief verübtem Betrug rich⸗ 
tet ſich Z. nach Wohnungsort des 
Adrefſaten, IV. 334; — inwieweit 
bei einfacher Partirerei, ſoweit 
deren Strafe nicht nach Art. 276 
sub 1 StGB., fondern nach No- 
velle VII. von 1861 zu bemeflen, 
einzelvichterliche 3. eintritt, IL. 161; 
— nur einfache Partirerei wird 
durch die in 8. 18 Abi. 3 des Gejchw.- 
Derf. - Gef. enthaltene Vorſchrift 
betroffen, V. 411; — Einzelri 
bezüglich mwidernatürlicher Unzucht 
auch dann competent, wenn biele 
unter den Verhältnifſſen des Art. 
349 bis 354 StGB. begangen, 1. 
472; — bei Winkelfchriftitellerei 
ift für die 3. der Schriftenanfer- 
tigungsort entjcheidend, IV.43;— 
bom unzuftändigen Richter vor- 
genommene Verhandlungen (Art. 
648 RStPO.) verlieren ihre Be 
nußbarfeit im Yalle ihrer Eafla- 
tion, VI. 196. 


den bezirksgerichtlichen Sikungen, 
jomweit darin über Einleitung der 
Unterſuchung zweitinftanzlich ent- 
ſchieden wird, nicht nöthig, VL 
432. 1 
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IV, Geſetzregiſter. 


Mandat, die Erlernung und Aus- 
übung der Geburtähülfe betr., 
bom 2. April 1818. 

8. 8,7,8,9. II 461. 

Gefet vom 8. Febr. 1834. IV. 30. 

Gefinbeordnung vom 10. San. 
1835. 

8.51. I. 1883. 

Geſetz wegen des Regiſtrirens, vom 
3. Juli 1840. 

8. 3. I. 326, IL 154. 

Armenordnung som 22. October 
1840. 

8. 127. V. 549. 

Befanntmadung vom 7. San. 
1845. 

II. 154. 

Geſetz, die Ausführung der Jagd 

betr., vom 1. Dec. 1846. 


8.1. II 586. 
Geſetz, die Angelegenheiten ber 
A betr., vom 14. März 1851. 


8. 28. I. 285. 
Strafgefegbug vom 11. Auguft 
1855 *). 
Art. 17. 
„ 20. 
„ 29 
—— 
„ 40. 
„ %2. 
„ 43. 
» 45. 
„ #6. 
„ #7. 


I. 316, 

I. 316. 

V. 8. 

I. 108. 

II. 158. 

L 99, II. 158, 


TIL. 330, 
IL. 106. 
L 99, IV. 518. 





I. 99, III. 364, IV. 618. 


*) Soweit bie Artikel dieſes StGB.'s 
1868 gleichlauten, ſiehe auch weiter unten 
Regiſter. 


. IV. 181, V. 51. 

. II. 158. 

. II. 461. 

. 1. 13. IL, 461. 

. 1. 275, 339; II. 450; 


229. 


172. 


. II. 252. 
"178. 

.L 338; IV. 30. 
. V. 4, 

. V. 4. 

. V. 4. 


. I. 389; III. 368; IV. 
. L 177; 11.239, 337; 


. I. 177; IL 8, 137; 


230; V. 174. 


IV. 523. 


. IL 381; III. 230. 
. II. 9. 

. II. 529; IV. 518. 
. IV. 518. 

. III 234, 333; V. 17 
. II. 451. 
. I. 54. 


IV. 


. 1. 275, 837; II.450, 459 
. IV. 229. 
1. 177. 
. L 177. 

. II. 461. 
. 1 176. 

. II. 461. 
. L 178; IV. 56, 532; 


520. 


III. 
LIT, 


. I. 6, 178, 317; II. 8,53; 


6. 


denen des Revidirten bon 
auf das lettere bezügliche 
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Art. 167. II. 54. Art. 289%, I. 12, 110,468; II. 246; 
„ 169. 17. IV. 35. 
„ 171. L 3838, 340. „ 291. TI. 531. 
„ 175. I 356; II. 469. „ 292. II. 461; III. 362; V. 58. 
„176. I. 467. „ 293. I 13. 
„180. I. 179; IV. 34. „ 295. II. 531; IV. 38, 329. 
„181. I. 100. „ 296. I. 112; II. 13, 455. 
„182. I. 180. „ 298. I. 112; II. 455. 
„ 183. IL 241. „ 299. I. 116; IV. 38. 
„ 185. I 179. ‚„ 300. I. 472; II. 538; III. 238, 
„197. IL 580. 286. 
„201. I. 180, 190; IV. 231. „ 301. I. 282; II. 461. 
‚‚ 203. V. 180. „ 302. I. 185. 
‚„ 204. IV. 231; V. 180, 182. „ 304. V. 7. 
„ 206. I. 100. „ 306. I. 283. 
> Bo. IV. 233; V. 180, 182. „307. V. 184 
„208. II. 242, 452. , 309. II. 59. 
„209. II. 242. „ 310. II. 15, 456; III. 363; 
„ 210. I. 101, 337; II. 242. V. 7; VI. 426. 
c334. L 108. „ 311. L 319, 323; II. 12, 57; 
„ 214. IV. 825 III. 364; IV. 37. 
„215. V. 49. „ 314. IV. 234. 
„220. I. 101, 105; IV. 181; „ 818. I. 100, 283. 
V. 49. „ 323. I. 113, 343. 
„ 221. II. 154 „» 324. V. 9. 
‚‚ 222. I. 181 „ 328. V. 10. 
„ 229. IV. 326. „ 330. IV. 38, 329. 
„237. IV. 524; V. 51. „330 Abſ. 4. II. 10. 
„238. I. 183. „332. II. 458; V. 172. 
‚‚ 240. I. 109; III. 285. n 3835. IV. 532. 
„243. I. 276. „ 336. V. 250. 
‚ 246. I. 8, 184; III. 359. „ 339. IL. 324; II. 160; III.336; 
„247. IV. 327; V. 182 IV. 44. 
„ 264. I. 341. „ 850. I. 185. 
„ 272. I. 111, 468; II. 56, 531; ‚ 352. I. 344; II. 539. 
IV. 526. „ 856. I. 283. 
„ 276. I. 113; IV. 40, .528. ‚‚ 357. L 472. 
er Age. LI. 156; IV. 40. ‚„ 360. I. 345. 
„ 278°. 1. 109, 277; IV. 628. 373. V. 185. 
„ 2782. I. 277. Giienba ne u, Telegrapher- 
„ 2788. I. 282, 843. Strafgeſetz an 11. Auguſt 1855. 
„ 279. I. 282. Art. 1. W. 
„ 280. IL 8, 470; II. 157. „7. IV. si 
„282. L 10, 100, 180. vw - 16. I. 185. 
„ 284. L 11, 318, 337; II 10, Sörfifrafgefer dom 11. Auguft 


158. 
28513, I, 318; JI, 57; III. 361. 
2864. I. 11. 
2862. IV. 531. 
286 Abſ. 3. II. 11. 
287. 1.12, 110, 468; II, 453; 


Far 





a2 I. 113; UI. 459, 461. 


23 


IV. 40. 


3. L 459; V. 544. 
6. II. 467. 


10", 


I. 846; II. 247. 


IV. 526. „ 10% I. 249, 
» 289, IL 453. „ 13. VI 198.. 
ı 289%, IL 246. „18. II. 459, 461. 





u 





Criminalrepertorium. 


933 
Art. 20. II. 467. Art. 223. L 14, 353, 354. 
„ 21. IV. 39. | Ä „ 224. II. 163; IV. 51. 
„ 22. I. 330; V. 383; VI.354. „ 226. I. 352. 
„ 26. II. 461; IV. 38; VI.195. „ 233. IV. 53. 
Strafprocegordnung bom il. „ 235. II. 18; IV. 56. 
Auguft 1855 *). „ 243. I. 14, 349; IL 17, 473. 
Art. 5. I. 474; IV. a1. ‚ 260. I. 355. 
„ 1. IL 332. ‚„ 269. II. 163. 
„ 12. IV. 335. „ 280. I. 188. 
„ 14. II 251. „ 281. IV. 45. 
„» 20. IV. 42. ‚ 282. I. 352, 354; IV.51. 
„ 31. Il. 469. „ 283. I. 116. 
„ 39. I. 347. „ 284. I. 354; IV. 45. 
„»  %&3. IIL 3386. „ 285. I. 354. 
„ 44°. IL 161. „» 296. IV. 41. 
„  44* 1 472. „ 298. IV. 190. 
„» 86. II. 161; V. 411. ‚„ 303. IV. 335. 
„ 47. I. 825; IV. 333. „ 804. IV. 58. 
„ 49. IV. 44, 334. ‚ 308. III. 238. 
„ 50. II. 16, 539, 540. „ 811. L 288. 
„ 52. II. 539, 540. „ 327. I. 186, 
„ 56. IV. 190. „ 338. IV. 66. 
„ 57. IV. 190. „ 342. I. 15. 
„ 74 IL 470. „ 349. I. 17, 827; IL. 247; III: 
„ 80. IL. 373; III. 230. 288; IV. 58, 526. 
„ 85.1. 14. „ 350. III. 288. 
„ 88. IL 541. „ 351. I. 17; II. 247. 
„ 90. I. 115; IV. 61. „‚ 358. 1. 356. 
„ 95. IV. 236. „ 361. I. 116; II. 473. 
„ 97. IV. 535. „ 362. II. 164. 
„ 01. IL 252. „ 363. IV. 30. 
„ 115. IL 471. „ 368. I. 329, 330, 356; III. 
„ 117. I 349; IL 17. 366; IV. 335. 
„ 125. I. 471. „ 375. I. 330, 331, 350. 
‚ 130. I. 326. „ 376. I. 332. 
„ 132. IL 471. „ 377. I. 327; IV. 58. 
„ 160. II. 384. „ 879. I. 15, 325; III. 366; 
‚„ 163. UI. 473. IV. 60. 
„ 164. IV. 45, 46. „ 382. IV. 41. 
„ 166. IV. 45. „ 386*. I. 324, 356. 
„ 172. I. 14, 353. „38861.1. I. 189. 
„ 176. IV. 47. „ 387. L 17. 
„ 185.°II. 162; IV. 48. „: 389. IV. 336. 
„ 189. IV. 48. ‚ 4098. I. 347. 
„ 213. IV. 51. „ 416. I. 176. 
„ 219. I. 353; IV. 45. „ 421. I 116; IL 61. 
„ 220. I. 351. „ 435. V. 54. 
„ 221. IV. 53. „ 447. V. 51. 
222. I. 354. „» 449. I 449; V. 51. 


*) Soweit die Artifel biefer StPO. mit denen ber Rebidirten von 
a ſiehe auch weiter unten das auf die letztere bezügliche 
egifter. 
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Minifterialerflärung bom 31. 
Auguft 1853. 
8.3. IL 239. 


Ausführungsverordnung vom 
31. Suli 1856. 
8. 2. II 451. 
8. 52. IV. 47. 
8. 62. IV. 58. 
8$ 82. I 316, 
8. 84. I. 176. 


Tarordnung vom 6. Sept. 1856. 
8. 58. I. 347. 
8. 72. VI. 49. 
8. 74. I. 347. 


Ausführungdperordnung vom 
7. Mai 1858. 
8 1. I. 380. 
8. 26. V. 383; VI. 354. 


Advocatenordnung voms. Juni 
1859. 
8. 23. VI. 49. 
8. 24. VI 4. 


Griminalnovellen vom 25. Sept. 
1861. 


IV. Nov. IV 
VL. ;, 
VI. „ I 161, 468. 


IX. „ U. 247,465; III 238. 
xIL „ I. as. 
XXI. „ I 116; IV. 61. 
XXVIL. „ L 380; III 366; IV. 


34, 335. 
Geſetz über Poſtweſen, vom 2. Nov. 
1867. = 


8. 30, 34, 35. V. 545. 


Revidirtes ———— 
vom 1. Oct. 1868*). 
Art. 33. VI. 344. 

„ 34. VI. 344. 
„60. V. 404. 
„ 77. VL 151, 195. 
„ 110. VI 37. 
„ 111. VL 837. 
„ 114. VI. 37. 
„ 142. VL 193. 
„ 143. V. 174. 


Art. 151. 
.VI. 151. 

. VL. 203, 

. VI. 846, 415. 

. V. 180. 

. V. 180, 182. 

. V. 180, 182. 

. V. 580. 

. V. 50, 

. V. 405; VL 415, 421. 
A, 2% 153. 

. V. 182. 

—6. 

. V. 145. 

. V. 146. 

3. VI. 158. 

PL TUE, 

. V. 182; VI. 198. 
272. 
273. 


V, 541; VI. 414. 


V. 375,544; VI. 350,424. 
VL 8350. 


2773. V. 250; VL 424. 


278. 


V. 377, 378. 


2781, VI. 194. 
278°, VI. 425. 
2781.1. V. 378. 


280. 
281. 
284. 
285 1. a4. 


V. 548. 
V. 544. 
V. 545. 
VI. 35, 427. 


2864.f. V. 241, 549. 


287. 
288. 


VI. 35. 
V. 375. 


2891. V. 248. 


291. 
292. 
293. 
300. 
302. 
307. 
308. 
310. 
311. 
312. 
318. 
320. 
329. 
330. 
336. 
373. 


*) Soweit die Artilel dieſes RStGB.'s mit denen des Alten von 
1855 gleichlauten, fiehe auch weiter oben das auf das Ießtere bezügliche 


Regifter. 
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Rev.Strafproceßordnung vom 

1. Ort. 1868*). 
Art. 11. V. 381. 

„ 12. V. 253. 

„ 13. V. 558. 

„» +28. VI. 432. 

„» 33. V. 554. 

„ 42. V. 554. 
„46. V. 411. 

„ 64a, VI. 196. 

„ 80. V. 251. 

„ 85. V. 186. 

„ 87. VI. 163. 

„ 95. VI. 429. 

„ 1073. VI 429. 

„ 108. V. 186. 

„ 125. VI. 432. 

„ 151. V. 186. 

„ 156. V. 186. 

„ 219. VI. 161. 

„» 224. V. 187. 

„» 226. V. 187. 

„ 2333. VI. 163, 432. 

„ 254. VI. 432. 

„ 259. V. 557. 

„» 266. VI. 353. 

„ 269. V. 189. 

„ 319. V. 558. 

„ 338b. VI 199. 

„ 350. V. 382. 

„ 361. VI. 430. 

„ 362. V. 554; VI. 354, 430. 

„ 363. VI. 430. 

„ 3683. V.559,560. 

„ 368b. V. 383. 

„37584. VI. 37. 
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Art. 391, VI. 37. 
‚„’ 392, V. 408. 
‚„‚ 408a. VI. 46. 
„ 434. V. 54. 
„ 435. V. 54. 
* "447. V. 49. 
„ 448. V. 49. 


Gejet über das Berfahren in den 
vor die Gejchwornengerichte ge— 
wiejenen Unterfucdhungsjachen vom 
1. Oct. 1868. 

18. V. 411. 

30. VI. 165. 

31. VI. 200. 

54. V. 408; VI. 203, 356. 

57. V. 157. 

. V. 414. 

66. V. 408. 

69. VI. 203. 

96. V. 414; VI. 359. 

98. V. 408, 414. 

V. 253. 


Geſetz über Wahl und Mitwirkung 
der Gerichtöfchöffen vom 1. Det. 
1868. 

8. 15. V. 253. 
S. 18. V. 189. 
8. 27. V. 253. 
8. 28. V. 253. 


Ausfühbrungsverordnung vom 
14. Dec. 1868. 
8.5. VI 165. 
Ausfühbrungspverordnung vom 
15. Dec. 1868. 
8.2. V. 258. 


wm 


*) Soweit die Artikel diefer RStPO. mit denen der Alten von 1855 
gleichlauten, ftehe auch oben das auf die letztere bezügliche Regifter. 


Rummer 
1 . 


— 


10. 


B. Eivilrepertorium. 


Abhandlungen. 


Weber die Bedeutung der fpeciellen Motiven zu dem Ent- 
wurfe des nn 3 für Auslegung des lesteren. Bon 
Pöſchmann. J. 
Einige Bemerkungen zu Abſchnitt v der ee Ge⸗ 
richtsordnung vom 9. Januar 1865. Bon Herrn Ober—⸗ 
appellationsrath, — ꝛc. ——— L 
AR I 
ortfegung. 1. ; ; ‚ 
Sperialinhaltangabe zu Nr. 2—a. I 
Ueber die Gompetenz ber Medicinalbehörden zu Feftftellung 
ärztlicher Liquidationen in dem Falle ihrer Einziehung im 
Prozeßwege. Bon Pöſchmann. L 
Ueber das f.g. jus variandi bei — Forderungen — 
zu 8. 699 des BGB.'s. Bon demſelben. IL 
Bemerkungen zu 8. 860 des BGB.'s. Bon Herrn Dber- 
appellationsrath Dr. Winzer. I. . 
Ueber das Verhältniß des 8. 1196 bis 1198, 1212, "1213 
des BGB.'s zu dem Generale, die den Pachtern, wegen ge⸗ 
leiſteter Kriegspräſtationen oder erlittener Kriegsſchäden von 
ihren Verpachtern zu gewährende Entſchädigung betreffend, 
vom 26. Mai 1810. Von Herrn —— Dr. 
Siebenhaar. I . 
Fortſetzung von Nr. 2—4. "Bon ac. Siegmann. II. 
Sperialinhaltgangabe. II. 
Die Schenkung a den Borfcheiften des 368, = "Bon 
Herrn ꝛc. Dr. Siebenbaar. i 
Specialinbaltsangabe. IL . 
Iſt die Rückgabe eines angetragenen Gibes rückſichtlich eines 
. g. facti proprii des Delaten a! ng TROBEBEEN. 
unftatthaft. Bon demjelben. 
Sperialinhaltgangabe. II 
Das Retentionsrecht nach dem BGB. Bon d emf elben. IIL 
Schluß von Nr. 2—4, 9. Bon ꝛc. Siegmann. II. 
Sperialinbaltsangabe. TIL. 


Fortſetzung von Nr. 12. Bon xc. Dr. Siebenkaar. II. 











Nummer 
15. 


16. 


17. 


18. 


23. 


24. 


25. 


Givilvepertorium. 


Sortfegung von Nr. 12 und 14. Bon dbemfelben. II. 

SpecialinhaltSangabe zu Nr. 12, 14,15. II. 
ortfegung von Nr. 12, 14, 15. Bon demfelben. IV. 
ortjegung von Nr. 12, 14—16. Bon bemjelben. IV. 
pecialinhaltsangabe zu Nr. 16 und 17. s 

Einige Bemerkungen zu dem Geſetze vom 30. Juni 1868 

Abfchnitt III über Zmwangsverfteigerungen und Bertheilung 

der Erftehungsgelder, und zu dem Gejege vom 8. Juli 1868, 

einige Beftimmungen über den Concurs der Gläubiger betr. 

Bon Herrn zc. Stegmann. IV. 

gertjeung von Nr. 12, 14—16. Bon x. Siebenhaar. V. 
ortſetzung von Wr. 12, 14—16, 19. Bon ne V. 

Schluß von Rr. 12, 14—16, 19, 20. Bon demſelben. V. 

Specialinhaltgangabe zu Nr. 19—21. V. 

Der Fruchterwerb des en Beſitzers der Sache nach den 

ee des BGB.'s = — xc. Dr. SONDER, 
aar ; 


Specialinbaltsangabe. Y. 


Die Erwerbung des Eigentkums durch lebergabe, nad den 
Beitimmungen des BGB.'s. Bon Demfelben. 
Inhalt: 8. 1. Allg. Bemerkungen (S. 1.) — es Die 
Ermwerbung des Eigenthums durch Uebergabe, 308. 88. 253, 
254, Eintheilung der Verträge, Realvertrag? (S. 5.) — 8.3. 
perſonen bei der Uebergabe, Tradent, deſſen Können (©. 9), 
Wollen (S. 10), Thun nach Können und Wollen (©. 13.) — 
8.4. Fortſ. (S. 14.) — 8.5. Uebergabe, thatſächliche (S.17), 
gleichitebende Momente (©. 18.) 
Die — uns ohne ar! nad dem BGB. Bon 
demfelben. 
Inhalt: 8. 1. Einleitung (n. g. necessaria, voluntaria, mixta) 
©..97. — A. Gegenftände der G. o. A. $. 2. Fremdes Ge- 
ſchäft? BermögenBobjecte, 1) körperliche Saden (©. 101.) 
— 8. 2. 2) Leben und Geſundheit, 3) Rechte an fremden 
Sadıen (S.104.) — $.4. 4) Fort]. Familienftand 2c. (S. 106.) 
— 8.5. Fortf. 5) eg a) active, b) paſſive, Erfüll- 
ung aa) aus dem Vermögen des Schuldner bb) aus dem 
des neg. gestor (S. 112.) B. Befchaffenheit "der Handlung 
der ©. 0. A. 8.6. (S.119.) C. Der Wille fremde eaate 
u führen. 8.7. (©. 126.) — 8 8. Fort. (S. 131.) — 8. 9 
ortf. (S. 134.) — 8. 10. Fort. (©. 135.) 
ortjegung von Nr. 24. Bon ꝛc. Dr. Siebenhaar VI. 
nbalt: D. In welchem Umfange haftet der Gefchäftsführer 
o. X. für Verſchuldung? 8.10. Allg. Bemerkungen; damnum 
eınergens und lucrum cessans (6. 289.) — 8. 11. urſachen 
A. casus, B. menſchliche Handlungen, a) eigene Handlungen, 
b) fremde, aa) pofitive, aaa) berechtigte, bbb) unberechtigte, 
aaaa) dolo, bbbb) culpa, bb) Unterlaffungen (negligentia, 
imperitia), 22a) culpa lata, bbb) culpa levis (S.294.) — 8.12. 
ort. zu A. (S. 300, — zu B. a. ©. 303, — zu B.b. aa. 
. 305, — zu B.b. bb. S 311.) — 8. 13. n welchem 
Umfange baftet. der Gef —— für die Verſchuldung? 1) 
in Bez. auf die ©. felbft und 2) in Bez. auf die Art der ©: 
(S. 314) ad ı a) befannter, b) muthmaßlicher Wille, 7 Natur 


97 


289 
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Nummer Seite 
ber Sache (©. 315.) — Fortf. zu 2. (S. 322) — 
8.14. —* Sil iunon (& (©. Pi — 8.15. Fortſ. Wed- 
ſelverkehr? (S. 326.) 

26. Schluß von 2 24 und 25. Von ꝛc. Dr. Siebenhbaar. VL 48 

en Die auß der ©. o. A. entſpringenden Klagen. | 
8. 16. — (S. 481.) 8. 17. Klage des Ge⸗ | 
Ihäftsheren, 1) aus = — 2) aus Unterlaſſ⸗ | 
ungen babei (S. 483.) — 18. Fort]. a) Herausgabe des 
Erbaltenen, b) Abtretung be Forderungen (&. 488.) — 8.19. 
Fortf. Solidarität? (S.492.) — 8. 20. ©. feiten eines Hand⸗ 
lungsunfähigen (S. 495.) — 8. 21. Klage des Geſchäftsfüh— 
rer (S. 499.) — 8. 22. Fortſ. Natur, Tendenz (S.500.) — 
8. 23. wenn ausgeſchloſſen? (S. 502.) — $. 24. Bereidher- 
ung (©. 504.) — F. Geihäftsführung ohne Auftrag vermöge 
der MWillensrichtung des Geſchäftsführers (S. 505.) — 8. 25. 
G. Einige allgem. Bemerk. über Ratibabition bei. der ©. o 
A. 8. 26. (©. 507.) 
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II. Miscellen. 





1) Nekrolog Carls von Salza und Lichtenau. J.. ch 
2) Berjonalbeftand des OAG.'s am 1. Nov. 1865. I . . 97 
3) Nekrolog Alerander Ferdinand Emanuel — I. . 19 
4) Nachtrag zu Nr. 2. IL A . 588 
5) rnerer Nachtrag zu Nr. 2 und 4. IL ..0..19 
6) Berfonalbeftand des OAG.'s am 1. März 1867. I. . 385 
7) Hermann Auguft Sintenis, Nekrolog. II. . . 4 
8) Nekrolog Adolph Carl Heinrichs von Hartitich ei 485 
9) Worte, geſprochen am Grabe Dr. — auelis von 
Langenn, von Dr. Sickel. V. 1 
10) Nachtrag zu Nr. 2, 4, 2: RN ' i ; en .. 48 
11) Desgleichen zu Rr. 2, ‚9 V. ; „286 
12) Berjonalbeitand des Ders, z am 1. Mai 1869. V. 987 








III. Sad: und Wortregifter. 


Abbaurecht, Verwahrung gegen 
PARADEEUNG 20. wenn eintragbar ? 
. 157. 

Abgabe, Verzugszinſen? V.116. 

Ablöfungsgelder, Verträge dar- 
über vor Freigabe Seiten der 
Realgläubiger, V. 112. 

Abfonderungsredht, des Erb- 
chaftsgläubigers, Sicherung durch 

erwahrung, I. 173. 

—, des Vermächtnißnehmers und 
Anwärters, J. 174. 

—, der Privatgläubiger eines So— 
eins in Bezug auf deſſen Privat- 
vermögen, I. 551. 

Abtretung, Beweis des Datums, 
II. 254. 

—, der actio emti, V. 429. 

—, des Rechtstitels zur Erwerbung 
einer Hypothek, I. 460. 

—, mit Vertrag zwiſchen Cedens und 
Ceifionar, daß unter ihnen 
erfterer noch als Forberungsbe- 
rechtigt gelten jolle, nicht Schein- 
gefchäft, IIL. 431. 

—, Garantie für die Bonität, V. 
130. 

—, Haftung für die Verität im Fall 
der Vernichtung ber Forderung, 


V. 122. 

—, Nichtigkeit des dem Ceſſus vom 
Ceſſionar gegebenen Berjprecheng 
an den Cedens nicht zurüdzuce» 
diren, V. 118. 

—, |. Sachlegitimation. 

Abwefender, der annus restitu- 
tionis im Mandate v. 13. Nov. 
1779, die cura absent. etc. betr. 


durch 8. 44 BGB. erledigt, ILL. 
461 


Accord, ſ. Verdingungsvertrag. 

Accreditiv, III. 512, IV. 90. 

Actiengejellihaft, Natur der 
von Directoren 2. in Actien 
(ohne Dividentenjcheine) hinter- 
legten Gautionen, oder Depojiten, 


VI. 366. 

—, ee ©eiten des Vor— 
ſtandes mit Dritten, Erforderniſſe, 
IV. 246. 

—, Verpflichtung durch den voll— 
ziehenden Director, IV. 252. 

—, zur „Vermehrung oder Vermin— 
derung des Betriebscapitals“ ge— 
nicht jede Darlehnsaufnahme 

eiten des Directorii, J. 136. 

—, ſ. Betriebsdirigent. 

Actio aquae pluviae arcen- 
dae, V. 325. 

— — — — utilis, IIL 409. 

Actio communi dividundo, ob 
fte rem litigiosam mache? 'I. 302. 

— deinrem verso, Ill. 253. 

— — — — — ‚ gegen den Mandans 
im Fall der Stellvertreter in eige- 
nem Namen contrabirt hat? IV. 
136. 

— de partu agnoscendo, 1. 63. 

— de pauperie, f. Schaden. 

— doli, —EDE zur Publiciana, 
V, 103. 

— emti, Ceſſion derſelben, V. 429. 

3 und ädiliciſches Rechtsmittel, 

. 431. 


— expletoria oder suppletoria, 
ſ. Pflichttheilserbe. 
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Actio familiae herciscundae, 
ob fie rem litigiosam made? I. 
302. 

— BE ie ſ. a. hypothe⸗ 
kariſche K 

— legis Be iies am 
zur actio negatoria, I 
©. a. Schädenklage. 

— mandati contraria, ded Ac⸗ 
ceptanten gegen ben Ausfteller 
eines Wechſels? II. 547. 

— — — dei Fr — V. 487. 


— ——, ver ie & 8. nicht zum 
Aufwand für Inftruction des Man⸗ 
datars, VI. 480. 

— — — ſa. Bürgfchaft. 

—, negatoria oder confessoria 
oder ex lege Aquilia? III. 317. 

— —, f. Negatorienllage. 

—,‚Pauliana, f. Paulianiſche 
Klage. 

— pigneratitia, inrem? I. 803, 
— Publiciana, bei Srundftüden 
ausgeſchloſſen, I. 3085. 

— — Begründung, V. 108. 

— —, Berhältniß ju Spolienklage, 
der Pauliana und der actio doli, 
V, 103. 

— spolii, Berbältniß zur Publi- 
ciana, V. 103, 

— venditi, f. Kauf. 

Adhäfion, accefforifche, Gravamen 
commune? IL. 86. 

Aediliciſches Rechtsmittel, 
oder actio emti, V. 431. 

Agent, taufmännif er, I. 474. 

— it i. 3. zur — 
des Handels nicht berechtigt, V 
206. 

Alimentatj des Ehemannes 
durch die Ehefrau, kann vertrags⸗ 
mäßig übernommen werden, 1. 

bes —— Kindes, die 
 Bermuthung ür die Mutter ceffirt, 
wenn jolche verheirathet, I. 534. 

Alimentationsanjprüde, 
Bertrag der — mit dem 
Schwängerer ohne Concurrenz des 
Gerichts, III. 210. 

Alimente, für die Zukunft, nicht 
vom Chemanne einer Stuprata 
einzuflagen, IV. 95. 


Ben en a0, der a. Mutter, 
bie Genehmigung nad $. 1865 
BGB. betrifft nur die Sachlegiti- 
mation, II. 334. 

—, die Einrede, daß die Klägerin 
ur Zeit des Soncubituß bereits 
ice gewejen tft, unzuläffig, 


-, —— der Einlafſung dar⸗ 
af, VI 53. 

, fubfibiare wider die Eltern des 
 Schwänge erers, ift nach dem BGB. 
weggefallen, L 535. 

Alimentationspflicht de Ehe- 
mannes gegenüber der v. 7. u. 
B. getrennten Ehefrau — Beginn 
— Einwand fortgejfegter Natural- 
* egung, II. 287. 

—, auf eheliche Kinder, III. 44. 

Alitn im Eheprocefſe, von 
wenn an? I. 133. 

—, — — im Fall des Zwangsver⸗ 
fahrens L 134. 

‚ Bermuthung für den liberalis 
anians im Berhältniß von Adſcen⸗ 
denten zu Defcendenten; nur zwi—⸗ 
fchen diefen, IV. 556. 

Altgemeinde, Condominium ber 
Mitglieder, V. 106. 

—, barf En Generaljyndicat er» 
richten, V. 92. 

Anertenntniß, Klage auf A., 
II. 117. 

—, — — — Subſidiarität, VL. 236. 

—, — — — nicht im Executivpro⸗ 
eff — künftige PBachtgelder? V. 


— — —, nit dadurch erledigt, 
baß Kläger im Proceſſe ſtirbt und 
für die Erben nur ein Schäden— 
anfpruch übrig bleibt, III. 313. 

—, — — —, der Mutter gegen ben 
ehelichen Bater, L 63. 

—, durch Zahlung? VI. 364. 

Anerienntniß vertrag, nicht 
anzunehmen, wenn dabei Termine 
gejucht, jedoch nicht bewilligt wer⸗ 
den, III. 260. 

—, ae durch einen Gefchäftsführer 

A. gejchloffen werden, Bertrag 
er Gunften eines Dritten, III. 554. 
—, fchriftlicher, Berabredungen das 
neben und danach, IV. 559. 
—, oder Anerlenntnig? Wirkung 











Civilrepertorium. 


gegenüber einer im Vorprozeß als 
an angejehenen Exception, 
5 


Anerfenntnißvertrag, in Be=- 


dug auf unächte Accepte? VI. 472. 


, jehriftlicher, als Unterlage der 


 Ggecutioklage, VI. 94. 
pactum in fav. tertii, III. 483. 
—, |. a. Schuldanerfenntniß. 
Anwartfhaft, Sicherung dur 
— I. 165. 
—, ſ. a. Vertrag. 
Anweijung? V. 122. 
, Behandlung — Wechſel bei der 
” - Bereicherungäflage, IL. 187. 
—, en 2 Arceptation aufgehoben, 


Apbellabitität, bei der Klage 
bus, v an re eines Sparcafien- 
buchs, 
—, im m summarium, III. 
473. 

—, bei der hereditatis petitio, IV. 101. 

—, nad 8. 27 der Broc.-Nov. dv. 
30. Decbr. 1861, II. 87. 


Appellatio coeca, RR ber Even- 


a., Ill. 88. 

Aquiliicde Culpa, ſ. Sqaden⸗ 
erſatzpflicht ꝛc. 

Arbeitslöhne, Orts⸗ und Kun⸗ 
denüblichkeit, II. 38. 

Armenrecht, Koftenerftattung im 
Falle der Streitentjagung Seiten 
eines Armen? III 528. 

Arreft, gesen Angehörige eines 
andern undesſtaats, IV. 69. 

Far — Ausländer und Gerichts⸗ 


en prozeß, ſ. Prozeß. 
ei obn, Sefiftenung, t 


affenation, ſ. Anweifung. 

Auctoris nominatio, IV. 113. 

Aufrechnung, bei Rücforderung 
der dos, 1 514. 

— einer an die Stelle der actio emti 


Compe⸗ 


———— Schädenforderung, III. 


Ausgetretener, 
50. 


541 


Aufrechnung, 
dieſen. 

Auftrag, in Form der Bitte — 
Annahme, IV. 287. 
—, ſtillſchweigender, IV. 554. 

—, ſ. a. Mandat. 


im Goneurs, |. 


Gerichtsstand, 


VL 

Ausländ er, Sicherung der Nechts- 
verfolgung gegen A., I. 169. 

5‘ der Verträge, I. 556, 


—, eines Kaufs zu TATEN: 
ung befjelben, IV. 129 

—, einer Wohnungsauszugsftipulg- 
tion, V. 132. 

—, legter Willen, V. 226. 

—, ftrenge eines Compromiſſes auf 
Schiedsſpruch, V. 432. 
—, ſ. a. Schentung. 

Auszug, kann der Eintrag des 
A., wenn das Grundftüd zuvor 
vom Auszugspflichtigen veräußert, 
gegen den Erwerber verlangt iver- 
den, dafern diefer Erbe des frühern 
_ Befigerd geworden? V. 358. 

„ſ. a. Wohnungsauszug. 


| Ausgugsberehtigter, wie 


kommt er in Bezug auf fein Wahl- 

recht 2c. in Verzug? I. 421. 
Auszugskuh, DBenugung zum 

Fahren in das Gehöfte, II. 526. 


Audzugswohnung, Geftaltung 
der Berbältnifje, wenn ſolche burch 
Brand zerftört, I. 425. 

—, Aufnahme des außerehelichen 
Kindes einer Tochter, IL. 526. 

— u ylunn: in $. 996 BOB., 

548 

Bäume, auf fremdem Grund und 
Boden, V. 94. | 

Baurecht, oder Eigenthum? II. 
553. 

„Folium — hypothekariſche Be- 
iaß ſtung — Inädificatio zu vor— 
übergehendem Sonde III. 99. 

Bedingung, TAPREIWE oder rejo- 
Iutive? IV. 370 

—, unmögliche, Darunter fällt nicht 
genaue Angabe des Brandſchadens, 
III. 113. 

—, Verhinderung des Eintritts? III. 
308. 
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Behandigung, der — an 
einen domesticus? III. 64. 

—, — — an den Ehegatten im Falle 
der oe des Citandus von 
Haufe, VI. 

Beh Ye II 28 „Beweiataftihe Zeug- 
niffe, II. 488 

Bergwäſſer, Bergwerksunterneh⸗ 
mer können ſich in den Beſitz ber 
bon Dritten rechtmäßig benugten 
ae nur nach vorgängiger 

propriation fegen, III. 459. 


Beihädigung, durch Thiere, 
eigene Verſchuldung, L 428. 

— von Baulichkeiten durch Anlegung 
einer Wafjerleitung Seiten des 
Nachbar — Petition auf Wieder- 
beritelung in Natur — welche 
Klage? II. 317. 

Bejheinigung, der Einreden, in 
britter Inſtanz nachgelaffen, I. 87. 


Beſitz, Erwerb durch constitutum 
possessorium, I. 29. 
—, f. a. Rechtöbefig. 
Befi I publicianifcher, hat nad) 
nicht die Regatoria, IL. 370. 
Befigkinge, possess. summ. in ®. 
auf eine Wegegerechtigkeit, IIL. 419. 
—, oder Spolienklage ober Betito- 
rium? III. 467. 
—, f. a. Possessorium. 


Betriebsdirigent, eines Actien- 
unternehmeng, Wirkungskreis, IL 


172. 
Betrug, beim Saufe, I. 202. 
az in Art. 350 HGB., II. 
502. 


Bewe i8, des Civileigenthums, II. 
324 


—, der Einrede, darauf iſt zu er- 
fennen, wenn auch ber barüber 
unzuläffiger Weile angetragene 
Eid angenommen ift, IL 490. 

‚zum ewigen Gebächtniß, — Be- 
handlung, älterer Rotuln, II. 490. 
— Beweismittel dabei, IIT. 302. 
—, für volführt angenommen auf 
Grund der Unierfuungbergenife 
außer dem alle des Art. 449 
StPO., V. 271. 

—, zu Auslegung "des Art. 449 
StPO., V. 2 


Be - 72. 
— Beweisfeif, beginnt ſtets nad 


Ablauf des decendii, IE. 86; III. 
395. 


Bemweisinterlocut, Auslegung 
— Einrede des Verzichts gegen 
eine Ehefrau, III. 301. 

Beweiskraft, behördlicher Zeug- 
niſſe, II. 488. 

Beweis lat, bei Bindieation von 
—— als „geftohlene“, 


—, Ricteinfaltung des Limitum 
beim nn ationsgeſchäft, L 371. 
— a der Dispofitionsftelung IL 


—, "Beim Handel nach Probe, IE 66. 

—, bei der Einkaufscommiſſion nad 
Probe, II. 68. 

—, bei mündlicher Berabrebung neben 
ber Urfunde, IL 81. 

—, Bertbeilung, wenn ber Nachbar 
eines Grundftüds das Eigenthum 
an einem durch das Erdgeſchoß 
——— Durchganges behauptet, 


—, — 863 BGB., III. 109. 
— bei Reſciſſion eines Forderungs- 
Taufe megen —— der For⸗ 
derung, IIL 4 
Heweigmittel, — un⸗ 
zuläffige, VI. 232. 
= UECeILIDE, wenn unſchädlich? IV. 


B — npreiß, eines Creditpapiers, 
197. 
Bonae fidei possessor, V. 533. 
Brandbeajjengelder, Pertinen 
bes Grundftüds, — Inbrandſted⸗ 
ung in ungusecsnungSfähigem Bu: 
ftand, IV. 5 


Btandveificerung, ſ. Berficher- 


ungöbertrag. 
Brautfind, IL. 527. 
Brunnentedt, Mitbenugung 
Seiten der Miethleute bes Be⸗ 
rechtigten, III. 252. 
Bürgſchaft, Verhältniß zur pri⸗ 
vativen Novation, II. 559. 
Bürgſchaft, actio mandati contra 
ria in Folge einer durch Accep⸗ 
tation von Wechſeln übernommener 
B., V. 471. 
—, — — — des Bürgen refp. Schuld⸗ 
übernehmerd gegen den Concurs 
des Auftraggebers, VI. 273. 
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Bürgſchaft, „nur auf eine be— 
ſtimmte Zeit“? V. 139. 

—, ſ. a. Concurs. Ehefrau, Verbürg⸗ 
ung und Wechſel. 

Bürgerliches Geſetzbuch, ſ. 
Geſetzbuch. 


Caſſatoriſche Clauſel, Unter— 
ſchied von der lex commissoria — 
Fall des Verluſtes der Clauſel 
wegen geſtundeter Kaufgelder durch 
Anfechtung des Kaufs, II. 44. 

— — und lex commissoria — An—⸗ 
wendbarkeit im Executionsprozeß, 

L 123. 

— —, Eintritt, IL 417. 

— —, nicht ausgeichloffen durch An— 
nahme rüditändiger Bachtgelder 
20 Verwirkung des Pachtrechtes, 

. 421. 


— —, Annahme von Binjen? TIL 
496 


— —, Wirkung der Som Hypotheken⸗ 
Hläubiger bedungenen gegenüber 
einem Nachbefiger, III. 86. “ 

— —, nicht geltend zu machen wegen 
einer vom Berechtigten gebotenen 
— des Verpflichteten, 
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Casus, ſ. Zufall. 

Causa turpis? IH. 426; — f. a. 
‚Ehefrau und Pactum. 

Cautio damni infecti? VI. 253. 

Cautionshypothek, V. 354. 

Ceſſion, f. Abtretung. 

Circul ar, faufmännifches, |. Han- 
delsge ſellſchaft. 
lausula cassatoria, ſ. Caſſa⸗ 
toriſche Clauſel. 

Collation, ſ. Einwerfung. 

EoIlationspoften, Verzugs⸗ 
zinſen? IV. 281. 

Eolliffion, der Geſetze, in Bezug 
auf durch das inländiiche Geſetz 
veprobirte Forderungen, I. 408. 

Eommanpditgefelligaft, Sti- 
Pulationen der perſönlich baften- 
ven Mitglieder zu eigenem Nuten, 

. 18 


Commijfion, zum Berlauf, — 
rklärung eines limitam, II. 505. 
—, zum Einlauf, Entnahme der Be- 
ſtellung vom eigenen Lager, IL. 507. 
— — — nad Probe, II. 68. 


Commijfionär, Haftpflicht im 
Fall des Verkaufs unter dem Li- 
mitum, V. 33. 

—, Anſpruch auf Vergütung bon 
Gomptoirmiethe? V. 36. 

—, f. a. Schädenanfprud. 

Commiffionäre, der Del- und 
Productenhandelsbörfe zu Leipzig, 
deren Zeugniffe find nicht öffent- 
liche Urkunden, I. 547. 

Commiſſionsgeſchäft, oder 
2ieferungsfauf? IL. 506. 

—, oder Mandat? V. 192. 

—, ſ. a. Confignationsgefchäft. 

Communmauer, II. 320. 

Compenfation, ſ. Aufrechnung 
und Eoncurß. 

Sompetenz, zur Nachlaßre— 

ulirtung — die Frage: Welches 
nteftaterbrecdht anzuwenden? re— 


gelt fich nach dem letzten mejent- 


lichen — itz, V. 265. 

—, zwiſchen Juſtiz⸗ und Verwaltungs⸗ 
behörden, — prozefſuale Vertretung 
eines Schullehns, III. 387. 

—, der Juſtizbehörde nach Cognition 
der Verwaltungsbehörde auf Grund 
— Beſtimmungen? 
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—, der Handelsgerichte, ſ. dieſ. 

—, j. a. Zuſtändigkeit. 

Compromiß, nach 8. 4, 7 bes 
Mand. v. 1. April 1824, im Fall 
eine der Parteien durch Syndicen 
vertreten, II. 76. 

— wegen ſpäteren Beginnes des 
erſten Verfahrens, ohne Präjudiz 
ſchließt Contumaz aus, IV. 269. 

— auf Schiedsfprud, |. diefen. 

Concurs, der Beltand eines vom 
Cridar nach Ausbruch des C. er- 
öffneten neuen Geſchäfts, Tann 


nicht ohne Weiteres zur Mafle 


gezogen werden, I. 266. 

—, der Cur. bon. hat Koſtenvorſtand 
zu beitellen, I. 405. 

— die Progepbeneficien der Cura- 
toren tbeilt auch der Syndicus 
im Rheinifchen &., IV. 73. 

—, Beweis des Forderungsrechts 
durch den Wechjel, V. 501. 

—, &ompenfation, IIL. 544. 

—, — mit einer vor deſſen Aus⸗ 


bruch dem Schuldner des Cribarg ‘4 J— 








544 


von einem Gläubiger des Letzteren 
abgetretenenContocorrentforberung 
gegen eine Contocorrentſchuld des 
Seffionars, VI. 72. 

Concurs, Eröffnung, deren Zurüd- 
datirung nach 8. 122 der Preuß. 
Conc.⸗Ordn. tangirt nicht in Sach⸗ 
fen geſchloſſene Geichäfte, IV. 71. 

—, gegen den ©. Tann der Kauf 
anftebender Hölzer nur liquidando 
geltend gemacht werben, I. 418. 

—, bat die vom Cridar bewirkte, 
jedoch nicht zum Eintrag gelangte 
Ceifion einer Hypothek nicht zu 

69. 
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N” bewirken, VI. 

a —, Klage auf Grund 8. 15 des 
fir Geſch. Banqu.-Mand. im Erecu- 
— tivprozeß? V. 75. * 

— —, Liedlohn verliert die Priorität 
ES,» — Verwandlung in Darlehn, 
240. 


—, Liquidation bon Schädenanſprü⸗ 
chen bei dem C. des Verpachters 


: wegen vorzeitiger Contractslöſung 
: nad Erl. PO. ad Tit. XXXIX. 
5 8. 4, III. 306. 
wi —, Bräjudiciele Aufforderung zur 
Br Klaganftellung, II. 498. , 
5 —, Reſtitution des Hypothekariers 
—— nach dem Reſeript vom 14. Juni 
——— 1728, II. 89. 
.5 —, Zwangsverſteigerung im C.? ibid. 
Be: —, Compenfation gegen ben cur. bon. 
er mit einem bei Ausbruch des C. 
> Fu noch nicht fälligen Wechjel, unzu⸗ 
we läfftg, Il. 91. 
— — gleichzeitige Anmeldung der Haupt⸗ 
25 und der Bürgenregreßforderung, 
> II. 92, 499. 
: TA —, GSuppletorium nad geführtem 
Be. Beweife, auf Grund von im Ber- 
BR. fahren beigebrachter Wahrjchein- 
Br. lichleitämomente, VL 71. 
—— —, Verfahren nach dem Geſetz vom 


— 8. Juli 1868, IV. 514. 

—— Verzugszinſen beim Nachforder⸗ 

5 ungsrecht? I. 406. 

BB: —, Bindication nad $. 20 des 
Geſch. Bank.- Mand. fteht nicht 
dem Einfaufscommiffionär zu, L 
143. 

—, Bindication von Seiten der Ehe⸗ 
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frau inferirten Effecten im C., 
IV. 363. 

—, — von Wechſeln nach 8. 21 des 
Geſch. Banqu.-Rand. ꝛc., IV. 74. 

—, vis attractiva, wenn derſelbe zum 
Nachlaß eines Beklagten eröffnet 
wird, V. 74. 

—, wenn beim Accord Nachzahlung 
verſprochen, ift die melior fortuna 
Gegenftand fummarifcher Beldei- 
nigung, VI. 78. 

—, }. a. Abſonderungsrecht, Eribar, 
Eidesantrag, Indoffament, Rad. 
— — Vorkaufsrecht und 

echſe 


Concursprozeß, prãjudicielle 
Aufforderung des Vindicanten zur 
Klagerhebung, II. 94. 

Condictio causa data, causs 
non secuta, V. 479. 


— furtiva. ſ. Entwendungsklage. 

— indebiti, oder ob causam? III. 
498. 

— Iuventiana, IV. 554, 

Condiction, der Gegenleiftung 
im Falle eingetretener Unmöglid 
teit ber Bertragserfüllung durh 
Berfchuldung, V. 218. 

—, einer in vorausgefeßter, jedoch 
nicht erfolgter Darleihbung ausge 
ftelten Schuldverfchreibung, V. 
220 


Condonationstheorie, in de 
zug auf verfäumte Rechtömittel 
vom DAG. aufgegeben, V. 64. 

Conſens, j. Ehemann. 

Conjensfupplirung, nad $. 
1644 BGB., VI. 281. 

Confignationsgefhäft, Be 
weislaſt bei Nichteinhaltung des 
Limitum, L 371. 

Constitutum possessorium,l. 
29, III. 78, V. 398, 402. 

Sonftuprator, die Regreßklage 
gegen ihn i. B. auf nach bem 1. 
März 1865 gezahlte Alimente 
weggefallen, III. 45. 

Contometageſchäft? IV.348. 

Contocurrent, Tann der Beltim- 
mung in Art. 291? HGB. gegen 
über wegen kürzerer Abſchlüſſe 
auf Ujance Bezug genommen 
werden? IV. 340. 
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Contocurrentverhbältniß, 
. wenn exiftent? IV. 259. 
Sontumaz, imSchwörungstermine, 
en Geſuch um Verlegung, 
. 489. 


—, gegenüber der Klage eines nicht 
genbrig legitimirten VBormundes ? 
62 


—, bed Bellagten im alle des 
Compromifjed wegen fpäteren Be- 
ginnens des Verfahrens? IV. 269. 

Sonventionalftrafe, erledigt 

durch vorbehaltiofe Annahme ber 
Leiſtuns, I. 235. 

—, daß ſolche eingehoben, dafür 
ſtreitet keine Vermuthung, III. 122. 

Creditauftrag, V. 473. 

—, Begründung der Klage in Bezug 
auf die Schuld, Interpretation 
nn le 5 . ä 

—, Empfehlung oder adlosbürg- 
ſchaft, VL 476. 

Sreditbewilligung nach Höhe 
einer gewiſſen Summe — Bedeu⸗ 
tung und Einfluß auf das Klag- 
recht, III. 421. 

Ereditpapiere, Depot, I. 196. 

—, Feſtſtellung des Börfenpreifes 
durch Senfalatteft, I. 197. 

Cridar, Gewicht feiner Quittung, 
V. 519. 

—, Fortftelung eines Prozeſſes ge- 
gen denſelben, VL 228. 

—, |. a. Wedhfelpeoge. 

Cumulation, |. Beweismittel. 


Darlehn, nad 8. 1072 BGB., IV. 
373. 
—, pactum de mutuo dando, IV. 


847. 

„Darlehnsſchuld“, umfaßt i. 3. 
auch verfprochene Zinſen, IL 282. 

Datio in solutum, ſ. Geſchäfts⸗ 
führer, Neuerungsvertrag und 
Paulianiſche Klage. 

Decima, IV. 515. 

—, verwirkte, ift (nach altem Rechte) 
der betr. Ortsarmencaſſe voll zu 
gewähren, VI. 283. 

Deliberationsfrift, inwiefern 
innerhalb berjelben auf Anerkenn⸗ 
ung eines Teſtaments geklagt 
werden könne? V. 227. 

Depofition, nur beim Gericht am 
Unnalen, Rene Folge Bd. VL 


545 
Erfüllungsort gilt als Zahlung, 


IV. 133. 
Depot, von Creditpapieren, I. 196. 


‚Depot, behufs Erfüllung einer 


Verbindlichkeit, VI. 471. 

Dictum et promissum, 
V. 431. 

— — —, inwieweit liegt ein folche3 
in Erklärungen gegen einen Drit— 
ten in Gegenwart bes Mitcontra- 
benten, I. 51. 

— — —, ober unverbindlidde An- 
preifung? VI. 454. 

— — —, beim Bferdehandel? VI. 
465 


II. 26, 


— — —, ſ. a. Kauf. 

Diebſtahl, ſ. Entwendungsklage. 

Dienſtbarkeit, an einem im 
Miteigenthume befindlichen Grund⸗ 
ſtücke, wie durch —— u er: 
werben? I. 422. — |. a. Erſitzung. 

—, an Öffentlichen Pläßen, III. 475. 

—, perfönlide (BGB. $. 546), 
Sicherung dur Verwahrung, I. 
165 


— , Quafibefig, III. 473. 

Dienftcaution, NRüdforderung, 
III. 465. 

Dienftlobn, Beltimmung eines 
der Höhe nad nicht feitgefegten, 
III. 254. 

Dienftmietbhe, Haftung des Dienft- 
herrn für gefährliche Aufträge, I. 
507 


 —, oder Hanbelögefellichaft? III. 372. 


— , procentale Berechnung von Ber- ' 
lägen und Löhnen ber Handwerker, 
IV. 155. 

Dienftvertrag, Conventional— 

tafe neben Honorarforderung im 
Ne vom Dienftgeber verweigerter 
Bertragserfüllung, II. 166. 

—, Kündigungsredht, darauf verzich- 
tet der Dienftherr nicht, wenn er 
die „Abſicht“ erflärt, davon nur 
in befchräntter Weife Gebrauch zu 
madjen, V. 133. 

Diffamationsklage, |. Brovo- 
cationsklage. 

Differenzgeſchäfte, deren We— 
ſen, J. 191, V. 475. 

Differenzklage, wie iſt bei der 
D. die Realoblation ſchlüſſig zu 
begründen? III. 57. 
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Diffessio quoad contenta, V. 
266 

Dilation, zweite, Borausfegungen, 
VI. 282. 


Disconto, Tann abgegogen wer⸗ 
den, wenn als Zahlung nicht 
Be Wechſel gegeben werben, 


Dißsofi itionsftellung, Art. 347, 
349, 19, 26; IV. 86; V. 82, 
491, 493. 

—, bedingte, II. — 

—, feblerbafte, V. 206. 

—, techtzeitige, fichert die Einreden 
gegen die vertragsmäßige Be⸗ 
——— im Allgemeinen, II. 


—, —— verlangen vom Ver⸗ 

käufer, — ihm der Käufer die 
Waare mit dem Vorſchlag der 
— proponirt, IV. 342. 
‚ unbeſtellt jedoch mit Factur zu- 
gejendeter Waaren Seiten eines 
Nichtlaufmannes? VI. 88. 

—, berjpätete, VI. 85. 


—, ſ. a. Rauf. 
Dolus, was im’ Sinne Art. 350 
GGB.? II 502. 

Domicil, a: exceptio fori. 

Donatio, ſ. Ehefrau und Schenk⸗ 
ung. 

— inofficiosa, wenn anzuneb- 
men? VI. 287. 


— —, ſ. a. querela i 
Dos, —— — * Dotalſa⸗ 


—8 


Ehefrau 
Doktor, der Stuprata, Höhe? 
III. 131. 


Dünger, Clauſel wegen deflen - 
Rictvertaufg Seiten des Pachters, 
426. 


——— ſ. Nachbarrecht. 
Durchgang, ſ. Beweislaſt. 


Edictalien, Behufs Löſchung 
alter Hypotheken, wie nach erfolg- 
Anmeldung zu verfahren 7 


—, zu —— der Wechſel⸗ 
verjährung, IV. 

Edictalp eh degen Abweſen⸗ 
der, ſ. dieſe. 
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Edictal außerhalb des 
Concurſes, ne an ber An- 
meldung, VI. 66. 


—, Behu 3 ber Tobeserklärung, Bor- 
ausfegung, VL 65. 
Ebition von Urkunden? V. 192. 
„ſ. a. Handelsbücher. 
Eiitionbaniran, et — Be- 
— unſtatthaft, V 
e, |. pactum tarpe. 
—— wegen Syphi⸗ 
i 
—, wegen relativer Impotenz, J. 119. 
—, een übelviechenden Allem, J. 


Ehe ananiaiton 8 am des 8 
1596 BGB., VI. 2 

Ehefrau, —*8* für ben Ehe- 
mann, L. 140, 

— — — — ch ui 
Tdbadurch, daß die Ehefrau 
Vvurgſchaftaſchuld halber ei 
— ellt, IV. 880. 

arlehnötlage der €. aus einem 
om Manne aus ihren Ritteln, 
ohne ihre Einwilligung gegebenen 
Darlehne, III. 108. 


—, beren Berblirgung für ben Ehe- 


mann, in der Form ſolidariſcher 
Darlehndaufnahme, VI. 284. 

—, bie von inferirten Forderungen 
bis zur Trennung ber Che fällig - 
werdenden Vertragszinſen ift nur 
oe Ehemann einzubeben berechtigt, 

224. 

—, ehemännlicher Conſens zu Au⸗ 
ftellung einer Urkunde der €, aus 
wegen ber Form problematiſcher 
ne veB Ehemannes 
gefolgert, 237. 

—, Eigenthumserwerb Seiten ber €. 
ioähtend, der Che, ITE 40. 

—, — 1.8. auf Gegenftände, twelde 
der Ehemann mit ihm vom Schwie⸗ 
gervater Behufs Anlauf von 
Ausftellungögegenftänben anfıhafft, 


- Gineingensie et, a 

immobilien — — ob 
Forderungen an Dritte? L a 

—, Einrede der verjchleierten Bürg- 


Iaft gegen bie Wechſelregreßklage, 
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Ehefrau, bat im Interventions— 
jtreite nicht das beneficium resti- 
tutionis, IV. 361. 

—, Illation des durch operae arti- 

Bciales Erworbenen, VI. 286. 

— von Darlehnsforderungen, 

ng 


. 93. 

— ift dem Manne auch nad bon 
ihr Überftandenem Zwangsverfah⸗ 
ren ae j&uldig, L 529. 

—, Tann die Berbindlichfeit den Ehe— 
mann zu alimentiren durch Ber- 
trag übernehmen, I. 429, 532. 

—, kauft die €. mit vom Wanne 
dazu gejchenttem Gelde eine Sache, 
jo kann beim Widerrufe nur jenes 
condieirt werden, III 501. 

—, |. a. Handelsfrau. 

—, Klage deö Ehemannes wegen zur 
Ungebühr erlangten Hypotheken⸗ 

eintrags ꝛc., I. 215. 

—, nübliche Verwendungen auf das 
eheweibliche Grunbftüd, I. 531. 
—, prozefluales beneficium restitutio- 
nis nach Dec. 4 v. 1661 nicht auf 
Interventionsprozeſſe nach 8. 55 
des Erer.-Gef. anwendbar, I. 495. 

= Ladung her E. wie einzurichten? 
. 392, 

—, 2otteriegewinne, I. 513. 

—, Rerlamation von dem Ehemanne 
abgepfändeten Mobilien nad 8. 
55 des Exec.⸗Geſ., was bat die 
E. zu beweifen, wenn fie fich auf 
täufliche Erwerbung vom Panne 
ftügt? II. 492. 

—, Rückforderung von Dotalfachen 

nach Aufldfung der Ehe, I. 513. 

—,, — bon Illaten, wegen unorbent- 
licher Wirthſchaft des E., IV. 93. 

—,. ſtillſchweigende Genehmigung 
eine? von einer ©. in eigenem 
Namen abgefchlofienen Rechtsge— 
— Seiten des Ehemannes, V. 

21.- 


—, Uebernahme von Schulden des 
Ehemanned gegen Entjchäbigung, 
nicht Bürgfchaft, I. 430. 

—, Verwandlung einer Darlehns- 
forderung bed Schwiegervaters 
in E. enthält feine der Form des 
. ae bedürftige Schenkung, VI. 


547 


Ehefrau, welche Illaten b. Concurſe 
repetirt, wird duch die Beſtimm— 
ung bes $. 1655 BGB. von dem 
Beweiſe der Illation nicht befreit, 
V. 222. 

—, ſ. a. Concurs, Wechfelordnung 
und Wechſelprozeß. 

Ehegatten, das Geſetz v. 30. Juni 
1868 eine Beſchränkung der von 
E. vorgenommenen Veräußerungen 
betr., hatte n. a. R. materiell keine 
retrotractive Kraft, V. 328. 

—, ſ. a. Schenkung. 


Eheleute, Mobilienkauf, III. 485. 

—, ſ. a. Schenkung. 

Ehemann, Conſens zu Rechtsge— 
Ken der Ehefrau, wenn zu 

uppliren? III. 499. 

—, Niepbrauhsreht am Kohlen— 
zebent von Grundftüden der Che- 
frau, III. 39. 

—, GSupplirung feine® Gonfenjes 
VI 281. 

ren, Wiedereinfegung in 

en vorigen Stand, wegen pro— 
zefjunler Verſäumniß des GSach- 
walters, I. 136. 

—, |. a. Mimentationgpflicht. 

Eheſcheidung, wegen Ehebruchs 
in ungurechnungsfähigem Zuftande 
unzuläffig, L 122. 

—, wegen Geijtesfrantheit? I. 122. 

—, wegen berjuchten Ehebruchs un- 
zuläſſig, I. 122. 

—, wegen Ehebruchs, Beweis, Be— 
nutzung des Straferkfenntniffes ive- 
gen verjuchten E.'s, I. 122. 

—, megen Ehebruchs durch die Ein— 
rede der Compenjation erledigt, I. 
124. 

—, — — ausgeſchloſſen wenn der 
Grund der E. wegen bößlicher 
Berlaffung liquid, I. 135. 

—, wegen Bermweigerung der ehe— 
lichen Pflicht, derjelben muß das 
Zwangsverfahren vorausgehen, I. 
125 


—, wegen Mißhandlungen, gefund- 
heitögefäbrliche? I. 127, 130. 


—, — — nad bedingter Berzeihung 
älterer, I. 128. 
—, — —, Leiſtung der ehelichen 


Pflicht ob Verzeihung? I. 129. 
35* 
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Eheſcheidung, wegen körperlicher 

ah enbeit ber Ehefrau auf 
deren Antrag, I. 130. 

—, wegen breljähriger Freiheits⸗ 
firgfe — Bergeibung? IV. 169. - 

—, inwiefern darauf u. U. ein 
Geiſteskranker Tagen könne? IV. 
560. 


Eheverlöbniß, Schadenerfag we⸗ 
gen Nichtvollziehung der Ehe? I. 
408 


—, $orm, IL. 887. 


Eid, Abänderung eines rechtäfräftig 
erlannten, III. 66, V. 238 — 
nachträgliche Anführen, daß der 
juraturus die betr. Handlung durch 
einen Dritten ausführen laflen, 

281 


—, de veritate oder de credulitate? 
IV. 357. 

—, Förmelung, Ermeſſen des Rich- 
ters dabei, V. 58. 

Eidesabnahme, im Auslande, 
III. 226. 


Eidesantrag, beim gemifchten 
Executivprozeß, I. 85. 

—, „daß Beklagte eine Waare durch 
ihren Ehemann beftelt habe’ un- 
geeignet, I. 239. 

—, über Inhalt von Urkunden, I. 
239. 

—, „Bellagter babe durch feinen 
Berlaufsagenten M. Berläufe zc. 
abjchließen laſſen“, für den €. zu 
allgemein, I. 477. 

—, „Bell. befite ein baares Ber- 
mögen von‘ 3. B. 1000 Thbalern 
zuläffig, IL. 256. 

—, gegenüber dem cur. litis? IL. 265. 

—, ein Haus mit engliſchem 
an er eingededt ſei“ zuläffig, 

. 65. 


—-, über die Realoblation? II. 57. 

—, über Contract3erfüllung „durch 
des Klägerd Leute” zuläffig, IV. 
270. 
—, über „dem Sinne nach” wieder- 
gegebene Erklärungen, IV. 269. 
—, über die der Klage nicht inferirte 
Replik beim Beweiſe zuläffig, IV. 
271. 

—, über die Identität |. g. Monu- 
mente, IV. 271. 





Eidedantrag, daß laut einer — 
dem Tenor nach nicht ſpeciell be- 
fchriebenen — Urkunde ein Ber- 
trag geſchloſſen, unftatthaft, V. 64. 

—, „daß Bellagter etwas heimlich 
und eigenmädtig thun lafſen“, 
unzuläffig, VI. 443. 

—, Unftattbaftigfeit wegen Unbe- 
ftimmtbeit des — der 
betr. Thatſache, VI. 52. 

Eidesleiftung, Ausfegung im 
Termin wegen bemerfter Geifteö- 
törung de3 Juraturus — Nicdhtig- 
eit des Prozeſſes? V. 517. 

—, Legitimation des Juraturud — 
frivole Verhinderung, V. 267. 
—, Seiten der Inhaber einer Yirma, 
welcher? wenn fie gewechſelt, V. 

10 


210. 

Eidesrüdgabe, über das ſ. g. 
factum proprium des delatum zu- 
läſſig, II. 484, 475; V. 238. 

Eidlide Beftärfung, im Fall 
bes 8. 55 des Exec.⸗Geſ.? IIL 66. 

Eigenthum, Erwerb des €.’ 
an anſtehenden Hölzern? L. 417. 

— an mobilien, Beweis durch 
——— Flurbuch und Croquis, 

. 825. 


—, oder Baurecht? II. 553. 

—, Ermwerbung durch Hebergabe, Abb. 
von Siebenbaar, VL. 1 — 
Inhaltsüberſicht dafelbft S. 

—, Viebergang beim Kaufe, VI. 461. 

Eigentbumserwerb an Jmmo- 
bilien, Form, VI. 452, 453. 

Eigenthumsklage, in Bezug auf 
Smmobilien, Verhältniß bei der 
Verwahrung, I. 308. 

—, derzeitige Innebabung Seiten 
des Bellagten, nicht wegen frühe⸗ 
[ Innehabung zu präfumiren, 

112. 


—, diesfalls genügt, wenn fie auf 
Beweis fteht, Anzeige des eigenen 
Erwerbägrundes IV. 281. 

—— Handelsrecht — Exceptionen, 

. 80. 


Eigentbumßübergang, bei 
einer auf Beftelung in heilen 
zu liefernden Mafchine, V. 282. 

Einbringen, f. Ehefrau. 

Eintaufcommifjfion, ode 
Kauf? IV. 90. 
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Gintauf3commiffion, f. a. 
Commiſſion. 

Einkaufscommiſſionär, zum 
Einkauf nach Probe angewieſen, 
bat probemäßige Geſchäftsaus⸗ 
führung zu beweiſen, II. 68. 

—, ſ. a. Commiſſion und Concurs. 


Einlajfung, Form, III. 276. 

—, Specialität bei einem Alimenta«- 
tionsanfprucdhe, VI. 53. 

Einrede, Beicheinigung in dritter 
Inſtanz nachgelafien, I. 87. 

—, Snterlocut auf Beweis, wenn 
darüber unzuläffiger Weiſe der 
Eid angetragen und angenommen, 
II. 490. ’ 

— des ermangelnden Koftenvorftan- 
bes und „daß fih Wiederkläger 
zuvörderſt der Convention zu ent- 
brechen habe‘, V. 273. 

— der Zahlung reſp. Gegenrechnung, 
wie zu ſubſtantiiren gegenüber 
einex Klage, wo im Allgemeinen 
Bahlungen zugeftanden find, V. 
509. 


— des nicht erfüllten Vertrages — 
Behandlung na 8. 860 BGB., 
Ill. 540. 

—, gegenüber der actio venditi, nicht 
t. B. auf ein nebenfächliches Ber- 
fprechen, III. 488. 

—, des Berzichtd gegenüber ber 
Schuldflage einer Ehefrau, wie 
zu fubftantiiren, TIL. 301. 

—, nicht connere bat minberen An 
ſpruch auf —— Beurtheilung 
in Betreff ſchlüſſiger Begründung, 
VI. 230. 

—, der Zuvielforderung zur Zeit, 
i. B. auf im Laufe des Prozeſſes 
fällig werdende Raten erledigt, 
III. 225. 

—, ſ. a. exceptio. 


Einwerfung, zur Lehre von der 
E., Pflichttheilsverletzung durch 
E.'sgebot, I. 70. 

Eifenbabnen, Haftpflicht im Fall 
bedungenen Marimi der Entſchä⸗ 
digung, II. 30. 

—, — wegen Ledage, eigene Ver— 
fhuldung des Abſenders, II. 508. 

—, Verkauf nicht abgenommener 
Frachtſtücke, ibid. - 
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Eijenbahnen, „grobe Fabrläjfig- 

keit“ in Art. 427 HGB., UI. 19 

—, Klage auf Rüdgabe der E. zum 
Transport übergebener Waaren, 
Exception der Vernichtung durch 

euer, Verjährung der Klage auf 
chadenerjag, IV. 255. 

Empfehlung, abfihtlih-Jhädliche, 
Schädenklage, V. 470. 

— , GEreditauftrag ober Schadlos— 
bürgfchaft? VI. 476. 

Entel, inwiefern dieſe auf den 
Bflichttheil fi Zumendungen an 
ihre vorverftorbenen Adjcendenten 
Bl zu laffen haben, I. 538. 

Enterbung, wegen bößlicher Ver— 
laffung, IV. 173. 

„Mebergeh- 


„Enterbung” 
ung‘, V. 230. 

Entmwährung, Verbindlichkeit we— 
gen E in Folge verfchwiegener 
Oblaften, II. 277. 

—, irkung gegenüber der actio 
venditi, IV. 143. 

Entwendungsklage, des heutigen 
Rechts, im Verhältniß zur con- 
dictio furtiva, III. 558. 

—, deren Richtung, VI. 280. 

Erbfhaftsantritt, Auslegung 
der Erklärung über ein eröffnetes 
Teitament, IIL 263. 

—, mit Ablauf der Deliberationg- 
frift anzunehmen, V. 16. 

Erbjhaftstlage, zur Lehre von 
der E., I, 68; III. 509. 

—, macht nicht rem litigiosam, I. 302. 

—, Verwahrung zur Sicherung, I. 
311. 


und 


—, gegen ben titulo singulari Be- 
figenden, IIL, 137. 

—, Berbältniß der Rufl.- Sädf. 
Convention dv. 1. April 1864 i. B. 
auf die E., III. 226. 

—, Specificationspflicht? IV. 384. 

Erfüllung, von gegenfeitigen Ver— 
trägen, BGB. 8. 860, II. 49. 

Erfüllungseid, oder Reinigungs- 
eid? II. 85. 

Erfüllungsort, V. 493. 

Ertlärung, ſtillſchweigende im 
Handelsverkehr? V. 29. 

Erfigung,' von Dienftbarleiten — 
quantum possessum tantum prae- 
scriptum, III. 201. 
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Erftigung, von Dienftbarkeiten 
bdurch den achten? IV. 127. 


deren Beſitzacte polizei- 
higer Dulbung unterliegen, III. 
476 


—, — — an einem im Miteigen- 
tum befindlichen Grundftüde? I. 


—, — serv. aquaeductus, III. 88. 
—, discontinueller Befugniffe, I. 229. 
—, — — —, babei bedarf ed nicht 
bes ſpeciellen Nachweiſes bed 
animus possidendi i. ®. auf die 
einzelnen Befitacte, I. 270. 
—, eined Waldproductenabfuhrmeges 
durch Dritte? III: 538. 
— , einer Wegegerechtigleit — opinio 
wecessitatis. III. 420. 
‚ Seiten der Mitglieder 
einer Gemeinde fegt die Meinung 
—— Berechtigung voraus, II. 


a. Dienftbarkeit, Grunddienſt⸗ 
dbarkeit und quantum etc. 
Erftehbungsgelder, |. Zwangs— 


berfteigerung. 
Eviction, J Entwährung. 
Exceptio fori, Aenderung des 
Domicils, II. 485. 
—, non Sdimpiel contractus, II. 26. 
Behandlung nad 8. 
860 BGB, II. 
—, — ——, beim. Ziethvertrag, II. 


415. 
— non numeratae pecuniae, I. 433. 
— noviter emergens, IV. 98. & 


— redhibitoria und quanti minoris 
beim Waarenhandel, IV. 254. 
— , rei judicatae, in ihrer f. g. po⸗ 
fitiven Function als Grund der 
Siftirung eines von zwei Pro— 
— en, III. 390. 

. a. Einrede. 
— rei venditae et traditae, ber Ne- 
gatorienklage gegenüber, I. 499. 
— generalis, V. 235. 
—, f. a. Einrede. 
Exception, oder geläugneter Klag- 
grund, V. 504. 
—, ſ. a. Kiaggrund. 
Excipiens an fateatur? IV.98. 
Erecutionsprozeß, Anwendbbar- 
ip * cafſſatoriſchen Claufel, III. 
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Exrecutionsprozeß, Form be 
Eee nad 8. 95 des Grec.- 
@ef., I. 266. 

—, dabei Tre die Beftimmung der 
Erl. PO. Tit. V. 8. 9 wegen 
———— ber Koſten der zurüd- 
genommenen Klage 20. Anwend- 
ung, I. 387. 

—, inwieweit ift dabei die Stüßung 
be3 Antrags auf gefegliche Be⸗ 
flimmungen zuläffig?_IV. 67. 

—, Klage hinfällig in Folge Liqui- 
bität dab deren Baſis durch |pä- 
tere Verabrebun alterirt, III. 282. 

— , mißglüdter Verſuch der Aus- 
führung eines Schädenanjpruds 
im E., V. 71. 

—, anwendbar, wenn auch zu Aus— 
legung ber Urkunde 8. 711 868. 
berbeizugiehen, V. 72 

Berheiferung ber Klagbitte, — 
 Koften? III III. 305. 

Grecutibklage, aus einem 
— Anerkenntnißvertrage, 


—, a. Rarginalatteſt. 
—— aus einer nur 

gehefteten Urkunde, V. 513. 

—, Beklagter kann nicht verlan en, 
Don über feinen Antrag zur 
pojition gelaffen zu werden, im 6r- 

kenntniſſe mit erfannt werde, V. 

70. 

‚ eines Curators auf Grund $. 15 
bes Gefh. Banqu.-Mand., V. 75, 

—, Einfluß des 8. 860 des 868 '8, 

vi 234. 

—, Fall verweigerter Verurtheilung 

mehrerer Handelsgeſellſchafter in 

solidum wegen von der Firma ab⸗ 

— Zeichnung des Schuld⸗ 

ſcheins, I 
— re Y. 523, 

—, —, Eidesantrag, I. 85. 
—, —, Begründung der actio locati 

in folchem, IV. 274. 

—, nicht auf Anerkenntniß — Tünf- 

tige Pachtgelder, V. 522. 

—, unrichtige Schreibärt des Ra⸗ 

— des Gläubigers, II. 87. 

‚ das Bekenntniß Xetien —* 
gen zu haben enthält nicht dad 
des Cmpfangs ber Dividenden- 
ſcheine, ibid. 


Civilrepertorium. 


Erecutivproceß, f. a. Handels⸗ 
— Urkundenproceß und Wech⸗ 
el ꝛc. 
Expropriation, |. Zwangsent⸗ 
eignung. 


Facta, propria und communia, 
j. Eidesrüdgabe. 
Factura, Erklärung der Worte: 
— 1 Monat franco auf Lager”, 
. 26. 


„Fahrläſſigkeit, grobe” in Art. 

427 ., II. 544. 

a Natur 2c., V. 385. 

Feuerverſicherung, . Verfiche- 
rungdantrag. 

Firma, Eintritt in eine beftehende, 
inwiefern Schuldübernahme? V. 
489. 

—, Inhaber — Procurift, ſ. Klage. 

—, |. a. Handelsgeſellſchaft. 

Fiſch er ei, wer ift dazu, beziehent- 
Gh nach älteren Fiſchordnungen 
berechtigt? I. 543. 

— wem jtebt fie im Mühlgraben zu ? 
Ill. 460. 

—, im der Oberlaufit, Gültigkeit der 

Landesordnung Rudolph’ IL. IV. 
102. 


—, in einem einen öffentlichen und 
einen Privatfluß verbindenden 
Fluthbette, V. 338. 

Fiſchereibefugniß, in einem 
öffentlichen Zluffe, Beweis ber Ber- 
leihbung Dritten gegenüber, VI. 
235. 

if 

-  Flüffen, J. 546. 

Firgeſchäft, nach Art. 357 HGB., 
V. 495. 


—, Klage auf die Differeng, IV. 88. 

—, nicht wenn bedungen „fofort ohne 
Berzug zu Jiefern‘, V. 208. 

—, Zweck des Berfalltages, Behand- 
Img der mora, VL 373. 

Flähengehalt, Angabe beim 
Anne eine Smmobile, III. 487. 

— J. auch Scheitel. 

Fluß, öffentlicher, Servitut an beffen 
Strombett? Maßregeln der Ber- 
waltungsbehörde nit XZurbativ- 
acte, IV. 121. 

Forderung, bupothelarifche Ber- 
Pfändung, II. 524. | 


ereiregal, in öffentlichen 
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Forderung, unverbriefte, zur Ver- 
pfändung nicht geeignet, II. 272. 

—, Berpfändung, ILL. 471. 

— jus variandi babei, 


1. 1. 
orberungstauf, f. Kauf. 
ormvorfchrift des S. 822 BOB, 
VI. 452, 453. 

Forum hereditatie, VI. 226. 

—, personale, ſ. Schäbenflage. 

--, ſ. a. Arreft, exceptio fori und 
Gerichtsftand. 

Fremder, beim Borkauförecht, III. 
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Fruͤchterwerb, des redlichen Be— 
ſitzers, V. 529. 


Gaſtwirth, Verbindlichfeit ex 
recepto — Beweis des Berlujtes, 
VI. 269. 

Gegenleiftung, Anwendung des 
8.860 beim Kauf mit dictum et 

romissum, — Beweislaſt, III. 109. 

„6 emeinde‘, in älteren Urkunden, 
II. 33. 

Gemeindeporftand, inwie- 
fern deilen Erklärungen der Ge- 
meinde präjubicirlih? IV. 277. 

Gerichtsferien, Publicatio- 
nen innerhalb derfelben nicht nichtig, 


IV. 99. 

Gexrichtsſtand, des Arreſtes, I. 
170, 172; VI. 229. 

—, des Domicil8 und des actuellen 
Aufenthalts, I. 74. 

—, eines Ausgetretenen, VI. 50. 

Geſammtſache, theilweife Rüd- 
nahme einer von mehreren zugleich 
verkauften Sache, läßt nicht auf 
Auflöfung des ganzen Geſchäfts 
fchließen, I. 414. 

Gefammtſchuldverhältniſſe, ſ. 
Rechnungslegung. 

Geſchäftsführer, vermöge Auf— 
trage, eines Kleiderfabrikanten i. 
3. nicht zur datio in solutum be— 
rechtigt, IV. 133. 

—, — —, ſ. a. Manbat. 

Gefhäftsführung, ohne Auf— 
trag, Abhandlung von Sieben- 

aar, VI. 97 flg. 289 flg. 481 
8. — Inhalt VI. 537. 

—, — — durch Zahlung einer Schuld, 

IV. 288. 


— 


—— 
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Geihäftsführung, ohne Auf- 
trag, zwiſchen Soriig, IL. 54. - 
—, — — Subftitution dabei, IV. 


104. 
Geſchäftsführer, ohne Auftrag, 


fann zum Beften des Gläubigers 
einen Anertenntnißvertrag accep⸗ 
tiren, III. 554. 

Geſellſchaft, Ausfchluß aus einer 
auf unbeftimmte Zeit geſchloſſenen 
— nicht Klage auf Anerlenntniß 
der Mitgliedfchaft, fondern nur auf 
das Intereſſe, III. 258. 

—, zu Bezahlung von Schulden, 1. 
431 


—, Uebergang in eine juriftifche 
Perſon, — Fall der Einziehung 
eines erfterer gegebenen Wechjel- 
darlehns, III. 58. 

—, f. a. Handelsgeſellſchaft und 
societas. 

Geſetz, neues, Tann daffelbe‘ als 
Millensäußerung des Gefeggebers 
für Abänderung der früheren 
—— maßgebend werden? 
. 487. 


Geſetze, deren Collifion, I. 408. 

Gefegbud, bürgerliche, deſſen 
Motiven und deren Gefchichte und 
Bedeutung, I. 1. 

—, —, Berhältniß der Beftimmungen 
über Grund- und Hypothekenrecht 
zu dem Rechte des Geſetzes vom 
6. Novbr. 1843, I. 145. 

—, —, rüdwirtende Kraft? 1. 535. 


—, —, ſ. a. Geſetz 
Geſtändniß, außergerichtliches 


oder Anerkennungsvertrag? III. 


121. 

—, Berückſichtigung eines im erſten 
Verfahren abgelegten bei der De— 
finitive, III. 228. 

—, eines anderen Klaggrundes, I. 
236. 

—, irrthümliches des Sachwalters 
i. 3. nur im Reſtitutionswege zu 
rebociren, II. 84. | 

—, Widerruf der ©. im Vorprozeſſe, 
III. 276. 

Gemwäffer, fließende, Benukung 
Seiten der Adjacenten, II. 266. 

Gemwinnloog, f. Landeslotterie. 

Gratificationstheorie, befei- 
tigt, III. 127. 





Gravamen, f. Appellationdbe- 
ſchwerde. 


Grundbuch, Eintrag, Anfechtung 
auf Grund 8. 278 BGB., III. 408. 
Grunddienſtbarkeit, nicht auf 
ein andere Grundſtück übertrag- 
bar, I. 226. 
—, Beftellung durch Vertrag, I. 505. 
—, nal Vermutbung dafür, 
wenn ſolche eine Anlage erfordern 
und deren Eriftenz am Anfange 
un Ende der Periode dargethan, 
. 115. 
—, am gemeinfchaftlidden Grundftüd 
u dur Erfigung zu erwerben, 
260 


—, auf Unterlaffung gehend, Zur- 
bation durch Verſchuldung, daß 
folche nicht erfolgt, VI. 255. 

—, |. a. Erfigung und Servitus. 

Grundftüd, Umfang eines erftan- 
denen, ergiebt ſich aus Grundbud, 
Flurbuh und Menjelblattcopie, 
VL 444. 

Grund- und Hhypothekenbe— 
hörden, melde es find? J. 442. 

„Suter Glaube‘, beim Erwerb 
eines Grundſtücks, welches früher 
bereit3 an einen Dritten veräußert 
geweſen, V. 348. 

— —, ſ. a. Fruchteriwerb. 


Handel, f. Kauf. 
Handelsbücer, Beweis durch H., 
III. 290. 
—, deren Edition kann im Executiv⸗ 
Brogeh e nicht gefordert erben, 
65 


Handelsfrau, wer? — Conjens 
bes Chemannes zur Wechfelaus- 
ftelung, V. 205. 

—, Bürgihaft für den Ehemann, 
III. 209 


Handeldgeridt, Zuſammenſetz⸗ 
ung, IV. 259, 

—, nicht zur Sequeftrationganlegung 
in Bezug auf Immobilien compe- 
tent, V. 113, 

—, faufmännifche A Wirkſam⸗ 
keit ihrer techniſchen Urtheile beim 
Verſpruch, II. 542. 

—, — —, Mitwirkung beim Ber- 
ſpruch, IV. 347, 
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Sandeldgericht, Competenz, 
—— im Fall der Ceſſion, 
. 26 


—, —, beim Darlehn? I. 209. 


—, —, ſchließt prorogatio fori nicht 
L 547. 


aus, I. 
—, —, ob eine exelufive? IV. 343. 
—, —, gegen größere Landwirthe? 
III. 369 


— gegen Handwerker? IV. 77; 
V. 37. 


—, —, — — aus der Art ded Ge- 
ſchäfts gefolgert, III. 510. 

—, — gegen Webermeifter ? V. 209. 

—, — gegen den Fiscus? IV. 237. 

— zu Leipzig, fchriftliches Verfahren 
bei folchem, VI. 435. 

—, — —, Competenz, III. 49. 

—, — —, — Handwerkern gegen- 
über? V. 37. 

ne ao eh Ver⸗ 
urtheilung nach H.? V. 211. 

Handelsgeſchäfte, was? V. 205. 

— einſeitige, IL. 19. 

Handelsgeſellſchaft, Auflöſung 
durch den Tod hat nicht nothwendig 
Liquidation zur Folge, J. 247. 

— , Circular über eingetretenen 
Wechſel der Theilhaber mit neuer 
Firma, II. 164. 

—, Wirkung der Claufel des Circu- 
lars, daß die neue Sorietät die 
Activa und Paſſiva der früheren 
übernommen, ibid. 

—, oder Dienftmietbe? — Stille Ge- 
ſellſchaft? Hülfsvollſtreckung in das 
der Societät inferirte Vermögen des 
ftilen Geſellſchafters, III. 372. 

—, Liquidation, V. 25. 


—, Natur, — Auslagen eines Soriug 


zu Gunſten der Gefellfchaft, L. 363. 

—, offene, Wirkung des. Wechfels 
der Xheilhbaber reſp. der Yirma 
in Bezug auf Forderungen gegen 
Dritte, V. 77. 

—, Berfection, IV. 177. 

—, Sprit haften nicht für Schulden 
ihres Socius aus ber Zeit vor 
Eingehung ber Societät, VI. 364. 

—, folidarifhe Haft der socii aus 
Eontracten wegen Herftelung des 
Fabriklocals, II. 430, 
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Handelsgeſellſchaft, Vollmacht, 
Erforderniſſe der von einem Geſell⸗ 
Ichafter Namens der Firma aud- 
geitellten, IL. 501. 

—, ftille, V. 192. 

—, f. a. Abſonderungsrecht und 


a. 

Handelsgeſellſchafter, Soli- 
barbaft, nicht angenommen im 
San der nicht der Firma genau 
entfprechenden Zeichnung 
Schuldſcheines, IIL. 54. 

Handelsgeſetzbuch, A. Deutfchez, 
Geltung, V. 192. 

Handelsgut, mittlerer Art? VL 
433, 


Handlungsbevollmäcdtigter, 
zur Lehre vum 9., IV. 237. 

Handlungdgebilfe, j. Dienft« 
vertrag. 

Handlungsreifender, in wiefern 
er Zahlungsremiſſe zu ertheilen 
ermächtigt? I 358. 

—, Tann nicht Forderungen feines 
Principal® durch Compenſation 
mit eigener Schuld zum Erlöjchen 
bringen, V. 23. 

Handſchlag, Bedeutung bei Ber- 
tragsverhandlungen, III. 308. 

Handwerker, procentale Berech— 
nung von Löhnen und Verlägen, 
IV. 155. — ſ. a. Handelsgericht. 

Hauptverfabren, Laufder Zriften 
bon Ausantwortung von Zeugen- 
protocollabfchriften unabhängig, 1. 
494. 


eines 


Hauskind, peculium adventitium, 
— es Vaters, unmoti— 
virte Löſchung einer für jenes an 
des Vaters Grundſtück beſtellten 
Hypothek, V. 482. 

—, Dienſtleiſtungen, ob unentgelt⸗ 
lich? V. 13. 

— |. a. Prozeßlegitimation. 

Herberge und Wohnungsauszug, 
V. 115. 

Hereditatis petitio, ſ. Erb⸗ 
ſchaftsklage. | 

Hertommen, in Bezug auf die 
Höhe des Proxeutci? V. 134. 

Hölzer, anftebende, Eigentbums- 
erwerb daran ? I. 417. 
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Hülfs recht, Verzicht des Schuld⸗ 
ners auf Formalitäten des Hülfs⸗ 
verfahrens, III. 412. 

—, an Forderungen — Einklagung, 
IV. 273. 


Hülfsverfahren, Abkürzung 
mit Genehmigung des Schuldners, 
Wirkſamkeit der Verwahrung gegen 
u. zu erlangende Hülfsrechte, 

. 106. 

—, Wirkſamkeit der Berzichte eines 
Schuldner? auf die Formen und 
Friſten im H., V. 519.; VI. 248. 

Hüulfsvollſtreckung, Belafjung 
ber Pfänder in der Detention des 
Schuldners, III. 229. 

—, in Forderungen, Verfahren bei 
Einwendungen nach 8.62 des Exec.⸗ 
Geſ., III. 399. 

= in hypothekariſchen Forderungen, 

79 


—, in eine Licitalgelberrate, II. 495. 
Hypothek, Umfchreibung erforder- 
lich, wenn ein Nichterbe einen 
Ausb erwirbt, wozu 9. gehören, 

. 224. 

—, Löfchung einer ohne Rechtsgrund 
eingetragenen, wie und gegen wen 
geltend zu machen? III. 470. 

—, Umfang — Tann der Hypotheka⸗ 
tier den Verlauf von Inventarien⸗ 
ftüden hindern? III. 410. 

—, Uebernahme in partem pretii non 

6 hot n ich = 
ypothekariſche age, au 
rund der gegen den Beftgvor- 
gänger bewirften Kündigung, V. 
358 


= ob fie rem litigiosam made? 

. 308. 

Hypothekariſche Succeſſion, 
ſ. g., III. 241. 

Hypothekenbuch, ſ. Grundbuch. 


Hypothekenübernahme, ſeiten 
2 Käufers, Caſſatoriſche Elaufel? 
86. 


—, — — — i. J. nidt vor dem 
Eintrage wirkſam, III. 416. 


Illaten, ꝛc. ſ. Ehefrau. 


Immiſſionen, ſchädliche, Einfluß 
des Gewerbegeſetzes vom 15. Oct. 
1861, 1.45, 141; VL 447. 


Immiſſi onen, ſchädliche, Rechts⸗ 
mittel dagegen, IV. 379. 

—, —, Anlage des Beweiſes einer 
Klage wegen bergleichen, I. 419. 

—, —, ſ. a. Kellerredt. 

Immobilien, Form des Vertrags⸗ 
ſchluſſes, IV. 870, 382. 

—, Beräußerung ꝛc., 8. 822 BGB., 
nicht durch Verabredung einer Con⸗ 
ventionalſtrafe zu umgehen, III. 
106 


—, |. a. Formvorſchrift und Kauf. 

Implantatio, V. 94. 

Impotenz, Beweis der 3. unzu⸗ 
läſſig gegen $ 1859 BGB., IIL 
508. 

„Im Zweifel" in Art. 274 962, 
I. 368 


Inaedificatio, V. 94 

Inhaberpapiere, Gewinnlooſe 
find J., I. 369. 

—, bei der Vindication von I. ald 
„geſtohlene“ trifft Den Verluftträger 
die Beweislaſt, I. 369. 

—, Bindication cumulirt mit eventu- 
eller Schädenklage, — Schenkung 
— Abtretung, IV. 378. 

—, umeigentliche, IV. 145. 

—, —, . a. Sparcafjenbüder. 

Inhibition, Seiten einer Unter- 
fuchungsbehörde, IV. 862. 

Snfinuation, |. Behändigung. 

Snftanzenzug, bei AppeHationen 
gegen das Berfahren, I. 450. 

Snterlocut, ob zunächſt auf Be— 
weis oder auf Eid? V. 57. 

Snterpretation, ſ. Auslegung. 

Snterufurium, bei bud 
Fee vor ber Ver⸗ 
fallgeit zur Auszahlung gelangen- 
den Hypotheken, IV. 131. 

Sntervention, nad $. 55 de 
Erer.-Gef., V. 328. 

— gchnnſiges Anbringen, Contumaz? 

. 521. 

—, auf Grund eines anderen Inte⸗ 
reſſes als des aus dem Eigenthum 
fließenden? V. 57. 

—, Koftenerftattung? IL 495. — 
J. a. Ehefrau. 

a Elek 55 
des Exec.- Gef. — darin iſt nur 
eine Appellation zuläffig, VL ST. 
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Interventionsproceh, eigent- 
thümlicher, IIL 279. 

Inventar, kann ee 
defien Verkauf Bindern? III. 410. 

Serthbum, zur Lehre v. 3. beim 
Kaufe, L 202. 


—, des Sperificanten in Bezug auf 
die Kräfte des Nachlaſſes, V. 142. 

—, beim Pferdehandel? VI. 4683. 

Suftizconventionen, I 170. 

Jus variandi, bei wahlweiſen 
Forderungen, IL 1. 


Kalenderftyl, ſ. Wechfel, Ber- 
falltag. 


Kauf, actio venditi aus dem Ver— 
Taufe anftehenden Holzes, — Ge- 
wißheit des Object3? — Zug um 
Bug = Leiftung, — Einreden, VI 


—, aulı-lung, inwiefern anzunehmen, 
ei Rücknahme einer mit anderen 
zugleich verlauften Sache? I. 414. 

— —, in Folge der lex commissoria, 
dabei Tann ber Käufer i. 3. das 
Kaufaeld zurüdfordern, II. 413. 

—, Ausführung einer Waarenliefe- 
rung feiten eines Dritten, ver- 
Ihafft diefem nicht ohne Weiteres 
die actio venditi, III. 253. 

—, Auslegung eines 8.3, wonach 
die Erfüllung anfcheinend in das 
eben des Käufers geftellt, IV. 

9. 

—, Begründung der actio venditi 
durch Bezugnahme auf Zufendung 
dur „die und die” Eifenbahn, 
III. 220. 

—, Billigung ber Waare durch con- 
eludente Handlungen, V. 493. 

—, bricht Miethe? IV. 151. 

—, die actio venditi i. B. auf ein 
Grundſtück an fih durch Eriftenz 
nicht überwieſener Hypotheken nicht 
ausgeſchloſſen, 282. 

Ei altes ſteht und Liegt“, IL. 


—, Borausfegung des Rechtes bes 
Käufers vom Handel wegen Säum- 
niffes des Verkäufers in Lieferung 
der Waare abzugeben, IL. 504. 

—, einer Forderung, Beweislaſt, 
wenn Refciffion wegen Nichteriftenz 
verlangt wird, III. 466. 


Kauf, einer Forderung, ſtillſchwei⸗ 
gendes dictum et promissum i. ©. 
auf die Bonität, III. 484. | 

—, mit dictum et promissum, — An⸗ 
wendung be 8. 860 BGB., III. 


109. 

—, über „bie Hälfte des Unterirdi- 
ſchen“, V. 339. 

—, eined Grundftüdes, Hypotheken⸗ 
übernahme ti. 3. erft mit dem 
Eintrage wirkſam, III. 416. 

—, — —, bona fide, Seiten befjen 

“der weiß, daß daſſelbe früher an 
einen Dritten veräußer geweſen, 
V. 348. Berpfficht — 

—, — —, Verpflichtung de r⸗ 
kaufers i. B. auf den Eintrag des 
Käufers hindernde Proteſtationen, 
nVwifferengllage, Plabhandel 

—, ſ. a. Differenzklage, Platzhandel. 

—, — — mit Angabe ja lächen- 
gehaltes, IIL. 487. 

—, — —, Bemwei3 der jchriftlichen 
Form Tann durch Eidesantrag ge— 
führt werden, IV. 138. 

—, — —, der Auftrag dazu kann 
ein münblicher fein, IV. 139. 

—, Form vollendet, wenn 

- von beiden Theilen nach BGB. 
8 825 vollzogen, IV. 142. 

—, — —, Erpulfionsrecht des Käu- 
ferß, Berjprechen der traditio vacuac 
possessionis, IV. 151. 

—, — — für eine Stadtgemeinde, 
wenn perfect? IL. 411. 

—, oder Einkaufs - Commiffion? 
IV. 90. 

— exceptio redhibitoria und quanti 
minoris, IV. 254. 

— , Klage gegen den Stellvertreter, 
welcher in eigenem Namen con= 
trahirt, IV. 136. 

—. Nichterfüllung eines nebenjäcd- 
lichen Verſprechens giebt nicht ge— 
gen die actio venditi die exceptio 
non adimpl. contr., III. 488. 


— auf®robe, beim Pferdehandel? 
VI. 463. 


—, nad) Probe, I. 202; II. 19; VI. 
438. 


—, — —, berb. mit dictum et pro- 
missum — Erception oder geläug- 
neter Klaggrund? IV. 82, 
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Kauf, nad Probe, Mangel der Be- 
zugnahme auf die Probemäßigkeit 
ſ nicht weiter Abweiſungsgrund, 

. 52. 


—, — —, Beweislaft, II. 66; IV. 


286. 

— — —, Muſter — Dispofiti- 
onsftelung, I. 477. 

— „zur Probe“, IV. 85. 

—, per aversionem, Ermittelung bon 
Ginzelwertben, VI. 264. 

—, Störnirung, Zinspflicht i. B. auf 
zu reſtituirendes Kaufgeld, III. 
543, 


—, Perfection? I. 423. 

—, Pflicht der Prüfung zugefendeter 
Waare durch Abmwefenheit des In⸗ 
habers des kaufenden Geſchäfts 
ee V. 2086. 

—, Pflichten des Verkäufers bei des 
Käufers Verzug in Abnahme der 
Waare, V. 491. j 

—, Recht des Verkäufers zu anber- 
weitem Verlauf nad Art. 357 ? im 
Tall des Verzugs des Käufers, V. 
498 


—, Rüdtritt des Verkäufers in Folge 
Verzugs des Käufers nach Art. 354 
flg. HGB., V. 30. 

—, Schädenklage wegen nicht erfolg- 
ter Zieferung im Yal binnen be- 
jtimmter Friſt an einem von ber 
Handelßniederlafiung verfchiedenen 
Orte zu liefern ift, VI. 370. 

— Uebergang ber actio emti in 
eine Schädenforberung — Compen- 
fation, III. 481. 

—, Mebergang des Eigenthums, VI. 
461. 


—, Bertragßerfüllung fann nicht von 
einem von mehreren Käufern an- 
theilig gefordert werden, I. 424. 

—, oder Verdingungsvertrag i. B. 
auf Lieferung einer Majchine? 120 
— Dispofitiongsftelung wegen Feh⸗ 
ler, IIL 517. 

—, MWiederauflöfung, V. 206. 

—, f. a. actio emti, Dispofitiong- 
ftelung, Fixgeſchäft, Lieferungs- 
fauf, Uebergabe. 

„KRaufmänniider Spradge- 

brauch“? IL 63. 

Kellerrecht, Schuß gegen ſchädliche 
Immiſſionen, IIL 103. 


En en fi 
“ ir ...® 
» 
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Kind, Den Klage auf Aner- 
kenntniß gegen den Bater Seiten 
der Mutter, I. 63. 

Kinder, legitimirte, |. Legitimatio. 

—. Nießbrauch ded Baterd an Sa- 
chen der Kinder, — Bereicherung? 
III. 98. 

Kirhenmatrifeln, Entftehung u. 
Beweiskraft, I. 393. 

Klagänderung, Ablehnung der 
Einlaſſung vor Erftattung der Ko⸗ 
ften, VI. 228. Pi 

—, in Bezug auf bie Beweismittel, 
Berfahren dabei, II. 74. 

Klagbeantwortung, ſ. Ein 
lafiung. 

Klage, Unfchlüffigkeit, wenn gegen 
N. N. als „Inhaber“ der Firma 
X. & Co. angejtellt, fich ergiebt, 
dag N. N. nur Procurift derjelben 
ift, I. 333. 

—, auf Anerkennung, f. diefe. 

—, auf Bertragderfüllung, ſ. diefe. 

—, auf Schadenerjag, |. Bertragd- 
erfüllung. 

Klaggrund, Benußung eines zu- 
geftandenen 8.3 an Stelle des in 
der Klage enthaltenen verneinten, 
I. 236. 

—, geläugneter, ift e8, wenn Bellag- 
ter behauptet, den libellirten Ber- 
trag nicht für ſich, ſondern im 
erllärten Auftrag eines “Dritten 
abgejchloffen zu haben, IV. 356. 

—, — oder Exception? wenn Be 
Hagter einwendet, daß Lieferung 
binnen einer gewiſſen Frift bedun- 
gen worden, II. 543. 

—, — — —? anderer RTitel, V.504. 


Klagverbejjerung, ſitillſchwei— 
gende, V. 504. 
Kohblenabbaupberträge, 
u eingetragene, Wirkſamkeit? 
364 


Koftenvorftand, II. 253. 

—, bat der curator bonorum zu be⸗ 
ftellen, I. 408. 

—, ſ. Einrede. 

Kriegsſchäden ꝛc., f. Pacht⸗ 
vertrag. 

Kündbärkeit, eines Lieferungs⸗ 
vertrags, welcher auf unbeſtimmte 
Dauer geſchloſſen, V. 423. 
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Lad a ber ——— wie einzu⸗ 
ten 
nfchlag ne die Comtoirthür, 
MW. 97. 
— an bie Thür der Wohnung, 
im Wechſelprozeß, IV. 261. 
„ſ. a. Behändigung. 
BonbeBlofierie, Setwinnloofe ber 
2. find Öffentliche auf den Sr 
van geſtellte Werthpapiere, I 


2 u s r enn, Dr. Friedrich Albert von, 
Rede an feinem Grabe, V. 1. 


Lebensverſicherung, ſ. 2er- 
ſicherungsvertrag. 

Legat, ſ. „Neubles.“ 

Legatum, ſ. Vermächtniß. 

Legitimatio, per subsequ. matrim., 

. tritt ein wenn bie — innerhalb 
der Gonceptiongfrilt außer mit 
bem fpüteren Manne auch mit 
anderen comeumbirte, III. 502. 

en durch nachfolgende 

„V. 11. 

—, zur Sache, ſ. Sachlegitimation. 

Leibeserbe, ob durch Adoption, 
i. B. auf das Vorkaufsrecht, III. 
549. 

Lex commissoria und caſſato— 
rifche Clauſel, 123. 

— — Unterſchied der 1. c. und der 
clausula cassatoria, II. 44. 

— ſ. a. Caſſatoriſche Clauſel und 


Liedlohn, ſ. Concurs. 
Licitalgelder, Form De Hülfs- 
volftredung in folche, II. 495. 
an. im satt 

des Art. 217? H6GB., 

Lieferungskauf, wihudht in 
Gemäßheit Art. 355, 357 HGB., 
I. 481. 

—, Beweislaſt in Betr 
klagtem behaupteter 
II. 543. 

—, oder Commiſſion? II. 506. 

—, fhlüffige Faſſung der a. venditi, 
wenn „aus den Werfen” bes 
Klägers geliefert, II. 167. 

— , f. Dispofitiongftelung u. Kauf. 

Lieferungdpertrag, auf unbe- 

immte Zeit gejchloflen, Kündbar- 
eit, V. 423. 


bon Be⸗ 
efriftung, 
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Limitum, Erllärung eines 2. bei 
der Verkaufscommiſſion, II. 505. 

—, bei der Einfaufscommiffion, II 
507. 

en om. 
ſellſchaft, V 


eifiärenffumtion, wenn nöthig ? 
1 


einer Handelsge— 


Zitisrenunciation, f. Streit- 
entfagung. 
Locus regit actum, I. 373. 


Mäbkler, bat folder ein unmittel- 
bares Sadhintereffe bei einem 
Prozefje aus einem von ihm ver- 
mittelten Kaufe? IL. 396. 

Mätlerlohn, wenn für Verichaff- 
ung eines Darlehns verdient ? 
VI. 469. 


Müällervertrag, zur Lehre vom 
M., II. 558. 
u. an ift einen Käufer verjchaffen ? 


—, was „Dermittelung‘ eines Ge- 
ſchäfts? II. 287. 
—, |. a. Brogeneticum. 

Mandat, in Form einer Bitte, 
eines Munfches, IIL 51. 
—, zum Einkauf, II. 507. 

—, Widerruf durch andermweite Vol- 
macht? III. 208. 
—, — Commiſſionsgeſchäft? V. 
19 


—, Auftrag. 

Mandatar, kann i. Z. nicht den 
Aufwand für Erlangung der er— 
forderlichen Fachkenntniß erſetzt 
verlangen, VI. 480. 

—, ſolidariſche Haft mehrerer Man— 
datare, III. 255. 


Marginalatteft, zur Executiv— 
Hage in Betreff gerichtäfundiger 
Baffivlegitimation, J. 263. 

Meineid, mus im Civil— 
prozeffe, V 364, 

—, Schädenklage — Art. 449 StPO. 
— 8. V. der Novelle vom 13. 
März 1867, V. 372. 


Mens testatoris, 1.64. 
— — in einem Legate, 
Y. 


Mi eihbert A s ,‚ verzehrbare Sa— 
chen 


658 


Mietbhvertrag, wit einem fpäter 
annoch zu vereinbarenden Mieth- 
preife, I. 49. 

—, bat der Vermiether dem Miether 
ben Einzug verweigert, bevor die⸗ 
fer an fi bebungene PBränume- 
randozahlung geleiftet, jo hat letz⸗ 
terer gegen die actio locati die 
exceptio non adimpleti contr., IL 
415. 

—, Snterpretation einer Miethcon- 
tractsclaufel wegen Entſchädigung 
im Fall Berfümmerung der Ber 
nußgung, III. 117. 

—, kann der Eintrag der oe 

— ungsbeſchränkung nach 8. 1224BGB. 

u. - egen den neuen Erwerber ver- 

ng angt werden, dafern diefer Erbe 

> früheren Beſitzers geworden? 
. 358 





—, Verwahrung zu Sicherung bes 
Miethrechts, L. 164. 

| —, Retentionsrecht an den invectis 

EB et illatis, II. 423; IV. 152. 





* —, Schädenklage im Fall — 
— währung der Miethräume, IV 
a 147. 

* —, wählt der Vermiether um auf 


Pi Räumung zu Hagen, nach Proz.- 
— Nov. 8. 27 den Bagatellweg, ſo 
ift Berufung zur IILia ausgejch[of- 
fen, IL 87. 

—, f. Bachtvertrag. 

Miteigenthümer, deſſen Be— 
nutzungsrecht, J. 270. 

Miteigenthum, Rn i. B. 
auf Benutzung des im M. befind⸗ 
lichen Grundſtücks, II. 551. 

—, Servitutenerwerb des Miteigen- 
thümers? J. 422. 

—, in der Altgemeinde, V. 106. 

—, ſ. Grunddienſtbarkeit. 

Mitgift, Beſtellung einer M. 
Seiten des Schwiegervaters, bei 
deffen Ableben nach dem Tode der 
Tochter zahlbar, III. 260. 


—, 5.a. Dos. 
Mobilientauf, zwiſchen Eheleu- 
ten, III. 485. 
Moniturverfahren, dahin ge- 
hören i. 8. nicht Differenzen 
iber Wertbsangaben in ber Spe- 
eification, II. 262: 
Monument, f. Eidesantrag. 
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Mora, f. Verzug. 
Motiven, fpeciefe zum BGB, 
ven Geſchichte und Bedeutung, 
1 


angsaben, Eigenthum daran 

— Negatvria gegen Eingriffe — 
Beweid des Befugnifies — Db- 
fervanz? V, 350. 

—, wem ſteht darin bie Fiſchberei 
3u? III. 468. 

Mündlihe Verabredbung, ne 
ben der Urkunde, IL 81. | 
Münzverfhlehterung, Ge— 
mwährung eines ee einer ſol⸗ 
* errichteten Fideicommiſſes, 

4 


79. 
Mutatio, libelli, ſ. Klagänderung. 


„Rah und nah”, in 8. 712 
BGB., VI. 261. 

Nachbarrecht, Düngergrube, II. 
81 


— / f. Kellerrecht. 
Nahdrud, was im Sinne dei 
Gef. vom 22. Febr. 1844? IL 21. 


—, in Bezug auf Bhotographieen? 
III. 298. 


—, |. Sachverftändigen- Berein. 

Nahforderungsrecht, vertrags- 
mäßiges, nicht ſchon dann begrün- 
det, wenn ber Schuldner eine 
Forderung an den früheren Gläu- 
biger erlangt, III. 70. 

—, Beweiß der Forderung babei, 
III. 72. 

—, 8. 766 BGB. auch auf ältere 
Concursfälle anwendbar, TIL 422. 

—, beim außergerichtlichen Nachlaß⸗ 
vertrage? ILL. 288. 

—, Verzugszinfen? L, 406. 

Rablaßfpecification, Klage 
darauf wie zu fubftantiiren? IIL 
264. 

—, Irrthum dabei, V.-142. 


‚Rebenberedungen, in Bezug 


auf Immobilienkäufe, III. 204: 
Ne bis in idem, V. 508 . 
Negans non excipit, als Grund 

bed Ausſchluſſes einer Forderung, 

VI. 229. 


— — — durch Bugeftänbniß in ber 

— erledigt, VL 58. 
Negatorienllage, Rn 
thumsklage. Ver hältniß gegen 
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der Anmaßung einer Servitut, 
rejp. der actio ex lege Aquilia, 
I. 43; IV. 114. 

Negatorientlage, was ift Eigen- 
thumsbeſchränkung im Sinne bes 
8. 821 BGB. ? VL 246. 

—, damit concurrirt u. U. ein per⸗ 
ſönliches Klagfundament, IL. 403. 

—, Beurtbheilung angeblicher Turba⸗ 
tivacte, II. 549. 

—, zum Schub der Adjacenten 
Hiefenber Gewäfler gegen Stau⸗ 
ungsanlagen, VI. 253. . 

—, auf Räumung eines Grundftüds 
gegen den darin precario Wohnen⸗ 
ben, VL 447. 

—, wegen eines Mühlgrabens, V. 
350 


—, gegen bie a wegen unbe- 
rechtigter Einbringenshypothek, I. 
215. 

—, gegen Haltung eines Schiekitan- 
des auf einem Nachbargrumbdftüd 
im Sal des Weberfliegend bon 
Stugeln, III. 529. 

— , unftatthaft wegen durch ba3 
Gemwerbegejeg geſchützter Immiſ⸗ 
ſionen, L 140. 

—, — gegen den Miteigenthlimer 
wegen Verlegung von $. 330 BGB., 

V. 102. 


—, analoge Anwendung der excep- 
tio rei venditae et traditae, I. 499. 

= ſ. a. Befiter und Grundbienftbar- 
eit 


Negotierum gestie, f. Geſchäfts⸗ 
führung. 

Negotium claudicans, I. 878. 

Nekrolog, Carl von Sala und 
Lichtenau, I. 94. 


—, Alexander Ferdinand Immanuel 


Pechwells, I. 198. 

—, bed Dr. Hermann Auguft Sin- 
tenis, II. 481. 

—, Adolfs Carl Heinrich Dr. von 
Hartitzſch, IV. 485. 

Neuerungsvertrag, wenn un— 
wirkſam, nicht Erlöſchungsgrund, 
VI. 262. 

„Nicht vollſtändig befriedigt“ 
und — in 8. 766 

3. 


„U? | 
Nießbrauch, des Ehemannes, ſ. 
biejen. 
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Nießbrauch, bed Water — Be- 
reicherung der Kinder? III. 98. 
—, — —, beflen Cautionsfreiheit 
berechtigt nicht zur beliebigen 
Löſchung einer auf defjen Grund- 
ftüd für das Hauskind beitellten 

Hypothek, V. 482. 

Nothweg, II. 36. 

Novation, privative, Verhältniß 
zur Bürgfchaft, II. 559. 

—, im Hypothekenrechte? III. 241. 


Dberappellationsgerict, 
Berjonalien, I. 97, 528; II. 192, 
335; III. 48, 336; V. 48, 286, 
287. 

Obergutadten, beim Beweiſe 
dur Sachverftändige, I. 493. 
Obfervanz, in Bezug auf Benuß- 

ung eines Mühlgrabens? V. 350. 
= \ Miteigentbum u. Weg, öffent- 
icher. 

Del=- und Broductenbörfe, zu 
Leipzig, die Zeugniffe ihrer Com- 
miffionäre find nicht öffentliche 
Urkunden, I. 547. 

Operae artificiales, ſ. Chefrau. 

Dralfidbeicommiß, V. 484. 

—, oder pactum in favorem tertii? 
III. 205. 


Pachtvertrag, Aufhebung wegen 
zufälligen, reſp. theilweijen Unter— 
Hanges der Sache, I. 230; TIL 
489 


—, Erfüllung Seiten des Nachbe- 
figer8, III. 119. 

—, ſtillichweigender Eintritt des 
len in den vom 
Vorbeſitzer als Verpachter gejchloj- 
ſenen P., III. 207. 

—, Interpretation der Clauſel, daß 
der Pachter den Dünger nicht ver— 
kaufen dürfe, J. 426. 

—, Retentionsrecht wegen nothwen— 
diger oder nützlicher Verwendun— 
gen, VI. 268. 

—, Vorausſetzung der Beſtimmung 
des 8. 1219. des BGEB.'s iſt Ver— 
legung ber Boriehrift des S. 1208, 
VI. 468. 


—, Verwahrung zur Sicherung des 
Pachtrechts, I. 164. k 
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Pachtvertrag, Kriegspräftationen 
oder Rriegsfdäben — Serbältniß 
des BGB.s $. 1196-1198, 1212, 
1218 zum Gen. v. 26. Mai 1810, 
IL. 97. 

—, f.a. Lex commissoria u. Mieth- 
vertrag. 

Pactum de mutuo dando, IV. 
547. 

— in favorem tertii, f. Vertrag. 

— rTeservati dominii, VI. 243. 

— turpe, tft das einem Ehemanne 
Seiten einer Frauendperjon ge= 
gebene nn ihm für den 
Sal, daß die beftebende Ehe ge- 
ichieden werde und er die Bromit- 
tentin heirathen würde, eine Summe 
Geldes zu geben, II. 395. 

— — ob Ausbedingung einer Ora- 
tification für Ertbeifung des ehe⸗ 
männlichen Conſenſes? III. 426. 

Paulianifhe Klage, Voraus— 
jegungen, II. 428. 

— —, beren Verhältniß zu Art. 314 
HGB., IL 501. 

— — , (Gratificationstheorie befei- 
tigt) — datio in solutum, III. 127. 

— —, wegen Beräußerung in frau- 
dem creditorum durch datio in so- 
lutum, IV. 168. 

— —, gegen wen? V. 478. 

— —, bei Ueberweifung eines bem 
Chemanne zuftändigen Zinsge— 
nuſſes an die Frau gegen deren 

in für feine Bebürfniffe 

zu forgen? III 497. 

wegen Veränderung eines 

Darlehns in Einbringen? VI.458. 

‚ Berbältniß zur Publiciana, 

V. — — 

— —, Sicherung ihres Zweckes 
durch Verwahrung, — 163. 

Pauperies, eigene Berjchulbung 
des Berlegten, I. 428. 

Perfection, des Bertrag3? III. 
423. 

Periurus non jurat, nidt an- 
wendbar wegen Verſuchs der An- 
ftiftung zum Meineid, IV. 860. 

Perſon, juriftiihe, Fall ber 
Einziehung eines dem früheren 
Privatvereine gegebenen Wechjel- 
darlehns nach erlangtem Rechte 
der j. ®. III. 58. 


— — 
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Perſon, juriſtiſche, Legitima— 
tion, III. 88. 

Pertinenz, treibendes Zeug der 
Schneidemühle, II. 394. 

—, Defen, ibid. 

—, Dampfmaſchine ꝛc., II. 518. 

—, Apothekerutenſilien? III. 74. 

—, Dampfmühle, II. 531. 

Pfandgläubiger, Sicherung ſei— 
ner Rechte durch Verwahrung? J. 


171. 
Pfandklage, ber Vorausſetzung 
des 8. 1447 BGB. iſt im Fall 
verweigerter Annahme, durch De⸗ 
oſition zu entſprechent, VL 236. 
Pferdehbandel, Guf Probe? 
—_ m —dakis? — dictum 
et promissum? VA. 463. 

Pflichttheil, Verletzung burd 
Einwerfungsgebot, I. 70. 

—, entfernterer Defcendenten, Ein- 
rechnung von Zuwendungen an 
deren Abfcendenten, I. 588. 

Pflichttheilserbe, Sicherung fei- 
ner Anfprüce durch Verwahrung 
— Yinterfchied des alten und neuen 
Rechts, J. 162. 

Photographie, Nachdruck? IL 
298. ; 


Platzhandel, dabei Art. 347 — 
349 HGB. nicht anwendbar, TIL 
521. 

Poenainfitiationis,f.Ne- 
gans etc. 

Positus in conditione, an sit 
positus in dispositione? 
I. 64. 

Possessorium ordinarium oder 
summarium? Ill. 473. 

— summarium, Nppellabilität? 
ibid. 8 

— —, i. B. auf eine. Wegegerech⸗ 
tigkeit — Beweisthema, IIL 419. 

Bräjudiz, der Criminalſache für 
den Civilprozeß, I. 487; V. 371, 
272, 372. 

Prälegat, Berichtigung Seiten ber 
Miterben i. 3. abzüglich der eige- 
nen Erbjchaftsquote des Prälega⸗ 
tars, IV. 172. 

Praesumtio Muciana, IIL 279. 

Präſumtion, f. Vermuthung. 

————— rweisvertheilung, 

. 76. 
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recarium, Superficie ober 
Servitut? I. 213 ; V. 94. 

—, in Bezug auf eine Wohnung, |. 
Negatorienklage. 

Preiſe, Orts- und Kundenüblidh- 
feit, II. 38. 

Breißminderung, wegen verbor- 
gener Fehler, III. 521. 

Brocurift, 9. Bevollmächtigter 
oder Specialmandatar? III. 51.. 

—, Zeichnung, IV. 339. 

—, Vollmachtszeichnung? III. 371. 

—, auf defien Verhältniß zum Prin- 
eipal bezieht ſich nicht Art. 42 
H68., IV. 176. 

—, ſ. a. Rechnungslegung. 

Prodigus, |. Wechjelfähigkeit. 

Prorogatio fori, au bei Han— 
delsgerichtsſachen zuläffig, I. 547. 

PRrovocationdflage (exlege 
diffamari) gegen die Ehefrau 
wegen unberechtigter Einbringens⸗ 
Hypothek, 1, 215. 

—, ob wegen eines eventuellen Schä- 
denanfpruch8 ? III. 403. 

—, zu Unftelung der Wiederklage, 
III. 406. 

—, zur Begründung kann nicht eine 
erit im Laufe des Proceſſes vor— 
gekommene Diffamation benukt 
werden, V. 74, 275. 

—, zu Ausführung gerühmter Schä- 
den, VI. 62. 

—, wegen Berühmung mit bedingten 
und betagten Forderungen i. 8. 
ftatthaft, II. 264. 

—, gegen den in formrichtigem Teſta⸗ 
mente enterbten NRotherben zu Aus⸗ 
führung des von ihm behaupteten 
Erbrechts, V. 276. 

— , unftatthaft gegen ben Beſitzer, 
IV. 101. 

en zu unbeftimmter Berühmung, 
. 403. 


—, nur wegen Berühmung civil- 
rechtlicher Anfprüche, I. 403. 
— durch das BGB. nicht berührt, 
II. 264. 

— Erledigung durch Compromiß, 
. 85. 

—, Belanntm. des OAG's. v. 30. Oct. 
1847, III. 68. 

—, f. a. Concurs, Edictalien, Prozeß, 
Sijtirung. 
Annalen, Reue Folge Bd. VI. 
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Provocationdklage, (ex lege 
sicontendat), in 8.1468 BGB. 
erwähnt, II. 264. 

PBroreneticum, gilt als verdient, 
wenn auch der zugemwiejene Käufer 
nicht allein, fondern mit einem 
Mitkäufer abſchließt, I. 427. 

—, Herlommen dabei? V. 134. 

Prozeß, Siftirung auf Antrag 
Klägers unzuläffig, wenn er pro— 
vocirt en, V. 43. 

—, jummarifcher, bei VBerwahrungen 
ıc., I. 442. 

Brozeflegitimation, neue des 
vonjäprig gewordenen Hausfindesg, 

94 


Bubli cationstermin, innerhalb 
der Gerichtsferien, ſ. dieje. 
Punctation, II. 204; VI. 453. 


„Quantum possessum tantum 
praescriptum“, bei Verände— 
tung in der Benugung, VI. 479. 

— — — — in Bezug auf Wege- 
jervituten bei neuen Snduftriean- 
lagen, II. 273. 

Duafibefig, bei Dienitbarfeiten, 
III. 473. 


Querela inofficiosae donati- 
onis, Begründung, VI. 237. 

— — —, Auszugsftipulation beim 
Kaufe, V. 486. 

— — —, Verwahrung zu ihrer Siche— 
rung, I. 163. 

Quittung, Beweiskraft dem Drit- 
ten gegenüber, V. 62. 

—, eines Cridars, Gewicht? V. 519. 

Quittungsleiftung, Verpflich- 
tung dazu, V. 461. 


Rachatproceß, I 431. 

Heallanp I. 226. 

Nealoblatien, bei der Differenz- 
Hage, ſ. diefe. 

Rechnungslegung, Verpflich— 
tung dazu in Folge der vom Tefta- 
tor dem Erben auferlegten Ber- 
mwaltung eines Legats, II. 43. 

—, wem von mehreren Gejchäfts- 
interefjenten liegt fie ob? ILL. 496. 

—, Seiten der Erben über Berwal- 
tung eines Legates, in solidum, 
IV. 157. 


—, Pflicht des Procuriften zur R., 
IV. 176. 
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Rechnungslegung, Klage auf R. 
gegen den debitor debitoris in vim 
executionis inhibitus, IV. 381. 

—, VBervolfftändigung einer gelegten 
Rechnung Seiten des Rechnungs- 
führers, IV. 559, 

— , darauf wird nicht verzichtet, 
wenn fi der Berechtigte in ben 
Beſitz der Unterlagen jett, V. 138. 

Rehtsbefig, Erhaltung dur 
Stellvertreter, I. 48. 

Rechtsgeſchäft, pe I. 373. 

Rechtskraft, zur Xehre von der R., 
IV. 373; V. 59; VI. 366; 

—, des Beweisinterlocute in Be- 
zug auf Egceptionen, welche der 
ihlüffigen Begründung im Ber- 
fahren entbebren, VI. 231. 

— in Bezug auf die Klagbegründung, 
VI. 239. 

—, der Nationen, I. 391; IIL 276; 
V. 4983. 

—, Wirkung im Jal an I unrich⸗ 
tiger Entſcheidung i. B. auf die 
des Oberrichters, III. 106. 

—, Einrede der R., |. exceptio rei 
judicatae. 

Rechtstitel, zur Erwerb einer 
Hypothek, ceffibel, I. 460. 

Rechtsverfolgung, „Erſchwe— 
rung der R.“, IL. 167. 

Rechtsverwirkung, f. caflato- 
riſche Clauſel. 

Recognitio per testes, antici- 
pirte, I. 260, 

Redhibition, wegen fchlechter Be— 
ichaffenheit der Waare, VI. 85. 

Rei vindicatio, ſ. Eigenthums- 


flage. 
Regreßklage, gegen den Conftu- ' 


prator ift weggefallen, IIL 45. 
Reinigunggeid, oder Erfüllungs- 
eid? II. 85. 
Relocatio tacita, Ausfchluß der 
Dermuthung dafür, VI. 466. 
Remedium non numeratae 
pecuniae ex dolo speciali, 
V. 122. 
— spolii, I. 33, f. a. Spolium. 
Renunciatio, liti, f. Streitent- 


fagung. 

Replik, der Klage zu inferiren? 
III. 309, 394. 

— daß ein an Zahlungsftatt gege- 
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bener Wechſel nicht eingegangen, 
ift der Klage zu inſeriren, IL 83. 

Res extra commercium, ſ. un- 
fittlide Schriften zc. 

— publicae 2e., III. 464. 

—, judicata, ſ. Rechtskraft und 
CXC. T. ]. 

—, litigiosa, deren Beräußerlid- 
keit? I. 298. 

— universitatis, i. sp. s. d., und 
patrimonium civitatis, IIL 475. 
Restitutio in integrum, f. Wie⸗ 

dereinjegung. 

Netentiondrecdht, bes Ver⸗ 
miethers an den invectis et illatis, 
II. 423. 

—, an den invectis et illatis, gegen- 
über dem Hülfspfandrecht, — dem 
Eigenthum eines Dritten, IV. 152. 

—, nah dem BGB. — (Abb. v. 
Siebenhaar) III. 1, 177, 337; I. 
en — 

—, ſJ. a. Zurückhaltungsrecht. 

Richter, discretionäre Gewalt beim 
Interlocute, V. 57. 

—, — — bei der Eidesförmelung, 
V. 58. 

Rückforderung, wiſſentlicher ge⸗ 
zahlter Nichtſchuld i. F. des Vor⸗ 
behaltes, II. 333. 

—, bon Illaten, |. Ehefrau. 


Sachen, außer Verkehrs, III. 463. 
—, Öffentliche, Verträge darüber, 
III. 464. 
—, f. a. Tes. 
Sadlegitimation, active, beider 
Alimentenklage, ſ. dieſe. 
—, —, Veränderung der Beweis⸗ 
mittel bei ihrer Beibringung, II.486. 

— —, durch Beibringung der Ceſſion, 
IV. 144. 

— —, zur Erbſchaftsklage durch Ge 
richtszeugniß, IV. 171. 

Sakbjenbuße, IIL 125. 

Sadhverftändige, Beweis burd 
©., I. 399. 

—, Superarbitrium, I. 493. _ 

Sachverſtändigen-Verein, 
Competenz der verſchiedenen Sec⸗ 
tionen des durch die AV. zum Geſ. 
v. 22. Febr. 1844, V. sub 7 ge 
ordneten S.⸗V.'s, Colliſion ihrer 
Ausſprüche, I. 21. 
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Sadmalter, f. ee I Bund. 
nn en, Beweis ber Höhe beim 
erficherungSverteag, Il. 258. 

—, Er eigene Schuld? V. 418. 

— durch eigene Thätigfeit in Folge 
angeblichen Zwangs? V. 422. 

—, durch Beligentziehung, — Ber- 
lährung? IV. 278. 

—, durch Thiere, V. 313. 

—, Ermittelung, nad 8 V. der No— 
belle vom 13. März 1867, V. 268. 
—, ſ. a. Beſchädigung und Vertrags⸗ 
Erfüllung. 

Schadenklage, aus der lex Aquilia, 
V. 281; VI. 277. 

—, Prajudi⸗ der Criminalſache, I. 
487; V. 271, 272, 372. 

— — Eiſenbahnverwaltungen, ſ. 

ieſe 

—, unzuläffige des Commiſſionärs 
wegen Abbruch der Geſchäftsverbin⸗ 
dung in Folge Concurſes, V. 472. 

— nach _$. 30 des Gewerbegeſetzes 
v. 15. Oct. 1861 nur in foro per- 
sonali, II. 477. 

—, wegen abſichtlicher ſchädlicher Em⸗ 
pfehlung V. 470. 

—, wegen Körperverletzung in Folge 
Zerfpringend eined Feuerrohrs, 


—, dei Baflanten in Folge ernnie 
einer Brivatbrüde? IV. 15 

—, wegen Nichtgemwährung ber Dieth- 
räume, IV. 147. 

—, megen erlittener Wedjjelhaft in 
Folge, der Zufage ungeachtet, nicht 
Schügung von Wechjeln, 


„ gegen den Richter nach 8. 1506 
808 ſ. Nießbrauch. 

—, wegen Meineids, ſ. dieſen. 
‚To Beichädigung, Eifenbahn. 
Scablosbürgihaft, Creditauf- 
trag oder Empfehlung ? VL 476, 
„Scheffel“, bei garantirtem Flä— 
ya eine Grundſtücks, VI. 


Sheinseigätt, Geifton, III. 


S n fung, nad den Borfchriften 
des BGB.'s (Abh. v. Steben- 
Baar), II. 193. 

—, präjfumtive bei Brandcalamitofen 
geleifteten Fuhren, IL. 274. 


Schenkung, durch Berfauf unter 
dem wahren Werth? VI. 263. 
—, betagt oder bedingt? IV. 369. 
— , remureratorifche für Leiftungen 
eines Hausſohnes, IV. 287. 
— , unter Ehegatten, Ungültigfeit, — 
divortii causa donatio, III. 132. 


‚ Pflihtwidrige, Verwahrung zur 


Sicherung ber quer. inoff. don., 
I. 168. 

— , übermäßige, |. Einbringen. 
—, ſ. a. Verſicherungsvertrag, III. 139. 


Schiedsſpruch, Compromiß da— 


rauf unterliegt ſtrenger Auslegung, 


V. 432. 
Säreibfehler, Beweis eines ©,, 


Särittlihegorm, derſelben ſteht 
nicht ſchriftliche Veſcheinigung 
mündlichen Abſchluſſes gleich, V. 
119. 

— = a durch Eibesantrag, 

— —, — a. Kauf. 

Schuldanerfenntniß, (BGB. $ 
1397 flg.) oder auhergerichtfidhen 
Belenntniß? III. 121. 

—, f. a. Anerfenntnißvertrag. 

Schuldſ 


gründend? J. 139. 


—— Vermuthung der 


S. in Folge Rückgabe des a 
ſcheines, IV. 383. 


Schuldübernahme, Seiten einer 


Ehefrau, |. Ehefrau. 
—, Öegenleiftung, I. 512. 


—, dur Eintritt in eine beftehenbe — 


Firma ? V. 489. 


a proceſſuale Vertretung? - 
— irunnateimie, ſ. Con⸗ : 


tumaz. 


Separatio a thoro et mensa, ſ. 


Trennung von Tiſch und Bett. 


Sequeftration, nach 8. 424 BGB. — 
nur vom judex rei sitae, nicht dom... 
— in Vollzug zu ſeßhen, 


— Kor s 424 BGB. nur Sicherheits· 2 


maßregel, III. 84. 


Servitus aquaehaustus, in. ‚Ber. 
‚zug auf einen Waffertrog, — Ber⸗ 


ſetzung deſſelben? VI. 259. 
36* 


bein, Rüdgabe, wenn — 
Präſumtion für Schuldtilgung be= .. : 
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Servitus necessaria, II. 36. 

Servitut, oder Superficies, oder 
Precarium? I. 213. 

Servitut, f. Bäume, ee 
Erjigung, Grunddienſtbarkeit 

Societas distraetionis, gelöjt durch 
Verluft des Object, V. 136. 

Societät, f. Gejellichaft und Han— 
delögefellichaft. 

Solennitas legalis, I. 77. 

— — buch, Vindication, I. 


—, * ingebliche Scenfung an ben 
Wärter furz vor dem Tode des 
Inhabers, III. 467. 

—, . a. Inhaberpapier. 

Sparcafjeneinlage aufden Na- 
men eines Dritten, nicht an fich 
pactum in favorem tertii, III. 430. 

Specialbvormund, ob ein folcher 
zu bejtellen, ift Sache des ober— 


bormundjchaftlichen Ermefjend. — 


Deffen Handlung fann nicht deß— 
halb angefochten werden, weil die 
obervormundjchaftlihe Entjchließ- 
ung eine unangemefjene geweſen, 
13. 
Specification, ſ. Moniturver- 
fahren. 
Specificationspflicht, nicht bei 
der hereditatis petitio wegen einzel- 
ner Erbichaftsgegenftände, IV. 384. 
Spolium, zur Lehre vom S., J. 
33; II. 268; III. 96. 
— „an ſich widerrechtüche —— 
in 8. 209 BGB., VI. 4 
SED LIERLINGE, Vedri ing, VI. 


— de Beſitzklage, oder Betitorium? 
Staat, Vaftpflicht für Verſehen des 


dypotheten zefb. Vormundſchafts⸗ 


richters, IV 
——— ‚JS. Kauf von 
Smmobilien und Wiedereinfegung. 
Stellvertreter, Erhaltung des 
Nechtsbefiges durch ſolche, I. 48. 
—, Erwerb durch St., V. 192. 
—, Vertragsfhluß durch St., IV. 


284. 
— a. Auftrag, Geſchäfsführer und 
S teuerte edit, Berzugszinfen? V. 
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Streitentjagung, behufs Anitell- 
ung anderweiter Klage, IV. 64. 
—, innerhalb der rechtsfräftig er- 

fannten Beweisfrift, V. 45. 

—, Wirfung der in einer Confefjo- 
—— erklärten gegen den 
Singularſucceſſor, V. 506. 

Streitvertreter, bat fich nicht 
in das Verfahren super prioritate 
zu mijchen, V. 527. 

Subhbaftation, nothmwendige, |. 
Zwangsverfteigerung. 

Superarbitrium, beim Beiwetje 
durch Sachverftändige, I. 493. 

Superficied, oder PBrecarium, 
oder Servitut? I. 213. 

—, in Bezug auf Bäume? V. 94. 

—, |. a. Baurecht. 

Syndicatserrichtung, durdge- 
wöhnliche Vollmacht, II. 76. 


Zeftament, Erklärung darüber, ob 
Erbjchaftsantritt? III. 263. 

—, ſ. a. Auslegung, Deliberationd- 
frift. 

Teſtamentsanerkennungs— 
friſt, Wirkſamkeit einer vom Erb⸗ 
laffer geordneten, I. 538. 

Tractaten, III 106. 
Kauf. 

Traditio vacuaepossessionis, 
Werth des ne einer ſol⸗ 
hen beim Kauf eine Immobile, 
IV. 151. 

Traufredht, impluvium oder ser- 
vitus stillicidii? III. 324. 

Trennung, von Tifch und Bett, I 
132, |. a. Alimente. 

Zurbativacte? f. Negatorienklage. 

Turpis causa, f. pactum turpe. 


= 


Nebergabe, Arten, V. 399. 
—, ein Waaren, wenn erfolgt? 
169 
„A a ber 8 ehung‘ und „Enterbung”, 


Heberfegungfoften, wenn ee 
tutiongfähig, II. 253. 

Umſchreibung, ſ. Hypothek. 

Unmöglidfeit, der Grfüllung, 


ſ. Kauf. - 

Unfittlide Säriften 2c., kom⸗ 
men erſt nach dem Verbote extra 
commercium, III. 463. 
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„Unterirdiſches“, ſ. Kauf. 

„Unvermögend“ in 88. 1838 flg. 
BGB., III. 44. 

Urkunde, Anerfenntniß der Aecht- 
eit enthält nicht A. der Beweis— 
taft der Dispofitionsacte, nament- 

lich nicht der Richtigkeit de Da⸗ 
tums bei der Ceſſion, IL. 254. 

—, Benupbarkeit einer mit unridh- 
tigem Bornamen unterzeichneten 
im Ordinarprogeß, IV. 100. 

—, Edition? V. 192. 

—, öffentliche ausmwärtiger Behörden 
im Crecutionsprozeß, V. 68. 

—, private, aus mehreren nur zu⸗ 
rg a Blättern —2* 
hend, für den Executivprozeß ge= 
eignet, V. 513. 

ge Verabredung daneben, 
. 8. 


—, Wahrung einer mündlichen Sti- 
pulation neben deren Inhalt durch 
Borbebalt von der Unterzeichnung 

gegen den Weberbringer, IV. 557. 
—, f. a. Anerfenntnißvertrag, Ere- 
eutivprozeß und Wiederklage. 

Urkundenprozeß, Einrede der 
Entwährung, IV. 143. 

„Uſance“, IL 63. 

Usus, ususfructus, Realfervitut, in 
Bezug auf das Haben von Bäu- 
men auf fremden Boden? V. 94. 


Veräußerungsperbot, allgemei- 
nes, I. 87. 
—, — bindert den Interdictug nicht 
an MWechjelausftelung, V. 499. 
—, —, fobald decretirt, hindert Hülfs⸗ 
acte, VI. 68. 

—, bertragsmäßiges, IV. 280. 

Berbürgung, mehrfache für eine 
Wechſelſchuld, — nicht Aral Re— 
greß der Bürger unter einander ? 
VI. 455. 

—, ebeweibliche, j. Ehefrau. 

BVerdingungspertrag, Allgemei- 
nes, II. 38. 

—, oder Kauf? III. 120, 517. 

—, Fälligfeit der merces, III. 121. 

—, ratenweiſe Zahlungen, beim V. 
nah Maß, Zahl, Gewicht zc., I. 232. 

—, |. a. Handwerker. 

Berjährung, ermwerbende, |. Er- 


figung. 
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Berjäbrung, furze, bei gewerb- 
mäßiger Verleihung, 1. 49. 

—, —, ob ſolche dem Baumeifter 
wegen SHerleibung von Rüftzeug 
läuft? I. 273. 


—, —, Unterſchied des BGB.'s SS. 


1017, 1018 und des Geſ. v. 23. 

Juli 1846 i. B. auf 8. 1 pos. 1 

und Beginn des Laufs, II. 279. 

— ſ. Weg, öffentlicher, 
34 


Verkaufscommiſſion, ſ. Com⸗ 


miſſion. 
Verlagsvertrag, „Vergriffen— 
fein? — bedingte Honorarer⸗ 


höhung. — Verhinderung des Ein— 
tritts der Bedingung? — der Klage 
zu inſerirende Replik, III. 309. 

Vermächtniß, Beſtimmung der 
ungenau bezeichneten Perſon des 
Honorirten nach dem muthmaßli— 
chen Willen des Teſtators, III. 559. 

—, sub modo, der Mangel der unter 
U. erforderlichen Offerte der Si: 
cherbeitsleiftung macht die Klage 
nicht unbedingt unfchlüffig, fondern 
Tann durch Berbefferung der Klag- 
bitte janirt werden, IV. 63. 

= m —, Sicherheitsleiſtung dabei, 

96 


—, ſ. a. „Meubles“. 
Vermuthung, für die Dinglichkeit 
einer durch Vertrag beſtellten Wege⸗ 
gerechtigkeit, III. 419. 
—, für die Schuldtilgung aus der 
——— bes Schuldſcheins, I. 139; 
461 


— für bie Zinszahlung, in Folge 


Annahme dreier neuerer Zinster- +: 

mine, V. ibid. — Ar; 
— — — —, — —— des lapitald, 7% 

V ibid * 


10. 
—. ſ. a. Conventionalſtrafe. 


Verpfändung, von Forderungen, 


III. 471 
—, — —, nur verbriefte find zur 
V. geeignet, II. 272. 


—, einer bypothelarifchen Forderung, _ Br 
II. 524. * 


Verſicherungsvertrag, Feuer- | BB. 
berficherung — Nichtanzeige vonauf - 


die Yeuergefährlichkeit einwirken⸗ 


den Umftänden — Cinhändigung - 
der Bedingungen bat vor. der De= 
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claration zu geichehen — mündliche 
Declaration gegen ben Agenten, 
III. 212. 

Verſicherungsvertrag, Feuer- 
verfiherung — genaue Angabe 
des Brandſchadens ift nicht un- 
mögliche Bedingung, III. 113. 

—, —, &ompetenz der Juſtizbehörde 
in Schädenvergütungsproceffen — 
Object der Berficherung? V.259. 

— Flußverſicherung, Klage der Gefell- 
ſchaft auf Erfag von Bergekoften im 


Fall der VBerficherer zugleich Trang- - 


portführer gewefen, u. deflen Leute 
die Strandung verfchuldet, V. 418. 


—, Lebenöverfiherung, Auslegung 
von Bolicenbedingungen, — Sad- 
legitimation von Geifionaren, — 
Verſetzung der Anftalt in Verzug? 
Anwendung welchen Rechts? Fal- 
ſche Declaration, VI. 716. 

—, —, Maß ift le ee 
Angaben‘, was „falſche Declara- 
tion‘? VI. 188 

—, —, Selbſttödtung in unzured- 
nungsfähigem Zuftande ob — 
GSelbjtmord? V. 17. 

—, — , Declararation nah Nüd- 
ſprache mit dem Agenten über das 
der Anzeige Bebürftige, III. 265. 

—, —, zu Öunften Dritter, — Schen- 
fung? IIT 139. 

—, Beweis bes erlittenen Schadens, 
dabei nicht jur. Zenonianum oder 
jonft Legaleid, II. 256. . 

Verſicherungsweſen, Dienft- 

flichtigfeit des ausländifchen In— 
—58*— im Inlande auch dem eige— 


nen Agenten gegenüber, VI. 362. 


Versio in rem? IV. 284. 

ae Aufhebung wegen Uner- 
füllbarkeit des dicti et promissi, 
bez. Betrugs, IL. 275. 

—, Auslegung, II. 556. 

—, Erfüllung, darauf ift i. 3. die 


Klage direct zu richten; wenn auf‘ 


Schadenerfag? I. 271. 

—, gegenfeitiger, Erfüllung, BGB. 
8. 860, II. 49. 

— , Verfection? III. 423. 

—, Über Abgabenübertragung — 
Dec. el. 65 v. 1661, dec. nov. 17 v. 
1746, II. 397. 


Bertrag, Über öffentliche Sachen, 
wenn gültig, III. 464. 

-—, über die Rechte der Anwärter im 
Tall des Todes des Fiduciard 
nicht nach Analogie von 8. 2563 
BOB. ungültig, V. 228. 

—, wegen Uebertragung des Eigen- 
thums 2c. an Immobilien, Ab- 
ſchluß, III. 424. 

—, — — — — — , die Beſtimmun⸗ 
gen des 8. 822 fig. BGB. nicht 
anwendbar in Bezug auf Stipu- 
Iationen einer Gratification Sei- 
ten des Ehemanns für Ertheilung 
des Conſenſes zur Grundftüdver- 
üußerung Seiten der Ehefrau, IIL 
426. 


—, zu Gunften Dritter, nur Annahme 
Seiten der legteren dem Stipulator 
gegenüber ift weſentlich, V. 121. 

—, — — —, bor beflen Beitritt 
gelöft, V. 122, 427. 

—, — — —, Anerkennungsvertrag, 
III. 483, 554. 

—, — — — oder Dralfibeicom- 

miß? III. 208. 


Vertragdurfunde, deren Erfor- | 


bernifje nach $. 826 BGB., Ne- 
“ benberedungen — Bunctation, IIL 
204 


Verwahrung, in Hypothekenſachen, 
I. 146, 289, 483, 562. 
—, |. a. Hülfsverfahren. 
Berzicht, Nothwendigkeit der An- 
nahme, II. 41. 
— il fein definitiver, wenn nur die 
Abfiht dazu erklärt ift, V. 133. 
—, |. a. Rechnungslegung. 
Berzug, was? V. 30. 
—, bed AuszugSberechtigten? I. 421. 
—, des Berechtigten, V. 362. 
—, beim Lieferungdvertrag, VI. 870. 
—, beim Firgejchäft, VI. 373. 
a. Kauf. 


’ . 


Verzugszinſen, von Abgaben? 
V. 116 


—, beim Nachforderungsrecht? I. 
406. 


—, können nicht ohne Weiteres ſtatt 
des Schadens im Sinne des 8. 740 
BOB. gefordert werden, VI. 452. 

Bindication, im Handelsverkehr, 
Ausnahmefall von der Beftimmung 
des Art. 306 HGB., V. 28. 





00 VD Ve 


Givilrepertorium. 


Bollmadt, wie unterzeichnet fie 
der Vrocurift ? IIL 371. 
—, ſ. a. Mandat, Handelsgeſellſchaft 
und Brozeklegitimation. 
Vollmachtsblanquet, fehlerbaf- 
tes, V. 234. 
Vor kau fsrecht, „Leibeserbe“ und 
Fremdern Adoption? III. 549. 
‚im Falle dag Grundftüd an einen 
grenden „veräußert und verlaſſen“ 
werden ſolle, im — nicht für 
den Succeſſionsfall, V. 463. 
—, Geltendmachung bei ber Zwangs⸗ 
berfteigerung, II. 42. 
—, im Concurs, IL. 283; III. 553. 
— — durch Verwahrung, I 


eg: I. 149, 456, 563. 
Vormund, bedarf zu Einwendung 
von Rechtämitteln feine beſondern 
Decretg, man er zum Prozeß au- 
torifirt if, I 212. 
„ſ. a. Ehecinloormunb, 
"y or {bu P 7 an Conſignationsge⸗ 


ſchäft, 


a bire 2 —, des Auszugsberechtig⸗ 
en, I. 
EN Gemäfeit Art. 355 flg. HGB., 


Bafferfurden, IV 119. 
Waſſerlauf, Veränderung zum 
N des Nachbargrundftüds, 
81 


a. actio aqu. pl. arc. utilis. 
Wolfseregt, } Gewäſſer. 
Wechſel, Accept, Haftung des 


Bezogenen aus einem gefälſchten, 
jedo ai von ihm auf Erkundigung 
— für ächt erklärten A., 


—, —, "mit anderem als dem eigent- 
lichen Vornamen neben dem rich- 
tigen Familiennamen, III. 221. 

—, —, begründet an fich nicht die actio 
mandati contraria des Acceptanten 
‚gegen den Traflanten, IV. 268. 

—, —, Anerkenntnißvertrag in Be- 
Bu ein unäcdhtes? VI. 472. 

cceptant, bat i. 3. eine 

. gegen den Kuskenen im Ordinar⸗ 
progeß zu verfolgende actio mandati 
contraria, II. 5475 — f. jedoch 
IV. 268. 


Wechſel, Acceptation Seiten 
einer anbern Perſon ala des Be- 
zogenen ift wirkungslos und kann 
auch ti. 3. vom Ausfteller nicht 
al3 Intervention geltend gemacht 
werden, I. 377. 

—, —, al Grund der actio mandati 
contraria des Bürgen, V. 471. 
— auf Zeit nad Sidt, Firi- 
rung des Präjentationdtages bei 
nicht bdatirtem Accepte nach dem 
Bananen einer intempejtiven Klage, 

483 

—, Ausfteller de3 eigenen, 6% 
— 53 — V. 42. 

—, Ausſtellung Seiten einer Ehe— 
frau, Conſens des Mannes bazu 
angenommen, auch wenn er zuerit 
unterzeichnet, III. 274. 

‚ Genehmigung des 

Mannes wenn zu präjumiren? — 

berjchleierte Bürgjchaft? I. 251, 

253, 557. 


—, —, — — Sanbelöfrau, V. 205. 
—, —, Seiten eines Interdictus, ſ. 
Beräußerungäverbot. 


—, —, nidt Schulbtilgung, VI. 439. 


—, Ausjtellungstag, Correcur . “4 | 


Intisfern der Urkunde ſchädlich? 

516 

—, Aval, durch Mitunterſchrift des 
—5* unter dem Namen der 


Ehefrau, auf einem auf eine —— 
MM = Ausfteler lautenden W. Du 


—, — VI 455. 
— SO FRUNORTEROR, 
879; V. 


UL. 


— — auf Anweiſungen— 
. 187. ’g 2 
Beweisfrage im Fall der Bi 


Wechfel verloren, ibid. 

— beweiſt auch im Concurs das 
Forderungsrecht, V. 501. | 
—, Blankogiro, Wirkung und 

Benußbarkeit, I. 259. 


— Diligenz, in Bezug auf Beh 


fentation und Proteftation. iſt 
em Proteſtort zu beurtheilen, 


213. — 


— domicilirter, Fall da 


ß ver 
Domirilit bei Verfall Inhaber “=; u 


W. iſt, II. 184, —— 


— ⸗ „Drei Monata dato’, ww J 
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rectur im Ausftellungstage Grund 
der Abmweifung der Wechjelregreß- 
age, I. 378. 

Wechſel, eigener, Zinspflicht des 

ins vom Berfalltage ab, 
. 18. 

—, „Eingeldöfl” in Art. 51 der 
WOD., IH. 523. 

—, Einrede, formlojer Bürgichaft 
Seiten der Ehefrau, III. 225. 

—, —, — — — — — ‚ gegenüber 
dem durch einfaches Giro legiti- 
mirten Incaffomandatar, III. 268. 

—, Einreden, IV. 350. 

—, exceptio rei judicatae, V. 85. 

—, Erecutivprozeß ausdem W., 
dabei ift Bedeutung nad) $. 39 des 
Gef. v. 7. Juni 1849 im Termine 
nicht erforderlich, IV. 178. 

—, N ee III. 268. 

—, Indoſſament, einfaches, über- 
trägt nicht das Eigenthum auf den 
Indoſſatar, wenn inter partes nur 
zumIncaſſo indoffirt worden, II. 180. 

—, —, Seiten des Handlungsbevoll— 
mächtigten? IV. 237. 

—, —, nad Berfall, IV. 179. 

—, —, zum Eigentbum oder In— 
caffo? VI. 435. 

—, —, zum Incaſſo, legitimirt nicht 
zur Anſtellung 
gegen den Acceptanten, II. 511. 

—, Indoffatar zum Incaſſo ob 
PROBE — oder nur Mandatar ? 

256 


—, Novation? IV. 237. 

—, DOrdinartlage? II. 523. 

—, pactum de non indossando, IV. 
237. 

—, Berfonalhbaft, Eollifion zwi— 
ſchen 8. 16 des Gef. v. 7. Juni 
1849 und Wechjelnovelle III. v. 
10. März 1864, I. 381. 

—, Bräjentation, GConftatirung 
der Anweſenheit des Trafjaten am 
Zahlungsort, IL. 71. 


; und Proteſt zu Ausſchluß 


des Präjudizes im Fall der Bor- 
mann im Concurs, II. 515. 
—, Broteft, „Angabe des Kalen- 
dertages“ in Art. 88 no.4, I. 484. 
—, —, Drt ber Aufnahme zc., I. 485. 
—, —, Aufnahme nach 6 Uhr Nach- 
mittag verjpätet, VL, 441. 


einer Civilklage 
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Wechſel, Proteſt, mangelhaft i. 
B. auf die Wechſelcopie, II. 184. 
—, — Nichterwähnung durchſtriche— 
ner Indoſſamente in der Wechſel— 

copie unſchädlich, III. 382. 

—, Regreß, hat der Indoſſatar 
gegen den Indoſſanten nicht, wenn 
er et defien Indoſſant 88. 

—, Regreßklage gegen die Ehe— 
frau, V. 212. 

—, Summe ungenügend bezeichnet, 
IV. 92. 

—, Unbeftimmtbeit in Bezug auf 
das Jahr des Verfalls, IV. 348. 
—, Berfalltag, Berechnung bei 
Berjchiedenheit des Kalenderſtyls 
für den Ausſtellungs- und Ber- 

falfort, II. 512. 

—, Bergleidh, novirender im W.- 
Verhörstermine jchließt die fernere 
Benutzung des W. als Klagfunda- 
ment aus, IV. 546. 

—, Verjährung, „beginnt mit 
dem Tage des erhobenen Proteſtes“ 
in Art. 78, L. 27. 

—, —, Unterbrechung durch Affirion 
der Ladung an der Thür der 
Wohnung des Schuldner und 
durch Edictalladung, IV. 261. 

— VBerjährungsfrift in Art. 77 
MWOD., Berechnung, IV. 180. 

—, —, de3 Art. 78 WO. wie zu be— 
vechnen? IV. 260. 

—, Berpfändung, V. 389. 

—, Verſprechen, mündliches, über 
Kaufgeld Wechfel zu geben, giebt 
weder Klage auf Ausjtellung von 
W., noch Berurtheilung nah W.— 
Recht, ILL. 526. 

—, — des Trafjjanten, gegenüber dem 
Remittenten, wenn Zrafjfat nicht 
zahle, wolle er einen neuen Wechjel 
ausjtellen, ob giltig? III. 386. 

—, Berfpreden, jolden zu 
hüten — Schäbdenflage, V. 416. 

—, Berzugsdzinjen im Regreß— 
wege, I. 192. 

—, Zahlungsort, wird durch 
Veränderung des Wohnortes des 
Trafjaten nicht berührt, I. 558. 

—, — f. a. Broteft. 

—, Zahlungszeit, „zwei Monat 
dato‘ iſt eine bejtimmte, V. 38. 

—, —, „drei Monat dato‘, I. 192, 


Civilvepertorium, 


Beate f. a. Concurs, Disconto. 

Wechſelarreſt, ausgefchloffen im 

Concurs, auch für den Ausländer, 
III. 528. 

Wechſelclauſel, bei einem nego- 
tium claudicans tritt nicht durch 
factiſche Ratihabition nach erlang- 
ter Volljährigkeit in Kraft, I. 373. 

Wechſelerklärung, Haftung des 
die W. als Bevollmächtigter un⸗ 
ter en pe nit ſchon durch 
—3— ion des angeblichen Man- 
dans liquid, J. 258. 

Wechſelfähigkeit, eines im Aus- 
land unter cura prodigi jtehenden, 
welcher im Inland acceptirt bat, 
auf Klage im Inland, VI. 377. 

Wechſelklage, gegen den Ausfteller 


des eigenen, 6%, Verzugszinſen, 


V. 42. 


—, gegen den Acceptanten im Ere- 


eutivprozeß, VI. 90. 
Wechſelprozeß, um gegen eine 
als Handelsfrau präbdicirte Ehe— 
frau executio in personam zu er— 
langen, bedarf es im W. der jo- 


fortigen Liquidftellung jener Eigen- _ 


ſchaft, I. 557. 

—, gegen den Cridar aus einem nad 
der Concurseröffnung ausgeftellten 
Wechſel, V. 217. 

—, exceptio noviter emergens, V. 257. 

—, Berbör, Bedeutung des Bellag- 
ten, beziehentlich in Folge des 
Bundesgef. vom 29. Mai 1868, V. 
502. 

—, exceptio juris, VI. 88. 

—, aus einem fuspenfip-negativ-be- 
dingten Wechjelverfprechen — Be— 
weislaſt, VI. 92. 

Weg, Öffentlider, Obſervanz 
und qualificirte Verjährung i. 3. 
auf die Unterhaltung folcher, II. 34. 

—, privater oder öffentlicher ? IV. 127. 

MWegegerechtigkfeit, Beſitzklage 
diesfalls, III. 419. 

—, Bermuthung für die Dinglichkeit 
einer durch Vertrag beftellten, III. 
419. 

—, opinio necessitatis bei der Er- 
— einer ſolchen, III. 420. 

„J. a. Erſitzung. 

„Wie alles ſteht und liegt“, 
Bedeutung, II. 277. 
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Wiedereinſetzung (in den vorigen 
Stand) gegen Verſäumniß an dem 
Termine und der Ginlajjung in 
Tolge Entbindung, V. 525. 

—, wegen Säumnifjes des Sachival- 
ters — Smäftimabilität? — Um— 
fänglichkeit der Beweisaufgabe ꝛc.? 
VI. 59. 


—, — — — —, im Eheprozeß, J. 136. 

—, nach dec. el. 4 hat die Ehefrau 

nicht in Interventionsprozeſſen nach 
8.55 des Exec.⸗Geſ., I. 495. 

—, baben Stadtgemeinden wegen 
fehlerhafter Inftruction der Sache 
nicht, IIL 68. 

Wiederktlage, inwiefern dem Klä- 
ger VBervollftändigung der Ilcten 
Durch Abjchriften aus der Conven— 
tion obliegt? I. 267. 

—, Eonnege Ausflüchte? IV. 275. 

—, fann nit auf Ginmwendungen 
gegen Form und Inhalt der Ur— 
funde bafirt werden, die nur auf 
legtere gegründet werden jollen, 
II. 89. 

—, Provocation zu Anjtellung der 
W., III. 406. 

—, ſ. a. Einrede. 

Wohnung, ob e3 die actuelle? LV. 
261. 

Wohnungsaugzug und Herberge, 
V. 115. 

—, Auslegung der Stipulation eines 
W., V. 132. 


Zahlung, Beweis der 3. als Er— 
fülung einer Forderung, V. 130. 

Zablungsftatt, Hingabe an 3., 
f. Paulianiſche Klage. 

Zeuge, unmittelbares Sachinterefje 
— bat folche8 der Mäkler? I. 396. 

—, Schwägerſchaft durch den Tod 
erlojhen? V. 240. 

Zeugenausfagen, Benutzung der 
3. auch fo weit fie über den Te— 
nor der Beweizjchrift hinausgehen, 
III. 396. 

—, — — — in einem ausländiichen 
Prozeſſe in einem zwiſchen denjel- 
ben Barteien im Inlande venti- 
lirten, III. 398. 
eugenverbör, nach der Novelle 
vom 30. Decbr. 1861 SS. 19, 20 
fann nicht neue Klaggründe ꝛc. 
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juppeditiren gegen die Rechtskraft 
des Interlocuts, V. 514. 

Zeugniffe, öffentlicher Behörden, 
Beweiskraft, II. 488. 

Zinjen, verfprocdhene i 3. in der 
„Darlehnsſchuld“ begriffen, II. 282. 

Zufall, Untergang des Pachtobjects 
durch 3., I. 230. 

„gum Nachtheil des Nachbar— 
arundftüdeg‘ in 8. 355 BGB., 
Ill. 81. 

Zurückhaltungsrecht, beim Ber- 
dingungsvertrage? I. 232. 

—, nach Art. 313 lg. HGB., 1. 335, 
369; V. 79. 

—, bei Immobilien? III. 105. 

—, ). a. Pachtvertrag und Reten- 
tionsrecht. 

Zuſtändigkeit, der Medicinalbe— 
hörden zu Feſtſtellung ärztlicher 
Liquidationen, J. 241. 

— der Handelsgerichte, ſ. dieſe. 

Zuſtandsvormund, eines geiftes- 
kranken Ehegatten u. U. zur An= 
nullationsklage, nicht zur Eheſchei⸗ 
dungsklage berechtigt, IV. 560. 

„gumweifen“? IL 172. 


Gioilrepertortum. 





Zwangsenteignung, Entidä- 
digung, Zeitpunkt, für welden 
ſolche zu ermitteln, I. 72. 

Zwangsverfahren, Seiten ber 
Shefrau überftandenes hebt beren 
Pflicht zum Gehorfam gegen den 
Ehemann nicht auf, I. 529. 

Bwangspverfteigerung, Repat- 
tition eines Gejammtliciti nad 
Berhältniß der Einzelgebote, 1. 83. 

—, Umfang de durch ſolche ver- 
äußerten Grundftüde, VI. 444. 


—, Bertheilung der Erftehungsgelber, 


III. 145, 433. 

—, — — —, außerhalb des Eon- 
curſes, II. 115. " 
—, giltig, wenn von mehreren Lici- 

tanten auch nur einer ein Gebot 
getban, I. 83. 
-—, mit doppelten Licitiß, I. 46. 
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